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Vorwort 


Dieses Handbuch zur Gesellschaft Deutschlands hat einen gewichtigen Vorlauf. Es wurde 
1998 zum ersten Mal von Bernhard Schäfers und Wolfgang Zapf herausgegeben. Das 
Buch erfreute sich großer Nachfrage, sodass drei Jahre später eine zweite, erweiterte und 
aktualisierte Auflage erschien. Ein knappes Jahrzehnt danach, im Frühjahr 2010, ent- 
wickelten wir die Idee, diese erfolgreiche Publikation weiterzuführen - mit überwiegend 
neuen Autorinnen und Autoren, aber auch mit einer aktualisierten Liste der Stichworte. 
Die damaligen Herausgeber zeigten sich sehr erfreut, dass nun zwei jüngere Kollegen 
den Staffelstab aufnehmen und das Handbuch neu erscheint. 

Die inhaltliche Anlage der vorliegenden Auflage greift auf das bewährte Format 
von Bernhard Schäfers und Wolfgang Zapf zurück. Auch in der vorliegenden Neuauf- 
lage geht es um eine breite Darstellung unterschiedlicher Aspekte der Strukturen und 
Dynamik unserer Gesellschaft. Wir haben die Autorinnen und Autoren der insgesamt 
70 Einträge gebeten, ihren Beitrag jeweils mit einer Definition und Abgrenzung des 
behandelten Themas zu beginnen, dann zentrale sozialgeschichtliche Entwicklungsli- 
nien nachzuzeichnen, daraufhin die gegenwärtige und prognostizierte sozialstruktu- 
relle Ausprägung abzuhandeln und schließlich die gesellschaftspolitische Relevanz ihres 
Gegenstands zu thematisieren. Die von uns rekrutierten Autorinnen und Autoren sind 
allesamt Experten ihres Sachgebiets. Die meisten sind ausgebildete Soziologinnen und 
Soziologen, für einzelne Einträge haben wir Autorinnen und Autoren aus Nachbardiszi- 
plinen wie beispielsweise der Politikwissenschaft angefragt. 

Nicht alle prinzipiell möglichen Themen können in ein solches Handbuch Eingang 
finden, daher bleiben zweifellos einzelne Lücken. Vier ursprünglich geplante Beiträge 
sind herausgefallen, weil die Autorinnen und Autoren nicht lieferten oder aber aus 
ernstzunehmenden Gründen absagen mussten. Insgesamt haben wir uns bemüht, die 
Auswahl der Einträge so vorzunehmen, dass die Nutzerinnen und Nutzer dieses Hand- 
buchs einen sehr breiten und kompakten Überblick über die Gesellschaft Deutschlands 
als Ganzes erhalten. Da heutige Gesellschaften nicht in relativer Isolation nebeneinan- 
der existieren, weisen zahlreiche Beiträge eine europäische oder globale Einbettung auf. 
Einzelne Stichworte beschäftigen sich explizit mit der zunehmenden Verflechtung der 
Gesellschaft über territoriale, politische und soziale Grenzen hinweg. 

Das Buch richtet sich sowohl an die Fachöffentlichkeit wie auch an die breitere, so- 
zialwissenschaftlich interessierte Öffentlichkeit. Wir hoffen, knapp zwölf Jahre nach der 
letzten Auflage, einen ähnlich großen Nutzer- und Leserkreis erschließen zu können 
wie die vorangegangenen Auflagen. 
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Anmerken möchten wir an dieser Stelle noch, dass wir in den einzelnen Beiträgen 
- im Gegensatz zur Form dieses Vorworts - aus sprachökonomischen Gründen im Re- 
gelfall die (kürzere) männliche Form gewählt haben. 

Wir danken vor allem den 87 Autorinnen und Autoren der 70 Einträge, ohne deren 
Beiträge es dieses Buch nicht gäbe. Zudem danken wir Susanna Kowalik, Janna Franke 
und Julia Schnakenberg, die die wissenschaftliche Redaktion dieses umfangreichen Ban- 
des kompetent und gewissenhaft unterstützt haben. Schließlich gilt unser Dank Kat- 
rin Emmerich vom VS Verlag, die dieses Projekt engagiert begleitet hat, sowie Gunther 
Gebhard, »unserem« versierten Setzer. 


Steffen Mau 
Nadine M. Schöneck 
Bremen im Juni 2012 
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Alter und Altern der Gesellschaft 
Martin Kohli 


1 Definition und theoretischer Hintergrund 


» Alter« ist ein Begriff, an dem viele Disziplinen partizipieren. Für den menschlichen 
Lebenslauf wird gewöhnlich zwischen biologischem, psychischem und sozialem Alter 
unterschieden. »Biologisches Alter« bezeichnet die Entwicklungsstadien des Organis- 
mus zwischen Geburt und Tod, »psychisches Alter« diejenigen des personalen Systems, 
»soziales Alter« den Ort der Person im gesellschaftlich gegliederten Lebenslauf, d.h. 
ihre Zugehörigkeit zu einer der gesellschaftlich abgegrenzten Altersphasen und Alters- 
gruppen. Eine charakteristische Unschärfe ergibt sich daraus, dass der Begriff » Alter« 
einerseits für jede Altersphase und Altersgruppe verwendet wird, andererseits jedoch 
auch für eine Teilmenge daraus, nämlich das höhere Alter - im Unterschied zu Kind- 
heit, Jugend und der Altersphase, die man mangels eines besseren Begriffs meist »ak- 
tives Erwachsenenalter« nennt. » Altern der Gesellschaft« wird heute gewöhnlich als 
demografischer Begriff verstanden (und nicht mehr als geschichtsphilosophischer): Er 
bezieht sich auf das zunehmende quantitative Gewicht der älteren Altersgruppen in der 
Gesamtbevölkerung (und nicht mehr auf die Vorstellung von Aufstieg und Niedergang 
einer Gesellschaft). Meist wird dies durch den Anteil derjenigen über einer bestimmten 
Altersgrenze (z.B. 60 oder 65 Jahren) gemessen, zuweilen auch durch das Verhältnis von 
Älteren zu Jüngeren (etwa in Form der »Belastungsquoten« - eines Begriffs, der insofern 
irreführend ist, als er das höhere Alter einseitig nur als gesellschaftliche »Last« auffasst). 

Höheres Alter und Altern der Gesellschaft werfen die Frage nach der Gliederung des 
Lebenslaufs (und damit der Altersphasen) insgesamt auf. Der strukturelle Grundtatbe- 
stand dafür ist die gesellschaftliche Organisation der Arbeit. Schon die Definition einer 
alternden Gesellschaft gründet sich offensichtlich darauf, dass es eine Zäsur zwischen 
»erwerbstätig« und »nicht mehr erwerbstätig« gibt. Denn die Altersgrenze (60 oder 
65 Jahre), die dafür meist herangezogen wird, hat weniger mit biologischen oder psy- 
chischen Prozessen zu tun als vielmehr mit der Veränderung in der sozialen Partizipa- 
tion, die in diesem Alter für den größten Teil der Männer - und heute auch der Frauen - 
stattfindet: dem Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand. 

Die Gliederung nach Lebensalter ist eine der möglichen Dimensionen der Natura- 
lisierung von Gesellschaft. Naturalisierung heißt, dass von Menschen geschaffene ge- 
sellschaftliche Ordnungen sich als etwas Natürliches präsentieren; anders gesagt, dass 
Selbstverständlichkeit durch den Rekurs auf Biologisches gewonnen wird. Andere For- 
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men der Naturalisierung sind Geschlecht oder Verwandtschaft. Dass jede Naturalisierung 
sich auch auf ein biologisches Element stützt, ist offensichtlich und macht ihre Plausi- 
bilität aus (wie am deutlichsten das Beispiel Geschlecht zeigt). Biologische Argumente 
sind in der Soziologie lange zu Unrecht ausgegrenzt worden, und es ist gut, dass sich 
dies jetzt ändert. Aber die Biologie ist immer nur der Grundstoff für die gesellschaftli- 
che Konstruktion. Dies wird allein schon durch die große Spannweite der gesellschaft- 
lichen Lösungen des Problems der Lebensalter - oder der gesellschaftlichen Nutzung 
der durch sie gebotenen Möglichkeiten - belegt. Die Art, wie Gesellschaften Lebensal- 
ter praktisch und begrifflich gliedern und bestimmte Lebensläufe vorschreiben oder als 
erstrebenswert definieren, ist außerordentlich vielfältig, wie die ethnologische Forschung 
seit langem anschaulich gezeigt hat (vgl. Elwert et al. 1990). 

Inzwischen sind Lebensalter und Lebenslauf auch in der Analyse westlicher Gesell- 
schaften zu einem zentralen Thema geworden (Mayer 2002; Weymann 1994). In Rileys 
Entwurf zu einer »Soziologie der Altersschichtung« (Riley et al. 1972) verbindet sich das 
Interesse an Alter als Ordnungsprinzip mit demjenigen an der Generations- bzw. Ko- 
hortenfolge als Mechanismus, über den strukturelle Veränderungen ablaufen. So ver- 
dienstvoll dieser Ansatz für die Durchsetzung einer soziologischen Perspektive auf Alter 
und Lebenslauf geworden ist, so begrenzt ist allerdings sein Potential für die Analyse 
materialer Probleme spezifischer Gesellschaften geblieben, da er sich zu sehr auf die for- 
male Dimension von Altern und Kohortenfolge beschränkt. 

Um zu zeigen, wie die Altersgliederung moderner Gesellschaften entstanden und 
welcher Dynamik sie heute ausgesetzt ist, ist eine strukturgeschichtliche Analyse er- 
forderlich (z.B. Ehmer 1990; 2008). Die wichtigsten historischen Veränderungen sind 
mit dem Konzept der »Institutionalisierung des Lebenslaufs« erfasst worden (Kohli 
2003; Scherger 2007). Wie sich die Institutionalisierung des höheren Alters vollzogen 
hat, kann an der Entstehung und Verallgemeinerung des Ruhestands abgelesen werden 
(siehe Abschnitt 2). 

Die gesellschaftliche Konstruktion der Altersphase als Ruhestand hat die theoretischen 
Debatten der Alternssoziologie - mit Kategorien wie Disengagement, Aktivität, Subkultur, 
Stereotypisierung oder struktureller Abhängigkeit - bis heute bestimmt (Backes/Clemens 
2008; Kohli 1992). Sie definiert auch die theoretische Problemlage für die Soziologie ins- 
gesamt. Es geht für letztere keineswegs nur um die Akquisition eines neuen Gegenstan- 
des, für dessen Bearbeitung die Einfügung einiger neuer Variablen in den gewohnten 
kategoriellen Apparat genügen würde; dieser selbst wird vielmehr zum Problem. Der 
Prozess des Alterns der Gesellschaft erzeugt nicht nur einen neuen Themenbereich, son- 
dern ist auch eine Herausforderung für die Grundlagen der Iheoriebildung - Grund- 
lagen, die aus einer Zeit stammen, bevor dieser Prozess sich konturierte. Die soziologi- 
sche Theorie hat sich dieser Herausforderung bisher noch kaum gestellt. Man kann dies 
z.B. an der Theorie der sozialen Ungleichheit erkennen (Kohli 1990). 

Eine zentrale Frage betrifft das Verhältnis von Altern und Modernisierung (> Mo- 
dernisierung und Individualisierung). In den frühen Debatten ging es hauptsächlich um 
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Status und Statusverlust des Alters: Mit zunehmender Modernisierung, so wurde be- 
hauptet, sinkt der Status der Älteren ab (Cowgill/Holmes 1972). Heute drängt sich eine 
andere Perspektive auf: Das Altern der Gesellschaft wird selbst zu einem Teil des ge- 
sellschaftlichen Entwicklungsprozesses. Das erscheint paradox, denn gewöhnlich wird 
ja unterstellt, das zunehmende Gewicht der älteren Bevölkerung bedrohe die Innova- 
tionsfähigkeit von Gesellschaften und damit ihre weitere Modernisierung. Die demo- 
grafischen Werte werden im internationalen Vergleich als wesentliche Dimensionen 
der ökonomischen Konkurrenzfähigkeit gelesen; ein höherer Altersanteil gilt in diesem 
Sinne als »Standortnachteil«. Die demografischen Analysen zeigen, dass für alle ent- 
wickelten Gesellschaften ein (mehr oder weniger ausgeprägter) Alternsprozess unver- 
meidlich ist (siehe Abschnitt 2). Die weitere Modernisierung dieser Gesellschaften wird 
deshalb nicht zuletzt davon abhängen, wie es ihnen gelingt, ihren Alternsprozess insti- 
tutionell zu bewältigen und positiv zu nutzen (Akademiengruppe 2009). 


2 Sozialgeschichtliche Entwicklung 


Die historische Institutionalisierung des Lebenslaufs - als positionale Sequenz und als 
biografischer Orientierungsrahmen - hat über die letzten beiden Jahrhunderte eine zu- 
nehmend klarere Gliederung nach Lebensphasen und Altersgruppen mit sich gebracht. 
Für das höhere Alter ist dabei die Herausbildung des modernen Ruhestandes die ent- 
scheidende strukturelle Veränderung. Es gehört zur Paradoxie der gesellschaftlichen Ra- 
tionalisierung, dass im Zuge der Entwicklungsdynamik, durch die sich die strukturelle 
Bedeutung der Arbeit verstärkte, zugleich die Lebensphase jenseits der Arbeit an eige- 
nem Gewicht gewann. Die empirischen Befunde zeigen, dass bis etwa zum Beginn des 
20. Jahrhunderts das höhere Alter in quantitativen Begriffen marginal war. Erst seither 
ist es zu einer Verallgemeinerung des Alters als »Ruhestand« gekommen. 

Die wichtigsten Dimensionen der demografischen Entwicklung über die letzten gut 
hundert Jahre werden in Tabelle ı in Form einer Kontraststruktur dargestellt. Sie be- 
zieht sich auf Deutschland, das ja mit den Bismarckschen » Arbeiterversicherungen « 
eine Pionierrolle für die Entstehung des modernen Sozialstaates hatte. Für unser Thema 
ist dabei die Alters- und Invalidenversicherung (eingeführt 1889) entscheidend (> Rent- 
ner und Ruhestand). Die Tabelle kontrastiert die heutigen Verhältnisse mit denen zu Be- 
ginn dieser ersten öffentlichen Alterssicherung. 

Der erste Zahlenblock zeigt, wie sehr die Chance zugenommen hat, überhaupt 
die Zeit des Ruhestandes zu erreichen. Unter den Sterblichkeitsverhältnissen von 1881 
bis 1890 erreichten ein Drittel der Männer und zwei Fünftel der Frauen das Alter von 
60 Jahren; heute sind es sogar für die Männer schon fast neun Zehntel. Wenn man be- 
rücksichtigt, dass die Altersgrenze der Rentenversicherung bei ihrem Beginn im Jahre 
1889 noch bei 70 Jahren lag, so wird der Kontrast noch größer: Nur knapp ein Fünftel 
der Männer und ein Viertel der Frauen erreichten damals diese Grenze. 
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Tabelle 1 Die Entstehung des modernen Ruhestandes in Deutschland 


1881-1890' 2008-2010? 

Anteil derjenigen, die das 60. Lebensjahr erreichen (in %) 

Frauen 39,3 94,2 

Männer 33,5 89,4 
Mittlere Lebenserwartung bei der Geburt (in Jahren) 

Frauen 40,25 82,83 

Männer 37,17 77,80 
Mittlere Lebenserwartung im Alter von 60 (in Jahren) 

Frauen 13,14 25,10 

Männer 12,43 21,47 

1895' 2009? 

Erwerbsquote der Personen ab 60 Jahren (in %) 

Frauen 21,9 7,8 

Männer 67,9 15,3 


Quellen: ' Bevölkerung und Wirtschaft 1872-1972. ? Eurostat. ? Statistisches Jahrbuch für die BRD 2011. 


Der zweite und der dritte Zahlenblock geben die mittlere Lebenserwartung damals und 
heute an. Sie machen deutlich, dass sich für diejenigen, welche die Altersgrenze erreicht 
haben, die noch erwartbare Lebensspanne heute erheblich verlängert hat. Die Lebens- 
erwartung bei der Geburt hat sich mehr als verdoppelt, aber auch der Zuwachs im Alter 
von 60 Jahren ist beträchtlich: auf fast das Doppelte für die Frauen und um drei Viertel 
für die Männer. Die älteren Frauen haben also ihren Vorsprung ausgebaut; die Männer 
erweisen sich zunehmend als das schwache Geschlecht. Frankreich, das für die Frauen 
zur Zeit nach Japan die höchste Lebenserwartung aufweist, liegt noch etwas darüber: 
Die 60-jährigen Frauen haben dort im Mittel heute noch über 27 Jahre Lebenszeit vor 
sich. Für Frankreich lässt sich auch zeigen, dass sich die Zunahme der Lebenserwartung 
im Alter historisch stark beschleunigt hat: Sie betrug in den zwei Jahrhunderten von 1750 
bis 1950 für die Männer rund drei Jahre, in den zwei Jahrzehnten von 1950 bis 1970 ein 
Jahr und in den beiden Jahrzehnten bis 1990 nochmals drei Jahre. Es spricht wenig dafür, 
dass wir bereits am Ende der Lebensverlängerung angekommen wären (Oeppen/Vaupel 
2002). Falls keine politische oder ökologische Katastrophe eintritt, dürfte die Verbes- 
serung der persönlichen Lebensführung und der medizinischen Versorgung zu einem 
weiteren Gewinn an Lebensjahren führen - ganz abgesehen von der Möglichkeit eines 
genetischen Durchbruchs. 

Der letzte Zahlenblock schließlich dokumentiert, wie sich die Tätigkeitsmuster im 
höheren Alter verändert haben. Während zu Beginn der Rentenversicherung vor hundert 
Jahren noch mehr als zwei Drittel der über 60-jährigen Männer erwerbstätig waren, ist es 
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heute nur noch weniger als ein Sechstel. Auch für die Frauen ist der Rückgang beträcht- 
lich - und dies, obwohl ihre Erwerbsbeteiligung insgesamt stark zugenommen hat. Mit 
anderen Worten: Ein zunehmender Teil der Menschen erreicht das Rentenalter und ein 
zunehmender Teil derjenigen, die das Rentenalter erreichen, geht auch tatsächlich in den 
Ruhestand. Wir haben es heute mit einer strukturell klar abgrenzbaren Altersphase von er- 
heblicher Länge für den überwiegenden Teil der Bevölkerung zu tun - also mit Alter als 
einem selbstverständlichen und eigenständigen Teil der Normalbiografie. 

Es wird oft argumentiert, dieser Institutionalisierungsprozess des höheren Alters 
habe sich inzwischen umgekehrt; anstelle einer klaren Teilung zwischen Erwerbsleben 
und Ruhestand komme es zunehmend zu Mischformen und Mehrfachsequenzen. In der 
Tat lassen sich - ähnlich wie in anderen Bereichen des Lebenslaufs (> Lebensverlauf) - 
gewisse Tendenzen zur De-Institutionalisierung beobachten (Scherger 2007). Sie betref- 
fen jedoch nur einige Dimensionen der Übergangsphase selber. Diese ist im Aggregat 
länger und vielfältiger geworden; das mittlere Alter beim Austritt aus dem Erwerbsle- 
ben ist bis vor wenigen Jahren ständig zurückgegangen (siehe Abschnitt 3) und im Zuge 
dieser Entwicklung haben sich neue institutionelle Pfade zwischen Erwerbsleben und 
Rente herausgebildet. An die Stelle einer (relativ) klar gezogenen Altersgrenze ist also 
eine längere Phase getreten, innerhalb derer die Bevölkerung ihren Übergang vollzieht. 
Auf individueller Ebene herrscht allerdings (in Deutschland) nach wie vor der vollstän- 
dige Übergang zu einem weitgehend festgelegten Zeitpunkt vor; von Flexibilisierung 
im Sinne eines »gleitenden« Übergangs oder einer späteren Rückkehr in eine Erwerbs- 
tätigkeit ist noch wenig zu sehen. Und auch für die Bevölkerung als ganze bleiben das 
»aktive« Erwachsenenleben und der Ruhestand strukturell klar geschieden: Unterhalb 
von 55 bezieht der größte Teil der Haushalte den größten Teil ihres Einkommens aus Er- 
werbstätigkeit, oberhalb von 65 aus Rente. 

Die Übersicht über die Bevölkerungs- 
entwicklung der G7-Länder in Tabelle 2 Tabelle2 Das Altern der Gesellschaft 
zeigt die Veränderung der Altersgruppen- in den G7-Ländern, 1960-2050 
Anteile seit 1960 und verlängert dies - auf 
der Grundlage von eher konservativen 
Annahmen zu Fertilität, Mortalität und 
Migration - bis ins Jahr 2050. Der Ver- ja 92 113 124 212 
gleich macht deutlich, dass alle diese Ge- Japan 57 90 17,2 35,6 
sellschaften erheblich altern, wenn auch Deutschland 115 156 163 30,9 
in unterschiedlicher Geschwindigkeit und frankreich 116 13,9 16,1 24,9 


Anteil der 65+Jährigen an der 
Gesamtbevölkerung in Prozent 


1960 1980 2000 2050 


Stärke. Japan wird nach dieser Vorausbe- Italien 95 134 183 327 
rechnung im Jahre 2050 mit einem An- großbri- 117 149 158 236 
teil der über 65-Jährigen von 35,6 Pro- tannien 

zent den Spitzenplatz einnehmen, gefolgt Kanada 7 EEE 7 Re 


von Italien und Deutschland (mit 327 Quelle: UN Population Division: World population 
bzw. 30,9 Prozent), während die USA (mit prospects, the 2010 revision. 
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21,2 Prozent) - aufgrund höherer Fertilität und etwas geringerer Lebenserwartung - den 
Schluss bilden. In den USA wird sich der Anteil der über 65-Jährigen - ausgehend von 
1960 - bis 2050 mehr als verdoppeln, in Deutschland fast verdreifachen und in Japan, 
das derzeit unter diesen Gesellschaften den schnellsten Alternsprozess aufweist, mehr 
als versechsfachen. 

Im Hinblick auf die Leistungsfähigkeit der sozialen Systeme sind jedoch nicht nur 
die Anteile relevant, sondern auch die absoluten Zahlen. Nach den Ergebnissen der 
11. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung - mit konstanter Fertilität und einem 
jährlichen Wanderungssaldo von 100 000 (Variante ı-Wı) - wird die deutsche Gesell- 
schaft als ganze bis 2050 von 81,9 auf 68,7 Millionen schrumpfen, die Zahl der Älteren 
(über 65) dagegen von 15,9 auf 22,9 Millionen zunehmen. Besonders stark ist der Zu- 
wachs bei den über 80-Jährigen, nämlich von 4,3 auf 10,0 Millionen (Statistisches Bun- 
desamt 2006). 


3 Die aktuellen sozialstrukturellen und institutionellen Muster 


Zur Lebenslage und Sozialstruktur im höheren Alter liegen neben älteren Darstellungen 
(z.B. Baltes/Mittelstraß 1992; Naegele/Tews 1993) inzwischen auch solche vor, die sich auf 
umfassende Mikrodaten stützen können, insbesondere den Alters-Survey (Kohli/Küne- 
mund 2005; Motel-Klingebiel et al. 2010; Tesch-Römer et al. 2006). Viele Daten können 
über Online-Portale abgerufen werden (z.B. das Statistische Informationssystem GeroStat 
des Deutschen Zentrums für Altersfragen: <http://www.gerostat.de>). Die Daten gehen 
auch in die regelmäßige Berichterstattung durch die Bundesregierung in Form der Alten- 
berichte ein (als bisher letzter: Deutscher Bundestag 2010). Fragen des höheren Alters wer- 
den überdies in den thematisch ausgerichteten Berichten der Bundesregierung behandelt, 
etwa in den Familienberichten und den Armuts- und Reichtumsberichten. 

Was zunächst die Geschlechterproportion betrifft, zeigt sich eine mit dem Alter deut- 
lich zunehmende Überrepräsentation der Frauen: Unter den über 75-Jährigen kommen 
auf einen Mann fast zwei Frauen, unter den über 90-Jährigen sogar fast drei (Statistisches 
Jahrbuch der BRD 2011: 44). Darin drückt sich in Deutschland nicht nur die aktuell höhere 
Lebenserwartung der Frauen aus, sondern auch der höhere Kriegsverlust bei den Män- 
nern. (Die Länder mit den ungleichsten Geschlechterproportionen im Alter sind diejeni- 
gen, deren Bevölkerung unter dem Zweiten Weltkrieg am stärksten gelitten hat: Russland 
und Weißrussland.) Da die Kriegsfolgen allmählich aus der Bevölkerungsstruktur ver- 
schwinden, ist das Ungleichgewicht denn auch etwas im Abnehmen begriffen. 

Eine nach Altersgruppen (von 40 bis 85 Jahren) gegliederte Übersicht über einige 
Dimensionen der Familienstruktur gibt Tabelle 3. Beim Familienstand zeigt sich deut- 
lich der soziale Wandel: Der Anteil der nie Verheirateten und auch der Geschiedenen 
bzw. Getrenntlebenden ist bei den 70-85-Jährigen wesentlich geringer als in den beiden 
jüngeren Altersgruppen. Es handelt sich hier offensichtlich nicht um Alters-, sondern 
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Tabelle3 Familienstruktur nach Altersgruppen in Deutschland (in Prozent) 


Altersgruppen 


40-54 Jahre 55-69 Jahre 70-85 Jahre 40-85 Jahre 
Familienstand m w ing m w ing. m w ing. m w insg. 
Ledig 16 11 14 6 4 5 2 5 4 10 7 9 
Verheiratet, zusammenlebend 70 70 70 81 72 76 78 48 61 75 65 70 
Geschieden oder verheiratet, 13 16 15 9 10 10 5 7 6 10 12 11 
getrenntlebend 
Verwitwet 1 2 2 4 14 9 15 40 30 5 16 11 
Kinderlos 23 15 19 13 13 13 10 12 11 17 14 15 
Ohne Enkel 91 85 88 50 42 46 24 22 23 63 54 58 


Quelle: Motel-Klingebiel et al. (2010); Alters-Survey 2008. 


um Kohorteneffekte. Überwiegend altersbedingt sind dagegen die Unterschiede bei der 
Verwitwung. Der Anteil der verheiratet Zusammenlebenden geht im hohen Alter stark 
zurück und entsprechend steigt der Anteil der Verwitweten. Dabei sticht das Ungleich- 
gewicht zwischen den Geschlechtern ins Auge: Unter den 70-85-Jährigen sind immer 
noch knapp vier Fünftel der Männer, aber nur noch knapp die Hälfte der Frauen ver- 
heiratet; ein Siebtel der Männer, aber zwei Fünftel der Frauen dieser Altersgruppe sind 
verwitwet. 

Die Kinderlosigkeit nimmt ebenfalls in der Kohortenabfolge zu: Unter den 
70-85-Jährigen haben neun Zehntel mindestens ein (lebendes) Kind, während es unter 
den 40-54-Jährigen noch vier Fünftel sind. In der höchsten Altersgruppe haben mehr 
als drei Viertel (mindestens) ein Enkelkind und alle Befunde weisen darauf hin, dass 
die Älteren der Großelternschaft eine hohe Wichtigkeit zumessen (Motel-Klingebiel 
et al. 2010). 

Von besonderer Bedeutung sind die Dimensionen, die man als Ressourcen für eine 
aktive und selbständige Lebensführung auffassen kann: Bildung, Einkommen und Ge- 
sundheit. Bei der Bildung zeigen sich die Folgen der Bildungsexpansion seit den 1960er 
Jahren: eine starke Ausweitung der Beteiligung an höherer Bildung und eine Verrin- 
gerung des Geschlechtsunterschiedes - auch hier nicht Alters-, sondern Kohortenef- 
fekte. Während von den über 65-Jährigen rund zwei Drittel nicht über einen Volks- oder 
Hauptschulabschluss hinaus kamen, beträgt dieser Anteil bei den 50-55-Jährigen noch 
ein Drittel und bei den 40-45-Jährigen ein Viertel. Umgekehrt weist unter den letzteren 
bereits ein knappes Drittel eine (Fach-)Hochschulreife auf, unter den über 65-Jähren da- 
gegen nur ein Siebtel (Statistisches Jahrbuch der BRD 2011: 132). 

Beim Einkommen haben die Älteren dagegen ihren früheren Rückstand weitgehend 
aufgeholt. Die große Rentenreform von 1957 hatte als Ziel eine Erhaltung des Lebens- 
standards aus dem Erwerbsleben fixiert, aber noch in den 1960er und 1970er Jahren 
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blieb das Einkommen der Älteren in der BRD stark hinter dem der Erwerbsbevölke- 
rung zurück und zugleich wiesen sie eine besonders hohe Armutsquote auf. Inzwischen 
haben die Älteren mehr am gesellschaftlichen Wohlstand teil, wobei sich allerdings eine 
klare Abstufung nach Alter und Geschlecht zeigt: Im Jahre 2005 betrug das mittlere 
Äquivalenzeinkommen der 65-75-Jährigen 96,3 Prozent des Durchschnitts der gesam- 
ten Bevölkerung, das der über 75-Jährigen dagegen nur 85,5 Prozent - der niedrigste 
Wert aller Altersgruppen. Die Armutsquote (bezogen auf 50 Prozent des Bevölkerungs- 
medians) belief sich bei den 65-75-Jährigen auf 6,5 Prozent, bei den über 75-Jährigen 
auf 11,1 Prozent. Kinder und junge Erwachsene wiesen demgegenüber eine deutlich hö- 
here Armutsquote auf (OECD 2009). Es gibt allerdings klare Hinweise darauf, dass die 
inzwischen eingeleiteten Rückschritte bei den Rentenleistungen in Zukunft wieder ein 
höheres Armutsrisiko zur Folge haben werden. 

Für die Gesundheit gibt es inzwischen eine Vielzahl von Indikatoren, von denen 
hier die subjektive Bewertung der eigenen Gesundheit - sie korreliert gewöhnlich hoch 
mit objektiven Indikatoren der Funktionstüchtigkeit - angeführt werden soll. Unter 
den 40-54-Jährigen bewerten 67 Prozent ihre Gesundheit als gut oder sehr gut und 
nur sieben Prozent als schlecht oder sehr schlecht. Unter den 70-85-Jährigen betragen 
die entsprechenden Anteile 40 Prozent und ı8 Prozent, wobei sich hier ein deutlicher 
Geschlechtsunterschied zeigt: Frauen fühlen sich weniger gesund als Männer (Motel- 
Klingebiel et al. 2010). Immerhin lässt sich festhalten, dass auch unter diesen »Hochbe- 
tagten« insgesamt noch vier Fünftel ihre Gesundheit als (sehr) gut oder mittel einstufen. 

Spezifische Probleme bestehen für große Teile der ausländischen Bevölkerung. Sie 
fällt zwar im höheren Alter quantitativ noch wenig ins Gewicht, nimmt aber rasch zu 
(Baykara-Krumme/Hoff 2006: 447 ff.). Im Jahre 2003 waren nur 10,6 Prozent der aus- 
ländischen Bevölkerung 60 Jahre und älter, während es unter der deutschen Bevölke- 
rung 24,6 Prozent waren. Aufgrund der Altersstruktur der ausländischen Bevölkerung 
lässt sich jedoch absehen, dass der Anteil der Älteren sich in den kommenden Jahren 
erheblich vergrößern wird, wenn nicht - wofür wenig spricht - die Rückkehrquoten 
deutlich steigen. Die älteren Ausländer werden also zunehmend als eigene Gruppe(n) 
in den Blick rücken. 

Auch in zeitlicher Hinsicht ist es zu einer internen Differenzierung der Lebensphase 
Alter gekommen (vgl. Tews 1993). Man kann auf der einen Seite eine » Verjüngung« des 
Alters erkennen. Es gibt Hinweise darauf, dass die Selbsteinschätzung als »alt« sich in 
ein höheres Alter verschoben hat (ebd.: 24). Das entspricht der Zunahme der erwähn- 
ten Ressourcen - hinsichtlich Gesundheit, Bildung und Einkommen beginnt jede neue 
Ruhestandskohorte ihr Alter auf einem höheren Niveau. Auf der anderen Seite ergibt 
sich durch die Erhöhung der Lebenserwartung und des Anteils der Hochbetagten ein 
gegenläufiger Prozess. Wenn man beide Seiten zusammenfasst, scheint sich somit die 
Unterscheidung von »jungen« und »alten« Alten, von »drittem« und »viertem« Lebens- 
alter aufzudrängen. Das dritte Alter wird durch historisch neue Merkmale - selbstän- 
dige Lebensführung und neue Ziele - typisiert, während das vierte die Merkmale des 
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früheren dritten annimmt - Rückzug und zunehmende Hinfälligkeit. Die Grenze zwi- 
schen ihnen wird gewöhnlich etwa bei 75 oder 80 Jahren angesetzt. Diese Typisierung 
wird durch Ergebnisse gestützt, wonach etwa ab 80 Jahren die Werte für physische und 
psychische Beeinträchtigungen in der Tat deutlich in die Höhe gehen (vgl. Mayer/Baltes 
1996). Allerdings hat die » Altersgrenze« von z.B. 80 Jahren nichts von der strukturel- 
len Bedeutung derjenigen bei 60 oder 65. Sie besteht einzig darin, dass im Durchschnitt 
der Bevölkerung die Anteile derjenigen, die noch zu selbständiger Lebensführung in der 
Lage sind, unter ein bestimmtes (historisch variables) Niveau sinken. Ein großer Teil 
der Personen ist davon auch nach diesem Alter nicht betroffen. Die Reifizierung einer 
solchen Grenze wäre deshalb ausgesprochen problematisch. Das »vierte Alter« im Sinne 
einer strukturell abgegrenzten Lebensphase gibt es nicht. 

Die Institutionalisierung des Alters als Ruhestand ist eine Erfolgsgeschichte. Wie jeder 
Erfolg schafft allerdings auch dieser seine eigenen Folgeprobleme. Im Vordergrund der 
öffentlichen Aufmerksamkeit stehen meist die ökonomischen Probleme der Finanz- 
politik und Arbeitskosten (siehe Abschnitt 4). Die lange Zeit jenseits des Erwerbsle- 
bens wirft jedoch auch psychologische und soziologische Probleme auf: solche der in- 
dividuellen Entwicklung und Sinnfindung und solche der gesellschaftlichen Integration 
und Partizipation. Bei letzteren lassen sich (mindestens) drei kritische Bereiche unter- 
scheiden: 


1) Die »produktiven Tätigkeiten« jenseits der Erwerbsarbeit 
2) Die politische Partizipation 
3) Die Leistungen im privaten (familialen) Generationenverhältnis 


1) Gibt es andere produktive Tätigkeiten, die im Alter den Platz der Erwerbsarbeit ein- 
nehmen können? Der Begriff »produktives Alter«, in den USA entstanden, ist inzwi- 
schen auch in Europa gebräuchlich (Erlinghagen/Hank 2008; Künemund 2006). Im 
weiteren Sinne wird er genutzt, um darauf hinzuweisen, dass auch im Alter Aktivität 
und Engagement einen großen Platz einnehmen. Damit soll der ausschließlichen Ty- 
pisierung der Älteren als Leistungsempfänger oder gar Schmarotzer des Sozialstaa- 
tes - die den öffentlichen Diskurs über »Generationengerechtigkeit« (intergeneratio- 
nal equity) prägt - der Boden entzogen werden. 

Im engeren Sinn wird mit dem Begriff versucht, die Tätigkeiten der Älteren auch 
ökonomisch fassbar zu machen und zu bewerten. Ähnlich wie in der Debatte über 
den Wert der unbezahlten Hausarbeit von Frauen geht es hier zunächst um eine 
Umstellung der Perspektive. Produktiv ist nicht nur, was am Markt als solches be- 
wertet und bezahlt wird, sondern auch das, was marktvermittelte Leistungen ersetzt. 
Zu denken ist neben Hausarbeit vor allem an ehrenamtliche Tätigkeiten, Betreuung 
und Pflege (Künemund 2006). Es lässt sich zeigen, dass der Umfang und ökonomi- 
sche Wert produktiver Tätigkeiten im Alter geringer ist als während des »aktiven« 
Erwerbslebens, aber doch eine beträchtliche Größe behält. In Deutschland stammen 
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die letzten verfügbaren Daten von 1996; damals machte dieser Wert 21 Prozent der 
Renten- und Pensionssumme aus. 

Die politische Partizipation der Älteren (vgl. Goerres 2009) zeigt bei den Spitzen- 
positionen einen ähnlich paradoxen Entwicklungsverlauf wie die Erwerbstätigkeit. 
Während der Anteil der Älteren an der Bevölkerung seit den 1950er Jahren stark zu- 
genommen hat, ist ihre Vertretung z. B. im Bundestag gesunken. Die 68er-Bewegung 
wirkte sich im Bundestag in einer erheblichen Verjüngung aus und die deutsche Ver- 
einigung brachte nochmals einen Verjüngungsschub. 

Wohl aber ist die Beteiligung der Älteren am politischen Leben an der Basis ge- 
wachsen. Es ist ein breiter Fächer neuer Organisationen, Beiräte und Selbsthilfe- 
gruppen entstanden. Man kann hier auch die Formen von »Alltagspolitik« anführen, 
nämlich das Engagement der Älteren in neuen Tätigkeitsfeldern jenseits der unmit- 
telbaren Umwelt von Familie und Nachbarschaft. 

Auch bereits bestehende Organisationen stehen unter einem zunehmenden 
Druck der Älteren. Ein Beispiel dafür sind die Gewerkschaften. An ihnen lässt sich 
verdeutlichen, in welcher Weise sich die Politisierung des Alters innerhalb gesell- 
schaftlicher Großorganisationen vollzieht und welche zukünftigen Alternativen sich 
dafür bieten (vgl. Wolf et al. 1994). 

Die Gewerkschaften haben immer schon - gewissermaßen stellvertretend - eine 
zentrale Rolle bei der Durchsetzung und Verteidigung sozialpolitischer Leistungen 
auch für die Älteren gespielt. Wenn man den vergleichsweise niedrigen Stand der In- 
teressenorganisation der Älteren und damit die geringe Stärke ihrer Lobbies in der 
Bundesrepublik betrachtet, könnte man erwarten, dass auch die sozialpolitischen 
Leistungen für die Älteren entsprechend niedrig sind. Bekanntlich ist das Gegenteil 
der Fall. Die Kausalität ist eher umgekehrt: Gerade weil die Institutionen des kor- 
porativen Systems in der Bundesrepublik bisher die Rentenpolitik selber erfolgreich 
betrieben haben, ist es nicht dazu gekommen, dass sich die Interessen der Älteren in 
Form einer eigenständigen Lobby organisierten, denn eine solche Lobby war bisher 
nicht notwendig. 

Das Generationenverhältnis in der Familie ist in der öffentlichen Diskussion eben- 
so wie in der Forschung selber lange unterbelichtet geblieben. Inzwischen hat sich 
gezeigt, dass dem öffentlichen Leistungsstrom von den Jüngeren zu den Älteren im 
Rahmen der Sozialversicherung ein privater Leistungsstrom (überwiegend) von den 
Älteren zu den Jüngeren im Rahmen der Familie gegenübersteht (Kohli et al. 2005). 
Dies betrifft zum einen Dienstleistungen, wo die Älteren nicht nur Hilfe empfan- 
gen, sondern auch Hilfe geben, etwa in Form der Betreuung der Enkelkinder, was 
für die Mütter in vielen Fällen die Voraussetzung dafür ist, dass sie selber erwerbstä- 
tig sein können. Zum andern betrifft es Geldleistungen (Schenkungen). Die älteste 
Generation leistet erheblich mehr, als sie selber empfängt, und zwar bereits vor dem 
Erbgang, etwa in Form von Unterstützung für die frühen Phasen des Familienauf- 
baus. Familiale Zuwendungen haben gerade heute für viele junge Erwachsene - an- 
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gesichts der erschwerten Möglichkeiten zur Integration ins Erwerbsleben - wieder 
einen größeren Stellenwert. Rechnet man den Wert der Dienstleistungen (mittels 
eines angenommenen Stundenlohns von 7,50 Euro) und der finanziellen Transfers 
zusammen, so zeigt sich, dass die Eltern im familialen Generationenverhältnis bis 
etwa 80 Jahre Nettogeber sind; erst danach werden sie gegenüber ihren Kindern zu 
Nettoempfängern. 


4 Sozialpolitische Relevanz 


Die sozialpolitischen Herausforderungen durch das Altern der Gesellschaft sind heute 
in aller Munde. Die Dringlichkeit der demografischen Veränderung wird durch den zu- 
nehmenden externen Druck auf die Arbeitsmärkte und Wohlfahrtsinstitutionen von 
Seiten der krisenhaften Globalisierung des Finanz- und Wirtschaftssystems verschärft. 
Sozialpolitische Baustellen gibt es mehrere, von der Gesundheits- und Pflegeversorgung 
bis zur notwendigen wohnungs- und städtebaulichen Anpassung an die Bedürfnisse 
der alternden Bevölkerung. Hier sei der Bereich kurz beleuchtet, der die größten öffent- 
lichen Kontroversen motiviert und auch in der gegenwärtigen Finanz- und Wirtschafts- 
krise im Vordergrund steht, nämlich die Rentenpolitik und insbesondere das Scharnier 
zwischen Arbeitsmarkt und Alterssicherung (> Rentner und Ruhestand). 

Die zeitliche Ausweitung der Lebensphase Alter ist nicht nur durch die Verlängerung 
des Lebens zustandegekommen, sondern auch durch den Trend zum frühen Ruhestand. 
Dieser Trend gehörte zu den markantesten Veränderungen der Lebenslauforganisation 
in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts (vgl. Ebbinghaus 2006; Kohli et al. 1991). Er 
wurde weitgehend im Konsens zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern mit explizi- 
ter oder impliziter staatlicher Unterstützung befördert. Die Erwerbsquoten der Älteren 
unterhalb des 65. Lebensjahres - und damit auch das durchschnittliche Alter des Aus- 
scheidens aus dem Erwerbsleben - gingen in allen westlichen Ländern zurück, unge- 
achtet ihres jeweiligen institutionellen Regimes von Altersgrenze und Alterssicherung. 
Der Übergang in den Ruhestand erfuhr dadurch eine grundlegende Neudefinition. Die 
gesetzliche Altersgrenze von 65 Jahren verlor zunehmend ihre Verbindlichkeit, sowohl 
institutionell - durch einen breiten Fächer von »Sonder«regelungen - als auch im Ver- 
halten der Arbeitnehmer, die ihre Erwerbstätigkeit zum größten Teil früher beende- 
ten. In der BRD reduzierte sich die Erwerbsbeteiligung der 60-64-jährigen Männer von 
71,8 Prozent (1970) auf gerade noch 30,3 Prozent (2000). Die vergleichenden Befunde 
machen jedoch deutlich, dass es sich beim Trend zum frühen Ruhestand keineswegs 
um einen deutschen Sonderweg handelte, für den etwa eine besonders großzügige Aus- 
stattung des sozialen Sicherungssystems verantwortlich war, sondern um eine in allen 
entwickelten Ländern zu beobachtende Tendenz. Nicht nur im Ländervergleich, auch 
im Vergleich verschiedener Branchen zeigte sich ein relativ einheitliches Bild: Sowohl 
in expandierenden als auch in kontrahierenden Industriezweigen, sowohl in »überal- 
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terten« als auch in Branchen mit »normaler« Altersstruktur ging der Anteil älterer Ar- 
beitnehmer zurück. 

Inzwischen hat sich die politische Einschätzung des frühen Ruhestands verändert: 
Er gilt zunehmend als übermäßige Last für die öffentlichen Finanzen und als Hindernis 
auf dem Weg zu einer produktiveren Wirtschaft. Als Teil ihrer Lissabon-Strategie setzte 
sich die EU im Jahre 2000 das Ziel, bis 2010 für die 55-65-jährige Bevölkerung eine Er- 
werbstätigenquote von 50 Prozent zu erreichen. Das schien damals vielen Beobachtern 
ein allzu ehrgeiziges Ziel zu sein. Heute zeigt sich, dass viele Länder dieses Ziel erreicht 
haben, darunter einige - wie Deutschland - mit einer erheblichen Zunahme, die man 
als klare Trendumkehr werten kann. Die Erwerbsbeteiligung der 60-65-jährigen Män- 
ner ist in Deutschland von 2000 bis 2010 von 30,3 Prozent auf 53,4 Prozent gestiegen, 
die der gleichaltrigen Frauen relativ gesehen sogar noch mehr, nämlich von 12,9 Pro- 
zent auf 35,4 Prozent. Auch bei den 55-60-Jährigen hat sich eine Zunahme ergeben: von 
76,0 Prozent auf 84,4 Prozent für die Männer und von 55,9 Prozent auf 70,2 Prozent für 
die Frauen (Statistisches Jahrbuch 2011: 90). 

Die Heraufsetzung des Rentenalters in Deutschland auf 67 Jahre wird in Zukunft zu 
einer weiteren Erhöhung der Erwerbsbeteiligung unter den Älteren führen. Eine hö- 
here Altersgrenze ist allerdings nicht einfach nur durch einen Gesetzesakt realisierbar. 
Damit sie sich faktisch durchsetzen kann, muss es zu einem erheblichen strukturellen 
Umbau der Arbeitsorganisation kommen. Zu denken ist dabei nicht nur an die vielfach 
beschworene Umverteilung der Arbeit über den Lebenslauf durch Förderung von Teil- 
zeitarbeit und Beurlaubungen, sondern auch an den lebenslangen Qualifikationserhalt 
durch eine Fort- und Weiterbildung, die nicht mehr auf bestimmte Berufsgruppen be- 
schränkt bleibt, und durch Gesundheitsprävention (vgl. Akademiengruppe 2009). So- 
lange dies nicht erfolgt, bedeutet eine höhere Altersgrenze eine einseitige Verlagerung 
der Lasten auf die älteren Arbeitnehmer und ein erhöhtes Risiko für sie, ihr Alter mit 
einer niedrigeren Rente bestreiten zu müssen (Blossfeld et al. 2011). 

Aus der Erfahrung des letzten Jahrzehnts kann man schließen, dass die Renten- 
systeme keineswegs die »unverrückbaren Objekte« sind, als die sie in der wohlfahrts- 
staatlichen Literatur lange Zeit eingeschätzt wurden. In vielen Ländern ist es zu einem 
erheblichen Umbau gekommen, sei es durch Abbau von Frühverrentungsmöglichkei- 
ten, Erhöhung der gesetzlichen Altersgrenze, Verschärfung der Zugangsvoraussetzun- 
gen, Leistungskürzungen oder eine Kombination dieser Instrumente (Arza/Kohli 2008). 
Diese Transformationen geschehen gegen den Willen großer Teile der Bevölkerung. Die 
Umfragedaten - etwa im Rahmen des Eurobarometers, des »International Social Sur- 
vey Program« (ISSP) oder des Wohlfahrtssurveys - belegen dies mit aller Deutlichkeit. 
Angesichts der in der Öffentlichkeit verbreiteten Krisenszenarien des Wohlfahrtsstaates 
im Allgemeinen und der Altersversorgung im Speziellen könnte man erwarten, dass in- 
zwischen ein erheblicher Anteil der Bevölkerung sich für eine gewisse Einschränkung der 
Ausgaben für die Rentenversicherung ausspricht. Das trifft nicht zu - im Gegenteil: Die 
Mehrheit möchte, dass für die Renten mehr Geld ausgegeben wird. Besonders unpopulär 
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ist die Heraufsetzung des Rentenalters. Die Umfragebefunde werden durch die öffentlichen 
Proteste in Ländern wie Frankreich, Spanien oder Griechenland bestätigt. Bemerkenswert 
ist, dass auch die Jüngeren mehrheitlich für einen Aus- statt Abbau der Rentenversiche- 
rung sind. Es gibt also auch heute noch starke Solidaritätsbeziehungen, die das Konfliktpo- 
tenzial zwischen den Generationen verringern und dasjenige zwischen Bevölkerung und 
Staat vergrößern. 
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KHMTAMM Ha HeMEUKOM A3bIKke BKoHTakTe, PyKoBonuTenb MBaH BepemarnH 


Arbeitslosigkeit 
Wolfgang Ludwig-Mayerhofer 


1 Was ist Arbeitslosigkeit? 


Die Frage, was Arbeitslosigkeit ist - wie man sie also definieren und dann entsprechend 
beschreiben und analysieren könne -, scheint naiv: Arbeitslose, so könnte man in einer 
ersten Annäherung annehmen, sind Menschen, die keinen Arbeitsplatz haben. Ar- 
beitslosigkeit kann dann als die Summe aller Arbeitslosen aufgefasst und als Arbeitslo- 
senquote in Relation zu den Beschäftigten gesetzt werden. Allerdings stecken in einer 
solchen Definition einige Tücken, die auch dazu führen, dass man hinsichtlich der sta- 
tistischen Messung von Arbeitslosigkeit durchaus unterschiedliche Konzepte vorfinden 
kann. Vergleichsweise einfach ist noch die erste definitorische Einschränkung, dass es 
um fehlende bezahlte Arbeit oder Erwerbsarbeit geht; mancher Arbeitslose mag durch- 
aus unbezahlte ehrenamtliche Arbeit ausüben (von der Arbeit im Haushalt ganz zu 
schweigen), aber eben keinen Arbeitgeber finden, mit dem er gegen Entgelt ein formel- 
les Beschäftigungsverhältnis eingehen kann. Des Weiteren ist formelle und bezahlte Be- 
schäftigung keine Frage des »Alles oder Nichts«, denn manche Menschen haben zwar 
Erwerbsarbeit, aber nicht in ausreichendem Umfang. So werden in der Bundesrepublik 
als Arbeitslose auch Personen gezählt, die weniger als 15 Stunden in der Woche einer be- 
zahlten Arbeit nachgehen, sofern sie arbeitslos gemeldet sind, weil sie eine andere Be- 
schäftigung oder Beschäftigung in höherem Umfang suchen (was auch bedeutet, dass 
sie - wie alle anderen Arbeitslosen - »dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen«, also 
auch tatsächlich in der Lage sein müssen, einer entsprechenden Erwerbstätigkeit nach- 
zugehen). Damit sind zwei weitere wichtige Elemente einer Definition von Arbeitslo- 
sigkeit angesprochen: Erstens müssen Personen ohne oder mit nicht ausreichend be- 
zahlter Arbeit (mehr) arbeiten wollen und können, um als Arbeitslose zu zählen (in 
der Sprache des $ 119 Sozialgesetzbuch (SGB) III: Sie müssen zu Eigenbemühungen be- 
reit sein und den Vermittlungsbemühungen der Agentur für Arbeit zur Verfügung ste- 
hen). Und zweitens muss jedenfalls für die Messung der Arbeitslosigkeit die Tatsache 
der fehlenden Erwerbsarbeit und des (mehr) Arbeiten-Wollens in irgendeiner Art und 
Weise registriert werden. Auf dieser Grundlage werden (allerdings ist auch das noch 
eine grobe Annäherung) in der Bundesrepublik Deutschland als » Arbeitslose« Perso- 
nen bezeichnet, die 
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e weniger als 15 Stunden pro Woche einer bezahlten Arbeit nachgehen (das schließt 
natürlich auch einen Umfang von Null Stunden ein, also Beschäftigungslosigkeit im 
wörtlichen Sinn), und 

e bei einer Agentur für Arbeit oder einem Jobcenter als arbeitslos registriert sind. 


Durch das zweite Element ist keineswegs nur die Frage der Registrierung angesprochen, 
sondern ebenso die des Arbeiten-Wollens, denn die Personen, die sich arbeitslos mel- 
den, müssen auch darlegen, dass sie in der Lage (etwa ausreichend gesund) und bereit 
sind, einer Erwerbsarbeit nachzugehen. Hinzu kommt allerdings noch eine Reihe wei- 
terer Regelungen: Beispielsweise werden Teilnehmer an Maßnahmen der sogenannten 
»aktiven Arbeitsförderung« nach dem SGB III (Eignungsfeststellung, Trainingsmaßnah- 
men) oder an sogenannten Ein-Euro-Jobs (genauer: Arbeitsgelegenheiten) nach dem 
SGB II ebenso wenig als Arbeitslose gezählt wie solche Arbeitslose im SGB II, denen 
nach Vollendung des 58. Lebensjahres über mindestens zwölf Monate kein reguläres 
Beschäftigungsverhältnis angeboten wurde (diese und andere Regelungen haben sich 
freilich im Zeitverlauf auch immer wieder gewandelt). Die amtlichen Arbeitslosenzah- 
len unterschätzen also die Zahl der Personen, die entgegen ihrem Wunsch keiner oder 
lediglich geringer regulärer Beschäftigung nachgehen. 

Viele andere Länder folgen bei ihrer Definition von Arbeitslosigkeit einem Verfahren, 
das von der International Labour Organization (ILO) entwickelt wurde (in Deutschland 
spricht man hier von Erwerbslosigkeit, um diese Definition von der oben skizzierten 
Definition von Arbeitslosigkeit zu unterscheiden): Danach gelten als arbeitslos bzw. er- 
werbslos nur Personen, die keinerlei Erwerbsarbeit nachgehen; allerdings entfällt hier 
das Erfordernis der offiziellen Registrierung als arbeitslos. Daher wird die so definierte 
Arbeitslosigkeit anhand von Umfragen erfasst, in denen die Bereitschaft einer Person 
zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit daran bemessen wird, ob sie in den vergangenen 
vier Wochen eine Beschäftigung gesucht hat und binnen zwei Wochen für eine neue 
Tätigkeit zur Verfügung steht. Mit dieser Definition rücken also teilweise andere Perso- 
nengruppen in den Blick, denn es gibt Menschen, die nicht bei der Agentur für Arbeit 
gemeldet sind (etwa, weil sie keinen Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung haben 
und/oder sich von den Vermittlungsbemühungen der Agentur nichts versprechen) und 
gleichwohl Erwerbsarbeit suchen. Wegen der unterschiedlichen Erfassung von Arbeits- 
losigkeit in verschiedenen Ländern bemühen sich Organisationen wie die OECD oder 
die EU, standardisierte oder »harmonisierte« Arbeitslosenquoten zu berechnen, die 
Vergleiche zwischen den Ländern erlauben (vgl. insgesamt zur Erfassung von Arbeitslo- 
sigkeit auch Franz (2009, Abschnitt 9.1.1)). 

So oder so ist umstritten, ob mit der offiziellen Arbeitslosigkeit das ganze Ausmaß 
von Unterbeschäftigung erfasst wird (wobei in der Regel jene Personen, die bereits einer 
Erwerbsarbeit - etwa in Teilzeit mit mehr als 15 Stunden pro Woche - nachgehen, aber 
gerne mehr arbeiten würden, noch gar nicht berücksichtigt werden). Mit dem Begriff 
Stille Reserve werden Personen bezeichnet, die ofliziell nicht als arbeitslos gelten, die 
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man aber aus einer anderen Perspektive als arbeitslos bezeichnen kann. Genauer un- 
terscheidet man in Deutschland zwischen der Stillen Reserve in Maßnahmen (hierbei 
handelt es sich um den bereits erwähnten Fall von Arbeitslosen, die an sozialpoliti- 
schen Maßnahmen teilnehmen und daher oder aufgrund anderer Regelungen nicht in 
der Statistik gezählt werden) und der Stillen Reserve im engeren Sinn. Mit letzterer 
meint man Personen, die eigentlich gerne einer Erwerbstätigkeit nachgehen würden, 
aber aufgrund (angenommener oder tatsächlicher) Chancenlosigkeit nicht (mehr) nach 
Beschäftigung suchen. 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass arbeitslosen Menschen unter Umständen 
Wege offenstehen, Leistungen anderer Systeme der sozialen Sicherung in Anspruch zu 
nehmen, sodass sie gleichfalls nicht als arbeitslos zählen. Solche Wege werden häufig of- 
fiziell oder informell durch Politik und Administration unterstützt. Charakteristisch für 
Deutschland war seit Mitte der 1980er und erst recht in den 1990er Jahren eine (ganz 
offizielle) Politik, älteren Arbeitslosen einen Übergang in den Vorruhestand zu ermög- 
lichen; in Ostdeutschland wurden auf diese Weise in den ersten Jahren nach der deut- 
schen Vereinigung nahezu alle Personen über 55 Jahren vom Arbeitsmarkt genommen. 
In anderen Ländern wurden ältere Arbeitslose häufig als »behindert« oder »berufsunfä- 
hig« definiert, so etwa (eher stillschweigend) in den Niederlanden in den 1980er Jahren. 


2 Entwicklung und Struktur der Arbeitslosigkeit 


Schon die Definition von Arbeitslosigkeit, vor allem das Erfordernis ihrer Registrierung 
(entweder durch die entsprechende Angabe bei einer Umfrage, die den offiziellen Auf- 
trag der Feststellung von Arbeitslosigkeit hat, oder durch die Meldung bei einschlägi- 
gen Stellen) deutet an, dass Arbeitslosigkeit ein »modernes« Konzept ist, das ein (u. U. 
para-)staatliches Wesen der umfassenden amtlichen Zählung, Registrierung und Klas- 
sifikation voraussetzt, welches in der Regel in Zusammenhang mit einer staatlichen oder 
staatlich regulierten Unterstützung für Arbeitslose eingeführt wurde (zu Deutschland 
siehe Zimmermann 2001). Sie ist das auch in einem zweiten Sinn: Von Arbeitslosigkeit 
zu sprechen, ist nur dann sinnvoll, wenn für weite Teile der Bevölkerung Erwerbstätig- 
keit (und zwar Erwerbstätigkeit in abhängiger Beschäftigung) den Kern der materiellen 
Reproduktion ausmacht - sei es direkt als Arbeitnehmer, sei es als Person, die als Fami- 
lienangehöriger vom Einkommen eines Arbeitnehmers abhängig ist. In einer von Sub- 
sistenzwirtschaft geprägten Welt kann es zwar Arme geben (Menschen ohne oder mit 
unzureichender Verfügung über Land und/oder Werkzeug), aber keine Arbeitslosen. 
Kurz: Arbeitslosigkeit ist ein Konzept, das erst mit der breiten Durchsetzung der kapi- 
talistischen Marktwirtschaft und der Entstehung der wohlfahrtsstaatlichen Sicherung 
gegen Arbeitsmarktrisiken zur Entfaltung kommt und selbstverständlich wird. Grob ge- 
sagt handelt es sich also um ein Konzept, das zu Beginn des 20. Jahrhunderts entstand 
und sich seither allmählich durchgesetzt hat. 
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Die Entstehung einer amtlichen Definition von Arbeitslosigkeit in Verbindung mit 
ihrer wohlfahrtsstaatlichen Absicherung verweist darauf, dass Arbeitslosigkeit eng 
mit den Krisenerfahrungen kapitalistischer Gesellschaften verknüpft ist. Namentlich 
die Weltwirtschaftskrise der 1930er Jahre mit weltweit anhaltend hoher Arbeitslosig- 
keit stellte eine große Herausforderung dar; bekanntlich war diese Krisenerfahrung in 
Deutschland zumindest ein wichtiger Hintergrundfaktor, der den Zulauf zu den Nazis 
und die Machtübernahme Hitlers begünstigte. In anderen Ländern griff man zu öko- 
nomischen Formen der Staatsintervention: Der »New Deal« in den USA und die Ideen 
von John Maynard Keynes (die nach dem Zweiten Weltkrieg in vielen Ländern für die 
Politik handlungsleitend wurden) schienen zu zeigen, dass sich die Krisendynamik des 
Kapitalismus besiegen oder zumindest eindämmen ließ. Die Zeit des Aufschwungs nach 
dem Zweiten Weltkrieg ließ dann in Deutschland (wie fast überall sonst auf der Welt) 
den Glauben entstehen, dass Arbeitslosigkeit der Vergangenheit angehören würde. Ja 
noch mehr: In dieser Nachkriegszeit gab es Phasen, in denen die Wirtschaft so stark 
wuchs, dass man dringend zusätzliche Arbeitskräfte benötigte, die man Ende der 1950er 
und in den 1960er Jahren in Deutschland aus dem Ausland holte (auf die Idee, den 
Frauen, und namentlich den Müttern, den Weg in den Arbeitsmarkt zu ebnen, kam man 
damals noch nicht). 

Seit Mitte der 1970er Jahre gehört Arbeitslosigkeit wieder zu den als beinahe selbst- 
verständlich akzeptierten Begleiterscheinungen entwickelter westlicher Gesellschaften. 
Auslöser des deutlichen Anstiegs der Arbeitslosigkeit waren zunächst spürbare Erhö- 
hungen der Preise für Erdöl durch die OPEC als Reaktion auf den mangelnden militä- 
rischen Erfolg arabischer Länder im sogenannten Yom-Kippur-Krieg im Oktober 1973 
sowie ein weiterer drastischer Anstieg der Ölpreise im Jahr 1979 im Gefolge der irani- 
schen Revolution. Diese Ölpreis-Schocks können allerdings (ebenso wie andere Schocks 
im Sinne kurzfristiger Änderungen ökonomischer Rahmenbedingungen) nicht erklä- 
ren, wieso Arbeitslosigkeit seit dieser Zeit in vielen Ländern auf einem deutlich höheren 
Niveau verblieben ist als vorher. Hierauf wird im nächsten Abschnitt noch ausführlicher 
eingegangen. Zunächst sei aber die Entwicklung und die Struktur der Arbeitslosigkeit 
in Deutschland (bis 1990 beschränkt auf die Bundesrepublik Deutschland) genauer 
dargestellt. 

Abbildung ı zeigt zunächst deutlich die kontinuierliche Abnahme der Arbeitslosig- 
keit! im deutschen »Wirtschaftswunder« der 1950er Jahre und das nur kurz unterbro- 
chene Verharren auf einem äußerst niedrigen Niveau bis in die 1970er Jahre. Anschlie- 
Bend steigt die Arbeitslosigkeit jeweils deutlich in der Folge wirtschaftlicher Krisen, 


1 Die in Abbildung ı dargestellte Arbeitslosenquote wurde gewählt, weil nur für sie bis in die 1950er Jah- 
re zurückreichende Daten vorliegen. Wegen der im Text geschilderten Probleme der Vergleichbarkeit 
sollte sie nicht mit den Quoten in anderen Ländern verglichen werden, sie entspricht aber auch nicht 
der zumeist für Deutschland berichteten Arbeitslosenquote, die sich auf alle zivilen Erwerbspersonen 
(also auch auf Selbstständige) bezieht. Für die Beschreibung der zeitlichen Entwicklung ist aber das 
(um etwa einen Prozentpunkt im Vergleich zur gerade genannten Quote überhöhte) Niveau irrelevant. 
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Abbildung 1 Entwicklung der Arbeitslosenquoten in Deutschland, 1950-2010 
(Arbeitslose bezogen auf abhängige zivile Erwerbspersonen) 
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Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (2011). 


von denen die beiden Ölkrisen bereits erwähnt wurden. Charakteristisch für Deutsch- 
land ist freilich im Vergleich zu anderen Ländern, dass der Rückgang der Arbeitslo- 
sigkeit gerade nach diesen beiden Krisen sehr langsam ist. Der deutliche Rückgang 
in Westdeutschland zu Beginn der 1990er Jahre ist eine durch einen kurzen Vereini- 
gungs-Boom ausgelöste deutsche Besonderheit, denn viele andere Länder waren in die- 
ser Zeit bereits von den Folgen einer weiteren Rezession betroffen, ausgelöst durch die 
sogenannte Savings-and-Loan-Krise, eine Bankenkrise in den USA. Der anschließende 
steile Anstieg in Westdeutschland ist dann vor allem eine Folge der finanziellen Lasten 
der Vereinigung, während derjenige in Ostdeutschland ein Resultat des Zusammen- 
bruchs der wenig produktiven und durch die 1:1-Gleichsetzung der DDR-Mark mit der 
D-Mark nicht mehr konkurrenzfähigen Industrie in den Neuen Bundesländern ist. Die 
nächste Erholung der Arbeitslosenquoten wird dann Anfang der 2oooer Jahre durch 
das Platzen der Dotcom-Blase (eine Phase überhöhter Aktienkurse vor allem von IT- 
Unternehmen, ausgelöst durch unrealistische Gewinnerwartungen) gebremst, während 
die Auswirkungen der Finanzkrise der Jahre 2008 bis 2010 in Deutschland im Vergleich 
zu anderen Ländern eher gering bleiben (sie sind am stärksten in den USA und Spanien, 
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Abbildung 2 Entwicklung der Arbeitslosenquoten in einigen europäischen Ländern 
und den USA, 1972-2010 (Harmonisierte Arbeitslosenquoten der OECD) 
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jenen Ländern, in denen diese Krise durch unrealistische Immobilienfinanzierungen 
entstand). 

Abbildung 2 verdeutlicht, dass zwar die meisten Länder von den genannten Schocks 
tangiert werden, aber in sehr unterschiedlicher Stärke: So steigt nach der zweiten Öl- 
krise die Arbeitslosigkeit im Vereinigten Königreich besonders stark, während sie in 
Schweden überhaupt erst in den 1990er Jahren gravierend zunimmt. Ebenso zeigt sich, 
dass ein einmal erreichtes hohes Niveau keineswegs langfristig den Entwicklungspfad 
der Arbeitslosigkeit vorgeben muss. Frankreich gehört zwar zu jenen Ländern, die ähn- 
lich wie Deutschland Schwierigkeiten haben, ein hohes Arbeitslosigkeitsniveau zu ver- 
lassen (noch gravierender sind die Probleme in Italien und Spanien). Doch haben im 
Gegensatz dazu die Niederlande bereits Anfang der 1990er Jahre mit einigem Erfolg 
versucht, energisch gegen Arbeitslosigkeit vorzugehen (und dies bei einer Verringe- 
rung der Zahl der Personen, die als berufsunfähig definiert wurden, und einer Steige- 
rung der Erwerbsbeteiligung von Frauen). Eine ähnliche Entwicklung vollzog das Ver- 
einigte Königreich ab Ende der 1990er Jahre, sodass sich die Dotcom-Krise nur in einer 
Verlangsamung des Rückgangs der Arbeitslosigkeit niederschlug (die Reaktion auf die 
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Finanzmarktkrise Ende der 2000er Jahre war dagegen wiederum stärker als in vielen 
anderen Ländern). Die USA, die oft aufgrund ihrer »liberalen« Arbeitsmarktinstitutio- 
nen als Vorbild genannt werden, schneiden keineswegs besser ab als so manches euro- 
päische Land. Als - nicht in der Abbildung enthaltene - Beispiele für anhaltend nied- 
rige Arbeitslosenquoten im Bereich von zumeist nur drei bis vier Prozent seien noch 
Norwegen (vielleicht ein Sonderfall aufgrund seiner Einnahmen aus Nordseeöl) und 
Österreich (mit weitgehend ähnlichen Arbeitsmarktinstitutionen wie Deutschland) ge- 
nannt. 

Dieser kurze Abriss zeigt auch, dass generalisierende Thesen von einem »Ende der 
Arbeitsgesellschaft«, wie sie lange Zeit gerade unter deutschen Sozialwissenschaftlern, 
aber auch in Teilen der Politik und der Öffentlichkeit verbreitet waren, recht provin- 
ziell sind. Diesen Thesen zufolge habe man sich damit zu arrangieren, dass die Zei- 
ten der Vollbeschäftigung für immer vorbei seien; im Hintergrund steht meist die An- 
nahme, dass aufgrund des Produktivitätsfortschritts immer weniger Arbeitskräfte 
benötigt würden. Diese Annahme verkennt aber die Entwicklungspotenziale kapitalis- 
tischer Wirtschaften (wie immer man sie bewerten mag) ebenso wie die ganz unter- 
schiedlichen »Fähigkeiten« von Volkswirtschaften, Arbeitsplätze zu erzeugen (oder zu 
vernichten). 

Zunächst ist aber ein weiterer Sachverhalt anzusprechen, nämlich die Dynamik von 
Arbeitslosigkeit (dazu auch Franz 2009, Abschnitt 9.1.2). Arbeitslosigkeit bedeutet nicht, 
dass ein bestimmter Prozentsatz der Erwerbspersonen mehr oder weniger dauerhaft ar- 
beitslos ist, während die übrigen durchgängig beschäftigt sind. Vielmehr herrscht am 
Arbeitsmarkt ein ständiger Wechsel, zu dem auch Übergänge in die bzw. aus der Ar- 
beitslosigkeit gehören. In Deutschland waren etwa in den Jahren 2007 und 2008 circa 
3,8 bzw. 3,4 Millionen Arbeitslose registriert, doch sind in diesen beiden Jahren jeweils 
fast doppelt so viele Personen arbeitslos geworden bzw. haben ihre Arbeitslosigkeit 
beendet (2007: rund 8,2 Millionen Zugänge und 8,8 Millionen Abgänge; 2008: rund 
8,4 Mio. Zugänge und 8,7 Millionen Abgänge). Nicht wenige dieser Zu- und Abgänge 
mögen rein administrativ bedingt sein (beispielsweise Ab- und Anmeldungen wegen 
Krankheit) und einige Arbeitslose verlassen den Arbeitsmarkt gänzlich, gehen in Rente 
oder aber beginnen eine Aus- oder Weiterbildung. Doch sind im Jahr 2007 immer- 
hin circa 3,1 Millionen Personen aus Erwerbstätigkeit heraus arbeitslos geworden (2008: 
3,4 Millionen), denen circa 3,2 Millionen (2007) bzw. 3,1 Millionen (2008) Personen ge- 
genüberstehen, die ihre Arbeitslosigkeit durch Aufnahme einer abhängigen Beschäfti- 
gung oder einer selbstständigen Tätigkeit beendet haben. 

Andere Länder weisen aber eine noch größere Dynamik der Arbeitslosigkeit auf. In- 
ternationale Daten, die mit den eben genannten Zahlen für Deutschland vergleichbar 
sind, liegen zwar nicht in systematischer Weise vor; eine Vorstellung davon, wie un- 
terschiedlich die Dynamik der Arbeitslosigkeit ist, können aber Angaben zur Dauer 
von Arbeitslosigkeit vermitteln. Der Anteil von Langzeitarbeitslosen - darunter ver- 
steht man Personen mit einer Arbeitslosigkeitsdauer von mindestens einem Jahr - an 
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Abbildung 3 Anteil der Personen mit einer Arbeitslosigkeitsdauer von mindestens einem Jahr 
an allen Arbeitslosen, ausgewählte Länder 
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allen Arbeitslosen ist in Deutschland anhaltend hoch (Abbildung 3).” Besonders gut 
schneiden hier die USA ab, wo mit Ausnahme der letzten Jahre Langzeitarbeitslosigkeit 
nur eine Restgröße darstellt. Aber auch in anderen Ländern ist ein größerer Anteil von 
Langzeitarbeitslosen ein Phänomen, das meist auf die ersten Jahre nach einem Anstieg 
der Arbeitslosenquoten beschränkt ist und dann wieder auf ein eher niedriges Niveau 
zurückgeht. 

Erwähnt sei noch ein Phänomen, das bislang statistisch gar nicht erfasst wird, näm- 
lich wiederholte Arbeitslosigkeit: Handelt es sich bei den Zugängen in Arbeitslosigkeit 
vorwiegend um Menschen, die bereits früher arbeitslos waren, oder betrifft Arbeits- 
losigkeit immer wieder neue Personen? Damit ist auch die Frage verknüpft: Besteht 
bei Personen, die einmal arbeitslos waren, im Vergleich zu noch nie arbeitslos Gewese- 
nen ein erhöhtes Risiko, (wieder) arbeitslos zu werden? Soweit dazu Befunde vorliegen, 
scheint tatsächlich einmal aufgetretene Arbeitslosigkeit neue Arbeitslosigkeit zu be- 


2 Hier wie im Folgenden präsentiere ich Daten seit 1991, da frühere Daten sich nur auf Westdeutschland 
beziehen, teilweise aber für die Zeit nach 1991 nur Daten für Gesamtdeutschland vorliegen. 
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günstigen - allerdings wird die Dauer der wiederholten Arbeitslosigkeitsepisoden nicht 
länger, sondern die wiederholt Arbeitslosen finden häufig auch relativ schnell wieder 
eine Beschäftigung, die sie dann aber auch bald verlieren. Dies könnte auch damit zu- 
sammenhängen, dass in bestimmten Branchen oder Berufen häufigere Wechsel zwi- 
schen Beschäftigung und Arbeitslosigkeit typisch sind. 


3 (Sozial-)Struktur der Arbeitslosigkeit in Deutschland 


Es ist bekannt, dass Arbeitslosigkeit in sehr erheblichem Ausmaß von der Qualifika- 
tion abhängt (> Berufs- und Qualifikationsstruktur). Obwohl in der Öffentlichkeit immer 
wieder von Akademikerarbeitslosigkeit die Rede ist, haben Personen mit einem Hoch- 
schulabschluss, relativ gesehen, ein sehr geringes Arbeitslosigkeitsrisiko; ihre Arbeitslo- 
senquote beträgt seit der Jahrtausendwende durchgängig ein Drittel der durchschnitt- 
lichen Arbeitslosenquote und lag in den Jahren 2008 und 2009 bei 2,5 Prozent (siehe 
IAB-Aktuell 2011). Aber auch eine abgeschlossene berufliche Ausbildung unterhalb 
eines Hochschulabschlusses bewirkt im Vergleich zum Durchschnitt eine Verringerung 
des Arbeitslosigkeitsrisikos. Drastisch hoch sind dagegen die Arbeitslosenquoten von 
Unqualifizierten: Die Arbeitslosenquoten von Personen ohne Berufsabschluss liegen seit 
20 Jahren zwischen 20 und 25 Prozent. 

Lange galt, dass die Arbeitslosigkeitsquoten von Frauen über denen der Männer 
lagen (Abbildung 4; hier werden keine Daten aus anderen Ländern angegeben, weil 
die Grafik sonst recht unübersichtlich würde). Seit Beginn der 2000er Jahre ist dies je- 
doch tendenziell anders, ein Trend, der für West- wie für Ostdeutschland gilt. Mögli- 
cherweise macht sich hier bemerkbar, dass Frauen der jüngeren Generation genauso 
gut oder gar besser ausgebildet sind als Männer und häufiger als diese in den zukunfts- 
trächtigeren Dienstleistungsberufen arbeiten. Bei den Geschlechterunterschieden der 
Arbeitslosigkeitsrisiken zeigen sich allerdings auch deutliche Unterschiede zwischen 
Ländern; in nicht wenigen Staaten liegt die Arbeitslosenquote der Frauen deutlich über 
der der Männer (Mau/Verwiebe 2009: 138 ff.). 

Arbeitslosigkeit ist schließlich auch eine Frage des Alters. Deutschland genießt mit 
Blick auf Jugendliche international einen guten Ruf, da die deutliche Ausrichtung der 
beruflichen Bildung am Arbeitsmarkt relativ gute Chancen verspricht, im Anschluss an 
die Ausbildung bald eine (ausbildungsadäquate) Erwerbstätigkeit zu finden. Die ver- 
gleichsweise niedrigen Arbeitslosenquoten Jugendlicher in Deutschland (Abbildung 5) 
sprechen dafür, dass diese Annahme berechtigt ist, auch wenn Jugendliche in dualer 
Ausbildung hier (im Gegensatz zu Ländern, wo es diese Ausbildungsform nicht gibt) 
zu den Beschäftigten gezählt werden und so der Nenner bei der Berechnung der Ar- 
beitslosenquoten mit anderen Ländern nicht unbedingt vergleichbar ist (bei Berech- 
nungen, die Auszubildende bei den Arbeitslosenquoten nicht berücksichtigen, ergeben 
sich für Deutschland deutlich höhere Arbeitslosenquoten). Für die Interpretation des 
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Abbildung 4 Arbeitslosenquoten für Frauen und Männer in Deutschland, 1991-2010 
(Arbeitslose bezogen auf abhängige zivile Erwerbspersonen) 
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Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (2011). 


Verlaufs der deutschen Kurve ist der Hinweis noch wichtig, dass der deutliche Anstieg 
im Jahr 2005 vor allem ein Effekt der »Hartz-Reformen«, insbesondere der Einführung 
des SGB II, ist; diese haben dazu geführt, dass Jugendliche als arbeitslos gezählt wurden, 
die vorher (oft mit ihren Eltern) Sozialhilfe bezogen haben. 

Wichtig ist auch hier, die Dynamik der Arbeitslosigkeit zu berücksichtigen: Die 
Phase des Übergangs in den Arbeitsmarkt ist in vielen Ländern eine Such- und Pro- 
bierphase (oder, in der Sprache der Ökonomen: die Suche nach einem »Match«, einer 
Übereinstimmung zwischen den Fähigkeiten und Wünschen der Beschäftigten und den 
Anforderungen der Arbeitgeber), sodass Jugendliche zwar häufiger als Erwachsene ar- 
beitslos werden, allerdings meist auch die Arbeitslosigkeit bald wieder verlassen. (In 
den südeuropäischen Ländern, auf die in diesem Beitrag aus Platzgründen nicht weiter 
eingegangen werden kann, scheint es allerdings generell für Jugendliche sehr schwie- 
rig zu sein, überhaupt in den Arbeitsmarkt einzutreten.) Im Gegensatz dazu sind ältere 
Arbeitnehmer oft relativ gut vor Entlassungen geschützt, finden jedoch schwer eine er- 
neute Beschäftigung, wenn sie einmal arbeitslos geworden sind. 
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Abbildung 5 Arbeitslosenquoten Jugendlicher (15 bis 24 Jahre) in Deutschland 
und einigen weiteren Ländern, 1991-2010 
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4 Ursachen von Arbeitslosigkeit 


Eine ausführliche Diskussion der ganz heterogenen Einflüsse auf die Höhe der Arbeits- 
losigkeit muss im Rahmen dieses Beitrages unterbleiben - zumal da (wie auch in ande- 
ren Bereichen) Wissenschaftler durchaus uneins sind, welches nun eigentlich die Fak- 
toren sind, denen letztlich die größte Bedeutung zukommt. Die folgende Darstellung 
bezieht sich überwiegend auf Deutschland, zieht allerdings zur Verdeutlichung immer 
wieder Beispiele aus anderen Ländern heran (umfassende Darstellungen aus ökonomi- 
scher Sicht findet man bei Franz 2009, Abschnitt 9.2). 

Es könnte zunächst nahe liegen, Arbeitslosigkeit auf zu hohe Löhne zurückzuführen. 
Naheliegend ist diese Vermutung deshalb, weil sie auf einen grundlegenden Mechanis- 
mus von Marktwirtschaften rekurriert: das durch Preise gesteuerte Verhältnis von An- 
gebot und Nachfrage. Arbeitslosigkeit heißt schließlich, dass eine zu geringe Nachfrage 
nach der »Ware Arbeitskraft« besteht, und diesem Nachfragedefizit könnte nach der 
grundlegenden Marktlogik durch eine Senkung der Preise, also der Arbeitslöhne, be- 
gegnet werden. Dass die Löhne (zu) hoch bleiben, sich also nicht der Nachfrage anpas- 
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sen, wird in dieser Sicht vor allem auf die (angeblich zu rigiden) Institutionen des deut- 
schen Arbeitsmarktes zurückgeführt, etwa die Flächentarifverträge, die die Löhne für 
die Beschäftigten in den jeweiligen Branchen unabhängig von der ökonomischen Situa- 
tion der einzelnen Unternehmen festlegen. Auch der relativ starke Kündigungsschutz 
in Deutschland ist hier zu nennen; dieser hindert die Unternehmen zwar keineswegs 
daran, Arbeitnehmer zu entlassen, doch bewirkt er, dass diese in der Regel bei der Ent- 
lassung Abfindungen oder anderweitige Leistungen der Unternehmen erhalten, ist also 
ebenfalls ein Kostenfaktor. 

Der Einfluss der Lohnhöhe wird allerdings aus mehreren Gründen überschätzt. Zu- 
nächst ist die Lohnhöhe an sich wenig aussagekräftig, denn die Arbeitgeber können auf 
hohe Löhne grundsätzlich durch entsprechende Steigerung der Güterpreise reagieren. 
In diesem Kontext ist allerdings bedeutsam, dass seit Anfang 1980er Jahre die Natio- 
nalbanken der modernen Ökonomien weitestgehend auf restriktive Geldpolitiken um- 
geschwenkt sind, mit deren Hilfe vor allem der Geldwert stabil gehalten, also: die In- 
flation als Maß für die Steigung der Güterpreise gedämpft wurde. Erst in Verbindung 
hiermit können hohe bzw. steigende Löhne ein Problem werden. Zweitens aber sind 
hohe Löhne auch deshalb nicht notwendig ein Problem, weil sie in Verbindung mit der 
Produktivität der Arbeitskräfte gesehen werden müssen: Wenn letztere sehr produktiv 
sind, sind hohe Löhne kein Beschäftigungshindernis. Tatsächlich sind die sogenannten 
Lohnstückkosten - ein Maß für die Löhne in Relation zur Produktivität der Arbeits- 
kräfte - in Deutschland niedriger, als es die nominalen Löhne vermuten lassen; im Un- 
terschied zu letzteren, wo Deutschland international (immer bezogen auf die modernen 
Volkswirtschaften) im oberen Bereich liegt, nimmt es mit Blick auf die Lohnstückkos- 
ten eher eine mittlere Position ein. Schließlich ist mit Blick auf die angenommene Rigi- 
dität der deutschen Arbeitsmarktinstitutionen zu erwähnen, dass schon seit geraumer 
Zeit den Betrieben deutlich mehr Flexibilität eingeräumt wird; in bestimmten Situatio- 
nen können sie im Benehmen mit dem Betriebsrat durchaus von den Flächenverträgen 
nach unten abweichen. De facto hat die lang anhaltende Arbeitslosigkeit jedenfalls dazu 
geführt, dass Lohnunterschiede größer wurden und insgesamt der Anteil der Löhne am 
Bruttoinlandsprodukt zurückging, Tendenzen, die sich auch in anderen Gesellschaften 
nachweisen lassen und zum Teil auch politisch gewollt sind (Korpi 2002). 

Soweit Löhne also überhaupt ein Problem sind, so sind es sicherlich nicht die Löhne 
schlechthin; schließlich ist die Arbeitslosigkeit auch in Ländern mit deutlich niedrige- 
rem Lohnniveau hoch. Vielmehr muss man genauer die jeweilige Ausrichtung und die 
Dynamik der Wirtschaft in den einzelnen Ländern betrachten. So lässt sich mit Blick 
auf Deutschland feststellen, dass sich wirtschaftliches Wachstum hier besonders wenig 
in Beschäftigungswachstum »übersetzt«; in den Begriffen der Ökonomie spricht man 
von einer geringen Beschäftigungselastizität des Wachstums. Anders gesagt: Wirtschaft- 
liches Wachstum wird in Deutschland überwiegend durch Produktivitätssteigerungen 
und wenig durch Steigerungen des Erwerbsarbeitsvolumens erzielt. Das unterscheidet 
Deutschland beispielsweise sehr stark von den USA, in denen die Beschäftigungselasti- 
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zität des Wachstums viel höher ist (Allmendinger et al. 2012). Das mag natürlich auch 

mit der Höhe der Löhne zusammenhängen, da höhere Löhne eben einen Anreiz darstel- 
len, Arbeitskraft durch Technik zu ersetzen. Entscheidend ist aber hierfür eher die Höhe 

der Löhne in einzelnen Arbeitsmarktsegmenten. In Deutschland lagen die Beschäfti- 
gungschancen für Hochqualifizierte immer sehr deutlich über dem Durchschnitt; denn 

diese Arbeitskräfte sind es, die in technisch oder kognitiv anspruchsvollen Tätigkei- 
ten benötigt werden. Die Problemgruppe am Arbeitsmarkt sind hingegen - vermutlich 

in steigendem Ausmaß - un- oder angelernte Arbeitskräfte. Hier ließe sich argumen- 
tieren (und wird faktisch immer wieder argumentiert), dass deren Löhne in Deutsch- 
land wiederum etwa im Vergleich zu den USA »zu hoch« seien, denn die Abstände der 
Löhne zwischen den niedrigsten und den höchsten Lohngruppen sind in den USA deut- 
lich höher als in der Bundesrepublik. Hier stellt sich allerdings die Frage, ob man eine 

von so starken Unterschieden zwischen Reich und Arm gekennzeichnete Gesellschaft 
wie die US-amerikanische tatsächlich für erstrebenswert hält. Im Übrigen zeigt gerade 

die jüngste Zeit auch die Anfälligkeit des US-amerikanischen Wirtschaftsmodells, liegt 
doch dort die Arbeitslosigkeit zuletzt deutlich höher als in vielen europäischen Ländern, 
abgesehen davon, dass auch schon vorher (wie Abbildung 2 zeigt) die Arbeitslosigkeit 
in den USA keineswegs so deutlich nach unten von anderen Ländern abwich, wie oft- 
mals behauptet wird. 

Speziell mit Blick auf Deutschland, wo, wie dargestellt, Arbeitslosigkeit besonders 
hartnäckig auf relativ hohem Niveau verblieben ist, wird häufig eine weitere Erklärung 
angeführt: der »Hysteresis-Effekt«. Damit wird auf eine Dynamik abgestellt, wonach 
einmal eingetretene Arbeitslosigkeit dazu tendiert, sich gleichsam aus sich heraus zu 
verstärken. Entsprechende Theorien existieren in ganz unterschiedlichen Varianten; 
diese reichen von der Anpassungsfähigkeit von Unternehmen an wirtschaftliche Verän- 
derungen über die sogenannte »Insider-Outsider-Theorie« (wonach die Beschäftigten 
bei Lohnverhandlungen nur ihre eigenen Interessen an - hohen - Löhnen, nicht aber 
die der Arbeitslosen berücksichtigen) bis zu Annahmen, dass Hysteresis vor allem durch 
lange individuelle Arbeitslosigkeitsdauern entsteht. Gründe für letztere Annahme kann 
man einmal in der »Entwertung des Humankapitals« der Arbeitslosen sehen, also in der 
Tatsache, dass mit zunehmender Arbeitslosigkeit vorhandene Kenntnisse und Fähigkei- 
ten mangels Nutzung zurückgehen und der Anschluss an neue Entwicklungen am Ar- 
beitsplatz verloren geht, weiterhin aber auch in sogenannten »Screening-Effekten« der 
Arbeitgeber: Wenn jemand lange Zeit arbeitslos war, könnten potenzielle Arbeitgeber 
geneigt sein, anzunehmen, dass er bereits von anderen Arbeitgebern geprüft und für 
nicht gut genug befunden wurde. 

Dafür, dass dieses Muster für Deutschland eine gewisse Bedeutung hat, spricht zu- 
mindest die Tatsache des vergleichsweise hohen Anteils Langzeitarbeitsloser. Allerdings 
bleibt damit noch offen, warum Langzeitarbeitslosigkeit in diesem Ausmaß überhaupt 
entstanden ist. Auch der Einfluss der Regelungen der sozialen Sicherung bei Arbeitslo- 
sigkeit und der Arbeitsmarktpolitik, die immer wieder diskutiert werden, sollte nicht 
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überbewertet werden. Der durch die sogenannten »Hartz-Reformen« erhöhte Druck 
auf die Arbeitslosen, sich schnellstmöglich um eine Wiederbeschäftigung - auch zu 
schlechteren Bedingungen - zu bemühen, mag einen gewissen Beitrag zur nach 2005 
eingetretenen Reduzierung der Arbeitslosigkeit geleistet haben, eine wesentlich größere 
Rolle hat jedoch die gute Konjunkturentwicklung gespielt. 

Alles in allem wird man mit Blick auf die Arbeitslosigkeitsdynamik in Deutschland 
in den letzten 20 Jahren sagen müssen, dass die deutsche Vereinigung sicherlich ein 
zentraler Faktor für die hohe Arbeitslosigkeit ist - direkt durch die Vernichtung vieler 
Arbeitsplätze in Ostdeutschland und indirekt durch die hohen Lasten der Vereinigung 
für die öffentlichen Haushalte, die sich letztlich natürlich auch auf die Wirtschaft nie- 
derschlagen müssen. Ohne die Vereinigung, so mutmaßen manche (so etwa Münchau 
2006), hätte Deutschland, das Ende der 1980er Jahre auf einem guten Entwicklungspfad 
war, schon lange ähnlich niedrige Arbeitslosenquoten wie Österreich - eine unbeweis- 
bare, aber nicht gänzlich unplausible Annahme. Der Blick auf die letzten 40 Jahre ver- 
deutlicht freilich auch, dass die immer wiederkehrenden wirtschaftlichen Krisen wohl 
nur in einzelnen Fällen und unter günstigen Bedingungen ohne gravierende Folgen für 
den Arbeitsmarkt bleiben (siehe Blanchard 2006). Selbst wenn man in Zukunft lernen 
kann, die Auswirkungen dieser Krisen besser in den Griff zu bekommen, besteht ange- 
sichts eines (möglicherweise zunehmend) volatilen Finanzkapitalismus wenig Grund 
zur Annahme, dass die Arbeitsmärkte in Zukunft ruhiger werden. Die demografischen 
Entwicklungen werden wohl mittelfristig zu einem Abbau von Arbeitslosigkeit führen. 
Doch Stabilität am Arbeitsmarkt steht vermutlich bis auf weiteres nicht ins Haus. 
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Arbeitsmarkt und Beschäftigung 


Johannes Giesecke 


1 Definition und Abgrenzung 


Der Arbeitsmarkt ist eine der zentralen Vergesellschaftungsinstanzen moderner Gesell- 
schaften. Auf ihm werden im Zuge des Aufeinandertreffens von Arbeitsangebot und 
-nachfrage Arbeitsleistung und Erwerbseinkommen verteilt: Die Anbieter von Arbeits- 
kraft offerieren Arbeitsleistungen eines bestimmten Typs und Umfangs, die Nachfrager 
von Arbeitskraft bieten für diese Leistungen einen bestimmten Preis (in Form von Lohn 
bzw. Gehalt). Im Rahmen von Arbeitsverträgen verpflichten sich Arbeitnehmer zur Er- 
bringung von (meist noch nicht konkret spezifizierten) Arbeitsleistungen, die Arbeitge- 
ber verpflichten sich zur Vergütung der Leistung. Der Arbeitsmarkt hat aber auch eine 
Bedeutung, die über seine materielle Funktion hinausgeht. Aufgrund der hochgradigen 
Erwerbszentrierung moderner Gesellschaften spielen Art und Umfang der Erwerbsar- 
beit eine wichtige Rolle für individuelle Lebenschancen, etwa im Bereich physischer und 
psychischer Gesundheit, sozialer Partizipationschancen oder subjektiv wahrgenomme- 
ner Lebensqualität und -zufriedenheit. Der Arbeitsmarkt ist damit nicht nur Vergesell- 
schaftungsinstanz, sondern eine wesentliche gesellschaftliche Arena für die Generierung 
und Reproduktion sozialer Ungleichheit. 

Die Integration der Menschen in den Arbeitsmarkt ist seit den 1970er Jahren und 
erst recht seit der Wiedervereinigung Deutschlands (» Wiedervereinigung) eines der 
zentralen gesellschaftspolitischen Handlungsfelder und ein wesentlicher Maßstab er- 
folgreichen Regierungshandelns. Auf der Ebene konkreter politischer Maßnahmen wird 
der Arbeitsmarkt durch unterschiedliche arbeitsmarktpolitische Instrumente geregelt. 
In den 1990er Jahren spielten Programme zur Finanzierung von Kurzarbeit und Früh- 
verrentung, aber auch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen eine große Rolle, vor allem in 
den Neuen Ländern. Leistungskürzungen bei der Unterstützung für Arbeitslose, die 
Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe, die Verschärfung von Regeln bei 
Leistungszugang und Zumutbarkeit sowie eine stärkere Orientierung auf Vermittlung 
im Zuge der sogenannten Hartz-Gesetze bestimmten die Politik in der ersten Dekade 
des 21. Jahrhunderts. Die damit in Gang gesetzten Neuregelungen des Arbeitsmarktes 
haben in Deutschland die umfangreichsten gesellschaftspolitischen Reformen der letz- 
ten 20 Jahre mit sich gebracht. Diese Reformen haben einen bereits in den 1980er Jahren 
einsetzenden Strukturwandel des Arbeitsmarktes weiter beschleunigt. 


S. Mau, N. M. Schöneck (Hrsg.), Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, 
DOI 10.1007/978-3-531-18929-1_3, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013 
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Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt 


Auch wenn es der Begriff zunächst suggerieren mag: Der Arbeitsmarkt ist kein Markt wie 
andere Märkte. Im Gegensatz etwa zu Kapital- oder Gütermärkten existieren eine ganze 
Reihe spezifischer Eigenschaften des Arbeitsmarktes, die das reine Spiel von Angebot 
und Nachfrage nachhaltig einschränken. Sowohl das Angebots- als auch das Nachfrage- 
verhalten unterliegen kulturellen und soziopolitischen Bedingungen. Beispiele hierfür 
sind die eingeschränkte Mobilitätsbereitschaft oder -fähigkeit der Arbeitskräfte, Tarif- 
verhandlungen zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebervertretungen (in denen oft- 
mals die Höhe von Löhnen und Gehältern für ganze Branchen festgelegt werden) oder 
Beschränkungen, die aus der Arbeits- oder Sozialgesetzgebung resultieren, wie etwa 
Kündigungsschutzregelungen oder die konkreten Bedingungen des Bezugs von Leis- 
tungen aus der Arbeitslosenversicherung. Es sind diese spezifischen, mit dem individu- 
ellen Arbeitsangebot bzw. der Arbeitsnachfrage interagierenden Kontextbedingungen, 
die die Sonderstellung des Arbeitsmarktes im Vergleich zu anderen Märkten begründen. 

In Deutschland waren im Jahr 2010 im Jahresdurchschnitt knapp 39 Millionen Per- 
sonen erwerbstätig, das entspricht fast der Hälfte der gesamten Bevölkerung. Dazu 
kamen circa drei Millionen erwerbslose Personen bei circa 360 000 gemeldeten offenen 
Stellen - das Angebot an Arbeitskräften überstieg demnach die Nachfrage. Doch durch 
welche wesentlichen Faktoren werden das Arbeitsangebot und die arbeitgeberseitige 
Arbeitsnachfrage überhaupt beeinflusst? 


Die Angebotsseite 


Auf der Angebotsseite hat die Lohnhöhe eine Anreiz- und Lenkfunktion für das indi- 
viduelle Angebotsverhalten, d.h. bei steigenden oder fallenden Löhnen ist auch von 
einem sich ändernden Arbeitsangebot auszugehen (wobei steigende Löhne nicht auto- 
matisch ein individuell steigendes Arbeitsangebot nach sich ziehen müssen, da sich Per- 
sonen in einem solchen Fall auch für ein Mehr an Freizeit entscheiden können). Aller- 
dings wird diese Anreiz- und Lenkfunktion durch verschiedene soziale Institutionen 
und weitere Kontextbedingungen beeinflusst: Erstens berücksichtigen Personen bei der 
Frage, wie viel Arbeitskraft sie anbieten wollen, ihren jeweiligen Haushaltskontext. Hier 
spielen die Struktur und die Größe des Haushalts (etwa Vorhandensein von Kindern) 
oder die bereits vorhandenen materiellen Ressourcen (etwa Vermögen oder Erwerbs- 
einkommen anderer Haushaltsmitglieder) eine Rolle. Zweitens übt das Bildungssystem 
einen Einfluss auf das Arbeitsangebot aus (> Bildung und Bildungssystem). So werden im 
Zuge der Bildungsexpansion immer mehr Personen länger im Bildungssystem gehalten 
und stehen damit dem Arbeitsmarkt für die Zeit der Ausbildung nicht oder nur einge- 
schränkt zur Verfügung. Gleichzeitig findet durch die Zunahme höherer Abschlüsse 
eine Abwertung bzw. Verdrängung niedrigerer Abschlüsse statt. Sinkende Beschäfti- 
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gungschancen gering qualifizierter Personen führen dann mitunter zu einem Rückzug 
dieser Menschen vom Arbeitsmarkt. Schließlich wirken sich die enge Kopplung von Bil- 
dungssystem und Arbeitsmarkt in Deutschland sowie der hohe Grad an Beruflichkeit 
einschränkend auf die berufliche Mobilität und damit das Arbeitsangebot aus: Berufs- 
wechsel sind oftmals nur möglich, wenn Arbeitnehmer über entsprechende Bildungs- 
zertifikate ihre Eignung für diesen Beruf nachweisen können (» Berufs- und Qualifika- 
tionsstruktur). Drittens beeinflussen gesetzliche oder kollektivvertragliche Regelungen 
das Arbeitsangebotsverhalten von Menschen. Für den deutschen Kontext seien hier ex- 
emplarisch arbeits- und sozialrechtliche sowie familienpolitische und steuerrechtliche 
Bestimmungen genannt, wie etwa die Zahlungen im Falle von Arbeitslosigkeit (ALG 
I und II), Frühverrentungsmöglichkeiten, das Elterngeld oder das Ehegattensplitting. 
Solche Regelungen haben einen Effekt auf den sogenannten Reservationslohn, d.h. den 
Lohn, der überschritten sein muss, damit eine Person überhaupt ihre Arbeitskraft an- 
bietet. Darüber hinaus bieten sie mitunter Anreize für die Wahl einer sozial legitimier- 
ten Lebensalternative jenseits der Erwerbsarbeit (Alternativrollen wie beispielsweise 
Hausfrau/mann). 

Wird das Arbeitsangebot aus einer gesamtgesellschaftlichen Perspektive betrachtet, 
spielen neben den oben genannten Faktoren, die das individuelle Angebotsverhalten be- 
einflussen, demografische Einflussgrößen eine wesentliche Rolle. Hierzu zählen die na- 
türliche Bevölkerungsentwicklung (> Bevölkerung) sowie die Entwicklung der Zu- und 
Abwanderung (» Migranten; » Migration). So zeigen statistische Vorausberechnungen, 
dass (unter der Annahme gleichbleibender Geburtenraten, einer steigenden Lebens- 
erwartung und eines leicht positiven Wanderungssaldos) die Bevölkerung im erwerbs- 
fähigen Alter (15-64 Jahre) bis 2030 in allen Bundesländern zurückgehen wird (Statis- 
tische Ämter des Bundes und der Länder 2009). Dieser Entwicklung kann durch eine 
Erhöhung der Erwerbsbeteiligung älterer Menschen begegnet werden (die Anhebung 
des gesetzlichen Renteneintrittsalters war ein Schritt in diese Richtung), wobei der Er- 
halt der Beschäftigungsfähigkeit älterer Menschen (Gesundheit, Qualifikation) eine ent- 
scheidende Rolle spielt, um ein solches Ziel zu erreichen. 


Die Nachfrageseite 


Während das Arbeitsangebot aufgrund relativ langsam verlaufender demografischer und 
verhaltensbezogener Veränderungen in der Regel eher mittel- bis langfristigen Schwan- 
kungen unterliegt, können sich bei der Arbeitsnachfrage auch kurzfristig deutliche Ver- 
änderungen ergeben - mit den entsprechenden Konsequenzen für den Arbeitsmarkt 
und der sozioökonomischen Situation vieler Menschen. Die Arbeitsnachfrage seitens 
der Unternehmen und der privaten Haushalte wird im Wesentlichen durch deren öko- 
nomisches Verhalten und die Abwägung von Kosten und Erträgen der (zusätzlich) ein- 
gesetzten Arbeitskraft bestimmt. Für Unternehmen hängen die Erträge in erster Linie 
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von der absetzbaren Menge sowie dem Preis und damit auch der Nachfrage nach den 
erzeugten Gütern bzw. Dienstleistungen ab. Die Kosten einer Investition in Arbeitskraft 
wiederum ergeben sich aus der Summe der Kosten aller Produktionsfaktoren. Für die 
Entscheidung von Unternehmen und privaten Haushalten, wie viel (zusätzliche) Ar- 
beitskraft sie benötigen, spielen zunächst die Kosten des Produktionsfaktors Arbeit eine 
wichtige Rolle. Diese Kosten wiederum setzen sich aus den direkten Lohnkosten und 
den Lohnnebenkosten zusammen, die insbesondere aus gesetzlichen, tarifvertraglichen 
oder freiwilligen betrieblichen Regelungen resultieren (etwa gesetzlich festgeschriebene 
Sozialversicherungsbeiträge, Zahlung von Urlaubsgeld, betriebliche Altersvorsorgepro- 
gramme). Der Anteil der Lohnkosten, der von den Arbeitgebern zusätzlich zu dem ver- 
einbarten Lohn bzw. Gehalt geleistet wird, ist nicht unerheblich: Im Jahr 2010 betrugen 
die durchschnittlichen Gesamtlohnkosten in der deutschen Privatwirtschaft 29,20 Euro 
für eine geleistete Arbeitsstunde (brutto), davon entfielen 28 Prozent auf Lohnneben- 
kosten - ein Wert knapp unterhalb des EU-27-Durchschnitts von 31 Prozent (Angaben 
des Statistischen Bundesamtes, <https://www.destatis.de>). Neben den Kosten des Pro- 
duktionsfaktors Arbeit fallen Kosten für andere Produktionsfaktoren (z.B. Zinsen für 
aufgenommene Kredite, Anschaffungskosten für Maschinen und Arbeitsmaterial) an, 
die damit ebenfalls die Arbeitskraftnachfrage ganz erheblich beeinflussen. Diese Kosten 
sind wiederum das Ergebnis von Dynamiken auf Kapital-, Finanz- und Gütermärkten, 
den dort wirkenden Akteuren und den jeweiligen institutionellen Rahmenbedingun- 
gen (wie etwa Zinsentscheidungen von Zentralbanken oder Vorschriften für den EU- 
Binnenmarkt). 

Neben den Unternehmen und den privaten Haushalten ist der Staat ein wichtiger 
Akteur für den Arbeitsmarkt, da er sowohl das Arbeitsangebot als auch die Nachfrage 
nach Arbeitskraft maßgeblich beeinflusst. Auf das Arbeitsangebot wirken vor allem ge- 
setzliche Regelungen aus dem Arbeits-, Sozial-, Familien- und Steuerrecht. Gleichzeitig 
kann es im Rahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik durch Maßnahmen wie Fortbildung 
oder gemeinnützige Arbeit (Ein-Euro-Jobs) dazu kommen, dass Arbeitslose für den 
Maßnahmenzeitraum weniger intensiv oder überhaupt nicht mehr nach Arbeit suchen 
(lock-in-Effekt). Auf der Nachfrageseite wirken sich ebenfalls gesetzliche Regelungen 
auf das Verhalten von Unternehmen und privaten Haushalten aus. Solche Regelungen 
umfassen beispielsweise Subventionen jeglicher Art (inklusive Subventionen von Löh- 
nen in Form von Lohnkostenzuschüssen), die Höhe der Sozialversicherungsbeiträge 
oder steuerrechtliche Aspekte. Darüber hinaus existiert der Bereich der öffentlich ge- 
förderten Beschäftigung (» zweiter Arbeitsmarkt«), der diejenigen Arbeitsverhältnisse 
umfasst, die im Rahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik finanziert und als »Beschäftigung 
schaffende Maßnahmen« bezeichnet werden. Hierzu zählten in der Vergangenheit vor 
allem die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, welche aber mittlerweile mehr oder weniger 
vollständig von den sogenannten Arbeitsgelegenheiten abgelöst wurden (2010 waren 
etwas mehr als 300 000 Personen in solchen Arbeitsgelegenheiten beschäftigt, circa 
50 Prozent davon in Ostdeutschland). Schließlich tritt der Staat über die öffentlichen 
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Betriebe und Verwaltungen aber auch selbst als Nachfrager von Arbeitskraft auf. So 
waren 2010 immerhin knapp 4,6 Millionen Personen bei Bund, Ländern, Kommunen 
oder im mittelbaren öffentlichen Dienst (z. B. Bundesagentur für Arbeit) beschäftigt. 

Das Arbeitsangebot und die Nachfrage nach Arbeitskraft bestimmen das Beschäf- 
tigungsniveau und das Niveau der Erwerbslosigkeit in einer Gesellschaft (> Arbeitslo- 
sigkeit). Dabei wirken sich kulturelle und soziopolitische Besonderheiten als prägende 
Kontextbedingungen auf die Struktur und die Höhe des Angebots und der Nachfrage 
aus. Die im Nachfolgenden dargestellten Arbeitsmarkttheorien greifen diese Besonder- 
heiten in unterschiedlicher Art und Weise auf und versuchen aus ihrer jeweils spezifi- 
schen Perspektive, einen bestimmten Aspekt des komplexen Geschehens auf dem Ar- 
beitsmarkt zu erklären. 


2 Arbeitsmarkttheorien 


In der Arbeitsmarktforschung existiert mittlerweile eine Vielzahl theoretischer Ansätze 
zur Erklärung der Prozesse auf dem Arbeitsmarkt. Ein häufig gewählter Ausgangspunkt 
bei der Darstellung von Arbeitsmarkttheorien ist das Grundmodell der neoklassischen 
Arbeitsmarkttheorie. Dieses Modell bildete die Grundlage für die Entwicklung neue- 
rer ökonomischer Arbeitsmarkttheorien, die zwar zum Teil stark vom Grundmodell 
abweichen, jedoch immer noch an ihm orientiert sind. Neben solchen eher aus wirt- 
schaftswissenschaftlicher Forschungstradition entstandenen Theoriemodellen existie- 
ren auch stärker soziologisch geprägte Ansätze. Im Folgenden werden einige theoreti- 
sche Ansätze dargestellt, eine erschöpfende Darstellung kann und soll hier jedoch nicht 
erfolgen (weiterführende Darstellungen finden sich z.B. bei Abraham/Hinz 2008 oder 
Franz 2009). 


Das Grundmodell der neoklassischen Arbeitsmarkttheorie 


Das neoklassische Grundmodell versteht den Arbeitsmarkt als Unterfall der Allgemei- 
nen Gleichgewichtstheorie, eine Sonderstellung des Arbeitsmarktes bzw. des Faktors Ar- 
beit ist hier nicht gegeben. Wie auch auf anderen Märkten findet auf dem Arbeitsmarkt 
der Abgleich zwischen Angebot und Nachfrage durch den markträumenden Gleichge- 
wichtspreis (in diesem Fall durch den Lohnsatz) statt. Der Lohn sorgt als zentraler Steu- 
erungsmechanismus für eine optimale Allokation der Arbeitskräfte auf Arbeitsplätze. In 
dieser Sichtweise beeinflussen keine anderen Mechanismen diesen Prozess. 

Befindet sich der Arbeitsmarkt im Gleichgewicht, einem quasi »natürlichen« Zu- 
stand, der nur durch das Einwirken von exogenen Störfaktoren in ein dauerhaftes Un- 
gleichgewicht übergehen kann, so existiert im neoklassischen Grundmodell weder ein 
Angebots- noch ein Nachfrageüberschuss (also auch keine unfreiwillige Arbeitslosig- 
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keit). Kurzfristige Ungleichgewichte werden in einem Anpassungsprozess wieder in den 
Zustand des Gleichgewichts überführt. 

Um diese relativ einfache Darstellung der Geschehnisse auf dem Arbeitsmarkt auf- 
rechtzuerhalten, müssen weitreichende Annahmen gemacht werden. Es werden unter 
anderem folgende Tatbestände angenommen: 


e Auf dem Arbeitsmarkt herrscht vollständige Konkurrenz, d.h. es existiert keinerlei 
Marktmacht, etwa in Form von Gewerkschaften oder Arbeitgeberverbänden. 

e Die Arbeitskräfte sind vollkommen mobilitätsfähig und auch mobilitätsbereit. Der 
Markt ist durch vollständige Markttransparenz gekennzeichnet. Es liegen vollstän- 
dige und symmetrische Informationen über Lohngebote und -forderungen vor. 

e Die Löhne sind vollkommen flexibel. 

e Die Arbeitskräfte sind homogen (gleich produktiv) und daher vollständig substitu- 
ierbar. 


Aus diesen Annahmen ergeben sich Hypothesen zur Struktur und Funktionsweise von 
Arbeitsmärkten. Erstens wird eine Spaltung des Arbeitsmarktes in Teilarbeitsmärkte 
eindeutig ausgeschlossen. Es existiert nur ein Gesamtarbeitsmarkt, auf dem das Markt- 
prinzip herrscht. Zweitens erzeugt die Annahme der Homogenität der Arbeitskräfte, 
kombiniert mit den Annahmen der vollständigen Informationen und der vollkom- 
menen Mobilitätsbereitschaft und -fähigkeit, das Bild eines äußerst flexiblen Arbeits- 
marktes. 

Die teilweise sehr große Diskrepanz der einzelnen Annahmen des neoklassischen 
Grundmodells mit den realen Arbeitsmarktgeschehnissen führte zur Modifikation der 
Annahmen bzw. zu ihrer vollständigen Aufgabe. Dennoch bleibt bei denjenigen Arbeits- 
markttheorien, die sich als eine Weiterentwicklung des neoklassischen Grundmodells 
verstehen, die grundlegende Orientierung an diesem Grundmodell erhalten. 


Humankapitaltheorie 


Humankapitaltheoretische Ansätze brechen mit der Annahme der Homogenität der 
Arbeitskräfte, indem sie postulieren, dass sich Arbeitskräfte hinsichtlich ihrer Produk- 
tivität und somit auch hinsichtlich ihres Lohns unterscheiden. Entscheidend ist hier 
die unterschiedliche Ausstattung an Humankapital, das zu wesentlichen Teilen in be- 
triebsunabhängiger Ausbildung und/oder in betriebsspezifischer Ausbildung erwor- 
ben und deshalb auch häufig als allgemeines bzw. spezifisches Humankapital bezeichnet 
wird (Becker 1964; Mincer 1974). Allgemeines Humankapital erlaubt dem Individuum 
aufgrund der betriebsunabhängigen Einsetzbarkeit ein problemloses Wechseln zwi- 
schen Betrieben. Spezifisches Humankapital hingegen lässt sich zum größten Teil nur 
innerhalb des Betriebes, in dem es erworben wurde, nutzen. Ein Betriebswechsel führt 
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unweigerlich zur fast vollständigen Entwertung dieses Humankapitals. Diese Betriebs- 
gebundenheit des spezifischen Humankapitals hat Folgen für die Bindungswünsche 
der Arbeitgeber, die mit steigender spezifischer Qualifikation einer Arbeitskraft stärker 
daran interessiert sind, diese Arbeitskraft langfristig an das Unternehmen zu binden. 
Aus Sicht der Humankapitaltheorie können so unter anderem systematische Einkom- 
mens- und Karriereunterschiede zwischen Arbeitskräften mit unterschiedlichem Qua- 
lifikationsniveau erklärt werden. 


Principal-Agent-Ansätze 


Principal-Agent-Ansätze rücken das Unternehmen bzw. das (Arbeits-)Verhältnis von 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer in den Mittelpunkt der Betrachtung. Von zentraler Be- 
deutung ist hierbei die Existenz von Transaktionskosten, die sowohl durch das Verhal- 
ten der Arbeitnehmer (Agents) als auch durch das Verhalten der Arbeitgeber (Princi- 
pal) beeinflusst werden (Coase 1937). Zu diesen Transaktionskosten zählen Such- und 
Informationskosten, Verhandlungskosten und Kontrollkosten. In der Beziehung zwi- 
schen Arbeitnehmern und Arbeitgebern soll der Arbeitsvertrag diese Kosten für das 
Unternehmen minimieren. Grundsätzlich ist diese Beziehung dadurch gekennzeichnet, 
dass der Arbeitgeber an einem aus seiner Sicht nutzenmaximierenden Einsatz des Fak- 
tors Arbeit interessiert ist, jedoch nicht die volle Kontrolle über die Handlung der Ar- 
beitskraft besitzt. 
Die drei prominentesten Principal-Agent-Ansätze sind: 


1) Kontrakttheorien: Neben dem Ziel, das Bestehen nach unten rigider Löhne zu er- 
klären, befassen sich die Kontrakttheorien mit dem empirisch beobachtbaren Phä- 
nomen, dass - bei verhinderter Preisreaktion laut neoklassischer Theorie zu erwar- 
tende - Mengenreaktionen (Entlassungen bzw. Einstellungen) verzögert stattfinden. 
Eine zentrale Annahme ist, dass Arbeitnehmer risikoscheu, Arbeitgeber hingegen 
risikoneutral sind. Dieser Unterschied in der Risikobereitschaft ergibt sich aus der 
spezifischen Kapitalausstattung dieser beiden Gruppen (Humankapital versus Sach- 
kapital). Aufgrund ihrer Risikoaversion sind Arbeitnehmer an einer dauerhaften 
und stabilen Beschäftigung interessiert. Sie nehmen unterdurchschnittliche Löhne 
in Kauf, um mit der Differenz aus dem (theoretisch) möglichen Marktlohn und dem 
tatsächlich gezahlten Lohn eine Art »Versicherung« gegen sofortige Entlassungen 
bei Schwankungen der Güternachfrage zu erwerben. Die Arbeitgeber versprechen 
(oftmals implizit) ihrerseits, bei Nachfrageschwankungen nicht sofort mit Entlassun- 
gen zu reagieren. Erst bei längerfristigen Absatzproblemen werden sie Entlassungen 
vornehmen. 

2) Eflizienzlohntheorien: Zentraler Ausgangspunkt für die unter dem Begriff Effizienz- 
lohnmodelle zusammengefassten theoretischen Ansätze ist die Annahme eines posi- 
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3) 


tiven Zusammenhangs zwischen Arbeitsproduktivität und Lohnhöhe (z. B. Akerlof/ 
Yellen 1986). Aus Sicht eines Unternehmens erscheint es dann trotz eines bestehen- 
den Arbeitskräfteüberschusses rational, Löhne zu zahlen, die über dem markträu- 
menden Lohnniveau liegen, da mit einer Absenkung des Lohnes auch die Produk- 
tivität der Arbeitskräfte sinkt und somit die effektiven Lohnkosten steigen würden. 
Für das einzelne Unternehmen gilt es daher, den Arbeitskräften einen Lohn zu zah- 
len, der diese effektiven Lohnkosten minimiert, weshalb dieser Lohn als Efizienz- 
lohn bezeichnet wird. Von den verschiedenen Varianten der Eflizienzlohntheorie 
wird ein Effekt des Lohns auf a) die Qualitätsverteilung; b) auf das Verhalten; oder 
c) auf die Präferenzen der Arbeitskräfte unterstellt. 

Insider-Outsider-Theorie: Zentrales Anliegen der Insider-Outsider-Theorie in der 
Version von Lindbeck und Snower (1988) ist, zu erklären, wie und warum struktu- 
relle bzw. unfreiwillige Arbeitslosigkeit entsteht. Dabei richtet die Theorie den Fokus 
auf die Handlungen der in Erwerbsarbeit befindlichen Personen, welche im Ver- 
gleich zu den Erwerbslosen über Marktmacht in Form von Umsetzungskosten (turn- 
over costs) verfügen und diese auch zu ihrem eigenen Vorteil einsetzen, indem sie 
erfolgreich versuchen, ihre Löhne über dem markträumenden Lohn zu halten. Hier 
wird also im Vergleich zu den oben beschriebenen Varianten der Principal-Agent- 
Ansätze die Handlungsmacht im Arbeitsmarkt weg von den Unternehmen hin zu 
den Arbeitnehmern verlegt. Strukturelle Arbeitslosigkeit entsteht aus dieser theo- 
retischen Sichtweise demnach aus dem individuellen bzw. kollektiven (z.B. im Falle 
von gewerkschaftlichen Aktivitäten) Streben der Erwerbstätigen nach Löhnen, die 
über dem Äquivalent ihrer Produktivität liegen, sowie der Macht, solche Löhne tat- 
sächlich auch durchsetzen zu können. 


Segmentationstheoretische Ansätze 


Im Gegensatz zum neoklassischen Grundmodell und vielen in dieser Tradition verhaf- 
teten Denkmodellen versuchen Segmentationsansätze, soziologische Elemente in die 
Beschreibung von Arbeitsmarktprozessen einzubeziehen. Zwei relativ häufig genutzte 


segmentationstheoretische Ansätze sind die Abgrenzungen von primären und sekun- 
dären Segmenten sowie von internen und externen Arbeitsmärkten. Insgesamt weist 
die Menge der Segmentationsansätze eine starke Heterogenität auf. Es lassen sich aber 


1) 


drei wesentliche Bedeutungsinhalte des Begriffs »Segmentation« feststellen (Sengen- 
berger 1987): 


Differenzierung nach dem Anpassungsmodus: Auf mindestens einem Teilarbeits- 
markt funktioniert die Anpassung von Angebot und Nachfrage nicht nach Markt- 
regeln. Bei der genauen Beschreibung der Anpassungsmodi unterscheiden sich die 
einzelnen Ansätze jedoch teilweise deutlich voneinander. 
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2) Einschränkung der Mobilität zwischen den Teilarbeitsmärkten: Segmentations- 
theoretische Ansätze unterstellen das Vorhandensein von Mobilitätsbarrieren, die 
den freien Austausch zwischen den einzelnen Arbeitsmarktsegmenten behindern. 
Gleichzeitig sind bestimmte Segmente durch das Vorhandensein von Mobilitäts- 
ketten, die eine stetige vertikale Mobilität ermöglichen, gekennzeichnet, während 
in anderen Bereichen des Arbeitsmarktes fast ausschließlich horizontale Mobili- 
tätsmuster zu finden sind. Insgesamt wirken somit Strukturmerkmale des Arbeits- 
marktes unabhängig von persönlichen Merkmalen als wichtige Determinanten der 
individuellen Karrieremobilität und nehmen somit Einfluss auf Ausmaß und Struk- 
tur sozialer Ungleichheit (> Soziale Ungleichheiten. Klassen und Schichten; » Sozial- 
struktur). 

3) Dauerhaftigkeit ungleicher Arbeitsmarktchancen: Im neoklassischen Grundmodell 
existieren Ungleichheiten von Arbeitsmarktchancen nur so lange, bis sie vom Markt 
wieder beseitigt werden. Die Segmentationsansätze hingegen unterstellen, dass die 
Arbeitsmarktchancen zwischen den einzelnen Segmenten systematisch variieren 
und dass sich diese Ungleichheiten in langfristigen Unterschieden hinsichtlich der 
Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen niederschlagen. 


Insgesamt ist festzuhalten, dass der Bereich der Arbeitsmarkttheorien durch vielfäl- 
tige, teilweise konkurrierende, teilweise sich ergänzende theoretische Ansätze gekenn- 
zeichnet ist. Ein spezifisches empirisches Phänomen (wie z. B. Entlohnungsunterschiede 
zwischen Männern und Frauen) lässt sich oftmals aus dem Blickwinkel verschiedener 
Erklärungsmodelle beleuchten. Die früher klar erkennbare Trennung zwischen wirt- 
schaftswissenschaftlichen und soziologischen Erklärungsmodellen ist in den moderne- 
ren Theorieansätzen nicht mehr so deutlich ausgeprägt, obwohl nach wie vor disziplin- 
spezifische Argumente und Terminologien verwendet werden. 


3 Strukturwandel des Arbeitsmarktes 


Wie hat sich der deutsche Arbeitsmarkt in den letzten beiden Dekaden entwickelt? 
Diese Frage ist nicht ganz einfach zu beantworten, gibt es doch eine Fülle von Kennzah- 
len, die als Indikatoren für die Arbeitsmarktentwicklung herangezogen werden können. 
Die folgende Darstellung beschränkt sich auf einige wenige grundlegende Indikatoren. 
Darüber hinaus erscheint es sinnvoll, angesichts der nach wie vor existierenden struk- 
turellen Unterschiede zwischen dem ost- und dem westdeutschen Arbeitsmarkt zu dif- 
ferenzieren. Weitere wichtige analytische Differenzierungslinien sind die Unterschei- 
dungen der Erwerbschancen nach Alter, Beruf, Geschlecht, Migrationshintergrund und 
Qualifikation, wobei hier aus Platzgründen nicht allen diesen Differenzierungen gefolgt 
werden kann. 
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Entwicklung des Arbeitsangebotes 


Um zunächst die Entwicklung des Arbeitsangebotes in Ost- und Westdeutschland näher 
zu betrachten, sind in Tabelle ı und 2 wichtige angebotsseitige Kennziffern dargestellt. 
Wie bereits weiter oben dargelegt, wird das Arbeitsangebot durch das individuelle An- 
gebotsverhalten sowie die demografische Entwicklung bestimmt. Die demografische 
Komponente spiegelt sich in den Zahlen zur Gesamtbevölkerung bzw. zur Bevölkerung 
im erwerbsfähigen Alter (üblicherweise: Personen im Alter zwischen 15 und 64 Jah- 
ren) wider. Dabei lässt sich erkennen, dass sowohl der relative Anteil als auch die abso- 
lute Zahl der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter rückläufig ist. Dagegen wuchs die 
Gruppe derjenigen Personen, die 65 Jahre und älter sind. Laut entsprechender Bevölke- 
rungsvorausberechnungen wird diese Entwicklung auch in den kommenden zwei De- 
kaden anhalten. 

Die demografische Komponente bildet die numerische Obergrenze für das soge- 
nannte Erwerbspersonenpotenzial, welches als Maßzahl für das Arbeitskräfteangebot 
verwendet wird. Dieses Potenzial umfasst im engen Sinne die Anzahl der Erwerbstäti- 
gen und der Erwerbslosen, in einer weiteren Definition wird noch die sogenannte Stille 
Reserve hinzugezählt (z.B. Personen, die nicht aktiv nach Arbeit suchen, aber bei bes- 


Tabelle 1 Bevölkerung und Erwerbstätigkeit in den alten Bundesländern (ohne Berlin) 


1991 1997 2000 2005 2010 

Bevölkerung in Tsd. 62 320 64 548 65 027 65 698 65 426 
0-14 Jahre (in %) 15,7 16,3 16,2 15,0 13,8 
15-64 Jahre (in %) 69,1 67,7 67,1 66,0 66,0 
65 Jahre und älter (in %) 15,3 16,0 16,7 19,0 20,1 
Bevölkerung 15-64 Jahre in Tsd. 43 038 43 731 43 666 43 355 43 213 
Erwerbstätige in Tsd. 28 657 28 275 29140 29380 31 221 
Frauen (in %) 40,2 42,0 43,1 44,5 45,7 
15-24 Jahre (in %) 16,2 ITA 11,4 11,2 11,1 
25-54 Jahre (in %) 72,3 75,2 75,6 75,0 72,5 
55-64 Jahre (in %) 10,3 12,5 11,9 12,3 14,5 
65 Jahre und älter (in %) 1,0 1,2 1,1 1,6 1,8 
Erwerbslose in Tsd. 1102 2338 1702 2900 1977 
Frauen (in %) 48,7 41,0 42,6 43,2 42,1 
Erwerbsquoten'! gesamt 69,2 69,6 70,3 73,2 75,7 
Männer (in %) 81,1 79,6 79,1 80,8 81,9 
Frauen (in %) 56,9 59,3 61,2 65,5 69,4 


1 Anteil Erwerbstätige und Erwerbslose an der Bevölkerung im Alter von 15 bis 64 in Prozent. 


Quelle: GENESIS-Datenbank, eigene Berechnungen. 
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serer Arbeitsmarktlage eine Beschäftigung annehmen würden). Die verschiedenen exis- 
tierenden Techniken zur Ermittlung des Ausmaßes der Stillen Reserve sind allerdings 
nicht trivial und führen mitunter zu unterschiedlichen Ergebnissen; so bezifferte das 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) im Jahr 2010 die Stille Reserve 
auf über 900 000 Personen, das Statistische Bundesamt hingegen auf über 1,1 Millio- 
nen Personen (Fuchs et al. 2010). Bleibt man bei der engen Definition, ist zu erkennen, 
dass das Erwerbspersonenpotenzial in beiden Landesteilen noch deutlich unter der de- 
mografisch bedingten Obergrenze liegt. So betrug in Gesamtdeutschland die Anzahl 
der Erwerbstätigen und der Erwerbslosen im Jahr 2010 knapp 42 Millionen bei knapp 
54 Millionen Personen im erwerbsfähigen Alter und über 63 Millionen Personen im 
Alter von 15 bis 74 Jahren. Um das Größenverhältnis von Erwerbspersonenpotenzial 
und Bevölkerung in einer statistischen Kennzahl auszudrücken, wird die Erwerbsquote 
verwendet, die die Anzahl der Erwerbspersonen (Erwerbstätige und Erwerbslose) als 
prozentualen Anteil an der Gesamtbevölkerung wiedergibt. Bezogen auf die Personen 
im erwerbsfähigen Alter ergibt sich im Jahr 2010 eine Erwerbsquote von über 75 Pro- 
zent, d.h. mehr als drei Viertel der Personen zwischen 15 und 64 Jahren bieten ihre Ar- 
beitskraft an und stehen damit dem Arbeitsmarkt zur Verfügung. Allerdings finden sich 
deutliche Unterschiede zwischen Männern und Frauen sowie zwischen Ost- und West- 


Tabelle2 Bevölkerung und Erwerbstätigkeit in den neuen Bundesländern (einschließlich Berlin) 


1991 1997 2000 2005 2010 

Bevölkerung in Tsd. 17 955 17 509 17 232 16 740 16 326 
0-14 Jahre (in %) 18,6 14,7 13,0 10,6 11,5 
15-64 Jahre (in %) 67,4 70,0 70,3 69,1 65,9 
65 Jahre und älter (in %) 14,0 15,2 16,6 20,3 22,6 
Bevölkerung 15-64 Jahre in Tsd. 12 104 12 262 12122 11563 10 753 
Erwerbstätige in Tsd. 8789 7530 7463 7187 7718 
Frauen (in %) 46,1 44,8 45,2 46,8 46,9 
15-24 Jahre (in %) 15,2 13,0 13,5 12,5 10,7 
25-54 Jahre (in %) 76,9 73,8 74,9 75,1 72,2 
55-64 Jahre (in %) 7,6 10,8 11,1 11,5 15,9 
65 Jahre und älter (in %) 0,3 0,5 0,5 0,8 1,2 
Erwerbslose in Tsd. 829 1551 1425 1683 972 
Frauen (in %) 56,0 54,7 49,9 44,8 43,0 
Erwerbsquoten’ gesamt 78,9 74,6 73,7 75,7 79,6 
Männer (in %) 84,2 78,3 779 79,1 82,8 
Frauen (in %) 73,8 70,8 69,3 72,1 76,1 


1 Anteil Erwerbstätige und Erwerbslose an der Bevölkerung im Alter von 15 bis 64 in Prozent. 


Quelle: GENESIS-Datenbank, eigene Berechnungen. 
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deutschland. So liegt die Erwerbsquote der Männer über derjenigen der Frauen, wobei 
dieser Unterschied in Westdeutschland stärker ausgeprägt ist als in Ostdeutschland. 
Frauen, und hier vor allem westdeutsche Frauen, sind also häufiger als Männer nicht er- 
werbstätig bzw. nicht arbeitssuchend (» Frauen). Die Gründe für dieses geschlechtsspe- 
zifische Angebotsverhalten liegen unter anderem in institutionellen Rahmenbedingun- 
gen (wie etwa dem häufigen Mangel an preiswerten Kinderbetreuungsmöglichkeiten 
oder dem Ehegattensplitting) sowie kulturellen Wertvorstellungen, die einen Rückzug 
von Frauen (insbesondere in Partnerschaften mit Kindern) aus dem Arbeitsmarkt be- 
fördern. Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang aber die deutliche Zunahme des 
Arbeitsangebotes von Frauen in Westdeutschland, deren Erwerbsquote sich seit Anfang 
der 1990er Jahre um mehr als ein Fünftel erhöht hat. Dies kann als Indiz für einen tiefer 
greifenden kulturellen Wandel in Westdeutschland gedeutet werden. 

Die Gruppe der Erwerbspersonen kann nun noch getrennt nach den Erwerbstäti- 
gen und den Erwerbslosen betrachtet werden. Erwerbstätige sind laut Definition der 
International Labour Organization (ILO) diejenigen Personen, die mindestens 15 Jahre 
alt sind und (innerhalb eines bestimmten Berichtszeitraums) für wenigstens eine 
Stunde (gegen Lohn oder sonstiges Entgelt) gearbeitet haben. Im Jahr 2010 waren dies 
in Deutschland knapp 39 Millionen, das sind rund 1,5 Millionen Menschen mehr als 
1991. Analog zu den geschlechtsspezifischen Erwerbsquoten zeigt sich, dass Frauen in- 
nerhalb dieser Gruppe mit einem Anteil von weniger als 50 Prozent unterrepräsentiert 
sind. Der Blick auf die Altersstruktur macht deutlich, dass knapp drei Viertel der Er- 
werbstätigen zwischen 25 und 54 Jahren alt und nur sehr wenige Menschen jenseits des 
2010 noch gültigen gesetzlichen Renteneintrittsalters von 65 Jahren erwerbstätig sind, 
obwohl sich dieser Anteil im Zeitverlauf erhöht hat. Ebenfalls erhöht hat sich der Anteil 
der 55- bis 64-Jährigen unter den Erwerbstätigen, wenngleich auch die Erwerbsquoten 
insbesondere der 60- bis 64-Jährigen weiterhin unterdurchschnittlich ausfallen (2010 
waren 44 Prozent der 60- bis 64-Jährigen erwerbstätig oder arbeitssuchend, 1991 betrug 
dieser Anteil lediglich 21 Prozent; Zahlen sind nicht in den Tabellen dargestellt). 

Zum Arbeitsangebot werden neben den Erwerbstätigen auch Erwerbslose gezählt. 
Dies sind Personen ohne Arbeitsverhältnis, die sich aktiv um eine Arbeitsstelle bemü- 
hen, unabhängig davon, ob sie bei den Arbeitsagenturen als Arbeitslose gemeldet sind 
(weshalb die Zahlen der Erwerbslosen auch von denen zur Arbeitslosigkeit abweichen 
können). Zusätzlich muss eine neue Arbeit innerhalb von zwei Wochen aufgenommen 
werden können. Im Jahr 2010 waren in Deutschland circa drei Millionen Menschen 
erwerbslos. Das sind knapp eine Million mehr Erwerbslose als 1991, aber auch über 
1,5 Millionen weniger als 2005, dem Jahr mit dem höchsten Stand der Erwerbslosigkeit 
seit der Wiedervereinigung. Von 2005 an sank die Zahl der Erwerbslosen (mit der Aus- 
nahme einer leichten Erhöhung im Jahr 2009, das allerdings auch von einem massiven 
Konjunktureinbruch gekennzeichnet war). Zu beachten ist dabei, dass sich Ausmaß und 
Struktur der Erwerbslosigkeit deutlich zwischen Ost- und Westdeutschland unterschei- 
den. So sind Ostdeutsche auch 20 Jahre nach der Wiedervereinigung häufiger von Er- 
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werbslosigkeit betroffen als Westdeutsche, auch wenn der Abbau der Erwerbslosigkeit 
in der zweiten Hälfte der 2000er Jahre im Osten etwas stärker verlief als im Westen. Im 
Jahr 2010 kam knapp ein Drittel aller Erwerbslosen aus den neuen Bundesländern, in 
den 1990er Jahre waren es mehr als 40 Prozent und im Jahr 2005 war es sogar fast die 
Hälfte aller Erwerbslosen. Hierbei gehörten Frauen zu den vom Strukturwandel der ost- 
deutschen Wirtschaft besonders betroffenen Arbeitsmarktgruppen. In den 2000er Jah- 
ren hat sich die Situation für ostdeutsche Frauen spürbar verbessert. 


Entwicklung der Arbeitsnachfrage 


Im Gegensatz zum Arbeitsangebot unterliegt die Nachfrage nach Arbeitskraft auch 
kurzfristigen Schwankungen. So fragen Unternehmen in konjunkturell schwierigen 
Phasen weniger Arbeit nach als in Aufschwungs- oder konjunkturellen Hochphasen. 
Die Arbeitsnachfrage unterliegt jedoch auch mittel- bis langfristigen Änderungstrends, 
die sich z.B. aus dem technologischen sowie dem sozial- und wirtschaftsstrukturellen 
Wandel ergeben. Als Indikatoren der Arbeitsnachfrage und deren Entwicklung werden 
häufig die Zahl der (gemeldeten) offenen Stellen sowie die Beschäftigungsquote heran- 
gezogen. Darüber hinaus kann der sektorale Wandel über die Entwicklung der Beschäf- 
tigungsanteile in den verschiedenen Wirtschaftszweigen abgebildet werden. Tabelle 3 
(Westdeutschland) und Tabelle 4 (Ostdeutschland) stellen diese Kennziffern der Ar- 
beitsnachfrage dar. 

Die Zahl der bei den Arbeitsagenturen gemeldeten offenen Stellen variiert mit dem 
Konjunkturverlauf und erreichte in den für den Arbeitsmarkt sehr schwierigen Jahren 
2004/05 ihren Tiefstand seit der Wiedervereinigung. Bezogen auf die Zahl der Erwerbs- 
losen wird dies ebenfalls deutlich: So kamen in Westdeutschland im Jahr 2005 circa 
13 Erwerbslose auf eine gemeldete offene Stelle, im Osten waren es sogar 45 Erwerbslose. 
Bis zum Jahr 2010 hat sich - trotz der Finanz- und Wirtschaftskrise - die Arbeitskraft- 
nachfrage deutlich erhöht. Dennoch übersteigt die Zahl der Erwerbslosen immer noch 
die Zahl der gemeldeten Stellen. Allerdings bilden die gemeldeten Stellen das gesamte 
Stellenangebot keineswegs vollständig ab. Darüber hinaus variiert der Anteil der gemel- 
deten offenen Stellen an allen offenen Stellen (die sogenannte Meldequote) nach Beru- 
fen, Regionen und Wirtschaftszweigen. Trotz des im Aggregat großen Überangebotes 
kann es also in einigen Bereichen des Arbeitsmarktes zu einem Mangel an Arbeitskräf- 
ten kommen. 

Das Ausmaß des Beschäftigungsniveaus ist ein weiterer Indikator der Arbeitsnach- 
frage; betrachtet wird hierbei häufig die Beschäftigungsquote (Anteil der Erwerbstäti- 
gen an der Bevölkerung). Es zeigt sich, dass in der Phase unmittelbar nach der Wie- 
dervereinigung das Beschäftigungsniveau für ost- und westdeutsche Männer auf einem 
vergleichbaren Niveau lag (knapp 80 Prozent der Männer im Alter zwischen ı5 und 
64 Jahren waren erwerbstätig). Bei den Frauen ergab sich sogar eine höhere Erwerbsbe- 
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Tabelle3 Indikatoren der Arbeitsnachfrage in den alten Bundesländern (ohne Berlin) 
1991 1997 2000 2005 2010 
Gemeldete offene Stellen 324 762 277 701 403 021 218657 299 250 
Erwerbslose pro offene Stelle 3,4 84 4,2 13,3 6,6 
Beschäftigungsquote' gesamt 66,6 64,3 66,4 66,5 71,1 
Männer 78,5 73,4 74,7 73,3 76,6 
Frauen 54,4 54,8 57,8 59,7 65,5 
Erwerbstätige nach Wirtschaftszweigen? 
Land-/Forstwirtschaft, Fischerei 3,4 2,4 2,3 2,1 2,1 
Produzierendes Gewerbe? 29,8 24,8 23,4 21,5 19,9 
Baugewerbe 6,6 6,5 6,1 5,2 5,1 
Handel, Gastgewerbe, Verkehr 24,8 25,3 25,5 25,5 25,2 
Finanzierung, Vermietung, Unterneh- 10,3 13,0 15,1 16,5 17,6 
mensdienstleistungen 
Öffentliche u. private Dienstleister 25,0 28,0 27,7 29,1 30,2 


1 Anteil Erwerbstätige an der Bevölkerung im Alter von 15 bis 64 in Prozent. ? Anteil Erwerbstätige in Prozent 
(Inlandskonzept nach VGR). è ohne Baugewerbe. 


Quelle: Arbeitsmarktstatistik der Bundesagentur für Arbeit, GENESIS-Datenbank, eigene Berechnungen. 


Tabelle4 Indikatoren der Arbeitsnachfrage in den neuen Bundesländern (einschließlich Berlin) 


Gemeldete offene Stellen 
Erwerbslose pro offene Stelle 
Beschäftigungsquote' gesamt 

Männer 

Frauen 
Erwerbstätige nach Wirtschaftszweigen? 
Land-/Forstwirtschaft, Fischerei 
Produzierendes Gewerbe? 
Baugewerbe 
Handel, Gastgewerbe, Verkehr 


Finanzierung, Vermietung, Unterneh- 
mensdienstleistungen 


Öffentliche u. private Dienstleister 


1991 
38 072 
21,8 
72,1 
78,2 
66,1 


5,7 
26,6 
9,7 
22,3 
7,6 


28,2 


1997 
59409 
26,1 
62,0 
66,6 
56,6 


2,9 
15,0 
14,2 
23,1 
12,2 


32,5 


2000 
47 042 
30,3 
61,9 
66,0 
57,3 


2,7 
14,4 


2005 
37 101 
45,4 
61,1 
63,4 
58,7 


2,4 
14,0 
71,3 
23,9 
16,2 


36,0 


2010 
59 788 
16,3 
70,6 
72,9 
68,1 


2,2 
13,8 
7,1 
23,6 
17,9 


35,5 


1 Anteil Erwerbstätige an der Bevölkerung im Alter von 15 bis 64 in Prozent. ? Anteil Erwerbstätige in Prozent 
(Inlandskonzept nach VGR). è ohne Baugewerbe. 


Quelle: Arbeitsmarktstatistik der Bundesagentur für Arbeit, GENESIS-Datenbank, eigene Berechnungen. 
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teiligung in Ostdeutschland: Zwei Drittel der Frauen in den neuen Ländern und etwas 
über die Hälfte der Frauen in den alten Ländern waren zu diesem Zeitpunkt erwerbstä- 
tig. Dies änderte sich jedoch bereits in den ersten Jahren nach der Wiedervereinigung: 
Die Beschäftigungsquote sank für Männer und Frauen im Osten um circa zehn Pro- 
zentpunkte. Ein wichtiger Grund hierfür dürfte der Abbau von etwa 2,5 Millionen Ar- 
beitsplätzen in der Industrie und der Niedergang tausender ostdeutscher Unternehmen 
sein, die nicht am Markt bestehen konnten. Die Entwicklung der Beschäftigung verläuft 
seit Anfang der 1990er Jahre für Männer und Frauen in unterschiedlicher Weise. Bei 
den Männern lässt sich insgesamt ein Rückgang der Erwerbsbeteiligung konstatieren. 
Erst mit dem Konjunkturaufschwung 2006 wurde wieder Beschäftigung aufgebaut; das 
Beschäftigungsniveau stieg wieder an, im Osten ein wenig stärker als im Westen. Für 
Frauen zeigt sich hingegen - mit Ausnahme der Situation ostdeutscher Frauen kurz 
nach der Wiedervereinigung - kein Rückgang des Beschäftigungsniveaus. Vielmehr 
lässt sich ein zunächst leichtes und im letzten Konjunkturaufschwung deutlich zu Tage 
tretendes Wachstum der weiblichen Erwerbstätigkeit feststellen, das sich allerdings aus 
unterschiedlichen Quellen speist (im Osten: Rückgang der Erwerbslosigkeit; im Westen: 
Verringerung der Anzahl der Nichterwerbspersonen). 

Die Entwicklung der Beschäftigung in den einzelnen Wirtschaftszweigen verdeut- 
licht schließlich den langfristigen Strukturwandel des Arbeitsmarktes und der Arbeits- 
nachfrage: Während die Beschäftigungsanteile im Primär- und Sekundärsektor rückläu- 
fig sind, gewinnt der tertiäre Sektor (Dienstleistungssektor) immer mehr an Bedeutung: 
2010 arbeiteten ungefähr drei Viertel aller Erwerbstätigen in einem Wirtschaftszweig 
des tertiären Sektors; Anfang der 1990er Jahre waren es knapp 60 Prozent (> Dienst- 
leistung und Dienstleistungsgesellschaft). Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutsch- 
land finden sich vor allem im Bereich des produzierenden Gewerbes: Der Anteil der im 
produzierenden Gewerbe (ohne Bau) beschäftigten Erwerbstätigen in Ostdeutschland 
fällt seit dem starken Abbau von Arbeitsplätzen in diesem Bereich Anfang der 1990er 
Jahre deutlich niedriger aus als in Westdeutschland. Dafür war und ist die Baubranche 
im Osten bedeutender als im Westen, auch wenn dieser Bereich im Osten nach starker 
Expansion in den ersten Jahren nach der Wiedervereinigung wieder überdurchschnitt- 
lich schrumpfte. 


Entwicklung der Beschäftigungsformen 


Mit einer relativ undifferenzierten Betrachtung der Erwerbstätigkeit (»erwerbstätig ver- 
sus nicht erwerbstätig«) wird allerdings nur ein möglicher Ausschnitt der Integration 
von Menschen in den Arbeitsmarkt thematisiert. So ist die Gruppe der Erwerbstätigen 
im Hinblick auf ihre Integration in den Arbeitsmarkt keinesfalls homogen. Es finden 
sich hier neben gut integrierten Personen, die in unbefristeten Vollzeitstellen abhängig 
beschäftigt sind (sogenannte Normalarbeitsverhältnisse), beispielsweise auch Personen, 
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die einer (befristeten) geringfügigen Beschäftigung nachgehen und daher nur marginal 
in den Arbeitsmarkt integriert sind (siehe z.B. Giesecke/Verwiebe 2010). Blickt man 
auf die Beschäftigungsentwicklung der letzten Jahre und Jahrzehnte (Tabelle 5), wird 
deutlich, dass eine solche stärker differenzierte Betrachtung durchaus angezeigt ist: Ein 
wesentliches Element des Strukturwandels am deutschen Arbeitsmarkt ist nämlich der 
Rückgang unbefristeter Vollzeitbeschäftigungsverhältnisse und die Zunahme sogenann- 
ter atypischer Beschäftigungsverhältnisse (befristete Beschäftigung, Teilzeitarbeit sowie 
Zeitarbeit). Auch die Gruppe der selbständig Beschäftigten ist in diesem Kontext rele- 
vant; deren quantitative Bedeutung hat im deutschen Arbeitsmarkt deutlich zugenom- 
men. Der Beschäftigungsaufbau der letzten Jahre beruht damit vor allem auf der Ex- 
pansion von Beschäftigungsformen, die mit erheblichen Risiken für die Beschäftigten 
einhergehen. So sind atypische Beschäftigungsformen häufig schlechter entlohnt und 
mit höheren Unsicherheiten verbunden als vergleichbare Normalarbeitsverhältnisse, 
was nicht nur die gegenwärtige, sondern auch die zukünftige ökonomische und so- 
ziale Situation der Beschäftigten negativ beeinflussen kann (z. B. Planungsunsicherhei- 
ten, Armut im Alter, siehe z.B. Keller/Seifert 2007). Gleichzeitig brachte es der Ausbau 
des Niedriglohnsektors mit sich, dass für einen Teil der Beschäftigten ein Auskommen 
ohne staatliche Alimentierung selbst bei einer Vollzeitbeschäftigung nicht mehr sicher 
gewährleistet ist. Zudem ist zu berücksichtigen, dass bestimmte Arbeitsmarktgruppen 
(z.B. gering Qualifizierte, Arbeitsmarkteinsteiger, Frauen) überdurchschnittlich häufig 
in atypischen oder niedrig entlohnten Beschäftigungsformen zu finden sind. Bereits be- 
stehende soziale Ungleichheiten werden demzufolge weiter verstärkt. 


Tabelle5 Beschäftigungsformen in Deutschland (in Prozent) 


1991 1997 2000 2005 2010 

Abhängig Beschäftigte 90,5 89,1 89,2 87,7 88,5 
Selbständige 8,1 99 10,0 11,2 10,9 
Mithelfende Familienangehörige 1,4 1,0 0,9 1,2 0,6 
Befristungsquote' 10,8 12,3 13,4 14,6 14,9 
Männer 10,8 12,7 13,7 15,0 14,9 
Frauen 10,9 11,3 13,0 14,0 14,8 
Teilzeitquote' 14,0 17,3 19,8 24,5 26,7 
Männer 2,1 3,9 4,8 7,4 9,3 
Frauen 30,2 35,4 38,3 44,3 45,9 
Zeitarbeitsquote' 0,4 0,6 1,0 1,4 2,3 
Männer 0,5 0,9 1,4 1,9 3,1 
Frauen 0,2 0,3 0,5 0,7 1,4 


1 Anteil befristeter Beschäftigung/Teilzeitbeschäftigung/Zeitarbeit an abhängiger Beschäftigung in Prozent. 


Quelle: Arbeitsmarktstatistik der Bundesagentur für Arbeit, GENESIS-Datenbank, eigene Berechnungen. 
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4 Schlussbetrachtung 


Die auf dem Arbeitsmarkt stattfindenden Prozesse sind komplex: Arbeitsangebot und 
Arbeitsnachfrage treffen hier aufeinander und werden durch marktliche und nicht- 
marktliche Bedingungen in vielfacher Weise beeinflusst. Aufgrund dieses hohen Kom- 
plexitätsgrades führt ein stark vereinfachter Blick auf den Arbeitsmarkt oftmals zu einem 
eher ungenauen oder sogar verzerrten Bild. So erscheint beispielsweise die Arbeits- 
marktentwicklung der letzten Jahre angesichts gestiegener Risiken und Ungleichheiten 
deutlich problematischer, als dies der einfache Blick auf die Zahlen von Erwerbstätigen 
bzw. Erwerbslosen suggeriert. Die Komplexität des Arbeitsmarktgeschehens bringt es 
weiterhin mit sich, dass zu bestehenden Arbeitsmarktproblemen oftmals keine einfa- 
chen Lösungen existieren. Der sektorale Wandel, aber auch die Beschäftigungsdynami- 
ken innerhalb von Wirtschaftszweigen machen zum Beispiel deutlich, dass es notwen- 
dig ist, Möglichkeiten zu schaffen, allgemeines und berufliches Wissen im Lebensverlauf 
neu zu erwerben bzw. an neue berufliche Gegebenheiten anzupassen. Gleichzeitig ist im 
Zuge der gestiegenen Arbeitsmarktflexibilisierung das Verhältnis von Flexibilität und 
Sicherheit insgesamt neu zu justieren. Solche und andere Arbeitsmarktprobleme kön- 
nen jedoch nicht durch isolierte Lösungsstrategien behoben werden. Sie stellen vielmehr 
gesamtgesellschaftliche Herausforderungen dar, deren Lösungen ökonomischen, politi- 
schen und sozialen Weitblick verlangen. 
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KHMTAMM Ha HeMeUIKOM A3bIke BKOHTaKTe, PyKoBoauTenb UBaH BepemaruH 


Armut und soziale Ausgrenzung 


Olaf Groh-Samberg/Wolfgang Voges 


1 Einleitung 


Armut und soziale Ausgrenzung bezeichnen extreme Formen sozialer Ungleichheit 
(» Soziale Ungleichheiten. Klassen und Schichten). Im Alltagsverständnis ist Armut häu- 
fig mit Hunger und Unterernährung, Flucht, Obdachlosigkeit oder dem Leben in Slums 
assoziiert, also Formen »absoluter Armut«, wie sie in weiten Teilen der Welt vorherrscht. 
Armut ist jedoch stets relational zu den gesellschaftlichen Verhältnissen zu verstehen. Im 
Kontext entwickelter Wohlfahrtsstaaten bezeichnet Armut - häufig »relative Armut« 
genannt - eine soziale Lage, die durch einen erheblichen Mangel an Ressourcen ge- 
prägt ist, der es den Betroffenen nicht mehr erlaubt, in angemessener Weise am gesell- 
schaftlichen Leben teilzunehmen. Armut geht mit sozialer Isolation, gesundheitlichen 
Risiken, eingeschränkter räumlicher Mobilität, geringen Bildungschancen, höheren so- 
zialen Konflikten und Stressbelastungen, mangelnder Anerkennung, Scham, politischer 
Demobilisierung und anderen Einschränkungen von Freiheits- und Handlungsspielräu- 
men einher. Indem diese Einschränkungen, sofern sie über einen längeren Zeitraum an- 
dauern, zugleich einem Ausschluss von verschiedenen gesellschaftlichen Lebensberei- 
chen gleichkommen, lässt sich Armut in entwickelten Wohlfahrtsstaaten auch als soziale 
Ausgrenzung begreifen. 

Armut ist zugleich eine sozialpolitisch unerwünschte oder »illegitime« Ausprägung 
sozialer Ungleichheit, die die Gesellschaft zur Hilfeleistung verpflichtet. Dieser mora- 
lische Imperativ, der bei der Rede von Armut mitschwingt, verweist auf die enge Ver- 
bindung zwischen dem Armutsverständnis, wie es sich im europäischen Raum seit dem 
Spätmittelalter herausgebildet hat, und der Entstehungsgeschichte des Wohlfahrtsstaa- 
tes (> Sozialstaat und soziale Sicherheit). Wie Georg Simmel (1992: 551f.) eingängig for- 
muliert hat, entsteht die Kategorie des Armen »nicht durch ein bestimmtes Maß an 
Mangel und Entbehrung, sondern dadurch, dass er Unterstützung erhält oder sie nach 
sozialen Normen erhalten sollte.« Diese sozialen Normen finden in der Institution der 
Armenfürsorge ihren Ausdruck. 

In der Beschäftigung mit Armut können mindestens vier Forschungsstränge un- 
terschieden werden: Im engeren Sinne beschäftigt sich die Armutsforschung erstens 
mit der Armutsberichterstattung, also der empirischen Messung und Analyse von 
Armut, ihren zeitlichen Trends und den Risikogruppen. Dazu werden verschiedene Ar- 
mutskonzepte auf der Basis von verfügbaren Daten angewendet. Die stärker theore- 
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tisch-konzeptionellen Fragen, wie Armut zu definieren, konzeptionell zu bestimmen 
und empirisch zu operationalisieren ist, sind zweitens Gegenstand der wissenschaft- 
lichen Armutsforschung. Hier geht es um die Entwicklung von Armutskonzepten, um 
die Reflexion, Validierung und Überprüfung der zugrunde liegenden Annahmen und 
um die theoretischen Grundlagen von Armutsdefinitionen. Auch Fragen der subjekti- 
ven Verarbeitung von und Umgangsweisen mit Armut, der Ursachen und Folgen von 
Armut, der zeitlichen Analyse von Armutsverläufen spielen eine wichtige Rolle. An die- 
ser Stelle bestehen drittens fließende Übergänge zu gesellschaftstheoretischen Interpre- 
tationen von Armut, die in historisierender, vergleichender oder in zeitdiagnostischer 
Perspektive versuchen, die Strukturen und Entwicklungen von Armut in den breiteren 
Kontext sozialer Ungleichheiten, wohlfahrtsstaatlicher Entwicklungen und gesellschaft- 
lichen Wandels einzuordnen. Die im engeren Sinn sozialpolitische Analyse von Armut, 
die den Einfluss sozialpolitischer Reformen oder länderspezifischer Sozialpolitiken auf 
Armut untersucht oder spezielle Maßnahmen evaluiert, kann als ein vierter Strang der 
Armutsforschung betrachtet werden. 

Im folgenden zweiten Abschnitt werden die historischen Grundlagen des heutigen 
Armutsverständnisses nachgezeichnet. Der dritte Abschnitt ist der Frage der Defini- 
tion und empirischen Messung von Armut gewidmet. Der vierte Abschnitt gibt einen 
Überblick über die Entwicklung von Armut in der Bundesrepublik Deutschland. Im 
fünften Abschnitt werden wichtige Fragestellungen der soziologischen Interpretation 
von Armut im Sinne sozialer Ausgrenzung behandelt. Abschließend wird ein Ausblick 
auf die sozialwissenschaftlichen und sozialpolitischen Herausforderungen gegeben, die 
sich mit der drastischen Zunahme von Armut und sozialen Ausgrenzungen in Deutsch- 
land stellen. 


2 Armenfürsorge und die Entstehung des modernen Armutsverständnisses 


Unser heutiges Armutsverständnis hat sich in einem langen historischen Wandlungs- 
prozess zwischen dem 13. und 16. Jahrhundert herausgebildet (Oexle 1986). Während in 
der Antike Armut gleichbedeutend war mit »körperlicher Arbeit«, setzte sich im Mit- 
telalter eine religiöse Auffassung von Armut durch, in deren Mittelpunkt die Gabe und 
der Geber von Almosen (wie der mantelspendende St. Martin) standen. Das Almosen 
war eine weit verbreitete Praxis, weil es als gottgewollte Tat dem Seelenheil des Gebers 
diente. Die Entstehung des neuzeitlichen Armutsverständnisses ist dagegen geprägt von 
der sich herausbildenden »Entgegensetzung von Armut und Arbeit« (Oexle 1986): Wer 
arbeitet, gilt nunmehr genau deshalb nicht als arm, und nur wer nicht arbeiten kann und 
in Not gerät, gilt als unterstützungswürdig. Arbeitsfähige Arme erhalten keine Unter- 
stützung, sondern müssen sich in Arbeitshäusern ihren Unterhalt selbst verdienen. Ent- 
sprechend werden das Betteln und das Almosengeben unter Strafe gestellt und die Insti- 
tution der Armen-, Zucht- oder Arbeitshäuser geschaffen, in denen die Unterschichten 
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zur Lohnarbeit und später auch zu wirtschaftlichem Handeln erzogen werden sollen 
(Sachße/Tennstedt 1998). 

Im Hintergrund dieses Wandels steht die Ausbreitung von frühen Formen der Lohn- 
arbeit, die den anwachsenden »unterständischen« Schichten neue Erwerbsquellen bot. 
Im Zeitalter der Industrialisierung ist die Entwicklung moderner Wohlfahrtsstaaten 
von einer grundlegenden Dualität geprägt (Leibfried/Tennstedt 1985): Während auf der 
einen Seite eine » Arbeiterpolitik« entsteht, die über Maßnahmen des Arbeitsschutzes 
und mithilfe von Sozialversicherungen die Lohnarbeitsexistenz stabilisiert und ihre Ri- 
siken abfedert, behält die » Armutspolitik« die Aufgabe, denjenigen Unterstützung zu 
gewähren, die nicht mehr arbeiten können und dadurch in Not geraten. Es bleibt jedoch 
ein blinder Fleck in der Konstruktionslogik kapitalistischer Wohlfahrtsstaaten, und das 
ist die Möglichkeit, trotz Arbeitsfähigkeit in Armut zu geraten, weil keine ausreichen- 
den und ausreichend bezahlten Erwerbsmöglichkeiten existieren. Die Armutspolitik be- 
hält gewissermaßen auch die Funktion, diesen blinden Fleck zu »bearbeiten«, indem sie 
die arbeitsfähigen Armen als »unwürdige Arme« zur Lohnarbeit diszipliniert und die 
Unterstützungsleistungen an die Lebensstandards unterer Lohngruppen anpasst. 

Die neuzeitliche Armenfürsorge und Armutspolitik ist daher stets auch als sozial- 
staatliche Strukturierung sozialer Ungleichheit zu begreifen, als ein regulierender, dis- 
ziplinierender und stabilisierender Eingriff des Staates in die Lebensweisen unterer 
Sozialschichten. Aus dieser Funktion entspringt eine Reihe von Merkmalen, die die Ge- 
schichte der Armenfürsorge bis heute durchziehen: die Unterscheidung von würdigen 
und unwürdigen Armen, die Ambivalenz von Hilfeleistung und Disziplinierung, der 
erzieherische Impetus der Armutspolitik. Armutspolitik ist nie allein karitative Hilfe 
für Menschen in Not, um extreme Ausprägungen sozialer Ungleichheit nach unten hin 
zu begrenzen, sondern immer auch der Versuch, die Verhaltensweisen unterer Sozial- 
schichten in bestimmte Bahnen zu lenken, sie zu erziehen, ihre Arbeitsmoral und ihr 
Pflichtgefühl zu stärken und damit soziale Unruhe und Anomie einzudämmen. Armut 
ist zudem nicht nur über hochgradig ambivalente Beziehungen der Inklusion definiert, 
sondern stets auch über Beziehungen der Exklusion: der verweigerten Hilfe, der Nicht- 
achtung und der Verachtung (Raphael 2011). 

Auf der einen Seite kann die Geschichte der Armenfürsorge im Sinne einer langen 
Entfaltung von Hilfe- und Unterstützungsleistungen als Bürgerrechten gelesen wer- 
den, die von der christlichen Barmherzigkeit über die erzieherischen Bestrebungen 
der frühneuzeitlichen Armenhäuser bis hin zur modernen Sozialhilfe als Bringschuld 
der Gesellschaft gegenüber den Bedürftigen verläuft. Auf dieser Linie wird die Garan- 
tie eines minimalen Lebensstandards zur Grundlage der sozialen Inklusion. Auf der an- 
deren Seit kann aber auch die erstaunliche Konstanz und Hartnäckigkeit von Formen 
des Ausschlusses sowie der Disziplinierung und Kontrolle hervorgehoben werden. Die 
Geschichte der Armut gleicht damit einem Vexierbild, in dem beide Motive, die zu- 
nehmende Entfaltung der Inklusion und die Persistenz von Disziplinierung und Aus- 
grenzung, um Dominanz ringen. 
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3 Definition und Konzepte von Armut 


Jeder Versuch, Armut zu definieren und empirisch zu messen, muss zwangsläufig mit 
normativen Setzungen arbeiten, weil die Grenzziehung zwischen Armut und Nicht- 
Armut in letzter Instanz eine normative ist. Gleichzeitig versuchen wissenschaftliche 
Armutskonzepte, diese Grenzziehung mit Bezug auf empirisch beobachtbare Struktu- 
ren und Relationen zu bestimmen, um ihr ein Höchstmaß an Transparenz zu verleihen. 
Darum spielen in der Armutsforschung Konventionen eine so große Rolle. In der Ar- 
mutsberichterstattung hat sich zudem die praktische Konvention durchgesetzt, mit un- 
terschiedlichen Armutskonzepten zu arbeiten. Da es die eine richtige Definition und 
Bestimmung von Armut nicht geben kann und jedes Armutskonzept zugleich unter- 
schiedliche Aspekte von Armut stärker beleuchtet, ist diese Vorgehensweise konsequent, 
auch wenn sie häufig zu einer unübersichtlichen Fülle an unterschiedlichen Ergebnissen 
führt (Piachaud 1992). 


3.1 Zur Definition von Armut 


Aufgrund der Vielzahl an unterschiedlichen Sichtweisen und Messkonzepten der Armut 
muss auch der Versuch einer (systematischen) Übersicht selektiv und strittig bleiben. 
Als Ausgangspunkt kann jedoch ein Definitionsvorschlag von Armut dienen, den die 
EU-Kommission bereits 1974 im Rahmen des »Ersten Programms zur Bekämpfung von 
Armut und sozialer Ausgrenzung« zugrunde gelegt hat. Diese ursprünglich vom briti- 
schen Armutsforscher Peter Townsend (1979) entwickelte Definition ist seither - mit 
gewissen Modifikationen - zur Grundlage vieler europäischer und nationaler Armuts- 
berichte geworden und wird auch in der Armuts- und Reichtumsberichterstattung der 
Bundesregierung verwendet, und zwar mit folgender Formulierung: » Als verarmt sind 
jene Einzelpersonen, Familien und Personengruppen anzusehen, die über so geringe 
(materielle, kulturelle und soziale) Mittel verfügen, dass sie von der Lebensweise ausge- 
schlossen sind, die in dem Mitgliedsstaat, in dem sie leben, als Minimum annehmbar 
ist.« (BMAS 2001: XIV). 

Diese Definition ist bemerkenswert, weil sie eine kausale Beziehung zum Kern der 
Begriffsbestimmung von Armut macht: Arm sind Personen, wenn ein Mangel an Res- 
sourcen ursächlich zu einem Ausschluss von akzeptablen Lebensweisen führt. Nicht 
jeder Ausschluss von minimalen Lebensstandards und nicht jeder Ressourcenmangel 
wird mit Armut gleichgesetzt. Theoretisch kann ein erheblicher Ressourcenmangel vor- 
liegen, der jedoch nicht zum Ausschluss von akzeptablen Lebensweisen führt, beispiels- 
weise wenn eine Person diesen Mangel über andere soziale und individuelle Ressourcen 
kompensieren kann. Ebenso bezeichnet ein Ausschluss von akzeptablen Lebensweisen 
nicht notwendigerweise Armut, weil er aufanderen Ursachen als auf Ressourcenmangel 
beruhen kann, z.B. auf einer schweren Erkrankung, einer freiwillig gewählten Lebens- 
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weise oder einer rechtsgültigen Inhaftierung. Erst wenn beides zusammentrifft, ein Aus- 
schluss von akzeptierten Mindeststandards also durch fehlende Ressourcen »erzwun- 
gen« ist, liegt Armut vor. 

Hinter dieser Definition steht der Gedanke der wohlfahrtsstaatlichen Garantie so- 
zialer Teilhabechancen. Ziel der Armutsbekämpfung ist nicht die Sicherung einer be- 
stimmten Mindestausstattung als solcher, sondern die Wahrung eines Mindestniveaus 
an sozialer Teilhabe, wenn dieses aufgrund eines Mangels an Ressourcen nicht erreicht 
werden kann. Der Einschub »materielle, kulturelle und soziale« Ressourcen verweist 
darauf, dass nicht nur ein Mangel an Geld als Ursache für Armut in Betracht kommt. 
Nicht die Art der mangelnden Ressourcen entscheidet, ob Armut vorliegt oder nicht, 
sondern die Frage, ob von diesem Ressourcenmangel ein ausgrenzender Effekt auf die 
Lebensweisen ausgeht. Zugleich betont die Definition im Sinne »relativer« Armut den 
Bezug zu nationalen Standards der Lebensweisen - wobei umstritten ist, ob Sozialstaa- 
ten in ihren nationalen Grenzen immer den geeigneten Referenzrahmen darstellen, da 
es auch starke regionale Unterschiede innerhalb von Staaten gibt und andererseits auch 
überstaatliche (z.B. ein europäischer) Referenzrahmen der Bewertung von Lebensstan- 
dards entstehen. 


3.2  Armutskonzepte: Vier Sichtweisen auf Armut 


Die obige Definition wirft eine Reihe von Fragen auf, die in den verschiedenen Ar- 
mutskonzepten jeweils unterschiedlich beantwortet werden. Eine entscheidende Frage 
ist, wie man eine als Minimum annehmbare Lebensweise überhaupt bestimmen kann. 
Die zweite zentrale Frage gilt der Bestimmung der Ressourcen, deren Mangel zur Aus- 
grenzung von sozialer Teilhabe führt. In der Literatur und Geschichte der Armutsfor- 
schung lassen sich vier grundsätzliche Sichtweisen oder Grundkonzepte von Armut un- 
terscheiden, die diese beiden Fragen jeweils unterschiedlich beantworten (Übersicht ı). 


Übersicht 1 Vier Sichtweisen auf Armut 


Bestimmung von Ressourcenmangel Bestimmung von Ausgrenzungs- 


folgen 
politisch definierte Bedürftigkeitsprüfung: ökonomische normativer Bezug auf »soziokulturel- 
Armut Versorgungslage les Existenzminimum« bzw. »men- 
schenwürdiges Leben« 
Einkommensarmut Einkommensschwelle unbestimmt (»Armutsrisiko«) 
Lebensstandard Einkommen erzwungene Deprivationen: einge- 
schränkte Teilhabe an minimalem Le- 
bensstandard 
Lebenslagen multidimensional und interdependent: Unterversorgungen in verschiedenen 


Lebensbereichen = eingeschränkte Handlungsspielräume 
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Politisch definierte Armut 


In der Praxis der Armenfürsorge ist die Gewährung von Unterstützungsleistungen von 
mehr oder minder umfassenden Prüfungen der Bedürftigkeit abhängig. Dabei gilt stets 
das Individualprinzip: Die Feststellung der Bedürftigkeit ist letztlich nur im Einzelfall 
möglich. Dennoch gibt es eine historische Tendenz der zunehmenden Formalisierung 
von Kriterien der Anspruchsberechtigung, die zunehmend - wie in Deutschland erstma- 
lig im Bundessozialhilfegesetz (BSHG) - als Rechtsanspruch und sogar als Bringschuld 
der Gesellschaft verankert werden. Im Mittelpunkt der Bedürftigkeitsprüfung stehen 
die Einkommens-, Vermögens- und Wohnverhältnisse, die familiale Situation und die 
Haushaltskonstellation. Dem Prinzip der Subsidiarität zufolge müssen erst alle vorgän- 
gigen Leistungen, Vermögen (abgesehen von Schonvermögen) und Versorgungspflich- 
ten durch Angehörige ausgeschöpft sein, bevor eine Anspruchsberechtigung eintritt. 

Die Entwicklung wissenschaftlicher Armutskonzepte ist eng verflochten mit der Be- 
stimmung von Bedürftigkeitsschwellen. Lange Zeit dominierten dabei » Warenkorb- 
modelle«, die auf Schätzungen von Experten basierten, welche Güter und Dienstleis- 
tungen zum Leben unerlässlich sind, und die anhand ortsüblicher Preise in Geldwerte 
umgerechnet wurden. In Deutschland ist das Warenkorbmodell erst 1990 vom »Statis- 
tikmodell« abgelöst worden, bei dem die Fortschreibung der Eckregelsätze an die Aus- 
gabenentwicklung spezifischer Haushaltstypen gekoppelt und damit das Bedarfsprinzip 
eingeschränkt wird. 

Bei einer Orientierung am physischen Existenzminimum, das die unmittelbare Be- 
drohung der physischen Existenz durch Hunger oder Erfrieren zum Kriterium erhebt, 
wird häufig von absoluter Armut gesprochen. Dahinter stand lange Zeit die Vorstel- 
lung, dass es ein zeit- und raumunabhängiges, physiologisch bestimmbares Existenzmi- 
nimum gibt; heute weiß man, dass dies unmöglich ist, da körperliche Mangelerschei- 
nungen infolge von Armut in vielen graduellen Abstufungen vorkommen. Im BSHG 
wird ein »soziokulturelles Existenzminimum« definiert, um »dem Empfänger der Hilfe 
die Führung eines Lebens zu ermöglichen, das der Würde des Menschen entspricht. « 
(BSHG $ ı). Der normative Rekurs auf die Wahrung der Menschenwürde, auf ein »Leben 
ohne Scham« (Sen 2002) oder auf die »Freiheit, ein Leben nach eigenen Vorstellungen 
vom guten Leben zu führen« (Sen 1991), kann nach Amartya Sen ebenfalls als »absolu- 
tes« Armutsverständnis interpretiert werden. Demnach gilt es, absolute Grundwerte zu 
gewährleisten, wobei diese Grundwerte in unterschiedlichen Gesellschaften jeweils un- 
terschiedlich in Erscheinung treten. 


Ressourcen- oder Einkommensarmut 
Ressourcenbasierte Armutskonzepte konzentrieren sich allein auf die Identifikation von 


Mangellagen, die mit einem hohen Risiko des sozialen Ausschlusses von akzeptierten 
Lebensweisen verbunden sind. Sie verzichten jedoch darauf, empirisch zu überprüfen, 
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ob tatsächlich ein solcher Ausschluss vorliegt. Daher werden sie auch als »indirekte« Ar- 
mutsmessung bezeichnet und verwenden eher die Terminologie des Armutsrisikos, als 
direkt von Armut zu sprechen. Die wichtigste dieser Ressourcen ist zweifellos das Ein- 
kommen. Prinzipiell ist es auch möglich, andere Ressourcen zu berücksichtigen, aber 
in der Regel stützen sich ressourcenbasierte Armutskonzepte allein auf das Einkom- 
men, weil sich die Risiken sozialen Ausschlusses in entwickelten Marktgesellschaften vor 
allem am Einkommen festmachen lassen. 

Zur Bestimmung des Armutsrisikos muss ein Einkommenswert abgeleitet werden, 
der als Armutsrisikoschwelle dient. Das wohl am weitesten verbreitete Konzept zur em- 
pirischen Messung und Analyse von Armut ist das Konzept der relativen Einkommens- 
armut, bei dem die Einkommensarmutsschwelle als relativer Anteilswert des Durch- 
schnittseinkommens bestimmt wird. Zurzeit existiert in der EU die von der Eurostat 
Task Force (1998) vorgeschlagene Armutsschwelle von 60 Prozent des nationalen Me- 
dian-Einkommens, die seit dem Gipfel von Laeken 2001 als europäische Konvention der 
Armutsmessung gilt. Zuvor wurde eine Schwelle von 50 Prozent des arithmetischen Mit- 
telwerts verwendet (> Einkommen und Vermögen). 

Es gibt jedoch auch alternative Ableitungen von Einkommensarmutsschwellen, etwa 
anhand repräsentativer Bevölkerungsumfragen zum notwendigen Mindesteinkommen 
bzw. zur Bewertung von Einkommenspositionen (subjektive Einkommensarmut, vgl. 
Bosch et al. 1993). Einen avancierten Versuch unternahm Townsend (1979), der ver- 
suchte, die Einkommensschwelle zu ermitteln, von deren Unterschreitung an Einschrän- 
kungen der Lebensweise »plötzlich« in überproportionaler Weise zunehmen. Ob dies 
überhaupt möglich ist, wurde jedoch vielfach bezweifelt (Piachaud 1987). Für Deutsch- 
land hat Hübinger (1996) zwar keine solche Einkommensarmutsschwelle, wohl aber 
eine Wohlstandsschwelle (bei etwa 80 Prozent des Mittelwerts) gefunden, von deren 
Überschreitung an Deprivationen signifikant abzunehmen beginnen. Den Bereich zwi- 
schen der Armut und der Wohlstandsschwelle hat er als »prekären Wohlstand« bezeich- 
net. Auch Ableitungen von Einkommensarmutsschwellen anhand von Warenkörben, 
Kalorienbedarfen oder Konsumausgaben sind möglich. Faktisch lassen sich also viele 
verschiedene Armutskonzepte verwenden, um aus ihnen am Ende Einkommensschwel- 
len zu generieren, die dann als Armutsrisiko interpretiert werden. 

Die Messung von Armut anhand von Einkommen bietet auch die Möglichkeit, neben 
dem Anteil der Bevölkerung unterhalb der Armutsschwelle (Armutsquote) auch den 
Abstand zu dieser Schwelle zu berücksichtigen (Armutslücke), also den Betrag, den die 
Armen aufbringen müssten, um über die Armutsschwelle zu kommen. In der ökonomi- 
schen Armutsforschung wurden unterschiedliche aggregierte Armutsmaße vorgeschla- 
gen. Am bekanntesten ist der von Foster, Greer und Thorbecke (1984) vorgeschlagene 
FGT-Index, der anhand eines Parameters erlaubt, die Armutsquote, die Armutslücke 
und beliebige Armutsintensitäten zu berechnen. 

Trotz ihrer starken Verbreitung sind Armutsmaße, die sich allein auf das Einkommen 
stützen, in der Armutsforschung umstritten. Die verfügbaren ökonomischen Ressour- 
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cen werden mit erhobenen Einkommensdaten häufig nur unzureichend abgedeckt, weil 
Vermögen, Verschuldungen und nicht-monetäre Einkommensvorteile durch Wohn- 
eigentum oder Arbeitgebervergünstigungen häufig unberücksichtigt bleiben. Auch die 
Bedarfe werden im Rahmen von Äquivalenzskalen recht pauschal veranschlagt. Von 
den Einkommensressourcen lässt sich daher nur »indirekt« auf die konkreten Lebens- 
und Versorgungslagen von Haushalten schließen (Ringen 1988). 


Lebensstandard 


Der Lebensstandard- oder auch Deprivationsansatz ist der direkteste Versuch einer em- 
pirischen Umsetzung der von Townsend (1979) geprägten Definition der Armut. Town- 
send selbst hatte eine Methode zur Messung des Lebensstandards eingeführt, bei der zu 
einer Liste von Gütern und Aktivitäten (z.B. ein Jahresurlaub, ein Auto, alte Kleidung 
ersetzen, Freunde zum Essen einladen) jeweils erhoben wird, ob die Befragten über die- 
ses Merkmal verfügen oder es ermangeln. Später haben Mack und Lansley (1985) die 
Fragen hinzugefügt, ob dieses Gut oder diese Aktivität als »zum Leben notwendig«, also 
als Bestandteil eines minimalen Lebensstandards erachtet wird, und ob die Befragten 
ein Lebensstandardmerkmal aus finanziellen oder sonstigen Gründen ermangeln, um 
kulturelle Präferenzen zu kontrollieren. Dieses Erhebungsinstrument ermöglicht es, die 
einzelnen Merkmale des Lebensstandards anhand der Einschätzungen ihrer Notwen- 
digkeit zu gewichten, sodass das finanziell bedingte Fehlen eines Merkmals, das eine 
große Mehrheit der Bevölkerung als zum Leben erforderlich betrachtet, auch als ent- 
sprechend stärkere Deprivation gewichtet wird. Diese Gewichtung kann sehr flexibel 
gehandhabt werden. Faktisch lassen sich daraus für jeden Haushalt sogenannte » Depri- 
vationsscores« berechnen. Um diese metrische Information in eine dichotome Katego- 
risierung »arm versus nicht-arm« zu überführen, müssen jedoch, wie beim Einkommen, 
erneut Schwellenwerte abgeleitet werden oder es müssen entsprechende statistische Ver- 
fahren zum Einsatz kommen (Andreß 1999: 71f.; Dewilde 2004; Nolan/Whelan 1999). 

Die aus der Lebensstandard-Messung abgeleitete Deprivationsarmut, die der Kon- 
zeption nach »finanziell erzwungene Deprivation« misst, stimmt jedoch nicht notwen- 
dig mit Maßen der Einkommensarmut überein. Dieser »mismatch« bzw. die Inkonsis- 
tenz zwischen Einkommens- und Deprivationsarmut, die die Armutsforschung stark 
beschäftigt (Groh-Samberg 2009: 76 ff.), kann verschiedene Ursachen haben, wie z.B. 
Messfehler, einen zeitlichen »lag« (Einkommen verändern sich schneller und früher als 
der Lebensstandard), nicht gemessene Unterschiede in der Einkommensverwendung 
(Ausgaben für nicht erfragte Aspekte des Lebensstandards), nicht gemessene Vermö- 
gensressourcen. Teilweise werden beide Maße daher nachträglich abgeglichen. Halleröd 
(1995) etwa definiert die »wirklich Armen« als diejenigen Personen, die zugleich depri- 
vationsarm und einkommensarm sind. 

Der Lebensstandardansatz erfordert ein eigenes Erhebungsinstrument, das in 
Deutschland etwa im Wohlfahrtssurvey und in einzelnen Wellen des Sozio-oeko- 
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nomischen Panels (SOEP) implementiert wurde, aber letztlich nur begrenzt verbrei- 
tet ist. Hans-Jürgen Andreß (1999; 2008) hat diesen Ansatz für Deutschland fruchtbar 
gemacht, wobei er ursprünglich auf eine eigene Erhebung zurückgriff. Aufgrund der 
Implementierung im European Community Household Panel (ECHP) und in der Euro- 
pean Union Statistics on Income and Living Conditions (EU-SILC) ist der Deprivations- 
ansatz in der europäischen Armutsforschung stärker verbreitet, wobei insbesondere die 
irischen Armutsforscher des Economic and Social Research Institute (ESRI) auch me- 
thodisch wichtige Weiterentwicklungen vorgelegt haben (Nolan/Whelan 1996; Whelan/ 
Maitre 2010). 


Lebenslagen 


Eine grundsätzliche und absichtsvolle Beschränkung des Lebensstandardansatzes be- 
steht darin, dass er nur solche Einschränkungen der Teilhabe berücksichtigt, die aus 
Geldmangel entstehen. Damit werden etwa Arbeitslosigkeit, Gesundheitsprobleme und 
mangelnde Bildung nur indirekt, über ihre Einkommenseffekte, als armutsverursa- 
chende Ressourcen berücksichtigt. Darin unterscheidet sich unter anderem der Lebens- 
standardansatz vom Lebenslagenansatz. 

Der Lebenslagenansatz hat eine lange Tradition in der deutschsprachigen Sozial- 
politikforschung (Weisser 1972), die von der Sozialindikatorenbewegung (> Sozialsta- 
tistik und Sozialberichterstattung) für die Armutsforschung fruchtbar gemacht wurde 
(Glatzer/Hübinger 1990). Im Mittelpunkt des Lebenslagenansatzes stehen nicht aus- 
schließlich verfügbare Ressourcen, die ein bestimmtes Versorgungsniveau ermöglichen, 
sondern der Handlungsspielraum, den Personen aufgrund dieser Ressourcen sowie 
ihrer Fähigkeiten unter bestimmten gesellschaftlichen Opportunitäten nutzen können. 

Es ist außerordentlich schwierig den Handlungsspielraum zu erfassen, da es sich 
um eine potenzielle Größe handelt. Daher wird aus pragmatischen Überlegungen der 
Handlungsspielraum über verfügbare Ressourcen abgeschätzt. Hier werden verschie- 
dene Lebenslagendimensionen herangezogen, wie etwa die Einkommenssituation, die 
Wohnsituation, die Erwerbstätigkeit, der Gesundheitszustand, die Bildungsqualifikatio- 
nen, soziale Netzwerke. Für jede dieser Dimensionen werden Schwellenwerte der Un- 
terversorgung definiert (z.B. weniger als ein Raum pro Person, bestehende Arbeitslo- 
sigkeit oder unterwertige Beschäftigung, fehlende Berufsausbildung), die theoretisch als 
Einschränkung von Handlungsspielräumen betrachtet werden. Auf einer deskriptiven 
Ebene ist damit eine umfassende Bestandsaufnahme von sozialpolitisch relevanten Un- 
terversorgungen möglich. 

Ein Problem ist die Aggregation dieser detaillierten Informationen zu einer Unter- 
scheidung von arm versus nicht-arm. Dazu wird häufig einfach die Anzahl der Lebens- 
lagendimensionen, in denen eine Unterversorgung besteht, zusammenaddiert (Hanesch 
et al. 1994). Diese Verkürzung des Lebenslagenkonzepts auf Unterausstattung hat ihr 
den Vorwurf eines Empirismus sozialer Lageindikatoren eingebracht oder zu dem Vor- 
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schlag geführt, bei dieser Vorgehensweise besser von einem » Versorgungslagenansatz« 
zu sprechen (Zimmermann 1993: 207). 

Bei der Reformulierung des Lebenslagenansatzes für die Armuts- und Reichtums- 
berichterstattung wurde besonders die zeitliche Dimension von Lebenslagen hervor- 
gehoben (Voges 2002; Voges et al. 2003). Eine Lebenslage ist sowohl die Ursache eines 
bestimmten Handlungsspielraums als auch die Folge der Realisierung früherer Hand- 
lungsspielräume, und zwar vermittelt über die Dimension Zeit. Der Lebenslagenansatz 
verzichtet damit grundsätzlich auf eine Unterscheidung von Ressourcenmangel versus 
Ausgrenzungsfolgen. Der Handlungsspielraum, der sich aus der Sicht einer Person in 
ihrer Lebenslage eröffnet, lässt sich nur erschließen durch retrospektive Betrachtung 
von Ereignissen und Opportunitäten, die bei Personen im Zeitverlauf zu bestimmten 
Handlungsvollzügen geführt haben. Analytisch gesehen ermöglicht diese Betrachtungs- 
weise auch die Analyse komplexer Interdependenzen bzw. Kumulationen von Benachtei- 
ligungen in unterschiedlichen Lebensbereichen im Zeitverlauf (ausführlich Voges 2013). 

Völlig ungeklärt ist bislang die Frage, ob allen Lebenslagedimensionen die gleiche 
Bedeutung zukommt oder inwieweit Möglichkeiten der Substitution existieren. Eine 
Gewichtung der Dimensionen sowie eine Kontrolle von Präferenzen finden in der Regel 
nicht statt. Damit ist der Lebenslagenansatz in allen zentralen Entscheidungsproble- 
men - der Auswahl von Lebenslagendimensionen, der Definition von Unterversor- 
gungsschwellen und der Aggregation zur Bestimmung von Armut - auf konventionelle 
Festlegungen oder Ad-hoc-Entscheidungen verwiesen. 


4 Entwicklung der Armut in Deutschland 


Will man die langfristige historische Entwicklung von Armut in der Bundesrepublik 
Deutschland nachzeichnen, so ist man im Wesentlichen auf zwei Indikatoren verwiesen: 
Zum einen auf die Daten zu den Empfängerzahlen von Unterstützungsleistungen für alle 
Bedürftigen (Fürsorge nach der Reichsverordnung über die Fürsorgepflicht, RFV, bis 
1960, Sozialhilfe nach dem BSHG 1961-2004) sowie für bedürftige arbeitslose Erwerbs- 
personen (Arbeitslosenfürsorge bis 1956, Arbeitslosenhilfe 1956-2004) und schließlich 
nach 2005 den Grundsicherungen nach Sozialgesetzbuch (SGB) II (ALG II oder »Hartz 
IV«) und SGB XII (Sozialgeld/-hilfe). Zum anderen lässt sich anhand von Einkommens- 
daten die Entwicklung von relativer Einkommensarmut im Zeitverlauf verfolgen. 


4.1 Entwicklung der Empfänger von Mindestsicherungsleistungen 
Daten zu Empfängern von Sozialleistungen werden häufig als Indikator für Armutsent- 


wicklungen verwendet, haben jedoch zwei empfindliche Tücken: Zum einen ist die Tat- 
sache zu nennen, dass ein erheblicher Teil der Anspruchsberechtigten faktisch keine 
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Hilfeleistungen bezieht. Diese sogenannte » Dunkelziffer« der Armut - auch »verdeckte 
Armut« genannt - lag für die Sozialhilfe (nach BSHG) Schätzungen zufolge bei gut 
50 Prozent (Frick/Groh-Samberg 2007). Zum anderen resultiert jede Anhebung der Re- 
gelsätze bzw. generösere Hilfegewährung in einer Zunahme der Anspruchsberechtig- 
ten bzw. führt eine Kürzung bzw. restriktivere Hilfegewährung zu einer Reduktion der 
Empfängerzahlen - gewiss aber nicht zu einer Reduktion der Armut. Darum sind Zeit- 
reihen zu Empfängerzahlen für Unterstützungsleistungen stets mit Vorsicht zu interpre- 
tieren. Faktisch wurde die Sozialhilfe in der Phase des Rückgangs von Empfängerzahlen 
immer generöser und in den 1980er und 1990er Jahren, als immer mehr Menschen in 
Not gerieten, immer restriktiver (Adamy/Steffen 1998: 34-52). So wurde die regelmäßige 
Anhebung der Sozialhilferegelsätze nach dem Statistikmodell, das eine Kopplung der 
Sozialhilfe an die Einkommensentwicklung unterer Einkommensschichten festschreibt, 
in einzelnen Jahren ausgesetzt oder gedeckelt. Zur Verschärfung des » Arbeitszwan- 
ges« im BSHG wurde das sogenannte »Lohnabstandsgebot«, das zur Erhaltung von Ar- 
beitsanreizen auf einen angemessenen Abstand der Sozialhilfe zu unteren Lohngruppen 
verpflichtet, 1982 direkt in das BSHG übernommen und seither in mehreren Etappen 
verschärft. Die Verpflichtung von Hilfeempfängern, eine eigene Erwerbsarbeit aufzu- 
nehmen, ist durch Erweiterung der Zumutbarkeiten verstärkt und auf » Arbeitsgelegen- 
heiten« (nach BSHG $ 19, Abs. 2 und $ 20) ausgedehnt worden. Ebenfalls verschärft wur- 
den die bei Ablehnung drohenden Sanktionen. Die Empfängerzahlen wurden außerdem 
erheblich reduziert durch die Einführung des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG 
1993), welches die Gruppe der Asylsuchenden auf eine deutlich reduzierte Hilfeleistung 
herabsetzte. Neben diesen wichtigsten Einschnitten hat es auch partielle Verbesserun- 
gen der Sozialhilfe gegeben, wie etwa die Erhöhung von Mehrbedarfszuschlägen und 
Regelsatzproportionen für alleinerziehende Haushalte. Der U-förmige Verlauf, der aus 
Abbildung ı deutlich wird, unterschätzt jedoch insgesamt das tatsächliche Ausmaß des 
Rückgangs und vor allem das des erneuten Anstiegs von Armut in der Bundesrepublik. 

Mit der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe im Rahmen der soge- 
nannten »Hartz IV «-Reformen (» Gesetze zur Modernisierung der Dienstleistungen auf 
dem Arbeitsmarkt«) haben sich die Empfängerzahlen für die Grundsicherung gegen- 
über der früheren Sozialhilfe deutlich erhöht, weil die Mindestsicherung nunmehr für 
alle arbeitsfähigen Hilfeempfänger aus einer Hand organisiert wird und teilweise auch 
die verdeckte Armut zurückgegangen ist (Becker 2006). Gleichzeitig fällt der Puffer weg, 
der mit der alten Arbeitslosenhilfe zwischen Arbeitslosengeld und Sozialhilfe bestand. 
Zugleich wird der Druck erhöht, Arbeitsangebote jeglicher Art anzunehmen - denn 
jede Arbeit ist nunmehr zumutbar - oder im Rahmen von Ein-Euro-Jobs gemeinnüt- 
zige Arbeit zu leisten. Parallel dazu bewirken die weiteren Arbeitsmarktreformen mit 
der Einführung von Mini- und Midi-Jobs und den gescheiterten Ich-AGs eine Auswei- 
tung des prekären und Niedriglohnsegments. Auf diese Weise findet eine allmähliche 
Verschiebung von » Armut in Arbeitslosigkeit« zur » Armut in Arbeit« statt (siehe unten, 
Abschnitt 4.5). 
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Abbildung 1 Mindestsicherung in Deutschland 1950-2009 


Mindestsicherungsquote? 


PT re 


9— a mn m um an On nam mn um ann mm am an mn a a am am. an mm mm am m a Mb Ma a m ame a am an a a Tan am a a ma Ma m am ann a an a han m am an am m an am a nn a am un m ai an an m an an 


1950 1955 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2005 2010 


Arbeitslosenfür- offene Sozialhilfe im Sozialhilfe zum Mindestsi- 
sorge/-hilfeb“ Fürsorged® Jahresverlauff®® Jahresendef*h cherung!* 


abis einschl. 1990 alte Bundesländer (1950-60 ohne West-Berlin), ab 1991 Deutschland PLeistungen nach dem 
AVAVG, AFG bzw. SGBIII CLeistungsbezieher in Prozent der Erwerbspersonen dLeistungen nach der RFV 
ELeistungsbezieher in Prozent der Bevölkerung fHilfe zum Lebensunterhalt (HLu) außerhalb von Einrichtungen 
nach dem BSHG Swird nach 1994 nicht weitergeführt hab 1993 ohne Asylsuchende "Leistungen nach dem 
SGB Il; HLu außerhalb von Einrichtungen nach dem SGB XII; Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
nach dem SGB XII; Regelleistungen nach dem AsylbLG sowie Leistungen der Kriegsopferfürsorge 

Quelle: Statistisches Bundesamt FS 13, R 2 und FS 1, R 4.1.1: Soziale Mindestsicherung in Deutschland (2006 ff.); 
BMAS, Statistisches Taschenbuch, verschiedene Jahrgänge 


4.2 Entwicklung der relativen Einkommensarmut 


Ein zweiter Indikator, der sich auf Basis von wiederholten Einkommensmessungen wie 
dem Mikrozensus (MZ) oder der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) für 
längere Zeiträume abbilden lässt, ist die relative Einkommensarmut. Das Konzept der 
relativen Einkommensarmut ist das am häufigsten verwendete Konzept zur Messung 
und Analyse von Armut, weil es sich auf Basis von Einkommensdaten relativ einfach 
umsetzen lässt und einem einfachen Grundgedanken folgt (siehe oben, Abschnitt 3.2). 
Abbildung 2 zeigt die Entwicklung der relativen Einkommensarmut in Deutschland auf 
Basis unterschiedlicher Datensätze bei Verwendung einer Armutsrisikoschwelle von 
50 Prozent des Durchschnittseinkommens (arithmetischer Mittelwert). Erkennbar ist 
auch hier der insgesamt U-förmige Verlauf, mit einem Rückgang der Armut in den 
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Abbildung2 Relative Einkommensarmut in Deutschland 1962-2009 
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Anteil an Personen, deren Einkommen weniger als 50 Prozent des bedarfsgewichteten Haushaltnettoeinkommens 
beträgt (gesamtdeutscher Mittelwert nach 1991, ältere OECD-Skala) bMonatseinkommen, preisbereinigt bis 
1993 ohne Ausländer 4Vorjahreseinkommen Ceinschließlich Mietwert für selbst genutztes Wohneigentum 
Quelle: MZ: Boehle 2008; EVS: Becker 1997, Hauser/Becker 2001, Becker/Hauser 2005, Berechnungen für 2003 
Irene Becker; SOEP, EU-SILC: eigene Berechnungen 


1960er Jahren, einem niedrigen Niveau in den 1970er Jahren und einem zunächst all- 
mählichen, von konjunkturellen Schwankungen geprägten Wiederanstieg der Armut in 
den 1980er und 1990er Jahren, der ab etwa der Jahrtausendwende in einen steilen An- 
stieg der Armut übergeht. 


4.3 Wandel der demografischen Struktur der Armut 


Mit dem Wiederanstieg der Armut seit den späten 1970er Jahren hat sich auch die Ar- 
mutspopulation in ihren demografischen Strukturen gewandelt. Insgesamt ist der 
U-förmige Verlauf der Armutsentwicklung mit erheblichen generationsspezifischen 
Ungleichheiten verbunden, die sich in einem grundlegenden Wandel der altersspezifi- 
schen Armutsrisiken widerspiegeln. In den 1970er Jahren waren es vor allem ältere Men- 
schen und Frauen, und insbesondere ältere Frauen, die ein hohes Armutsrisiko trugen 
und auch einen großen Teil der Armutspopulation stellten. Die Alten konnten nicht 
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mehr von der Vollbeschäftigung und den Reallohnsteigerungen der 1960er und 1970er 
Jahre profitieren, aber auch noch nicht von den Rentenreformen (» Rentner und Ruhe- 
stand). Die Generationen der 1940 bis 1960 Geborenen dagegen, die in der Wirtschafts- 
wunderzeit ins Erwerbsleben eintraten bzw. kontinuierliche und »standardisierte« Er- 
werbs- und Familienverläufe (» Lebensverlauf) aufwiesen, profitierten dann auch von 
den ausgebauten Sozialversicherungsleistungen, insbesondere den Rentenreformen und 
den günstigen Regelungen für Beamte, sodass diese Generationen heute, im Rentenal- 
ter, die niedrigsten Armutsquoten aufweisen. Die später geborenen Generationen hin- 
gegen sind im Laufe ihres Erwerbslebens und zunehmend beim Eintritt ins Erwerbs- 
leben mit Veränderungen am Arbeitsmarkt konfrontiert, die zu einer Erhöhung von 
Arbeitslosigkeitsrisiken, prekären und niedrig entlohnten Beschäftigungen sowie wach- 
senden Ungleichheiten geführt haben (» Arbeitslosigkeit; » Arbeitsmarkt und Beschäfti- 
gung). Kinder und insbesondere Jugendliche und junge Erwachsene verzeichnen daher 
die höchsten Zuwachsraten der Armutsbetroffenheit (Grabka/Frick 2010). 

Die in den 1980er und ı990er Jahren verbreiteten Thesen einer Infantilisierung 
(Hauser 1989) und Feminisierung (Pfaff 1992) der Armut verzeichnen diesen demogra- 
fischen Wandel der Armutspopulation und insbesondere einen bemerkenswerten An- 
stieg der Armutsbetroffenheit von alleinerziehenden Haushalten, ganz überwiegend von 
alleinerziehenden Frauen. Kinderreiche und alleinerziehende Haushalte zählen freilich 
seit jeher zu den besonders gefährdeten Haushaltsformen. Die Kinderarmut ist auch 
darum zu einem besonderen Fokus der (nationalen wie internationalen) Forschung ge- 
worden, weil damit das Risiko einer intergenerationalen Vererbung von Armut (Corak 
2006; Duncan/Brooks-Gunn 1997; Jenkins/Siedler 2007) und ein zirkulärer Prozess von 
materieller und von Bildungsarmut (Allmendinger 1999) gegeben ist. Unter dem Stich- 
wort der Resilienz hat sich die Forschung nicht nur auf die Erscheinungsformen von 
Armut bei Kindern (Butterwegge et al. 2008; Holz 2006), sondern auch auf mögliche 
Schutzfaktoren gerichtet (Walper 2008). Zudem hat die Frage der angemessenen Be- 
darfe von Kindern durch das Bundesgerichtsurteil vom 9. 2.2010 neue Brisanz erhalten 
(BVerfG, ı BvL 1/09, ı BvL 3/09, ı BvL 4/09). 

Ein weiterer zentraler Wandel betrifft die zunehmende Armutsbetroffenheit von Per- 
sonen mit Migrationshintergrund. Ausländer hatten bis Anfang der 1980er Jahre - da 
sie überwiegend als Gastarbeiter nach Deutschland kamen - nur sehr geringe Sozial- 
hilfequoten. Im Verlauf der 1980er Jahre dreht sich dieser unterproportionale jedoch in 
einen überproportionalen Bezug von Sozialhilfe um. Auch das Risiko der Einkommens- 
armut steigt für Personen mit Migrationshintergrund überproportional an. Absehbar ist 
auch eine zunehmende Altersarmut als Folge der geringeren Löhne und damit Renten- 
ansprüche (» Migranten). 

Eine besondere Entwicklung ist mit der Wiedervereinigung gegeben. In Ostdeutsch- 
land war das Einkommensniveau kurz nach der Wiedervereinigung deutlich geringer 
als im Westen und stieg zunächst sehr steil, dann zunehmend abgeschwächt an, ohne 
jemals das Westniveau zu erreichen. Zugleich waren die Einkommen in Ostdeutsch- 
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land deutlich gleicher verteilt als im Westen. Im Verlauf der Jahre ist die Einkommen- 
sungleichheit im Ostteil des Landes jedoch dramatisch und kontinuierlich angestiegen. 
Diese beiden Bewegungen führen zu erheblichen Unterschieden in der Entwicklung 
von Armutsquoten nach der Wiedervereinigung, wenn entweder landesteilspezifische 
oder gesamtdeutsche Mittelwerte zugrunde gelegt werden. In beiden Betrachtungen je- 
doch zeigt sich die zunehmend dramatische Armutsentwicklung in Ostdeutschland. 

Auch innerhalb der beiden Landesteile gibt es erhebliche regionale Ungleichheiten 
des Armutsrisikos, mit deutlich unterdurchschnittlichen Armutsquoten in Bayern und 
Baden-Württemberg und überdurchschnittlichen in Berlin, Bremen und dem Ruhrge- 
biet (DPWV 2011). Ein Nord-Süd-Gefälle existiert auch in den neuen Bundesländern. 
Auch unter Berücksichtigung regionaler Preisunterschiede auf Kreisebene reduzieren 
sich diese regionalen Ungleichheiten nicht wesentlich, sondern werden lediglich gemil- 
dert (Goebel et al. 2009). 


4.4 Dynamische Armutsforschung 


Völlig neue Perspektiven eröffneten sich mit der Möglichkeit, Armut im individuellen 
Längsschnitt zu verfolgen. Damit konnten die Wege, die in die Armut hineinführen, 
aber auch diejenigen aus ihr heraus, genauer analysiert werden, mithin die Dauer von 
Armutsphasen und die zeitlichen Muster einmaliger, dauerhafter oder auch immer wie- 
derkehrender Armutsepisoden. Die durch stabile Armutsquoten suggerierte Annahme 
einer stabilen Gruppe von Armen erwies sich dabei schnell als trügerisch. Über einen 
mehrjährigen Zeitraum betrachtet sind deutlich mehr Menschen zumindest kurzfris- 
tig von Armut betroffen, als zu jedem einzelnen Zeitpunkt, aber umgekehrt ist nur eine 
kleinere Minderheit kontinuierlich arm. Damit war auch die These der »Zweidrittelge- 
sellschaft«, die ein abgehängtes Drittel der Bevölkerung postulierte, relativiert zuguns- 
ten einer stärker abgestuften Betrachtungsweise von einer kleinen Gruppe dauerhaft 
Armer und einer größeren Gruppe temporärer oder wiederkehrender Armut (Leibfried 
et al. 1995). 

In Deutschland ist die dynamische Betrachtungsweise mit der sogenannten » Bre- 
mer Armutsforschung« verbunden (Leibfried et al. 1995), die Zugangskohorten (Neu- 
anträge ohne früheren Leistungsbezug) zur Bremer Sozialhilfe über einen Zeitraum von 
sechs Jahren auf Basis administrativer Sozialhilfedaten verfolgt und zusätzlich qualita- 
tive Interviews mit einzelnen Personen geführt hat. Zur selben Zeit ermöglichten die 
ersten Wellen des 1984 gestarteten Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) eine Längs- 
schnittanalyse von Einkommensarmut. Das Ergebnis einer überraschend hohen Dyna- 
mik von Armut wurde etwas vorschnell im Sinne eines zeitgeschichtlichen Trends einer 
zunehmenden »Temporalisierung« der Armut interpretiert, die zugleich als Indiz einer 
Individualisierung und Entstrukturierung von Armut im Sinne der Beckschen Risiko- 
gesellschaft (Beck 1986) gedeutet wurde (Berger/Sopp 1995; Leisering 1995). Die weitere 
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Forschung hat jedoch gezeigt, dass die Dynamik des Sozialhilfebezugs und die Schwan- 
kungen des Einkommens nicht umstandslos als »Dynamik von Armut« interpretiert 
werden können, da Personen, die den Sozialhilfebezug beenden, oftmals in sehr prekä- 
ren Verhältnissen verbleiben (Buhr/Schmidt 2002) und da Einkommensschwankungen 
häufig auch Messfehlern und einer generell hohen Volatilität der Einkommen geschul- 
det sind (Groh-Samberg 2009: 89 ff.). 

Gerade in einer längsschnittlichen Perspektive erweist es sich daher als unumgäng- 
lich, Armut zugleich multidimensional zu betrachten (Groh-Samberg 2004; 2009), also 
die Wechselwirkungen zwischen monetären Ressourcen, Lebensstandard und Hilfebe- 
zug in den Blick zu nehmen. Faktisch zeigt sich im Zeitverlauf nicht eine zunehmende 
Temporalisierung, sondern im Gegenteil eine zunehmende zeitliche Verfestigung von 
Armut. Es wird damit im Zeitverlauf immer schwerer, aus der Armut wieder herauszu- 
kommen. Diese zunehmende Verfestigung der Armut ist ein treibender Faktor für den 
Anstieg der Armut. 


4.5 Armut und Erwerbstätigkeit 


Während der langfristige Anstieg der Armut seit den 1970er Jahren und die beschleu- 
nigte Zunahme seit der Jahrtausendwende mittlerweile empirisch gut belegt sind, steht 
die Analyse der Ursachen dieser Entwicklung noch weitgehend am Anfang. Sicherlich 
bilden aber die Entwicklungen am Arbeitsmarkt (die ihrerseits komplexe Ursachen und 
Formen haben) den stärksten Erklärungsfaktor (Biewen/Juhasz 2011; Frick/Grabka 2008) 
(> Arbeitsmarkt und Beschäftigung). Der stufenförmige Anstieg der Massenarbeitslosig- 
keit seit den 1970er Jahren bedingt nicht nur direkt, über die erhöhten Armutsrisiken 
von Arbeitslosen, sondern auch indirekt, über die politischen Reaktionen und Folgewir- 
kungen, den Anstieg der Armut (> Arbeitslosigkeit). So wurden die Sicherungsleistun- 
gen, die gerade im Falle von Arbeitslosigkeit vor einem Abstieg in Armut schützen sol- 
len, wie insbesondere das Arbeitslosengeld, aber auch Frühverrentungsregelungen oder 
aktive Arbeitsmarktmaßnahmen, sukzessive abgebaut. Die gezielte Ausweitung eines 
Niedriglohn- und prekären Arbeitsmarktes hat in jüngerer Zeit zu einer Verschiebung 
von » Armut in Arbeitslosigkeit« zu einer » Armut in Arbeit« (working poor) geführt 
(Andreß/Seeck 2007; Lohmann 2010). Gemessen am Vergleich zwischen Markteinkom- 
men und Einkommen nach Steuern und Sozialtransfers federt der Sozialstaat zwar nach 
wie vor einen erheblichen Teil der Einkommensungleichheit ab (Ullrich 2005). Er ver- 
mag dies jedoch im Zeitverlauf immer weniger, sodass die Zunahme der Ungleichheit 
der Markteinkommen in stärkerem Maße auch in den Armutsquoten nach Umvertei- 
lung durchschlägt. Auch die Steuerpolitik hat mit einer Begünstigung hoher Einkom- 
men und Vermögen zu einer wachsenden Einkommensungleichheit und damit auch 
Einkommensarmut beigetragen. Dass auch eine Polarisierung zwischen höher gebilde- 
ten Doppel-Verdiener-Paaren und traditionellen Ernährer-Familien aufgrund einer zu- 
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nehmenden Bildungshomogamie zu diesem Trend beigetragen hat, ist oft vermutet, aber 
empirisch noch nicht umfassend geprüft worden. 


5 Der Diskurs der »Neuen Armut« 


Der langfristige Anstieg der Armut in Deutschland hat auch zu veränderten gesellschaft- 
lichen Interpretationen beigetragen. Die erneute Wiederkehr der Armut wurde dabei als 
eine »Neue Armut« verstanden, die sich grundlegend von der alten Armut der Arbeiter- 
und Unterschichten im industriellen Kapitalismus unterscheidet. Paradoxerweise hat 
der spätere CDU-Generalsekretär Heiner Geißler (1976) diese Diagnose bereits Mitte 
der 1970er Jahre gestellt, als die Armut noch auf ihrem tiefsten Stand in der Geschichte 
der BRD verweilte und mit ihrem hohen Anteil von alten Frauen, Rentnerpaaren und 
kinderreichen Familien ein recht traditionelles Profil aufwies. Geißler interpretierte 
diese Armut als Ausdruck einer »Neuen Sozialen Frage«: Während die Arbeiterklas- 
sen fest in das korporatistische Machtbündnis von Kapital, Arbeit und Wohlfahrtsstaat 
integriert seien, träfe die »Neue Armut« all jene, die nicht zum produktiven Kern der 
Erwerbsbevölkerung gehörten und daher nicht staatlich repräsentiert seien: die Frauen, 
die Alten, die Kinder, die Behinderten. Unter dem Eindruck der Massenarbeitslosigkeit 
der 1980er Jahre münzten Balsen et al. (1984) den Begriff der »Neuen Armut« auf die 
Arbeitslosen und zogen historische Parallelen zum Abbau der Arbeitslosenversicherung 
in der Weimarer Republik. In den 1990er Jahren wurde er dann zum unspezifischen 
Etikett für die (vermeintliche) soziale Heterogenität der immer weiter zunehmenden 
Armut (Bieback/Milz 1995). 

Tatsächlich stammen auch die von Heiner Geißler der »Neuen Armut« zugeschlage- 
nen Alten, Frauen und Alleinerziehenden überwiegend aus den Arbeiterklassen. Und 
mit dem Wiederanstieg der Armut ist diese auch zunehmend wieder in die Erwerbs- 
bevölkerung hineingewachsen, während die Macht der Gewerkschaften und die wohl- 
fahrtsstaatliche Expansionspolitik in diesem Prozess enorm an Einfluss verloren. Die 
These einer »sozialen Entstrukturierung« der »Neuen Armut«, wie sie auch die dynami- 
sche Armutsforschung vertrat, erweist sich im Lichte empirischer Befunde als hinfällig. 
Der Zusammenhang zwischen Armutsrisiken und sozialen Klassenlagen ist vielmehr 
seit 1984 stabil und eng (Groh-Samberg 2009). 

Wie verändern sich aber mit der zunehmenden Armut die sozialen Ungleichheits- 
strukturen insbesondere am unteren Rand der Gesellschaft? Die Diagnosen dazu sind 
vielfältig und betonen jeweils unterschiedliche Aspekte der sozialen Ausgrenzung (Kro- 
nauer 2002). Der Begriff der Unterklasse (Wilson 1987) verweist auf die sozialräumliche 
Ausgrenzung und die Entstehung einer Parallelkultur, die Begriffe der Entbehrlichen, 
Überzähligen oder Überflüssigen (Bude 1998) verweisen vor allem auf die Langzeitar- 
beitslosigkeit, das abgehängte Prekariat (Neugebauer 2007) ist durch eine Gefühlslage 
der Deklassierung und rechten Gesinnungen charakterisiert worden und das Dienstleis- 
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tungsproletariat (Esping-Andersen 1993) schließlich verweist auf den prekären Arbeits- 
markt in den konsumnahen Dienstleistungen. Gemeinsam ist diesen unterschiedlichen 
Diagnosen des Ausgrenzungsdiskurses, dass sie die zentrale Problematik der »Grenze« 
zwischen Armut und Nicht-Armut nicht mehr in einer klassischen sozialstrukturellen 
Schichtungsperspektive, also in einer Logik des »Oben und Unten« denken, sondern in 
der von Inklusion und Exklusion. 

Dieser Gedanke wird zuweilen zugespitzt in der These, dass es bereits ein Privileg ge- 
worden sei, ausgebeutet zu werden. Ausbeutung oder Schichtung setzten Inklusion vor- 
aus, während die Ausgegrenzten nicht einmal mehr als Reservearmee fungieren würden 
(Wright 1995). Zu Recht verweist jedoch Kronauer (1998) darauf, dass die Dualität von 
»arbeitenden Armen« und »überflüssigen Armen« die gesamte Geschichte der neuzeit- 
lichen Armut durchzieht. Diese Trennung wird eher durch politische Mechanismen er- 
zeugt, während die Grenzen zwischen Ausbeutung und Ausgrenzung fließend sind und 
nicht selten als Wechsel zwischen Phasen im Lebenslauf derselben Personen bzw. Haus- 
halte auftreten. 


6 Ausblick: Sozialpolitische und sozialwissenschaftliche Herausforderungen 


Die signifikante Zunahme von Armut und sozialer Ausgrenzung in Deutschland ist 
eine der bedeutendsten gesellschaftlichen Veränderungen der letzten Jahrzehnte, die 
große Herausforderungen an die Sozialpolitik und auch an die Soziologie stellt. Die Eta- 
blierung einer nationalen Armutsberichterstattung war eine der wichtigsten Forderun- 
gen und letztlich auch ein Erfolg der deutschen Armutsforschung. Mittlerweile liegen 
drei Armuts- und Reichtumsberichte (BMAS 2001; 2005; 2008) vor, die den Anstieg der 
Armut zwar dokumentieren, aber nicht hinreichend herausstellen und zu erklären ver- 
suchen. Eine unabhängige und kritische Armutsforschung ist daher nach wie vor gefragt. 

Auch die Armutsforschung hat sich mit manchen Diagnosen geirrt. Die Annahmen 
einer stabilen und abgehängten Schicht von Armen war ebenso falsch, wie die »Neue 
Armut« nicht individualisiert, verzeitlicht und sozial entgrenzt ist. Ihre zunehmende 
Verfestigung und Verhärtung gerade in sozial ohnehin benachteiligten Gruppen ist viel- 
mehr das zentrale Movens des Armutsanstiegs. Auch die Annahme, sie reiche weit in 
die »Mitte« der Gesellschaft hinein und nähre sich aus Abstürzen der Mittelschich- 
ten, ist eher ein moderner Mythos. Das bedeutet aber andererseits auch nicht, dass sich 
eine neue Unterklasse herausbildet mit einer eigenen »Kultur der Armut« (Lewis 1964; 
Keller/Groh-Samberg 2011). Richtig scheint einstweilen die Diagnose, dass die betrof- 
fenen Gruppen kaum eine eigene Stimme haben. Die Armut gerät offenbar nur dann 
in den Blickfang der Öffentlichkeit und Politik, wenn die Mittelschichten sich bedroht 
fühlen, sei es durch wachsende Abstiegsängste, sei es durch eine als »gefährlich« wahr- 
genommene Unterklasse. Das verstellt gerade den Blick auf eine sich langsam, aber be- 
ständig verhärtende Armut. 
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Berufs- und Qualifikationsstruktur 
G. Günter Voß/Martin Wetzel! 


1 Definition und Abgrenzung des Themas 


Art und Umfang der Erwerbstätigkeit sind nach wie vor entscheidende Faktoren für die 
soziale Lage und die Lebensbedingungen von Menschen. Durch Informationen zum 
Beruf in der Bevölkerung können daher soziologisch wichtige Einsichten zur Struktur 
und zur Entwicklung der Gesellschaft gewonnen werden. Derartige Informationen zur 
Berufsstruktur der Gesellschaft beziehen sich im weiteren Sinne erst einmal nur darauf, 
dass und in welcher Weise Personen berufstätig im Sinne von erwerbstätig sind. Zumeist 
ist darüber hinaus aber mit Berufsstruktur im engeren Sinne gemeint, dass und wie Per- 
sonen durch den berufsfachlichen Inhalt ihrer Erwerbstätigkeit gesellschaftlich zu ver- 
orten sind und welche sozialen Strukturen sich daraus ergeben. Berufssoziologisch sind 
dabei zwei Begriffsverständnisse von Beruf zu unterscheiden: als spezialisierte Tätig- 
keit (»ausgeübter« Beruf) oder als spezifische Kombination von Fähigkeiten (»erlern- 
ter« Beruf) (vgl. Beck/Brater/Daheim 1980; Demszky v.d. Hagen/Voß 2009). Als Quali- 
fikationsstruktur sind demgegenüber diejenigen Strukturmerkmale der Gesellschaft zu 
verstehen, die sich allein aus der erwerbsrelevanten Ausbildung und Qualifikation von 
Personen ergeben. Die Qualifikationsstruktur wird nicht automatisch mit der Berufs- 
struktur in Verbindung gebracht, bietet aber eine sinnvolle Ergänzung zu einer berufs- 
bezogenen Thematisierung der Sozialstruktur. Hintergrund des soziologischen Interes- 
ses an der Berufs- und Qualifikationsstruktur ist nicht zuletzt die Annahme, dass die 
Verteilung der beruflichen Tätigkeiten/Fähigkeiten in der Bevölkerung Ausdruck eines 
grundlegenden sozialen Mechanismus ist: der funktionalen Differenzierung der Gesell- 
schaft oder der sozialen Arbeitsteilung (Durkheim). 

Forschungspraktisch reduziert sich das Interesse an der Berufs- und Qualifika- 
tionsstruktur zumeist darauf, was mittels statistischer Daten zur Erwerbstätigkeit/ Aus- 
bildung der Bevölkerung erfasst wird. In der Regel wird, neben Informationen zur Er- 
werbsbeteiligung sowie zur allgemeinen Bildung und beruflichen Ausbildung in der 
Bevölkerung, auf Daten zur sogenannten sozialversicherungsrechtlichen Stellung, zur 
Zuordnung Erwerbstätiger zu verschiedenen Wirtschaftsbereichen und Berufen sowie 
zur konkreten Tätigkeit am Arbeitsplatz zurückgegriffen (vgl. Bolte et al. 1970). 


1 Der Text ist die vollständige Überarbeitung einer von G. G. Voß und J. Dombrowski erstellten früheren 
Fassung. 


S. Mau, N. M. Schöneck (Hrsg.), Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, 
DOI 10.1007/978-3-531-18929-1_5, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013 
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2 Sozialgeschichtliche Entwicklung 


Die Berufs- und Qualifikationsstruktur, der in unserem Raum bis ins zwölfte Jahrhun- 
dert charakteristischen reinen Agrargesellschaft, war weitgehend landwirtschaftlich ge- 
prägt. Über 90 Prozent der arbeitenden Bevölkerung waren bei geringer Spezialisie- 
rung und Qualifikation (im modernen Sinne) unmittelbar mit Urproduktion (Ackerbau, 
Viehzucht, Jagd, Sammlertätigkeit usw.) meist im Rahmen familienorientierter Land- 
wirtschaften beschäftigt, wobei sie sich häufig in verschiedenen Formen feudaler Ab- 
hängigkeit befanden. Nichtlandwirtschaftliche Produktion erfolgte in der Regel direkt 
im bäuerlichen oder höfischen Rahmen. Daneben fand sich eine nur schmale Herr- 
schaftsschicht sowie eine begrenzte Zahl von Personen mit Spezialfunktionen (Töpfer, 
Schmiede, Wanderhändler usw.). 

Erst in der entfalteten Agrargesellschaft (circa 13. bis 18. Jahrhundert) bildeten sich 
im Rahmen einer ständischen Sozialordnung, neben einer nach wie vor dominierenden 
Schicht von agrarisch tätigen Personen (um 1800 noch fast 80 Prozent der Erwerbstä- 
tigen), bedeutendere Gruppen dauerhaft spezialisierter und dazu mehr oder minder 
systematisch qualifizierter Personen. Auf der einen Seite waren dies das sich mit den 
Stadtgründungen ausdehnende, oft in Zünften organisierte Handwerk sowie ein darauf 
aufbauender lokaler und überregionaler Handel. Dem standen ein sich ausdifferenzie- 
render Adel und eine komplementäre (einfache und gehobene) Geistlichkeit gegenüber, 
die beide im weiteren Sinne politisch-militärische Gesellschaftsfunktionen erfüllten 
und von einem wachsenden Kreis administrativer, militärischer sowie kultureller Spe- 
zialisten verschiedener Niveaus umgeben wurden. Aus diesen gesellschaftlichen Struk- 
turen entwickelte sich nach und nach eine im umfassenderen Sinne arbeitsteilige und 
mit einer weitergehenden expliziten Berufsspezialisierung verbundene, dominant auf 
abhängiger Lohnarbeit beruhende Erwerbsgesellschaft, bei der dann auch zunehmend 
bürgerliche Zwischenschichten entstanden. 

Gegen Mitte des 19. Jahrhunderts begann auch in Deutschland der Übergang zu 
einer frühen Form der Industriegesellschaft. Berufsstrukturell markant war dabei vor 
allem die anfänglich quantitativ noch sehr begrenzte Rekrutierung bäuerlicher und 
handwerklicher Bevölkerungsteile für die aufstrebenden industriellen Manufakturen/ 
Fabriken. Erst im Laufe der Zeit entstand in nennenswertem Umfang eine industri- 
elle Arbeiterschaft; noch Ende des 19. Jahrhunderts waren jedoch über 40 Prozent der 
Erwerbstätigen in der Landwirtschaft tätig. Parallel dazu bildete sich eine wachsende 
Gruppe mit administrativ-technischen Spezialfunktionen vor allem im Handel, später 
auch im industriellen Bereich (Angestellte), die anfänglich noch mit der ebenfalls ex- 
pandierenden staatlichen Beamtenschaft verglichen wurde, aber dann ein eigenständi- 
ges berufliches wie sozialstrukturelles Profil bekam. 

Die erst nach der Jahrhundertwende im engeren Sinne als entwickelte Industrie- 
gesellschaft zu bezeichnende Sozialstruktur zeigt dann zunehmend jene Berufs- und 
Qualifikationsstruktur, die bis weit in die zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts als cha- 


82 Berufs- und Qualifikationsstruktur 


rakteristisch angesehen werden kann: Eine (vor allem im landwirtschaftlichen Bereich) 
zurückgehende Rate von Selbstständigen und mithelfenden Familienangehörigen, der 
eine dominierende und zunehmend besser ausgebildete industrielle Arbeiterschaft und 
eine schnell wachsende Gruppe von spezialqualifizierten administrativen bzw. tech- 
nisch ausgerichteten Angestellten und Beamten gegenübersteht. Trotz immer noch gro- 
ßer (aber deutlich zurückgehender) Zahlen von Personen mit landwirtschaftlichen und 
handwerklichen Tätigkeiten sowie einer (markant wachsenden) Gruppe administrativer, 
zirkulativer oder technischer Funktionen unterschiedlichen Niveaus in Staat, Industrie 
und Handel dominieren quantitativ direkt wie indirekt auf die industrielle Produktion 
bezogene Tätigkeiten auf geringem bis mittlerem qualifikatorischen Niveau. 

Neuere Entwicklungen geben Anlass zu der Frage, ob man vom Übergang zu einer 
postindustriellen Gesellschaft (zum Teil auch als Dienstleistungs- oder Wissensgesell- 
schaft charakterisiert) sprechen könne, da unter anderem zunehmend Angestellte die 
für die Industriegesellschaft charakteristische Arbeiterschaft verdrängen, höhere Quali- 
fikationen immer größere Relevanz bekommen und auf die industrielle Massenproduk- 
tion materieller Güter bezogene Tätigkeiten gegenüber Dienstleistungsfunktionen an 
Bedeutung verlieren (siehe Abschnitt 4). 


3 Berufs- und Qualifikationsstrukturen in Deutschland 
3.1  Erwerbsbeteiligung 


Durch die massive Bedeutungszunahme der dominant auf abhängiger Erwerbstätigkeit 
beruhenden industriellen Arbeits- und Lebensweise im letzten Jahrhundert wurden 
Art und Umfang der Erwerbsbeteiligung der Bevölkerung eine zentrale Dimension der 
Sozialstruktur (> Arbeitsmarkt und Beschäftigung). Zu deren Erfassung werden unter- 
schiedliche Modellannahmen? benutzt, von denen für die folgenden Darstellungen das 
dem Mikrozensus zugrundeliegende sogenannte Erwerbskonzept herangezogen wird. 
Dabei wird auf die gesamte in Deutschland wohnende in- und ausländische Bevölke- 
rung (hier jedoch nur im Alter von 15 bis unter 65 Jahre) Bezug genommen. Diese wird 
in drei Gruppen eingeteilt: Erwerbstätige (Personen in einem Arbeitsverhältnis, ein- 
schließlich geringfügig Beschäftigte), Erwerbslose (Personen, die aktiv eine Arbeitsstelle 
suchen und dabei nicht erwerbstätig sind) und Nichterwerbspersonen (Personen, die 
weder erwerbstätig noch erwerbslos sind). Die Erwerbstätigen und Erwerbslosen bil- 


2 Neben den amtlichen Daten der Bundesagentur für Arbeit werden vom Statistischen Bundesamt drei 
Indikatoren für Erwerbstätigkeit veröffentlicht: ı) Daten des Mikrozensus nach dem sogenannten Mi- 
krozensuskonzept, die bis in die 1950er Jahre zurückreichen; 2) Daten aus dem Mikrozensus bzw. der 
angegliederten Labour-Force-Befragung nach dem International-Labour-Office-Konzept; 3) Daten der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung. 
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den gemeinsam die Gruppe der Erwerbspersonen, welche das Arbeitskräfteangebot am 
Arbeitsmarkt zum Ausdruck bringt (vgl. Greiner 1996: 305). 

Die Zahl der Erwerbspersonen steigt (trotz kontinuierlich verlängerter Ausbil- 
dungszeiten) von 1960 bis 2009 absolut um rund 16 Millionen (Abbildung 1). Ursa- 
chen dafür sind (neben dem Sprung der Bevölkerungszahl durch die Wiedervereini- 
gung Deutschlands) demografische Verschiebungen (Berufseintritt geburtenstarker 
Jahrgänge), Arbeitskräftezuwanderungen (mit unterschiedlichem Aufenthaltsstatus und 
unterschiedlicher Herkunft) sowie eine gestiegene Erwerbsbeteiligung von (vor allem 
auch verheirateten) Frauen. Relativ gesehen ergibt sich jedoch ein moderateres Bild: 
Die Erwerbsquote (Anteil der Erwerbspersonen an der Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter), die das Arbeitskräftepotenzial einer Gesellschaft abbildet, stieg im selben Zeit- 
raum insgesamt nur um knapp neun auf gut 76 Prozent im Jahre 2009. Dabei unterschei- 
det sich der Verlauf der beiden Geschlechter deutlich: Bei Männern sinkt der Anteil der 
Erwerbspersonen im Zeitraum leicht um circa zehn auf 82 Prozent, wohingegen Frauen 
einen Zuwachs von knapp 48 auf 70 Prozent verzeichnen. Von der Erwerbsquote zu un- 
terscheiden ist die Erwerbstätigenquote (Anteil der Erwerbstätigen an der Bevölkerung 
im erwerbsfähigen Alter), welche stärker auf die tatsächliche Teilhabe am Arbeitsmarkt 
fokussiert. Die Ausgangsniveaus der beiden Quoten sind tendenziell gleich, jedoch 
steigt mit zunehmender Anzahl von Er- 
werbslosen die Erwerbstätigenquote lang- Abbildung 1 Bevölkerung nach Erwerbs- 
samer, sodass sie 2009 für die Gesamtbe- beteiligung (1960-2009) 
völkerung im erwerbstätigen Alter bei gut 


70 Prozent liegt. 60 
Die Entwicklung der Erwerbslosigkeit 
lässt sich am besten mit der Erwerbslo- 50 
senquote (Anteil der im Mikrozensus er- 
fassten Erwerbslosen bezogen auf die Er- 40 
werbspersonen) beschreiben. Diese sinkt, 5 
nach einem drastischen Hoch in der un- 5 30 
mittelbaren Nachkriegszeit, zu Beginn der = 
1960er Jahre unter ein Prozent und steigt 20 ABER ERSERTEN: 
danach kontinuierlich an (> Arbeitslosig- Erwerbslose 
keit). Ihren vorläufigen Höhepunkt hat 10 m Erwerbstätige 
die Erwerbslosenquote 2004 mit 14 Pro- 
zent und absolut circa fünf Millionen Per- 0 


sonen erreicht, während sie seit 2007 wie- 
der unter zehn Prozent fällt. Trotz des 
noch immer um zwölf Prozentpunkte Anmerkung: Vor 1991 Daten für Westdeutschland, 

R . . iae anschließend für alle Bundesländer, Personen im Alter 
niedrigeren Anteils von weiblichen Er- von 15 bis unter 65 Jahre. 
werbspersonen an der Erwerbsbevölke- Quelle: Mikrozensusdaten aus Statistisches Bundes- 


rung untertreffen Frauen 2002 zum ersten amt (2010a: Tabelle 12211-0001). 
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Mal die bis dahin stets niedrigere Erwerbslosenquote der Männern (11,4 Prozent) mit 
11,1 Prozent. Seitdem sind beide Geschlechter etwa auf gleichem Niveau (Statistisches 
Bundesamt 2010a: 12211-0001). 

Die regelmäßig niedrigere Quote der amtlich registrierten Arbeitslosen weist ten- 
denziell eine parallele Entwicklung auf, mit einem Höhepunkt von knapp zwölf Prozent 
in 2005 (alte Bundesländer: knapp zehn Prozent, neue Bundesländer: knapp 19 Pro- 
zent). Dies war jedoch zugleich das Einführungsjahr der letzten Stufe der Sozialreform 
für »moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt« (Hartz-Gesetze), in der die Zusam- 
menlegung der Arbeitslosen- und der Sozialhilfe zum Arbeitslosengeld II beschlossen 
wurde. Seit diesem Bruch ist die Arbeitslosenquote auf rund acht Prozent in 2009 ge- 
sunken, wobei diese statistischen Veränderungen in nicht geringen Teilen auch auf po- 
litisch motivierte Anpassungen der Teilgruppendefinition zurückzuführen sind, sodass 
Langzeitvergleiche erschwert werden (BA 2o11a). Im Jahr 2006 war die Arbeitslosen- 
quote von Personen mit Migrationshintergrund (16,3 Prozent) fast doppelt so hoch wie 
die von Personen ohne Migrationshintergrund (7,9 Prozent), wobei sich auch die Er- 
werbstätigenquote bedeutsam unterschied (56 zu 67 Prozent). Beides sind deutliche In- 
dikatoren für eine Benachteiligung von Personen mit Migrationshintergrund am Ar- 
beitsmarkt (IAB 2009: 255). 

Ein vergleichsweise neues (genauer: in neuen Formen auftretendes) und stark zu- 
nehmendes Phänomen sind Erwerbspersonen mit geringfügiger Beschäftigung (mini- 
mal entlohnt, kurzfristig, begrenzte Stundenzahl, »Minijobs«, »400-Euro-Jobs«), deren 
Zahl von 5,5 Millionen (2003) auf inzwischen 7,3 Millionen (2010) gestiegen ist. Dies 
geht in großen Teilen auf einen Anstieg von Personen zurück, die eine solche Beschäf- 
tigung neben einer sozialversicherungspflichtigen anderen Tätigkeit ausüben (Anteil 
2003: 21 Prozent; 2010: 32 Prozent) (BA 2o01ıb). 


3.2  Qualifikationsstruktur 


Die Qualifikation der Erwerbspersonen ist ein wichtiger Faktor für die Entwicklungs- 
perspektiven eine Gesellschaft bzw. deren Volkswirtschaft. Insbesondere mit dem tief- 
greifenden organisatorisch-technischen Wandel der Arbeitswelt in den letzten Jahrzehn- 
ten steigen die Qualifikationsanforderungen an die Erwerbspersonen erheblich. Aus 
sozialstruktureller Sicht übernehmen die formellen Bildungsabschlüsse dabei immer 
mehr die Funktion der sozialen Platzierung und Auslese. 

Im allgemeinbildenden Bereich zeigt sich seit Jahren ein kontinuierlicher Trend zu 
höheren formellen Bildungsabschlüssen (Abbildung 2) (> Bildung und Bildungssystem). 
Von 1976 bis 2007 steigt z.B. der Anteil der Erwerbspersonen mit einem gymnasialen 
Abschluss um 19 Prozentpunkte auf 30,5 Prozent und der mit Realschulabschluss um 
21 Prozentpunkte auf insgesamt 37 Prozent. Dagegen sinkt der Anteil von Personen mit 
Hauptschulabschluss stetig auf heute 32 Prozent (1976: 75 Prozent). Diese Trends lassen 
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Abbildung2 Erwerbspersonen nach allge- Abbildung 3 Erwerbspersonen nach berufs- 
meinbildendem Schulabschluss (1976-2007) bildendem Abschluss (1976-2009) 
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Anmerkung: Vor 1991 Daten für Westdeutschland, an- Anmerkung: Vor 1991 Daten für Westdeutschland, 
schließend für alle Bundesländer. Die polytechnische anschließend für alle Bundesländer. Zu 1999 ändert 
Oberschule der ehemaligen DDR ist dem Realschulab- sich die Ausweisung »ohne beruflichen Abschluss« 
schluss zugeordnet. und »keine Angaben«, was die Erhöhung dieser Kate- 


. =, gorie erklärt. 
Quelle: Mikrozensusdaten aus Statistisches Bundes- 


amt (1978b-2008b) und eigene Berechnungen. Quelle: Mikrozensusdaten aus Statistisches Bundes- 
amt (1978b-2010b) und eigene Berechnungen. 


sich anhand der Daten über die aktuellen Schulabschlüsse bestätigen, die mittelfristig 
einen weiteren Anstieg der hochgebildeten Erwerbspersonen prognostizieren. Waren 
es zu Beginn der 1960er Jahre noch Maßnahmen der sozialliberalen Bildungspolitik 
(z.B. die Einführung des neunten und zehnten Pflichtschuljahres) oder die Forderun- 
gen von Bildungsökonomen (Bildung als »Humankapital«), die als treibende Kraft der 
sogenannten Bildungsexpansion verstanden wurden, so zeigte sich später zunehmend 
auch eine Eigendynamik der Qualifikationsentwicklung, die nicht zuletzt auf insgesamt 
steigende Bildungsinteressen in der Bevölkerung zurückgeht. 

Der Trend zu höherer Bildung ist auch bei den berufsbildenden Abschlüssen zu 
beobachten (Abbildung 3). Der Anteil von Erwerbspersonen, die einen höheren Ab- 
schluss als eine Lehre besitzen, verdoppelt sich im Untersuchungszeitraum auf 26 Pro- 
zent. Dies geht vor allem auf Kosten der Kategorie »keine Angabe oder kein beruflicher 
Abschluss«, welche sich von 35 Prozent (1976) auf 19 Prozent (2009) reduziert. In dieser 
befinden sich im Jahr 2009 nur noch zwei Prozent Personen »ohne Angaben«. Die rest- 
lichen Erwerbspersonen ohne berufliche Ausbildung befinden sich teilweise noch im 
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Ausbildungssystem, sodass der Anteil nicht ganz die aktuell circa 20 Prozent erreicht, 
jedoch sozialpolitisch weiterhin bedeutsam bleibt. Die Lern-/Anlernausbildung bleibt 
über den gesamten Zeitraum nahezu konstant bei circa 55 Prozent, sodass diese die zen- 
trale berufliche Qualifikationsebene der deutschen Wirtschaft darstellt. 

Der Anteil der akademisch gebildeten Erwerbspersonen (» Akademikerquote«) stieg 
zwar kontinuierlich an, ist aber derzeit mit Werten um circa 18 Prozent im internationa- 
len Vergleich nach wie vor nicht sehr hoch (z.B. in den USA über 35 Prozent). Die allge- 
meine Höherqualifizierung der Erwerbspersonen geht jedoch mit neuen Ungleichheiten 
einher. Schichtspezifisch lassen sich z.B. wieder soziale Schließungstendenzen für Ar- 
beiterkinder auf dem Wege zum Abitur ausmachen (vgl. Geißler 2008: 280 ff.). Schaut 
man sich hingegen geschlechtsspezifische Folgen der Bildungsexpansion an, zeigt sich 
eine deutliche Verringerung sozialer Ungleichheit. Das ehemalige Bildungsdefizit von 
Frauen hat sich vor allem bei den allgemeinbildenden Schulabschlüssen in einen leich- 
ten Bildungsvorsprung verwandelt: Seit Mitte der goer Jahre haben Mädchen mit rund 
30 Prozent einen höheren Anteil an Absolventen mit Studienberechtigung als Jungen 
(circa 23 Prozent) (vgl. Statistisches Bundesamt 2008c: 56). Komplexer stellt sich die Si- 
tuation im Hochschulbereich dar. Zwar erhöht sich der Anteil studierender Frauen bis 
in die Mitte der 1980er Jahre hinein erheblich (auf circa 42 Prozent), seitdem aber sta- 
gniert diese Zahl. Weiterhin gibt es eine erhebliche Selektivität der von Frauen gewähl- 
ten Studiengänge (z. B. Frauenanteil in Ingenieurstudiengängen 2008: 22 Prozent). Auch 
wenn Frauen in den letzten 15 Jahren deutlich häufiger eine akademische Laufbahn ein- 
schlagen, bestehen noch immer deutlichere Benachteiligungen je höher die Qualifikati- 
onsstufen sind (vgl. Statistisches Bundesamt 2008c: 60 ff.). 

Auch bei der Berufsausbildung im Dualen System (Kombination schulischer und be- 
trieblicher Ausbildung) sind die weiblichen Auszubildenden, trotz guter allgemeinbil- 
dender Abschlüsse, noch deutlich unterrepräsentiert (1992 bis 2008: circa 40 Prozent), 
wobei sie sich zudem in nur wenigen Ausbildungsberufen zusammendrängen (vgl. Sta- 
tistisches Bundesamt 1994c: 72; 2008c: 59). Ob der aktuell gelegentlich in Folge des de- 
mografischen Wandels prognostizierte Fachkräftemangel (der sich derzeit nur in weni- 
gen Bereichen des Arbeitsmarktes zeigt, etwa bei einzelnen technischen Berufen und in 
der Pflege) letztlich zu einer weiteren Annäherung der Bildungsinvestitionen über die 
Geschlechter führt, bleibt abzuwarten. 

Auswirkungen von Qualifikationsunterschieden zwischen den Erwerbspersonen 
werden nicht nur bei der Stellung und den konkreten Tätigkeiten im Betrieb, son- 
dern auch auf dem Arbeitsmarkt, insbesondere beim Erwerbslosigkeitsrisiko, deutlich. 
Grundsätzlich lässt sich festhalten, dass (statistisch gesehen) ein niedriges Qualifika- 
tionsprofil (besonders bei Männern) das Risiko der Erwerbslosigkeit erheblich erhöht 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2008c: 114). 


Berufs- und Qualifikationsstruktur 87 


3.3  Berufsbezogene Sozialstrukturen 
Erwerbstätige nach sozialversicherungsrechtlicher Stellung 


Die bekannte Einteilung der Erwerbstätigen nach der Stellung im Beruf in Selbständige, 
mithelfende Familienangehörige, Beamte, Angestellte und Arbeiter wird auch außer- 
halb der Wissenschaft häufig verwendet und hat vielfältige praktische Bedeutung, z.B. 
im arbeits- und tarifrechtlichen sowie im sozialpolitischen Bereich. Jedoch wird nicht 
immer bedacht, dass die verwendeten Kategorien nur unzureichend Auskunft über die 

soziale Lage erfasster Gruppen geben und sich faktisch nur auf die sozialversicherungs- 
rechtliche Zuordnung von Beschäftigtengruppen beschränken. So können Selbständige 

sowohl Eigentümer großer Unternehmen als auch kleine Einzelhändler und Kleinst- 
landwirte sein, deren Arbeits- und Lebensbedingungen oft schlechter sind als die vieler 
sogenannter Arbeiter. Auch die zunehmenden Versuche, Unterschiede zwischen Arbei- 
tern und Angestellten tarifvertraglich und sozialversicherungsrechtlich auszugleichen, 
sowie die hohe soziale Bandbreite bei den Angestellten (sozusagen von der Putzhilfe bis 

zum Topmanager) machen die Einteilung Erwerbstätiger nach der Stellung im Beruf 
immer problematischer. Gleichwohl sind die langfristigen Veränderungen dieser Ka- 
tegorien sozialstrukturell aufschlussreich. 

Betrachtet man die Entwicklung der Abbildung 4 Erwerbstätige nach sozialver- 
Stellung im Beruf zeigt sich ein klarer sicherungsrechtlicher Stellung (1960-2009) 
Trend: Der Anteil der Angestellten ver- 
doppelt sich zwischen 1960 und 2009 100% 
auf knapp 57 Prozent, und dies geschieht 90% 
deutlich zu Lasten der Arbeiter (- 24 Pro- 
zentpunkte) und vor allem der mithelfen- 
den Familienangehörigen (-9,3 Prozent- 


80% 


70% 


punkte, Gesamtanteil nur noch 0,6 Pro- 60% 

zent) (Abbildung 4). Der Bereich der 50% E Arbeiter 

Selbständigen sinkt bis 1980 um vier Pro- mAngestellte 
40% E Beamte 


zentpunkte, steigt bis 2009 jedoch wieder 
auf circa elf Prozent (+2,9 Prozentpunkte). 
Dabei nimmt vor allem der Anteil der so- 20% 
genannten Soloselbständigen (keine Mit- 10% 
arbeiter) zu, die in großen Teilen mehr 
oder weniger prekär erwerbstätig sind 
und nicht z.B. mit den oft beruflich er- 
folgreicheren sog. Freiberuflern zu ver- 
wechseln sind (Koch et al. 2011). Die Be- 
amten weisen eine dazu gegenläufige Ent- Quelle: Statistisches Bundesamt (2010a: Tabelle 12211- 
wicklung auf: Bis Ende der 1980er Jahre o005) und eigene Berechnungen. 


Selbstständige 
E Mithelf. Fam.angeh. 


30% 
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Anmerkung: Vor 1991 Daten für Westdeutschland, 
anschließend für alle Bundesländer. 
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verdoppelte sich ihr Anteil auf circa neun Prozent, wonach wieder ein Rückgang dieser 
sehr spezifischen Form staatlicher Beschäftigung auf gut fünf Prozent folgte. Insgesamt 
ist besonders deutlich der langanhaltende Trend zur Zunahme von Angestellten und zur 
Abnahme von Arbeitern seit der Industrialisierung zu registrieren, wobei jedoch kei- 
neswegs davon zu sprechen ist, dass sich der Anteil der Arbeiterschaft (mit immer noch 
circa 30 Prozent) marginalisiert - was auch zumindest mittelfristig für die weitere Ent- 
wicklung nicht ernsthaft zu erwarten ist. 

Ein Blick auf Geschlechterunterschiede ergibt unter anderem, dass sich der Anteil 
von weiblichen Selbständigen zwar zwischen 1960 und 2009 von rund 23 auf rund 31 Pro- 
zent erhöht hat, jedoch Frauen dauerhaft deutlich eine Minderheit in dieser Gruppe bil- 
den. Bei Beamten ist ein noch deutlicherer Zuwachs des Frauenanteils von rund zwölf 
auf 40 Prozent zu beobachten (jedoch mit einem deutlichen Statusgefälle der besetzten 
Positionen), wohingegen er bei den Arbeitern kontinuierlich leicht unter 30 Prozent 
und bei den Angestellten über 50 Prozent liegt. Wird die Entwicklung in den alten mit 
der in den neuen Bundesländern verglichen, so können ähnlich angleichende Grund- 
tendenzen erkannt werden: Ein steiler Anstieg der Selbständigen in den Beitrittsländern 
seit der Vereinigung (1989: fast null Prozent; 2009: gut elf Prozent der Erwerbstätigen) 
führt zu einem höheren Niveau als im alten Bundesgebiet (2009: 10,8 Prozent). Der An- 
teil von abhängigen Arbeitnehmern an der sozialversicherungsrechtlichen Stellung un- 
terscheidet sich über die Erwerbspersonen mit und ohne Migrationshintergrund kaum 
(2009: 87 zu 89 Prozent). Dabei bleibt dieser Anteil für beide Gruppen zeitlich recht sta- 
bil, sodass er seit 1994 nur um vier Prozent gesunken ist. Auch wenn es bei Personen mit 
Migrationshintergrund traditionell einen großen Anteil von Arbeitern gibt 63,8 Prozent 
(1994), zeigt sich zugleich eine relativ hohe Quote von Selbständigen (einschließlich 
mithelfenden Familienangehörigen) von fast 13 Prozent (2009; ohne Angehörige: gut elf 
Prozent) (Cornelson 1996: 152; Statistisches Bundesamt 2010a). 


Erwerbstätige nach Wirtschaftsbereichen 


Eine der Stellung im Berufähnlich bekannte Kategorisierung von Berufstätigen folgt der 
Einteilung des Wirtschaftssystems in drei Grundbereiche: einen primären (vor allem 
Landwirtschaft, Urgewinnung), sekundären (vor allem verarbeitendes Gewerbe, Bau- 
und Energiewirtschaft, d.h. Industrie und Handwerk) und tertiären (vor allem Handel, 
freie Berufe, Verwaltungs- und Dienstleistungsbranchen) Wirtschaftsbereich oder -sek- 
tor. Jean Fourastie, der dem Dienstleistungssektor aus wirtschaftlichen Gründen eine 
stark zunehmende gesellschaftliche Bedeutung vorhersagte (» Tertiarisierung«), machte 
diese Unterscheidung in den 1950er Jahren bekannt (vgl. Jacobsen 2010). Genauere Aus- 
sagen über die Entwicklung einzelner Wirtschaftsbranchen lassen sich jedoch erst mit 
der vom Statistischen Bundesamt vorgenommenen Unterteilung in zehn Wirtschaftsab- 
teilungen machen. Dabei ist zu beachten, dass Einteilungen der Erwerbstätigkeit nach 
Wirtschaftssektoren allein die Verteilung von Personen auf diese Bereiche der Volkswirt- 
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schaft beschreiben und nichts über deren 
konkrete Tätigkeit in diesen Bereichen 


Abbildung 5 Erwerbstätige nach Wirtschafts- 
bereichen (1950-2006) 


aussagen, was oft zu Fehlinterpretationen 
(etwa über das Ausmaß von Dienstleis- 
tungsfunktionen in der deutschen Wirt- 
schaft) führt. 

Die Verteilung der Erwerbstätigen auf 
die drei Wirtschaftsbereiche zeigt in den 
letzten Jahrzehnten tiefgreifende Verän- 
derungen (Abbildung 5). Am deutlichs- 
ten fällt der Rückgang der Erwerbstätigen 
im primären Sektor auf (1950: 25 Pro- 
zent; 2006: 2,2 Prozent). Dagegen konnte 
der tertiäre Bereich einen Zuwachs von 
40 Prozentpunkten auf 72 Prozent verbu- 
chen. In den 1960/7oer Jahren hatte der 
sekundäre Sektor seine größte Ausdeh- 
nung erreicht: Beinahe 50 Prozent aller V S e EN er > 
Erwerbstätigen waren in diesem Bereich 
beschäftigt. Seitdem hat sich die Größe je- 
doch halbiert. 

Betrachtet man die Wirtschaftsberei- 
che, waren 1993 mit circa 24 Prozent noch 
die meisten Personen im verarbeitenden Gewerbe tätig. Dieser Anteil ist bis 2007 auf 
19 Prozent gesunken. Öffentliche und private Dienstleister beschäftigen nun 30 Prozent 
der Erwerbstätigen in Deutschland. Den größten Anstieg verzeichnet dabei der Bereich 
Finanzierung, Vermietung und Unternehmensdienstleistungen mit einem Anstieg um 
gut sechs Prozentpunkte seit 1993 auf gut 17 Prozent in 2007 (vgl. Statistisches Bundes- 
amt 1995c: 18 f.; 2010a: Tabelle 12211-0008). 

Im internationalen Vergleich erscheint der Grad der Tertiarisierung der deutschen 
Wirtschaft (circa 65 Prozent)’ gering: Im Jahr 2001 weisen die dritten Sektoren in Groß- 
britannien (circa 74 Prozent), in Schweden (74 Prozent) und in den USA (circa 75 Pro- 
zent) deutlich höhere Anteile an der Gesamtwirtschaft auf (Barth 2003: 4). Dies ist je- 
doch vor allem auf Unterschiede in der statistischen Erfassung von Erwerbstätigen (z.B. 
in Folge anderer Wirtschaftsstrukturen) zurückzuführen. So gibt es in den USA schon 
wesentlich länger einen Trend zur betrieblichen Auslagerung von Dienstleistungen, so- 
dass entsprechende Erwerbstätige nicht mehr dem industriellen Sektor zugerechnet 
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Anmerkung: Vor 1991 Daten für Westdeutschland, 
anschließend für alle Bundesländer. 


Quelle: Statistisches Bundesamt (2008c: 115). 


3 Diese Werte, die aus der OECD Labour Force Statistic stammen, unterscheiden sich von den Mikrozen- 
susdaten. Sie sind für Deutschland um 4,5 Prozent niedriger, dafür jedoch international vergleichbar. 
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werden. Vergleicht man die konkret ausgeübten Tätigkeiten, so entspricht die Tertiari- 
sierung der deutschen Wirtschaft dem Niveau vergleichbarer Industrienationen. 

Eine differenziertere sozialstrukturelle Betrachtung zeigt deutliche geschlechtsspe- 
zifische Unterschiede bei den Wirtschaftsabteilungen. Seit langem liegen die Schwer- 
punkte der Erwerbstätigkeit von Männern im produzierenden Gewerbe (2009: 6,2 Mil- 
lionen Männer; 2,2 Millionen Frauen) und im Baugewerbe (2,2 Millionen Männer; 
324 000 Frauen). Frauen arbeiten dagegen vorwiegend im Dienstleistungsbereich, dort 
vor allem in der Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen (3,5 Millionen Frauen; 1,1 Mil- 
lionen Männer) (vgl. Statistisches Bundesamt 2010a: 12211-0008). Ein Blick auf inner- 
deutsche Unterschiede zeigt, dass sich die neuen von den alten Ländern vor allem im 
sekundären Sektor unterscheiden (2009: alte: 29,4 Prozent; neue: 25,8 Prozent). Den 
geringeren Anteil im produzierenden Gewerbe kompensieren die neuen Länder mit 
einem höheren Anteil in den »Sonstigen Dienstleistungen« (alte: 43,8 Prozent; neue: 
47,4 Prozent) (vgl. Statistisches Bundesamt 2009). Erwerbstätige mit Migrationshin- 
tergrund arbeiten überproportional häufig im Wirtschaftsbereich Bergbau und verar- 
beitendes Gewerbe (2009: 25,5 zu 22,3 Prozent ohne Migrationshintergrund) sowie im 
Handel (23,5 zu 16,9 Prozent). Zugleich fällt der deutlich geringere Anteil in der öffent- 
lichen Verwaltung auf (1,8 zu 8,3 Prozent) (Statistisches Bundesamt 2009d: 90f.). 


Erwerbstätige nach Berufen 


Eine interessante, aber nicht einfach zu handhabende Form der Erfassung der sozial- 
strukturellen Verteilung von Erwerbstätigen ist ihre Zuordnung zu »Berufen« im en- 
geren Sinne. Diese Zuordnung bezieht sich darauf, in welchen Einzelberufen Personen 
tätig sind und orientiert sich an einer Selbsteinschätzung der Befragten. Die amtliche 
»Klassifizierung der Berufe« versucht, die erhebliche Vielfalt der bekannten Berufsbe- 
nennungen überschaubar zu machen und zu ordnen. Die Klassifizierung von 1992 bil- 
det mit 29 500 Berufsbezeichnungen die wichtigste Grundlage für statistische Erhebun- 
gen nach Berufen in Deutschland. Die Berufsbezeichnungen werden in Berufsklassen, 
Berufsordnungen, Berufsgruppen, Berufsabteilungen und schließlich Berufsbereiche 
untergliedert. 

Betrachtet man die Entwicklung seit 1973, erkennt man vor allem in den vier größ- 
ten Berufsbereichen bedeutsame Veränderungen (Abbildung 6). So verloren sowohl die 
Pflanzenbauer, Tierzüchter und Fischereiberufe (1973: 7,2 Prozent; 2008: 2,5 Prozent) als 
auch die Fertigungsberufe (1973 bis 2008: - 13,4 Prozentpunkte) erhebliche Anteile. Par- 
allel dazu erhöhten sich die schon länger über 50 Prozent liegenden Dienstleistungsbe- 
rufe um 17,2 Prozentpunkte auf 67 Prozent. Die technischen Berufe gewinnen im Zeit- 
raum +1,4 Prozentpunkte, bleiben jedoch seit Mitte der 1990er Jahre recht konstant bei 
6,5 Prozent. 


4 Im Jahr 2010 hat die Bundesagentur für Arbeit eine überarbeitete Version vorgestellt. 
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Insbesondere ein geschlechtsspezifi- Abbildung 6 Erwerbstätige nach Berufs- 
scher Vergleich zeigt deutliche Unter- bereichen (1973-2008) 
schiede. Männer sind häufiger in techni- 
schen Berufen (2009: zehn Prozent; Frau- 
en: 2,3 Prozent) und in Fertigungsberufen 90% 
(33,7 Prozent; Frauen: 8,7 Prozent) tätig, 
wohingegen Frauen häufiger in Dienstleis- 
tungsberufen arbeiten (85,8 Prozent; Män- 
ner: 51,4 Prozent). Aufschlussreich ist auch 60% 
die Betrachtung der am stärksten besetz- 50% 
ten Berufe (2006): Bei den Männern ran- 
gieren auf den ersten beiden Plätzen Kraft- 
fahrer und Bürofachkraft; Frauen sind am 
häufigsten ebenfalls Bürofachkräfte und 20% 
Gebäudereinigerinnen. Erwerbstätige mit 
Migrationshintergrund üben noch immer 
überproportional häufig Fertigungsbe- 
rufe aus (2008: 32,3 Prozent), auch wenn 
dies stark abnimmt (zum Vergleich 1993: 
48,7 Prozent) und sich vor allem in Dienst- Anmerkung: Vor 1991 Daten für Westdeutschland, 
leistungsberufe verlagert (1993: 40,7 Pro- anschließend für alle Bundesländer. 
zent; 2008: 60 Prozent) (Statistisches Bun- 
desamt 2008c: 116; 2009d: 85 ff.). 
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Quelle: Mikrozensusdaten aus Statistisches. Bundes- 
amt (1980b-2009b) und eigenen Berechnungen. 


Erwerbstätige nach überwiegend ausgeübter Tätigkeit 


Organisatorisch-technische Veränderungen, aber auch gesellschaftspolitische Entwick- 
lungen haben gerade in den letzten Jahrzehnten für viele Erwerbstätige zu erheblichen 
Umwälzungen in den berufsfachlichen Anforderungen geführt. Auf Basis der Verteilung 
der Erwerbstätigen auf Berufe oder Wirtschaftsbereiche kann dieser Wandel nur un- 
scharf erfasst werden. Aus diesem Grund wird seit 1969 bei den Mikrozensen nach der 
sogenannten überwiegend ausgeübten Tätigkeit am konkreten Arbeitsplatz (unabhän- 
gig von Wirtschaftsbereich, sozialversicherungsrechtlicher Stellung und Berufsbezeich- 
nung) gefragt. Die Bundesagentur für Arbeit nutzt dazu folgende Kategorisierung: pro- 
duktionsorientierte Tätigkeiten (Herstellen, Maschinen einstellen/warten, Reparieren), 
primäre Dienstleistungen (allgemeine Dienstleistungen, Handel treiben, Büroarbeiten) 
und sekundäre Dienstleistungen (Planen/Forschen, Leiten, Sichern, Ausbilden/Infor- 
mieren). Seit Mitte der 1990er Jahre wird zusätzlich eine Unterteilung der sekundären 
Dienstleistungstätigkeiten in verwaltende und organisatorische Tätigkeiten (z.B. Über- 
wachen, Leiten, Verwalten) sowie wissensbasierte Tätigkeiten (z.B. Planen, Forschen, 
Lehren, Informieren) genutzt. 
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Abbildung7 Erwerbstätige nach überwie- Die Entwicklung seit 1973 zeigt deutli- 
gend ausgeführter Tätigkeit (1976-2025) che Tendenzen bei zwei dieser drei Klas- 
sen: Produktionsorientierte Tätigkeiten 
nahmen in den letzten Jahrzehnten ab und 
werden in Zukunft wahrscheinlich weiter- 
hin an Bedeutung verlieren (Abbildung 7). 
Während die primären Dienstleistungs- 
tätigkeiten konstant bleiben, steigen die 
Anteile der sekundären Dienstleistungs- 
tätigkeiten deutlich. Dabei wachsen vor 
allem die wissensorientierten sekundären 
Dienstleistungstätigkeiten, während die 
verwaltenden und organisatorischen Tä- 
tigkeiten auf einem Niveau verbleiben. 
Insgesamt üben inzwischen circa 80 Pro- 
zent der Erwerbstätigen Dienstleistungstä- 
Sek.DL-T: Wissen tigkeiten aus. Dies korrigiert die bei einer 
m Sek DLT Verw. & Orga: rein wirtschaftssektoralen Betrachtung 
E Sekundäre DL-Tätigkeiten j : 
Primäre DL-Tätigkeiten moderat erscheinenden Werte zur Terti- 
m Produktionsnahe Tätigkeiten arisierung der deutschen Wirtschaft. Für 
das Jahr 2025 prognostiziert die Prognos 
AG (2008) eine Fortsetzung der Entwick- 
lung und geht von einem Zuwachs der Er- 
Quellen: 1976/1985: Mikrozensusdaten aus Franke/But- in i k $ g 
tler (1991); 1996/2004: Berechnungen Prognos (2008); werbstätigen mit sekundären Dienstleis- 
2015/2025: Prognose Prognos (2008). tungstätigkeiten auf über 80 Prozent aus. 
Zunahmen sind vor allem in den wissens- 
basierten Dienstleistungen zu erwarten. Finfache traditionelle Tätigkeiten werden dage- 
gen immer mehr an Bedeutung verlieren, aber keineswegs völlig verschwinden; sie wer- 
den auch weiterhin von einem zwar geringeren, aber nach wie vor deutlichen Anteil der 
Erwerbstätigen ausgeübt (vgl. Prognos 2008). 
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Anmerkung: Vor 1991 Daten für Westdeutschland, 
danach für alle Bundesländer. 


4 Zur gesellschaftspolitischen Relevanz der Daten zur Berufs- und 
Qualifikationsstruktur im Spiegel sozialdiagnostischer Begriffe 


Die unter den Stichworten Berufs- und Qualifikationsstruktur präsentierten Daten in- 
dizieren grundlegende Langzeitveränderungen wichtiger Bereiche der Sozialstruktur. 
Weit über die Soziologie hinaus popularisierte Schlagworte zum gesellschaftlichen Wan- 
del werden entsprechend auch häufig unter Berufung auf diese Aspekte verwendet. Bei 
genauerer Betrachtung zeigt sich jedoch, dass die plakativen Formeln zwar zum Teil 
Richtiges treffen, aber meist einer Differenzierung bedürfen. Dazu einige Hinweise: 
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Entgegen der gelegentlich immer noch zu hörenden Prognose aus dem letzten Drit- 
tel des vergangenen Jahrhunderts vom »Ende der Arbeitsgesellschaft« signalisieren die 
Daten z.B. deutlich, dass sich die Bevölkerung keineswegs aus der Erwerbsarbeit zurück- 
zieht, sondern (vor allem Frauen) im Gegenteil aus verschiedensten Gründen immer 
mehr in die Erwerbstätigkeit drängt. Gleichwohl wird deutlich, dass aufgrund des wach- 
senden Arbeitskräftepotentials, aber insbesondere infolge des anhaltenden Beschäfti- 
gungsabbaus in vielen Branchen, während der letzten Jahrzehnte die Erwerbsmöglich- 
keiten für große Gruppen immer noch problematisch sind. Auch wenn in jüngster Zeit 
in manchen Bereichen eine Verringerung der ofliziellen Arbeitslosigkeit registriert wer- 
den kann und in einzelnen Bereichen ein Mangel an ausreichend qualifizierten Berufs- 
tätigen entstehen könnte, kann keineswegs von einer entspannten Situation auf dem Ar- 
beitsmarkt gesprochen werden - und schon gar nicht (wie gelegentlich postuliert) von 
einer bevorstehenden Vollbeschäftigung. Zudem nehmen neue Problemlagen auf dem 
Arbeitsmarkt erheblich zu: geringfügige Beschäftigung, Befristungen, Leiharbeit, Ge- 
ringverdiener usw. (oft als »prekäre« Beschäftigung bezeichnet, vgl. Castel/Dörre 2009). 
Folge ist, dass die in den 1980er Jahren popularisierte Formel, dass der Gesellschaft die 
» Arbeit ausgeht« (Arendt), insoweit weiterhin eine höchst reale Bedeutung hat, als viele 
auf Erwerbseinkommen angewiesene und eine befriedigende Berufstätigkeit suchende 
Menschen immer noch unzureichende Möglichkeiten vorfinden. 

Dass zudem in Deutschland Bildung und vor allem berufliche Qualifikation per- 
sönlich wie wirtschaftlich eine entscheidende Ressource von stetig wachsender Bedeu- 
tung ist, wird mehr als deutlich belegt. Die gelegentlich geäußerte Vermutung von einer 
»Krise« oder gar von einem »Ende des Berufs« entbehrt damit einer ernsthaften Basis. 
Zweifellos steht jedoch die bisherige relativ starre Form der Organisation von Beruf in 
Deutschland zunehmend zur Disposition (vgl. Baethge 2001; Kraus 2006; Voß 2001; 
Voß /Pongratz 1998). Durch die wachsende Dynamik der Anforderungen wird etwa die 
berufliche Erstausbildung relativiert und demgegenüber (nicht zuletzt vor dem Hin- 
tergrund des demografischen Wandels) lebenslange Bildungsaktivität immer wichtiger, 
sodass das Schlagwort der » Weiterbildungsgesellschaft« durchaus Richtiges anspricht. 
Aber nichts weist darauf hin, dass dadurch die berufliche Basisbildung derart an Bedeu- 
tung verliert, dass man auf eine politische und betriebliche Stützung verzichten könnte. 
Gleichzeitig stellt sich immer drängender die Frage, wie Bildung/ Ausbildung in aus- 
reichendem Maße und in einer den veränderten (und sich weiterhin ändernden) Be- 
dingungen angemessenen Form derart breit und dynamisch die Bevölkerung erreichen 
kann, wie es die Prognosen als zukünftig erforderlich signalisieren - ganz abgesehen 
von der Frage, was mit denjenigen geschehen soll, die den immer weiter wachsenden 
beruflichen Anforderungen (gleich aus welchen Gründen) nicht entsprechen können. 

Fast überall wird darüber hinaus als Selbstverständlichkeit unterstellt, dass wir uns 
nicht mehr nur auf dem Weg, sondern schon mitten in einer » Dienstleistungsgesell- 
schaft« (vgl. Geißler 2008: 163 ff.; Häußermann/Siebel 1995; Jacobsen 2010) befinden - 
eine These, die sich auf den ersten Blick auch durchaus auf berufsstrukturelle Daten 
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berufen kann. Dass jedoch trotz allem nach wie vor (und aller Voraussicht nach auch 
zukünftig) große Teile der Erwerbstätigen in zumindest indirekt produktiven industriel- 
len Branchen, Berufen und Tätigkeiten von großer wirtschaftlicher Bedeutung tätig sind 
und sich hinter dem schwammigen Kürzel »Dienstleistung« höchst unterschiedliche 
sowie zunehmend industriell organisierte Wirtschaftsaktivitäten, Qualifikationspoten- 
tiale und Tätigkeiten verbergen, müsste deutlicher ins Bewusstsein dringen. Zumindest 
muss verstärkt erkannt werden, dass voreilige Hoffnungen (z.B. auf im größeren Maße 
entstehende Arbeitsplätze) und wohlfeile Befürchtungen (etwa zum » Aussterben« pro- 
duzierender Branchen und Berufe) angesichts der kontinuierlichen Tertiarisierung der 
Wirtschaft zumindest mittelfristig kaum eine empirische Basis haben und nicht zu kurz- 
schlüssigen Maßnahmen verführen dürfen. 

Nicht nur der wachsende Anteil von Erwerbstätigen in Dienstleistungsbranchen, 
-berufen und -tätigkeiten, sondern auch die wachsende Zahl von Angestellten und der 
komplementäre Rückgang der Arbeiter geben schließlich oft Anlass, vom » Ende der In- 
dustriegesellschaft« oder einer »Postindustriellen Gesellschaft« (vgl. Bell 1975; Touraine 
1972; u. a.) zu sprechen. Aber auch hierbei zeigt sich, dass zwar vieles auf einen nachhal- 
tigen Strukturwandel von Wirtschaft und Arbeitswelt (und damit der Gesellschaft ins- 
gesamt) hindeutet, sich dabei aber alles andere als ein Ende des Industrialismus als vor- 
herrschender Wirtschafts-, Arbeits- und sogar als Lebensweise abzeichnet. Nichts deutet 
darauf hin, dass die kapitalistische Industriegesellschaft von einem grundlegend ande- 
ren Gesellschaftstyp abgelöst würde - was sich ändert, ist ihr »Gesicht« (vgl. Hirsch/ 
Roth 1986). Sie erhält derzeit allem Anschein nach eine neue, stärker durch Marktme- 
chanismen geprägte flexiblere Form, durch die sie auf eine historisch neue Stufe mit 
tiefgreifenden Umschichtungen der Sozialverhältnisse gehoben wird. Folge ist, dass fast 
alle Gruppen verstärkt individuellen Erwerbs- und Berufsrisiken ausgesetzt sind und 
der (auch politisch gewollten) steigenden Anforderung gegenüberstehen, ihre Arbeits- 
kraft selbstverantwortlich und aktiv marktbezogen zu handhaben (» Arbeitskraftunter- 
nehmer«, Voß/Pongratz 1998). Zwar vollzieht sich dabei wohl nun endgültig ein » Ab- 
schied vom Proletariat« (vgl. Gorz 1980) im bisherigen Sinne, aber ohne Zweifel wird es 
auch zukünftig eine große Zahl von arbeitenden Menschen geben, die (in veränderten 
Formen) dem entsprechen, was traditionell » Arbeiter« genannt wurde, und zwar wie 
bisher auf zwei Ebenen: Zum einen als qualifizierte industrielle Arbeitskräfte, die aber 
jetzt oft über einen höheren Schulabschluss verfügen und nicht allein in der Industrie, 
sondern auch in einer Dienstleistungsbranche »angestellt« tätig sind. Zum anderen als 
nach wie vor erheblich benachteiligte, mehr oder weniger gering qualifizierte und meist 
minimal entlohnte Arbeitskräfte auf Hilfs- oder Restarbeitsplätzen, die sich nun nicht 
nur in der Industrie, sondern - im Gegenteil - in völlig neuer Weise zunehmend ge- 
rade in Dienstleistungsbereichen finden (z.B. im Reinigungs- oder Sicherungsgewerbe, 
im Handel, bei Call-Centern). Dies sind Erwerbstätige, die jetzt oft mit befristeten An- 
stellungen, in Teilzeitverträgen (oft geringfügig beschäftigt und daher ohne sozialversi- 
cherungsrechtlichen Schutz) oder Leiharbeitsverhältnissen und damit meist höchst dis- 
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kontinuierlich tätig sind und alles andere als ein Randphänomen darstellen. Zumindest 
diese Gruppen bedürfen dringender denn je politischer und gewerkschaftlicher Un- 
terstützung, um nicht dauerhaft gesellschaftlich exkludiert zu werden (vgl. Bude 2007; 
Gundert/Hohendanner 2011; Kronauer 2002). 
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Bevölkerung 


Johannes Huinink 


1 Begriffe 


Unter der Bevölkerung eines Landes versteht man die Gesamtheit seiner Einwohner. Ge- 
nauer formuliert, zählen zur Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland alle Einwoh- 
ner, die mit ihrem Hauptwohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland gemeldet sind - 
unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit. Entsprechend wird die Bevölkerung kleinerer 
regionaler Einheiten oder Gebietskörperschaften (Städte und Gemeinden, Kreise oder 
Bundesländer) bestimmt. Man spricht von der Bevölkerung am Ort der alleinigen bzw. 
der Hauptwohnung. Am Hauptwohnsitz befindet sich die »vorwiegend benutzte Woh- 
nung« des Einwohners (vgl. Meldegesetze der Länder) bzw. der Wohnsitz, an dem sich 
jemand »in der erweislichen oder aus den Umständen hervorgehenden Absicht nieder- 
gelassen hat, diese zum Mittelpunkt seiner Lebensbeziehungen zu machen« (MeldeG 
$ 1, Abs. 7,8). Weitere Wohnungen werden als Nebenwohnungen bezeichnet. Dieses Be- 
völkerungskonzept wurde in der alten Bundesrepublik nach Verabschiedung des Melde- 
rechtsrahmengesetzes von 1980 ab dem Jahr 1983 in allen Bundesländern neu eingeführt. 
Es löste das Prinzip der Wohnbevölkerung ab, mit der die Bevölkerung an dem Ort ge- 
meint war, an dem diese sich überwiegend aufhielt bzw. ihrer Erwerbsarbeit nachging. 

Zur Bevölkerung Deutschlands werden nicht alle Menschen gezählt, die auf dem 
Gebiet der Bundesrepublik leben. Nicht berücksichtigt werden Angehörige der auslän- 
dischen Stationierungsstreitkräfte sowie der ausländischen diplomatischen und kon- 
sularischen Vertretungen mit ihren Familienangehörigen und natürlich alle Personen, 
die sich dauerhaft in Deutschland aufhalten, ohne mit einem Hauptwohnsitz gemeldet 
zu sein. 

Die Größe einer Bevölkerung wird in der Regel auf einen Stichtag bezogen angege- 
ben. So hatte Deutschland laut Statistischem Bundesamt am 31.12.2009 circa 82 Mil- 
lionen Einwohner, darunter circa 40 Millionen Männer und knapp 42 Millionen Frauen. 
Gibt man die Bevölkerungsgröße bezogen auf einen Zeitraum, beispielsweise ein Jahr, 
an, meint man die durchschnittliche Zahl der Einwohner in diesem Jahr. Man kann sie 
annäherungsweise als Mittelwert der Einwohnerzahl zu Beginn und zum Ende eines 
Jahres bestimmen. Danach lebten in der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 2009 
durchschnittlich 81,9 Millionen Menschen. 

Diese Zahlen entsprechen sehr wahrscheinlich nicht der tatsächlichen Größe der 
mit Hauptwohnsitz in Deutschland gemeldeten Bevölkerung. Sie stellen wohl Über- 
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schätzungen dar (Statistisches Bundesamt 2008). Die Bevölkerungszahl ist das Ergebnis 
der laufenden Fortschreibung der Bevölkerung zwischen den Volkszählungen, die auf 
der Grundlage der Registrierung von Geburten, Sterbefällen und Zu- und Fortzügen 
über die Grenzen der Bundesrepublik unter Hinzuziehung der Statistik des Ausländer- 
zentralregisters erfolgt. Dieses Verfahren ist fehleranfällig. Volkszählungen geben einen 
zuverlässigeren Aufschluss über die Größe der Bevölkerung Deutschlands. Sie dienen 
daher als regelmäßig zu aktualisierende Grundlage der Bevölkerungsfortschreibung. 
Die letzte Volkszählung wurde in Deutschland als Registerzählung im Mai 2011 durch- 
geführt, erst 24 Jahre nach der vorletzten Volkszählung im Jahr 1987. 

Unter der Bevölkerungsstruktur eines Landes oder einer regionalen Einheit versteht 
man die Gliederung oder Verteilung seiner Einwohner nach demografisch relevanten 
Merkmalen. Dazu gehören das Geschlecht, das Alter, der Wohnort oder die Wohnre- 
gion, der Familienstand oder auch die Lebensform sowie die Staatsangehörigkeit der 
Bewohner. Man kann weitere Merkmale, wie die Religionszugehörigkeit, das Geburts- 
land oder die ethnische Herkunft der Menschen, die Größe und Zusammensetzung der 
Haushalte, in denen die Menschen leben, oder auch Angaben zu ihrem Erwerbsstatus 
hinzufügen. Wie die Bevölkerungsgröße, werden auch die Angaben zur Bevölkerungs- 
struktur in der Regel auf einen Stichtag bezogen. Andernfalls wird, wie bei der Größe 
der Gesamtbevölkerung, mit Mittelwerten operiert. 

Die Vorgänge und Ereignisse, die zur Veränderung der Bevölkerungsgröße und der 
Bevölkerungsstruktur beitragen, bestimmen die Bevölkerungsbewegung. Deren Haupt- 
komponenten sind die Geburtenentwicklung und die Sterblichkeit (natürliche Bevölke- 
rungsbewegung) sowie die grenzüberschreitenden Wanderungsströme von Menschen 
unterschiedlichen Alters und Geschlechts. Daneben werden auch Veränderungen der 
Verteilung der Bevölkerung nach dem Familienstand (Eheschließungen, Ehescheidun- 
gen und Verwitwungen) im weiteren Sinne dazu gezählt. Mittlerweile werden allge- 
meine Veränderungen der Lebensformen der Menschen berücksichtigt, die unabhän- 
gig von dem Familienstand der Personen das Vorhandsein von Partnern und Kindern 
in einem Haushalt erfassen (siehe Abschnitt 3.4). Seit dem Mikrozensus 1996 ist das 
Lebensformenkonzept statistisch umsetzbar und seit 2005 ist es zum Standard bei der 
Veröffentlichung familienbezogener Statistiken geworden (Hammes/Rübenach 2010). 
Die Ereignisse, die der Bevölkerungsbewegung zugrunde liegen (Geburten, Sterbefälle, 
Wanderungen), werden für Zeiträume (etwa ein Kalenderjahr) erfasst. 


2 Die Bevölkerungsentwicklung im Nachkriegsdeutschland 


2.1 Die Veränderung der Bevölkerungsgröße 


Die Bevölkerung Deutschlands ist in der Zeit von 1950 bis 2004 um bis zu 19 Prozent 
gewachsen (Tabelle ı). Seit dem Jahr 2004 geht sie geringfügig, wenn auch beständig 
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Tabelle 1 Bevölkerungsentwicklung Deutschlands 1950-2009 (in Tausend) 


Westdeutschland Ostdeutschland Deutschland gesamt 

Einwohner Veränderung Einwohner Veränderung Einwohner Veränderung 
Jahr absolut 1950 = 100 absolut 1950 = 100 absolut 1950 = 100 
1950 50 958,0 100,0 18 388,0 100,0 69 346,0 100,0 
1960 55 958,0 109,8 17 188,5 93,5 73 146,5 105,5 
1970 61 001,2 119,7 17 068,3 92,8 78 069,5 112,6 
1980 61 657,9 121,0 16 739,5 91,0 78 397,4 113,1 
1990 63 725,7 125,1 16 027,6 87,2 79 753,3 115,0 
1995 66 342,0 130,2 15 475,5 84,2 81 817,5 118,0 
2000 67 140,0 131,8 15 119,5 82,2 82 259,5 118,6 
2005! 65 698,0 128,9 16 740,0 91,0 82 438,0 118,9 
2009! 65 422,0 128,4 16 380,2 89,1 81 802,3 118,0 
Gesamtveränderung 
1950-2009 14464,0 —2 007,8 12 456,3 


1 Ostdeutschland inklusive West- und Ostberlin. 


Quelle: Statistische Jahrbücher für die Bundesrepublik Deutschland; Statistisches Jahrbuch der DDR 1990. 


zurück, nachdem es in den 1970er Jahren schon einmal eine kurze Phase des Bevölke- 
rungsrückgangs gegeben hat (Abbildung ı). Im Jahr 1950 lebten circa 5ı Millionen Men- 
schen auf dem Gebiet der alten Bundesrepublik (inklusive West-Berlin) und 18,4 Millio- 
nen Menschen in der DDR (inklusive Ost-Berlin). Die Zunahme der Bevölkerungszahl 
im Nachkriegsdeutschland geht ausschließlich darauf zurück, dass die alte Bundesre- 
publik einen Zuwachs an Einwohnern verzeichnete, der über den Bevölkerungsgewinn 
durch die Übersiedler aus der DDR hinausging. Die Bevölkerung der DDR verkleinerte 
sich beständig, nicht zuletzt auch aufgrund der erwähnten Übersiedlung in den Westen, 
die mit dem Bau der Berliner Mauer abrupt beendet wurde (» Gesellschaft der Deutschen 
Demokratischen Republik (DDR) von 1949-1990). Auch nach der Wiedervereinigung 
Deutschlands geht die Einwohnerzahl in den alten Bundesländern weiter zurück (siehe 
Abschnitt 2.4). Ende des Jahres 2009 betrug sie inklusive der gesamten Berliner Bevölke- 
rung 16,4 Millionen Menschen, in den alten Bundesländern liegt sie bei 64,4 Millionen. 
Berlin hatte Ende 2009 knapp dreieinhalb Millionen Einwohner. 

Die Veränderung der Bevölkerungsgröße eines Landes innerhalb eines Jahres ergibt 
sich aus der Differenz zwischen der Zahl der Geburten und Sterbefälle (natürliche Be- 
völkerungsbewegung) und der Differenz zwischen der Zahl der Zu- und Fortzüge über 
die Landesgrenze (Wanderungssaldo), die in diesem Jahr registriert werden. In Abbil- 
dung ı ist dieser Zusammenhang für Deutschland dargestellt. Bis zum Jahr 1971 wurden 
jährlich mehr Geburten als Sterbefälle registriert. Es gab einen Geburtenüberschuss, der 
zum Bevölkerungswachstum beitrug. Seitdem hat sich das Verhältnis der Zahl der Ge- 
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Abbildung 1 Komponenten der Bevölkerungsentwicklung Deutschlands 1950-2009 


in Tsd. in Tsd. 


1950 1955 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2005 2009 
Jahr 


CI Zu- bzw. Abnahme der Bevölkerung == Zuzüge-Fortzüge = Lebendgeborene-Gestorbene 


Quelle: Statistische Jahrbücher für die Bundesrepublik Deutschland; eigene Berechnungen. 


burten zur Zahl der Sterbefälle umgekehrt. Die Bevölkerung ist danach nur noch ge- 
wachsen, wenn die Zahl der Zuzüge die Zahl der Fortzüge deutlich überwog, wenn es 
also einen positiven Wanderungssaldo oder eine Nettozuwanderung gab. 

Zwischen 1945 und 1949 waren circa zwölf Millionen Menschen (Flüchtlinge und 
Vertriebene aus Osteuropa) nach Deutschland gekommen (» Migration). In der alten 
Bundesrepublik machten sie Ende 1949 etwa 16 Prozent und in der DDR gar 19 Prozent 
der Bevölkerung aus (Münz et al. 1997). Wenn man von den innerdeutschen Wande- 
rungsströmen (siehe Abschnitt 2.4) und dem beständigen, bis Ende der 1980er Jahre 
überwiegend schwachen Zustrom von Aussiedlern aus Osteuropa absieht, lassen sich 
seit den 1950er Jahren drei wichtige Zeitperioden ausmachen, in denen - mit kleinen 
Unterbrechungen - eine starke Nettozuwanderung in die alte Bundesrepublik zu ver- 
zeichnen ist: 1) die Zeit der Arbeitsmigration seit den 1960er Jahren, die aufgrund des 
Anwerbestopps 1974 abrupt abbricht; 2) die Zeit um 1980, in der die Zuwanderung auf- 
grund von Familienzusammenführung eine wichtige Rolle spielt; 3) die Zeit ab Mitte der 
1980er bis Ende der 1990er Jahre, in der nach der Wiedervereinigung eine starke Zuwan- 
derung aus Osteuropa (Spätaussiedler) und zeitweise ein verstärkter Zuzug von Flücht- 
lingen und Asylbewerbern zu Anfang der 1990er Jahre zu beobachten war. Deutlich 
wird seit 1960 auch ein zyklischer Verlauf des Wanderungssaldos, der dem wirtschaft- 
lichen Konjunkturzyklus folgt. Schon die erste nennenswerte ökonomische Krise in der 
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alten Bundesrepublik um das Jahr 1967 herum geht mit einem Absturz des Wanderungs- 
saldos in den negativen Bereich einher. Wanderungsbewegungen sind also nicht nur 
durch Migrationspolitik, sondern ganz entscheidend durch die wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse in einem Land geprägt. 


2.2  Geburtenentwicklung und Familienstandsänderungen 


Die Geburt von Kindern und die Aufzucht der nachwachsenden Generationen bildet 
die Grundlage für die biologische und soziale Reproduktion einer Bevölkerung. Neben 
der absoluten Zahl der Geburten eines Jahres gibt es eine Vielfalt von relativen Maßen 
zur Darstellung der Geburtenentwicklung. Dazu gehört die » Endgültige Kinderzahl von 
Frauen eines Geburtsjahrgangs«, die Auskunft darüber gibt, wie viele Kinder Frauen 
eines bestimmten Jahrgangs im Verlauf ihres Lebens durchschnittlich bekommen. Die 
heute am häufigsten benutzte Kennziffer ist aber die »Zusammengefasste Geburtenzif- 
fer«, die für einzelne Kalenderjahre bestimmt wird. Sie ist die Summe der altersspezifi- 
schen Geburtenziffern von Frauen (durchschnittliche Zahl der Kinder von Frauen eines 
bestimmten Alters) in einem Jahr. Die zusammengefasste Geburtenziffer eines Jahres 
gibt daher an, wie hoch die durchschnittliche Kinderzahl von Frauen eines fiktiven Ge- 
burtsjahrgangs wäre, für den die altersspezifischen Geburtenziffern, die man für das je- 
weilige Kalenderjahr errechnet hat, zuträfen. 

In Tabelle 2 sind für einzelne Kalenderjahre von 1950 bis 2009 die Zahl der Gebur- 
ten und die zusammengefasste Geburtenziffer getrennt für West-, Ost- und Gesamt- 
deutschland angegeben. Diese Zahlen waren in der alten Bundesrepublik und der DDR 
in den 1950er und frühen 1960er Jahren relativ hoch (»Babyboom«). Die zusammen- 
gefasste Geburtenziffer lag deutlich über dem Wert von 2,1. Das entspricht dem Wert, 
der erreicht werden muss, um allein mit der natürlichen Bevölkerungsbewegung den 
Bevölkerungsbestand zu sichern (Bestandserhaltungsniveau). Das Alter bei der Fami- 
liengründung war in dieser Zeit ebenfalls relativ niedrig. In der sich von Kriegsfolgen 
erholenden Bundesrepublik Deutschland erlaubten die wirtschaftlichen Verhältnisse of- 
fensichtlich die frühe Ablösung der Kinder vom Elternhaus und den frühen Beginn 
einer eigenen Familienlaufbahn. In der DDR etablierte sich die frühe Familiengrün- 
dung in einem Regime der Vollzeiterwerbstätigkeit von Männern und Frauen und hielt 
bis in die 1980er Jahre an (Huinink/Wagner 1995). 

Mitte der 1960er Jahre setzte in Westdeutschland ein starker Geburtenrückgang 
ein (»Pillenknick«). Hier verharrt die zusammengefasste Geburtenziffer seit Mitte der 
1970er Jahre auf einem sehr niedrigen Wert von ca. 1,4 und weniger. Gründe dafür sind 
der Rückgang des Anteils großer Familien, aber auch ein ständiger Anstieg des Alters 
bei der Geburt von Kindern, der ebenfalls bis heute anhält. Auch in der DDR gingen die 
Geburtenzahlen nach 1970 zurück. Die zusammengefasste Geburtenziffer sank Mitte 
der 1970er Jahre auf den Wert von 1,54, erholte sich aufgrund familienpolitischer Maß- 
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Tabelle2 Geburtenzahl und Zusammengefasste Geburtenziffer in Ost- 
und Westdeutschland, 1950-2009 


Westdeutschland Ostdeutschland Deutschland 

Jahr Lebend- Zusammengef. Lebend- Zusammengef. Zusammengef. 
geborene Geburtenziffer geborene Geburtenziffer Geburtenziffer 

1950 812 835 2,09 303 866 2,37 - 

1960 968 629 2,36 292 985 2,32 - 

1965 1044 328 2,50 281 058 2,51 - 

1970 810 808 2,01 236 929 2,23 - 

1975 600512 1,45 181 798 1,54 - 

1980 620 657 1,44 245 132 1,94 - 

1985 586 155 1,28 227 648 1,73 - 

1990 727 199 1,45 178476 1,52 1,45 

1995 681 374 1,34 83 847 0,84 1,25 

2000 655 732 1,41 111267 1,21 1,38 

2005! 560 092 1,36 96 727 1,30 1,34 

2009 533 380 1,35 99 642 1,40 1,36 


' Seit 2001 alte Bundesländer ohne Angaben für Berlin-West; neue Bundesländer ohne Berlin-Ost. 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1 Reihe 1.1, Natürliche Bevölkerungsbewegung 2009. 


nahmen im Jahr 1980 fast auf den Wert 2, ging dann aber im Laufe der 1980er Jahre 
wieder deutlich zurück. Ab 1990 erfolgt dann der wendebedingte charakteristische, in 
seinem Ausmaß historisch einmalige Einbruch der zusammengefassten Geburtenziffer 
von 1,52 im Jahr 1990 auf 0,77 im Jahr 1993. Die Geburtenzahlen gingen um mehr als die 
Hälfte zurück. Im Jahr 2009 ist die zusammengefasste Geburtenziffer in Ostdeutschland 
wieder etwas höher als in Westdeutschland. 

Die geburtsjahrgangsspezifische endgültige Kinderzahl von Frauen ist seit dem Jahr- 
gang 1934 kontinuierlich gesunken (Tabelle 3). Laut Mikrozensus 2008 haben westdeut- 
sche Frauen der Geburtsjahrgänge 1933 bis 1938 durchschnittlich 2,14 Kinder geboren. 
In den Geburtsjahrgängen der Jahre 1959 bis 1963 beträgt die endgültige Kinderzahl je- 
doch im Mittel nur noch 1,64 Kinder. Bei den ostdeutschen Frauen (ohne Berlin) lau- 
ten die Zahlen 2,12 für die Geburtsjahrgänge 1933 bis 1938 und 1,75 für die Geburtsjahr- 
gänge 1959 bis 1963. 

Das Alter bei der Geburt von Kindern ist in der alten Bundesrepublik Ende der 
1960er Jahre bzw. mit den Geburtsjahrgängen ab 1946 beständig angestiegen. Für die 
Geburtsjahrgänge 1942 bis 1951 wird im Mittel ein Alter von 24 Jahren geschätzt. Schon 
die Frauen der Jahrgänge 1962 bis 1971 erleben die erste Geburt bei mindestens 27 Jahren 
(Statistisches Bundesamt 2006). Eine genaue aktuelle Schätzung bezogen auf alle Ge- 
burten ist auf Basis amtlicher Daten noch nicht möglich. In der DDR bekamen Frauen 
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Tabelle3 Endgültige Kinderzahl, der Anteil Kinderloser und der Anteil mit drei Kindern und 
mehr bei Frauen der Geburtsjahrgänge 1933-1938 und 1959-1963 aus Ost- und Westdeutschland 
(ohne Berlin) sowie Berlin 


Geburtsjahre Endgültige Anteil Kinder- Anteil mit drei Kindern 
je Region Kinderzahl loser (in %) und mehr (in %) 
1933-1938 

West 2,13 11,4 32,6 

Ost 2,12 8,6 30,6 

Berlin 1,71 19,9 19,0 

1959-1963 

West 1,62 21,0 18,0 

Ost 1,74 7,8 15,5 

Berlin 1,44 25,5 15,3 


Quelle: Scientific Use File des Mikrozensus 2008; ungewichtete Schätzungen. 


der früheren Geburtsjahrgänge ihr erstes Kind im Durchschnitt schon mit 22, in den 
Jahrgängen 1962 bis 1971 immer noch mit 23 Jahren. Nach der Wende wurde die Fa- 
miliengründung in Ostdeutschland jedoch stark aufgeschoben, was zu dem radikalen 
Rückgang der zusammengefassten Geburtenziffer in den Jahren nach 1989 beigetra- 
gen hat. Das Alter der Frauen bei der Familiengründung in Ostdeutschland hat sich 
dem ihrer westdeutschen Geschlechtsgenossinnen angenähert, liegt aber noch darunter 
(Konietzka/Kreyenfeld 2004). 

Lange war es bisher nicht möglich, exakte Schätzungen für den Anteil kinderloser 
Frauen, geschweige denn Männer, in Deutschland zu bestimmen. Seit dem Mikrozensus 
2008 ist das für Frauen erstmals möglich (Tabelle 3). Daraus geht hervor, dass die Kin- 
derlosigkeit in Westdeutschland deutlich zugenommen hat. Westdeutsche Frauen, die 
in den Jahren 1933 bis 1938 geboren worden sind, haben etwa zu gut elf Prozent keine 
Kinder, unter den ostdeutschen Frauen dieser Jahrgänge (ohne Berlin) sind es lediglich 
knapp neun Prozent. Die Kinderlosigkeit liegt bei den westdeutschen Frauen der Jahr- 
gänge 1959 bis 1963 schon bei 20 Prozent und sinkt bei den ostdeutschen Frauen auf acht 
Prozent. Auch in Ostdeutschland nimmt heute die Kinderlosigkeit zu, bleibt aber unter 
den Werten von Westdeutschland (Konietzka/Kreyenfeld 2004). 

Umgekehrt ist der Anteil großer Familien stark zurückgegangen. Laut Mikrozensus 
2008 haben 18 Prozent der west- und 15,5 Prozent der ostdeutschen Frauen (ohne Ber- 
lin) der Geburtsjahrgänge 1959 bis 1963 noch drei Kinder und mehr bekommen. Unter 
den Frauen der Jahrgänge 1933 bis 1938 waren es noch etwa 33 bzw. 31 Prozent (Tabelle 3) 
(> Familie und Lebensformen). 

Mit dem Geburtengeschehen wird traditionellerweise das Heiratsverhalten ver- 
knüpft. Die ehemals enge Kopplung von Familiengründung und Heirat im sogenannten 
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Tabelle 4 Zusammengefasste Erstheiratszif- »golden age of marriage« in den 1950er 
fern der Frauen in West- und Ostdeutschland, und 1960er Jahren löst sich aber auf. In 
1970-2009 (auf tausend Frauen) Ostdeutschland fanden im Jahr 2009 gut 


58 Prozent aller Geburten außerhalb einer 


Jahr ___ Westdeutschland __ Ostdeutschland _ Ehe statt; die Familiengründung außer- 
1370 222 halb einer Ehe ist damit der Normalfall. 
137/3 16r 22 In Westdeutschland war der Anteil mit 
1380 E 814 26,5 Prozent noch deutlich niedriger. Die 
1285 a Ursachen für diese Differenz zwischen 
1220: en oaa Ost- und Westdeutschland sind vielfältig 
> = nr und noch nicht vollkommen aufgeklärt 
an a 14 (Konietzka/Kreyenfeld 2005). 

2003 >03 Ri Die Heiratsraten sind seit 1970 deut- 
2z 200 2 lich gesunken. 2009 sind in Deutschland 
1 Ab 1990 Westdeutschland ohne Berlin, Ostdeutsch- 377 055 Ehen, darunter circa 276 000 Erst- 
land einsehlietlich Berlin: ehen geschlossen worden. In Tabelle 4 ist 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnung des die zusammengefasste Heiratsziffer für 


Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung. n $ 
5 3 einige Kalenderjahre und ost- und west- 


deutsche Frauen angeben. Sie ist analog 
zur zusammengefassten Geburtenziffer definiert (Summe altersspezifischer Erstheirats- 
ziffern bezogen auf 1000 Frauen). Auch bei den Eheschließungen kann man den star- 
ken Einbruch in Ostdeutschland nach der Wende erkennen. Im Unterschied zur Ge- 
burtenentwicklung bleibt die zusammengefasste Heiratsziffer in Ostdeutschland aber 
dauerhaft unter dem westdeutschen Niveau. 

Das Alter bei der ersten Eheschließung ist gleichzeitig angestiegen. Es betrug laut 
Statistischen Jahrbuch der Bundesrepublik Deutschland 2010 im Jahr 2009 bei den 
Frauen im Durchschnitt etwa 30 und bei den Männern 33 Jahre. Gleichzeitig nimmt die 
Konzentration der Eheschließung auf eine bestimmte Altersphase stark ab. Die Ehe als 
Institution verliert nachhaltig an Bedeutung. Das zeigen auch die Trends in den Antei- 
len der Männer und Frauen, die ledig bleiben. 

Im Gegenzug ist die Zahl nichtehelicher Lebensgemeinschaften seit den 1970er Jah- 
ren in Deutschland stark angestiegen, ein zunehmender Anteil auch mit Kindern. Nach- 
dem für das Jahr 1972 in der alten Bundesrepublik eine Zahl von 137 ooo nichtehelichen 
Lebensgemeinschaften angegeben und ı8 Prozent davon mit Kindern ausgewiesen wur- 
den, gibt es laut Mikrozensus 2009 in Westdeutschland (ohne Berlin) 1,93 Millionen 
heterosexuelle nichteheliche Lebensgemeinschaften, darunter 26 Prozent mit ledigen 
Kindern. In Ostdeutschland (inklusive Berlin) gibt es 0,68 Millionen nichteheliche Le- 
bensgemeinschaften, darunter 45 Prozent mit Kindern. Sie sind in Ostdeutschland also 
ein gängiges Familienmodell (siehe Abschnitt 3.4). Nichteheliche Lebensgemeinschaf- 
ten sind nicht nur eine selbstverständliche Phase im individuellen Lebenslauf geworden, 
die einer Ehe vorangehen - sie etablieren sich immer mehr als eine dauerhafte Lebens- 
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Abbildung2 Durchschnittliche Ehedauer bis zur Scheidung und zusammengefasste Scheidungs- 
ziffer (auf 1000 Ehen), 1990-2009' 
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1 In 2009 Untererfassung in Bayern von schätzungsweise 1 900 Fällen. 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1, Reihe 1.1, Natürliche Bevölkerungsbewegung 2009. 


form (Lois 2009). Zudem dürfte es laut Mikrozensus 2009 etwa 63 000 homosexuelle 
Lebensgemeinschaften geben, darunter etwa 4000 mit ledigen Kindern im Haushalt 
(Statistisches Bundesamt, Fachserie ı Reihe 3; eigene Berechnungen). 

Auch die Stabilität von Ehen hat sich seit den 1950er Jahren deutlich verringert. Zwar 
ist immer noch die Verwitwung die häufigste Ursache für das Ende einer Ehe (circa 
344 000 im Jahr 2009). Aber laut Statistischem Bundesamt (Fachserie ı, Reihe 1.1) wur- 
den mit 185 817 Scheidungen im Jahr 2009 etwa halb so viele Ehen geschieden wie ge- 
schlossen. Es wurden gut zehn Scheidungen auf 1 000 bestehende Ehen gezählt. 1965 
waren es noch 3,9 in der alten Bundesrepublik und 6,1 in der DDR. Der Anteil von Ehen, 
die letztendlich geschieden werden, dürfte etwa bei knapp 40 Prozent liegen (Abbil- 
dung 2). 145 656 Kinder waren 2009 davon betroffen. Bemerkenswert ist allerdings, dass 
die Ehedauer bis zur Scheidung in den letzten 20 Jahren beständig gestiegen ist. 


2.3 Sterbefälle 


Die Sterberaten sind in Deutschland ungebremst gesunken. Ein zentraler Parameter zur 
Beurteilung der Sterblichkeitsverhältnisse ist die durchschnittliche Lebenserwartung 
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Abbildung 3 Lebenserwartung für Frauen und Männer in Ost- und Westdeutschland, 1950-2009 
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Quelle: Berechnung durch Marc Luy (<http://www.lebenserwartung.info/index-Dateien/ledeu.htm> [Letzter 
Zugriff 13. 3. 2012]). 


Neugeborener (Abbildung 3). Während ihr Anstieg im Verlauf der Modernisierung zu 
einem großen Teil auf den starken Abbau der Säuglings- und Kindersterblichkeit zu- 
rückzuführen ist, ist heute vor allem die zunehmende Lebenserwartung älterer Men- 
schen dafür verantwortlich. 

In Deutschland war die durchschnittliche Lebenserwartung bei Geburt vor der Wie- 
dervereinigung in der DDR niedriger als in den alten Bundesländern. Danach glich sie 
sich an das westdeutsche Niveau an (Abbildung 3). Kennzeichnend ist die hohe Über- 
sterblichkeit (geringere Lebenserwartung) der Männer im Vergleich zu den Frauen. 
Die Differenz zwischen den Geschlechtern hat sich zunächst in der Zeit nach 1950 von 
etwas mehr als vier Jahren auf über sechseinhalb Jahre vergrößert, ist dann aber wieder 
etwas zurückgegangen und liegt heute bei gut fünf Jahren. 


2.4 Wanderungen 


Auch Wanderungen tragen zur Bevölkerungsentwicklung eines Landes bei, soweit 
sie über die Grenzen des Landes erfolgen (Außenwanderung) (> Migration). Durch 
einen moderaten positiven Außenwanderungssaldo könnte der Bevölkerungsbestand 
Deutschlands zurzeit erhalten bleiben. In Abbildung ı sind Wanderungssalden darge- 
stellt worden. Hinter einem Wanderungssaldo verbirgt sich aber eine unterschiedliche 
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Tabelle 5 Wanderungen zwischen Deutschland und dem Ausland 
nach Herkunftsland, 1950-2009 


Zuzüge Fortzüge 
Jahr Insgesamt Deutsche Ausländer Insgesamt Deutsche Ausländer 
1950-1990! 22 074155 3728981 17 970 997 16 357 089 2716341 13 178469 
1991-2000 10 475 146 2526515 7948631 7123 469 11150 081 5973 388 
2001 879217 193 958 685 259 606 494 109507 496 987 
2002 842 543 184 202 658 341 623 255 117 683 505572 
2003 768 975 167 216 601 759 626 330 127 267 499 063 
2003 780 175 177 993 602 182 697 633 150 667 546 966 
2005 707 352 128 051 579 301 628 399 144815 483 584 
2006 661 855 103 388 558467 639 064 155 290 483 774 
2007 680 766 106 014 574752 636 854 161 105 475 749 
2008 682 146 108 331 573815 737 889 174 759 563 130 
2009 721014 114 700 606 314 733 796 154 988 578808 


'Nur alte Bundesländer. 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1, Reihe 1.2, Wanderungen 2009. 


Zahl von Zu- und Fortzügen durch Personen unterschiedlicher Nationalität. Für die 
Jahre 1950 bis 2009 sind in Tabelle 5 die Zu- und Fortzüge deutscher und nichtdeutscher 
Migranten dokumentiert. Die Wanderungsstatistik zählt nicht Personen, sondern Wan- 
derungsereignisse, das heißt der Wechsel der Haupt- bzw. alleinigen Wohnung über Ge- 
meindegrenzen in Deutschland (Wanderungsfall). 

In der Zeit zwischen 1991 und 2000 sind 10,5 Millionen Menschen in die Bundesre- 
publik Deutschland gezogen, darunter eine große Zahl von Deutschen, wobei hier die 
Spätaussiedler einen gewichtigen Anteil ausmachen. Gleichzeitig sind gut sieben Mil- 
lionen fortgezogen. Darunter sind mehr als eine Million Deutsche. Dass in den Jahren 
2008/2009 mehr Menschen fort- als zuziehen, ist auch durch eine starke Nettoabwan- 
derung Deutscher bedingt. 

Neben den Außenwanderungen sind für die Verteilung der Bevölkerung im Raum 
auch die Binnenwanderungen, als Wanderungen, die nicht über die Landesgrenzen füh- 
ren, von großer Bedeutung (> Räumliche Mobilität). Was als Binnenwanderung zu rech- 
nen ist, hängt von der betrachteten Gebietseinheit ab. Die »innerdeutsche Wanderung«, 
die seit der Wiedervereinigung Binnenwanderung ist, hat eine sehr große Rolle für die 
räumliche Umverteilung der Bevölkerung in dem heuten Deutschland gespielt. 

Insgesamt kamen in der Zeit von 1950 bis 1961 fast vier Millionen Menschen aus der 
DDR, während nur etwa 400 ooo in die Gegenrichtung migriert sind (Münz et al. 1997). 
Nach dem Bau der Mauer wechselten bis Ende der 1980er Jahre sehr viel weniger Men- 
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Abbildung 4 Nettoabwanderung aus den neuen in die alten Bundesländer nach Geschlecht für 
die Jahre 1989-2009" 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1, Reihe 1.2, Wanderungen 2009; eigene Berechnungen. 


schen in die alte Bundesrepublik, per Saldo waren es in der Zeit von 1962 bis 1988 im- 
merhin etwa eine halbe Million Menschen. Vor allem seit 1989 haben wieder bedeutend 
mehr Menschen Ostdeutschland verlassen, als Menschen nach Ostdeutschland gezo- 
gen sind (Abbildung 4). Wie man in Abbildung 4 auch erkennt, sind in den 1990er Jah- 
ren deutlich mehr, vor allem junge Frauen aus Ostdeutschland abgewandert als Männer 
(siehe Abschnitt 3.2). 


Tabelle 6 Wanderungen innerhalb Deutschlands über die Gemeinde-, Kreis- 
und Landesgrenzen, 1991-2009 


Wanderungen über die 


Gemeindegrenzen Kreisgrenzen Landesgrenzen 
Jahre Anzahl Je tausend Anzahl Je tausend Anzahl Je tausend 

in Tsd. Einwohner! in Tsd. Einwohner’ in Tsd. Einwohner’ 
1991 3402 42,8 2494 31,4 1127 14,2 
1995 3951 48,5 2722 33,4 1069 13,1 
2000 3892 47,4 2700 32,8 1137 13,8 
2005 3655 44,3 2548 30,9 1071 13,0 
2009 3636 44,3 2568 31,3 1081 13,2 


1 Am 31.12. des Vorjahres. 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie1 Reihe 1.2, Wanderungen 2009. 
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Die Zahl von registrierten Ortswechseln über Gemeinde-, Kreis- oder Bundeslandes- 
grenzen innerhalb Deutschlands hat sich seit 1991 kurvilinear entwickelt. Sie hat im Ver- 
lauf der 1990er Jahre - auch durch die Ost-West-Migration begründet - zugenommen, 
war danach wieder rückläufig und steigt mittlerweile wieder etwas an (vgl. Mobilitätszif- 
fern: Wanderungen je 1000 Einwohner in Tabelle 6). Dieser Verlauf dürfte überraschen, 
wenn man unterstellt, dass eine zunehmende Flexibilisierung von Lebensbereichen eine 
Zunahme der residenziellen Mobilität nach sich ziehen sollte. Dem kann entgegenge- 
halten werden, dass die sogenannte zirkuläre räumliche Mobilität, also das Pendeln in 
unterschiedlichen Formen, zugenommen hat, Wohnortwechsel damit also vermieden 
werden (Haas/Hamann 2008). 


3 Die Struktur der deutschen Bevölkerung 


Die Bevölkerungsbewegung beeinflusst nicht nur die Bevölkerungszahl, sondern auch 
die Verteilung nach dem Geschlecht, dem Alter, der Staatsangehörigkeit oder dem Her- 
kunftsland und nach der Lebensform. Die natürliche Bevölkerungsbewegung bestimmt, 
wie jung oder alt eine Bevölkerung ist. Geburten- und Sterbewahrscheinlichkeiten für 
Menschen unterschiedlichen Geschlechts haben Einfluss auf die Sexualproportionen. 
Wanderungen sind alters- und geschlechtsspezifisch selektiv. Schließlich sind Regionen 
Deutschlands im Hinblick auf Prozesse der Bevölkerungsbewegung (Geburtenraten, 
Sterberaten, Migrationsraten) verschieden. 


3.1 Die Verteilung nach dem Geschlecht 


Ein zentrales Charakteristikum der Bevölkerungsstruktur ist auch die Verteilung nach 
dem Geschlecht, die üblicherweise durch die Sexualproportion abgebildet wird. Charak- 
teristische Differenzen ergeben sich diesbezüglich zwischen verschiedenen Altersgrup- 
pen. Die Sexualproportion der Neugeborenen beträgt in der Regel 105 Jungengeburten 
auf 100 Mädchengeburten (Abbildung 5). Aufgrund der Übersterblichkeit der Männer 
dreht sich das Verhältnis etwa ab dem Alter 56 um. In Ostdeutschland sind in den Al- 
tersgruppen der 20- bis 40-Jährigen die Männer stark in der Überzahl. Dieses hat mit 
den schon erläuterten innerdeutschen Wanderungen zu tun. In den 1990er Jahren waren 
deutlich mehr junge Frauen von den neuen in die alten Bundesländer migriert als junge 
Männer. Dies hat auch dazu geführt, dass die Sexualproportion in Westdeutschland in 
diesen Altersgruppen vergleichsweise gering ist. Diese Entwicklung ist für einen ande- 
ren demografischen Prozess hoch relevant, nämlich die Paarbildung und das Heirats- 
verhalten. 
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Abbildung 5 Die Sexualproportion der Bevölkerung Ost- und Westdeutschlands am 31.12.2009 
(Männer je 100 Frauen) 
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Quelle: GENESIS-Datenbank des Statistischen Bundesamtes; eigene Berechnungen. 


3.2 Die Altersstruktur der Bevölkerung 


Die Altersstruktur oder der Altersaufbau der Bevölkerung eines Landes lässt sich an- 
schaulich mit der sogenannten Bevölkerungspyramide darstellen, die in Deutschland 
schon lange keine Pyramide mehr ist. Um diese Unterschiede deutlich zu machen, 
wird in Abbildung 6 die Altersstruktur Deutschlands zu vier verschiedenen Zeitpunk- 
ten - einer davon liegt noch weit in der Zukunft - veranschaulicht. Die Abbildung ist 
einer Veröffentlichung des Statistischen Bundesamtes zur 12. koordinierten Bevölke- 
rungsvorausberechnung entnommen. 

Die pyramidale Form ist für eine wachsende Bevölkerung mit steigenden Geburten- 
zahlen charakteristisch, wie es für Deutschland zu Beginn des 20. Jahrhunderts zutraf. 
Mittlerweile hat sich die Pyramide zu einer schlankeren Form gewandelt (siehe Alters- 
aufbau für den 31.12.2008) und im Jahr 2060 wird sie sich nach der 12. koordinierten 
Bevölkerungsvorausschätzung noch weiter zu einer Stele verschlanken. 

Die Veränderung im Verhältnis der Größe aufeinander folgender Geburtsjahrgänge 
hat gravierende Auswirkungen auf das zahlenmäßige Verhältnis verschiedener Alters- 
gruppen zueinander. Zwei Indikatoren, die das deutlich machen, sind der Jugend- und 
der Altenquotient (Abbildung 7). Der Jugendquotient gibt an, wie viele unter 20-Jährige 
es je 100 Personen im Alter von 20 bis 64 Jahren gibt. Der Altenquotient stellt die Zahl 
der über 64-Jährigen je 100 Personen im Alter von 20 bis 64 Jahren dar. 


Bevölkerung 111 


Abbildung 6 Altersaufbau der Bevölkerung in Deutschland 
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Quelle: Statistisches Bundesamt (2009: 15); eigene Bearbeitung. 
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Abbildung 7 Entwicklung des Alten- und Jugendquotienten in Deutschland, 1950-2009 
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Quelle: Statistische Jahrbücher für die Bundesrepublik Deutschland und die DDR; bis 1989 nur alte Bundeslän- 
der; eigene Berechnungen. 


Der Jugendquotient ist beständig zurückgegangen. Er liegt im Jahr 2009 bei einem Wert 
von 31. Im Jahr 1950 betrug er noch 51. Umgekehrt hat der Altenquotient zu steigen be- 
gonnen. Ende 2009 kamen 35 über 64-Jährige auf 100 20- bis 64-Jährige, im Jahr 1950 
waren es noch weniger als halb so viele. Der sogenannte Gesamtlastquotient (nicht dar- 
gestellt), die Summe von Jugend- und Altenquotient, liegt heute bei 66. 


3.3 Die Haushalte und Lebensformen der Bevölkerung 


Eine weitere gesellschaftlich relevante Strukturdimension ist die Verteilung der Bevöl- 
kerung nach ihrer Lebensform, d.h. dem Zusammenleben mit anderen Menschen, ins- 
besondere Partnern und Kindern im Haushaltszusammenhang (> Haushalte und Haus- 
haltsproduktion). Laut Statistischem Bundesamt (Fachserie ı, Reihe 3) nimmt die Zahl 
der Haushalte insgesamt zu (1991: 35,3 Millionen und 2009: 40,2 Millionen). Das gilt 
besonders für Einpersonenhaushalte (1991: 11,9 Millionen und 2009: 16,0 Millionen). 
Daher verringert sich die durchschnittliche Haushaltsgröße beständig (1991: 2,3 Perso- 
nen und 2009: 2,0 Personen je Haushalt). 

Die Verteilung der Bevölkerung im Alter von 20 bis 65 nach der Lebensform ist diffe- 
renzierter in Tabelle 7 dokumentiert. Sie zeigt den Vormarsch vormals unkonventionel- 
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Tabelle7 20- bis 65-jährige Frauen und Männer im Jahr 2009 nach der Lebensform 


Gesamt Mit Kindern Ohne Kinder 
Mit Part- Ohne Mit Partner/in Ohne Partner/in 
ner/in Partner/in 
Alleinstehend 
Dar.: Ein- 
Verhei- Alleiner-  Verhei- Zusam- personen- Ledig im 
ratet Nel ziehend ratet Nel men haushalte Elternhaus 
Frauen 
in Tsd. 24608 8256 799 2006 5654 1671 4598 4120 1618 
in % 100 33,6 3,2 8,2 23,0 6,8 18,7 16,7 6,6 
Männer 
in Tsd. 24899 8073 792 293 4715 1687 6445 5859 2886 
in % 100 32,4 3,2 1,2 18,9 6,8 25,9 23,5 11,6 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1, Reihe 3; eigene Berechnungen. 


ler Lebensformen, belegt aber auch, dass die eheliche Kleinfamilie eine große Relevanz 
behalten hat. Etwa ein Drittel der Frauen und Männer in der betrachteten Altersgruppe 
lebt in dieser Lebensform. 


3.4 Die geografische Herkunft der Bevölkerung 


Die Verteilung der Einwohner nach ihrer Staatsangehörigkeit bzw. nach ihrem Migra- 
tionshintergrund ist eine wichtige und in der Öffentlichkeit immer rege diskutierte 
Strukturdimension der Bevölkerung. Zu den Einwohnern mit Migrationshintergrund 
zählen die Teile der Bevölkerung, die nicht in Deutschland geboren worden sind - un- 
abhängig davon, ob sie mittlerweile die deutsche Staatsangehörigkeit haben oder nicht. 
Man spricht hier von Migranten der ersten Generation. Eingebürgert hat sich auch der 
Begriff der zweiten Generation von Personen mit Migrationshintergrund, die Nachkom- 
men von Migranten der ersten Generation sind, aber keine eigene Migrationserfahrung 
haben (» Migranten). 

Fast 20 Prozent der Bevölkerung haben einen Migrationshintergrund im engeren 
Sinne (siehe Tabelle 8). Das heißt nach der Definition des Statistischen Bundesamtes, 
sie sind nach 1949 in das heutige Gebiet der Bundesrepublik Deutschland zugezogen, 
als Ausländer in Deutschland geboren oder in Deutschland als Deutsche geboren mit 
zumindest einem zugezogenen oder als Ausländer in Deutschland geborenen Eltern- 
teil. Dazu gehören auch 3,16 Millionen Spätaussiedler und deren Nachkommen sowie 
2,24 Millionen Eingebürgerte. Der Anteil der Menschen mit ausländischer Staatsbür- 
gerschaft an der deutschen Bevölkerung beträgt knapp neun Prozent. Unter den Aus- 
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Tabelle8 Verteilung der Bevölkerung 2008 nach Staatsangehörigkeit bzw. Migrations- 
hintergrund 


Bevölkerung 


Ohne Mi- Mit Migrationshintergrund im engeren Sinne 
grations- 
hintergrund 
Deutsche Ausländer 
Eigene Migrations- Eigene Migrations- 
erfahrung erfahrung 
Gesamt Gesamt ja nein ja nein 
in Tsd. 82 135 66 569 15 566 5014 3283 5609 1661 
in % 100 81,0 19,0 6,1 4,0 6,8 2,0 


Quelle: Statistisches Jahrbuch der Bundesrepublik 2010; eigene Berechnungen. 


ländern bilden laut Angabe des Ausländerzentralregisters die Türken mit 1,66 Millionen 
Menschen die größte Gruppe. 


4 Zukünftige Entwicklung und ihre Folgen 


Wie wird sich die Bevölkerung Deutschlands in Zukunft entwickeln? Das Statistische 
Bundesamt veröffentlicht regelmäßig Bevölkerungsvorausberechnungen, die Aussagen 
über die zukünftige Bevölkerungszahl und -struktur in Deutschland macht. Es werden 
verschiedene Varianten berechnet, denen unterschiedliche Annahmen zur Veränderung 
der Geburten- und Sterberaten sowie zu den Wanderungssalden zugrunde liegen. In der 
12. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung geht man bei der mittleren Variante 
davon aus, dass die zusammengefasste Geburtenziffer langfristig bei 1,4 verharrt, die 
Lebenserwartung bis zum Jahr 2060 bei Männern um weitere acht und bei Frauen um 
weitere sieben Jahre zunimmt und der jährliche Wanderungssaldo bis zum Jahr 2014 
auf 100 000 Personen steigt und dann auf diesem Niveau verbleibt (Untergrenze) oder 
bis zum Jahr 2020 auf 200 000 Personen steigt, um anschließend konstant zu bleiben 
(Obergrenze). Danach würden im Jahr 2060 in Deutschland zwischen circa 65 Millio- 
nen (Untergrenze) und circa 70 Millionen (Obergrenze) Menschen leben (Abbildung 6). 
Der Jugendquotient würde bei 30 verharren; der Altenquotient würde auf 67 (Unter- 
grenze) bzw. 63 (Obergrenze) steigen (Statistisches Bundesamt 2009). 

Die demografische Zukunft Deutschlands ist nicht sicher vorherzusagen. Sie hängt 
stark von einem schwer zu prognostizierenden Prozess, nämlich der Zu- und Abwan- 
derung von Menschen ab. Schwieriger noch sind die gesellschaftlichen Konsequenzen 
abzuschätzen. Einige Erwartungen scheinen aber sicher einzutreffen. Man weiß, dass 
Migration zwar den Rückgang der Bevölkerungszahl, aber nicht die Alterung der Ge- 
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sellschaft entscheidend aufhalten kann (UN 2000). Auch wenn die Geburtenzahl wie- 
der steigen sollte, wird sich auf absehbare Zeit der Alterungsprozess in der deutschen 
Bevölkerung nicht aufhalten lassen (Statistisches Bundesamt 2009). Gleichzeitig nimmt 
mit der steigenden Lebenserwartung aber auch die Lebenserwartung in Gesundheit zu 
(Scholz/Schulz 2010). So wird kann die Spanne der Lebensarbeitszeit im Durchschnitt 
verlängert werden. Eine flexible Regelung zu einem - möglichst späten - Ausstieg aus 
dem Erwerbsleben erscheint daher in Zukunft möglich, aber auch unabdingbar zu sein. 
Das ist kein Problemszenario, sondern ein Szenario mit Herausforderungen, die der 
Gesellschaft eine große Wandlungsdynamik abverlangen und zugleich auch als eine 
Chance zu begreifen sind. 
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Bildung und Bildungssystem 
Kathrin Leuze/Heike Solga 


1 Bildungssystem und Bildungsungleichheit 


Das deutsche Bildungssystem umfasst nicht nur die allgemeinbildende Schule, sondern 
auch das Hochschul- und, für Deutschland besonders wichtig, das Berufsbildungssys- 
tem (» Berufs- und Qualifikationsstruktur). Angesichts des starken Einflusses von Bil- 
dung auf die Arbeitsmarkt- und Lebenschancen von Menschen gehört es zum meri- 
tokratischen Grundverständnis moderner Gesellschaften, dass die Chancen beim 
Bildungserwerb unabhängig von sozialer Herkunft, Geschlecht oder Migrationshinter- 
grund sein sollten. Denn diese Kennzeichen sind als sogenannte askriptive oder zuge- 
schriebene Merkmale durch Kinder und Jugendliche nicht veränderbar. Nur Leistung 
und Anstrengung - als sogenannte erworbene und damit durch Individuen beeinfluss- 
bare Merkmale - sollten den Bildungserfolg bestimmen. Bei der Darstellung des deut- 
schen Bildungssystems und dessen organisatorischer Verfasstheit ist es daher wichtig, 
der Frage nachzugehen, inwieweit beim Durchlaufen des Bildungssystems soziale Un- 
gleichheiten im Bildungserwerb entstehen. Dafür gilt es, zunächst zu klären, was soziale 
Bildungsungleichheiten sind. 

Am weitesten verbreitet ist die Perspektive der Chancenungleichheit. Damit sind 
Ungleichheiten entlang zugeschriebener Merkmale gemeint. Chancenungleichheit be- 
steht dann, wenn es Ungleichheiten im Bildungserfolg von Kindern unterschiedlicher 
sozialer und ethnischer Herkunft sowie von Mädchen und Jungen gibt. Dabei geht es 
keinesfalls um eine Gleichheit im erreichten Bildungsniveau aller Gesellschaftsmitglie- 
der. Im Gegenteil, Unterschiede im Bildungserfolg (oder Ergebnisungleichheiten), ver- 
ursacht durch die jeweils vorhandenen individuellen Potenziale und Anstrengungen, 
sollen in Form von Noten und Abschlüssen durch das Bildungssystem ausgewiesen 
werden. 

Eine zweite Perspektive sozialer Bildungsungleichheiten ist Bildungsarmut. Sie ist 
definiert als ein Bildungsniveau (in Form von Bildungsabschlüssen oder Kompeten- 
zen), das in einer Gesellschaft unzureichend für eine gleichberechtigte Teilhabe am Ar- 
beitsmarkt und gesellschaftlichen Leben ist. Beim Abbau von Bildungsarmut geht es um 
die für das Erwerbs- und Erwachsenenleben notwendigen Kompetenzen und Bildungs- 
abschlüsse, also um die Beseitigung eines in diesem Sinne definierten »funktionalen 
Analphabetentums«. Von Bildungsarmut betroffen ist derzeit mindestens jeder fünfte 


S. Mau, N. M. Schöneck (Hrsg.), Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, 
DOI 10.1007/978-3-531-18929-1_7, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013 
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15-Jährige - wie der Anteil der sogenannten Risikoschüler in den PISA-Studien' oder 
der Anteil an Schulabgänger mit maximal einem Hauptschulabschluss ausweist. 


2 Geschichte und Struktur des deutschen Bildungssystems 


Zunächst sei kurz die Struktur des deutschen Bildungssystems dargestellt. Seit Ende 
des Zweiten Weltkriegs ist die Entwicklung des deutschen Bildungssystems durch eine 
zunehmende Differenzierung gekennzeichnet, d.h. in allen Bereichen des Bildungssys- 
tems wurden neue Einrichtungen neben den bereits bestehenden geschaffen. Damit ste- 
hen Kindern und Jugendlichen - und ihren Eltern - einerseits mehr Entscheidungs- 
möglichkeiten auf ihrem Weg durch das Bildungssystem zur Verfügung. Andererseits 
bedeutet dieses Mehr an Entscheidung jedoch gleichzeitig, dass potenziell neue Selek- 
tionsmechanismen und Barrieren für bestimmte soziale Gruppen im Bildungswesen 
etabliert wurden. 

Staatsrechtliche Grundlage des deutschen Bildungssystems ist seit Ende des Zweiten 
Weltkriegs die Bildungsgesetzgebung der Länder, die sogenannte Kulturhoheit. Für die 
Koordination der Zusammenarbeit der Länder in Bildungsfragen wurde 1948 die Kul- 
tusministerkonferenz (KMK) gegründet. Das Bildungssystem der Deutschen Demokra- 
tischen Republik (DDR) war im Unterschied dazu zentral durch den Staat organisiert 
(> Gesellschaft der Deutschen Demokratischen Republik 1949-1990).” Nach der deutschen 
Wiedervereinigung traten auch die Kultus- und Wissenschaftsministerien der fünf ost- 
deutschen Bundesländer im Dezember 1990 der KMK bei. 

Abbildung ı stellt schematisch die Struktur des (west-)deutschen Bildungssystems 
1950 und 2010 dar. Vor Beginn der allgemeinen Schulpflicht gab es damals wie heute 
frühkindliche Bildungsangebote. Der Kindergarten im heutigen Sinne wurde bereits 
1840 von Friedrich Fröbel (1782-1852) gegründet. Er hatte das Ziel, Kleinkinder päd- 
agogisch orientiert zu betreuen und die Erziehung in der Familie zu ergänzen. Vor- 
handene Krippen dienten hingegen primär der Unterbringung von Säuglingen ohne 
expliziten pädagogischen Auftrag. Nach dem zweiten Weltkrieg wurde diese Tradition 
fortgesetzt. Seither ist der Besuch von Kindergärten und -krippen kontinuierlich ge- 
stiegen; strukturell hat sich während der vergangenen 60 Jahre jedoch nur wenig getan 
(Rossbach 2008). 

Ähnlich verhält es sich mit der Grundschule. Ihr Vorläufer wurde bereits 1920 als 
gemeinsame Einheitsschule für alle Kinder institutionalisiert und als Volksschulunter- 
stufe nach dem zweiten Weltkrieg in Westdeutschland fortgeführt. Die heute bekannte 


1 Programme for International Student Assessment, siehe <http://www.pisa.oecd.org/pages/0,2987,en_ 
2 Aus Platzgründen kann das Bildungssystem der DDR nicht dargestellt werden. Für eine vergleichende 
Übersicht des Bildungswesens der DDR und der BRD siehe Baumert et al. (2008). 
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Grundschule entstand Ende der 1960er Jahre und umfasst vier Schuljahre. Erst mit der 
deutschen Wiedervereinigung entstanden in Berlin und Brandenburg auch sechsjährige 
Grundschulen. 

Das Sekundarschulwesen ist durch stärkere Reformen gekennzeichnet. Schon vor 
dem Zweiten Weltkrieg gab es das gegliederte Schulsystem; danach wurde es unterglie- 
dert in Volksschuloberstufe, Mittelschule (später umbenannt in Realschule) und Gym- 
nasium fortgeführt. Mitte der 1960er Jahre wurde die Oberstufe der Volksschule in die 
Hauptschule überführt. Deren Bildungsprogramm war anspruchsvoller durch die Ver- 
mittlung einer Fremdsprache und einen wissenschaftsorientierten Unterricht. Ende 
der 1960er Jahre wurden zudem in einigen Bundesländern Gesamtschulen eingeführt - 
mit dem Ziel einer längeren gemeinsamen Beschulung und der Förderung von mehr 
Chancengleichheit. Nach der deutschen Wiedervereinigung entschieden sich die ost- 
deutschen Bundesländer, die bis dahin ein Gesamtschulsystem (mit Polytechnischen 
Oberschulen) bis zur zehnten Klasse hatten, gegen die Einführung der Hauptschule und 
etablierten Gesamtschulen oder Schulen mit mehreren Bildungsgängen, die den Haupt- 
und Realschulzweig in einer Schule anbieten. 

Auch das Förder- bzw. Sonderschulsystem der Bundesrepublik Deutschland kann 
auf eine lange Geschichte der Ausdifferenzierung zurückblicken. So entwickelten sich 
zwischen 1880 und 1920 einerseits eigene Schulen für Sinnesgeschädigte neben den älte- 
ren Blinden- und Taubstummenanstalten und andererseits die Hilfsschulen als Einrich- 
tungen für Schwachbefähigte. Nach dem Zweiten Weltkrieg gingen aus den Hilfsschu- 
len die Schule für Lernbehinderte, die Schule für Verhaltensgestörte sowie die Schule 
für Geistigbehinderte hervor. In den 1960er und 1970er Jahren wurde versucht, durch 
einen umfassenden Ausbau und eine Differenzierung des Förderschulwesens das Recht 
auf Bildung für alle behinderten Kinder und Jugendlichen zu verwirklichen. Seit den 
1980er Jahren wurde die Integration von Förderschülern in allgemeine Schulen im Rah- 
men von Schulversuchen erprobt, die seit den 1990er Jahren teilweise in Regelangebote 
überführt wurden. 

Im Berufsbildungssystem ist ebenfalls ein Differenzierungsprozess zu beobachten. 
Die Berufsausbildung im dualen System von Betrieb und Berufsschule existiert schon 
seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts; gleichwohl wurde sie erst 1969 durch das 
Berufsbildungsgesetz umfassend gesetzlich geregelt. Die Abstimmung von Ausbil- 
dungsordnungen der betrieblichen Ausbildung mit den Rahmenlehrplänen für den 
Berufsschulunterricht erfolgt seit 1972 durch das Gemeinsame Ergebnisprotokoll von 
Bundesregierung, Kultusministerien und Tarifpartnern (heute organisiert durch den 
Hauptausschuss am Bundesinstitut für Berufsbildung). Neben der dualen Ausbildung 
existieren auch gesetzlich anerkannte Ausbildungen an Berufs- und Fachschulen, die in 
Verantwortung der Schulen oder der Ausbildungsträger (z.B. Krankenhäuser) durchge- 
führt werden. Vorgänger dieses Schulberufssystems waren die sogenannten Bildungs- 
anstalten für Frauen, die auf Tätigkeiten mit Familienfunktionen vorbereiten sollten. 
Außerdem entwickelte sich seit Mitte der 1970er Jahre das Übergangssystem mit Aus- 
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bildungsangeboten (auch bekannt als berufsvorbereitende Maßnahmen), die unterhalb 
einer voll qualifizierten Berufsausbildung liegen (Baethge 2008). 

Schließlich differenzierte sich auch der Hochschulbereich während der letzten 
60 Jahre. Die deutsche Hochschultradition geht bis auf die Universitätsreform des frü- 
hen 19. Jahrhunderts und das Wirken Wilhelm von Humboldts zurück. Nach dem Krieg 
wurden diese Prinzipien, z.B. die Einheit von Forschung und Lehre, erneut bestätigt. 
Die 1960er und 1970er Jahre waren von steigenden Studierendenzahlen und weitrei- 
chenden Reformen gekennzeichnet. 1970/71 wurden Fachhochschulen als neuer Hoch- 
schultyp mit verstärktem Praxisbezug und 1974 in einigen Ländern Berufsakademien 
mit ihrer Verbindung von dualer Berufs- und Hochschulausbildung eingeführt. Wei- 
tere strukturelle Reformen finden seit 1999 mit dem sogenannten Bologna-Prozess statt. 
Dazu gehören unter anderem die Einführung von Bachelor- und Masterstudiengängen, 
eine Modularisierung des Studienablaufs oder die Einführung international vergleich- 
barer Leistungspunkte (genannt: Credit Points) für Studienleistungen. 

Insgesamt zeigt sich somit für das deutsche Bildungssystem der Trend einer zuneh- 
menden Differenzierung von Bildungs- und Ausbildungsmöglichkeiten. Das deutsche 
Bildungssystem ist komplexer geworden. 


3 Aktuelle Situation und Entwicklungen 


Im Folgenden wird die aktuelle Situation der unterschiedlichen Bereiche des deutschen 
Bildungssystems dargestellt und der Frage von Bildungsungleichheiten, wie sie sich an 
den jeweiligen Übergängen zeigen, nachgegangen. 


3.1 Frühkindliche Bildung 


Zum Elementarbereich zählen alle Kindertageseinrichtungen, die Kinder im Alter von 
wenigen Monaten bis zum Schulbeginn aufnehmen. Wie in den meisten OECD-Län- 
dern gibt es auch in Deutschland eine altersmäßige Differenzierung der Angebote. Für 
Kinder zwischen drei und sechs Jahren gibt es den Kindergarten; hier besteht seit 1996 
auch ein Rechtsanspruch. Kinder unter drei Jahren werden in Kinderkrippen oder Ta- 
geseinrichtungen mit altersgemischten Gruppen betreut. Ferner gibt es die (meist privat 
organisierte) Tagespflege, in der ein oder mehrere Kinder in einer privaten Wohnung 
durch eine Tagespflegeperson (oft » Tagesmutter«) betreut werden. Da die vorschulische 
Erziehung nicht zum öffentlichen Schulsystem gehört, ist der Besuch frühkindlicher 
Bildungseinrichtungen freiwillig und nicht kostenlos. Neben der Finanzierung durch 
Kommunen, das Land sowie gegebenenfalls Eigenmittel der freien Träger werden auch 
Elternbeiträge erhoben, die von der Höhe des Einkommens der Eltern und der Zahl der 
Kinder abhängig sind. 
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Freiwilligkeit der Teilnahme und elterliche Kostenbeiträge führen zu sozialen Un- 
gleichheiten in der Beteiligung an frühkindlicher Bildung. So besuchten in West- 
deutschland (2009) Kinder mit mindestens einem Elternteil ausländischer Herkunft mit 
85 Prozent deutlich seltener einen Kindergarten als Kinder ohne Migrationshintergrund 
(95 Prozent). Gleiches gilt für die unter 3-Jährigen. Hier lag die Beteiligung der Kinder 
mit Migrationshintergrund bei neun Prozent und jener ohne Migrationshintergrund 
bei 18 Prozent (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 52). Ein ähnliches Bild 
zeigt sich für die Einkommenssituation. Aus Haushalten mit niedrigem Einkommen 
besuchten nur 68 Prozent der drei- bis vierjährigen Kinder im Jahr 2004 einen Kinder- 
garten, aus Haushalten mit hohem Einkommen hingegen 78 Prozent. Soziale Ungleich- 
heiten finden sich zudem hinsichtlich der Bildung der Eltern. Während 84 Prozent der 
Kinder mit Eltern mit einem (Fach-)Abitur in den Kindergarten gingen, waren es bei 
Kindern mit Eltern ohne Schulabschluss nur 76 Prozent (Roßbach 2008: 300). 

Gerade bei Kindern mit Migrationshintergrund und aus sozial schwachen Schichten 
wäre ein stärkerer und möglichst früher Besuch wichtig, da in diesen Familien häufig 
eingeschränkte Entwicklungsmöglichkeiten für die Kinder bestehen. Diese Ungleich- 
heiten in der frühkindlichen Bildung setzen sich beim Übergang in die Grundschule 
fort. Zum einen starten Kinder aus sozial schwachen Familien häufig mit einem gerin- 
geren Kompetenzniveau die Schule; zum anderen haben sie geringere Chancen, ihre 
Schulzeit fristgerecht zu beginnen. Zwar werden fast 90 Prozent der Kinder fristgerecht 
eingeschult, doch während Kinder aus höheren Schichten häufiger vorzeitig eingeschult 
werden, werden Kinder mit Migrationshintergrund und/oder mit niedrigem sozioöko- 
nomischen Status überproportional häufig zurückgestellt (Autorengruppe Bildungsbe- 
richterstattung 2010: 58 f.). 

Auch aus diesem Grund werden derzeit größere Anstrengungen unternommen, die 
Versorgung mit frühkindlicher Bildung flächendeckend auszubauen. Bis zum Jahr 2013 
sollen für bundesweit 35 Prozent der Kinder unter drei Jahren Betreuungsplätze in Kin- 
dertageseinrichtungen bereitgestellt werden. Ab 2013 soll dann ein Rechtsanspruch 
für unter 3-Jährige auf einen Betreuungsplatz bestehen. Zudem gibt es seit kurzem in 
immer mehr Ländern Gebührenfreiheit für das (allerdings erst) letzte Kindergartenjahr 
vor der Einschulung, um die Anreize für einen Kindergartenbesuch für finanzschwache 
Familien zu erhöhen. 


3.2  Allgemeinbildende Schule 


Im Unterschied zu anderen Ländern beginnt in Deutschland erst mit dem Grundschul- 
besuch die verpflichtende Bildung für alle Kinder. Aufgrund sehr ungleicher sozio- 
ökonomischer und kultureller Entwicklungsbedingungen im Elternhaus sowie der un- 
gleichen Inanspruchnahme frühkindlicher Bildung bestehen bereits zum Beginn der 
Grundschule große Unterschiede in den sprachlichen und mathematischen Kompeten- 
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zen der Schulanfänger. Der Abstand dieser Herkunftsunterschiede wird während der 
Grundschulzeit deutlich reduziert, auch wenn sich die Leistungsrangreihe nach sozialer 
Herkunft nicht verändert. Diese Reduzierung ist eine große Leistung von Grundschu- 
len - insbesondere jener, die aufgrund ihrer Lage in Wohnorten mit hoher Konzentra- 
tion von Schülern aus sozial benachteiligten Familien unter erschwerten Bedingungen 
die Förderung von Schülern bewerkstelligen. Zugleich tragen die Grundschulen dazu 
bei, dass die überwiegende Mehrheit der Kinder mit einem gesicherten Basisniveau an 
Wissen (und allgemeiner: Kompetenzen) für den weiteren Bildungsverlauf ausgestattet 
wird. Der Anteil an schwachen Lesern am Ende der vierten Klasse lag 2006 bei der in- 
ternationalen Vergleichsstudie IGLU? bei circa 13 Prozent und damit deutlich unterhalb 
des OECD-Durchschnitts von knapp 19 Prozent. 

Auf den weiteren Abbau von Bildungsungleichheiten während der Grundschul- 
zeit zielt der Ausbau von Ganztagsschulen. Sie ermöglichen es - im Unterschied zu 
den gängigen Halbtagsschulen in Deutschland -, leistungsschwächeren Schülern mehr 
»Lernzeit« zur Verfügung zu stellen und Unterschiede im nachmittäglichen Anregungs- 
niveau zu verringern. Derzeit handelt es sich allerdings in der Mehrheit nicht um ge- 
bundene, sondern offene Ganztagsschulen, wo Kinder nicht verpflichtend, sondern nur 
auf Wunsch an den ganztägigen Angeboten teilnehmen. Infolgedessen fallen Angebot 
und Nutzung deutlich auseinander. So stand 2009 dem Ganztagsangebot an 37 Prozent 
der Grundschulen nur eine Ganztagsbetreuungsquote von 24 Prozent gegenüber (Auto- 
rengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 256 ff.). Werden Horte als ganztägige Betreu- 
ung und Bildung hinzugezählt, erhöht sich diese Quote etwas (auf 28 Prozent). 

Nach Abschluss der Grundschule (d.h. in der Regel nach der vierten Klasse) erfolgt 
der Übergang in den Sekundarbereich I, der Haupt-, Real-, Gesamtschulen und Gym- 
nasien sowie Schulen mit mehreren Bildungsgängen umfasst (siehe Abschnitt 2). Dort 
verbleiben die Kinder und Jugendlichen mindestens bis zum Ende der Vollzeitschul- 
pflicht (neun, in einigen Bundesländern zehn Jahre). Doch nicht alle Schüler erreichen 
in dieser Zeit auch die entsprechende Jahrgangsstufe, da einige eine oder mehrere Klas- 
sen wiederholen müssen. 

Obwohl als gesetzlicher Mindestabschluss (immer noch) der Hauptschulabschluss 
vorgesehen ist, zeigte sich in den zwei letzten Jahrzehnten, dass die Hauptschule und 
der Hauptschulabschluss nur noch von einer Minderheit der Kinder besucht bzw. er- 
worben wird. Nur noch 20 Prozent der Schüler der achten Klasse besuchen heute eine 
Hauptschule. Die Realschule und das Gymnasium stellen hingegen mit 28 Prozent bzw. 
36 Prozent heute die am häufigsten besuchten Schultypen dar. Verbunden ist dies mit 
einer neuen Ungleichheit zwischen Mädchen und Jungen, da Jungen nun häufiger als 
Mädchen eine Hauptschule besuchen und Hauptschulabschlüsse erwerben. Angesichts 
dieser Entwicklung definiert der mittlere Schulabschluss heute faktisch den Regel- 
abschluss, und der Hauptschulabschluss wird zur Bildungsarmut (siehe Abschnitt ı). 


3 Internationale Grundschul-Lese-Untersuchung, siehe <http://www.iglu.ifs-dortmund.de/>. 
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Hinzu kommt, dass auch heute noch jeder 13. Jugendliche (7,5 Prozent) die Schule ohne 
einen Abschluss verlässt. 

Trotz der Zunahme von höheren Schulabschlüssen sind die sozialen und ethnischen 
Ungleichheiten in der Bildungsbeteiligung und im Kompetenzerwerb in Deutschland 
immer noch sehr groß (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 246). Gerade 
die frühe Aufteilung auf unterschiedliche Schulformen nach der Grundschule spielt 
diesbezüglich eine wichtige Rolle. So wurde das Gymnasium 2006 von 60 Prozent der 
15-Jährigen aus Familien mit einem hohen, aber nur von 13 Prozent der Jugendlichen 
aus Familien mit einem niedrigen Status besucht; letztere waren deutlich häufiger auf 
einer Hauptschule (37 Prozent). Hinzu kommt, dass in allen sozioökonomischen Status- 
gruppen Jugendliche mit Migrationshintergrund seltener das Gymnasium und häufiger 
die Hauptschule besuchten als jene ohne Migrationshintergrund (> Migranten). Ein Teil 
dieser sozioökonomischen und ethnischen Ungleichheiten kann durch Unterschiede 
in den erworbenen Kompetenzen erklärt werden. Ein Teil begründet sich jedoch aus 
Unterschieden in den Empfehlungen der Grundschullehrer sowie den Übergangsent- 
scheidungen der Eltern - auch bei gleichen Noten und Kompetenzen der Kinder. Diese 
Unterschiede in den Bildungsentscheidungen von Eltern mit und ohne Migrationshin- 
tergrund sind jedoch vor allem auf die soziale Schichtzugehörigkeit und weniger auf 
eine kulturelle Nähe/Distanz zum deutschen Bildungssystem zurückzuführen. 

Mit dieser ungleichen Verteilung auf die unterschiedlichen weiterführenden Schul- 
formen geht im Verlauf der Sekundarstufe I eine Spreizung in der Kompetenzentwick- 
lung (insbesondere in Mathematik, den Naturwissenschaften und Englisch) entlang der 
sozialen Herkunft einher. Diese Spreizung resultiert aus Unterschieden in der kogniti- 
ven und sozialen Zusammensetzung der Schülerschaft sowie in den institutionellen Be- 
dingungen der verschiedenen Schulformen (z.B. Unterschiede in den Lehrplänen, der 
Qualität des Fachunterrichts, der Qualifikation der Lehrkräfte). Im Resultat haben laut 
der PISA-Studie am Ende der Pflichtschulzeit circa 50 Prozent der Hauptschüler gravie- 
rende Leistungsschwächen. 

Am Ende der neunten bzw. zehnten Klasse der allgemeinbildenden Schule (Sekun- 
darstufe I) besuchen die Jugendlichen den Sekundarbereich II der allgemeinbildenden 
oder beruflichen Schulen oder des Berufsbildungssystems (siehe Abschnitt 3.4). In Aus- 
nahmefällen können Jugendliche, wenn sie nicht mehr der Berufsschulpflicht unterlie- 
gen (bis 16 oder 18 Jahre je nach Bundesland), auch direkt auf den Arbeitsmarkt gehen. 
Da die Übergangsentscheidungen nach der Grundschule revidierbar sein sollen, wur- 
den seit den 1970er Jahren in wachsendem Maße in allen Bundesländern Möglichkeiten 
eingeführt, die Hochschulreife auch außerhalb des allgemeinbildenden Gymnasiums 
zu erwerben. Doch auch diese Möglichkeiten werden von Eltern bzw. Kindern höherer 
Schichten häufiger genutzt, sodass die soziale Ungleichheit beim Erwerb der Studienbe- 
rechtigung eher zu- als abnimmt (Hillmert/Jacob 2005). 

Für den Sekundarbereich I und II sind derzeit zwei Entwicklungstrends beobacht- 
bar: Zum einen wird in einigen Bundesländern (Berlin, Bremen, Hamburg, Rheinland- 
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Pfalz und Schleswig-Holstein) bereits heute das nichtgymnasiale Schulangebot durch 
die Zusammenlegung von Haupt- und Realschulen neu strukturiert. Weitere Bundes- 
länder werden angesichts des Schulwahlverhaltens der Eltern und der demografischen 
Entwicklung (mit abnehmenden Jahrgangsstärken), die eine Aufrechterhaltung eines 
wohnortnahen Angebots in den unterschiedlichen Schultypen nicht mehr zulassen 
werden, wohl folgen. Mittelfristig wird damit in der Mehrheit der Länder ein » Zwei- 
Säulen-Modell« etabliert, bestehend aus dem Gymnasium und Schulen mit mehreren 
Bildungsgängen oder integrierten Gesamtschulen (mit zum Teil gymnasialer Ober- 
stufe). Hinzukommen die Sonder- bzw. Förderschulen (siehe Abschnitt 3.3). Zum ande- 
ren wird der Anteil der Schüler mit Migrationshintergrund (insbesondere der zweiten 
und dritten Generation) in den nachfolgenden Geburtsjahrgängen weiter zunehmen 
und damit auch zu einer deutlichen Veränderung der Sozialstruktur der Schulbevölke- 
rung führen. 


3.3  Sonderpädagogische Förderung 


Der Anteil an Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf (eingeteilt in unter- 
schiedliche Förderschwerpunkte) betrug 2009 sechs Prozent aller Schüler an allgemein- 
bildenden Schulen (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 70). Nur 19 Prozent 
dieser Schüler werden an der Regelschule unterrichtet; 81 Prozent der Kinder hingegen 
auf einer Sonder- bzw. Förderschule. Fast die Hälfte dieser Schüler wird auf Förder- 
schulen im Förderschwerpunkt Lernen unterrichtet; weitere große Schülergruppen gibt 
es für die Schwerpunkte Sprache sowie emotionale und soziale Entwicklung (Autoren- 
gruppe Bildungsberichterstattung 2010: 71). Eine Rücküberweisung an die allgemeine 
Schule ist laut Gesetz zwar grundsätzlich möglich, in der Praxis jedoch äußerst selten. 
Trotz des Beschlusses der KMK vom 6.5.1994, dass die »Erfüllung sonderpädagogischen 
Förderbedarfs [...] nicht an Sonderschulen gebunden [ist, d.h.] ihm auch in allgemei- 
nen Schulen, zu denen auch berufliche Schulen zählen, vermehrt entsprochen werden 
(kann)«, stagniert der Anteil an integrierten Schülern mit sonderpädagogischem För- 
derbedarf, die an Regelschulen unterrichtet werden, seit Jahren. 

Auch in diesem Bildungsbereich gibt es soziale Ungleichheiten. Nur 37 Prozent der 
Förderschüler sind weiblich, im Förderschwerpunkt emotionale und soziale Entwick- 
lung sind es sogar weniger als 14 Prozent. 52 Prozent der Eltern von Förderschülern 
haben höchstens einen Hauptschulabschluss, während ihr Anteil im allgemeinbilden- 
den Schulsystem nur 27 Prozent beträgt. Kritisch ist zudem der hohe Anteil an auslän- 
dischen Förderschülern, z. B. aus Albanien, dem Libanon, Italien, Marokko und der Tür- 
kei (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 72). 

Diese ungleiche Beteiligung ist umso problematischer, da seit Jahrzehnten etwa 
80 Prozent aller Förderschulabgänger die Schule ohne einen qualifizierenden Abschluss 
verlassen. Dies wird unter anderem auch dadurch verursacht, dass die Leistungskluft 


Bildung und Bildungssystem 125 


zwischen Schülern mit und ohne sonderpädagogischem Förderbedarf im Verlauf der 
Schulzeit zunimmt. Schüler, die zuvor mit Hauptschülern vergleichbare Leistungen zeig- 
ten, fallen nach der Überweisung auf eine Sonderschule in ihren Lernleistungen immer 
weiter zurück, da sie im Vergleich zu Schülern an Regelschulen einen reduzierten Lehr- 
plan, geringere (Lern-)Anreize sowie weniger Vorbilder haben (Powell/Pfahl 2008: 2f.). 

Das deutsche Sonderschulsystem steht mit seinem räumlich getrennten und in In- 
halt und Umfang reduzierten Angebot an Lernmöglichkeiten für diese Kinder und Ju- 
gendlichen in der nationalen und internationalen Kritik, Bildungsarmut zu vergrößern. 
Hier muss sich in den kommenden Jahren einiges ändern, da die UN-Konvention über 
die Rechte behinderter Menschen festlegt, dass schulische Bildung möglichst inklusiv 
zu gestalten sei. Alle Kinder, ob behindert oder nicht, sollen gemeinsam unterrichtet 
werden. Deutschland hat die UN-Konvention im März 2007 unterzeichnet und sich 
damit verpflichtet, Menschen mit Behinderungen bis 2020 einen gleichberechtigten Zu- 
gang zu einem hochwertigen, inklusiven Unterricht zu gewährleisten. 


3.4 Berufliche Bildung 


Eine weitere, aber positive Besonderheit ist das deutsche Berufsbildungssystem. Es ist 
weitgehend das Verdienst dieses Bildungsbereichs - und weniger der allgemeinbilden- 
den Schule -, dass Deutschland im internationalen Vergleich einen geringen Anteil 
an Personen ohne höheren Sekundarschulabschluss und eine geringe Jugendarbeits- 
losenquote aufweist. So verlässt heute mehr als ein Viertel der Schulabgänger (circa 
28 Prozent) die allgemeinbildende Schule mit höchstens einem Hauptschulabschluss, 
d.h. einem Schulabschluss unterhalb des höheren Sekundarschulabschlusses. Mit dem 
Durchlaufen des Berufsbildungssystems halbiert sich dieser Anteil auf 15 Prozent, da 
hier Schulabschlüsse nachgeholt werden können und zudem die Mehrheit der beruf- 
lichen Ausbildungen als höherer Sekundarschulabschluss anerkannt wird. Damit ist 
Deutschland besser als die PISA-Siegerländer Finnland oder Korea, mit ihren Anteilen 
von 19 Prozent bzw. 21 Prozent. Der wesentliche Faktor für die vergleichsweise geringe 
Jugendarbeitslosigkeit ist der längere Verbleib im Bildungssystem, sei es in einer Aus- 
bildung oder in berufsvorbereitenden Maßnahmen, sodass Jugendliche in geringerem 
Maße dem Risiko von Arbeitslosigkeit ausgesetzt sind (> Arbeitslosigkeit). 

Gleichwohl beginnt heute etwa jeder siebte junge Erwachsene ohne eine Berufsaus- 
bildung sein Erwerbsleben (in absoluten Zahlen sind dies knapp 1,5 Millionen junge 
Menschen). Dieser Anteil stagniert seit mindestens zwei Jahrzehnten. Diese jungen 
Erwachsenen sind langfristig am Arbeitsmarkt benachteiligt und somit bildungsarm 
(Solga 2005). Sie haben ein extrem hohes Arbeitslosigkeitsrisiko, ein geringes Einkom- 
men und damit ein erhöhtes Armutsrisiko. 

Ein fehlendes Ausbildungsinteresse dieser Jugendlichen ist nicht die Ursache dafür. 
Vielmehr haben es viele Jugendliche immer schwerer, einen Ausbildungsplatz zu fin- 
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den - insbesondere Schulabgänger mit maximal einem Hauptschulabschluss, die häufig 
aus sozial benachteiligten Haushalten kommen und/oder einen Migrationshintergrund 
haben (siehe Abschnitte 3.2 und 3.3). Ursache für diese Schwierigkeiten ist ein massi- 
ver Anstieg der Eingangsvoraussetzungen im betrieblichen Rekrutierungsverhalten. So 
hatte die Mehrzahl der Auszubildenden 1970 (im früheren Bundesgebiet) noch höchs- 
tens einen Hauptschulabschluss (rund 79 Prozent); heute ist es nur noch ein Drittel 
(rund 36 Prozent). Im Gegenzug haben nun fast zwei Drittel der Auszubildenden einen 
Realschulabschluss oder sogar eine Studienberechtigung (circa 42 Prozent bzw. 19 Pro- 
zent) (BIBB 2009: 130, 132). Darüber hinaus fehlen Ausbildungsplätze (Baethge et al. 
2007). Beides führte seit Mitte der 1980er Jahre zu einem starken Anstieg an Übergängen 

in berufsvorbereitende Maßnahmen, die 
Abbildung 2 Anfänger in den drei Sektoren zu keinem beruflichen Abschluss führen. 
des beruflichen Bildungssystems, 2008 Das Übergangssystem umfasst heute bun- 
desweit ein Drittel der Neuzugänge ins Be- 
rufsbildungssystem bzw. knapp 400 000 
Jugendliche jedes Jahr (siehe Abbildung 2). 
Jugendliche mit maximal einem Haupt- 
schulabschluss landen dort am häufigsten. 


Über- 


gangs- i 
system Duales 2008 waren es 78 Prozent der Jugendli- 
w 2 es chen ohne Hauptschulabschluss und jeder 

o, 
(48%) Zweite mit einem Hauptschulabschluss. 


Zudem ging auch fast jeder Fünfte mit 
einem mittleren Abschluss (18 Prozent) 
ins Übergangssystem statt in eine Aus- 
bildung. Angesichts des höheren Anteils 
mit maximal einem Hauptschulabschluss 
sind Jungen sowie Jugendliche mit Migra- 
Quelle: Autorengruppe Bildungsberichterstattung tionshintergrund häufiger im Übergangs- 
(2010: 96). system zu finden. Teilweise erlauben diese 

Bildungsgänge den Erwerb eines höheren 
allgemeinbildenden Schulabschlusses. Rund 14 Prozent der Hauptschul- und 20 Prozent 
der mittleren Schulabschlüsse werden dort erworben (Autorengruppe Bildungsbericht- 
erstattung 2010: 269). 

Wie sich dieses Ungleichgewicht zwischen voll qualifizierenden und berufsvorberei- 
tenden Maßnahmen, die damit verbundenen langen Übergangszeiten zwischen Schule 
und Arbeitsmarkteinstieg sowie die sozialen Ungleichheiten in den Ausbildungschan- 
cen mit der demografischen Entwicklung (bzw. den kommenden geburtenschwachen 
Jahrgängen) verändern werden, bleibt abzuwarten. Angesichts der höheren Eingangs- 
voraussetzungen für berufliche Ausbildungen kann sich diese Situation allerdings 
nur dann verbessern, wenn zum einen bereits während der Schulzeit Bildungsarmut 
in Form fehlender Kompetenzen sowie das Verlassen der Schule mit maximal einem 
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Hauptschulabschluss verringert wird und zum anderen Betriebe im stärkerem Maße 
wieder bereit sind, auch leistungsschwächeren Schulabgängern eine Chance zu geben. 


3.5 Hochschule 


In Deutschland gibt es derzeit knapp 400 staatliche und staatlich anerkannte Hoch- 
schulen mit insgesamt gut zwei Millionen Studierenden. Hinzukommen rund 10 000 
Studierende an Berufsakademien. Neben der inhaltlich unterschiedlichen Ausrichtung 
(siehe Abschnitt 2) haben Hochschulen auch unterschiedliche Zugangsvoraussetzungen. 
Ein Studium an Universitäten und technischen Hochschulen erfordert im Regelfall das 

Zeugnis der Allgemeinen oder Fachgebundenen Hochschulreife. An Kunst- und Mu- 
sikhochschulen wird außerdem der Nachweis einer künstlerischen Eignung verlangt. 
Zum Studium an Fachhochschulen (heute in neun Bundesländern nur noch als »Hoch- 
schule« bezeichnet) berechtigt bereits das Zeugnis der Fachhochschulreife. Für das Stu- 
dium an einer Berufsakademie ist außerdem ein Ausbildungsvertrag notwendig. Für 
beruflich Qualifizierte ohne formale Studienberechtigung, sogenannte nicht-traditio- 
nelle Bewerber, besteht für Hochschulen je nach Landesrecht die Möglichkeit einer Zu- 
lassungsprüfung oder gesonderter Regelungen des Hochschulzugangs für Berufstätige. 

Aus diesen unterschiedlichen Zugangsvoraussetzungen resultieren - über die Unter- 
schiede beim Erwerb einer Studienberechtigung hinaus (siehe Abschnitt 3.2) - soziale 
Ungleichheiten bei der Aufnahme eines Studiums. Seit Mitte der 1990er Jahre nehmen 
nur 75 Prozent der Studienberechtigten tatsächlich ein Studium auf. Studienberechtigte 
mit einer Fachhochschulreife studieren deutlich seltener als solche mit Abitur, und der 
Anteil der nicht-traditionellen Studierenden stagniert bei ein bis zwei Prozent. Beide 
Gruppen stammen überdurchschnittlich häufig aus Familien ohne akademischen Hin- 
tergrund (d.h. kein Elternteil hat einen Hochschulabschluss). Ferner nehmen Stu- 
dienberechtigte ohne akademischen Familienhintergrund auch bei gleicher Studien- 
berechtigung und Schulleistung seltener ein Studium auf. Im Unterschied dazu ist die 
Übergangsquote der relativ wenigen Studienberechtigten mit Migrationshintergrund 
überdurchschnittlich hoch (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 118f.). 
Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, dass aufgrund der Selektion im Sekundarschul- 
bereich I und II der Anteil an Migranten mit Studienberechtigung sehr gering ist. Ferner 
beginnen Männer bei gleicher Hochschulzugangsberechtigung und in allen Herkunfts- 
gruppen häufiger ein Studium als Frauen. Aufgrund der höheren Schulabschlüsse stel- 
len junge Frauen dennoch die Hälfte der Studienanfänger. 

Die Gründe, sich gegen ein Studium zu entscheiden, sind noch nicht umfassend er- 
forscht. Bekannt ist jedoch, dass etwa ein Viertel der Studienberechtigten ohne Studier- 
neigung von vornherein einen Beruf unterhalb eines Hochschulstudiums anstrebt. Dar- 
über hinaus nennen Studienberechtigte aus nicht-akademischen Elternhäusern etwas 
häufiger auch Finanzierungsprobleme als Ursache, sich gegen das Studium zu entschei- 
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den; sie wollen möglichst bald eigenes Geld verdienen. Andere Gründe, wie etwa Stu- 
dienzeiten, Anforderungen im Studium, Praxisferne oder Nutzen eines Studiums für 
den Arbeitsmarkt, werden dagegen seltener genannt (Autorengruppe Bildungsbericht- 
erstattung 2010: 119f.). Über die Ursachen der unterdurchschnittlichen Studierneigung 
von Frauen sowie der überdurchschnittlichen von Migranten liegen bislang kaum Er- 
kenntnisse vor. 

Angesichts der Selektionsprozesse im Sekundarschulbereich deutet wenig darauf 
hin, dass sich soziale Ungleichheiten beim Zugang zur Hochschule künftig abschwä- 
chen werden. Im Gegenteil, derzeit gibt es Entwicklungen, die eher zu einer Vergröße- 
rung sozialer Ungleichheiten im Hochschulbesuch führen könnten. Dazu zählt die Ein- 
führung von Studiengebühren (von der Politik häufig »Studienbeiträge« genannt) seit 
2005 in einigen Bundesländern. Dies könnte Studienberechtigte aus finanzschwachen 
Familien in noch stärkerem Maße von einem Studium abhalten. Auch die Einführung 
von Bachelor- und Master-Abschlüssen könnte soziale Ungleichheiten künftig verstär- 
ken - nämlich dann, wenn sich vor allem Studierende mit akademischem Hintergrund 
für die Aufnahme eines Masterstudiums entschließen. Parallel dazu gibt es allerdings 
auch Bemühungen, den Anteil nicht-traditioneller Studierender zu erhöhen. Im März 
2009 haben die Bundesländer Voraussetzungen für den allgemeinen Hochschulzugang 
von Meistern und Inhabern gleichgestellter Abschlüsse sowie für den fachgebundenen 
Zugang zur Hochschule von Personen mit Ausbildungsabschluss und dreijähriger Be- 
rufstätigkeit beschlossen. 


4 Gesellschaftspolitische Relevanz 


Bildungsfragen haben einen festen Platz im öffentlichen, politischen wie privaten Dis- 
kurs - denn wir leben in einer »Bildungsgesellschaft«. Bildung und die durch sie erwor- 
benen und ausgewiesenen Fähigkeiten gelten in unserer Gesellschaft als Innovationspo- 
tenzial und zentrale Voraussetzungen für wirtschaftlichen Erfolg und gesellschaftlichen 
Wohlstand. Eng damit verknüpft ist die Idee der »Leistungsgesellschaft«. Ungleichheiten 
im Zugang zu Beschäftigung und zu unterschiedlich entlohnten Berufspositionen gel- 
ten so lange als gerecht, wie sie auf Unterschieden in den individuellen Bildungsanstren- 
gungen beruhen. Wirtschaftlich wie mit Blick auf unsere Demokratie darf Bildung daher 
nicht nur den höheren Gesellschaftsgruppen vorbehalten sein. Diesem Anspruch wird 
jedoch das deutsche Bildungssystem, wie dieser Beitrag zeigt, nicht gerecht. Soziale Un- 
gleichheiten werden durch das deutsche Bildungssystem zumeist nicht reduziert, son- 
dern reproduziert (> Soziale Ungleichheiten. Klassen und Schichten). 

Dies ist umso problematischer, da der individuelle Bildungserfolg in unserer Ge- 
sellschaft eine wesentliche Bestimmungsgröße der Verteilung gesellschaftlicher Chan- 
cen und Risiken ist. Bildungslaufbahnen sowie erreichte Bildungsabschlüsse bestim- 
men heute stärker als früher die beruflichen Karrierewege und Arbeitsmarktchancen. 
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Zudem ist im Unterschied zu früher ein (guter) Hauptschulabschluss heute weder für 
Männer noch für Frauen ausreichend. Heute werden ein mittlerer Schulabschuss sowie 
eine abgeschlossene berufliche oder akademische Bildung gesellschaftlich erwartet und 
als obligatorischer Standard für den Arbeitsmarktzugang betrachtet. Diese gelten als 
Ausdruck dafür, dass Menschen »fähig« und »bereit« sind, den gestiegenen Leistungs- 
anforderungen in unserer Gesellschaft gerecht zu werden. Eine der wesentlichen Ge- 
genwarts- und Zukunftsaufgaben des deutschen Bildungssystems besteht daher in der 
Verringerung sozialer Bildungsungleichheiten entlang der sozialen Herkunft, dem Mi- 
grationshintergrund und dem Geschlecht sowie im Abbau von Bildungsarmut. 
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Bürokratie und Verwaltung 
Nathalie Behnke' 


1 Einführung 


Das Wort Bürokratie setzt sich zusammen aus dem Wort »Büro« (im Sinne von Arbeits- 
platz der Verwaltung) und »kratie«, das abgeleitet ist vom griechischen Wort »kratein« 
für »herrschen«, also Herrschaft der Büros. Es wurde gebildet in Analogie zur Aristo- 
telischen Herrschaftstypologie (insbesondere zu den degenerierten Herrschaftsformen 
der Tyrannis, der Oligarchie und der Demokratie), als pejorativer Begriff, der die als 
unangemessen wahrgenommene Machtausübung durch die Verwaltung kritisiert. Zu- 
geschrieben wird die Erfindung dieses Kunstworts dem französischen Nationalökonom 
Vincent de Gournay etwa um die Mitte des 18. Jahrhunderts. Dem Wort Bürokratie 
wohnte also von vornherein ein Element der Kritik an den bestehenden Herrschaftsver- 
hältnissen inne. Diese negative Konnotation hat es - trotz seiner wertneutralen Elabo- 
rierung durch Max Weber im Rahmen seiner Herrschaftssoziologie - nie verloren. Noch 
heute wird der Begriff oft als Sinnbild der Umständlichkeit, Ineflizienz und Bürgerferne 
der (öffentlichen) Verwaltung gebraucht. Bürokratie meint somit häufig zugleich Büro- 
kratiekritik. 

In diesem Beitrag wird die Bürokratie in Deutschland vor allem mit Blick auf das 
Verhältnis zur Demokratie dargestellt. Denn eine moderne demokratische Gesellschaft 
braucht eine Bürokratie, um sich zu organisieren und zu verwalten. Es handelt sich bei 
beiden Konzepten somit um wechselseitige Ergänzungen, die aber unter gewissen Um- 
ständen auch in einem Spannungsverhältnis zueinander stehen können. 


2 Max Webers Bürokratietheorie 


Die Bürokratietheorie ist von Max Weber gewissermaßen erfunden worden. Er klassi- 
fiziert die bürokratische Organisationsform in seiner Herrschaftssoziologie als die Aus- 
übung der legal-rationalen Herrschaft (Weber 1980: 551ff.). Entwickelt hat er sie aus 


1 Diesen Beitrag widme ich meinem früheren Lehrer Hans-Ulrich Derlien. Er prägte für drei Jahrzehn- 
te die Bürokratieforschung in Deutschland und hat mein Verständnis dafür nachhaltig beeinflusst. Ins- 
besondere sein vor über 25 Jahren verfasster Artikel » Verwaltungssoziologie« (Derlien 1984) setzt nach 
wie vor Standards und kann durch den hier vorliegenden Beitrag nur teilweise als aktualisiert gelten. 


S. Mau, N. M. Schöneck (Hrsg.), Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, 
DOI 10.1007/978-3-531-18929-1_8, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013 
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einer historisch- und kulturvergleichenden Perspektive anhand seiner Beobachtung der 
deutschen Verwaltung. Max Weber verstand sein Bürokratiekonzept weder präskriptiv 
noch deskriptiv, sondern als Idealtypus, also als eine theoretische Konzeptualisierung, 
bei der alle Dimensionen des Konzepts Extremwerte annehmen (Breuer 1993). Diese 
Herangehensweise macht es möglich, das Konzept als Heuristik zur Analyse realwelt- 
licher Verwaltungssysteme heranzuziehen. Er unterschied hierbei zwischen Merkmalen, 
die sich einerseits auf den Betriebsablauf einer bürokratischen Organisation und ande- 
rerseits auf das Personal dieser Organisationen beziehen. Organisationsmerkmale einer 
Bürokratie sind: 


1) Eine klare Kompetenzverteilung, die durch Regeln begründet ist, sich in einer hier- 
archischen Befehls- und Kontrollstruktur spiegelt und zur Erfüllung der Tätigkeiten 
auf den einzelnen Positionen eine Anstellung nach Qualifikation voraussetzt. Die 
Kombination dieser Merkmale macht für Weber den Kern des Behördenprinzips aus. 
Im Einzelnen nennt er darüber hinaus. 

2) Amtshierarchie als hierarchische Über- und Unterordnung von Positionen, einen 
Instanzenzug, entlang dessen Befehle und Kontrolle von oben nach unten, Informa- 
tion und Berichte von unten nach oben verlaufen, sowie ein monokratisches Herr- 
schaftsprinzip, das ausdrückt, dass in der Regel an der Spitze der Hierarchie nur eine 
Person steht. 

3) Schriftlichkeit und Aktenmäßigkeit des Amtsgeschäftes. 

4) Trennung von Amt und Person, was sich in einer strikten Trennung aller privaten 
und amtlichen Angelegenheiten wie der Räumlichkeiten (Büro und Wohnhaus), der 
Finanzmittel und generell der Lebenssphären ausdrückt. 

5) Fachschulung und Hauptamtlichkeit des Verwaltungspersonals. 

6) Regelgebundenheit der Amtsführung. 


Als Personenmerkmale formuliert er 


1) als wichtigstes Kriterium das Amt als Beruf: Hieraus folgen nicht nur eine entspre- 
chende Ausbildung und Fachprüfung als Eingangsvoraussetzungen. Wichtiger noch 
ist der spezifische Pflichtcharakter der Anstellung: Der Beamte gewährt dem Dienst- 
herrn die Treuepflicht im Austausch für die Sicherung seiner Existenz (Alimenta- 
tion). Hierdurch unterscheidet sich das Amtsverhältnis vom Eigentum der Person 
am Amte ebenso wie vom freien Arbeitsvertrag. Allerdings richtet sich die Treue- 
pflicht auf den sachlichen Zweck der Amtsausübung und nicht persönlich auf den 
Herrscher. Damit einher gehen für den Beamten; 

2) die soziale Wertschätzung (Reputation des Amtes); 

3) die Ernennung (im Gegensatz zur Wahl); 

4) die Lebenslänglichkeit der Anstellung (und damit eine fundamentale Existenzsiche- 
rung); 
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5) die Geldentlohnung und zwar sowohl ein Arbeitsgehalt als auch ein Ruhegehalt (Ge- 
halt und Pension), die nicht nach Leistungs-, sondern nach Standesprinzip bemes- 
sen werden; 

6) das Laufbahnprinzip, nach dem eine Person entsprechend ihrer Qualifikation auf 
einer bestimmten Stufe eingestellt und entlohnt wird und innerhalb dieser Laufbahn 
aufrücken kann. 


Dieser Verwaltungstypus hat sich beginnend im frühen 18. Jahrhundert spezifisch in 
Deutschland entwickelt und prägt auch heute noch das Bild unserer öffentlichen Ver- 
waltung. 


3 Bürokratie in Deutschland 


Am Anfang des 21. Jahrhunderts ist die Bundesrepublik Deutschland ein moderner Staat 
mit einer bis dato kaum gekannten Fülle an Aufgaben und Verantwortlichkeiten. Der 
historische Übergang vom Absolutismus über den liberalen Verfassungsstaat hin zum 
demokratischen Wohlfahrtsstaat (Bogumil/Jann 2005: 48) hat eine ständig zunehmende 
Komplexität des Staatshandelns mit sich gebracht. Um diese gestiegenen planerischen, 
organisatorischen und logistischen Anforderungen erfüllen zu können, ist der öffent- 
liche Sektor dramatisch angewachsen.” Die öffentliche Verwaltung muss daher heutzu- 
tage als hochgradig leistungsfähige und effiziente Maschinerie arbeiten. Umso wichtiger 
ist es, dass die Aktivitäten der Verwaltung sich nicht verselbständigen, sondern tatsäch- 
lich dem ursprünglichen Zweck dienen, die öffentlichen Aufgaben im Dienste der Ge- 
sellschaft angemessen zu erfüllen. Die Rückbindung der Verwaltung an den Willen des 
demokratischen Souveräns ist ein Problem, das niemals letztgültig und zuverlässig ge- 
löst werden kann. Diverse institutionelle und prozedurale Vorkehrungen können helfen, 
diese Rückbindung zu sichern (Kippels 2009). Letztlich bürgt aber nur die Verankerung 
der öffentlichen Verwaltung in der demokratischen politischen Kultur eines Landes für 
eine zuverlässige (Selbst-)Kontrolle des Verwaltungshandelns. 


3.1 Entwicklung der bürokratischen Verwaltung in Deutschland 
Das Verhältnis von Bürokratie und Demokratie hat sich in Deutschland genau umge- 


kehrt entwickelt als in Großbritannien und den USA. Dort wurde zunächst die Demo- 
kratie eingeführt, dann ein Verwaltungsstab aufgebaut; in Deutschland hingegen ist die 


2 Zur Herausbildung des modernen Staates in Europa siehe paradigmatisch Benz (2008: 11-38). Das An- 
wachsen des öffentlichen Sektors wird durch die (vergleichende) empirische Staatstätigkeitsforschung 
dokumentiert, vgl. beispielsweise Wagschal (2006). 
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Bürokratie älter als die Demokratie. Unsere heutigen Verwaltungsregeln und -struk- 
turen haben ihren Ursprung teilweise noch im Allgemeinen Preußischen Landrecht 
von 1794. 

Während im weiteren Verlauf der deutschen Geschichte die Demokratie mehrere 
Anläufe benötigte, um sich zu stabilisieren, hatte die Bürokratie über Reformen, Kriege, 
Regimewechsel und sogar den Nationalsozialismus und die deutsche Wiedervereini- 
gung hinweg durchgängig Bestand. Dieser Befund wirft die kritische Frage auf, wie 
loyal die Staatsdiener der Demokratie gegenüber tatsächlich sind - die Weimarer Re- 
publik krankte nicht zuletzt daran, dass viele Beamte dem Kaiserreich nachtrauerten 
und weder nach 1949 noch nach 1989 gelang eine konsequente »Säuberung« des Perso- 
nals des öffentlichen Sektors von Anhängern, Mitläufern und Protagonisten der NSDAP 
bzw. der SED. In positiver Wendung zeigt dieser Befund aber zugleich, dass die büro- 
kratische Verwaltung in einer langen Tradition in Deutschland verankert ist, was sich 
unter anderem in einer etablierten Verwaltungskultur und einer breiten Akzeptanz in 
der Bevölkerung niederschlägt. So blickte Woodrow Wilson zu Beginn des 20. Jahrhun- 
derts neidvoll nach Deutschland, das über eine so elaborierte Verwaltungslehre verfügte, 
während man in den USA immer noch zwischen Patronage und Dilettantentum herum- 
experimentierte (Wilson 1887). 


3.2 Sicherung bürokratischer Verantwortung und demokratischer Legitimation 


Nach mittlerweile über 60 Jahren ununterbrochener demokratischer Entwicklung ist 
die Staatstreue des Beamtentums kein fundamentales Problem mehr. Die Loyalität des 
Beamtentums zum Staate, die sich im preußischen Absolutismus noch auf die Person 
des Monarchen bezogen hatte, ist heute entpersonifiziert und auf die freiheitlich-demo- 
kratische Grundordnung gemünzt, wobei das spezifische Treueverhältnis zwischen dem 
Staat als Dienstherrn und seinen Beamten bewahrt wurde. Besonders deutlich wird die- 
ses Treueverhältnis in Art. 33 Absatz 5 GG und der begleitenden Rechtsprechung her- 
ausgearbeitet: »Das Recht des öffentlichen Dienstes ist unter Berücksichtigung der her- 
gebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums zu regeln und fortzuentwickeln.« Diese 
hergebrachten Grundsätze enthalten im Wesentlichen die von Max Weber formulierten 
Merkmale: Zentral ist die allgemeine Treuepflicht des Beamten, die sich ausdrückt in ge- 
meinwohlorientierter unparteiischer Amtsführung, in der Pflicht zur Verfassungstreue 
sowie im Grundsatz der Hauptberuflichkeit. Gespiegelt wird diese Amtstreue durch die 
Pflicht des Dienstherrn zur rechtlichen und wirtschaftlichen Absicherung des Beamten, 
namentlich die Fürsorgepflicht, das Alimentationsprinzip, den amtsangemessenen Le- 
bensunterhalt, die Ämterhierarchie, das Laufbahnprinzip sowie das Lebenszeitprinzip.’ 


3 Vgl. den Kommentar zu Art. 33 von Lübbe-Wolff (1998); vgl. auch Abschnitt 3 »Rechte und Pflichten« 
des Bundesbeamtengesetzes (BBG). 
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Die Sicherung nicht nur der Loyalität gegenüber dem Dienstherrn, sondern auch 
der Rückbindung an den Gemeinwillen und das Gemeinwohl wird zum einen durch 
das Ableisten von Amtseiden und die gesetzliche Bindung an das Gemeinwohl erreicht 
(Behnke 2004: 91), zum anderen durch die politische Verantwortlichkeit der Regierungs- 
spitze. Minister unterliegen der parlamentarischen Verantwortlichkeit und Abberufbar- 
keit (vgl. für viele Mehde 2001) und sind von daher gehalten, die politische Kontrolle 
innerhalb ihres Zuständigkeitsbereichs hierarchisch weiterzugeben. Man kann sich also 
die Sicherung der politischen Verantwortlichkeit der Verwaltung gegenüber dem de- 
mokratischen Souverän - und damit umgekehrt auch die demokratische Legitimation 
des Verwaltungshandelns - als eine Kette von Kontroll- und Abhängigkeitsbeziehun- 
gen vorstellen, die vom Wahlvolk über das Parlament, von dort zur Regierungsspitze 
und von den Ministern im Wege der hierarchischen Kontrolle in die nachgeordneten 
Verwaltungsebenen reicht. Diese Kette kann auch als »demokratische Arbeitsteilung« 
bezeichnet werden (vgl. Behnke 2004: 52 ff.). Auf diese Weise wird sowohl kulturell als 
auch prozedural einer Verselbständigung der Bürokratie vom Gemeinwillen vorgebaut. 


3.3  Bürokratiekritik 


Das Problem der demokratischen Legitimation und Rückbindung des Verwaltungshan- 
delns stellt sich somit zwar nicht fundamental, allerdings lässt sich die Gemeinwohlori- 
entierung im alltäglichen Verwaltungshandeln doch kritisch hinterfragen. Das Problem 
stellt sich in abgeschwächter Form einerseits in der Frage nach dem wünschenswerten 
oder akzeptablen Ausmaß der Politisierung der Verwaltung. Denn die auch von Weber 
propagierte Dichotomie, dass die Politik die Leidenschaft verkörpert und die inhalt- 
lichen Ziele vorgibt, wohingegen die Verwaltung diese leidenschaftslos rational opti- 
mierend vollzieht, war so vermutlich noch nie Realität, kann und soll es auch nicht sein. 
Vielmehr ist die Rolle des Bürokraten notwendig bis zu einem gewissen Grade politisiert. 
Es ist jedoch weder wünschenswert, dass sich die Verwaltung nur der tagesaktuellen Re- 
gierungskoalition gegenüber verpflichtet fühlt, noch dass sie die politischen Entschei- 
dungen vollständig dominiert.‘ 

Die Unabhängigkeit, Neutralität und Gemeinwohlorientierung sind andererseits 
durch die unzulässige Berücksichtigung der Interessen Dritter, also durch korruptes 
oder unethisches Verhalten der Verwaltungsmitarbeiter gefährdet. Korruption ist im 
Gegensatz zur Politisierung nicht einmal im Prinzip wünschenswert, spielte jedoch zu 


4 Zum Konzept der Politisierung der Verwaltung sowie zu deren empirischer Messung vgl. klassisch die 
Arbeit von Aberbach, Putnam und Rockman (1981), darauf aufbauend für Deutschland Mayntz und 
Derlien (1989) sowie die neuere Studie von Schwanke und Ebinger (2006). Eine theoretische Diskus- 
sion der verschiedenen denkbaren Ausprägungen des Machtverhältnisses zwischen Politisierung der 
Verwaltung und administrativer Steuerung der Politik bieten Frederickson und Smith (2003: Kap. 2). 
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allen Zeiten in der Verwaltung eine wichtige Rolle. Ob die Korruptionsanfälligkeit der 
Verwaltung heute größer oder geringer ist als früher, lässt sich schwer feststellen, jeden- 
falls ist das Bewusstsein hierfür gestiegen, und einige Reformmaßnahmen richten sich 
gezielt auf die Korruptionsbekämpfung und -prävention (siehe Abschnitt 4.3). 

Während Politisierung und Korruption in gewisser Weise Verletzungen des Ideals 
der neutralen, sachlichen und berechenbaren Verwaltung darstellen, zielen andere As- 
pekte der Bürokratiekritik genau auf die übertriebene Fixierung auf diese »Tugenden«. 
Denn sie können in konkreten Verwaltungsakten zu Ineffizienz, Unflexibilität und Bür- 
gerferne führen. Dementsprechend zielen Verwaltungsreformen in großen Teilen dar- 
auf, die Verwaltung moderner, offener, beweglicher und bürgernäher zu gestalten - teil- 
weise um den Preis, dass damit auch alte Tugenden mit über Bord geworfen werden. 
Diese Aspekte werden in den Abschnitten 4.1 und 4.2 weiter vertieft. 


3.4 Soziologie der Bürokratie 


Die Bürokratie, also die Herrschaft aus den Büros heraus, wird von Menschen ausge- 
übt. Daher muss sich eine Untersuchung der Bürokratie primär mit dem Personal des 
öffentlichen Dienstes beschäftigen. Im Jahr 2009 arbeiteten für den öffentlichen Dienst 
in Deutschland rund 4,5 Millionen Menschen.’ Bei rund 38,2 Millionen Erwerbstäti- 
gen macht das einen Anteil von 11,7 Prozent aus. Mehr als jeder zehnte Erwerbstätige 
in Deutschland bezieht also sein Gehalt von Vater Staat.° Wo arbeiten diese Menschen, 
wer sind sie, und wie werden sie entlohnt? Ansatzweise kann eine Analyse der Perso- 
nalstatistiken des öffentlichen Dienstes Antworten auf diese Fragen liefern. Will man 
sich jedoch mit diesem Thema vertieft beschäftigen, sollte man auch die Rekrutierung, 
die Karrierewege und die Veränderungen über die Zeit hinweg berücksichtigen, was im 
Rahmen dieses Überblicksartikels nicht zu leisten ist.” 

Das Personal des öffentlichen Dienstes wird typischerweise nach drei unterschied- 
lichen Kriterien unterteilt dargestellt: 


5 Die Zahlenangaben bezüglich des Personals des öffentlichen Dienstes sind durchgängig den Angaben 
des statistischen Bundesamtes (destatis), Fachserie 14, Reihe 6 (Statistisches Bundesamt 2010) entnom- 
men. Die dort ausgewiesenen Zahlen beziehen sich auf den Stichtag 30. 6.2009. 

6 Als staatliche Arbeitgeber zählen hier die Gebietskörperschaften Bund, Länder und Kommunen, 
außerdem die Sozialversicherungsträger, die Bundesagentur für Arbeit sowie Einrichtungen in öf- 
fentlich-rechtlicher Rechtsform. Die letzten drei Kategorien werden häufig auch unter dem Stichwort 
der »Parafisci« zusammengefasst. Nicht als öffentlicher Arbeitgeber zählen Einrichtungen in privater 
Rechtsform wie etwa die Deutsche Bahn AG. 

7 Frühere Darstellungen der Sozialstruktur im öffentlichen Dienst finden sich beispielsweise bei Mayntz 
(1985) und Derlien und Heinemann (1998). Eine gute Darstellung der Veränderungen findet sich bei 
Derlien (2002). 
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1) Nach der (Gebiets-)körperschaft, die die Dienstherreneigenschaft ausübt, also Bund, 
Länder, Gemeinden oder Körperschaften des öffentlichen Rechts wie die Bundesan- 
stalt für Arbeit oder die Sozialversicherungsträger. 

2) Nach den so genannten Statusgruppen. Nach Statusgruppen werden die unter- 
schiedlichen rechtlichen Kategorien von Arbeitsverhältnissen unterschieden. Einen 
in mancherlei Hinsicht privilegierten Status haben Beamte, Richter und Soldaten 
inne, die dem Staat in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis ge- 
genüberstehen. Daneben gibt es die seit rund 80 Jahren stetig anwachsende Gruppe 
der Angestellten, die nach dem Tarifrecht des öffentlichen Dienstes entlohnt werden. 
Schließlich umfasst der öffentliche Dienst traditionell die Gruppe der Arbeiter, die 
aber - aufgrund des Funktionswandels des öffentlichen Sektors - mittlerweile zah- 
lenmäßig praktisch keine Rolle mehr spielen. 

3) Nach den Laufbahngruppen. Beamte werden in unterschiedliche Besoldungsgrup- 
pen eingeteilt, denen bestimmte Laufbahnen entsprechen. So unterscheidet man (in 
absteigender Hierarchie) den höheren, den gehobenen, den mittleren und den ein- 
fachen Dienst. Diese Laufbahnen korrespondieren nicht nur mit Gehaltsansprüchen, 
sondern auch mit bestimmten formalen Qualifikationen als Eingangshürden. Ein 
Karriereaufstieg von einer Laufbahn in die nächste ist zwar theoretisch möglich, in 
der Praxis jedoch sehr selten. 


Unter den Gebietskörperschaften sind die wichtigsten Arbeitgeber die Bundesländer. Sie 
beschäftigen und entlohnen rund 50 Prozent aller Beschäftigten des öffentlichen Diens- 
tes (Tabelle 1). Im Vergleich dazu arbeiten knapp 12 Prozent beim Bund, circa 30 Pro- 
zent bei den Kommunen und 8 Prozent bei den Parafısci. Das deutliche Übergewicht 
der Bundesländer spiegelt die föderale Kompetenzverteilung wider: Die Länder sind für 
den personalintensiven Gesetzesvollzug zuständig. Umgekehrt werden die politischen 
Vorgaben weitgehend auf der Bundesebene erarbeitet. Dieses Tätigkeitsprofil auf Bun- 
desebene drückt sich in einem hohen Anteil qualitativ hochwertiger Beschäftigungsver- 
hältnisse (Verbeamtung, Vollzeit, höherer Dienst) aus. 

Hinsichtlich der Geschlechterverteilung im öffentlichen Dienst ergibt sich auf den 
ersten Blick ein sehr ausgewogenes Bild: 53 Prozent der Beschäftigten sind Frauen. Aller- 
dings erschließt sich auf den zweiten und den dritten Blick eine Tendenz, dass Frauen in 
den reputations- und einkommensstarken Beschäftigungsverhältnissen unterrepräsen- 
tiert sind. So liegt der Frauenanteil bei Teilzeitbeschäftigungsverhältnissen mit knapp 
48 Prozent weit über dem durchschnittlichen Anteil an allen Beschäftigten (gut 32 Pro- 
zent), was insbesondere auf den hohen Frauenanteil an Teilzeitbeschäftigungsverhält- 
nissen auf kommunaler Ebene und bei den Parafısci zurückzuführen ist. Die Leitungs- 
funktionen hingegen sind nach wie vor überwiegend von Männern dominiert. 

In der Verteilung nach Statusgruppen macht die Gruppe der öffentlich-rechtlichen 
Dienst- und Treueverhältnisse gegenüber den Angestelltenverhältnissen noch nicht ein- 
mal die Hälfte aller Beschäftigungsverhältnisse aus. Deutlich schlägt sich bei den Beam- 
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Tabelle2 Beschäftigte nach Laufbahngruppen 


Soldaten bahn in % Frauen bei Frauen in% Laufbahn in % 
höherer Dienst 393 743 21,18 148 481 19,12 37,71 
gehobener Dienst 861 992 46,36 439 843 56,64 51,03 
mittlerer Dienst 464.020 24,96 126 243 16,26 27,21 
einfacher Dienst 46 930 2,52 4494 0,58 9,58 
in Ausbildung 92 507 4,98 57531 7,41 62,19 
Gesamt verbeamtet 1859192 100 776592 100 41,77 
Arbeitnehmer 

ab E13 259162 9,64 124 484 7,53 48,03 
E9 bis E12 629 898 23,43 381 633 23,09 60,59 
E5 bis E8 1045 304 38,88 697 319 42,19 66,71 
E1 bis E4 286 974 10,67 173 694 10,51 60,53 
Sonstige 362 295 13,48 211837 12,82 58,47 
in Ausbildung 104 761 3,90 63 795 3,86 60,90 
Gesamt Arbeitnehmer 2688 394 100 1652 762 100 61,48 
Gesamt ÖD 4 547 586 2429 354 53,42 


Kursiv: Der Anteil der Frauen an den einzelnen Laufbahnen/Gehaltsgruppen wird abweichend von den übrigen 
Spalten der Tabelle als Zeilenprozente ausgewiesen. 


tenpositionen der hergebrachte Grundsatz der Vollzeitarbeit nieder: Während von Be- 
amten und Richtern nur gut 24 Prozent in Teilzeit arbeiten, sind es bei den Angestellten 
38 Prozent. Noch deutlicher wird dieser Bias bei den Frauen. Gut 72 Prozent aller in Teil- 
zeit arbeitenden Frauen sind Angestellte, nur knapp 28 Prozent verbeamtet. 

Die vier Laufbahnen des öffentlichen Dienstes sind sehr unterschiedlich stark be- 
setzt. Am stärksten besetzt ist die Laufbahn des gehobenen Dienstes (Zugangsvor- 
aussetzung: Abitur) mit rund 46 Prozent. Der höhere Dienst (Zugangsvoraussetzung: 
Magister, Master oder Diplom, nicht Bachelor!) und der mittlere Dienst (Zugangsvor- 
aussetzung: mittlere Reife) sind ungefähr gleich auf mit 21 Prozent und 24 Prozent re- 
spektive, wohingegen der einfache Dienst mit gerade 2,5 Prozent kaum ins Gewicht fällt. 
Bei den Arbeitnehmern fällt die Verteilung auf die entsprechenden Laufbahnen hinge- 
gen deutlich anders aus. Hier ist das Äquivalent zum mittleren Dienst (Es bis E8) mit 
knapp 39 Prozent die stärkste Gruppe, das Äquivalent zum einfachen Dienst (Eı bis 
E4) immerhin noch mit 10 Prozent besetzt. Demgegenüber macht das Äquivalent zum 
höheren Dienst (ab E13) nicht einmal 10 Prozent aus. Wer im öffentlichen Dienst über 
die höchste formale Qualifikation verfügt, wird offenbar zumeist verbeamtet. Im Äqui- 
valent zum gehobenen Dienst (Eg bis E12) sind es nur 23 Prozent, also die Hälfte der 
entsprechenden Stufe bei den Beamten. Ein Blick auf die Frauenquote hinsichtlich der 
Laufbahnen bestätigt den obigen Befund, dass in der Tendenz die Frauen in den repu- 
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tations- und einkommensschwächeren Beschäftigungsverhältnissen deutlich überreprä- 
sentiert sind. So ist insgesamt der Frauenanteil bei den Angestelltenverhältnissen deut- 
lich höher als bei den Beamtenverhältnissen und in den schlechter bezahlten Positionen 
tendenziell höher als in den Spitzenpositionen, wo sie mit knapp 38 Prozent (Beamte) 
und 48 Prozent (Angestellte) deutlich unter der 50 Prozent-Marke liegen. 


4 Reformbestrebungen 


Deutschland verkörpert zwar einerseits immer noch die traditionell weberianische Bü- 
rokratie; insbesondere im Selbstverständnis der Beamten ist das Beamtenethos der Lo- 
yalität gegenüber dem Staate, der Unparteilichkeit, Sachlichkeit und Fachkundigkeit 
nach wie vor tief verankert. Nichtsdestotrotz hat sich die deutsche Verwaltung in den 
vergangenen 40 Jahren in vielen Bereichen modernisiert und sich veränderten Anforde- 
rungen und Umweltbedingungen angepasst. Im Gegensatz zur eingangs beschriebenen 
negativen Konnotation der Bürokratie sind Reform und Modernisierung grundsätzlich 
positiv besetzte Konzepte, derer sich jede neue Regierung gerne bedient. So ist die Ver- 
waltungsreform oder Verwaltungsmodernisierung zum ewigen Schlagwort geworden, 
die Reform der Reform und die Evaluation der Reform ein unerschöpfliches Betäti- 
gungsfeld für Bürokraten und Berater. 


4.1  Organisationsstrukturen und Verwaltungsabläufe 


Immer wiederkehrende Kritikpunkte am klassischen Bürokratiemodell sind die Inefli- 
zienz der Verwaltung, die langsamen Abläufe, die Umständlichkeit der Entscheidungs- 
findung sowie die Überregulierung. Dementsprechend zielten viele Reformansätze der 
letzten Jahrzehnte darauf ab, die Verwaltung besser zu organisieren und eflizienter zu 
gestalten. Mit Hilfe territorialer Reformen sollten Kompetenzen gebündelt und größere, 
leistungsfähigere Einheiten geschaffen werden (Bogumil 2007; Thieme/Prillwitz 1981). 
Die diversen Instrumente des »New Public Management« (NPM) sollten dazu dienen, 
Abläufe in der Verwaltung zu optimieren und grundsätzlich unter Bezug auf das ökono- 
mische Rationalitätsmodell eine stärkere Leistungs-, Wettbewerbs- und Marktorientie- 
rung in der öffentlichen Verwaltung zu verankern (Blanke et al. 2011; Schedler/Proeller 
2003). Ein dritter Reformstrang will unter dem Schlagwort des »Bürokratieabbaus« die 
Regelungsdichte reduzieren und auf diese Weise Verwaltungsabläufe vereinfachen (Jann 
2005; Jantz/Veit 2011). 
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4.2 Verhältnis von Staat und Gesellschaft 


Ein weiterer wesentlicher Kritikpunkt an der Bürokratie zielt auf ein überbordendes 
Selbstverständnis von staatlicher Zuständigkeit, welches immer tiefer in Bereiche der pri- 
vaten oder gesellschaftlichen Organisation der Lebenswelt eindringt. Zwar erbringt der 
Wohlfahrtsstaat viele Leistungen für die Bürger, zugleich werden diese aber als Antrag- 
steller oder Leistungsempfänger in eine untergeordnete Rolle gegenüber dem Staat ge- 
drängt. Reformansätze, die auf das Verhältnis von Staat und Gesellschaft oder Staat und 
Bürger zielen, haben dementsprechend zwei Stoßrichtungen. Zum einen geht es um 
die Neudefinition des staatlichen Aufgabenbereichs. Aufgabenkritik, Privatisierung und 
»Schlanker Staat« sind die entsprechenden Schlagwörter aus dem Reform-Jargon. Die 
Reformerfahrungen schwanken zwischen Privatisierung ehemals staatlicher Verant- 
wortungsbereiche (z.B. Post, Bahn, Telekom auf nationaler Ebene, aber auch Ver- und 
Entsorgungsbetriebe in den Kommunen, bis hin zur inneren oder äußeren Sicherheit) 
und jüngeren Tendenzen der (Wieder-)Verstaatlichung vormals privatisierter Aufgaben 
und Betriebe (Röber 2009). Zum anderen geht es um die Etablierung eines eher partner- 
schaftlichen Verhältnisses zwischen staatlichen Institutionen einerseits und dem Bürger 
als Einzelperson oder als Teil der organisierten Gesellschaft andererseits. Konzepte wie 
der verhandelnde Staat (Benz 1994), der Übergang vom Steuerungs- zum Governance- 
Paradigma (Benz 2006; Mayntz 1996) oder der aktivierende Staat (Schröder/Blair 1999) 
verdeutlichen diese Tendenz. Auf kommunaler Ebene dienen Bürgerkommunen (Holt- 
kamp/Bogumil 2007) sowie E-Government-Initiativen dazu, den Bürgern einen leichte- 
ren Zugang zur Verwaltung und einen besseren Service zu ermöglichen. 


4.3 Personal 


Das Personal des öffentlichen Dienstes wird noch überwiegend nach denjenigen Kri- 
terien rekrutiert und entwickelt, die bereits Max Weber feststellte: Fachschulung, Ein- 
gangsprüfung und Laufbahn prägen das Bild. Aus vielerlei Gründen ist diese Form des 
Personalmanagements jedoch nicht mehr zeitgemäß. Reformen der rechtlichen Rah- 
menbedingungen sowie die Einführung von Elementen aktiven Personalmanagements 
sollen das Personal des öffentlichen Dienstes als Ressource staatlicher Aufgabenerfül- 
lung effektiver nutzen. So wurde infolge der Dezentralisierung des Besoldungsrechts 
seit 2006° in den meisten Ländern sowie auf Bundesebene das Dienstrecht neu geregelt 
(Czerwick 2008). Instrumente des aktiven Personalmanagements wie Zielvereinbarun- 
gen, leistungsorientierte Besoldung, Teambildungsmaßnahmen und Coaching werden 
bislang noch zögerlich erprobt. Solche Instrumente der Personalentwicklung werden 


8 Im Rahmen der Föderalismusreform I wurde die Kompetenz der Regelung des Dienstrechts aus der 
Rahmengesetzgebung in die ausschließliche Länderkompetenz überführt. 
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jedoch in dem Maße notwendiger, wie die interne Sozialisierung der Beamten (Lernen 
durch Vorbild) und damit die Internalisierung des Beamtenethos nicht mehr automa- 
tisch vorausgesetzt werden können. Heterogenere Ausbildungswege (Rückgang des »Ju- 
ristenmonopols«), konkurrierende Zielvorgaben in Folge von NPM-Reformen sowie 
häufigere Karrierewechsel zwischen dem öffentlichen und dem privaten Sektor machen 
es zunehmend nötig, die Normen und handlungsleitenden Regeln zu explizieren und zu 
trainieren. Auf diese Weise kann auch die Korruptionsanfälligkeit des Verwaltungsper- 
sonals verringert werden (vgl. Behnke 2011). 


5 Perspektiven 


Die im vorangehenden Abschnitt skizzierten Reformen machen eine Tendenz für einen 
Rückzug des Staates deutlich. Der Staat wird »verschlankt«, Bürokratie abgebaut, Auf- 
gaben werden abgegeben und Eigenbetriebe privatisiert. Wo der Staat noch tätig bleibt, 
tritt er gemäß den neuen Governance-Konzepten verhandelnd oder aktivierend auf. 
Auch das Personal wird reduziert und der Anteil der Beamtenschaft am gesamten Per- 
sonalbestand wird ebenfalls geringer. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob 
und wofür wir für das 21. Jahrhundert überhaupt noch eine Bürokratie brauchen. Ist es 
erstens angesichts überzeugender Erfolge alternativer Governance-Mechanismen nicht 
sinnvoll und möglich, die Aufgabenbereiche des öffentlichen Sektors wieder auf den 
Kernbereich der »hoheitlichen« Aufgaben zu reduzieren? Und wodurch ist es zweitens 
zu rechtfertigen, dass innerhalb des öffentlichen Dienstes eine Zweiklassengesellschaft 
zwischen den privilegierten Beamten und den rechtlich und finanziell weniger gut ge- 
stellten Angestellten herrscht, obwohl beide Gruppen die gleichen Aufgaben ausführen? 

Die Antworten auf beide Fragen - nach dem Zuständigkeitsbereich des öffentlichen 
Sektors und nach seinem Personal - hängen eng miteinander zusammen. Sicherlich ist 
es notwendig, die Aufgabenkritik fortzuführen. Nicht jedes öffentliche Gut wird auto- 
matisch von der öffentlichen Hand besser bereitgestellt. Umgekehrt ist aber die öffent- 
liche Bereitstellung von Gütern nicht a priori ineflizient gegenüber einem privatwirt- 
schaftlichen Modell. Wo genau die Grenze zwischen öffentlicher und privater Aktivität 
verläuft, kann nicht theoretisch festgelegt werden. Vielmehr muss diese Entscheidung 
das Ergebnis politischer Aushandlungen und Beschlüsse sein. Zwei Grundsätze sollten 
hierbei beachtet werden: Erstens gibt es einen definierbaren Kernbereich hoheitlicher 
Aufgaben, die auch aus normativen Gründen (unabhängig von Effizienzdiskussionen) 
besser staatlicherseits übernommen werden - man denke etwa an die Probleme, die in 
den USA mit privaten Sicherheitsdiensten bestehen, oder das Desaster der verschwun- 
denen Briefe, als nach der Öffnung des Briefmonopols plötzlich Pizzaboten und Taxi- 
fahrer Briefe zustellen sollten. Und zweitens sollte man bei allen Aufgaben, die über 
diesen Kernbereich hinausgehen, ideologiefrei die Vor- und Nachteile privater versus 
öffentlicher Leistungserbringung abwägen. Hierbei spielen nicht nur die unmittelbaren 
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Verbrauchskosten eine Rolle, sondern auch weitere Transaktionskosten, die sich bei- 
spielsweise in Fragen der Nachhaltigkeit/Zukunftsinvestition, der demokratischen Kon- 
trolle oder der sozialen Teilhabe verbergen. 

Ob nun innerhalb dieses hoheitlichen Kernbereichs ein Berufsbeamtentum noch 
eine Existenzberechtigung hat, darüber wird freilich gestritten. Allerdings darf nicht 
übersehen werden, dass die Verpflichtungen und die Loyalität, die der Staat als Arbeit- 
geber von seinen Beamten im Gegenzug für ihre privilegierte Position fordern kann 
(z.B. Streikverbot, Amtsverschwiegenheit oder das Recht auf Versetzung oder Abord- 
nung), die Sicherung der staatlichen Funktionsfähigkeit auch im Krisenfalle in einem 
Maße gewährleisten, das durch ein privatrechtliches Vertragsverhältnis nicht erreicht 
werden könnte. Auch hier gilt es, im Einzelfall zu diskutieren, wo Beamte benötigt wer- 
den, und die Debatte sollte nicht von der Abwägung zwischen den kurz- und langfris- 
tigen Kosten bestimmt werden, sondern von der Frage, ob es sich um eine hoheitliche 
Aufgabe handelt oder nicht. Die Forderung nach einer Abschaffung des Beamtentums 
jedoch übersieht die Bedeutung, die die Bürokratie in unserer heutigen Gesellschaft 
auch für die Sicherung der Demokratie hat. 
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Datenzugang und Datenschutz 
Denis Huschka/Gert G. Wagner 


1 Definition und Abgrenzung 


Aus dem Lateinischen kommend bezeichnet ein Datum (pl. Daten) zunächst einmal 
ganz schlicht etwas »Gegebenes«. Das Tagesdatum ist uns geläufig. Ebenso sind es 
die Daten auf unseren Kontoauszügen. Und handschriftlich geführte Adressbüchlein 
enthalten ebenso Daten wie die elektronischen Kontaktlisten in sozialen Netzwerken. 
Schließlich gibt es auch eine unüberschaubare Anzahl von wissenschaftlichen und statis- 
tischen Daten. In den Naturwissenschaften können Eisbohrkerne Daten sein, aber auch 
numerische Geokoordinaten. In den Geschichtswissenschaften können Daten die Form 
alter Dokumente haben, in der Medizin die biologischer Proben und am Ende auch 
Labordaten (»Laborwerte«). In den Sozial-, Verhaltens- und Wirtschaftswissenschaften 
werden als Daten gemeinhin Informationen über Merkmalsträger bezeichnet. Merk- 
malsträger sind dabei Personen oder Personengruppen, Organisationen (beispielsweise 
Betriebe), räumliche Einheiten (beispielsweise Gemeinden) oder politische Einheiten 
(Staaten) (vgl. Müller et al. 1991). 

Die »Lehre von den Daten über den Staat« bezeichnete Gottfried Achenwall im 
18. Jahrhundert als »Statistik« (vgl. Mikl-Horke 2001; Steger 2011). Es ging ihm folglich 
darum, mit Hilfe von Daten die Merkmale und die Verfasstheit eines Staates zu beschrei- 
ben: beispielsweise Bevölkerungszahlen, Lebensart, Familiensituationen, sozioökono- 
mische Charakteristika und Zusammenhänge zwischen diesen Merkmalen. An diesem 
Anspruch hat sich seit Achenwall bis heute nicht viel geändert, wenngleich natürlich die 
Tiefe und Genauigkeit der Messungen und Analyseinstrumente sich enorm verbessert 
haben. Auf jeden Fall legte Achenwall mit seiner Begriffsschöpfung den Grundstein für 
die heutige Bedeutung der Statistik - das Sammeln und Auswerten von Daten zu gesell- 
schaftlichen Planungs-, Informations- und Steuerungszwecken. 

Die Möglichkeit der Zuordnung von Informationen zu den kleinsten Merkmalsträ- 
gern macht Daten zu Mikrodaten (oft auch als Individualdaten bezeichnet). Im Unter- 
schied zu diesen bezeichnet man als Makrodaten (oder auch Aggregatdaten) jene Infor- 
mationen, die aus der Zusammenfassung von Mikrodaten, beispielsweise für Wahlkreise, 
Staaten oder soziale Gruppen entstehen. 

Eine weitere Unterscheidung von Daten wird entlang ihrer Formate vorgenommen. 
Das gängige Format von Daten in der quantitativen empirischen Sozialwissenschaft, zu 
denen wir auch die Wirtschaftswissenschaften und Teile der Verhaltenswissenschaften 
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(Psychologie) zählen, ist das von Zahlen als Bestandteile von Datenmatrizen und Ta- 
bellen. Die den Untersuchungseinheiten zuordenbaren Informationen weisen standar- 
disierte numerische Formate auf, welche die Komplexität der Ausprägungen auf eine 
handhabbare Menge reduzieren und dadurch die Informationen über die einzelnen 
Analyseeinheiten direkt miteinander vergleichbar und kombinierbar machen. Empiri- 
sche Sachverhalte werden dadurch numerisch darstellbar und Schlussfolgerungen aus 
den empirischen Befunden mittels statistischer Deskription (»Beschreibung«) und In- 
ferenz (» Analyse«) gewonnen. Im Gegensatz hierzu haben die sogenannten qualitativen 
Daten kein standardisiertes Format. So werden beispielsweise die Transkriptionen (Ver- 
schriftlichungen) von Äußerungen Befragter ausgewertet. Die Analysen erfolgen inter- 
pretativ und deutend. 

Beim Umgang mit Daten spielen aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes (bei na- 
türlichen Personen) und der Wahrung von Eigentumsrechten (bei natürlichen und ju- 
ristischen Personen) sowohl forschungsethische Fragen (»Was darf erhoben und ana- 
lysiert werden?«) als auch datenschutzrechtliche Fragen (»Wie kann die statistische 
Anonymität von Erhebungseinheiten gewahrt werden?«) eine zentrale Rolle. 


2 Datenproduktion 


Die uns heute bekannten Anfänge des Datensammelns und -auswertens gehen bis in die 
Zeit um 3000 vor Christi Geburt zurück, als in Ägypten Volkszählungen durchgeführt 
und für Planungszwecke verwendet wurden (vgl. Schnell et al. 2008). Auch in China 
und Griechenland wurden bereits weit vor Christi Geburt Register geführt und Volks- 
zählungen durchgeführt (ebd.). Während in den Anfangszeiten die einfache Beschrei- 
bung von Gegebenheiten (Warenströme, Zölle, Bevölkerungen und deren Bewegungen 
und Entwicklungen) im Vordergrund des höchst praktischen Erkenntnisinteresses stan- 
den, rückte im 19. und 20. Jahrhundert zunehmend die Erklärung von Abhängigkeiten 
in den Vordergrund des Interesses. Bereits im 19. Jahrhundert wurden in Großbritan- 
nien »Social Surveys« durchgeführt, um Armut und gesellschaftliche Integration zu er- 
forschen (vgl. Mikl-Horke 2001; Schnell et al. 2008). 

In Deutschland war es der »Verein für Socialpolitik«, welcher auf die sozialen Fra- 
gen der Gesellschaft des ausklingenden 19. Jahrhunderts fokussierte, um die Ausgestal- 
tung der Sozialgesetzgebung auf empirischer Basis zu fundieren (vgl. Boese 1939). Diese 
erkenntnisgeleitete Sammlung und Auswertung von Daten kann man unter dem Begriff 
»empirische Sozialforschung« fassen. Deren Erblühen mit dem Beginn des 20. Jahrhun- 
derts hatte Auswirkungen auf die Produktion und das Sammeln von Daten. Einfache 
Volkszählungen, die alle zehn Jahre stattfanden, waren spätestens seit den 1960er Jahren 
nicht mehr ausreichend, um die vielfältigen Aspekte des Lebens in einer Gesellschaft ad- 
äquat zu beleuchten (Schnell et al. 2008). 
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Seit den 1930er Jahren und besonders nach dem Zweiten Weltkrieg gewann neben 
der zu staatlichen Planungszwecken oder aus wissenschaftlichem Erkenntnisinteresse 
betriebenen Datenproduktion zusätzlich die Meinungs- und Marktforschung an Be- 
deutung (vgl. Kaase 2011). Insbesondere auch die Wahlforschung, als recht handgreif- 
liches und zudem am Wahltag direkt überprüfbares Instrument der empirischen For- 
schung, hatte einen enormen Einfluss auf die sich stetig vergrößernde Vielfalt und das 
wachsende Repertoire der Auswertungsmöglichkeiten von Daten über die Gesellschaft. 
Heute kann man als Wissenschaftler in der westlichen Welt auf eine Vielzahl von Daten 
über die vielfältigsten Bereiche des Lebens zurückgreifen (vgl. für einen umfassenden 
Überblick für Deutschland: German Data Forum 2010). 

Die meisten der heute sozialwissenschaftlich ausgewerteten Daten entstehen ı) im 
Rahmen wissenschaftlicher Erhebungen, wie etwa Umfragen, Interviews oder Medien- 
analysen; 2) im Rahmen der Politiksteuerung und Verwaltung als prozessproduzierte 
Daten, wie etwa die umfangreichen Datenbanken der Sozialversicherung oder der Bun- 
desagentur für Arbeit; 3) im Rahmen der amtlichen Statistik (vgl. Hahlen 2009) (> So- 
zialstatistik und Sozialberichterstattung). Die Kosten der Produktion dieser Daten wer- 
den in der Regel durch die öffentliche Hand getragen, weshalb diese Daten neben der 
Primäranalyse durch ihre Erzeuger für Sekundäranalysen durch die Forschung zur Ver- 
fügung stehen sollten. 

Eine Grundvoraussetzung für Sekundäranalysen ist die Bereitschaft, Daten mitein- 
ander zu teilen (»data sharing«) - auf Seiten der Datenproduzenten und innerhalb der 
Forschungscommunity. Die Mehrfachauswertung von Daten ermöglicht nicht nur das 
Überprüfen von Befunden und Ergebnissen auf ihre Richtigkeit und Angemessenheit, 
sondern steigert auch die Effizienz der Datenproduktion, da Doppelerhebungen gespart 
werden (vgl. Wagner/Huschka 2012). Für viele wissenschaftliche Fragestellungen sind 
aufgrund der Vielfältigkeit und Verfügbarkeit aktueller Forschungsdaten keine kosten- 
intensiven eigenen (Primär-)Erhebungen mehr notwendig. Auch das Zusammenfügen 
(Matching) verschiedener Datensätze zu einem neuen Datensatz erhöht das wissen- 
schaftliche Analysepotenzial (Schnell 2010). 

In zunehmendem Maße werden wissenschaftlich interessante Daten auch durch 
Privatfirmen erhoben (vgl. Engel 2010; Metschke 2010). Beispiele hierfür sind Kunden- 
daten von Supermarktketten, die im Rahmen von Bonusprogrammen entstehen, oder 
Daten über das Nutzerverhalten von Mitgliedern sozialer Netzwerke im Internet. Diese 
Daten sind in der Regel nur schwer für Sekundärauswertungen zu erhalten. Dies gilt 
auch für ganz neuartige Daten, wie sie beispielweise von Google erzeugt werden. Der 
unklare Datenzugang zu der von Google durchgeführten Digitalisierung der - auch 
alten und älteren - Weltliteratur ist besonders gravierend, da durch diese Digitalisie- 
rung ganz neue quantitative Möglichkeiten literaturwissenschaftlicher und historischer 
Forschung entstehen. 

Generell vergrößert sich aber die Menge der für Forschungszwecke zur Verfügung 
stehenden Daten beständig (King 2011). Auch die technischen Möglichkeiten zur Ver- 
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arbeitung und Analyse von Daten sind in den vergangenen Jahren nahezu exponentiell 
gestiegen. Umso dringlicher ist die Koordination der Zugangsmöglichkeiten und der 
Informationen über die Daten, nicht zuletzt auch aus Gründen der Einhaltung des Da- 
tenschutzes (vgl. Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten 2011). 


3 Data sharing 


Das wissenschaftstheoretische Argument für data sharing ist, dass nur die Möglichkeit 
von Re-Analysen veröffentlichter Ergebnisse diese zu wissenschaftlichen Erkenntnissen 
macht. Denn Wissenschaft bedeutet, dass Ergebnisse nachprüfbar sind. Hinzu kommt 
die praktische Überlegung, dass Daten, welche im Rahmen öffentlich finanzierter Un- 
terfangen (beispielsweise im Rahmen der Forschungsförderung) entstehen, für Sekun- 
däranalysen zur Verfügung gestellt werden sollen, um Geld für überflüssige doppelte 
Datenerhebungen zu sparen. Weiterhin sollen Daten nicht durch einen einzelnen For- 
scher monopolisiert werden können (der unter Umständen Re-Analysen seiner Ergeb- 
nisse verhindern will). Die Überprüfbarkeit von Forschungsergebnissen durch Re-Ana- 
lysen gehört zu den formalisierten Kriterien guter wissenschaftlicher Praxis, die von 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft (vgl. Deutsche Forschungsgemeinschaft 1998) 
erarbeitet wurden. Die konsequente Umsetzung dieser Verpflichtung ist freilich in den 
verschiedenen wissenschaftlichen Disziplinen und Teildisziplinen sehr unterschiedlich. 
Inzwischen wird beispielsweise in der Volkswirtschaftslehre vermehrt einer von wissen- 
schaftlichen Zeitschriften gestellten Anforderung entsprochen, neben der eigentlichen 
Publikation auch die den Analysen zugrundeliegenden Datensätze zu veröffentlichen 
bzw. im Falle von datenschutzrechtlich sensiblen Daten in geschützten Bereichen zu- 
gänglich zu machen. 

Auf den ersten Blick überraschend ist die Kultur des data sharing besonders in 
den deutschen Sozialwissenschaften seit einigen Jahren ausgeprägt, obwohl gerade in 
Deutschland die Datenweitergabe erschwerenden datenschutzrechtlichen Notwendig- 
keiten unterliegt und auch forschungsethische Fragen besonders konsequent - d.h. aus 
Sicht des einzelnen Forschers: restriktiv - geregelt sind. Datenschutzrechtliche und 
ethische Prinzipien kommen - zu Recht - zur Anwendung, weil die kleinsten Untersu- 
chungseinheiten von Sozialwissenschaftlern in vielen Fällen in ihren informationellen 
Selbstbestimmungsrechten zu schützende Individuen oder Firmen sind. Um trotzdem 
data sharing zu ermöglichen, ist eine vergleichsweise gute technische Infrastruktur not- 
wendig. Deswegen nimmt Deutschland seit einigen Jahren eine Vorreiterrolle auch in der 
Organisation und Koordination einer sozialwissenschaftlichen Forschungsdateninfra- 
struktur ein, welche das data sharing erleichtert sowie die Einhaltung des Datenschut- 
zes effektiv ermöglicht (vgl. Bender et al. 2009; Habich et al. 2010; Solga/Wagner 2007). 

In anderen Disziplinen ist das Paradigma des data sharing noch vergleichsweise 
wenig ausgeprägt, dies beginnt sich jedoch punktuell - beispielsweise in den Verhal- 
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tenswissenschaften - zu ändern (vgl. Weichselgartner 2011). Wobei angemerkt werden 
muss, dass das Teilen von sozialwissenschaftlichen Daten in technischer Hinsicht leicht 
möglich ist, da die mehrfache Nutzung der Daten diese nicht zerstört (wie das z.B. bei 
der Analyse von Biomaterial oder Bohrkernen der Fall ist). 

Auch im Bereich der amtlichen Statistik und bei den Datenproduzenten der Verwal- 
tung und Politiksteuerung hat sich inzwischen eine Kultur des data sharing etabliert. 
In Deutschland verfügen inzwischen die Statistischen Ämter des Bundes und der Län- 
der sowie viele Ressortforschungseinrichtungen über Forschungsdatenzentren, welche 
den Zugang zu den jeweiligen Daten für die Wissenschaft ermöglichen. Die statisti- 
schen Ämter als große Datenproduzenten sind zwar in nahezu allen Ländern (so auch 
in Deutschland) dem Behördenapparat und nicht dem Forschungssystem zugeordnet. 
Ressortforschungseinrichtungen (wie beispielsweise das Bundesinstitut für Berufsbil- 
dung) sind sowohl nachgeordnete Behörden als auch Forschungseinrichtungen. Es ist 
jedoch inzwischen anerkannt, dass sich amtliche Statistik und Ressortforschung (zu- 
mindest) in Sachen Überprüfbarkeit ihrer Daten und Ergebnisse wie Forschungsein- 
richtungen verhalten sollten und auch deshalb den Zugang zu ihren Daten für Sekun- 
däranalysen gewährleisten. Auch dadurch ist die verfügbare Menge an auswertbaren 
statistischen Daten gestiegen. Diese Entwicklungen wurden maßgeblich durch den Rat 
für Sozial- und Wirtschaftsdaten (RatSWD) angestoßen, dessen Arbeit inzwischen als 
Modell für weitere Wissenschaftsbereiche dient (vgl. Wissenschaftsrat 2011). 

Ein weiteres Argument für data sharing basiert auf der Erkenntnis der Datenpro- 
duzenten, dass eine Sekundärnutzung von Daten auch wissenschaftliche Vorteile bringt. 
Data sharing ermöglicht wissenschaftlich wertvolle Rückkopplungsprozesse, sodass 
die Datenproduzenten nicht nur die Qualität ihrer Daten und die Effektivität ihrer 
Datenerhebungen und -analysen erhöhen können, wenn sie im intensiven Austausch 
mit der Forschung stehen. Die eigenen Forschungsergebnisse der Datenproduzen- 
ten werden durch eine intensive externe Sekundärauswertung ihrer Daten auch öfter 
zitiert, dadurch bekannter, und die wissenschaftliche Reputation des Datenproduzen- 
ten steigt. 

Trotz aller Fortschritte im Bereich des data sharing besteht weiterhin eine deutliche 
Diskrepanz zwischen der Forderung nach einem freien Zugang insbesondere zu öffent- 
lich finanzierten Daten auf der einen Seite sowie Vorbehalten und Unsicherheiten, die 
eigenen Daten mit anderen zu teilen, auf der anderen Seite. Aus empirischen Studien 
weiß man, dass die Gründe, warum Daten - und dies trifft vor allem auf Daten aus klei- 
neren »eigenen« Erhebungen im Rahmen wissenschaftlicher Projekte zu - nicht zur 
Weiternutzung bereitgestellt werden, vielfältig sind (vgl. Feijen 2011; van der Hoeven 
2010; Wagner/Huschka 2012): Sie reichen von banaler Ressourcenknappheit - eine or- 
dentliche Dokumentation der Daten erfordert zeitliche und personelle Ressourcen - bis 
hin zum Fehlen von Anreizstrukturen sowie Unsicherheiten über die Frage, wem die 
Daten eigentlich als Eigentümer gehören und der daraus resultierenden nicht geklärten 
Verantwortlichkeit. 
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Voraussetzung für eine richtige Handhabung von Forschungsdaten in Sekundärana- 
lysen ist eine gute Dokumentation der Daten. Besonders in einer sich beständig er- 
weiternden Datenwelt ist es wichtig, Daten über die Daten, sogenannte Metadaten, zu 
produzieren, damit potenziell interessierte Forscher entsprechende Forschungsdaten 
überhaupt finden können. Metadaten erlauben insbesondere eine Einschätzung darüber, 
ob spezifische Daten überhaupt das gewünschte Analysepotenzial besitzen. Freilich be- 
steht das Problem, dass eine solche unter Umständen aufwendige Aufbereitung von 
Daten, also die Schaffung von Metadaten, bislang gerade für Spitzenforscher unattraktiv 
ist: Zeit und Energie werden in die Erhebung von qualitativ hochwertigen Daten inves- 
tiert, nicht jedoch in deren Dokumentation für die Nachnutzung, da bislang in der Regel 
keine entsprechende Würdigung dieser Leistungen durch die Scientific Community er- 
folgt. Datensätze werden in nahezu allen Disziplinen in der Regel nicht oder nicht ein- 
heitlich im Literaturverzeichnis von Veröffentlichungen zitiert und entsprechend erntet 
der Datenproduzent keine Zitate. Aber Zitate sind die Währung, mit der Wissenschaft- 
ler durch Reputationsgewinne entlohnt werden (vgl. Wagner/Huschka 2012). Eine Ver- 
besserung der »Belohnungsstrukturen« für die Datengenerierung und -dokumentation 
trüge somit zu einem weiteren Ausbau der Datenverfügbarkeit bei. Durch die Kennung 
eines Datensatzes mit einem persistenten Identifikator (z.B. in Form eines »Digital 
Object Identifiers« [DOI] in Verbindung mit einer Autorenidentifikation) könnte die 
wissenschaftliche Arbeit an der Produktion eines Datensatzes kenntlich und zitierfä- 
hig gemacht werden (vgl. Huschka et al. 2011; Oellers et al. 2012; Paskin 2010; Wagner/ 
Huschka 2012). 

Neben der Klärung rechtlicher Fragen sind demnach vor allem Bemühungen nötig, 
um das Weitergeben von Daten inklusive einer notwendigen Dokumentation der Daten 
so einfach und ressourcensparend wie möglich zu gestalten. Auf der technischen Ebene 
gibt es hier seit langem entsprechende Entwicklungen: Die Data Documentation Alli- 
ance bemüht sich um einen internationalen Standard bei der Beschreibung (Dokumen- 
tation) von Daten der Sozial-, Verhaltens- und Wirtschaftsforschung (vgl. DDI Alliance 
2011). Die Datenarchive der GESIS (<www.gesis.org>) sehen sich explizit als Dienstleis- 
ter und bieten umfangreiche Serviceleistungen und Hilfestellungen. 


4 Rechtliche Aspekte des Datenzugangs 


Ein oft vorgebrachtes Argument gegen data sharing ist das des Datenschutzes. Personen- 
beziehbare Daten (aber auch Daten der Wirtschaftsforschung, welche Branchen- oder 
Firmengeheimnisse beinhalten), die im Rahmen von wissenschaftlichen Erhebungen 
und Interviews oder auch klinischen Studien erhoben werden, sind in den meisten Fäl- 
len datenrechtlich sensitiv. Und georeferenzierte Kontextdaten, Biomarker, Transak- 
tionsdaten oder auch Datensätze privater Firmen stellen relativ neue und besonders 
reizvolle Datenquellen dar, durch deren Verknüpfung mit »herkömmlichen« sozial- 


150 Datenzugang und Datenschutz 


wissenschaftlichen Daten sich innovative Fragestellungen beantworten lassen, die den 
Datenschutz aber vor immer neue Herausforderungen stellen (vgl. Rat für Sozial- und 
Wirtschaftsdaten 2011). 

Hier gilt es, die Daten selbst und deren Weitergabe (technisch) so zu organisieren, 
dass allen Datenschutz- und Persönlichkeitsschutzaspekten wirksam Rechnung getra- 
gen wird. Datenschutz ist jedoch niemals ein grundsätzliches Argument gegen das data 
sharing, da er immer - gegebenenfalls mit erhöhtem rechtlichen und technischen Auf- 
wand - gewährleistet werden kann. So sind bindende, gegebenenfalls strafbewährte 
Nutzungsverträge möglich und moderne Datenbanken erlauben einen bis ins Detail 
kontrollierten und protokollierten Zugriff auf Forschungsdaten (vgl. Metschke 2010; 
Schnell 2010). 

Im Prinzip gilt: Je gehaltvoller die Daten, desto interessanter sind sie für die Wissen- 
schaft, aber desto sensibler sind sie in datenschutzrechtlicher (und forschungsethischer) 
Hinsicht auch. Hinlänglich anonymisierte (d.h. gegebenenfalls zusammengefasste und 
vergröberte Daten) bieten einen effektiven Datenschutz - jedoch auch nur eine zuneh- 
mend begrenzte Auswertbarkeit. Freilich lehrt die Erfahrung, dass für viele Fragestel- 
lungen aggregierte Daten oder Individualdaten in anonymisierter Form durchaus völlig 
ausreichend sind. 

Besonders stark anonymisierte Daten werden bereits heute als Public Use Files oder 
für die universitäre Ausbildung als sogenannte CAMPUS Files durch viele öffentliche 
Datenproduzenten angeboten. Andere Fragestellungen verlangen jedoch nach Indivi- 
dualdaten, die zusätzlich mit weiteren Merkmalen, beispielsweise über das Wohnumfeld 
der Befragten oder sogar Daten aus biologischen Proben der Befragten, verknüpft wer- 
den. Hierdurch steigt das Deanonymisierungsrisiko und fallbezogene ethische Erwä- 
gungen müssen angestellt werden (Oellers/Wegner 2010; Weber 2010). Wenngleich es 
hier keine generalisierte Lösung geben kann, bietet sich ein kontinuierlicher Austausch 
der Datenproduzenten über jeweilige technische Neuerungen und rechtliche Entwick- 
lungen an. 

Es sei nochmals klar festgehalten: Von der Forschung muss der Daten- und Persön- 
lichkeitsschutz durch die Anwendung entsprechender Vorkehrungen strikt und umfas- 
send entlang der Gesetze eingehalten werden. Dies kann jedoch niemals ein Argument 
dafür sein, Daten nicht zugänglich zu machen. Allerdings erschweren die oben genann- 
ten Besonderheiten die Gewährleistung eines einfachen und komfortablen Zugangs zu 
den Daten. Viele Produzenten sensibler Daten, besonders jene der amtlichen Statistik 
und der Ressortforschung, können ihre Daten nicht in herkömmliche Archive geben 
und so einen Zugang für die Forschung ermöglichen. Die praktikable Lösung ist das 
Angebot eigener Zugangswege (Forschungsdatenzentren), deren Konformität mit den 
jeweiligen Gesetzen kontinuierlich geprüft und gewährleistet werden kann. 
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5 Infrastruktur und technischer Datenzugang 


Der technische Zugang zu sozialwissenschaftlichen Daten hat sich in Deutschland in 
den vergangenen Jahren für die Wissenschaft deutlich verbessert. Neben den klassi- 
schen Datenarchiven (z.B. dem GESIS Datenarchiv für Sozialwissenschaften - vormals 
Zentralarchiv für empirische Sozialforschung an der Universität Köln) sind alle vom Rat 
für Sozial- und Wirtschaftsdaten akkreditierten Forschungsdatenzentren (FDZ) und 
Datenservicezentren (DSZ) Teil der entstandenen und sich stetig vergrößernden For- 
schungsinfrastruktur (vgl. Habich et al. 2010; Huschka et al. 2011). 

Im Hinblick auf den Datenzugang ist ein wesentliches Charakteristikum sozialwis- 
senschaftlicher Daten deren phänotypische Vielfältigkeit. Die Spannweite reicht von 
einfachen Tabellen, in denen Makrodaten als Zahlenkolonnen dargestellt werden, über 
Interviewtranskripte und daraus gewonnenen qualitativen Daten, bis hin zu kompli- 
zierten Längsschnittdatensätzen, die aus sich fortlaufend verändernden und erweitern- 
den Datenbanken bestehen, in denen mehrere Tausend Einzelitems für mehrere Tau- 
send Personen über die Zeit verknüpfbar gespeichert sind. Einige Daten sind aufgrund 
ihrer in vielen Fällen komplexen Strukturen (z.B. bei Mikro-Längsschnittdaten oder 
Employer-Employee-Datensätzen) schwierig zu handhaben. Solche Aspekte erfordern 
eine besondere Organisation des Datenzugangs. Die Archive, FDZ und DSZ als institu- 
tionalisierte Orte des data sharing, sind die sich gegenseitig ergänzenden Elemente einer 
Dateninfrastruktur, welche den jeweiligen Besonderheiten von Datensätzen und Daten- 
schutzaspekten Rechnung tragen. Sie ermöglichen nicht nur den Zugang zu Daten, son- 
dern bieten darüber hinaus einen notwendigen Service um die Daten herum an. 

Voraussetzung für die Nutzung komplexer Datensätze sind nicht nur Investitionen 
in eine adäquate Statistik- und Methodenausbildung und ein »Erlernen« des Umgangs 
mit den Besonderheiten (insbesondere der Messkonzepte) eines bestimmten Datensat- 
zes auf Seiten der Nutzer, sondern auch ein geeignetes Serviceangebot von Seiten der 
Datenproduzenten. Dieser Service kann nur sehr begrenzt durch zentrale Datenarchive, 
die Daten lediglich zur Verfügung stellen, geleistet werden, da viele Forschungsdaten 
oft nur mit Hilfe von Zusatzwissen sinnvoll interpretierbar sind. Beispielsweise werden 
Messverfahren und Skalen auf der Basis von Annahmen entwickelt, in der Hoffnung, 
sie mögen messen, was beabsichtigt ist. Selbst scheinbar eindeutige Daten, wie die des 
Haushaltseinkommens, sind komplexe Konstrukte, über die Nutzer informiert werden 
müssen (Frick et al. 2012). Beispielsweise macht es einen Unterschied, ob man neben 
den Gehältern der Haushaltsmitglieder auch Einkünfte durch Mieten oder Kapitaler- 
träge zum Haushaltseinkommen hinzuzählt. Auch den zur Schätzung fehlender Anga- 
ben verwendeten Imputationsverfahren liegen komplexe Annahmen zu Grunde. 

Neben einer zu liefernden, möglichst standardisierten, aber die Daten vollständig 
beschreibenden Dokumentation besteht oftmals ein Bedarf an intensiver fachlicher Be- 
ratung der Sekundärnutzer. Diese Beratungsleistung kann in der Regel nur durch die 
Datenproduzenten selbst und nicht von Archiven geleistet werden. Vor diesem Hinter- 
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grund der unterschiedlichen Anforderungen an Datenschutz und Service haben sich die 
verschiedenen Akteure in ihren Aufgaben und Serviceleistungen spezialisiert. Generell 
lässt sich die so entstandene Forschungsdatenlandschaft durch zwei Modelle charakte- 
risieren: 


Modell I: Datenzugang über disziplinenspezifische 
oder themenspezifische zentrale Datenarchive 


Zentrale Archive, in denen in der Regel disziplinen- oder themenspezifische Daten- 
sätze gesammelt werden, stellen für Wissenschaftler oftmals eine erste Anlaufstelle bei 
der Suche nach geeigneten Daten für ihr jeweiliges Forschungsvorhaben dar. Hier kön- 
nen sie Unterstützung bei Recherche und Datenzugang sowie gelegentlich auch bei der 
Analyse der Daten (Methodenfragen) erhalten. Ebenfalls stellen Datenarchive für die 
Datenproduzenten, die Re-Analysen ermöglichen wollen, eine komfortable Möglich- 
keit dar, ihre Daten sichtbar, auffindbar und somit für die wissenschaftliche Nachnut- 
zung verfügbar zu machen. Hierzu gehört der Zugang zu den eigentlichen Forschungs- 
daten wie zu den dazugehörenden Dokumentationen, den sogenannten » Metadaten« 
(Informationen über Daten). Leider erfolgt bislang faktisch keine systematische Samm- 
lung und Verknüpfung von bereits mit denselben Daten gefertigten Analysen und Pa- 
pieren. In dieser Frage sollte die Zusammenarbeit mit den Forschungsbibliotheken und 
Verlagen angeregt und intensiviert werden; Archive können hier koordinierend fungie- 
ren. Durch entsprechende Nutzerverträge können darüber hinaus standardisierte da- 
tenschutzrechtliche Aspekte bei der Weitergabe Berücksichtigung finden. Das Modell 
von Datenarchiven ist insbesondere geeignet für im Rahmen von Forschungsprojekten 
entstandene (kleinere) Datensätze, in denen Wissenschaftler zeitlich begrenzt als Da- 
tenproduzenten fungieren und durch die Archivierung deren dauerhafte Verfügbarkeit 
sicherstellen. 

Aufgabe von Archiven ist es, eine technisch adäquate und nutzerorientierte Bereit- 
stellung und Archivierung der Daten zu ermöglichen. Da die Archive aber im Allgemei- 
nen nicht die Produzenten der Daten sind, ist eine diesbezügliche enge Zusammenarbeit 
mit den Datenproduzenten notwendig, welche für die Qualität der Daten verantwort- 
lich zeichnen. Archive sind durch fachliche Beratung und Unterstützungsleistungen bei 
der teilweise sehr anspruchsvollen und zeitintensiven Dokumentation und Aufberei- 
tung der Daten, bei der oftmals auch Fragen der Anonymisierung eine zentrale Rolle 
spielen, aktive Partner der Datenproduzenten. Eine weitere Serviceleistung der Archive 
besteht in jüngster Zeit in der Organisation und Sicherstellung der eindeutigen Zitier- 
fähigkeit inklusive der Verknüpfung mit den » Autoren« der Daten (vgl. Hausstein 2012). 

Neben (informations-)fachlichen Expertisen und Serviceangeboten verfügen Ar- 
chive über die technologischen Möglichkeiten der (Langzeit-)Archivierung von Daten- 
sätzen, d.h. der Sicherstellung der physischen Existenz und Verfügbarkeit der Daten 
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über lange Zeiträume. So komfortabel und leistungsfähig die moderne elektronische 
Datenverarbeitung ist, so unhinterfragt und gefährlich ist sie auch: CDs, DVDs und 
Festplatten sind sehr anfällig für Fehler und Zerstörung. Während historisch genutzte 
Hollerithsysteme mit Lochkarten teilweise auch heute noch rekonstruierbar sind, reicht 
heutzutage ein Kratzer, ein Computercrash oder ein Computervirus, um Datenbestände 
unter Umständen unwiederbringlich zu vernichten. Die Langzeitarchivierung ist eine in 
ihrer Wichtigkeit unterschätzte Aufgabe, die nur von Archiven und Bibliotheken profes- 
sionell erbracht werden kann (vgl. Siegert/Toepfer 2011). Der inhaltliche Nutzerservice, 
welcher eine tiefe Kenntnis der Datensätze und Erhebungskonzepte voraussetzt, kann 
durch Archive nur in begrenztem Maße geleistet werden. Aus diesem Grund sind zen- 
trale Archive für die Verfügbarmachung komplexer oder »lebendiger«, d.h. sich stetig 
verändernder Datensätze, die zweite Wahl. 


Modell Il: Zugang zu den Daten und Serviceleistungen über Forschungsdatenzentren 


Eine zweite, in jüngerer Vergangenheit erfolgreich implementierte Variante des Datenzu- 
gangs, besteht im Angebot dezentral organisierter Forschungsdatenzentren (FDZ) und 
Datenservicezentren (DSZ). Dieses Modell hat sich insbesondere für potente institutio- 
nelle Datenproduzenten bewährt und etabliert, die wie beispielsweise die statistischen 
Ämter dauerhaft Daten zur Verfügung stellen und/oder für Datenproduzenten, die wie 
im Falle prospektiver Längsschnitterhebungen besonders komplizierte Datensatzstruk- 
turen anbieten und deshalb im Interesse der Servicequalität von den Datennutzern 
direkt angesprochen werden können müssen. Auch die Einhaltung des Datenschutzes 
kann durch die Datenproduzenten in »eigenen« FDZ oft einfacher gewährleistet werden. 
Die Forschungsdaten bleiben beim Datenproduzenten, er hat jederzeit die volle Kon- 
trolle und kann so darüber wachen, dass alle Restriktionen jederzeit eingehalten werden. 

Nicht zuletzt spricht für dezentrale Datenzentren, dass der Datenproduzent als Be- 
treiber eines FDZ mit den Entwicklungen der Wissenschaft eng verbunden bleibt und 
durch eine institutionalisierte Rückkopplung mit außenstehenden Nutzern die Qualität 
der Daten, die Messmechanismen, Datenerhebungen und Aufbereitungen kontinuier- 
lich verbessern kann. Auch hat der Datenproduzent in der Regel ein Interesse daran, Pu- 
blikationen und Analysen zu sammeln, die auf den eigenen Daten beruhen. Somit kön- 
nen themen- und datenzentrierte Wissensdatenbanken entstehen. 

Die ersten vier Forschungsdatenzentren und zwei Datenservicezentren haben sich 
ausgehend von einer Empfehlung der »Kommission zur Verbesserung der Informatio- 
nellen Infrastruktur zwischen Wissenschaft und Statistik« (KVI) aus dem Jahr 2001 in 
den folgenden Jahren etabliert.' Aufgabe dieser Datenzentren war und ist es, die Daten 


1 Dies sind das Forschungsdatenzentrum des Statistischen Bundesamtes, das Forschungsdatenzentrum 
der Statistischen Ämter der Länder, das Forschungsdatenzentrum der Bundesagentur für Arbeit im 
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der jeweiligen Produzenten einer wissenschaftlichen Verwendung zur Verfügung zu 
stellen. Dies war bis dahin aufgrund der Vorgaben des Bundesdatenschutzgesetzes, des 
Statistikgesetzes und Sozialgesetzbuches bezüglich der zum großen Teil personenbe- 
ziehbaren Daten nicht ohne Weiteres (und nicht über herkömmliche Archive) möglich 
(vgl. Hauser et al. 1998). 

In der Zwischenzeit sind neben den genannten sechs Datenzentren eine ganze Reihe 
weiterer hinzugekommen, die über den Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten akkredi- 
tiert werden (<http://www.ratswd.de/dat/fdz.php>). Derzeit (Stand: Mitte 2012) gibt es 
23 vom RatSWD akkreditierte Datenzentren. Auch Daten, die für eine wissenschaftliche 
Nachnutzung anfänglich nur schwer zugänglich waren, wie es z.B. im Bereich der Bil- 
dungsdaten der Fall war, konnten auf diese Weise erschlossen werden. 

Anders als bei Datenarchiven ist zentrales Merkmal der Forschungsdatenzentren der 
wissenschaftlich unterstützende inhaltliche Service um die Daten herum, der nur er- 
bringbar ist, weil die FDZ betreibenden Datenproduzenten in der Regel die besten Ex- 
perten im Umgang mit und für die Interpretation der eigenen Daten sind. Ein wesent- 
licher Aspekt der Akkreditierungsrichtlinien des RatSWD für FDZ und DSZ ist, dass in 
diesen wissenschaftlich gearbeitet wird und somit der Service für externe Wissenschaft- 
ler (Sekundärnutzer) von Wissenschaftlern geleistet wird. 

Obwohl die Forschungsdatenzentren über einen heterogenen Hintergrund verfügen, 
lässt sich mittlerweile berechtigt von einer gemeinsamen Forschungsdateninfrastruktur 
sprechen, welche unter dem Dach des RatSWD koordiniert wird. Das Akkreditierungs- 
modell des RatSWD bietet dabei eine Qualitätssicherung der prozeduralen Mechanis- 
men. Die Koordination findet unter anderem in der Festlegung gemeinsamer Kriterien 
und Standards als Antwort auf gemeinsame rechtliche und organisatorische Vorausset- 
zungen, welche das Modell Datenarchiv ausschließen, ihren Ausdruck. Auch die Wei- 
terentwicklung von Verfahren des gesicherten Fernrechnens, um sensible Daten unter 
strikter Einhaltung von datenschutzrechtlichen Vorgaben komfortabel zur Verfügung 
zu stellen, oder auch die Erstellung von Skalenhandbüchern, um Vergleichbarkeit und 
Verknüpfbarkeit von Daten darzustellen und zu ermöglichen, sind aktuelle Felder der 
Zusammenarbeit. 

Eine Herausforderung in der Organisation der Forschungsdatenzentren besteht in 
der Verbesserung der Übersichtlichkeit und Transparenz der Datenangebote und Zu- 
gangswege. Das jeweilige Datenangebot ist in den Datenzentren in der Regel auf die 
»eigenen« Datensätze begrenzt, was zu einer dezentralen Verfügbarkeit von Datensät- 
zen - unter Umständen sogar zum selben Forschungsgegenstand - führt. Der RatSWD 


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung und das Forschungsdatenzentrum der Rentenversi- 
cherung, das Servicezentrum für Mikrodaten des Leibniz-Instituts für Sozialwissenschaften (GESIS/ 
MISSY), das Internationale Datenservicezentrum des Forschungsinstituts zur Zukunft der Arbeit 
(IZA). 
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versucht, durch mehr Koordination die Transparenz zu erhöhen und eine Verbesserung 
des Nutzerservices zu erreichen. 


6 Ausblick 


Eine besondere Bedeutung wird in Zukunft der Organisation der Informationen über 
Forschungsdaten zukommen, also der Beschreibung der Inhalte, Qualität, Analysepo- 
tenziale, Aussagekraft und speziell auch der Verknüpfungsmöglichkeiten zwischen Da- 
tensätzen. Es reicht also nicht aus, jeden einzelnen Datensatz in einem Archiv verfüg- 
bar zu machen - sei es ein zentrales fachspezifisches Archiv oder ein dezentral an einen 
Datensatz gebundenes Archiv. Für eine breite Nutzung in der Wissenschaft sind »Infor- 
mationsportale« notwendig, in welchen ein an einem bestimmten Thema interessierter 
Forscher alle erforderlichen Informationen über alle relevanten zur Verfügung stehen- 
den Datensätze finden kann. Wohlgemerkt: Solche Portale sollen und können nicht die 
Daten selbst vorhalten, dies ist aus rechtlichen Gründen nicht möglich und aus Service- 
gründen auch gar nicht wünschenswert. Solche Portale sollten lediglich die nicht zu 
überschätzende Funktion eines Informationsbrokers übernehmen. 

Bei der Etablierung von Portalen für Forschungsdaten werden die großen Fachbi- 
bliotheken - wie etwa die Zentralbibliothek Wirtschaftswissenschaften (ZBW) - eine 
zunehmend größere Rolle spielen. Denn Bibliotheken sind auf die dauerhafte Doku- 
mentation und die nutzerfreundliche Aufbereitung von Informationen spezialisiert (vgl. 
Siegert/Toepfer 2011). Fachbibliotheken werden eine große Rolle bei der Bereitstellung 
von Metadaten spielen und Institutsbibliotheken werden ihren eigenen Wissenschaft- 
lern, aber auch externen Wissenschaftlern einen spezifischen Service beim Zugang zu 
dezentral archivierten und zugänglichen Forschungsdaten anbieten. 
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Deutsche Nation 
Herfried Münkler 


1 Die umstrittenen Anfänge der deutschen Nation 


Mehr als ein Jahrhundert lang galt in deutschen Schulbüchern die Schlacht im Teu- 
toburger Wald, wo im Jahre neun nach Christus ein germanisches Stammesaufgebot 
unter dem Cheruskerfürsten Arminius drei römische Legionen aufgerieben hatte, als 
Geburtsstunde der deutschen Nation (Dörner 1996; Münkler 2009: 165-180). An den 
Memorialorten nationaler Identität tritt Arminius, seit dem 16. Jahrhundert unter hu- 
manistisch-reformatorischem Einfluss zu Hermann »eingedeutscht«, dementsprechend 
als der erste Deutsche auf: so etwa in der Walhalla bei Regensburg oder im Treppenfries 
der alten Nationalgalerie in Berlin. Der neunzehnhundertste Jahrestag der Schlacht im 
Jahre 1909 wurde zu einer stolzen Selbstfeier der Nation, bei der kriegerischer Selbstbe- 
hauptungswille und kultureller Führungsanspruch der Deutschen herausgestellt wur- 
den. Anlässlich der Gedenkveranstaltungen zum zweitausendsten Jahrestag der Schlacht 
konnte davon nicht mehr die Rede sein: Ein antikes Kriegsereignis, das gar nicht an 
dem Ort stattgefunden hatte, wo im Jahre 1875 das Hermannsdenkmal als nationales 
Siegeszeichen errichtet worden war, das als Hilfstruppenrebellion oder antiimperialer 
Aufstand, aber nicht als Beginn der Nationalgeschichte gewertet wurde und dessen Ver- 
bindung mit dem heutigen Deutschland als eher geografischer denn historiografischer 
Akt dargestellt wurde (LWL Römermuseum 2009). Auch war nicht mehr von der Her- 
manns-, sondern von der Varusschlacht die Rede (Märtin 2008; Pantle 2009), wiewohl 
Schlachten eigentlich nach dem Sieger und nicht nach dem Verlierer benannt werden. 
Die klassische Alternative, sie nach dem Ort des Geschehens zu benennen, war ebenfalls 
verwehrt, weil sie nach neueren Untersuchungen gar nicht im Teutoburger Wald, son- 
dern bei Kalkriese stattgefunden hatte. Die Rückbindung der Deutschen an die Germa- 
nen, die im 19. Jahrhundert als eine Gewissheit des nationalen Ursprungs gegolten hatte 
(Brandt 2010), hatte sich aufgelöst. 

Die auf die Humanisten des 15./16. Jahrhunderts zurückgehende genealogische Her- 
leitung der Deutschen von den Germanen und die nach dem Zweiten Weltkrieg erfolgte 
Abtrennung von dieser Tradition zeigt die Nation als eine von Wissenschaftlern und Li- 
teraten hervorgebrachte Identitätskonstruktion, die immer wieder neu entworfen bzw. 
umkonturiert wird, gleichzeitig aber für sich eine allen Veränderungen überhobene 
Kontinuität behauptet, in der sich unveränderliche, geschichtstranszendente Merkmale 
des Nationalcharakters zeigen. Dieses Paradox ist in der prägnanten Formulierung von 
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Hobsbawm und Ranger (1983) als »Invention of Tradition« in die jüngere Nationen- 
und Nationalismusforschung eingegangen. Das Projekt des Erfindens wie Abschnei- 
dens narrativer Traditionen ist im Fall der deutschen Nation infolge der politischen Ge- 
schichte, der verspäteten Nation (Plessner 1982) und der durch den Nationalsozialismus 
mit ihr verbundenen Verbrechen, sowie der geografischen Verschiebung des nationalen 
Raums durch Flucht und Vertreibung im Gefolge des Zweiten Weltkriegs ein besonde- 
res Problem. Häufiger als ihre Nachbarn und in sehr viel grundsätzlicherer Form ist die 
deutsche Nation während der letzten Jahrhunderte immer wieder neu erfunden worden. 
Deswegen haben im deutschen Fall die Schriftsteller und Intellektuellen bei der Kontu- 
rierung der Nation eine herausgehobene Rolle gespielt (Langguth 1997; Scheuer 1993). 
Die Frage nach der deutschen Nation ist demgemäß nicht definitorisch, sondern nur 
historisch-rekonstruktiv zu beantworten. 


2 Die deutsche Nation und die Theorien der Nation und des Nationalismus 


Die Permanenz, in der die deutsche Nation umerzählt und neu konturiert worden ist, ist 
auch eine Folge dessen, dass es erst 1871 zur Nationalstaatsbildung gekommen ist. Erst 
damit ist sie als politisches Ordnungsmodell der alleinigen Verfügung von Schriftstel- 
lern und Intellektuellen entzogen und mit der institutionell-geografischen Ordnung des 
Staates verbunden worden. Zuvor war die Deutungs- und nicht die Entscheidungselite 
Träger des nationalen Gedankens, und diese Besonderung, die Deutschland mit Italien 
verbindet, hat Friedrich Meinecke (1969: 10 ff.) im Begriff der »Kulturnation« zu fassen 
versucht, der er die an Frankreich exemplifizierte »Staatsnation« gegenübergestellt hat. 
Während in Frankreich, so die These, die Nation durch den Staat und seine Beamten 
geschaffen und geformt wurde, ist im deutschen Fall eine die Einzelstaaten übergrei- 
fende gemeinsame Kultur das bestimmende Element beim Zur-Deckung-Bringen von 
Nationalität und Staatlichkeit gewesen. Über die »Kulturnation« aber verfügten nicht 
die Politik und der ihr zugehörige Apparat, sondern die Schriftsteller und Intellektuel- 
len. Meineckes Gegenüberstellung war zugleich eine Erklärung des deutsch-französi- 
schen Gegensatzes, der sich nicht zuletzt an der strittigen Zugehörigkeit des Elsaß ent- 
zündete: sprachlich-kulturell zu Deutschland, politisch seit Ende des 18. Jahrhunderts 
zu Frankreich. Diese Gegenüberstellung gewann an politischer Brisanz, sobald sie mit 
der Nationsdefinition Ernest Renans (1995) als einem »tagtäglichen Plebiszit« verbun- 
den wurde: Danach war die französische Nationsidee bzw. die nationale Zugehörigkeit 
tendenziell in die politische Verfügung eines jeden Einzelnen gelegt, während im Falle 
der deutschen Nationsidee die kulturelle Zugehörigkeit Festlegungen traf, die sich der 
Verfügung des Einzelnen entzogen. In der 1870/71 zwischen David Friedrich Strauß und 
Ernest Renan (1995: 85-137) ausgetragenen Kontroverse ist dieser Gegensatz zu einem 
zwischen Demos und Ethnos zugespitzt worden, und die Frage, ob die Nation auf der 
Grundlage ethnischer Zugehörigkeit oder demokratischer Entscheidung definiert werde 
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(Francis 1965; Hermann 1996; Lepsius 1986), spielt bis in die Zuwanderungs- und Inte- 
grationsdebatten der Gegenwart hinein eine Rolle. Andererseits zeigt die Gegenüber- 
stellung von »ius sanguinis« und »ius soli« als nationalen Zugehörigkeitsprätentionen, 
die Zurechnung qua ethnischer Herkunft versus qua Ort der Geburt, dass in beiden 
Staatsbürgerrechtsregelungen nationale Transzendenzen enthalten sind, die politisch- 
individuellen Entscheidungen entgegenstehen. Von politisch-operativen Fragen entlas- 
tet, ist die Meineckesche Gegenüberstellung von Staats- und Kulturnation zur dualen 
Typologie eines französisch-westeuropäischen und eines (auf Herder zurückgehenden) 
deutsch-mitteleuropäischen Nationsbegriffs verallgemeinert worden. Das kulturalis- 
tisch grundierte Modell der deutschen Nation ist danach das Paradigma der mitteleu- 
ropäischen Nationsbildung, die sich in Auseinandersetzung mit dem konkurrierenden 
Ordnungsmodell des Großreichs bzw. Imperiums entwickelt hat. 

Ordnungsmodelle mit konkurrierenden Grenzziehungen und damit Zugehörigkeits- 
entscheidungen können subnationale Staaten wie supranationale Imperien (Münkler 
2005) sein. Dass Nation und Staat in Gestalt des Nationalstaats politisch zur Deckung 
gelangen, ist alles andere als selbstverständlich und war in der europäischen Geschichte 
fast immer mit Kriegen und schließlich mit ethnischen Vertreibungen verbunden, die in 
den 1920er Jahren auf dem Balkan begannen und dort auch mit den jugoslawischen Zer- 
fallskriegen der 1990er Jahre endeten. Dazwischen hat der deutsche Anspruch auf staatli- 
che Geschlossenheit der nationalen Siedlungsgebiete eine verhängnisvolle Rolle gespielt, 
der nach der militärischen Expansion im Zweiten Weltkrieg in Flucht- und Vertrei- 
bungswellen endete. In Absetzung von der dualistischen Modellbildung Meineckes hat 
Theodor Schieder (1991: 65-81) ein Drei-Etappen-Modell der Nations- bzw. National- 
staatsbildung in Europa entwickelt, das, von West nach Ost fortschreitend, die politische 
Ordnung Europas unter der Vorgabe einer Kongruenz von Nation und Staat grundle- 
gend umgestaltet hat. Diese Entwicklung nimmt im revolutionären Frankreich des spä- 
ten 18. Jahrhunderts ihren Anfang, erreicht dann Deutschland und Italien, denen in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts die nationalstaatliche Einigung gelang, um am Ende 
des Ersten Weltkriegs mit dem Zerfall der Donaumonarchie, des Zarenreichs und des 
Osmanischen Reichs bis nach Mittel- und Osteuropa sowie in den Vorderen Orient zu 
gelangen. Hier hat sich die Entwicklung der Nationsidee als politischer Sprengsatz er- 
wiesen, dem die transnationalen Reiche nicht standzuhalten vermochten. Das Problem 
der deutschen Nation war dabei, dass sie mit Blick nach Westen sich nationalstaatlich 
verstand, während sie sich im Osten als herrschende Kraft innerhalb einer imperialen 
Ordnung ansah, die anderen Nationen nur untergeordnete Rechte zugestand. 

Im Kontext des Zerfalls der multinationalen Reiche wie Kolonialimperien haben 
sich die jüngere Politikwissenschaft und Soziologie mit der Frage beschäftigt, wie und 
warum im einen Fall multiethnische Nationalstaaten und im anderen Fall Nationen 
mit starken ethnischen Exklusionsvorstellungen entstanden sind. Benedict Anderson 
(1983) hat dies auf unterschiedliche Typen der Elitenzirkulation zurückgeführt, während 
Ernest Gellner (1983) sich auf die Art der schulischen Bildung agrarischer Bevölkerung 
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konzentriert hat. Beide Faktoren haben auch bei der Entstehung der deutschen Nation 
eine Rolle gespielt, insofern die humanistischen Gelehrten, die im 15. und 16. Jahrhun- 
dert an frühen Formen eines deutschen Nationalbewusstseins arbeiteten, mitsamt ihren 
Studenten von Universität zu Universität wanderten und darüber eine Vorstellung von 
Gebiet und Grenzen der deutschen Nation entwickelten. Die so generierten » Wissens- 
bestände« wanderten im 19. Jahrhundert in den nationalen Bildungskanon ein und wur- 
den über die Volksschule zum festen politischen Imaginationsraum. Die deutsche Na- 
tion wurde im 15./16. Jahrhundert als politisch-kulturelles Projekt entworfen, das im 
18. und 19. Jahrhundert bildungspolitisch umgesetzt wurde. 

Kein politisches Ordnungsmodell ist in seiner Wirkweise so sehr von der Kraft eines 
kollektiven Gedächtnisses abhängig wie die Nation (König 2008: 364-496). Die Ver- 
bindlichkeit nationaler Loyalitäten hängt an der gemeinsamen Erinnerung und der 
periodischen Aktivierung des kollektiven Gedächtnisses in Form von Festen und Fei- 
ern. Solche Nationalfeste haben bei der Ausformung und Durchsetzung der deutschen 
Nation eine bedeutende Rolle gespielt (Düding et al. 1988) - vom Wartburgfest der Bur- 
schenschaftler im Jahre 1819 bis zu den auf den ersten Blick eher unpolitischen Preisver- 
leihungen der Gegenwart. Bei der Ausgestaltung des kollektiven Gedächtnisses mit Tex- 
ten und Bildern, also der Schaffung eines Kanons nationaler Erinnerung, geht es immer 
auch um die politische Gestalt der Nation - mit der Folge, dass die Inhalte des Gedächt- 
nisses als formative Elemente nationaler Identität zwischen den politischen Parteien 
und Strömungen umkämpft sind und umstritten bleiben (Assmann 2006; 2007). Wurde 
die deutsche Nation vor allem im 19. und noch im 20. Jahrhundert über Feind- und Ge- 
genbilder konturiert, wobei Frankreich die wichtigste Rolle zukam (Florack 2001; Jeis- 
mann 1992), so geht es seit Beginn der europäischen Integration sehr viel stärker um 
den spezifischen Beitrag der Deutschen zu einer europäischen Identität. An die Stelle 
nationaler Identitätsgenerierung qua Kontrastierung ist eine Form von Identitätser- 
zählung getreten, die nach einer konstruktiven Rolle der Deutschen in einem geeinten 
Europa sucht. Diese Identität ist weniger über politische Besonderung als über wirt- 
schaftliche Vorbildlichkeit konstruiert worden. Demgemäß sind die identitätskonstitu- 
tiven Opfermythen und Gefallenenkulte (Mosse 1993a) durch Prosperitätsmythen und 
Wohlstandsorientierung als Form nationaler Selbstaffirmation ersetzt worden (Münkler 
2009: 455 ff.). 


3 Die Genealogie der deutschen Nation 


Die europäische Nationsvorstellung, in deren Kontext sich auch die Identitätsvorstel- 
lung des Deutschen entwickelt hat, geht auf Binnendifferenzierungen der Ritterschaft, 
der universitären Studentenschaft und die Schutz- und Privilegienordnungen der Kauf- 
leute in Europa zurück. Die Ansätze einer Binnendifferenzierung Europas nach Natio- 
nen finden sich jedenfalls bereits im Übergang vom Hoch- zum Spätmittelalter (Bues/ 
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Rexheuser 1995), wenngleich der mittelalterliche natio-Begriff polysemisch war, wes- 
wegen die innerhalb einer transnationalen Organisation einer bestimmten Nation Zu- 
gerechneten über diese Zuordnung nicht selbst verfügten. Aber Herkunft und Sprache 
waren ein starker Hinweis, welcher Universitätsnation ein Student oder welchem Ver- 
teidigungsabschnitt ein Ritter in Jerusalem oder auf Zypern zugeordnet werden sollte. 
Die Binnendifferenzierung prinzipiell universaler Institutionen, wie der geistlichen Rit- 
terorden (Epp 1989; Riley-Smith 1967), der Universitäten (Münkler et al. 1998: 29 ff.; 
Schmugge 1982), der spätmittelalterlichen Konzilien (Meuthen 1985), aber auch der 
Gasthäuser und Handelsstationen (Peyer 1987) nach Nationen ist inzwischen gut er- 
forscht. Der Übergang vom binnendifferenzierenden natio-Begriff des Mittelalters zur 
exkludierenden Nationsvorstellung der Neuzeit begann, als sich im Innern dieser In- 
stitutionen die Auseinandersetzungen zwischen den nationes mehrten und es auch zu 
Widerspruch gegen die jeweiligen Zuordnungen kam. Offenbar fühlten sich dabei die 
Studenten der »deutschen Nation« von Seiten der Romanen immer wieder benachteiligt 
und herabgesetzt, weswegen sie sich abschlossen und »nationale« Zurechnung aus Or- 
ganisationsgründen in nationale Identitätsvorstellungen verwandelten. Der Abstand der 
Deutschen zur romanischen Sprachfamilie spielte dabei eine besondere Rolle. 

Neben diesen mentalitätsgeschichtlich-verwaltungstechnischen Dynamiken haben 
ideengeschichtliche Entwicklungen bei der Transformation von Binnendifferenzierun- 
gen zu Exklusionsmodellen eine wichtige Rolle gespielt. Dabei wurden Herkunftserzäh- 
lungen, in denen die gemeinsame Abstammung von Noah (Angenendt 1994; Borchardt 
1971: 89-91) oder aus Troja (Garber 1989: 108 ff.; Graus 1989) bzw. der kulturelle Bezug 
auf das Römische Reich die zentrale Rolle spielten, allmählich durch aparte Genealo- 
gien abgelöst, in denen an die Stelle einer gemeinsamen Herkunft indigene Ursprünge 
und insbesondere der Gegensatz zu Rom herausgestellt wurden (Münkler/Grünberger 
1994: 225 ff.; Münkler et al. 1998: 236 ff.). Dabei wurde entweder in die gemeinsame Her- 
kunftserzählung ein besonderer Exzellenzanspruch der eigenen Nation eingeschrieben 
oder gegen den ethnisch-kulturellen Mischkrug des Römischen Reiches ein davon un- 
berührtes Ursprungsgebiet behauptet (Hirschi 2005). Dass der Bezug auf Rom seine 
integrierende Kraft verlor, war nicht zuletzt die Folge einer nationalen Inanspruch- 
nahme der imperialen Tradition Roms durch italienische Humanisten im Anschluss 
an Francesco Petrarca (Münkler/Mayer 1998). Petrarca hatte unter Rückgriff auf den 
antiken Barbarendiskurs die Deutschen als kriegslüstern und zivilisatorisch rückstän- 
dig bezeichnet (wobei er die Franzosen als entlaufene Sklaven titulierte) und daraus 
einen italienischen Superioritätsanspruch über Europa abgeleitet. Eine weitere Station 
dieses nationalen Barbarendiskurses war ein Schreiben des italienischen Humanisten 
Enea Silvio Piccolomini (Papst Pius II.) an den Kanzler Martin Mair, in dem er dessen 
Beschwerden über permanente Geldforderungen der römischen Kurie zurückwies und 
mehr Dankbarkeit der Deutschen dafür einforderte, dass sie durch Rom aus ihrer eins- 
tigen Barbarei, wie sie bei Tacitus beschrieben sei, herausgeholt und zivilisiert worden 
seien. Und schließlich veröffentlichte Gianantonio Campano noch einen Bericht über 
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Deutschland, in dem er nationale Stereotype olfaktorisch anreicherte und über den un- 
erträglichen Gestank der Deutschen klagte (Münkler et al. 1998: 175 ff., 213 ff.). 

Die Reaktion der deutschen Humanisten erfolgte auf zweierlei Weise: Während 
einige sich um den Nachweis bemühten, dass die Gelehrsamkeit der Deutschen der an- 
derer Europäer inzwischen ebenbürtig sei, kehrten andere den Spieß um und stellten die 
angebliche Rückständigkeit als sittliche Überlegenheit heraus: Kriegstüchtigkeit, Sitt- 
lichkeit und Treue wurden von ihnen als nationale Eigenschaften der Deutschen heraus- 
gestellt (von See 1994: 31 ff.), durch die sich die Deutschen von der zivilisatorischen Ver- 
kommenheit der Italiener unterschieden (Münkler et al. 1998: 220 ff., 285 ff.). An diese 
Vorstellung konnte Martin Luther mit dem Projekt einer reformatorischen Sittenerneu- 
erung anschließen, wodurch diese Zuschreibung nationaler Identität für kurze Zeit den 
engen Rahmen des Humanistendiskurses verließ und auf breitere Schichten der Bevöl- 
kerung übergriff. Das durch die neuen Drucktechniken geschaffene Medium des Flug- 
blatts trug zu dieser ersten Welle der deutschen Nationalisierung entscheidend bei. Bis 
zu Ihomas Manns »Betrachtungen eines Unpolitischen« und die darin zentrale Gegen- 
überstellung von deutscher Kultur und romanischer Zivilisation lässt sich dieses Stereo- 
typ nationaler Identität nachverfolgen. 

Eine zweite Welle der kognitiven und mentalen Nationalisierung Deutschlands er- 
folgte unter dem Eindruck der französischen Revolution und der napoleonischen Kriege. 
In Fichtes »Reden an die deutsche Nation« tauchen fast alle Nationalstereotype des hu- 
manistischen Diskurses wieder auf, um nunmehr in die Konfrontation mit den Franzo- 
sen eingespeist zu werden (Reif 2006). Die größere Intensität und Massenwirksamkeit, 
die diese zweite Nationalisierungswelle erreichte, war eine Folge dessen, dass es dieses 
Mal nicht nur um kulturelle, sondern auch um politische Selbstbehauptung ging. Zwar 
spielten im Diskurs über die nationalen Eigenschaften auch diesmal Schriftsteller und 
Gelehrte, vor allem Philosophen und Historiker, eine wichtige Rolle (Willms 1986), aber 
es war kein reiner Intellektuellendiskurs, wie in der ersten Welle, sondern die zweite 
Welle der Nationalisierung konnte sich auf breite Kreise des Bürgertums stützen, das im 
Verlauf des 18. Jahrhunderts seine »Liebe zum Vaterland« entdeckt hatte (Blitz 2000). 
Hinzu kam im Jahre 1803 das formelle Ende des »Heiligen Römischen Reichs«, das bis 
dahin als ein Nationalidentitäten auf den Status von Binnendifferenzierungen zurück- 
schraubendes Institutionengeflecht gewirkt hatte. Mit dem Ende des Reichs wuchs das 
Erfordernis, sich der eigenen nationalen Identität zu vergewissern und diese in Kon- 
kurrenz mit anderen Nationen zu behaupten (Dann et al. 2003). Gleichzeitig wollten 
sich aber keineswegs alle Schriftsteller und Intellektuellen auf die Loyalitätszumutun- 
gen der nationalen Identität einlassen - der wichtigste Vertreter intellektueller Distanz 
gegenüber den Zumutungen des Nationalen in Deutschland war Goethe (Kleßmann 
2010) -, und so entwickelte sich innerhalb des deutschen Kulturraums eine heftige Kon- 
troverse darüber, was man der Nation bzw. dem Vaterland schulde. Napoleons Sieges- 
zug nach Mitteleuropa verschärfte den nationalen Tonfall (Johnston 1990). In den zwei 
Jahrzehnten fast ununterbrochenen Kriegs nach der Revolution von 1789 gewannen mit 
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den sich verschärfenden Feindbildern auch die nationalen Selbstimaginationen Kontu- 
ren (Kunisch/Münkler 1999; Leonhard 2008: 111 ff.). 

Die dritte Welle bei der Ausformung eines deutschen Nationalbewusstseins und sei- 
ner politischen Durchsetzung erfolgte vor und nach der Reichseinigung von 1870/71. 
Dabei wurde eine Frage entschieden, die den deutschen Nationalismus, verstanden als 
das politische Bestreben, der Nation eine staatliche Gestalt zu verleihen, über mehrere 
Jahrzehnte gespalten hatte: Die Frage, ob der deutsche Nationalstaat unter Einschluss 
der im österreichischen Kaiserreich lebenden Deutschen gebildet werden sollte oder 
ohne sie. Der machtpolitische Dualismus zwischen den in Berlin regierenden Hohen- 
zollern und den habsburgischen Kaisern in Wien, deren Herrschaftsgebiet während der 
Revolutionskriege aus dem alten Reich heraus- und nach Osten gedrängt worden war, 
hatte eine historisch frühere Nationalstaatsgründung blockiert, zumal das zwischen 
Berlin und Wien stehende »dritte Deutschland«, die süddeutschen Fürsten mitsamt den 
dortigen Liberalen, lange vor einer klaren Parteinahme zurückgeschreckt war, weil man 
fürchtete, bei einer klein- oder großdeutschen Nationalstaatsgründung an Macht und 
Einfluss zu verlieren. Die Entscheidung fiel 1866 zwischen Preußen und Österreich auf 
dem Schlachtfeld und die anschließende nationale Aufgabe bestand darin, Sieger und 
Unterlegene zu versöhnen und politisch zu einen. Das gelang Bismarck in einem weite- 
ren Krieg, dieses Mal gegen den »äußeren« Feind Frankreich. Es war jedoch kein Natio- 
nalstaat im klassischen Sinn, der 1871 entstand, sondern ein Fürstenbund, der mit unter- 
schiedlichen Ausdeutungen an die mittelalterliche Idee des Reichs anknüpfte (Münkler 
2009: 56 ff.). 

Doch auch nach dem Sieg über Frankreich blieb die Sorge um die innere Einheit 
des Reichs, und Bismarcks Kampf gegen die Sozialdemokratie wie gegen den ultramon- 
tanen Katholizismus zeigt das Misstrauen der politischen Elite des Reichs gegenüber 
den Bindekräften der Nation. Die Feiern und Ansprachen im Kaiserreich sind von der 
Sorge um die politische Fragilität der Nation geprägt und der herausfordernde Gestus, 
mit dem deutsche Politiker einen »Platz an der Sonne« (von Bülow) einforderten oder 
deutsche Weltpolitik ankündigten, ist auch dieser Unsicherheit bezüglich der Nation 
geschuldet (Conrad 2006; van Laak 2005: 48ff.). Die völkische Bewegung propagierte 
darüber hinaus eine Vorstellung der Nation, die durch gemeinsame Abstammung und 
Erbgutpflege und nicht durch die Trägerschaft einer gemeinsamen Kultur geprägt war 
(Puschner 2001; zur Ideengeschichte des Völkischen von See 2001). 

Die »Burgfriedenspolitik« der deutschen Sozialdemokratie am Beginn des Ersten 
Weltkriegs und die Loyalität der Soldaten katholischen wie jüdischen Glaubens gegen- 
über der Nation zeigten die Grundlosigkeit der Ängste vor dem »inneren Feind«, der 
dadurch definiert war, dass er internationale Verbindungen angeblich höher stellte als 
nationale. Das Deutsche Reich stand an Geschlossenheit und Durchhaltefähigkeit wäh- 
rend des Ersten Weltkriegs seinen westeuropäischen Gegnern in nichts nach (Bauer- 
kämper/Julien 2010). Die »Nationalisierung der Massen« (Mosse 1993b) war erfolgreich 
gewesen und der August 1914 wurde zum epiphanischen Erlebnis des Nationalen. 
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Nach der Niederlage von 1918 war die Angst vor dem »inneren Feind« wieder da, 
zumal die Niederlage von nationalistischen Kreisen auf die Friedensbemühungen der 
Liberalen und die von Sozialisten angeführten Streiks und Meutereien zurückgeführt 
wurde. Die Dolchstoß-Legende wurde zur politischen Hypothek der Weimarer Repu- 
blik (Münkler 2009: 97ff.) und der Antisemitismus, der im späten 19. Jahrhundert in 
fast allen europäischen Staaten eine enge Liaison mit dem Nationalismus eingegangen 
war (Holz 2001: 165 ff., 248 ff.), bekam mit der NSDAP eine politische Trägerorganisa- 
tion, die ihn schließlich zur Mord- und Ausrottungspolitik steigerte. Wie eng die Ver- 
bindung zwischen Nationalismus und Rassismus in Deutschland während der ersten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts tatsächlich war, ist in der Forschung umstritten. Zweifel- 
los hat es auch in dieser Zeit ein nichtrassistisches Nationalbewusstsein gegeben, das 
in einigen Fällen sogar die Motivationsquelle für den Widerstand gegen Hitler und den 
Nationalsozialismus darstellte, aber es ist kaum bestreitbar, dass die Idee der deutschen 
Nation im frühen 20. Jahrhundert zunehmend unter die obsessiven Vorstellungen von 
»innerer Reinigung« und »rassischer Säuberung« geraten war, was nach der militäri- 
schen Niederlage und dem Zusammenbruch des NS-Regimes zu einer nachhaltigen 
Desavouierung der Nationsidee und der mit ihr verbundenen Werte und Erwartun- 
gen geführt hat. Hinzu kam seit 1948/49 die Spaltung der Nation in zwei einander op- 
ponierende Staaten. In der DDR (» Gesellschaft der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik (DDR) von 1949-1990) ist die Nationsidee unter dem Rubrum der »sozialistischen 
Nation« rehabilitiert und neu konturiert worden, während man im Westen zunächst 
auf kulturnationale Vorstellungen zurückgriff und die Identität der Deutschen eher jen- 
seits der Politik an außerordentlichen Leistungen in Literatur und Musik sowie Wissen- 
schaft und Technik festmachte. Das nationale Selbstbewusstsein der Westdeutschen in 
ihrer Masse speiste sich jedoch aus der Leistungsfähigkeit der deutschen Industrie und 
der Kaufkraft der D-Mark (Münkler 2009: 455 ff.). Noch vor Aufkommen des Begriffs 
»D-Mark-Nationalismus« ließen sich in Westdeutschland die ihm zugrundeliegenden 
mentalen Dispositionen ausmachen. Ein weiteres Mal wurden die Konturen der deut- 
schen Nationen neu bestimmt und die damit verbundenen Merkmale neu ausgemalt. 


4 Gegenwärtige Positionsbestimmungen 


Trotz des aufgeregten Stimmengewirrs, das sich nach dem Zusammenbruch der DDR 
und der Wiedervereinigung Deutschlands über der Frage des Nationalen erhob und 
von nationalistischen Tönen (Weißmann 1992) bis zu einer strikten Ablehnung alles 
Nationalen (Sonnemann 1992) reichte, ist die Frage nach der nationalen Identität der 
Deutschen und der politischen Rolle Deutschlands in der Mitte Europas (Markovits/ 
Reich 1998) heute offener denn je. Will man dies positiv akzentuieren, so spricht man 
von einer Pluralität der Stimmen, bei der unter den Intellektuellen zunächst jene domi- 
nierten, die von Nationaldistanz (Meier 1991) und der Schwierigkeit dieses Vaterlands 
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sprachen (Schröder 1993). Gleichzeitig gab es nachdrückliche Warnungen vor einer ag- 
gressiven Fremdenfeindlichkeit, die sich zeitweilig in den neuen Bundesländern breit- 
gemacht und von hier bis in den Westen übergegriffen hatte (Prantl 1994). Auch wenn 

inzwischen ein verbreiteter Konsens besteht, dass die Rolle und das Selbstverständnis 

der Deutschen nur innerhalb der Europäischen Union geklärt werden können, herrscht 
doch allgemeine Ratlosigkeit darüber, wie dies konkret aussehen könnte: Trotz eines all- 
gemein zu beobachtenden Bedeutungsverlusts des Nationalstaats und der Entstehung 
konkurrierender Netzwerke (Sassen 2008), hat sich in Deutschland die nationale Idee 

bei der Finanzierung der Vereinigungskosten als ein Solidaritätsmobilisator erwiesen, 
wie überhaupt die Akzeptanz sozialstaatlicher Belastungen in sehr viel höherem Maß an 

nationalen Zurechnungskriterien hängt, als dies Moralphilosophie und Politiktheorie 

lange Zeit wahrhaben wollten. Gleichzeitig haben sich nationalpopulistische Bewegun- 
gen in jüngster Zeit als ein blockierender Faktor der europäischen Integration erwiesen. 
Schließlich wird von einigen Beobachtern der europäischen Politik eine entschlossenere 

Führungsrolle Deutschlands in der EU angemahnt; gleichzeitig wird jedoch darauf hin- 
gewiesen, dass eine deutsche Führung aufgrund der jeweiligen nationalen Geschichte 

von vielen EU-Mitgliedsländern entschieden abgelehnt wird. Parallel dazu hat sich in 

Deutschland eine Gestimmtheit der »ausgebeuteten Nation« entwickelt, bei der die fi- 
nanziellen Belastungen Europas zunehmend als übertrieben und ungerecht angesehen 

werden und die Rückkehr zu einer stärker national ausgerichteten Politik gewünscht 

wird. Die Frage nach der deutschen Nation, die im Übergang vom 20. zum 2ı. Jahrhun- 
dert beantwortet zu sein schien, ist inzwischen wieder so offen, wie sie dies mehrfach in 

der deutschen Geschichte gewesen ist. 
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Deutschland und Europa. 
Die Europäisierung der Sozialstruktur 


Steffen Mau/Roland Verwiebe' 


1 Einleitung 


Die Sozialstruktur einer Gesellschaft bezeichnet im weitesten Sinne die Untergliederung 
einer Gesellschaft in unterschiedliche Gruppen und Soziallagen sowie das Geflecht ihrer 
Beziehungsmuster. In der Regel haben wir nationale Gesellschaften vor Augen, wenn wir 
den Begriff der Gesellschaft verwenden. Diese zeichnen sich zweifelsohne dadurch aus, 
dass es klare Grenzen sozialer, territorialer und mitgliedschaftlicher Art gibt, und dass 
institutionalisierte Beziehungen zwischen Gruppen und Individuen vorherrschen. Die 
Formierung nationaler Gesellschaften kann dabei durchaus als Resultat der Herausbil- 
dung moderner Nationalstaaten betrachtet werden, denn erst die internen Inklusions- 
und Integrationsleistungen des Staates haben klar abgrenzbare und identifizierbare na- 
tionale Gesellschaften, wie wir sie heute kennen, hervorgebracht. Es kommt daher nicht 
von ungefähr, dass zentrale Ungleichheitskonzepte wie Klassen, Schichten, Berufsgrup- 
pen, Einkommensverteilungen und Bildung innerhalb des nationalstaatlichen Rahmens 
entwickelt worden sind und sich auf ebendiesen beziehen. Allgemein kann gesagt wer- 
den, dass die Thematisierung sozialer Ungleichheit (> Soziale Ungleichheiten. Klassen 
und Schichten) an die Unterstellung eines gemeinsamen Lebenszusammenhangs oder 
zumindest eines gemeinsamen Bezugsrahmens geknüpft ist. 

Während in der soziologischen Forschung immer wieder Einzelgesellschaften im be- 
nannten Sinne analysiert worden sind, gibt es auch eine zweite wichtige Tradition ver- 
gleichender Analyse. Vergleiche helfen, generelle Muster des Wandels zu identifizieren, 
Spezifika zu erkennen oder auch Erklärungen und Prognosen der Entwicklung zu lie- 
fern. Schon frühe soziologische Arbeiten wagten den vergleichenden Blick, schauten 
über den nationalen Tellerrand hinaus. Heute sind komparative Ansätze, die mit Hilfe 
sozialstatistischer Daten Unterschiede und Gemeinsamkeiten unterschiedlicher Länder 
herausarbeiten, weit verbreitet (z. B. Crouch 1999). Dabei werden Länder bzw. Nationen 
als abgeschlossene Einheiten behandelt und in verschiedenen Dimensionen miteinan- 
der verglichen. 

Eine dritte Perspektive der Sozialstrukturanalyse beschäftigt sich mit Interdepen- 
denzen zwischen und Verflechtungen von unterschiedlichen Gesellschaften. Aus einer 


1 Dieser Beitrag geht in Teilen auf Vorarbeiten in Mau/Verwiebe (2010b) zurück. 
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Perspektive der politischen Ökonomie hat beispielsweise Wallerstein (1974; 1980) Fragen 
internationaler Arbeitsteilung und darauf zurückgehender Zentrum-Peripherie-Struk- 
turen untersucht. Derartige makrotheoretische Ansätze sind vielfach kritisiert worden, 
weil sie nur eine recht grobe Annäherung an reale Entwicklungen darstellen. Nichtsdes- 
totrotz machen makrotheoretische Ansätze deutlich, dass das Verständnis der Ungleich- 
heitsdynamik eine über den einzelnen Nationalstaat hinausgehende Perspektive braucht. 
Besonders sichtbar ist dieser Übergang von relativ abgeschlossenen zu verflochtenen 
Ungleichheitsstrukturen im Zusammenhang mit dem Prozess der europäischen Inte- 
gration. Elemente dieses Wandels beinhalten eine supranationale Institutionenbildung, 
die Schaffung eines gemeinsamen Marktes, die Einführung von Freizügigkeit, die Öff- 
nung des nationalgesellschaftlichen Mitgliedschaftsraumes durch Prinzipien der Nicht- 
Diskriminierung, eine veränderte Zusammensetzung intra-europäischer Migrations- 
populationen (Stichworte: Anerkennung von Bildungsabschlüssen, Wanderung von 
Hochqualifizierten), eine Deinstitutionalisierung von Binnengrenzen, die Schaffung 
einer gemeinsamen Währung; diese Aufzählung ließe sich fortsetzen. Vor diesem Hin- 
tergrund ergibt sich aus theoretischer Perspektive eine Entgrenzung nationaler Sozial- 
strukturen im europäischen Raum und ein Mehr an grenzüberschreitender Interaktion, 
Verflechtung, Vernetzung und Mobilität (Beck/Grande 2004; Büttner/Mau 2010; Mau 
2008; Pries 2007). 

Im Folgenden sollen die europäisch vergleichende Perspektive und die Perspektive 
der Europäisierung der Sozialstrukturen aufgegriffen werden. Dabei geht es vor allem 
darum, zu zeigen, wie sich Deutschland im europäischen Kontext positioniert und wel- 
che neuen grenzüberschreitenden Verflechtungen im Zuge der Europäisierung entstan- 
den sind. 


2 Europäischer Vergleich 


Die Europäische Union (EU) gehört nach wie vor zu den Wohlstandsinseln in einer 
sich globalisierenden Welt. Die meisten ihrer Mitgliedsländer zählen sowohl im Hin- 
blick auf ökonomische Maße wie das Bruttosozialprodukt wie auch hinsichtlich sozia- 
ler Lebensbedingungen wie Einkommen, Wohnen und Lebenserwartung zu den pri- 
vilegierten Orten dieser Welt. Es sind aber nicht nur Wohlstandsindikatoren, die eine 
herausgehobene Position Europas anzeigen, es lassen sich auch auf sozialer und institu- 
tioneller Ebene Besonderheiten Europas herausarbeiten, die es erlauben, von einer Son- 
derstellung Europas auszugehen. Historiker sprechen in einem umfassenderen Sinne 
vom europäischen Sozialmodell und meinen damit eine auf verschiedene Lebensberei- 
che wie Familie, Konsum, Arbeit, soziale Sicherheit und Bildung ausgedehnte Spezifik 
der europäischen Sozialordnung, die diese beispielsweise vom amerikanischen Modell 
unterscheidet (Kaelble 1987). 
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Allerdings beschreibt die auf europäische Gemeinsamkeiten abhebende Perspek- 
tive nur eine Seite der Medaille. Neben durchaus bemerkenswerten Ähnlichkeiten der 
verschiedenen europäischen Nationalgesellschaften gibt es fortbestehende qualitative 
und quantitative Differenzen zwischen ihnen (siehe Crouch 1999; Mau/Verwiebe 2010a; 
Iherborn 1995). Schon einfache Indikatoren wie die relative Bedeutung verschiede- 
ner wirtschaftlicher Sektoren, Erwerbsbeteiligung und -strukturen und Familienfor- 
men zeigen große Differenzen zwischen den einzelnen Mitgliedsländern der EU an, 
welche einerseits mit dem unterschiedlichen Modernisierungsgrad (» Modernisierung 
und Individualisierung), andererseits auch mit dem Fortbestand sehr eigener Entwick- 
lungspfade zu tun haben (> Gesellschaftsmodelle und Gesellschaftsanalyse). Neigte die 
klassische Modernisierungstheorie dazu, Unterschiede vornehmlich im Hinblick auf 
unterschiedliche Entwicklungsetappen zu verstehen, wird aus der Perspektive von Kon- 
zepten der »Pfadabhängigkeit« darauf verwiesen, dass sich unterschiedliche Ausgangs- 
bedingungen verstetigen und stark divergierende Entwicklungslogiken hervorbringen 
können. Ländertypologien, z.B. die von Esping-Andersen (1990) prominent gewordene 
der drei Welten des »Welfare Capitalism«, beruhen auf der Annahme, dass es eine enge 
Verkoppelung zwischen institutionellem Arrangement, sozialer Organisation und So- 
zialstruktur gibt, die eine recht hohe Persistenz aufweist und Prozessen der Angleichung 
oder des Ähnlicher-Werdens entgegensteht. Esping-Andersens Studie hebt einerseits 
darauf ab, dass Wohlfahrtsstaaten auf sehr unterschiedlichen sozialen und politischen 
Strukturen basieren, andererseits darauf, dass die Organisationsform eines Wohlfahrts- 
staates auch formative Wirkung auf die sozialstrukturelle Ordnung hat. Deutschland 
und einige andere kontinentaleuropäische Länder werden dabei als konservativ-korpo- 
ratistische Wohlfahrtsstaaten charakterisiert, die skandinavischen Länder als sozialde- 
mokratisch und Großbritannien als liberales Modell (» Sozialstaat und soziale Sicher- 
heit). Mitunter werden auch die südeuropäischen und die osteuropäischen Länder als 
distinkte Modelle identifiziert (vgl. Mau/Verwiebe 2010a). 

Neben der Existenz unterschiedlicher Wohlfahrtsstaatsmodelle kann für die EU gel- 
tend gemacht werden, dass zwischen den Mitgliedsländern doch erhebliche sozioöko- 
nomische Ungleichheiten bestehen. Die EU ist nicht nur im Sinne unterschiedlicher 
sozialer und institutioneller Strukturen sehr heterogen, sondern sie ist auch durch ein 
großes Wohlstandsgefälle charakterisiert. Dieses Gefälle ist für die Frage nach den Ähn- 
lichkeiten europäischer Gesellschaften oder die Entstehung eines europäischen Sozial- 
raums von zentraler Bedeutung, weil es nicht nur institutionelle Aspekte sind, die eine 
Rolle spielen, sondern gleichfalls Diskrepanzen in den Lebensbedingungen und der all- 
gemeinen Wohlfahrt. Die komparative Forschung und auch das Berichtswesen der EU 
haben in den letzen Jahrzehnten einen umfangreichen Bestand an Vergleichsdaten auf- 
gebaut, der es ermöglicht, ganz verschiedene Aspekte der europäischen Gesellschaften 
vergleichend abzubilden. Beispielhaft sind dazu zunächst in Tabelle ı das Bruttoinlands- 
produkt, die Erwerbsbeteiligung und die Arbeitslosigkeit für die EU dargestellt; abgebil- 
det ist der Zeitraum zwischen 1995 und 2010/11. 
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Tabelle 1 Bruttoinlandsprodukt, Erwerbsbeteiligung und Arbeitslosigkeit in Europa - Verände- 
rungen zwischen 1995 und 2011 


BIP pro Einwohner in KKS Erwerbsbeteiligung Arbeitslosigkeit 
(15 bis 64 Jahre) 


1995 2000 2010 1995 2003 2011 1995 2003 2011 


EU-15 17 000 22 000 26900 60,1 64,5 65,5 9,7 81 9,7 
Belgien 18900 24.000 29000 56,1 59,6 61,9 9,7 82 7,2 
Dänemark 19 300 25100 31000 73,4 75,1 73,1 6,7 5,4 7,6 
Deutschland 18 900 22 600 28800 64,6 65,0 72,5 83 9,8 5,9 
Irland 15 000 24 900 31100 54,4 65,5 59,2 12,3 4,6 14,4 
Griechenland 12300 16 000 21900 54,7 58,7 55,6 = 9,7 17,7 
Spanien 13 400 18500 24500 46,9 59,8 57,7 20,0 11,4 21,7 
Frankreich 17 000 22 000 26300 59,5 63,9 63,8 10,5 89 9,7 
Italien 17 700 22 300 24600 51,0 56,1 56,9 11,2 8,4 8,4 
Luxemburg 32 600 46 400 66300 58,7 62,2 64,6 2,9 3,8 4,8 
Niederlande 18 100 25 600 32500 64,7 73,6 74,9 7,1 4,2 4,4 
Österreich 19700 25000 30800 68,8 68,9 72,1 = 4,3 4,2 
Portugal 11 000 14900 19600 63,7 68,1 64,2 7,2 7,1 12,9 
Finnland 15 800 22 300 28100 61,6 67,7 69,0 15,4 9,0 7,8 
Schweden 18 400 24100 30300 70,9 72,9 74,1 8,8 6,6 75 
Großbritan- 16 600 22 700 27400 68,5 71,5 69,5 85 5,0 8,0 
nien 

Bulgarien 4700 5300 10 700 = 52,5 58,5 = 13,7 11,2 
Tschechien 10800 13 000 19 400 - 64,7 65,7 - 7,8 6,7 
Estland 5300 8600 15 700 = 62,9 65,1 = 10,0 12,5 
Zypern 13 000 16 900 24 200 E 69,2 68,1 = 4,1 78 
Lettland 4600 7000 12500 = 61,8 61,8 = 10,5 15,4 
Litauen 5200 7500 14 000 - 61,1 60,7 E 12,5 15,4 
Ungarn 7 600 10500 15 800 = 57,0 55,8 = 5,9 10,9 
Malta 12 700 15 900 20 100 Z— 54,2 57,6 Z— 7,7 6,5 
Polen 6300 9 200 15 300 = 51,2 59,7 = 19,7 9,7 
Rumänien = 5000 11400 - 57,6 58,5 - 6,8 7,4 
Slowenien 10 900 15 200 20 700 = 62,6 64,4 = 6,7 8,2 
Slowakei 7 000 9500 17 900 E 57,7 59,5 E 17,6 13,5 


EU-27 14700 19 100 24 400 - 62,6 64,3 = 9,1 9,7 


Quelle: Eurostat 2012 (http://epp.eurostat.ec.europa.eu/portal/page/portal/eurostat/home/); Bruttoinlandspro- 
dukt (BIP) in Kaufkraftparitäten in Euro (KKS); damit werden Unterschiede der Preisniveaus zwischen Ländern 
kontrollierbar; Erwerbsbeteiligung: Quotient aus Anzahl der Erwerbstätigen im Alter zwischen 15 und 64 Jahren 
und der Gesamtbevölkerung derselben Altersklasse; Arbeitslosenquote: Anteil der Arbeitslosen an Erwerbs- 
bevölkerung zwischen 15 und 74 Jahren. 
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Hinsichtlich des sozioökonomischen Entwicklungsniveaus, gemessen am Bruttoinlands- 
produkt pro Kopf (in Kaufkraftparitäten), lassen sich innerhalb der EU immer noch 
recht deutliche Unterschiede zwischen den wohlhabendsten westeuropäischen und ei- 
nigen der osteuropäischen Staaten ausmachen. So liegen z.B. die Niederlande, Öster- 
reich, Dänemark und Schweden mit einem Pro-Kopf-BIP von über 30 000 Euro (2010) 
deutlich über dem Durchschnitt der EU-27-Staaten. Auch Deutschland liegt über dem 
Durchschnitt, allerdings nicht ganz so deutlich wie die genannten Länder. Bulgarien, 
Rumänien oder Lettland haben demgegenüber ein deutlich geringeres Wohlstandsni- 
veau. Die Einwohner dort verfügen nur über ein Drittel des materiellen Wohlstands der 
wohlhabendsten Staaten Europas. Allerdings findet ein Aufholprozess statt. Das höchste 
Pro-Kopf-BIP der osteuropäischen Beitrittsnationen haben Slowenien (20 700 Euro) 
und Tschechien (19 400 Euro) - beides Länder, die inzwischen das Niveau von Portugal 
erreicht haben. 

Auch die Erwerbsbeteiligung variiert innerhalb Europas stark. Sie ist in den EU- 
15-Staaten deutlich höher als in den Beitrittsnationen. In Deutschland, Österreich, 
Schweden, Dänemark und den Niederlanden waren 2011 zwischen 72 und 75 Prozent 
der Gesamtbevölkerung im erwerbsfähigen Alter auf dem Arbeitsmarkt aktiv. Obwohl 
dies Länder mit hohen Lohn- und Lohnnebenkosten sind, ist dort die Arbeitsnachfrage 
recht groß. Relativ niedrig ist die Erwerbsbeteiligung in Bulgarien, Ungarn und Rumä- 
nien sowie in Italien, Spanien und Griechenland, wo derzeit zwischen 56 Prozent und 
58 Prozent der Bevölkerung am Erwerbsleben beteiligt sind. Auf der Ebene zeitlicher 
Trends lassen sich auch bei diesem Indikator konvergente Entwicklungen ablesen, da 
die Erwerbsbeteiligung in einigen westlichen Staaten zuletzt stagnierte oder sogar ab- 
nahm und in einigen osteuropäischen Staaten hingegen zugenommen hat. 

Das Arbeitslosigkeitsniveau ist derzeit, wie schon in den ı990ern in der EU wie- 
der relativ hoch. Aufgrund der wirtschaftlichen Krisen der letzten Jahre ist etwa jeder 
zehnte Europäer ohne Arbeit. Besonders in den südeuropäischen und baltischen Län- 
dern, in der Slowakei und in Irland ist die Situation am Arbeitsmarkt problematisch. 
Mit einer Arbeitslosigkeit von unter fünf Prozent herrscht nahezu Vollbeschäftigung in 
Ländern wie Österreich und den Niederlanden. Auch in Deutschland, Dänemark und 
Tschechien ist die Arbeitslosigkeit derzeit sehr gering. 

In Tabelle 2 sind drei weitere aufschlussreiche Indikatoren zum Vergleich der So- 
zialstrukturen europäischer Gesellschaften aufgeführt. Bildungsbeteiligung und deren 
Veränderung lassen sich z. B. relativ gut mit dem ersten Indikator zum Anteil der Perso- 
nen mit Tertiärabschluss abbilden: Im Jahr 2010 verfügt fast jeder vierte Europäer über 
einen tertiären Bildungsabschluss. Spitzenreiter sind Länder wie Großbritannien, Finn- 
land, Schweden oder Dänemark. Italien und Rumänien bilden hier die Schlusslichter in- 
nerhalb Europas. Dies hat aber auch damit zu tun, dass das duale Berufsausbildungssys- 
tem in diesen Ländern große Bedeutung hat. Deutschland liegt mit 22,6 Prozent nahe 
am EU-Durchschnitt. Erkennbar wird für alle europäischen Staaten eine deutliche Zu- 
nahme bei den Hochschulabsolventen, was auch als Ausdruck eines forcierten Wandels 
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Tabelle2 Personen mit Tertiärabschlüssen, Ungleichheit der Haushaltseinkommen und Gender 
Pay Gap - Entwicklung in Europa zwischen 1995 und 2010 


Personen mit Tertiärab- Ungleichheit der Ein- Gender Pay Gap 
schluss (15 bis 64 Jahre) kommen (05/Q1-Ratio) 


2000 2005 2010 1995 2000 2010 1995 2000 2010 


EU-15 19,0 21,4 24,2 5,1 4,5 5,0 17 16 17 
Belgien 23,8 27,2 30,7 4,5 4,3 3,9 12 13 9 
Dänemark 22,0 28,5 28,1 2,9 3,0 4,4 13 13 16 
Deutschland 21,4 20,6 22,6 4,6 3,5 4,5 21 21 23 
Irland 19,2 26,1 32,8 5,1 4,7 3,3 20 19 13 
Griechenland 14,1 17,7 21,0 6,5 5,8 5,6 17 15 22* 
Spanien 21,2 25,8 28,1 5,9 5,4 6,9 13 15 17 
Frankreich 19,8 23,4 26,3 4,5 4,2 4,5 13 13 16 
Italien 8,1 10,7 13,0 5,9 4,8 5,2 8 6 6 
Luxemburg 16,7 23,0 30,3 4,3 3,7 4,1 19 15 12 
Niederlande 20,6 26,2 27,7 4,2 4,1 3,7 23 21 18 
Österreich = 15,1 16,4 4,0 3,4 3,7 22 20 25 
Portugal 149 11,1 13,8 7,4 6,4 5,6 5 8 13 
Finnland 27,1 28,6 31,6 3,0 3,3 3,6 17 17 19 
Schweden 26,8 25,9 28,3 3,0 3,4 3,5 13 18 16 
Großbritan- 25,7 26,7 315 5,2 5,2 5,4 26 21 20 
nien 

Bulgarien 15,1 17,8 19,4 - 3,7 5,9 - 22 16 
Tschechien 9,5 11,0 14,5 = 3,4 3,3 21 22 25 
Estland 24,1 27,4 29,7 - 6,3 5,0 27 25 28** 
Zypern 22,1 25,7 32,3 = 4,1 4,4 29 26 21 
Lettland 15,1 17,1 22,5 - 5,5 6,9 - 20 18 
Litauen 35,3 22,0 27,0 = 5,0 7,3 27 16 15 
Ungarn 11,7 14,5 17,2 - 3,3 3,4 22 21 18 
Malta 4,9 10,2 12,7 u 4,6 4,3 = 11 6 
Polen 9,2 13,9 19,8 - 4,7 5,0 - 12 10*** 
Rumänien 7,3 9,1 11,9 = 4,5 6,0 21 17 12 
Slowenien 12,9 16,7 20,2 - 3,2 3,4 14 12 4 
Slowakei 8,2 11,4 15,1 = u 3,8 = 22 21 
EU-27 17,1 19,6 22,8 - 4,5* 5,0 u 17 16 


* Daten für die EU-25. ** Daten aus 2008. *** Daten aus 2009. 


Quelle: Eurostat 2012 (http://epp.eurostat.ec.europa.eu/portal/page/portal/eurostat/home/). Personen mit Ter- 
tiärabschluss: Anteil von Hochschulabsolventen an den Personen von 15-64 Jahren (ISCED 5 + 6). Einkommens- 
ungleichheit auf Haushaltsebene: Ratio aus Einkommen Bevölkerungsanteil (20 Prozent) mit dem höchsten 
Einkommen zum Einkommen des Bevölkerungsanteils (20 Prozent) mit dem niedrigsten Einkommen; Grundlage: 
verfügbares Haushaltsäquivalenzeinkommen nach Steuern, Sozialabgaben und Transfers. Gender-Pay-Gap: Dif- 
ferenzen zwischen durchschnittlichen Brutto-Stundenverdiensten von Männern und Frauen, die mindestens 15h 
wöchentlich arbeiten (Alter: 15-64 Jahre). 
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hin zu einer europäischen Dienstleistungsgesellschaft (> Dienstleistung und Dienstleis- 
tungsgesellschaft) verstanden werden kann. 

Im Hinblick auf Einkommensungleichheit - ein Schlüsselthema der Sozialstruktur- 
forschung - sind aus der vergleichenden europäischen Sozialstatistik verschiedene In- 
dikatoren nutzbar. Auf der Ebene der Ungleichheit von Haushaltseinkommen kann z.B. 
die Einkommensrelation zwischen den obersten und den untersten 20 Prozent der Be- 
völkerung betrachtet werden. Auch bei diesem Indikator zeigen sich im Jahr 2010 er- 
neut charakteristische Unterschiede zwischen osteuropäischen und südeuropäischen 
Ländern (z.B. Lettland, Litauen, Spanien) auf der einen Seite und skandinavischen und 
mitteleuropäischen Ländern (z. B. Schweden, Österreich, die Niederlande) auf der ande- 
ren Seite. Deutschland weist eine Ungleichheit der Haushaltseinkommen unterhalb des 
EU-Durchschnitts auf. Veränderungen über die Zeit verlaufen in Ost- und Westeuropa 
unterschiedlich: In einer Mehrheit der westeuropäischen Staaten sinkt die Ungleichheit 
der Haushaltseinkommen zwischen 1995 und 2010, allerdings nimmt sie seit dem Jahr 
2000 fast überall wieder - teilweise stark - zu. Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich in 
den meisten osteuropäischen Staaten zwischen 2000 und 2010 (z.B. in Lettland, Litauen, 
Bulgarien). 

Tabelle 2 zeigt auch die Daten für die geschlechtsspezifische Ungleichheit der Löhne 
in Europa. Demnach erzielten Frauen in 2010 zwischen vier und 28 Prozent geringere 
Löhne als Männer. Diese geschlechtsspezifischen Lohnunterschiede sind in Süd- und 
Osteuropa etwas schwächer ausgeprägt als in Mittel- und Nordeuropa. Es ist zu be- 
achten, dass nur Arbeitnehmer mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von mindestens 
15 Stunden abgebildet sind. Arbeitnehmer mit marginaler Teilzeitbeschäftigung, und 
eben hierzu zählen vor allem Frauen, sind mit den Daten nicht erfasst. Mit 23 bis 28 Pro- 
zent geringeren Löhnen sind Frauen in Österreich, Deutschland, Tschechien und Est- 
land am stärksten auf dem Arbeitsmarkt benachteiligt. Ein vergleichsweise niedriges 
»Gender Pay Gap« findet sich in Slowenien, Malta, Italien und Belgien. Zwischen 1995 
und 2010 sind die geschlechtsspezifischen Lohnunterschiede im Durchschnitt nur leicht 
gesunken, vor allem in Osteuropa. In vielen westeuropäischen Staaten sind sie teilweise 
sogar gestiegen (z.B. in Griechenland, Portugal, Spanien). 


3 Die Europäisierung sozialer Ungleichheit 


Wie angedeutet, ist in der neueren Forschung verstärkt die Frage aufgeworfen worden, 
ob die komparative Perspektive für ein Verständnis neuerer Ungleichheitsentwicklun- 
gen ausreichend ist. Der Vergleich von Gesellschaften behandelt diese in der Regel als 
abgeschlossene und voneinander getrennte Einheiten, was mitunter als »methodolo- 
gischer Nationalismus« bezeichnet wird. Wechselwirkungen zwischen ihnen und Ver- 
flechtungen über nationalstaatliche Grenzen hinweg werden dabei kaum berücksich- 
tigt. Folgt man dieser Beobachtung, so stellt sich die Frage, ob vor dem Hintergrund des 
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europäischen Integrationsprozesses von einer Europäisierung der Sozialstruktur aus- 
gegangen werden kann. Beck (2008: 315) formuliert es so: »Europäisierung ist durch 
einen Meta-Wandel gekennzeichnet, nämlich dadurch, dass der Grenzkonstruktion und 
Arbeitsteilung zwischen nationaler und internationaler Politik die Grundlage entzogen 
wird. Europäisierung ist also das klassische Beispiel für einen Gestaltenwandel sozialer 
Ungleichheit durch Entgrenzung nationaler Räume.« 

Während die Rede von einer europäischen Gesellschaft (in dem Sinne wie man von 
einer nationalen Gesellschaft spricht) oder einer europäischen Sozialstruktur zu weitge- 
hend sein mag, so stellt sich dennoch die Frage nach neuen Mustern der Strukturierung. 
In der Übersicht ı sind einige dieser neuartigen Formen zusammengefasst, die einer- 
seits die Formierung neuer Gruppen mit direktem Europabezug, andererseits die Folge- 
effekte der Europäisierung im Hinblick auf soziale Lagen und Lebenschancen (siehe 
Mauj/Verwiebe 2009; 2010a) fokussieren. Aus der ersten Perspektive lässt sich die Ent- 
stehung einer europäischen Expertenklasse und eines europäisierten Milieus, trans- 
national agierender Gruppen und europäischer Transfergruppen beobachten. Aus der 
zweiten Perspektive übt die Europäisierung einen Druck auf die Regulierungs- und Re- 
distributionskraft nationalstaatlicher Systeme aus, treibt die Vermarktlichung von Le- 
benslagen voran und verstärkt die Regionalisierung bzw. Verräumlichung sozialer Un- 
gleichheit. 


Übersicht 1 Stratifikation durch Europäisierung 


Herausbildung neuer Gruppen Beispiele 


Europäische Eliten und europäisierte Milieus « EU-Bürokratie, Lobby- und Interessengruppen, Eras- 
mus-Studenten, wirtschaftliche Eliten 


Transmigranten « Mobile Gruppen mit hohem Humankapital und 
transnationalem Habitus; 
« Europäische Arbeitsmigranten (unter anderem Pen- 
delmigration und zirkuläre Migration); 
« Ruhestandsmigration 


Europäische Transfergruppen « Strukturschwache Regionen, Landwirtschafts- und 
Fischereibetriebe als Begünstigte von EU-Transfers 

Effekte auf Soziallagen und Lebens- 

bedingungen 


Vermarktlichung sozialer Lagen « Druck auf alte Industrien, nicht wettbewerbsfähige 
Branchen und Regionen sowie schwächere Markt- 
teilnehmer (z.B. Geringqualifizierte) 


Schwächung redistributiver Handlungsauto- « Europäischer Fiskalpakt; »Euro-Rettungsschirm« 
nomie 
Verräumlichung sozialer Ungleichheit e Regionale Disparitäten und neue Zentrum-Periphe- 


rie-Strukturen 


Quelle: Basiert auf Mau/Verwiebe (2009: 256). 
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3.1 Herausbildung neuer Gruppen 


Eine wichtige These der soziologischen Europaforschung ist, dass die Europäisierung 
eine Polarisierung zwischen den Eliten und den »einfachen Bürgern« hervorbringe 

(Haller 2008). Dabei wird darauf verwiesen, dass das »Projekt Europa« von Anfang 
an ein Elitenprojekt gewesen sei, getragen von Europaidealisten und politischen und 
wirtschaftlichen Entscheidungsträgern. Mit der Etablierung von Institutionen und Ent- 
scheidungsgremien hat die EU zudem der Formierung neuer administrativer und bü- 
rokratischer Eliten Vorschub geleistet. Brüssel als Sitz der Europäischen Kommission 
und Straßburg als Sitz des Europaparlaments sind heute Arbeits- und Lebensorte einer 
wachsenden Zahl von Menschen. Sie können als Nutznießer und Unterstützer des Euro- 
päisierungsprozesses gelten: Sie gestalten diesen Prozess maßgeblich mit und für sie 

gibt es ein Zugewinn an neuen Positionen, Erwerbschancen und Einfluss- und Erfah- 
rungsmöglichkeiten. Die »einfachen« Bürger dagegen gelten als weitaus skeptischer: Sie 

stehen dem Europäisierungsprozess oft distanziert gegenüber und ziehen weit weniger 
(sichtbaren) Nutzen aus einer voranschreitenden Integration. Mitunter - man denke 
nur an die gescheiterten Referenden zur europäischen Verfassung in Frankreich und 
den Niederlanden (2005) -, kündigen sie den Eliten sogar explizit die Gefolgschaft auf. 

Der Blick auf die Spitzen der Gesellschaft darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass es nicht nur im engeren Sinne Funktionseliten sind, die von der Europäisierung 
profitieren, sondern auch ein wachsendes Milieu mit europazentrierten Karriere- und 
Lebenswegen - Unternehmer, Hochqualifizierte in der Wissenschaft und der freien 
Wirtschaft, Beschäftigte in wissensintensiven Bereichen und neuen Dienstleistungs- 
ökonomien, auch die Studierenden, die durch das Erasmus-Programm länderübergrei- 
fend mobil sind und sich »europäisieren«, können dazugezählt werden. Ihre Vorteile 
erwachsen vor allem aus der Schaffung eines gemeinsamen Marktes, dem Abbau von 
Grenzkontrollen und dem Prinzip der Freizügigkeit, welches allen Unionsbürgern er- 
laubt, ihren Aufenthalts-, Arbeits- und Wohnort selbst zu wählen. Zwar ist die Rate 
innereuropäischer Migration (> Migration) immer noch gering, aber sie steigt in den 
letzten Jahren an. Im Jahr 2000 hatten sich etwa 1,5 Prozent aller EU-Bürger langfristig 
in einem anderen EU-Land niedergelassen. Nach Angaben von Eurostat leben inzwi- 
schen im EU-Durchschnitt 2,3 Prozent der EU-Bürger in einem anderen EU-Land als 
ihrem Heimatland. Dieser Bevölkerungsanteil variiert von 0,05 Prozent in Bulgarien, 
über 6,2 Prozent in Belgien, bis zu über 36 Prozent in Luxemburg. 

Die wohl bedeutsamste Mobilitätsbewegung findet sich derzeit in Ost-West-Rich- 
tung im Zuge des Beitritts der ost- und mitteleuropäischen Mitgliedsländer. Aufgrund 
des großen Wohlstandsgefälles zwischen Ost- und Westeuropa gab es schon vor dem 
eigentlichen Beitrittszeitpunkt größere Migrationsströme; Deutschland stellte dabei das 
wichtigste Zielland dar. Polnische Migranten stellen die größte Gruppe, wobei viele ein- 
fache Tätigkeiten vor allem im Dienstleistungssektor aufnahmen. Heute leben knapp 
unter einer halben Million Menschen mit polnischer Staatsbürgerschaft in Deutschland; 
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die Zahl der Personen mit polnischem Migrationshintergrund liegt nach Daten des Mi- 
krozensus bei 1,5 Millionen. Die osteuropäischen Migranten sind nur zum Teil als dau- 
erhafte Migranten anzusehen. Ein großer Teil arbeitet auf saisonaler Basis oder pendelt. 
Auch gibt es vor allem nach Polen, dem größten Beitrittsland, inzwischen bedeutsame 
Rückwanderungen. Im Zuge der wirtschaftlichen Schwierigkeiten in einigen südeuro- 
päischen Ländern (unter anderem Griechenland, Spanien, Portugal) zeigen erste Zah- 
len einen Anstieg der Mobilität vor allem gut qualifizierter junger Menschen, wobei wie- 
derum Deutschland ein beliebtes Wanderungsziel darstellt. 

Es gibt aber nicht nur Wanderungen entlang der innereuropäischen Wohlstandsdif- 
ferenzen, innerhalb Europas hat die Mobilität insgesamt zugenommen. Aktuell geben 
13 Prozent der Europäer an, schon einmal länger als drei Monate im Ausland gearbei- 
tet zu haben; immerhin acht Prozent haben mindestens ein halbes Jahr im Ausland 
studiert oder eine Schule besucht (Daten des Eurobarometer 2010, EB 73,3). Beson- 
ders weit verbreitet sind diese Auslandserfahrungen in Luxemburg, Schweden und Dä- 
nemark, deutlich geringer dagegen in Italien oder Tschechien. Es gibt auch eine weit 
verbreitete Bereitschaft, auslandsmobil zu sein. Im EU-Durchschnitt sagen elf Pro- 
zent, dass es sehr wahrscheinlich ist, dass sie in den nächsten zehn Jahren das eigene 
Land verlassen werden. Eine Zunahme der Mobilität insgesamt spiegelt sich auch in 
den Daten für Deutschland: Für Deutschland ist die Zahl der Fortzüge seit Anfang der 
1990er Jahre (mit Schwankungen) deutlich angestiegen, auf inzwischen 100 000 und 
165 000 Auswanderern pro Jahr. Waren noch in den 1950er und 1960er Jahren die klas- 
sischen Auswanderungsländer USA, Neuseeland und Kanada die prominentesten Wan- 
derungsziele, lässt sich inzwischen von einer Europäisierung der Wanderung sprechen 
(Verwiebe et al. 2010). Heute gehen circa 60 Prozent aller deutschen Wandernden ins 
europäische Ausland. Zählt man dann noch Pendler, saisonale Migration und tempo- 
räre Ruhestandsmigration dazu, erhöht sich diese Zahl noch einmal deutlich (> Räum- 
liche Mobilität). 

Die europäisierten Milieus und die neuen EU-Migranten stehen für Gruppen, die 
aktiv am »doing Europe« beteiligt sind und dadurch neue transnationale soziale Räume 
schaffen (> Transnationalisierung). Die Europäisierung greift aber weiter, weil die Le- 
benslagen vieler Menschen durch Marktbildung, europäische Gesetzgebung oder re- 
gulative und redistributive Politiken beeinflusst werden. Besonders augenscheinlich ist 
dies für jene Gruppen, Regionen und sogar ganze Länder, die direkt von europäischen 
Transfers oder Formen der Unterstützung abhängig sind. Die europäische Landwirt- 
schaft profitiert beispielsweise unmittelbar von hohen europäischen Subventionen, wes- 
halb diese auch als wohlfahrtspolitische Unterstützung für die ländliche Bevölkerung 
charakterisiert worden sind. Derzeit werden jährlich circa 60 Milliarden Euro aus Brüs- 
sel an die landwirtschaftlichen Betriebe überwiesen. Mit diesen Transfers werden Ag- 
rarpreise massiv subventioniert. Wichtige Transferleistungen werden auch im Rahmen 
der Struktur- und Regionalfonds umgesetzt, durch welche strukturschwache und be- 
nachteiligte Regionen Fördermittel erhalten. Dies sind vor allem Regionen in den Bei- 
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trittsländern, aber auch periphere Regionen in Italien, Portugal, Ostdeutschland und 
Großbritannien. Von 2007 bis 2013 wurden über 300 Milliarden Euro für die Regional- 
politik eingesetzt. 


3.2 Effekte auf Soziallagen und Lebensbedingungen 


Gleichfalls von großer Bedeutung für die mittelfristige Ungleichheitsentwicklung sind 
die europäisch angeleiteten Prozesse der Marktbildung und Liberalisierung, welche die 
Lebenschancen von Individuen und Gruppen beeinflussen (Vobruba 2005). Nach wie 
vor spielen nationale Faktoren eine dominante Rolle für die Strukturierung sozialer Un- 
gleichheit, aber die Europäisierung treibt die Vermarktlichung sozialer Lagen voran: Die 
Lebensbedingungen und -chancen sind recht unmittelbarer der Marktbewertung un- 
terworfen. Zwar ist die Gewinner-Verlierer-Dichotomie eine zu simple Vorstellung der 
damit einhergehenden Veränderungen, aber es gibt durchaus größere Gruppen, die zu- 
nehmend unter Druck geraten, während andere sich besser positionieren können. Ent- 
scheidend sind dabei das individuelle Humankapital, aber auch Aspekte wie Flexibilität 
und Mobilitätsbereitschaft. Es gibt eine wachsende Kluft zwischen jenen, die sich auf- 
grund ihrer Fähigkeiten und Qualifikationen im Wettbewerb behaupten können, und 
jenen, die durch ihren Mangel an wettbewerbsfähigen Ausstattungen zu sozialen Ver- 
lierern werden (Münch/Büttner 2006). Mit der Durchsetzung des europäischen Bin- 
nenmarktes wurde zudem ein Deutungsmuster sozialer Ungleichheit institutionalisiert, 
welches die klassischen wohlfahrtsstaatlichen Prinzipien von Ausgleich und Umvertei- 
lung zunehmend durch die Marktlogik substituiert (vgl. Bach 2008). Nicht zuletzt auf- 
grund dieser neuartigen Spaltungslinie entstehen auch innergesellschaftliche Konflikte 
um Fragen von Öffnung und Schließung, die Rolle des Staates oder Themen wie Globa- 
lisierung und Zuwanderung. 

In jüngster Zeit ist die wechselseitige Abhängigkeit in Fiskal- und Währungsfra- 
gen stark in den Vordergrund getreten. Im Zuge der Staatsschuldenkrise im Euroraum 
sind wichtige Stabilisierungsmechanismen eingeführt worden, die den Weg in Richtung 
einer »Transfer- und Haftungsunion« weisen. Die Haftung einzelner Mitgliedstaaten 
oder auch der gesamten EU ist nach den europäischen Verträgen eigentlich ausgeschlos- 
sen; allerdings sind die Vereinbarungen auf europäischer Ebene dahingehend geändert 
worden, dass ein dauerhafter Stabilitätsmechanismus dann greifen soll, wenn die Stabi- 
lität der gesamten Eurozone in Gefahr gerät. Griechenland, aber auch andere europäi- 
sche Länder, die Hilfen zur Stabilisierung ihrer Finanzhaushalte erhalten, müssen sich 
jedoch von außen diktierten Sparauflagen beugen. Diese institutionellen Regelungen 
sollen dazu dienen, den drohenden Zahlungsausfall einzelner Länder des Euroraums 
abzuwenden und damit auch die gesamte Stabilität der europäischen Währung abzusi- 
chern. Aus Ungleichheitsperspektive bedeutet diese Entwicklung zweierlei: Einerseits 
werden einzelne Mitgliedsländer des Euroraums von massiven Finanzhilfen bzw. Fi- 
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nanzzusagen abhängig, die einen Staatsbankrott abwehren sollen, andererseits verlie- 
ren diese Länder an nationaler Eigenständigkeit. Die Gestaltung ihres Staatshaushalts 
und Regelungen in Bereichen wie z.B. Arbeitsmarkt, Beschäftigung, Renteneintritt und 
Steuererhebung. werden weitgehend durch andere europäische Akteure mitbestimmt. 
Das kommt einer tendenziellen Entmachtung nationaler Regierungen und Parlamente 
gleich, erhöht aber auch das gesellschaftliche Konfliktpotential. Zentrale Auseinander- 
setzungen finden dabei nicht mehr innergesellschaftlich statt, sondern zwischen den 
Bevölkerungen und jenen supranationalen und ausländischen Akteuren - so auch der 
deutschen Regierung und der EU -, die ihre Hilfen an einschneidende Sparanstrengun- 
gen knüpfen. 

Ein weiterer Aspekt der Europäisierung der Sozialstruktur ist der der Regionalisie- 
rung sozialer Ungleichheit (> Regionen und Regionalismus). In historischer Perspektive 
war es eine der großen Leistungen der Nationalstaaten, nicht nur zwischen Klassen und 
sozialen Gruppen, sondern auch zwischen Regionen für sozialen Ausgleich sorgen zu 
können. So schreibt Martin Heidenreich (2003: 34): » Nationalstaaten haben |[...] mit 
einigem Erfolg versucht, die Auskristallisierung regionaler Unterschiede zu regionalen 
Ungleichheiten zu verhindern, indem regionale Unterschiede zum einen erfolgreich ver- 
hindert wurden und indem sie zum anderen in nichtterritorial definierte soziale Un- 
gleichheiten transformiert wurden.« Im Rahmen des Europäisierungsprozesses ergeben 
sich jedoch auch hier Veränderungen: Einerseits begrenzt Europa die Autonomie der 
Nationalstaaten, andererseits stärken Regionalisierungs- und Dezentralisierungspro- 
zesse die Rolle der Regionen als politische Akteure. Zugleich führt die Entstehung eines 
gemeinsamen Marktes zu einer neuen räumlichen Dynamik wirtschaftlicher Prozesse. 
Sowohl in den westeuropäischen wie auch den osteuropäischen Ländern nehmen die 
interregionalen Ungleichheiten zu. Dabei spielen Fragen der wirtschaftlichen Struktur, 
des Humankapitals und der Beschäftigung eine Rolle, aber auch solche der regionalen 
Lage. In vielen Ländern wachsen die Disparitäten zwischen weniger entwickelten, oft ag- 
rarisch oder von veralteten Industrien geprägten Peripherien und Semiperipherien und 
den urbanisierten Dienstleistungszentren mit einem großen Anteil wissensbasierter Be- 
schäftigung (Heidenreich 2003, 2010). Mit der regionalen Ballung qualifizierter Beschäf- 
tigung nimmt wiederum das Gefälle an interregionalen Einkommensungleichheiten zu. 

Die horizontal-territoriale Ausrichtung von Ungleichheit stellt das im nationalstaat- 
lichen Kontext formulierte Ziel der einheitlichen Lebensbedingungen in Frage und wirft 
gleichfalls Probleme für das auf der EU-Ebene formulierte Entwicklungsziel des territo- 
rialen Zusammenhalts auf. Weiterhin verändern sich die großen Linien sozialer Struk- 
turierung: Zu den bekannten ungleichheitsrelevanten Faktoren wie Bildung, Geschlecht 
und Alter treten verstärkt solche, die sich am Wohn-, Arbeits- und Aufenthaltsort fest- 
machen. Die Verräumlichung sozialer Ungleichheit lässt ein Muster der Bevölkerungs- 
gliederung hervortreten, in welchem sozialökologische Faktoren verstärkt mit gruppen- 
spezifischen oder individuellen Faktoren interagieren. Das gilt auch für Deutschland, 
welches neben sehr prosperierenden Regionen beispielsweise in Baden-Württemberg 
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abgeschlagene Regionen im Ruhrgebiet oder Sachsen-Anhalt besitzt, in denen sich 
Armut und soziale Probleme konzentrieren. 


4 Fazit 


Es ist noch verfrüht, eine sichere Prognose über weitere Entwicklungen im Bereich der 
Europäisierung nationaler Sozialstrukturen abzugeben. Die Sozialstrukturforschung 
(auch die komparativ angelegte) ist noch immer mehrheitlich auf einen nationalen Kon- 
text fokussiert. Erst in jüngerer Zeit lassen sich eine Reihe von Studien finden, die aus 
einer transnationalen Ungleichheitsperspektive sozialstrukturelle Phänomene untersu- 
chen (Berger/Weiß 2008). Empirisch zeigen sich einige wesentliche Tendenzen, die in 
zukünftiger Forschung weiter zu untersuchen sind: Zuletzt haben innerhalb vieler euro- 
päischer Staaten die sozialen Ungleichheiten wieder zugenommen, Arbeitsmarktpro- 
bleme haben sich ebenfalls vergrößert (Arbeitslosigkeit, Gender Pay Gap). Durch den 
Europäisierungsprozess selbst haben sich zusätzlich neue horizontale und vertikale Un- 
gleichheitsstrukturen innerhalb Europas gebildet, die die bislang primär nationalstaat- 
lich verfassten Sozialstrukturen überlagern. Dabei entstehen neue Gewinner- und Ver- 
liererkonstellationen. Zu den Gewinnern zählen beispielsweise die europäisierten Eliten 
und hochqualifizierte Migranten, zu den Verlierern die Beschäftigten in traditionellen 
Industrien oder bestimmten peripheren Regionen. Auf der Ebene der Nationalstaaten 
ist die EU vor allem durch die letzte Erweiterungsrunde deutlich ungleicher geworden. 
Die Sozialstruktur in Deutschland ist heute Teil einer europäisierten Sozialstruktur ge- 
worden. Nationalstaatlich verankerte sozialstrukturelle Faktoren spielen mit europäi- 
schen Faktoren zusammen. Daher sind die Ungleichheitsmuster vielgestaltiger und he- 
terogener geworden, als dies noch vor zwei Jahrzehnten der Fall war. Sie bilden eine 
neuartige sozialstrukturelle Landschaft heraus, die die Wissenschaft erst zu kartografie- 
ren und zu verstehen beginnt. 
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Dienstleistung und Dienstleistungsgesellschaft 


Heike Jacobsen 


1 Gegenstand und Fragestellungen 


Dienstleistungen sind allgegenwärtig. Sie dominieren den Wirtschaftsprozess in den 
traditionell als »entwickelte Industriegesellschaften« bezeichneten Ländern, wie Daten 
zum zunehmenden Anteil der Dienstleistungswirtschaft an der volkswirtschaftlichen 
Wertschöpfung, Daten zum Wachstum der Beschäftigung in Dienstleistungssektoren 
oder in Dienstleistungsberufen zeigen." In Deutschland werden heute mehr als zwei 
Drittel des Bruttoinlandsprodukts mit Dienstleistungen erwirtschaftet und drei Viertel 
der Erwerbstätigen - also circa 30 Millionen Personen - sind in Dienstleistungsberei- 
chen tätig, das sind mehr als doppelt so viele wie 1970 (Erwerbstätigenrechnung Statis- 
tisches Bundesamt 2011). 

Warum gewinnen Dienstleistungen immer mehr an Gewicht? Was bedeutet ihre 
Dominanz für Wirtschaft und Gesellschaft? Leben wir heute und in Zukunft in einer 
Dienstleistungsgesellschaft, die die frühere Industriegesellschaft abgelöst hat? Geht 
diese Entwicklung immer so weiter oder gibt es eine Grenze der Dienstleistungsexpan- 
sion? Diese und weitere Fragen werden in Politik und Wissenschaft vor allem mit Blick 
auf die Arbeitsmarkteffekte der Tertiarisierung sowie mit Blick auf die Produktivitäts- 
entwicklung der deutschen Wirtschaft diskutiert. Die Einschätzungen gehen dabei häu- 
fig weit auseinander: Zum einen werden große Hoffnungen auf neue Beschäftigungs- 
felder gesetzt, die verlorengegangene Arbeitsplätze in der Industrie ersetzen können; 
dabei zeichnet sich jedoch ab, dass der deutsche Weg in die Dienstleistungsgesellschaft 
zum Teil mit problematischen Arbeitsbedingungen einhergeht und dass weitaus weni- 
ger Dienstleistungen angeboten werden als in vielen anderen Ländern. Zum anderen 
wird befürchtet, dass weiteres Dienstleistungswachstum die Stärken der exportorien- 
tierten deutschen Industrie in den Hintergrund drängen könnte, während gleichzei- 
tig produktionsorientierte Dienstleistungen im Vergleich zu anderen Ländern weniger 
stark zunehmen. Diese politischen Fragen werden in der Regel unter Rückgriff auf sek- 


1 In einer Auswertung von Daten der International Labour Organisation (ILO) von 2002 zeigen Bryson 
et al. (2004: 9), dass in der Mehrzahl aller Länder bereits mehr als 50 Prozent der Erwerbstätigen in 
Dienstleistungszweigen tätig sind. Ausnahmen sind das mittlere und südliche Afrika, die Balkanstaa- 
ten einschließlich Griechenland, die Anrainer des Schwarzen Meeres sowie alle asiatischen Länder bis 
auf den Irak, Japan und Taiwan. 
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torale und funktionale Dienstleistungsklassifikationen geführt. Ein expliziter Bezug auf 
theoretische Ansätze zur Erklärung des Dienstleistungswachstums und des Tertiarisie- 
rungsprozesses findet dabei kaum statt. Es gibt jedoch in den Wirtschaftswissenschaften 
und in der Soziologie relevante Ansätze, die versprechen, diese Prozesse künftig besser 
verstehen zu können. Gemeinsam ist ihnen, dass sie Dienstleistungen nicht mehr als 
Restgröße behandeln, in der alle die wirtschaftlichen Tätigkeiten versammelt werden, 
die nicht der materiellen Produktion zugeordnet werden können. Vielmehr werden sie 
nun als eigenständige ökonomische Aktivitäten konzipiert, die durch Vermittlungs- und 
Beziehungsleistungen gekennzeichnet sind (Abschnitt 2). In empirischen Beschreibun- 
gen des langfristigen wirtschaftsstrukturellen Wandels erscheint Deutschland als ver- 
spätet und in geringerem Maße »tertiarisierte« Ökonomie (Abschnitt 3). Die aktuelle 
Dynamik auf dem Arbeitsmarkt legt die Interpretation nahe, dass sich eine bestimmte 
Konzeption von Dienstleistungsgesellschaft durchzusetzen begonnen hat, die mit er- 
heblichen Widersprüchen einhergeht (Abschnitt 4). Deutschland, so kann man zusam- 
menfassend festhalten, steht trotz des erreichten Tertiarisierungsgrades vor der Her- 
ausforderung, die Qualität von Dienstleistungsangeboten und von Dienstleistungsarbeit 
zukünftig besser zu sichern (Abschnitt 5). 


2 Definitionen und Theorien der Tertiarisierung 
2.1 Wirtschaftswissenschaften 


Bis in die jüngere Vergangenheit dominierten im wirtschaftswissenschaftlichen Denken 
Interpretationen und Definitionen, in denen Dienstleistungen per definitionem als »un- 
produktiv« verstanden wurden. Im Fokus der klassischen Definitionen von Dienstleis- 
tungen standen negative Abgrenzungen - Dienstleistungen seien »immateriell«, »nicht 
lagerfähig«, »nicht transportfähig« (zur Diskussion des damit verbundenen »endlosen 
Streits um die Definition von Dienstleistungen« vgl. Häußermann/Siebel 1995). Erst in 
der jüngeren Vergangenheit mehren sich die Bemühungen, diese unbefriedigende Situa- 
tion zu überwinden und zu einem substanziellen Verständnis von Dienstleistungen als 
wirtschaftliche Güter sui generis zu gelangen. 

In volkswirtschaftlicher Perspektive bemüht man sich aktuell darum, Dienstleistun- 
gen als »fabric« (Jany-Catrice/Ribault 2005) zu verstehen, als »Gewebe«, das allen Pro- 
duktionsprozessen im heutigen Kapitalismus zugrunde liegt, z.B. in Form von wissen- 
schaftlich-technischem Wissen oder in Form von Handels- und Finanztransaktionen. 
Dienstleistungen werden hier also nicht über ihren Inhalt zu definieren versucht, son- 
dern über ihr Ergebnis oder über ihre Funktion im Wirtschaftsprozess. Diese Funktion 
wird zudem nicht mehr als der materiellen Produktion nachgeordnet, sondern als aus 
sich heraus relevant verstanden. 
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In betriebswirtschaftlicher Sicht werden Dienstleistungen seit längerem dadurch 
charakterisiert, dass sie den Zustand einer Person oder eines Artefakts verändern. 
Damit tritt zum einen der Prozesscharakter einer Dienstleistung in den Vordergrund; 
zum anderen wird die Beteiligung eines organisationsexternen Nutzers bzw. »externen 
Faktors«, also eines außerhalb des Verfügungsbereichs einer Organisation liegenden 
Gegenstands oder Prozesses oder einer externen Person hervorgehoben, wie folgende 
neuere Definition zeigt: »Dienstleistungen [lassen sich] als Leistungen interpretie- 
ren, die durch eine Kombination interner und externer Produktionsfaktoren am ex- 
ternen Faktor erbracht werden« (Ahlert/Evanschitzky 2003: 28). Dienstleistungen wer- 
den hier also als eigenständige Bestandteile des Wirtschaftsprozesses gefasst. Sie stellen 
Beziehungen zwischen ökonomischen Einheiten untereinander oder zwischen ökono- 
mischen Einheiten und weiteren Akteuren her, denn die Veränderung eines Zustands 
eines externen Faktors setzt voraus, dass eine Beziehung zu diesem Externen hergestellt 
werden muss. 

In der Ökonomik versucht man zurzeit, einer neu zu konstituierenden Wissenschaft 
von den Dienstleistungen - Services Science (Stauss 2008: 4) - einen systematischen 
disziplinären Ort zuzuweisen. Am weitesten reicht ein Verständnis von Services Science, 
das die Analyse einer »service-dominant logic« (Vargo/Lusch 2004) zum Programm er- 
hebt. In Zukunft, so dieser Ansatz, werde die bisherige »goods-centred dominant logic« 
(ebd.) von einer Logik der Dienstleistungsorientierung abgelöst. Alle Prozesse würden 
vom Nutzer her konfiguriert. Dienstleistungen beruhten auf der Anwendung spezia- 
lisierten Wissens und spezialisierter Kompetenzen zum Wohle der Nutzer (Spohrer 
2008: 16; Vargo/Lusch 2004). 

Mit diesen Bemühungen zur Arrondierung eines neuen Forschungs- und Wissen- 
schaftsfeldes werden Dienstleistungen aus ihrem Status als Abweichung von den durch 
die Produktion von Sachgütern gesetzten Normen gelöst und als eigenständige, viel- 
leicht sogar selbst neue Normen setzende Prozesse und Strukturen zu etablieren ver- 
sucht. Sie werden als Prozesse der Vermittlung und Beziehung zwischen Anbietern und 
Nutzern verstanden; Prozessorientierung und Ergebnisorientierung markieren dabei 
zwei sich ergänzende Perspektiven. Das impliziert, dass Unwägbarkeiten und nicht di- 
rekt beeinflussbare Faktoren im Zuge des Erstellungsprozesses wesentlichen Einfluss auf 
das Ergebnis nehmen können. Eine solche Ergebnisoffenheit spielt, wie im Folgenden 
zu zeigen ist, auch in der soziologischen Theorieentwicklung eine Rolle. 


2.2 Sozialwissenschaften 


In der Soziologie legte bereits Max Weber (1972) mit der Analyse der bürokratischen Or- 
ganisation und mit der Diagnose der fortschreitenden formalen Rationalisierung nicht 
nur der Wirtschaft, sondern auch der Lebensführung die Grundlagen für ein soziolo- 
gisches Verständnis der Tertiarisierung als unaufhaltsamen Prozess, der wirtschaftliche, 
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kulturelle und soziale Dimensionen umfasst. Dienstleistungen schirmen danach die 

Prozesse der materiellen Produktion von unwägbaren äußeren Einflüssen ab. Sie drin- 
gen gleichzeitig in Form von Technologien der betriebsförmigen Haushaltsführung und 

Selbstdisziplinierung in den Alltag ein. In besonders prägnanter, jedoch auch verkürzter 

und polemischer Weise griff George Ritzer mit seiner »McDonaldisierungsthese« dieses 

Webersche Theorem zur Untersuchung aktueller Rationalisierungsschübe im Dienstleis- 
tungssektor auf (Ritzer 1995; Ritzer/Stillman 2001). 

Die erste explizite Analyse des Tertiarisierungsprozesses legte zur Mitte des 20. Jahr- 
hunderts der französische Sozialökonom Jean Fourastie (1969) vor. Er definierte den 
Dienstleistungssektor dadurch, dass in ihm diejenigen Tätigkeiten geleistet werden, de- 
ren Arbeitsproduktivität nur schwer technisch-organisatorisch gesteigert werden könne. 
Tertiarisierung werde nicht nur dadurch in Gang gesetzt, dass die komplexer werdende 
materielle Produktion mehr technische und organisatorische Dienstleistungen erfordert 
(»kollektiver Hunger nach Tertiärem«), sondern es sind bei Fourastie vor allem die sich 
mit zunehmendem Wohlstand steigernden Impulse aus der Bedarfsartikulation der pri- 
vaten Konsumenten (»individueller Hunger nach Tertiärem«), die zu prinzipiell unend- 
lichem Wachstum der Dienstleistungen führen und damit einen zivilisatorischen Fort- 
schritt ermöglichen, der in einer stabilen »tertiären Zivilisation« münde. 

Nachfolgende soziologische und sozioökonomische Konzeptualisierungen knüpften 
zunächst an die Tradition der politischen Ökonomie an und definierten Dienstleistun- 
gen vor allem in Abgrenzung und Ableitung von der materiellen Produktion, also insbe- 
sondere als nicht-materiell, nicht-herstellend, uno actu im Prozess von Produktion und 
Konsumtion erzeugt (Bell 1973; Gartner/Riessman 1978; Gershuny 1981; für einen Über- 
blick siehe Jacobsen 2005). Einen Durchbruch für ein genuin soziologisches Verständ- 
nis von Dienstleistungen in der deutschen Soziologie brachte der Versuch einer »ma- 
krosoziologischen und funktionalen Definition des Dienstleistungssektors« (Berger/ 
Offe 1984: 233) von Ulrike und Johannes Berger und Claus Offe zu Beginn der 1980er 
Jahre. Danach umfasst der » Dienstleistungssektor die Gesamtheit jener Funktionen im 
gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß, die auf die Reproduktion der Formalstruktu- 
ren, Verkehrsformen und kulturellen Rahmenbedingungen gerichtet sind, unter denen 
die materielle Reproduktion der Gesellschaft stattfindet« (ebd.). Auf knappe Begriffe ge- 
bracht wurde diese Definition als die »Gewährleistungsfunktion« von Dienstleistungen 
bzw. ihrer Bestimmung, der »Instandhaltung von etwas« (ebd.: 235) zu dienen. Berger 
und Offe machten damit die gesellschaftliche Funktion von Dienstleistungen zu ihrem 
Definitionskriterium, statt sie inhaltlich zu bestimmen. Sie bezogen zudem den Staat als 
» Träger« gemeinwohlorientierter und vor allem sozialer Dienstleistungen systematisch 
ein und trugen so der Expansion Öffentlich organisierter Dienstleistungen Rechnung. 
Allerdings stellt ihr funktionalistischer Zugriff in erster Linie auf Erhalt des Status Quo 
ab. Dienstleistungen werden in diesem Konzept als notwendig zu organisierende Funk- 
tionen betrachtet und gewinnen nicht den Stellenwert eines aus sich selbst heraus exis- 
tierenden wirtschaftlichen Guts oder sozialen Phänomens. So ist zwar das Wachstum 
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produktionsorientierter Dienstleistungen mit diesem Ansatz gut erklärbar, nicht jedoch 
die zunehmende Durchdringung der privaten Lebensführung mit konsumbezogenen 
und sozialen Dienstleistungen. Gerade Letzteres erscheint jedoch für den mit der Ter- 
tiarisierung verbundenen gesellschaftlichen Wandel hoch bedeutsam. 

Mit Deutschmann (2002: 29 ff.) ist aber hervorzuheben, dass sich ein soziologisches 
Konzept von Dienstleistung nicht auf die Funktion der Gewährleistung, des Erhalts des 
Status quo und der Absicherung gegen neu auftretende Risiken beschränken kann, son- 
dern auch ihren Beitrag zur Möglichkeit von Innovationen durch Transfer gesellschaft- 
licher und kultureller Impulse in die Produktion einbeziehen muss. Folgende Elemente 
einer soziologischen Dienstleistungstheorie können auf Basis der bisher in Soziologie 
und Ökonomik erarbeiteten Konzepte formuliert werden: In Dienstleistungssituationen 
finden Interaktionen zwischen einem Kontext der Erzeugung einerseits und einem Kon- 
text der Nutzung andererseits statt. In beiden Kontexten spielt Ungewissheit im Sinne 
von Erwartungsoffenheit eine Rolle - auf Seiten der Erzeugung ist ungewiss, wann, in 
welchem Maße und in welcher spezifischen Qualität etwas zu gewährleisten bzw. zu 
vermitteln ist; auf Seiten der Nutzung ist ungewiss, ob die angebotene Dienstleistung 
den erwarteten Erfolg bringt. Das einzelne Dienstleistungsereignis ist auf der Mikro- 
Ebene der sozialen Interaktion beobachtbar. Die konkrete Form dieser Interaktion ist 
mitbestimmt durch Institutionen und Konventionen, die Erwartungssicherheit auf bei- 
den Seiten zu schaffen versuchen (Meso-Ebene). Eine Gesellschaftsformation, in der 
Dienstleistungen als Vermittlungsleistungen zwischen Erzeugungs- und Nutzungskon- 
texten unter der Bedingung von Ungewissheit zum dominanten Modus wirtschaftlichen 
und sozialen Handelns werden, kann als Dienstleistungsgesellschaft betrachtet werden 
(Makro-Ebene) (vgl. Jacobsen 2010). 


3 Sozialgeschichtliche Entwicklung der Tertiarisierung 


In teils nur loser Verbindung zu den theoretischen Versuchen der Bestimmung von 
Dienstleistungen und der Erklärung des Tertiarisierungsprozesses entwickelte sich eine 
empirische Forschung zu den Erscheinungsformen dieses Prozesses. Vorherrschende 
Betrachtungsweise ist die Ebene des wirtschaftsstrukturellen Wandels, also der Ver- 
schiebung von Wirtschaftsleistung und Erwerbstätigkeit vom primären und sekun- 
dären Sektor zum tertiären oder Dienstleistungssektor. Die » Drei-Sektoren-Theorie« in 
ihrer klassischen Form (Clark 1940; Fisher 1939) legte die Grundlagen für bis heute ge- 
bräuchliche Beschreibungen des langfristigen wirtschaftsstrukturellen Wandels. Inner- 
halb des tertiären Sektors werden Dienstleistungen überwiegend nach ihren Funktio- 
nen für Wirtschaft und Gesellschaft in distributive, produktionsorientierte, soziale und 
personenbezogene Leistungen differenziert; weitere interessante Klassifikationen unter- 
scheiden nach finalen/intermediären sowie nach marktförmig und nicht-marktförmig 
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erbrachten Diensten. Die einfachste Differenzierung stellt produktionsbezogene Dienste 
konsumbezogenen Diensten gegenüber (z.B. Häußermann/Siebel 1995). 

Als erste Dienstleistungen werden in der Wirtschafts- und Sozialgeschichte der frü- 
hen Neuzeit insbesondere Finanz-, Handels- und Transportdienstleistungen betrach- 
tet, weil ihnen große Bedeutung für die Entwicklung neuer Formen des Wirtschaftens 
zukommt: Finanzdienstleistungen ermöglichten es, größere Geldbeträge aufzubringen, 
um bis dahin bestehende Grenzen in Volumen und Reichweite vor allem von Handels- 
geschäften zu überschreiten. Der Handel trug dazu bei, neue Absatzmärkte zu erschlie- 
ßen und Innovationen durch neue Kombinationen von Gütern und Wissen zu fördern. 
Das sich entwickelnde Transportwesen legte die Grundlagen für diese neuen Verflech- 
tungen. Dienstleistungen tragen also bereits seit langem zur Ermöglichung und Un- 
terstützung wirtschaftlicher Tätigkeiten bei. Mit der Industrialisierung gewann diese 
Rolle der Dienstleistungen für die Volkswirtschaften noch an Gewicht. Hinzu kam mit 
den technologischen Entwicklungen die Möglichkeit für neue Dienstleistungen; insbe- 
sondere effizientere Transport- und Kommunikationsdienste (Schiffbau und Naviga- 
tion, Eisenbahn, Telefon) schufen neue Expansionsmöglichkeiten für wirtschaftliches 
Handeln. Darüber hinaus trug die Zentralisierung öffentlicher Aufgaben in den sich 
während des 19. Jahrhunderts etablierenden Nationalstaaten ebenfalls zum Wachstum 
der Dienstleistungen bei. Weitere erhebliche Wachstumsimpulse gingen von dem im 
Zuge der Industrialisierung stattfindenden Ausbau und der Ausdifferenzierung weiterer 
Dienstleistungen insbesondere im Bildungswesen, im Gesundheitswesen, in der Für- 
sorge für Arme und in Sicherheitsdiensten aus. Diese knappen historischen Hinweise 
verdeutlichen, dass Dienstleistungen immer schon relevant waren als »Gewebe«, das 
die materielle Produktion nicht nur begleitet und von ihr abgeleitet wird, sondern sie zu 
wesentlichen Teilen erst ermöglicht. 

Differenzierte Daten zu diesen Entwicklungen liegen ab den letzten Dekaden des 
19. Jahrhunderts vor. Die Dienstleistungsbeschäftigung wuchs langfristig allmählich, 
seit Mitte des 20. Jahrhunderts jedoch exponentiell (Abbildung ı): Um das Jahr 1970 er- 
reichte die Beschäftigung in der industriellen Produktion ihren Höhepunkt und gleich- 
zeitig übertraf der Anteil der Dienstleistungsbeschäftigten erstmals den der in der In- 
dustrie Beschäftigten. Zu diesem Zeitpunkt wurde also rein quantitativ betrachtet die 
Industriegesellschaft von der Dienstleistungsgesellschaft abgelöst. 

Innerhalb des Dienstleistungssektors fanden um die Wende vom 19. zum 20. Jahr- 
hundert deutliche Verschiebungen statt (vgl. Daten bei Willms-Herget 1985): Zwischen 
1882 und 1925 expandierten insbesondere die gewerbeorientierten sowie die staatlichen 
und sozialen Dienstleistungen im Zuge der Etablierung der industriellen Produktions- 
weise. Dass gleichzeitig die haushaltsbezogenen Dienstleistungen abnahmen, spiegelt 
zum einen die Durchsetzung der Kleinfamilie als dominierende Lebensform (» Familie 
und Lebensformen) und zum anderen die beginnende Substituierung von haushaltsbe- 
zogenen Dienstleistungen durch Sachgüter, also etwa die zunehmenden Möglichkeiten, 
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Abbildung 1 Sektoraler Wandel der Erwerbstätigkeit in Deutschland 1800-2010 
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Dinge des täglichen Bedarfs zu kaufen, statt sie selbst im Haushalt zu erzeugen oder wei- 
terzuverarbeiten. 

Trotz dieser schon in den ersten Jahrzehnten der modernen Erwerbswirtschaft zu be- 
obachtenden ausgeprägten Tertiarisierung war Deutschland kein Vorreiter dieser Ent- 
wicklung. In den USA übertraf bereits 1890 die Dienstleistungsbeschäftigung (30 Pro- 
zent) den Anteil der in der Industrie Beschäftigten (27 Prozent) (Fourastié 1969: 110). In 
Frankreich wurde dieser Entwicklungsstand 1936 erreicht (ebd.). Im weiteren histori- 
schen Verlauf seit dem ersten Viertel des 20. Jahrhunderts setzte sich dieser Rückstand 
Deutschlands fort. 

Interessante international vergleichende historische Daten haben hierzu insbeson- 
dere Manuel Castells und Yoko Aoyama vorgelegt (vgl. Aoyama/Castells 2002; Castells 
1996). Unter den OECD-Ländern Kanada, Frankreich, Italien, Japan, Vereinigtes König- 
reich, USA und Deutschland behauptete Deutschland im betrachteten Zeitraum von 
1920 bis 2000 seine Stellung als Land mit dem höchsten Anteil industrieller (= transfor- 
mativer) Beschäftigung (33 Prozent im Jahr 2000). Zugleich bewegte es sich - ebenso 
wie die anderen Länder mit Ausnahme Japans - hin zu einer Struktur, in der die sozia- 
len Dienstleistungen heute etwa ein Viertel der Erwerbstätigen beschäftigen (von sechs 
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Abbildung2 Sektoraler Wandel im internationalen Vergleich 1920-2000 
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Prozent in 1920 zu 26 Prozent in 2000). Zugenommen haben außer den sozialen auch 
die produktionsbezogenen Dienstleistungen (von zwei Prozent in 1920 zu zwölf Prozent 
in 2000). Relativ wenig gewachsen sind hingegen die distributiven Dienste (von zwölf 
Prozent in 1920 zu 18 Prozent in 2000); die personenbezogenen Dienste stagnierten fast 
(7,7 Prozent in 1920 zu 8,6 Prozent in 2000). 

Die deutsche Entwicklung wird also mit gewisser Berechtigung als »verspätet« (so 
zuerst Scharpf 1986) bezeichnet. In den 1990er und zu Beginn der 2000er Jahre setzte 
eine bis heute nachwirkende kritische Diskussion darüber ein, ob hinter dieser Verspä- 
tung eine grundsätzliche Problematik stehe, die dem weiteren wirtschaftlichen Wachs- 
tum und vor allem dem Abbau der seit dem Höhepunkt der industriellen Beschäftigung 
einsetzenden hartnäckigen strukturellen Arbeitslosigkeit (> Arbeitslosigkeit) entgegen- 
stehe. Es wurde eine »Dienstleistungslücke« (Stille et al. 2003) im Vergleich zu den 
meisten westlichen Industrieländern und insbesondere zu den USA konstatiert. Dienst- 
leistungen würden deshalb ihrer Aufgabe als » Beschäftigungsmotor« nicht hinreichend 
gerecht werden. Die Erwartung war, dass Arbeitsplatzverluste im industriellen Sektor 
durch zusätzliche Arbeitsplätze im Dienstleistungssektor »kompensiert« werden könn- 
ten. Diskutiert wurde in diesem Zusammenhang auch, dass es kulturell verankerte Vor- 
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behalte gegen die Inanspruchnahme von Dienstleistungen ebenso wie gegen die Bereit- 
schaft, in Dienstleistungen tätig zu werden, gäbe und Deutschland deshalb der Makel 
einer »Servicewüste« anhafte. 


Aus der Vielzahl der zu diesen Fragen vorgelegten Studien lassen sich folgende Ar- 


gumentationslinien zusammenfassen: 


Eine Position bestreitet die Breite der »Dienstleistungslücke«, bei der es sich teilweise 
um ein statistisches Artefakt handle: Die für das deutsche Produktionsmodell kenn- 
zeichnende diversifizierte Qualitätsproduktion mit ihren Merkmalen eines hohen 
Anteils qualifizierter Facharbeit und in hohem Maße vertikal integrierter Unterneh- 
men impliziert, dass produktionsorientierte Dienstleistungen zu einem relativ gro- 
ßen Anteil innerhalb der Industrie selbst erbracht werden, sodass sie also zumindest 
statistisch in sektoraler Betrachtung nicht in Erscheinung treten. Dieses Argument 
wird gestützt durch die in Deutschland im internationalen Vergleich in höherem 
Maße ausgeprägte funktionale Tertiarisierung: Der Anteil der in Dienstleistungs- 
berufen Tätigen ist in Deutschland ebenso hoch wie in vielen der Vergleichsländer, 
auch wenn sich dies nicht in der sektoralen Struktur zeigt - auch innerhalb des in- 
dustriellen Sektors arbeiten also in Deutschland mehr Personen in Dienstleistungs- 
berufen als anderswo (Bosch 2001; Stille et al. 2003). 

Die sozialen, personen- und haushaltsbezogenen Dienstleistungen sind in Deutsch- 
land weniger expansiv, weil das hierzulande verfolgte »konservative«, d.h. noch zu 
großen Teilen dem traditionellen Familienbild verhaftete Wohlfahrtsstaatsregime 
(» Sozialstaat und soziale Sicherheit) zwei Modellen der Dienstleistungserbringung 
gleichermaßen entgegenwirkt, nämlich sowohl einer größeren staatlichen Verant- 
wortung für die Bereitstellung sozialer Dienstleistungen als auch der Herausbildung 
eines expandierenden Marktes für entsprechende haushaltsorientierte Dienstleis- 
tungen etwa bei der Betreuung von Kindern (Häußermann/Siebel 1995). Damit 
geht eine immer noch leicht unterdurchschnittliche Frauenerwerbstätigkeit einher 
(> Frauen) - auch dies eine Folge nach wie vor widersprüchlicher, »konservativ« 
geprägter institutioneller Signale wie dem Ehegattensplitting sowie Regelungen zur 
geringfügigen Beschäftigung (Anxo/Storrie 2001; Häußermann/Siebel 1995). 
Umfassende international vergleichende Analysen des Phänomens der »Dienstleis- 
tungslücke« ergaben, dass es keine grundlegenden kulturellen Unterschiede in der 
Bereitschaft, Dienstleistungsarbeit zu verrichten oder Dienstleistungen in Anspruch 
zu nehmen, sind, die das Wachstum in Deutschland hemmen, sondern dass neben 
der absoluten Höhe der für die Nachfrage nach Dienstleistungen zur Verfügung ste- 
henden Einkommen Impulse aus den politischen Rahmenbedingungen ausschlagge- 
bend sind (Bosch/Wagner 2003; Gregory et al. 2007). 


Inzwischen ist es um die »Dienstleistungslücke« etwas stiller geworden. Insbesondere 
seitdem die jüngste Finanzmarktkrise offenbart hat, dass die sehr weitgehend tertiari- 
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sierten Ökonomien der USA und Großbritanniens in besonders starkem Maße von den 
mit der Verselbständigung der Finanzwirtschaft verbundenen Unwägbarkeiten und Ri- 
siken betroffen sind, hat die industrielle Orientierung der deutschen Ökonomie und 
Politik wieder an Gewicht und Reputation gewonnen. Es ist mittlerweile nur noch sel- 
ten von einem Rückstand der Dienstleistungsentwicklung in Deutschland die Rede. Tat- 
sächlich ist bei einem Anteil von fast drei Vierteln der Erwerbstätigen und zwei Dritteln 
der Wirtschaftsleistung auch nur schwer begründbar, dass weitere Tertiarisierung in 
jedem Fall von besonderem Vorteil wäre. 


4 Gegenwart und Ausblick 


Gegenwärtig wird immer deutlicher, dass die Entwicklung der Dienstleistungen in 
Deutschland vor allem vor qualitativen Herausforderungen steht: Welche Dienstleis- 
tungen müssen ausgebaut werden, um veränderten Bedarfen etwa einer alternden Ge- 
sellschaft (> Alter und Altern der Gesellschaft) gerecht zu werden? Wie können neue 
Technologien so genutzt werden, dass sie die Qualität von Dienstleistungsangeboten ver- 
bessern? Welche Anforderungen stellt die weitere Tertiarisierung an Bildung und Aus- 
bildung (> Bildung und Bildungssystem)? Wie kann sichergestellt werden, dass Dienst- 
leistungsarbeit gemäß ihrem Wert für die Gesellschaft anerkannt und bezahlt wird? Zu 
diesen und weiteren Fragen wurden im zurückliegenden Jahrzehnt einige Analysen und 
Lösungsansätze vorgelegt. 

Michael Vester (2011) und Martin Baethge (2011) haben kürzlich zwei Analysen auf 
Basis aktueller Daten zur Bedeutung der voranschreitenden Tertiarisierung für die So- 
zialstruktur Deutschlands (Vester) bzw. zu den Implikationen der arbeitsinhaltlichen 
Veränderungen für Bildung und Gesellschaft (Baethge) vorgestellt. Vester betrachtet 
Strukturverschiebungen der Beschäftigung in den vergangenen beiden Jahrzehnten im 
Schnittfeld dreier Dynamiken - der anhaltenden Tertiarisierung, der Zunahme höhe- 
rer Bildungsabschlüsse und der weitergehenden Integration von Frauen in Erwerbsar- 
beit. Er konstatiert, dass diese Dynamiken in Deutschland auch heute noch weniger 
ausgeprägt sind als in Vergleichsländern, macht dafür jedoch im Unterschied insbeson- 
dere zur wirtschaftswissenschaftlichen Diskussion nicht strukturelle Gesetzmäßigkei- 
ten, sondern das Wirken teils widerstreitender »Markt- und Akteurskräfte« (ebd.: 633) 
verantwortlich. Darin setzen sich im Grunde die oben bereits skizzierten Hemmnisse 
gegen weitergehende Dienstleistungsexpansion fort. Insbesondere kritisiert Vester den 
zurückhaltenden Ausbau der sozialen Dienste und die damit einhergehende relativ ge- 
ringere Expansion der Frauenerwerbsarbeit. Besonders expansiv sind nach seinen Er- 
gebnissen die Beschäftigungsfelder mit vorherrschend interpersoneller Arbeitslogik auf 
professionellem und semi-professionellem Niveau (höhere Bildungs-, Medizin-, Kultur- 
und Publizistikberufe; Erziehungs-, Sozialarbeits- und Therapiefachberufe). Etwas we- 
niger expansiv sind die Berufe mit organisatorischer Arbeitslogik und hier ebenfalls die 
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höheren Qualifikationsstufen (höhere Verwaltungs-, Finanz- und Vermarktungsberufe; 
Buchhaltungs- und Rechtsberufe). In beiden Berufsfeldern schrumpfen die Beschäfti- 
gungsanteile auf den niedrigeren Qualifikationsstufen. Das Berufsfeld mit technischer 
Arbeitslogik reduziert sich insgesamt erheblich, vor allem bei den hier besonders rele- 
vanten Facharbeiterberufen. 

Baethge verwendet eine andere Systematik der Zuordnung von Berufen zu Dienst- 
leistungsfeldern, kommt jedoch zu ähnlichen Ergebnissen wie Vester. Expandieren wer- 
den demzufolge die Rechts-, Management- und wirtschaftswissenschaftlichen Berufe, 
die künstlerischen, Medien-, geistes- und sozialwissenschaftlichen Berufe, Gesundheits- 
und Sozialdienstberufe auf höherem, sowie Gastronomie- und Reinigungsberufe auf 
niedrigerem Qualifikationsniveau. Baethge erwartet für die Zukunft eine dreifach diffe- 
renzierte Entwicklung: mehr Beschäftigung in hochqualifizierten »sekundären« Berufs- 
feldern, die für Innovationen wichtig sind (z. B. Forschung, Entwicklung, Management); 
relativ stabile Beschäftigung im mittleren Qualifikationssegment und leichte Expansion 
in einigen gering qualifizierten »primären« Dienstleistungsfeldern (z.B. Verkaufen, Re- 
parieren, Bewirten). 

Beide Analysen konstatieren also eine Zunahme der hochqualifizierten Dienstleis- 
tungstätigkeiten. Bei den gering qualifizierten Tätigkeiten kommen sie zu unterschied- 
lichen Einschätzungen (siehe dazu weiter unten die Ergebnisse von Bosch/Weinkopf 
2011). Interessant ist, dass in beiden Arbeiten der Versuch unternommen wird, quer 
zu den statistischen Kategorien der Berufe inhaltliche Bestimmungen von Dienstleis- 
tungstätigkeiten vorzunehmen. Vester unterscheidet zwischen interpersoneller, orga- 
nisatorischer und technischer Arbeitslogik; Baethge (2011: 451) konzeptualisiert eine 
allen Dienstleistungstätigkeiten gemeinsame Arbeitslogik der Interaktivität: » Arbeit, 
die unmittelbar bedürfnisbezogen auf ein konkretes Gegenüber gerichtet ist«. Darin ist 
der Kern von Dienstleistung als Vermittlungsleistung zwischen Erzeugungs- und Pro- 
duktionskontext gut zu erkennen. Baethge hebt zudem hervor, dass Interaktivität nicht 
auf die Arbeitsprozesse beschränkt betrachtet werden sollte, sondern auch die Form- 
bestimmtheit von Dienstleistungsarbeit als Erwerbsarbeit unter kapitalistischen Bedin- 
gungen zu berücksichtigen sei. Er thematisiert damit die impliziten Widersprüche zwi- 
schen Anforderungen der Nutzer an angemessene Dienstleistungsqualität, Interessen 
der Beschäftigten an angemessenen Arbeitsbedingungen und Interessen der Unterneh- 
men und Organisationen an effizienten und ökonomisch ertragreichen Dienstleistungs- 
prozessen. 

Diese Widersprüche, so sei hier hervorgehoben, stehen im Zentrum kapitalistischer 
Dienstleistungsgesellschaften. Mit Blick auf die Qualifikations- und Kompetenzanforde- 
rungen bedeutet dies, dass Dienstleistungsbeschäftigte nicht nur über mehr kodifizier- 
tes Wissen verfügen, sondern auch methodische und soziale Kompetenzen einbringen 
sollen, die es ihnen ermöglichen, selbständig Entscheidungen auch in komplexen Ar- 
beitsprozessen zu treffen und dabei stabile Maßstäbe für qualitativ zumindest befriedi- 
gende Dienstleistungsqualität anzulegen. Baethge schlägt deshalb vor, Dienstleistungs- 
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tätigkeiten als professionelle Tätigkeiten zu betrachten, weil sie primär der Lösung von 
Nutzerproblemen dienen sollen, statt dem ökonomischen Nutzen des Erbringers. Wie 
die hierzu erforderliche relative Autonomie im Rahmen abhängiger Erwerbsarbeit und 
ökonomischer Interessen der Dienstleistungsorganisationen hergestellt werden kann - 
darin liegt eine der wichtigsten gesellschaftspolitischen Herausforderungen für die Zu- 
kunft. Gefragt sind Standards, Institutionen und Anerkennungsmechanismen für qua- 
siprofessionelle Dienstleistungsarbeit in allen Sektoren. 

Welche Hürden dem noch entgegenstehen, zeigt unter anderem eine aktuelle Ana- 
lyse von Bosch/Weinkopf (2011). Sie fragen nach den Zusammenhängen zwischen dem 
sektoralen Wandel zugunsten von Dienstleistungen und dem Aufkommen bzw. der Ver- 
festigung eines »Niedriglohnsektors« in Deutschland. Bis in die 1970er Jahre, so die 
Autoren, sei die Dienstleistungsbeschäftigung im Rahmen der auch für die Industrie 
geltenden Institutionen gewachsen; es seien also überwiegend unbefristete Vollzeitar- 
beitsplätze in tarifgebundenen Organisationen eingerichtet worden. Seither jedoch habe 
sich der expandierende Dienstleistungssektor zum »Experimentierfeld für prekäre Ar- 
beit« (ebd.: 439; siehe auch Jacobsen 1999) entwickelt. Sie belegen, dass ein Viertel der 
Arbeitsverhältnisse im Dienstleistungssektor nicht dem Normalarbeitsverhältnis ent- 
spricht, gegenüber elf Prozent im sekundären Sektor. In Dienstleistungsbranchen mit 
gering oder auf mittlerem Niveau Qualifizierten liegt dieser Anteil bei bis zu drei Vier- 
teln (konkret: im Gastgewerbe). 

Stimmt also die Formel, dass Dienstleistungsarbeit gleich gering qualifizierte Ar- 
beit gleich Arbeit für Niedriglohn ist? Wie die skizzierten Analysen zeigen, ist diese 
Formel weitaus zu kurz gegriffen. Die allermeisten und die künftig weiter expandieren- 
den Dienstleistungstätigkeiten sind hoch qualifiziert und nicht grundsätzlich schlechter 
bezahlt als herstellende Tätigkeiten. Dennoch zeigen die Befunde zur Koinzidenz von 
Dienstleistungsexpansion und gering entlohnter atypischer Beschäftigung, dass es bis- 
her nicht hinreichend gelungen ist, für alle Dienstleistungstätigkeiten angemessene Ar- 
beitsbedingungen sicherzustellen. Wie oben mit Bezug auf die Qualität von Dienstleis- 
tungen gesagt, hat auch dieses Problem eine gesellschaftspolitische Dimension: Wenn es 
nicht gelingt, Dienstleistungsbeschäftigung zu Bedingungen zu organisieren, die denje- 
nigen entsprechen, die im Zuge der industriegesellschaftlichen Entwicklung zur Norm 
wurden, wird aus der »großen Hoffnung für das 20. Jahrhundert« (Fourastie), nämlich 
einer von schwerer körperlicher Arbeit entlasteter und den verfeinerten Bedürfnissen 
und Interessen zugewandten Gesellschaft, eine Gefahr für den Arbeitsmarkt und die Zi- 
vilgesellschaft. Es sind viele Schritte notwendig, um dieses Problem zu lösen. Bosch und 
Weinkopf lenken die Aufmerksamkeit zum einen auf die Angebotsseite und hier insbe- 
sondere auf die unzureichende öffentliche Finanzierung sozialer Dienstleistungen. Zum 
anderen schlagen sie Mindestlöhne, bessere Regulierung atypischer Beschäftigung und 
die Abschaffung der Minijobregelung vor. 
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5 Zusammenfassung und gesellschaftspolitische Handlungsfelder 


Der wirtschaftsstrukturelle Wandel hin zur Dominanz von Dienstleistungen ist unge- 
brochen. Neue Technologien und die zunehmende Erfahrung der Unternehmen mit 
der Integration von Kunden/Nutzern in die Leistungsprozesse legen es nahe, künftig 
auf strikte Unterscheidungen zwischen Produkten und Diensten zu verzichten. Beides 
geht zunehmend ineinander über. Damit prägen Leistungen der Vermittlung zwischen 
einem Erzeugungs- und einem Nutzungskontext unter der Bedingung von Ungewiss- 
heit, wie es im oben skizzierten Modell als kennzeichnend für Dienstleistungen fest- 
gehalten wurde, künftig immer weitere ökonomische Aktivitäten. Die Geschichte der 
Tertiarisierung ist als Prozess zunehmender Vermittlungen zwischen bisher nicht ver- 
bundenen Bereichen zu verstehen. Kommunikation und Interaktion in direkten und in- 
direkten Arrangements werden zur verallgemeinerten Arbeitserfahrung der Erwerbstä- 
tigen und zur Alltagserfahrung der Bürger. 

Das hat Folgen für die benötigten Qualifikationen und Kompetenzen: Wenn Arbeit 
zunehmend interaktiv und kommunikativ wird, müssen die Arbeitenden die Möglich- 
keit haben, ihre Arbeit auch entsprechend ihren persönlichen Maßstäben und Zielen 
zu gestalten. Nur dadurch können Dienstleistungsprozesse erfolgreich und in zuver- 
lässiger Qualität geleistet werden. Enge operative Vorgaben oder gar ethisch zweifel- 
hafte Unternehmensstrategien können dafür nicht handlungsleitend sein. Eine tertiari- 
sierte Ökonomie verlangt also eine Gesellschaft von Bürgern, die die Verantwortung für 
ihr Handeln selbst tragen. In diesem Sinne ist Jean Fourasties »große Hoffung für das 
20. Jahrhundert« vielleicht doch keine Utopie, sondern ein konkretes Zukunftsprojekt. 
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Ehrenamt 


Marcel Erlinghagen 


1 Definition und Abgrenzung 


Mit dem Begriff Ehrenamt sind produktive Tätigkeiten (» Arbeit«) gemeint, die ohne 
Entlohnung, in Anbindung an eine Organisation außerhalb des privaten Haushalts (also 
z.B. Vereine) und zu Gunsten Dritter geleistet werden. Tätigkeiten sind entsprechend 
dem »Dritt-Personen-Kriterium« dann produktiv, wenn die Leistungen prinzipiell auch 
von Dritten gegen Bezahlung erbracht werden könnten - ohne jeden Zweifel handelt es 
sich bei ehrenamtlichen Aktivitäten folglich um Arbeit. Einerseits grenzt das Kriterium 
der Unentgeltlichkeit ehrenamtliche Arbeit von Erwerbsarbeit ab. Andererseits gibt es 
wesentliche Unterschiede im Vergleich zu anderen, ebenfalls nicht entlohnten infor- 
mellen Tätigkeiten: Im Gegensatz zum Ehrenamt zielt Eigenarbeit beispielsweise auf die 
Versorgung des Tätigen selbst (also z.B. kochen oder putzen für den eigenen Bedarf). 
Und anders als im Ehrenamt findet Netzwerkhilfe unter Freunden, in der Nachbarschaft 
oder Familie mehr oder weniger spontan, ohne Anbindung an eine Organisation statt 
(vgl. Erlinghagen 2000a). 

Der Begriff des »Ehrenamtes« wurde erstmalig in der Landesgemeindeordnung für 
Westfalen im Jahr 1856 schriftlich erwähnt (Winkler 1994). In der jüngeren Vergangen- 
heit ist diskutiert worden, inwieweit dieser aus dem 19. Jahrhundert stammende Be- 
griff noch zeitgemäß sei oder aber durch einen anderen Begriff ersetzt werden sollte. 
In der Diskussion ist hier zum einen der Begriff »Freiwilligenarbeit«, wodurch in der 
Tat eine einfache Anknüpfung an die internationale Debatte unter dem englischen Be- 
griff des »volunteering« möglich wäre. Zum anderen werden ehrenamtliche Aktivitäten 
zunehmend unter dem breiteren Begriff des »Bürgerschaftlichen Engagements« sub- 
sumiert (vgl. BMFSFJ 2009; Enquete Kommission 2002). Jedoch hat die Verwendung 
des ursprünglichen Begriffs des Ehrenamtes auch wesentliche Vorteile. Sowohl mit dem 
Begriff der »Freiwilligenarbeit« als auch des »Bürgerschaftlichen Engagements« sind 
normative Aussagen verbunden. »Freiwilligkeit« ist daher als Abgrenzungskriterium 
gegenüber anderen Arbeitsformen wenig geeignet. Denn »Freiwilligkeit« suggeriert 
in diesem Zusammenhang, dass soziales Engagement immer freiwillig erbracht würde. 
Dadurch wird aber sozialer Druck als Motiv für ehrenamtliche Arbeit von vornherein 
verneint. Noch problematischer ist die Verwendung des Begriffs » Bürgerschaftliches 
Engagement«. Auch hier wird in ungeeigneter Weise versucht, bestimmte Tätigkeiten 
normativ von anderen abzugrenzen, indem prinzipiell eine Gemeinwohlorientierung 
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solcher Tätigkeiten unterstellt wird. Dies unterschlägt wiederum, dass ehrenamtliche 

Arbeit durchaus auch gemeinwohlschädigend sein kann, z. B. wenn es um Aufgaben und 

Funktionen in rechtsextremen Organisationen geht (siehe Abschnitt 4). Außerdem wer- 
den unterschiedlich formalisierte Tätigkeiten des Ehrenamts, der nicht organisationsge- 
bundenen Netzwerkhilfe oder aber auch Sponsoringaktivitäten von Unternehmen unter 

dem Label »Bürgerschaftliches Engagement« unnötigerweise vermischt. 


2 Sozialgeschichtliche Entwicklung 


Das Ehrenamt ist ein Element der modernen bürgerlichen Gesellschaft. Insbesondere 
durch Demokratisierung und Industrialisierung wuchsen sowohl die Möglichkeit als 
auch die Notwendigkeit sozialen Engagements jenseits überkommener feudaler oder 
kirchlicher Ordnungsprinzipien. Die Auflösung des Zunftzwanges, die Entstehung 
neuer Gewerbe und Industrien, die Aufhebung feudaler Abhängigkeiten und - damit 
einhergehend - die vergrößerte Mobilität und Urbanisierung führten zu bis dahin un- 
bekannten gesellschaftlichen Problemlagen, denen mit Hilfe neuer voluntaristischer Or- 
ganisationen insbesondere in Form von » Assoziationen« oder »Vereinen«, aber auch 
mit einer verstärkten politischen Selbstverwaltung vor allem auf kommunaler Ebene be- 
gegnet werden konnte. Hierbei oblag es dann ehrenamtlichen Funktionsträgern, die in- 
terne Organisation ebenso wie die externe Repräsentation dieser Zusammenschlüsse zu 
übernehmen (Winkler 1994). So wuchs die Zahl meistens konfessionell oder statusab- 
hängiger Vereine oder Verbände im 19. Jahrhundert rapide (Aner/Hammerschmidt 
2010) - und mit ihnen gleichzeitig auch die Zahl der in diesen Organisationen ehren- 
amtlich Tätigen (auch wenn hier keine genaue Quantifizierung aufgrund fehlender Da- 
ten möglich ist). 

Neben solchen erstarkten voluntaristischen Organisationen wuchs durch die gleich- 
zeitig zu beobachtende Stärkung der kommunalen und regionalen Selbstverwaltung 
das ehrenamtliche Engagement zusätzlich. Zum Teil bestand hier sogar eine gesetzliche 
Pflicht, unbezahlte Gemeinschaftsaufgaben als öffentliches Ehrenamt (z.B. in der Ar- 
menfürsorge) zu übernehmen (Aner/Hammerschmidt 2010), zum Teil waren solche öf- 
fentlichen Ehrenämter aber auch Wahlämter (insbesondere in der Kommunalverwal- 
tung). In der Regel standen diese Ehrenämter allerdings nur bestimmten Bürgern offen. 
Zum einen waren Frauen von öffentlichen Ehrenämtern häufig ausgeschlossen. Zum 
anderen musste die » Amtsbefähigung« gegeben sein, die sich durch eine ökonomische 
Selbständigkeit der Aktiven auszeichnete. Winkler (1994: 136 f.) nennt hier zumindest 
für Wahlämter insbesondere das Mindestalter von 24 Jahren sowie das Verfügen über 
ein eigenes Vermögen als wesentliche Kriterien. Dadurch wird auch die enge Verbin- 
dung zwischen Ehrenämtern und dem von Max Weber geprägten Begriff der »Hono- 
ratioren« deutlich. Demnach sind »Honoratioren« solche Personen, die »kraft ihrer 
ökonomischen Lage imstande sind, kontinuierlich nebenberuflich in einem Verband 
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leitend und verwaltend ohne Entgelt [...] tätig zu sein, und welche [...] eine [...] soziale 
Schätzung derart genießen, daß sie die Chance haben, [...] kraft Vertrauens der Genos- 
sen [...] die Aemter inne zu haben.« (Weber 1980: 170). Hier wird bereits deutlich, was 
sich bis heute empirisch bestätigen lässt, nämlich dass die Ausübung von Ehrenämtern 
häufig individuelle Ressourcen in Form von Finanz-, Human- und Sozialkapital voraus- 
setzt (siehe Abschnitt 4). Ehrenämter waren (und sind in vielen Fällen noch heute) so- 
mit keine Kompensation für fehlende Anerkennung oder mangelnden Erfolg in anderen 
gesellschaftlichen Sphären (z. B. der Erwerbsarbeit), sondern - im Gegenteil - Ausdruck 
eines von vornherein relativ hohen sozialen Status. 

Überraschenderweise beschränkt sich die sozialgeschichtliche Ehrenamtsforschung 
weitgehend auf die Ursprünge und die daran anschließende Entwicklung bis zum ausge- 
henden 19. Jahrhundert, höchstens jedoch bis zur Weimarer Republik (Aner/Hammer- 
schmidt 2010; Sachße 2011) und ist hierbei häufig ein »Nebenprodukt« der historischen 
Vereins- oder Verbändeforschung. Die Entwicklung ehrenamtlicher Arbeit vor allem 
in der Bundesrepublik der 1950er bis 1980er Jahre liegt bislang weitgehend im Dun- 
keln. Umso überraschender ist es daher, dass in Teilen der Wissenschaft und der Politik 
seit den 1990er Jahren von einem »Strukturwandel des Ehrenamtes« ausgegangen wird 
(vgl. exemplarisch Hacket/Mutz 2002), obwohl empirische Fakten weder zum Ausmaß 
ehrenamtlichen Engagements noch zur sozialstrukturellen Zusammensetzung oder gar 
zur Motivlage ehrenamtlich Aktiver der 1950er bis 1980er Jahre vorliegen. Insofern sind 
die angenommenen langfristigen Veränderungen vom traditionellen zum »Neuen Eh- 
renamt« mit einer mutmaßlich abnehmenden Organisationstreue, einer stärkeren Pro- 
jektförmigkeit des Engagements oder aber einer veränderten Motivlage der Aktiven 
derzeit kaum mehr als Spekulation. 


3 Gegenwärtige und prognostizierte Ausprägung 


Im internationalen Vergleich ist das ehrenamtliche Engagement in Deutschland recht 
hoch. Auf Basis der Daten des European Social Survey (ESS) und des Surveys »Citi- 
zenship, Involvement and Democracy« (CID) lässt sich zeigen, dass im Jahr 2002 24,6 
Prozent der Deutschen ehrenamtlich aktiv gewesen sind und dadurch ähnliche Betei- 
ligungswerte erreicht werden wie in Großbritannien oder aber den USA (Abbildung ı). 
Höhere Werte werden nur in Skandinavien und den Niederlanden beobachtet, während 
vor allem in Südeuropa und den Transformationsländern des ehemaligen Ostblocks ein 
deutlich geringerer Bevölkerungsanteil ehrenamtlich aktiv ist. Diese Unterschiede ver- 
weisen darauf, dass ein Faktor ehrenamtlichen Engagements der institutionelle Kon- 
text ist, in dem Bürger sich engagieren (Anheier/Salamon 1999). Hierzu zählen nicht 
nur kulturell geprägte Normen und Werte, sondern wesentlich scheinen auch die durch 
den Wohlfahrtsstaat geschaffenen Gelegenheitsstrukturen ehrenamtlicher Beteiligung 
zu sein (siehe Abschnitt 4). 
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Abbildung 1 Anteil ehrenamtlich Aktiver im internationalen Vergleich, 2002' 
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Quellen: ESS und CID (querschnittsgewichtet), eigene Berechnungen. 


Langfristig hat der Bevölkerungsanteil ehrenamtlich Aktiver in Deutschland deutlich 
zugenommen (Abbildung 2). Waren im Jahr 1986 25 Prozent der erwachsenen Bevölke- 
rung (hier: mindestens 18 Jahre alt) in der alten Bundesrepublik aktiv, ist deren Anteil 
bis 2009 kontinuierlich auf gut 31 Prozent in Westdeutschland angestiegen. Dieser Zu- 
wachs ist sowohl einer Zunahme des regelmäßigen Engagements (mindestens einmal im 
Monat) als auch des selteneren Engagements geschuldet. In den neuen Bundesländern 
hat seit der Wiedervereinigung der Anteil ehrenamtlich Aktiver ebenfalls von 21,4 Pro- 
zent (1992) auf 27,6 Prozent (2009) zugenommen, wobei auch hier sowohl die regelmä- 
Bige als auch die seltenere Beteiligung gewachsen ist. Gleichwohl ist die Beteiligungs- 
quote in Ostdeutschland nach wie vor geringer als im Westen. 

Bei einer Unterscheidung der Beteiligungsquoten regelmäßig ehrenamtlich Aktiver 
hinsichtlich wesentlicher soziodemografischer Faktoren (Abbildung 3) zeigt sich zudem, 
dass Männer mit mehr als 20 Prozent deutlich aktiver sind als Frauen mit knapp 15 Pro- 
zent. Personen mit Migrationshintergrund bekleiden deutlich seltener ein Ehrenamt 
als Personen ohne Migrationshintergrund. Zudem lassen sich Alterseffekte beobachten: 
Hier sind vor allem die 40- bis 55-Jährigen besonders aktiv, aber auch das Engagement 
der Jugendlichen (unter 20 Jahre) sowie der 56- bis 65-Jährigen ist recht hoch. Diese 
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Abbildung2 Anteil ehrenamtlich Aktiver im Zeitverlauf, Deutschland (West und Ost) 
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Quelle: SOEP (querschnittsgewichtet), eigene Berechnungen. 


Alterseffekte verweisen darauf, dass ehrenamtliche Arbeit lebensphasenspezifisch eine 
unterschiedliche Bedeutung haben kann. So ist die Phase zwischen dem 2o. und 40. Le- 
bensjahr vor allem durch Ausbildung, Erwerbseinstieg und Familiengründung gekenn- 
zeichnet, wodurch zeitliche Ressourcen für die Übernahme von Ehrenämtern knapper 
werden. Und bei den über 65-Jährigen kommen schließlich zunehmend gesundheit- 
liche Einschränkungen hinzu, sodass soziale Aktivitäten problematischer werden. Al- 
lerdings muss hier berücksichtigt werden, dass sich hinter solchen Altersverteilungen 
unterschiedliche Kohorteneffekte verbergen können. Denn die Übernahme von Ehren- 
ämtern hängt nicht nur von den aktuellen Lebensumständen potenziell Aktiver ab, son- 
dern ist zudem beeinflusst von Sozialisations- und Engagementerfahrungen im zurück- 
liegenden Lebensverlauf (Erlinghagen 2008a). Ferner dürften auch langfristige Trends 
wie die Bildungsexpansion und eine verbesserte gesundheitliche Lage solche im Quer- 
schnitt zu beobachtenden, altersabhängigen Einflüsse überlagern. 

Wie oben erwähnt, hat bereits Max Weber anhand des Honoratiorenbegriffs deut- 
lich gemacht, dass zur Übernahme von Ehrenämtern individuelle Ressourcen notwen- 
dig sind. Dies zeigen auch die Befunde in Abbildung 4, die in Übereinstimmung mit 
entsprechenden Ergebnissen der Ehrenamtsforschung stehen (vgl. z.B. Wilson/Musick 
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Abbildung3 Anteil regelmäßig ehrenamtlich Aktiver nach soziodemografischen Merkmalen, 
Deutschland 2009 
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1997). So nimmt die ehrenamtliche Beteiligung mit steigendem Bildungsabschluss deut- 
lich zu: Während im Jahr 2009 nur 12,1 Prozent der Ungelernten regelmäßig ein Ehren- 
amt ausüben, ist der Anteil unter den Akademikern mit 22,9 Prozent fast doppelt so 
hoch. Wie zuvor bereits angedeutet, zeigt sich zudem, dass zwischen ehrenamtlicher 
Aktivität und Gesundheitszustand ein positiver Zusammenhang besteht. Und darüber 
hinaus zeigen insbesondere Arbeitslose aber auch Rentner deutlich geringere Engage- 
mentquoten als Erwerbstätige. Diese Befunde machen deutlich, dass »freie Zeit« als we- 
sentliche Voraussetzung ehrenamtlicher Beteiligung sicherlich von Bedeutung ist, je- 
doch häufig überschätzt wird. Es scheint auf den ersten Blick zwar paradox, dass vor 
allem solche Menschen Ehrenämter übernehmen, die auch in anderen gesellschaft- 
lichen Subsystemen (Nachbarschaft, Erwerbsarbeit, Familie) aktiv sind (Erlinghagen/ 
Hank 2011). Auf den zweiten Blick wird jedoch klar, dass ehrenamtliche Arbeit nicht 
voraussetzungslos ist, sondern eben finanzielle Ressourcen, aber auch Qualifikationen 
und Fähigkeiten verlangt. Ehrenämter sind nämlich mitnichten geringqualifizierte Tä- 
tigkeiten, weshalb eine ehrenamtliche Beteiligung häufig die gleichen oder zumindest 
ähnliche Qualifikationen erfordert, wie die erfolgreiche Teilnahme an Erwerbsarbeit 
(Erlinghagen 2000b). Hinzu kommt, dass durch Erwerbstätigkeit oder auch Familie die 
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Abbildung 4 Anteil regelmäßig ehrenamtlich Aktiver nach Berufsabschluss, subjektivem Gesund- 
heitszustand und Erwerbsstatus, Deutschland 2009 
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Gelegenheiten und eventuell auch Notwendigkeiten für die Übernahme eines Ehrenam- 
tes wachsen, beispielsweise im Betriebsrat oder aber in der Schulpflegschaft. 

Jeder zehnte mindestens 14 Jahre alte Bundesbürger - das zeigen die Zahlen des Bun- 
desfreiwilligensurveys - war im Jahr 2009 ehrenamtlich im Sport aktiv. Mit erheblichem 
Abstand folgen dann »Kirche und Religion« sowie »Schule und Kindergarten« (jeweils 
knapp sieben Prozent). Auf den Plätzen vier bis sechs folgen »Soziales« und »Kultur 
und Musik« mit je 5,2 Prozent und »Freizeit und Geselligkeit«, wo sich immerhin noch 
4,6 Prozent der Bundesbürger engagieren. Weitere Bereiche mit Beteiligungsquoten von 
rund zwei bis drei Prozent sind » Feuerwehr und Rettungsdienste«, » Umwelt- und Tier- 
schutz«, »Politik und Interessenvertretung«, »Jugendarbeit und Bildung«, »Gesund- 
heit« sowie »Lokales Bürgerengagement« und »Berufliche Interessenvertretung«. Mit 
weniger als ein Prozent folgt am Ende dieser Rangfolge eine ehrenamtliche Beteiligung 
im Bereich »Justiz und Kriminalitätsprobleme« (BMFSFJ 2010: 7). 

Im internationalen Vergleich zeigt sich, dass erhebliche Unterschiede im Hinblick 
auf den organisatorischen Kontext des Engagements bestehen (vgl. hierzu ausführ- 
lich Erlinghagen/Hank 2011). Abbildung 5 zeigt die Struktur ehrenamtlichen Engage- 
ments in Bezug auf die jeweilige organisatorische Ausrichtung innerhalb der Aktiven 
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Abbildung 5 Organisationsstruktur ehrenamtlichen Engagements im internationalen Vergleich 
(2002/2003)', Anteile in Prozent 
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in Europa und den USA. Die dort aufgeführten Werte geben an, wie viel Prozent der 
ehrenamtlich Aktiven in einem Land sich in den fünf unterschiedlichen Ehrenamtsbe- 
reichen (»Freizeit«, »Soziales«, »Politisches«, »Religiöses« und »sonstiges«) engagie- 
ren. Werte über 100 Prozent bezeichnen hierbei den Anteil der Aktiven, die in mehr als 
einem Bereich aktiv sind. 

So engagieren sich beispielsweise 67,8 Prozent der ehrenamtlich aktiven Norweger 
im Freizeitbereich und nehmen damit in dieser Kategorie den Spitzenwert im interna- 
tionalen Vergleich ein. Ihnen folgen die Dänen und die Schweden mit einer Quote von 
66,3 bzw. 65,7 Prozent. Am anderen Ende der Skala finden sich Portugal, die USA und 
Israel. In diesen Ländern engagieren sich weniger als ein Drittel der Ehrenamtlichen in 
Freizeitorganisationen. Die Kategorie »Soziales« wird durch die Aktiven aus den USA, 
Belgien und Irland dominiert. In diesen Ländern arbeitet etwa ein Drittel der ehrenamt- 
lich Aktiven in diesem Organisationsbereich. Relativ schwach ist diese Kategorie hinge- 
gen in Finnland, Polen und Portugal mit zum Teil deutlich unter zehn Prozent liegenden 
Anteilen. Unter den vergleichsweise wenigen Aktiven in Südeuropa (vgl. Abbildung ı) 
haben Ehrenämter in politischen Organisationen offensichtlich eine hohe Bedeutung. 
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Etwa jeder zweite Ehrenamtliche in Griechenland, Italien und Spanien engagiert sich in 
diesem Bereich. Allerdings ist auch zu berücksichtigen, dass politischen Organisationen 
grundsätzlich eine hohe Bedeutung bei der Aktivierung von sozialem Engagement zu- 
kommt. So sind in allen betrachteten Ländern wenigstens ein Drittel aller ehrenamtlich 
Aktiven im politischen Organisationskontext aktiv. Betrachtet man abschließend noch 
den Bereich der religiösen Organisationen, ist hier insbesondere die Dominanz der USA 
bemerkenswert. Mehr als jeder zweite Aktive in den USA übt sein Ehrenamt in Anbin- 
dung an eine religiöse Organisation aus. Mit weitem Abstand folgt als nächstes Land mit 
relativ hoher Bedeutung religiöser Organisationen Irland, wo 30 Prozent der Aktiven in 
einem religiösen Kontext arbeiten (Erlinghagen/Hank 2011). 

Die Frage, warum Menschen sich unentgeltlich in Ehrenämtern engagieren, ist 
bislang weitgehend unbeantwortet. Die Motivforschung steckt sowohl theoretisch als 
auch empirisch noch in den Kinderschuhen. Zwar wird gerade im Zuge der These vom 
»Neuen Ehrenamt« immer wieder behauptet, die Motivlage der Aktiven hätte sich lang- 
fristig verändert und altruistische Motive wären seit den 1980er Jahren zunehmend 
durch selbstbezogene Interessen verdrängt worden. Allerdings gibt es hierfür keinen 
überzeugenden Beleg, da zum einen über die Motive ehrenamtlichen Engagements z. B. 
in den 1950er oder 1960er Jahren nichts bekannt ist und zum anderen, weil die aktuelle 
»Motivforschung« methodisch unausgereift ist. Vielmehr spricht einiges dafür, dass ne- 
ben möglichen altruistischen Motiven immer auch selbstbezogene Interessen mit eh- 
renamtlichen Aktivitäten verbunden gewesen sind, so z. B. der Aufbau von Sozialkapital 
und Reputation (Erlinghagen 2003). Auch wird bislang die Rolle von sozialem Druck zu 
wenig beachtet. So gibt es Hinweise darauf, dass ein wesentlicher Auslöser für die Be- 
teiligung an ehrenamtlicher Arbeit ist, von Freunden oder Bekannten gefragt worden 
zu sein (vgl. Freeman 1997). Dies kann zum einen bedeuten, dass durch das »Gefragt- 
werden« beim potenziell Aktiven Skepsis gegenüber der eigenen Leistungsfähigkeit ab- 
gebaut wird, da schließlich Dritte ihm das Ehrenamt zutrauen. Zum anderen kann man 
sich aber solchermaßen »herangetragenen« Aufgaben schlechter entziehen, wodurch 
das Verpflichtungsgefühl zunehmen könnte. Gerade im Bereich einer differenzierten 
theoretischen sowie methodisch fundierten Analyse von Motiven liegt eine wesentliche 
Herausforderung der zukünftigen Ehrenamtsforschung. 


4 Gesellschaftspolitische Relevanz 


Spätestens seit Ende der 1990er Jahre besteht ein deutlich gesteigertes Interesse am Phä- 
nomen »Ehrenamt« sowohl in der sozialwissenschaftlichen Forschung als auch bei un- 
terschiedlichen sozialpolitischen Akteuren. So wird von vielen Seiten ehrenamtliche 
Arbeit (wie soziales Engagement allgemein) als eine Art Allzweckwaffe im Kampf ge- 
gen die fundamentalen Krisen der »Postmoderne« verstanden. In diesem Zusammen- 
hang wird ehrenamtliche Arbeit als sinnstiftende Alternativaktivität gesehen, wenn 
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Erwerbsarbeit diese Rolle nicht mehr übernehmen könne oder ehrenamtliche Arbeit 
soll die Chance von Arbeitslosen verbessern, ein neues Beschäftigungsverhältnis auf- 
zunehmen, weil ein solches Engagement das Humankapital der Aktiven stärke. Ehren- 
amtliche Arbeit fördere darüber hinaus - so ein häufiges Argument - den Bürgersinn, 
stärke dadurch die Demokratie und unterstütze damit auch den als dringlich erachteten 
»Bürokratieabbau« und wirke gleichzeitig als Gegengift gegen eine wachsende »Politik- 
verdrossenheit« (Braun 2001). Als Ergebnis führe dies zudem nicht nur zu einem eflizi- 
enteren Einsatz knapper öffentlicher Finanzmittel, sondern erhöhe gleichzeitig auch die 
Qualität sozialer Dienstleistungen, die nun nicht länger ein gesichtsloses, mechanisches 
Produkt sozialstaatlicher Automatismen seien, sondern endlich (wieder) ein mensch- 
liches Antlitz in Form des ehrenamtlich Aktiven erhielten. Und schließlich könnten die 
Folgen des demografischen Wandels durch ein »produktives Altern« in Form nicht nur 
längerer Lebensarbeitszeiten, sondern eben auch in Form einer erhöhten Partizipation 
Älterer an ehrenamtlicher Arbeit die gesellschaftliche » Alterslast« verringern. Dieser 
Glaube an die Heilskraft ehrenamtlicher Arbeit eint dabei ganz unterschiedliche poli- 
tische Lager: Konservative und christliche Positionen bei der grundsätzlich positiven 
Beurteilung des Krisenlösungspotenzials ehrenamtlicher Arbeit weisen wesentliche Be- 
rührungspunkte mit Forderungen aus dem links-alternativen Spektrum auf. Diese breite 
Koalition von Menschen mit höchst unterschiedlichen Überzeugungen und Lebensent- 
würfen in Wechselwirkung mit dem ehrenamtlicher Arbeit im breiten Konsens zuge- 
sprochenen, umfassenden Krisenlösungspotenzial erklärt zum großen Teil das Interesse 
von Öffentlichkeit und Politik an diesem Thema (Erlinghagen 2008b). 

Ohne jeden Zweifel übernehmen ehrenamtlich Aktive eine wichtige Funktion in- 
nerhalb der Gesellschaft. Ehrenamtliches Engagement ist ein wesentlicher Pfeiler der 
Demokratie und des sozialen Lebens (» Politisches System). Gleichwohl lohnt dennoch 
ein differenzierter und kritischer Blick auf die sozialpolitische Bedeutung ehrenamt- 
lichen Engagements. Es steht in der Regel außer Frage, dass ehrenamtliches Engage- 
ment »gemeinnützig« sei. Oft bleibt dabei aber unberücksichtigt, dass ehrenamtliches 
Engagement durchaus auch auf die Spaltung und Aus- bzw. Abgrenzung von einzel- 
nen Personen oder gesellschaftlichen Gruppen abzielen kann (Roth 2004). So sind auch 
NPD-Funktionäre oder Aktivisten einer Bürgerinitiative gegen ein Wohnheim für Asyl- 
suchende in ihrem Stadtteil ehrenamtlich aktiv. Schaffen diese Aktivitäten größeren so- 
zialen Zusammenhalt? Und wenn ja, bei wem? Wenn über eine Stärkung »gemeinnützi- 
ger« Aktivitäten gesprochen wird, muss also folglich zuvor immer sehr sorgfältig geklärt 
werden, wie »Gemeinnützigkeit« definiert wird und vor allem, wer dies tut (Erling- 
hagen 2001). 

Ein weiterer Aspekt ist, dass ehrenamtliches Engagement nicht voraussetzungslos, 
sondern in starkem Maße abhängig von Ressourcen ist. Insbesondere Einkommen, Bil- 
dung und Gesundheit sind wesentliche Voraussetzungen für das individuelle soziale 
Engagement. Insofern ist die Sphäre des ehrenamtlichen Engagements kein Ausgleich 
für soziale Ungleichheiten z.B. am Arbeitsmarkt, sondern die Ressourcenabhängigkeit 
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Abbildung 6 Zusammenhang zwischen dem Anteil ehrenamtlich Aktiver und den jährlichen Pro- 
Kopf-Sozialausgaben im internationalen Vergleich (2002)' 
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sozialen Engagements kann soziale Exklusion weiter verstärken, indem ein Teil der Ge- 
sellschaft nicht nur erwerbstätig, sondern gleichzeitig auch ehrenamtlich aktiv ist, wäh- 
rend ein anderer Teil der Gesellschaft nicht nur von Erwerbsarbeit, sondern auch von 
ehrenamtlicher Beteiligung ausgeschlossen ist (Erlinghagen 2000b). 

In Teilen der Wissenschaft und Politik wird auch behauptet, staatliche Sozialpolitik 
verdränge die Selbsthilfe der Bürger und würde somit ehrenamtliches Engagement re- 
duzieren. Im Kern besagt das Argument, dass Bürger ihren Einsatz für Mitmenschen 
einstellen, wenn sie den Eindruck haben, der Staat sei in der Verantwortung und küm- 
mere sich schon um die sozialen Probleme. Dieses Verdrängungsargument ist jedoch 
bei näherer Betrachtung kaum haltbar. So zeigt Abbildung 6 exemplarisch, dass es einen 
klaren positiven Zusammenhang zwischen den Sozialausgaben eines Landes und dem 
Anteil ehrenamtlich aktiver Bürger gibt. Der Sozialstaat verdrängt also nicht die Selbst- 
hilfe, sondern scheint im Gegenteil eine Voraussetzung für Bürgerbeteiligung zu sein. 
Insofern kann ehrenamtliche Arbeit auch kein Ersatz für wohlfahrtsstaatliche Leistun- 


210 Ehrenamt 


gen sein (> Sozialstaat und soziale Sicherheit), sondern diese lediglich sinnvoll ergän- 
zen. Daher sind auch erhoffte Einsparungen für den öffentlichen Haushalt durch un- 
entgeltliches soziales Engagement wenig wahrscheinlich. Das bedeutet folglich, dass es 
ohne eine gut ausgebaute öffentliche Infrastruktur nur schwer gelingen wird, ehrenamt- 
liches Engagement zu stimulieren. Zur Förderung ehrenamtlicher Aktivitäten bedarf es 
also zuallererst eines öffentlich finanzierten Gemeinwesens, das individuelle Freiheit 
durch geeignete Rahmenbedingungen ermöglicht. Zu solchen Rahmenbedingungen ge- 
hört ebenso die Bereitstellung einer qualitativ hochwertigen Infrastruktur (z.B. in Form 
von Sportplätzen, Versammlungsräumen, professioneller personeller Unterstützung) als 
auch eine umfassende Bildungs- und Gesundheitspolitik. 

Ohne die wichtige soziale Funktion von Ehrenämtern zu schmälern, gilt es insge- 
samt, eine übertriebene Euphorie zu dämpfen und gerade auch im Hinblick auf eine 
Stärkung der Bürgerbeteiligung die politischen Risiken ehrenamtlicher Arbeit zu er- 
kennen. So wäre es problematisch, wenn der demokratisch durch allgemeine Wahlen 
legitimierte Staat die Deutungshoheit hinsichtlich sozialer Problemlagen an eine starke 
»Zivilgesellschaft« delegierte und damit einen wichtigen Teil seiner sozialpolitischen 
Steuerungs- und Regulierungsfunktion aufgäbe. Es sollte nicht vergessen werden, dass 
die unabhängig von Religion, Ethnie, Verhalten und Überzeugungen nach wohl de- 
finierten rechtlichen Kriterien bestehenden Ansprüche des einzelnen Bürgers gegen- 
über dem sozialen Sicherungssystem eine kolossale gesellschaftliche Errungenschaft der 
Moderne sind. Sozialpolitik in früheren Zeiten bedeutete die Abhängigkeit der Hilfe- 
empfänger vom persönlichen Gutdünken der Hilfegeber. Sozialpolitik war somit auch 
immer ein Sanktions- und Kontrollmechanismus der Gebenden gegenüber den Emp- 
fangenden. Sollte ehrenamtliche Arbeit staatliche Sozialpolitik nicht nur ergänzen, son- 
dern diese mehr und mehr ersetzen, bedeutete dies die Erosion des Rechtsanspruchs 
auf Hilfe und daher die Gefahr eines Rückschritts in die Sozialpolitik der Vergangen- 
heit (Salamon 1996). Ein solcher Rückzug staatlicher Kontrolle und Lenkung birgt ge- 
rade aufgrund der individuellen Ressourcenabhängigkeit des Beteiligungspotenzials 
die Gefahr der Verstärkung der heute ohnehin schon einflussreichen Partikularinteres- 
sen besonders ressourcenreicher gesellschaftlicher Gruppen. In einer solchen Situation 
wäre eine wachsende gesellschaftliche Polarisierung und damit eine schleichende Ent- 
demokratisierung unter dem Deckmantel der theoretisch vergrößerten direkten Ein- 
flussnahme durch ehrenamtliches Engagement zu befürchten. 
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Einkommen und Vermögen 
Richard Hauser/Markus M. Grabka 


1 Begriffe 


Mit Vermögen und Einkommen werden grundlegende Konzepte zur Beschreibung des 
Wirtschaftsgeschehens einer Volkswirtschaft und der sozio-ökonomischen Struktur 
einer Gesellschaft bezeichnet. Das Vermögen ist eine Bestandsgröße, die zu einem Zeit- 
punkt (z. B. am Jahresende) bestimmt wird; Einkommen stellt dagegen eine Stromgröße 
dar, die pro Periode (z.B. Jahr oder Monat) gemessen wird. Sowohl auf gesamtwirt- 
schaftlicher als auch auf einzelwirtschaftlicher Ebene gibt es mehrere, in engem Zusam- 
menhang stehende Vermögens- und Einkommensbegriffe, mit denen einzelne Aspekte 
des Wirtschaftsgeschehens genauer erfasst werden können. 


1.1 Vermögensbegriffe 


Als Volksvermögen im engeren Sinn wird üblicherweise die Summe aus dem nicht-re- 
produzierbaren Sachvermögen (Wert des Grund und Bodens einschließlich der Boden- 
schätze), dem reproduzierbaren Sachvermögen (Wert der Gebäude, der Maschinen und 
Ausrüstungen, der Vorräte und Halbfertigprodukte, der immateriellen Rechte und des 
Gebrauchsvermögens der Haushalte) sowie dem Auslandsnettogeldvermögen (in inlän- 
dischen Währungseinheiten bezifferte Forderungen abzüglich Verbindlichkeiten gegen- 
über dem Ausland) bezeichnet. Man unterscheidet zwischen dem Volksvermögen im 
engeren Sinn nach dem Inländerkonzept (alles, was Inländern im In- und Ausland ge- 
hört und was sie gegenüber dem Ausland schulden) und dem Volksvermögen nach dem 
Inlandskonzept (alles, was sich im Inland befindet). 

Zum Volksvermögen im weiteren Sinn gehört auch das Humanvermögen als Summe 
der Produktions- und Einkommenserzielungsmöglichkeiten, die durch Ausbildung und 
Erfahrung der Gesellschaftsmitglieder aufgebaut wurden (auch: Humankapital oder Ar- 
beitsvermögen), sowie das Umweltvermögen als Gesamtheit aller natürlichen Werte, die 
einer Gesellschaft auf ihrem Gebiet (über den Bodenwert hinaus) zur Verfügung stehen. 

Was zum Volksvermögen im engeren Sinn zu zählen ist, darüber bestimmt die in 
einer Gesellschaft herrschende Eigentumsordnung und der hierfür gewährte staatliche 
Schutz. Um zwei Beispiele zu nennen: Seit der Abschaffung der Sklaverei kann man kein 
Vermögen mehr in Form von Sklaven besitzen. Dagegen kann man seit der Einführung 
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des Urheberrechts Rechte am selbst geschriebenen Wort oder an der eigenen Komposi- 
tion geltend machen. Gleiches gilt für Patentrechte. 

Die einzelnen Bestandteile des Volksvermögens im engeren Sinn werden in einer 
Vermögensrechnung oder Vermögensbilanz einer Gesellschaft zusammengestellt. Man 
kann eine Volksvermögensrechnung, sektorale Vermögensrechnungen und einzelwirt- 
schaftliche Vermögensrechnungen unterscheiden. Teilt man die Volkswirtschaft in Sek- 
toren auf (z.B. Staatssektor, Sektor der nicht-finanziellen Unternehmen, Sektor der fi- 
nanziellen Unternehmen, Sektor der Organisationen ohne Erwerbszweck wie Kirchen, 
Gewerkschaften oder Stiftungen, Haushaltssektor, Ausland), so kommen auch die Ver- 
mögensbeziehungen, insbesondere die Forderungen und Verbindlichkeiten, zwischen 
diesen Sektoren ins Blickfeld. Aus der Sicht jedes Sektors wird das Bruttovermögen ab- 
züglich der Verbindlichkeiten gegenüber anderen Sektoren als Reinvermögen (Netto- 
vermögen) des Sektors bezeichnet. Da das im Eigentum des nicht-finanziellen Unter- 
nehmenssektors befindliche Sachvermögen der volkswirtschaftlichen Produktion dient, 
wird es auch als Produktivvermögen bezeichnet. Wenn man allerdings bedenkt, dass die 
Unternehmen den vier Sektoren »private Haushalte«, » Organisationen ohne Erwerbs- 
zweck«, »Staat« oder dem » Ausland« gehören, so wird einsichtig, dass das Produktiv- 
vermögen ebenso wie das übrige Nettovermögen der finanziellen und nicht-finanziellen 
Unternehmenssektoren im Prinzip diesen vier Letzteigentümersektoren zugerechnet 
werden muss. 

Aus der Sicht der privaten Haushalte spricht man von fünf Funktionen, die Vermö- 
gen erfüllen kann: Aus Vermögen kann man Einkommen in Form von Zinsen, Dividen- 
den, Mieten, Pachten und ausgeschütteten Gewinnen erzielen (Einkommenserzielungs- 
funktion); Sachvermögen kann selbst genutzt werden (Nutzungsfunktion); Vermögen 
kann verbraucht, verschenkt und vererbt werden; es dient daher einerseits der individu- 
ellen Unabhängigkeit und der Absicherung gegen Risiken und andererseits der Siche- 
rung der Nachkommen (Sicherungsfunktion). Der Besitz von insbesondere höherem 
Vermögen gewährt gesellschaftliches Prestige und damit einen höheren Rang in der ge- 
sellschaftlichen Hierarchie (Prestigefunktion); und schließlich verleiht Vermögen, ins- 
besondere der Besitz von größerem Produktivvermögen, wirtschaftliche und gegebe- 
nenfalls auch politische Macht (Machtfunktion). 

Zur genaueren Bestimmung der gesellschaftlichen Verhältnisse muss man die Ge- 
samtsummen des volkswirtschaftlichen Bruttovermögens, der Verbindlichkeiten und 
des Nettovermögens sowie die Aufteilung des Vermögens nach Sektoren und nach Ver- 
mögensarten und schließlich die Verteilung des dem Haushaltssektor zuzuordnenden 
Brutto- und Nettovermögens auf Haushaltsgruppen und nach Größenklassen kennen. 

Seit einigen Jahren sind für Deutschland und einige EU-Länder Volksvermögens- 
rechnungen, sektorale Vermögensrechnungen und differenzierte Verteilungsrechnun- 
gen für das Vermögen des Haushaltssektors verfügbar, auf die anschließend zurückge- 
griffen wird. 
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1.2  Einkommensbegriffe 


Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene wird ein ganzes System von Einkommensbegriffen 
durch die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung definiert (> Wirtschaft). Der Wert der 
im Inland erzeugten Produkte und Dienstleistungen (abzüglich der Vorleistungen und 
korrigiert um Nettogütersteuern) wird durch das Bruttoinlandsprodukt zu Marktprei- 
sen gemessen; es umfasst auch die zum Ersatz abgenutzter Sachanlagen erforderlichen 
Beträge (Abschreibungen, Ersatzinvestitionen). Der umfassendste Ausdruck für den 
Wert der den Inländern in einer Periode zuzurechnenden wirtschaftlichen Leistung ist 
das Bruttonationaleinkommen zu Marktpreisen. Es umfasst zusätzlich zum Bruttoin- 
landsprodukt auch den Saldo der Einkommensströme zwischen Inland und Ausland. 
Das Volkseinkommen ergibt sich aus dem Bruttonationaleinkommen zu Marktpreisen 
nach Abzug der Abschreibungen und des Saldos aus indirekten Steuern, Importabga- 
ben und Subventionen. Dieses Volkseinkommen teilt sich auf in Arbeitnehmerentgelte 
(einschließlich der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung) sowie der Unterneh- 
mens- und Vermögenseinkommen. Setzt man die Arbeitnehmerentgelte ins Verhältnis 
zum Volkseinkommen, so erhält man die Lohnquote. Das Verhältnis der Unternehmens- 
und Vermögenseinkommen zum Volkseinkommen wird als Gewinnquote bezeichnet. 
Diese beiden Quoten kennzeichnen die kategoriale Einkommensverteilung in einer 
Volkswirtschaft. Auch von den Unternehmens- und Vermögenseinkommen beruht ein 
Teil auf menschlicher Arbeit (Unternehmerlohn, Teile der Selbständigeneinkommen). 
Wird dieser Teil mit Schätzverfahren ausgegliedert und zu den Arbeitnehmerentgelten 
hinzugerechnet, so kann man im Verhältnis zum Volkseinkommen eine Arbeitseinkom- 
mensquote und als Gegenstück hierzu eine Kapitaleinkommensquote ermitteln. Diese 
Quoten kennzeichnen die sogenannte funktionale (funktionelle) Verteilung, d.h. die 
Verteilung des Volkseinkommens auf die Produktionsfaktoren » Arbeit« und »Kapital«. 
Das Volkseinkommen fließt zum größten Teil den inländischen Haushalten zu. 

Die Verteilung des Volkseinkommens, das auch als Faktoreinkommen, Marktein- 
kommen oder Primäreinkommen bezeichnet wird, auf Haushalte und Personen ist ein 
wichtiges soziostrukturelles Charakteristikum einer Gesellschaft. 

Die Verteilung der Markteinkommen auf Haushalte (Primärverteilung) wird einer- 
seits durch den Abzug von direkten Steuern und Sozialabgaben und andererseits durch 
den Zufluss von Sozialleistungen verändert. Das Ergebnis, die sogenannte Sekundärver- 
teilung, bezeichnet die Verteilung der verfügbaren Einkommen (auch: Nettoeinkom- 
men) auf die Haushalte. Soweit die verfügbaren Einkommen für Konsum verausgabt 
werden, tragen sie unmittelbar zur Wohlfahrt der Haushalte bei; soweit sie gespart wer- 
den, erhöhen sie deren Nettovermögen. 
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2 Gesamtwirtschaftliche Entwicklung und Strukturen 
2.1 Vermögen 


Die Struktur einer Gesellschaft wird ganz wesentlich dadurch bestimmt, in wessen Hän- 
den sich das Geldvermögen und das Sachvermögen befinden, wer über das Produk- 
tivvermögen verfügt und wie hoch das Auslandsvermögen ist. Während sozialistische 
Staaten dadurch gekennzeichnet sind, dass der größte Teil des Sachvermögens, insbe- 
sondere das Produktivvermögen, dem Staat gehört, ist in marktwirtschaftlich organi- 
sierten Staaten der Staatsanteil viel geringer. In Staatshand sind vor allem ein größerer 
Teil des Bodens und die öffentliche Infrastruktur, während sich die Beteiligung am Un- 
ternehmenssektor auf Unternehmen beschränkt, die überwiegend öffentliche Aufgaben 
der Daseinsvorsorge wahrnehmen. 

Der Ermittlung des gesamten Volksvermögens im engeren Sinn, seiner Kompo- 
nenten und seiner Aufteilung nach Sektoren stehen große statistische Schwierigkeiten 
im Wege. Insbesondere das Bewertungsproblem kann nur durch international verein- 
barte Konventionen, die die Vergleichbarkeit zwischen Ländern und über die Zeit hin- 
weg ermöglichen sollen, gelöst werden. In der EU dient hierzu das Europäische System 
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen von 1995 (ESVG 95). Auf dieser methodischen 
Grundlage beruht die neuerdings vom Statistischen Bundesamt und der Bundesbank ge- 
meinsam erstellte Volksvermögensrechnung für Deutschland (Tabelle ı). Allerdings konn- 
ten einige Positionen (Vorratsvermögen, Agrarland, Bodenschätze, Wasservorräte, Wertsa- 
chen) noch nicht erfasst werden. Auch das Eigentum von Inländern an Unternehmen und 
Grundstücken im Ausland dürfte nur teilweise erfasst sein. Außerdem mussten mangels 
genauerer Informationen die privaten Haushalte mit den Organisationen ohne Erwerbs- 
zweck zusammengefasst werden. 

Das Nettovolksvermögen Deutschlands (ohne das Gebrauchsvermögen der priva- 
ten Haushalte) stieg von 1992 mit 6 178,5 Milliarden Euro bis 2009 kontinuierlich auf 
10 675,5 Milliarden Euro an. Das entspricht einer nominellen jährlichen Wachstumsrate 
von 3,35 Prozent. Dabei trugen sowohl Nettoinvestitionen als auch Wertsteigerungen bei 
Bauland, Bauten und Sachanlagen zu diesem nominellen Wachstum bei. Da sich 2009 
das Bruttoinlandsprodukt auf 2 375 Milliarden Euro belief, war das Bruttovolksvermö- 
gen mehr als sechsmal so hoch. Bezogen auf das Nettovolksvermögen lag diese Relation 
beim Viereinhalbfachen. Je Kopf der Bevölkerung gerechnet, beträgt das Nettovolksver- 
mögen (einschließlich des Gebrauchsvermögens) circa 142 000 Euro. 

Geht man nun zu den sektoralen Vermögensbilanzen über, so muss man zunächst 
einmal festhalten, dass sich Forderungen und Verbindlichkeiten der Sektoren insoweit 
gegenseitig kompensieren, als jedem inländischen Gläubiger ein inländischer Schuld- 
ner gegenübersteht. Nur das jeweilige sektorale Nettovermögen geht in die Berechnung 
des Nettovolksvermögens ein. Wie hat sich nun das Nettovermögen der einzelnen Sek- 
toren entwickelt? Das Nettoauslandsvermögen Deutschlands stieg von 1992 bis 2009 
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Tabelle 1 Das Volksvermögen der Bundesrepublik Deutschland, Jahresanfang 2009 


Aktiva in Mrd. € Passiva in Mrd. € 
Nichtreproduzierbares Sachvermögen 2206 Verbindlichkeiten gegenüber d. 4402 
Ausland 
Bauland 2206 
Reproduzierbares Sachvermögen 8955 
Wohnbauten 4.066 
Nichtwohnbauten 2787 
Ausrüstungen 1086 
Nutztiere und Nutzpflanzen 8 
Immaterielle Anlagegüter 65 
Gebrauchsvermögen d. priv. Haushalte 943 
Forderungen gegenüber dem Ausland 4859 
Bruttovolksvermögen (einschl. Gebrauchs- 16 020 Summe der Verbindlichkeiten 4402 


vermögen der privaten Haushalte) 


Nettovolksvermögen/Reinver- 11618 
mögen (einschl. Gebrauchsver- 
mögen der privaten Haushalte) 


Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank (2010), Sektorale und gesamtwirtschaftliche Vermö- 
gensbilanzen, 6-11 (Positionen zusammengefasst und gerundet). 


auf das Zweieinhalbfache an; es belief sich im Jahr 2009 mit 457 Milliarden Euro aber 
doch nur auf weniger als ein Fünfundzwanzigstel des Nettovolksvermögens. Erstaunlich 
ist, dass das Nettovermögen des Staates von 1992 bis 2009 von 809 Milliarden Euro auf 
192,5 Milliarden Euro schrumpfte. Hierin zeigen sich auch die Folgen der Privatisierung 
von Staatseigentum, deren Erlöse mit dazu beitrugen, die laufenden Budgetdefizite zu 
finanzieren. Diese gefährliche Entwicklung müsste umgekehrt werden, wenn die Auf- 
gabe des Staates als Garant einer angemessenen Daseinsvorsorge für die gesamte Bevöl- 
kerung weiterhin erfüllt werden soll. 

Mit einem Nettovermögen von 9 498 Milliarden Euro gehörte im Jahr 2009 der weit- 
aus größte Teil (knapp 89 Prozent) des Volksvermögens (einschließlich des Gebrauchs- 
vermögens) den privaten Haushalten und den Privaten Organisationen ohne Erwerbs- 
zweck (Tabelle 2). Dies waren circa 116 000 Euro pro Kopf der Bevölkerung. Von 1992 
bis 2009 stieg das Reinvermögen des Haushaltssektors einschließlich der Privaten Orga- 
nisationen ohne Erwerbszweck (mit Gebrauchsvermögen) von 4745 Milliarden Euro auf 
9 498 Milliarden Euro an, d.h., es hat sich in diesen 17 Jahren etwa verdoppelt. Wohn- 
bauten und Bauland machten im Jahr 2009 mit 5 131 Milliarden Euro mehr als die Hälfte 
des Reinvermögens aus. Dabei ist der Zuwachs bei Wohnbauten und Grundstücken kei- 
neswegs allein auf Ersparnis und Neubauten zurückzuführen; vielmehr haben zu die- 
sem Zuwachs Wertsteigerungen ganz wesentlich beigetragen. 
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Tabelle2 Vermögen der privaten Haushalte und der Privaten Organisationen ohne Erwerbs- 
zweck (einschließlich des Gebrauchsvermögens) in Deutschland am Jahresanfang - 1992 bis 2009 
in Milliarden Euro - 


1992 2000 2009 

Immobilienvermögen' 2619 3686 5131 
sonstige Anlagegüter? 403 424 522 
Gebrauchsvermögen? 626 844 943 
Geldvermögen? 1926 3444 4433 
Bruttovermögen 5574 8398 11029 
Verbindlichkeiten? 829 1468 1531 
Nettovermögen/Reinvermögen 4745 6930 9498 


1 Nur Wohnbauten und Bauland. ? Nutztiere und Nutzpflanzen, Ausrüstungen, Nichtwohnbauten, immaterielle 
Anlagegüter. 3? bewertet zu Wiederbeschaffungspreisen abzüglich Abschreibungen. *Bargeld und Einlagen, Wert- 
papiere (Geld- und Kapitalmarktpapiere, Finanzderivate, Aktien, Sonstige Beteiligungen, Investmentzertifikate), 
Ansprüche gegenüber Versicherungen, Pensionseinrichtungen und sonstige Forderungen. ° Konsumenten- und 
Wohnungsbauschulden. 


Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank (2010), Sektorale und gesamtwirtschaftliche Vermö- 
gensbilanzen, 6-11 (Positionen zusammengefasst und gerundet). 


2.2 Einkommen 


In einer wachsenden Volkswirtschaft nimmt das Volkseinkommen mit der zuneh- 
menden Güterproduktion zu. Von 1991 bis 2010 stieg das Volkseinkommen in Ge- 
samtdeutschland von 1 217 auf 1897 Milliarden Euro, d.h. es wuchs nominell um etwa 
56 Prozent (Tabelle 3, Spalte ı). Allerdings erhöhten sich in diesem Zeitraum die Ver- 
braucherpreise ebenfalls um 42,6 Prozent. Dementsprechend war der reale Zuwachs, 
d.h. das Mehr an Gütern, das man mit dem erhöhten Einkommen kaufen konnte, we- 
sentlich geringer. 

Das verfügbare Einkommen stieg in diesem Zeitraum etwa um den gleichen Pro- 
zentsatz an (Spalte 4). Pro Kopf gerechnet war der Anstieg etwas geringer, da es in die- 
sem Zeitraum einen Bevölkerungszuwachs gab (Spalte 5). Berücksichtigt man wieder 
die Preisniveausteigerungen, so erkennt man aus Spalte 7, dass der Anstieg des realen 
verfügbaren Einkommens pro Kopf aber lediglich acht Prozent betrug. Über zwei Jahr- 
zehnte ist also die Kaufkraft kaum gewachsen. Ein wichtiger Grund liegt in der Wieder- 
vereinigung im Jahr 1990 (> Wiedervereinigung). Danach ergab sich in den Jahren von 
1991 bis 1994 zunächst eine zwischen West- und Ostdeutschland divergierende Entwick- 
lung: Während das reale verfügbare Einkommen pro Kopf im Westen sank, stieg es im 
Osten deutlich an. Hierin zeigen sich sowohl die Einkommensverbesserungen in den 
neuen Bundesländern infolge des Systemwechsels und der Wiedervereinigung als auch 
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Tabelle3 Entwicklung des Volkseinkommens und einzelner Komponenten 
in Deutschland 1991-2010 


Jahr Nominelles Lohnquo- Arbeits-/ Nominelles Nominelles Index der Reales ver- 
Volksein- te/Gewinn- Kapitalein- verfügba- verfügbares Verbrau- fügbares 
kommenin quotein% kommens- resEinkom- Einkommen cherpreise Einkommen 
Mrd. Euro quotein% meninMrd. proKopfin 1991 =100' pro Kopf 

Euro Euro in Euro 
1 2 3 4 5 6 7 

1991 1217,2 70,8/29,2 78,1/21,9 1005,1 12 520,7 100,0 12 520,7 

1994 1370,5 71,4/28,6 79,6/20,4 1 078,0 13 220,7 112,8 11 720,5 

1997 1 465,7 69,9/30,1 78,2/21,8 1 231,5 15 007,9 118,6 12 654,2 

2000 1 540,9 72,1/27,9 80,2/19,8 1 300,7 15 812,1 122,1 12 950,1 

2003 1 608,5 71,0/29,0 79,1/20,9 1 394,6 16 534,2 127,7 12 947,7 

2006 1 808,7 63,9/36,1 74,0/26,0 1 480,5 17 985,8 133,9 13 432,3 

2009 1 806,2 68,2/31,8 76,6/23,4 1531,1 18715,5 141,0 13 273,4 


2010 1 897,8 66,5/33,5 74,7/25,3 1575,9 19 276,6 142,6 13 518,0 


1 Umgerechnet auf Basis von Tab. 44* des SVR-Gutachtens 2011/12. 


Quelle: Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR), verschiedene 
Jahresgutachten; eigene Berechnungen. 


die mit diesem Prozess verbundenen Lasten in Form von West-Ost-Transfers im Wes- 
ten. Aber auch 1994 betrug das reale Pro-Kopf-Einkommen im Osten erst 62,4 Prozent 
des westlichen Wertes. Seitdem hat sich eine weitere Annäherung ergeben, aber der Ein- 
kommensabstand beträgt immer noch mehr als ein Fünftel. 

Die kategoriale Verteilung der Markteinkommen zeigt sich in der Entwicklung der 
Lohnquote und der Gewinnquote (Spalte 2). Diese Quoten lagen zunächst bei etwa 
70 Prozent bzw. 30 Prozent. Sie schwankten bis 2003 nur geringfügig zwischen 69,9 Pro- 
zent und 72,1 Prozent. Danach gab es jedoch einen starken Einbruch der Lohnquote 
und spiegelbildlich dazu einen Anstieg der Gewinnquote um bis zu acht Prozentpunkte. 
Im Jahr 2007 war mit 63,2 Prozent der Tiefpunkt der Lohnquote erreicht. Anschließend 
setzte wieder ein leichter Anstieg ein, wobei aber das frühere Niveau nicht mehr er- 
reicht wurde. 

Die funktionale Verteilung der Markteinkommen wird durch die Arbeitseinkom- 
mensquote und die Kapitaleinkommensquote repräsentiert (Spalte 3). Hierbei ist zu- 
nächst bemerkenswert, wie hoch der Anteil des Volkseinkommens ist, der dem Faktor 
» Arbeit« zuzurechnen ist. Die Arbeitseinkommensquote bewegte sich bis 2003 zwi- 
schen 78 Prozent und 80 Prozent. Anschließend ging sie - parallel zur Verminderung 
der Lohnquote - auf 73,6 Prozent im Jahr 2006 zurück. Dann setzte zunächst ein leich- 
ter Anstieg ein, der aber bis 2010 wieder fast völlig rückgängig gemacht wurde. Wäh- 
rend also in den 1990er Jahren im Durchschnitt etwa ein Fünftel des Volkseinkommens 


220 Einkommen und Vermögen 


dem Faktor »Kapital« und damit dessen Eigentümern in Form von reinen Gewinnen, 
Dividenden, Zinsen, Nettomieten und Pachten zufloss, ist dieser Anteil in jüngster Zeit 
auf ein Viertel angestiegen. 

Die Bestimmungsgründe des Niveaus und der Schwankungen der Arbeits- und Ka- 
pitaleinkommensquoten sind äußerst vielfältig. Drei Theorieansätze heben unterschied- 
liche Einflussfaktoren hervor: Die neoklassische Verteilungstheorie betont die Bedeutung 
der Angebotsseite (Produktionstechnik, Arbeitsangebot), während die Kreislauftheorie 
der Verteilung - zurückgehend auf Keynes - der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage die 
bestimmende Rolle zuschreibt. Die Monopolgradtheorie der Verteilung sieht monopo- 
listische Tendenzen auf den Faktor- und Gütermärkten, wodurch aufgrund von Markt- 
macht die Preisbildungsprozesse verzerrt werden, als entscheidend an. Darüber hinaus 
spielen die Schwankungen der Arbeitslosenquote und die sich verändernden Anteile 
der Selbständigen an den Erwerbspersonen eine wichtige Rolle (> Arbeitsmarkt und Be- 


schäftigung). 


3 Personelle Verteilung 
3.1 Bedeutung und Verteilungsmaße 


Die Feststellung, dass in Deutschland im Jahr 2009 das Pro-Kopf-Vermögen des Haus- 
haltssektors (einschließlich der Organisationen ohne Erwerbszweck) 116 000 Euro und 
das nominelle verfügbare Einkommen pro Kopf 19 276 Euro betrug, besagt keineswegs, 
dass jeder Alleinstehende ein Vermögen und ein Einkommen in dieser Höhe besaß und 
dass jede fünfköpfige Familie sich des fünffachen Betrages erfreuen konnte. Vielmehr 
bestehen zwischen den Haushalten große Unterschiede in der Höhe des Reinvermögens 
und des verfügbaren Einkommens. Da ein negatives Reinvermögen, d.h. ein Überwie- 
gen der Schulden, und ein verfügbares Einkommen unterhalb der Armutsgrenze beson- 
ders gravierende gesellschaftliche Probleme bedingen, muss man fragen, wie groß der An- 
teil der Haushalte oder Personen ist, die in diesen untersten Bereichen leben (> Armut und 
soziale Ausgrenzung). In gleicher Weise kann man auch den obersten Bereich der Vermö- 
gen und Einkommen gesondert betrachten, weil sich hier beste Lebenschancen, höchs- 
ter Lebensstandard und größter gesellschaftlicher und politischer Einfluss konzentrieren 
(» Eliten und Führungsgruppen). Von besonderer Bedeutung ist dabei die Verteilung des 
Produktivvermögens, denn das Eigentum an Unternehmen eröffnet dem Unternehmer 
vielfältige Direktionsrechte gegenüber seinen Mitarbeitern und außerdem maßgeblichen 
Einfluss auf die wirtschaftliche Entwicklung, der auch über die Unternehmerverbände aus- 
geübt wird. 

Wenn man die Verteilung des Vermögens oder Einkommens innerhalb einer un- 
überschaubaren Zahl von Haushalten oder Personen messen will, braucht man zu- 
sammenfassende Maße. Eine erste Möglichkeit besteht darin, die Haushalte nach ihrer 
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sozialen Stellung in Gruppen zu unterteilen, für diese Gruppen jeweils Gruppendurch- 
schnitte zu berechnen und diese mit dem Gesamtdurchschnitt zu vergleichen. Durch 
die Ermittlung dieser durchschnittlichen relativen Wohlstandsposition erhält man Auf- 
schluss über die Unterschiede zwischen einzelnen sozialen Gruppen. Eine zweite Mög- 
lichkeit besteht darin, den Verbreitungsgrad einer Vermögens- oder Einkommensart 
als Anteil der Besitzer bzw. der Bezieher an allen Haushalten bzw. Personen zu erfassen. 
Diese Vorgehensweise ergibt Hinweise auf die Konzentration der jeweiligen Größe in- 
nerhalb des Haushaltssektors. Eine dritte Möglichkeit bildet die Berechnung von Ver- 
teilungsmaßen, von denen im Folgenden zwei herangezogen werden. Diese Maße kön- 
nen auf Vermögen oder Einkommen sowie auf Haushalte oder Personen bezogen sein. 
Dezilsanteile oder Quintilsanteile geben den Anteil jeweils eines Zehntels oder eines 
Fünftels der Haushalte oder Personen am gesamten Nettovermögen bzw. am gesam- 
ten verfügbaren Einkommen an. Dabei werden die Haushalte oder Personen nach der 
Höhe ihres verfügbaren Einkommens oder Reinvermögens (Nettovermögens) geordnet. 
Der Gini-Koeffizient drückt in einer einzigen Maßzahl die Ungleichheit zwischen den 
nach Vermögens- oder Einkommenshöhe geordneten Haushalten oder Personen aus. 
Ein Gini-Koeflizient von null Prozent bedeutet völlige Gleichverteilung, ein Koeffizient 
von 100 Prozent signalisiert extreme Ungleichverteilung, bei der eine einzige Untersu- 
chungseinheit das gesamte Einkommen oder Vermögen besitzt. Je höher also der Gini- 
Koeffizient liegt, desto ungleicher ist die Verteilung. 


3.2 Vermögen 


Gegenwartsnahe Angaben über die Höhe des Reinvermögens pro Kopf, getrennt nach 
alten und neuen Bundesländern, lassen sich auf Basis des Sozio-oekonomischen Pa- 
nels (SOEP) des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) ermitteln. Hier- 
nach betrug das Nettovermögen pro Kopf im Jahr 2007 in Gesamtdeutschland rund 
70700 Euro; in Westdeutschland war das durchschnittliche Nettovermögen pro Kopf 
mit etwa 80 200 Euro jedoch annähernd dreimal so hoch wie in Ostdeutschland mit nur 
27 300 Euro. Dies ist die Konsequenz geringerer Spartätigkeit in der DDR und der Um- 
stellung der Guthaben von Mark der DDR auf D-Mark zum Kurs von ı zu 2, wobei es 
allerdings für kleinere Guthaben eine Relation von ı zu 1 gab. 

Das durchschnittliche Nettovermögen pro Kopf in einzelnen sozialen Gruppen im 
Verhältnis zum Gesamtdurchschnitt betrug: 


e  Selbständigenhaushalte (ohne Landwirte) 341 Prozent 
e Landwirte-Haushalte 471 Prozent 
e Beamten-Haushalte 130 Prozent 
e Angestellten-Haushalte 82 Prozent 


e Arbeiter-Haushalte 46 Prozent 
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e Arbeitslosen-Haushalte 19 Prozent 
e Nichterwerbstätigen-Haushalte 138 Prozent 


Dabei wurden die sozialen Gruppen nach der sozialen Stellung des jeweiligen Haus- 
haltsvorstandes bzw. der Bezugsperson des Haushalts abgegrenzt. 

Die Verteilung des Pro-Kopf-Nettover- 
Tabelle4 Verteilung des Pro-Kopf-Nettover- mögens in Gesamtdeutschland nach De- 
mögens nach Dezilen - 2007 in Prozent zilen zeigt Tabelle 4. 

Während das unterste Dezil der Per- 


Deutschland sonen (ohne Berücksichtigung des Ge- 


1. Dezil -1,3 brauchsvermögens) ein negatives Netto- 
2. Dezil 0,0 vermögen aufweist, besitzt das oberste 
3. Dezil 0,2 Dezil immerhin knapp 58 Prozent des ge- 
4. Dezil 0,8 samten Nettovermögens, also mehr als 
5. A 2,1 die Hälfte. Selbst die unteren 50 Prozent 
6. Ba u der Personen besitzen nur einen Anteil 
7; Bl 7,0 von weniger als zwei Prozent des gesam- 
8. Be ae ten Nettovermögens. Innerhalb des obers- 
9. 1902 ten Dezils gibt es nochmals deutliche Un- 
10. Dezil 579 


terschiede. Die obersten fünf Prozent der 
Quelle: Sozio-oekonomisches Panel v27 (eigene Be- Personen besitzen 43 Prozent des Rein- 
rechnungern). vermögens und die obersten ein Prozent 

der Personen verfügen sogar über knapp 
22 Prozent. Sie besitzen also das 22-fache ihres Bevölkerungsanteils. Dementsprechend 
liegt auch der Gini-Koeflizient für die Verteilung der Pro-Kopf Nettovermögen bei 
76,5 Prozent, d.h. mehr als doppelt so hoch wie der Gini-Koeflizient für die Verteilung 
der verfügbaren Einkommen (Nettoäquivalenzeinkommen) auf Personen. Eine Analyse 
des Verbreitungsgrades einzelner Vermögensarten und deren Konzentration bietet wei- 
tere Einblicke in die Vermögensverteilung (Tabelle 5). 

Der Verbreitungsgrad einer Vermögensform auf Haushaltsebene und die unter- 
schiedliche Höhe sind ausschlaggebend für den Wert des Gini-Koeffizienten, mit dem 
auch die Konzentration bei jeder Vermögensform gemessen werden kann. Dieser Koef- 
fizient liegt beim Bruttogeldvermögen mit 72,5 Prozent in Westdeutschland höher als in 
Ostdeutschland mit 67,2 Prozent. Demgegenüber ist der Gini-Koeffizient für das Haus- 
und Grundvermögen mit 73,7 Prozent (West) und 74,9 Prozent (Ost) in Ostdeutschland 
höher. 

Das Produktivvermögen ist besonders stark konzentriert: Schon Ende der 1960er 
Jahre wurde in einem Gutachten von Krelle et al. (1968) festgestellt, dass die reichsten 
1,7 Prozent der Haushalte in Westdeutschland einen Anteil von circa 70 Prozent am ge- 
samten Produktivvermögen besaßen. Schlomann (1992) stellte für 1983 eine Konzentra- 
tion fest, die jener der 1960er Jahre nahekommt. Für die neuen Bundesländer kann man 
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Tabelle5 Verbreitungsgrade einzelner Vermögensformen in Gesamtdeutschland und in den 
alten und neuen Bundesländern im Jahr 2007 - Anteile in Prozent auf Haushaltsebene 


Gesamt- Alte Bundes- Neue Bundes- 
deutschland länder länder 
Sparguthaben 65,6 65,2 67,5 
Lebensversicherungen 43,6 44,6 39,4 
Bausparverträge 35,4 36,0 33,1 
Festverzinsliche Wertpapiere (z.B. Sparbriefe, 14,9 15,9 10,5 
Pfandbriefe, Bundesschatzbriefe) 
Andere Wertpapiere (z.B. Aktien, Fonds, Anlei- 26,3 27,5 20,7 
hen, Optionsscheine) 
Betriebsvermögen 42 44 3,1 
selbstgenutzte Immobilien 41,5 43,6 33,6 


Quelle: Sozio-oekonomisches Panel v27 (eigene Berechnungen). 


davon ausgehen, dass der Großteil des privatisierten Staatsvermögens von westdeut- 
schen und ausländischen Unternehmen aufgekauft wurde, sodass auch dort schon nach 
wenigen Jahren eine Konzentration des Produktivvermögens in privaten Händen statt- 
fand (Hauser et al. 1996). Für 2007 ergibt sich in Gesamtdeutschland aus dem Sozio- 
oekonomischen Panel für das Pro-Kopf Beteiligungsvermögen der Haushalte ein Gini- 
Koeffizient von 98,6 Prozent; dies deutet auf eine weiterhin sehr hohe Konzentration des 
Produktivvermögens hin. 

Zwischen hohen Einkommen und hohen Vermögen besteht ein enger Zusammen- 
hang; denn hohe Einkommen erlauben durch Ersparnis eine hohe Vermögensneubil- 
dung und hohe Vermögen führen zu hohen Vermögenseinkommen, die wiederum eine 
höhere Ersparnis ermöglichen. Trotzdem ist die Ersparnis aus dem laufenden Einkom- 
men keineswegs die einzige Quelle der Vermögensbildung. Einen zweiten Faktor bilden 
Wertsteigerungen bei Grundstücken und Gebäuden sowie bei Unternehmensanteilen, 
insbesondere bei Aktien, die ihrerseits wiederum auf einem hohen Anteil einbehaltener 
Gewinne beruhen. Einen dritten Faktor stellen Erbschaften zwischen den Generationen 
dar, die den Kindern reicher Eltern ein höheres Anfangsvermögen, eine weit bessere 
Startposition und bessere Sparmöglichkeiten eröffnen als Personen, die keine oder ge- 
ringe Erbschaften erhalten. 


3.3 Einkommen 
Das verfügbare Einkommen bildet die Kaufkraft, mit der Personen und Haushalte ihre 


Bedürfnisse befriedigen können. In einer Volkswirtschaft mit ökonomischem Wachstum 
- wie wir es seit Generationen kennen - entstehen ständig neue Güter und neue Bedürfnisse, 
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sodass sich ein sozialer Zwang zum Mithalten ergibt. Wer zu weit hinter die anerkannten 
Standards zurückfällt, wird ausgegrenzt. In diesem Sinn kommt es für das Wohlergehen 
vor allem auf die relative Position an, die man mit seinem Einkommen einnimmt. Als ers- 
tes wird daher die Veränderung der Wohlstandspositionen einzelner sozialer Gruppen von 
1992 bis 2010 betrachtet. Unter der Wohlstandsposition einer Gruppe ist dabei das Verhält- 
nis des gruppendurchschnittlichen Einkommens zum Bevölkerungsdurchschnitt zu ver- 
stehen (siehe Abschnitt 3.1). Dabei handelt es sich um einen bedarfsgewichteten Durch- 
schnitt des verfügbaren Einkommens der Haushalte, das dann den Haushaltsmitgliedern 
zugeordnet und als Nettoäquivalenzeinkommen bezeichnet wird. Es dient dazu, Haushalte 
von unterschiedlicher Größe und mit Personen unterschiedlichen Alters miteinander ver- 
gleichbar zu machen. Bei dieser Gewichtung wird nicht jedes Haushaltsmitglied mit ı ge- 
zählt, sondern es werden zur Berücksichtigung der Einsparungen beim gemeinsamen 
Wirtschaften und wegen des geringeren Bedarfs der Kinder folgende Gewichte verwendet: 
ı für den Haushaltsvorstand, 0,5 für weitere Personen über 13 Jahren und 0,3 für Kinder bis 
14 Jahren. Dies ist die von der Europäischen Union festgelegte, modifizierte OECD-Äqui- 
valenzskala. 

Die in Tabelle 3 aufgezeigten Veränderungen der Lohnquote könnten zu dem Schluss 
verleiten, dass die Wohlstandsposition der Arbeitnehmer über ein Jahrzehnt gleich ge- 
blieben ist und sich etwa ab 2003 beträchtlich verschlechtert hat. Dies wäre jedoch vor- 
eilig. Denn die Entwicklung der Wohlstandsposition einer Haushaltsgruppe wird nicht 
nur durch die Veränderung der Lohnquote, sondern auch durch Veränderungen bei 
anderen Markteinkommen, durch Veränderungen bei der Steuer- und Abgabenbelas- 
tung und bei den Sozialleistungen sowie durch Änderungen der Bevölkerungsstruktur 
beeinflusst. Nur wenn Änderungen der Lohnquote diese anderen Einflussfaktoren do- 
minierten, würde die genannte Schlussfolgerung gelten. Dies kann man empirisch über- 
prüfen: Abbildung ı zeigt die Entwicklung von 1992 bis 2010 für acht soziale Gruppen, 
die anhand der sozialen Stellung der Bezugsperson des Haushalts (Haushaltsvorstand) 
gebildet wurden. 

In der Rangfolge ihrer Wohlstandspositionen ergab sich nur bei einer Gruppe eine 
relevante Veränderung, nämlich bei den Nichterwerbstätigen, da diese vor allem zu Be- 
ginn der 1990er Jahre von relativ starken Rentensteigerungen profitieren konnten. Es er- 
staunt kaum, dass die Selbständigen die günstigste Position einnehmen. Hier zeigt sich 
eine Parallelität zur Entwicklung der Gewinnquote (Tabelle 3, Spalte 2). Die Wohlstands- 
position der Beamten und gehobenen Angestellten (mit mindestens hochqualifizierter 
Tätigkeit) blieben weitgehend gleich. Bei diesen Gruppen schlug also der Rückgang der 
Lohnquote nur wenig durch. Im Gegensatz dazu hat sich die Wohlstandsposition von 
drei sozialen Gruppen verschlechtert. Dies sind sowohl einfache und qualifizierte Ar- 
beiter als auch die Gruppe der Arbeitslosen. Letztere hat trotz niedriger Ausgangsposi- 
tion nochmals verloren und nimmt in 2010 nur noch eine relative Wohlstandsposition 
von knapp 60 Prozent und damit 20 Prozentpunkte weniger ein als zu Beginn der 1990er 
Jahre. Die Entwicklung bei den Arbeitern dürfte vor allem durch den sektoralen Wandel 


Einkommen und Vermögen 225 


Abbildung 1 Wohlstandspositionen' nach der sozialen Stellung des Haushaltsvorstandes in 
Deutschland 1992-2010 
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völkerung. 


Quelle: Sozio-oekonomisches Panel v27, eigene Berechnungen. 


getrieben sein, da die Nachfrage nach Beschäftigten aus dem höher bezahlten gewerbli- 
chen Bereich im Vergleich zum Dienstleistungssektor nachgelassen hat (> Dienstleistung 
und Dienstleistungsgesellschaft). 

Insgesamt jedoch vermittelt die Abbildung ı den Eindruck ziemlich hoher Stabili- 
tät der gruppenspezifischen Wohlstandspositionen. Bei den Selbständigen wirkten sich 
allerdings konjunkturelle Finflüsse verstärkt auf deren Einkommen aus. Bei den übri- 
gen sozialen Gruppen scheinen eher der wirtschaftliche Strukturwandel oder institutio- 
nelle Reformen maßgeblich gewesen zu sein. Dies bedeutet, dass die Veränderungen der 
Lohn- und Gewinnquote nur in reduzierter Form auf die Nettoäquivalenzeinkommen 
durchschlugen. Ein wesentlicher Dämpfungsfaktor war dabei das System der sozialen 
Sicherung (> Sozialstaat und soziale Sicherheit). Bemerkenswert ist auch noch, dass die 
Unterschiede in den Wohlstandspositionen zwischen den einzelnen sozialen Gruppen 
bei weitem nicht so groß sind, als dass sie das beträchtliche Ausmaß an Einkommensun- 
gleichheit erklären könnten. Es ist vielmehr gezeigt worden, dass die Ungleichheit der 
verfügbaren Einkommen (Nettoäquivalenzeinkommen) innerhalb der Gruppen weit 
mehr zur gesamten Ungleichheit beiträgt als die Ungleichheit zwischen den Gruppen 
(Becker/Hauser 2003). 
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Als zweites soll die Entwicklung der personellen Verteilung der Nettoäquivalenzein- 
kommen in Gesamtdeutschland anhand der Gini-Koeffizienten und der Dezilsanteile 
betrachtet werden. Tabelle 5 zeigt die Entwicklung dieser Verteilungsmaße von 1992 
bis 2010. 

Der Gini-Koefhizient blieb in den 1990er Jahren nahezu konstant, stieg aber nach der 
Jahrtausendwende bis Mitte der 2000er Jahre deutlich an. Seitdem stagniert er auf ho- 
hem Niveau. Die gleiche Tendenz erkennt man auch aus den leichten Veränderungen 
der Dezilsanteile. Der Anteil des ersten, d.h. des untersten Dezils am gesamten Netto- 
äquivalenzeinkommen nahm ab dem Jahr 2000 von 4,1 Prozent auf 3,6 Prozent ab, der 
Anteil des obersten Dezils stieg von 21,0 Prozent auf 23,7 Prozent an. Man kann zu- 
sammenfassend feststellen, dass sich - insbesondere seit der Jahrtausendwende - ein 
Trend zunehmender Ungleichheit in Deutschland zeigt, der in den angelsächsischen 
Ländern bereits in den 1980er Jahren eingesetzt hatte (OECD 2008; 2011). Zunehmende 
Ungleichheit zeigte sich vor allem auf der Ebene der Primäreinkommen (Primärver- 
teilung). Die Kürzungen im sozialen Sicherungssystem nach der Jahrtausendwende 
führten dazu, dass die zunehmende Ungleichheit der Primäreinkommen auch auf die 
Sekundäreinkommen durchschlug (Sekundärverteilung). Dabei spielte auch die gestie- 
gene Arbeitslosigkeit eine bedeutende Rolle. Dagegen scheinen Verschiebungen der Be- 
völkerungsstruktur, die sich in einer Zunahme des Altenanteils und einer schrumpfen- 
den mittleren und jungen Generation sowie in einem kontinuierlichen Rückgang der 
Haushaltsgröße zeigt, keinen großen Einfluss ausgeübt zu haben. 

Die Wiedervereinigung trug ebenfalls zu den Veränderungen bei der personellen 
Einkommensverteilung bei. In den neuen Bundesländern lag 1991 der Gini-Koeflizient 


Tabelle 6 Verteilungsmaße zur personellen Verteilung der Nettoäquivalenz- 
einkommen 1992-2010 


Jahr 1992 1994 1996 1998 2000 2002 2004 2006 2008 2010 


Gini-Koeff. 24,7 25,4 25,9 25,0 25,0 26,3 27,3 28,9 28,9 28,9 
in % 


1. Dezil 4,2 4,1 3,8 4,1 4,1 3,8 3,7 3,5 3,6 3,6 
2. Dezil 5,8 5,8 5,7 5,9 5,9 5,7 5,5 5,3 5,3 5,2 
3. Dezil 6,8 6,8 6,8 6,9 6,9 6,8 6,6 6,4 6,3 6,3 
4. Dezil 7,7 7,6 7,7 7,7 7,7 7,6 75 7,3 7,2 7,3 
5. Dezil 8,6 85 85 8,5 8,5 8,4 8,4 8,2 8,2 8,2 
6. Dezil 9,5 9,4 9,4 9,4 9,4 9,4 9,3 9,2 9,2 9,3 
7. Dezil 10,6 10,5 10,6 10,5 10,5 10,4 10,4 10,3 10,3 10,3 
8. Dezil 12,1 12,0 12,0 11,9 12,0 11,8 11,9 11,8 11,8 11,9 
9. Dezil 14,3 14,2 14,2 14,1 14,2 14,0 14,1 14,2 14,1 14,2 
10. Dezil 20,5 21,2 21,4 21,1 21,0 22,1 22,5 23,8 23,8 23,7 


Quelle: Sozio-oekonomisches Panel v27, eigene Berechnungen. 
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um etwa 30 Prozent niedriger als in den alten Bundesländern, der Einkommensanteil 
des untersten Dezils war deutlich höher und der Anteil des obersten Dezils war wesent- 
lich geringer. Hierin zeigen sich zum einen die Nachwirkungen der weit geringeren Un- 
gleichheit in der DDR (» Gesellschaft der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) 
von 1949-1990), die infolge der Umstellung der Löhne im Verhältnis ı zu ı in die neuen 
Länder übertragen wurde, und zum anderen die vielfältigen Sonderregelungen, die bei 
der Übertragung des westdeutschen Systems der sozialen Sicherung für eine begrenzte 
Zeit eingeführt wurden (Hauser et al. 1996: 52 ff., 138 ff.). Außerdem gab es anfänglich in 
den neuen Bundesländern noch keine hohen Vermögenseinkommen. In der Zeitspanne 
von 1991 bis 1995 ist die Ungleichheit der personellen Verteilung in den neuen Bun- 
desländern aber kräftig angestiegen. Hierin spiegelt sich die hohe Arbeitslosigkeit, das 
Auslaufen von Sonderregelungen, die allmähliche Spreizung der Lohnstruktur und die 
Zunahme höherer Selbständigen- und Vermögenseinkommen. Auch in den folgenden 
Jahren ist die Einkommensungleichheit in den neuen Bundesländern weiter angestie- 
gen; bei den Primäreinkommen liegt diese bereits seit Mitte der 1990er Jahre über dem 
Niveau des Westteils des Landes, für die Nettoäquivalenzeinkommen gilt aber weiterhin, 
dass vor allem aufgrund von Transferzahlungen die Ungleichheit immer noch geringer 
ist als in den alten Ländern. 


3.4  Einkommensarmut 


Armut hat viele Gesichter. Sie besteht nicht nur bei Menschen, die nicht genug zum 
Überleben haben (absolute Armut), sondern auch bei jenen, deren Lebensstandard so 
weit unter dem durchschnittlichen Lebensstandard eines Landes liegt, dass sie ausge- 
grenzt werden (relative Armut). Der Europäische Rat hat hierfür 1984 eine weithin an- 
erkannte Definition formuliert. Hiernach sind diejenigen Personen als arm anzusehen, 
» die über so geringe (materielle, kulturelle und soziale) Mittel verfügen, dass sie von der 
Lebensweise ausgeschlossen sind, die in dem Mitgliedsstaat, in dem sie leben, als Mini- 
mum annehmbar ist.« 

Armut ist in einer marktwirtschaftlich organisierten Volkswirtschaft, in der man 
alle Güter des Grundbedarfs mit Geld kaufen kann, vor allem Einkommensarmut. 
Sie liegt bei jenen vor, deren verfügbares Einkommen zu weit unterhalb des Durch- 
schnitts liegt; denn wenn man eine bestimmte Einkommenshöhe unterschreitet, dann 
kann man selbst bei großer Sparsamkeit die Standards einer Gesellschaft nicht einmal 
mehr auf bescheidenem Niveau erfüllen. Da das Einkommen im Haushaltszusammen- 
hang verbraucht wird, stellt das Nettoäquivalenzeinkommen auch für Armutsanalysen 
die adäquate Bezugsgröße dar. Welcher Bruchteil des durchschnittlichen Nettoäquiva- 
lenzeinkommens als Armutsgrenze zu gelten hat, ist zwar umstritten und ohne politi- 
sche Werturteile auch nicht zu entscheiden. Die Europäische Union hat 2001 die Offene 
Methode der Koordinierung (OMK) eingeführt, aufgrund derer die Mitgliedstaaten alle 
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zwei Jahre Nationale Aktionsberichte über die soziale Eingliederung erstellen müssen, 
denen genau definierte Indikatoren (Laeken-Indikatoren) zugrunde zu legen sind. Als 
Armutsrisikogrenze wurde ein Nettoäquivalenzeinkommen von 60 Prozent des jewei- 
ligen nationalen Medians festgelegt. Dabei kennzeichnet der Median jenes Nettoäqui- 
valenzeinkommen, das bei einer Reihung aller Personen nach der Einkommenshöhe 
genau in der Mitte liegt; der Median teilt also die Bevölkerung in zwei gleich große Hälf- 
ten. Die in früheren Studien verwendete Armutsgrenze von 50 Prozent des jeweiligen 
arithmetischen Mittels wurde nicht beibehalten. Die OECD verwendet für internatio- 
nale Vergleiche eine Armutsgrenze von 50 Prozent des nationalen Medians. Als natio- 
nale Alternative kommt auch jene Einkommensgrenze in Frage, die den drei Mindest- 
sicherungssystemen zugrunde liegt. Da aber Mindestsicherungsempfängern Miete und 
Heizkosten individuell erstattet werden, ist diese Grenze keineswegs eine eindeutige Li- 
nie, sondern ein breites Band, sodass es sich nicht für generalisierende Analysen eignet. 
Jedoch ist der Anteil der Empfänger von Mindestsicherungsleistungen an der Bevölke- 
rung ein wichtiges Indiz dafür, inwieweit der Sozialstaat Armut bekämpft. Dieser Anteil 
liegt bei knapp zehn Prozent, wobei es große Unterschiede zwischen den Bundeslän- 
dern gibt (Statistisches Bundesamt 2010). Im Durchschnitt liegt das Niveau der Min- 
destsicherungsleistungen in Deutschland bei etwa 50 Prozent des Medians. 

Höhe und Veränderung der Armutsrisikoquoten entsprechend der EU-Definition 
in Gesamtdeutschland gehen aus Tabelle 7 hervor. Von 1992 bis 2000 lag für Gesamt- 
deutschland die Armutsrisikoquote unter leichten konjunkturellen Schwankungen bei 
rund elf Prozent. Parallel zur zunehmenden Einkommensungleichheit seit der Jahrtau- 
sendwende stieg auch das Armutsrisiko in der Bevölkerung zunächst bis 2006 auf 14 Pro- 
zent an. Doch trotz des wirtschaftlichen Aufschwungs nach der letzten Wirtschaftskrise 
kam es nicht zu einer Abnahme dieser Quote, sondern bis 2010 stieg der entsprechende 
Wert auf gut 15 Prozent. Während der Verlauf der Armutsrisikoquote in Westdeutsch- 
land der der gesamtdeutschen Quote - wenngleich auf einem leicht niedrigeren Niveau 

- entspricht, lässt sich für die neuen Bundesländer ein U-förmiger Verlauf beobachten. 
Mit dem Transformationsprozess in den 1990er Jahren ging dort das Armutsrisiko stark 
zurück und lag zwischenzeitlich nur etwas mehr als zwei Prozentpunkte über dem Wert 
in den alten Ländern. Seitdem nimmt hier aber das Armutsrisiko deutlich zu und er- 


Tabelle7 Anteil der Bevölkerung unter der EU-Armutsrisikogrenze' in den alten 
und den neuen Bundesländern und in Gesamtdeutschland - 1992-2010 in Prozent 


Region 1992 1994 1996 1998 2000 2002 2004 2006 2008 2010 
Alte Bundesländer 9,3 9,7 11,5 9,9 9,7 11,6 12,6 13,0 13,0 14,2 
Neue Bundesländer 18,4 18,0 14,1 13,3 14,7 15,3 17,6 20,0 19,1 20,4 
Gesamtdeutschland 11,2 11,3 11,9 10,5 10,6 12,3 13,5 14,2 14,1 15,3 


1 Armutsrisikogrenze bei 60 Prozent des gesamtdeutschen Medians. 


Quelle: Sozio-oekonomisches Panel v27 (eigene Berechnungen). 
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reicht im Jahr 2010 einen Wert von mehr als 20 Prozent, d.h. jeder Fünfte im Ostteil des 
Landes verfügt über ein Einkommen unterhalb der Armutsrisikoschwelle. 

Ein überdurchschnittliches Einkommensarmutsrisiko weisen Kinder, Jugendliche 
und junge Erwachsene auf (Grabka/Frick 2010). Dabei sind Haushalte von Alleinerzie- 
henden und mit mehreren Kindern nochmals besonders stark der Einkommensarmut 
ausgesetzt. Ältere Menschen weisen derzeit ein nur leicht unterdurchschnittliches Ar- 
mutsrisiko auf, dennoch wird Altersarmut in naher Zukunft voraussichtlich wieder an 
Bedeutung gewinnen (Goebel/Grabka 2011). 


4 Ausblick 


Die Wohlfahrtsposition einer Gesellschaft wird traditionell sowohl durch die Höhe des 

Reinvermögens als auch durch das Volkseinkommen beschrieben. Ein internationaler 
Vergleich des volkswirtschaftlichen Reinvermögens ist aufgrund methodischer Pro- 
bleme derzeit nur eingeschränkt möglich. Im Folgenden wird das BIP pro Kopf in Kauf- 
kraftstandards in ausgewählten Ländern verglichen, wobei diese auf den Durchschnitts- 
wert der EU 27 Länder normiert ist. Deutschland nimmt demnach im Jahre 2009 eine 

leicht überdurchschnittliche Position (116 Prozent) ein und befindet sich damit knapp 

vor dem Vereinigten Königreich, Frankreich oder auch Italien, aber hinter Schweden, 
Österreich oder den Niederlanden. Eine weit überdurchschnittliche Position weisen Lu- 
xemburg und als Nicht-EU-Länder wie die Vereinigten Staaten, die Schweiz und Norwe- 
gen auf. Eine wesentliche Ursache für ein weiteres Wachstum des BIP stellen Innovatio- 
nen zur Steigerung der Produktivität dar. Hierbei kommt dem Humanvermögen - das 

zum Volksvermögen im weiteren Sinne gehört - eine besondere Bedeutung zu. Will 

Deutschland seine überdurchschnittliche Wohlfahrtsposition sichern, so ist eine konse- 
quente Förderung des Humanvermögens hierfür eine notwendige Voraussetzung. 


Tabelle8 BIP pro Kopf in Kaufkraftstandards - 2009 (EU 27 = 100) 


EU (27 Länder) 100 Griechenland 94 Schweden 119 
Euroraum (17 Länder) 109 Japan 103 Dänemark 123 
Bulgarien 44 Spanien 103 Österreich 125 
Rumänien 47 Italien 104 Irland 128 
Polen 61 Frankreich 108 Niederlande 132 
Ungarn 65 Vereinigtes Königreich 111 Schweiz 144 
Slowakei 73 Finnland 115 Vereinigte Staaten 145 
Portugal 80 Deutschland 116 Norwegen 176 
Slowenien 87 Belgien 118 Luxemburg 266 


Quelle: Eurostat (2012). 
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Eliten und Führungsgruppen 


Michael Hartmann 


1 Begriff 


Unter Elite versteht man im allgemeinen Sprachgebrauch eine durch besondere Merk- 
male aus der Gesamtbevölkerung herausgehobene Personengruppe. Man verwendet 
den Begriff sowohl für herausragende Sportler und Wissenschaftler als auch für Spit- 
zenpolitiker und Topmanager. Als Kriterium dienen besonders gute Leistungen ebenso 
wie ein besonders großer Einfluss bzw. eine besonders große Macht. In der sozialwis- 
senschaftlichen Eliteforschung fällt die Definition enger aus. Zur Elite zählen ihr zu- 
folge im Wesentlichen nur diejenigen Personen, die (in der Regel qua Amt oder, im 
Falle der Wirtschaft, auch qua Eigentum) in der Lage sind, durch ihre Entscheidun- 
gen gesellschaftliche Entwicklungen maßgeblich zu beeinflussen. Die vier zentralen Eli- 
ten kommen deshalb aus den Bereichen Wirtschaft, Politik, Verwaltung und Justiz. Sie 
haben in dieser Hinsicht den größten Einfluss. Wenn die Vorstände oder Eigentümer 
großer Konzerne Beschlüsse zu Investitionen oder Unternehmensschließungen treffen, 
wenn eine Regierung Haushaltskürzungen oder Reformen des Gesundheitssystems be- 
schließt, wenn die hohen Ministerialbeamten Gesetzesvorlagen formulieren oder wenn 
die Richter an den Bundesgerichten Urteile zum Scheidungsrecht oder zum Daten- 
schutz fällen - in all diesen Fällen entscheidet ein kleiner Kreis von Personen über wich- 
tige Aspekte des täglichen Lebens der breiten Bevölkerung. Auf die Eliten aus den ande- 
ren wichtigen Sektoren wie Medien, Militär oder Wissenschaft trifft diese Definition in 
den entwickelten Industrieländern wie Deutschland nur eingeschränkt zu. Sie können 
gesellschaftliche Entwicklungen zwar ebenfalls beeinflussen, sind in wesentlichen Punk- 
ten aber abhängig von den Beschlüssen vor allem der politischen und der wirtschaftli- 
chen Eliten, die letztlich über die zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel und die 
Gesamtausrichtung entscheiden. 

Generell versteht man in der wissenschaftlichen Diskussion unter Eliten heute 
durchweg Positions- oder Machteliten. Das bedeutet, dass z.B. im Sport nicht die 
Olympiasieger oder die Fußballweltmeister die Elite darstellen, sondern die Personen, 
die an der Spitze des IOC oder der FIFA stehen. Der früher noch gleichberechtigt da- 
neben stehende Begriff der Werteliten spielt dagegen so gut wie keine Rolle mehr. Das- 
selbe gilt auch für den Begriff der Verantwortungseliten. Im öffentlichen, nichtwissen- 
schaftlichen Diskurs sind beide allerdings nach wie vor vertreten, wenn auch weniger 
stark als früher. 


S. Mau, N. M. Schöneck (Hrsg.), Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, 
DOI 10.1007/978-3-531-18929-1_15, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013 
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Die zentralen Fragen, um die es bei der Analyse von Eliten geht, lauten: Wie rekru- 
tieren sich die Eliten und wie ist es um ihren inneren Zusammenhang bestellt? Es geht, 
anders formuliert, um die vertikale und die horizontale Integration der Eliten. Die verti- 
kale Dimension betrifft die Verbindung von Eliten und Bevölkerung, d.h. vor allem die 
soziale Herkunft der Eliten (> Soziale Mobilität). Bei der horizontalen Integration geht 
es um die Verknüpfung der einzelnen Eliten miteinander im Sinne von Homogenität 
oder Heterogenität durch die soziale Herkunft, die Bildungs- und Karrierewege sowie 
eventuelle Wechsel zwischen den einzelnen Elitesektoren. Generell stellt die Analyse der 
Eliten ein ganz zentrales Element jeder gesamtgesellschaftlichen Analyse dar. So ist die 
Struktur der Eliten für Aron (1950: 141) z.B. eines der wichtigsten Charakteristika jeg- 
licher Gesellschaftsstruktur, und für Schluchter (1963: 249) kann sie sogar Aufschluss 
darüber geben, ob »die industrielle Gesellschaft mit Gründen überhaupt dem Begriff 
gemäß als Leistungsgesellschaft gelten« kann. 

Methodisch dominieren international wie auch in Deutschland, einem der wenigen 
Länder mit einer langjährigen Tradition in der Eliteforschung, zwei Verfahren: zum 
einen die direkte Befragung von Eliten (zumeist mittels standardisierter Fragebogen) 
(Bürklin/Rebenstorf 1997; Hoffmann-Lange 1992), zum anderen die Recherche anhand 
schriftlicher Quellen wie z.B. Handbücher, Archive, Lebensläufe in Dissertationen, Zei- 
tungen etc. (Benzner 1989; Derlien/Lang 2005; Hartmann 2002; 2003; 2007). Beide Vor- 
gehensweisen haben ihre Vorteile. Der entscheidende Vorzug der erstgenannten Me- 
thode liegt darin, dass mit ihr Meinungen und politische Positionen der Eliten erfragt 
und dann mit persönlichen und sektoralen Merkmalen verglichen werden können. 
Bei der zweiten Methode erreicht man dagegen in der Regel eine höhere Erfassungs- 
quote - vor allem im am schwersten zugänglichen Sektor, der Wirtschaft - und kann 
historische Vergleiche für beliebige Zeitpunkte durchführen. 


2 Sozialgeschichtlicher Hintergrund 


Die Frage nach den Eliten stellte sich in Deutschland nach 1945 in einer Schärfe wie seit 

langen Jahrzehnten nicht mehr, waren doch auch die traditionellen Eliten maßgeblich an 

der Massenvernichtung der europäischen Juden und Vorbereitung sowie Durchführung 

des Zweiten Weltkrieges beteiligt. Zunächst sah es so aus, als sollten neben den wichti- 
gen politischen Repräsentanten des Dritten Reichs, die das Kriegsende überlebt hatten, 
und den »kleinen Nazis« auch die Eliten aus Wirtschaft, Verwaltung, Militär und Justiz 

von den Besatzungsmächten zur Verantwortung gezogen werden. In den Nürnberger 

Prozessen wurden nicht nur die noch lebenden nationalsozialistischen Parteigrößen wie 

Hermann Göring, Rudolf Heß oder Joachim von Ribbentrop und die Oberbefehlshaber 

von Wehrmacht und Marine im Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher vor dem in- 
ternationalen Militärgerichtshof angeklagt, sondern in den zwölf Nachfolgeprozessen 

vor US-amerikanischen Militärgerichten auch führende Vertreter der anderen Eliten. 
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Die Verschärfung des Ost-West-Konflikts und die Haltung der Bundesregierung un- 
ter Adenauer führten aber dazu, dass keiner der Angeklagten länger als bis 1956 in Haft 
saß. Die meisten konnten das Gefängnis sogar schon früher verlassen. Dieser Verlauf 
war typisch für die »Bewältigung« der Nazi-Vergangenheit in Deutschland. Eine wirk- 
liche Verfolgung der Hauptverantwortlichen beschränkte sich in der Regel auf bekannte 
Repräsentanten der NSDAP. Die überwiegende Mehrzahl der Elitenangehörigen blieb 
dagegen unbehelligt. Sie konnten sogar ihre Karrieren fortsetzen; das galt insbeson- 
dere in der hohen Verwaltung und noch stärker in der hohen Justiz. Weil die traditio- 
nellen Beförderungsprinzipien entweder, wie vor allem in der Justiz, gleich beibehal- 
ten worden waren oder aber im Laufe der 1950er Jahre wieder in Kraft gesetzt wurden, 
konnten in der Regel nur solche Personen in Spitzenämter befördert werden, die wäh- 
rend des Dritten Reichs schon in entsprechende gehobene Führungspositionen gelangt 
waren. Bereits Mitte der 1950er Jahre, d.h. zu einem Zeitpunkt, als die traditionellen 
Laufbahnregelungen erst teilweise wieder Gültigkeit besaßen, dominierten Männer die 
Spitzenstellungen der öffentlichen Verwaltung, die bereits im Dritten Reich in höhe- 
ren Positionen gesessen hatten. Sie stellten knapp zwei Drittel der über 160 Mitglieder 
der zentralen Verwaltungselite (inklusive des diplomatischen Corps) und gleich sechs 
der acht wichtigsten Staatssekretäre (Deutsch/Edinger 1959: 83f., 138; Zapf 1965: 146). 
Adenauers umstrittener Staatssekretär Hans Globke war in mehrfacher Hinsicht cha- 
rakteristisch für die Verwaltungselite. Er stammte aus einem großbürgerlichen Eltern- 
haus, hatte Jura bis zur abgeschlossenen Promotion studiert, unter den Nazis Karriere 
gemacht und sich aktiv für die Ziele des Dritten Reichs eingesetzt, obwohl er nicht Par- 
teimitglied geworden war. Globke verkörperte die ungebrochene berufliche wie soziale 
Kontinuität der Verwaltungselite über die Jahrzehnte hinweg. 

Für die deutsche Justiz, die nicht einen einzigen ihrer Standesvertreter nach 1949 we- 
gen seiner Urteile unter den Nazis strafrechtlich belangte, galt dasselbe. Mit Ausnahme 
des einzigen neu geschaffenen, nicht in der Tradition der Reichsgerichte stehenden ho- 
hen Gerichts, des Bundesverfassungsgerichts, blieben auch hier die beruflichen Kar- 
rieremuster und sozialen Traditionen gewahrt. Im Militär stammten sogar alle neuen 
Generäle und Admiräle der Bundeswehr aus den Reihen der Wehrmachtsgeneralität 
und -admiralität und der Adel stellte immerhin noch jeden fünften dieser Männer. Un- 
ter den Professoren bot sich dasselbe Bild. Auch hier herrschte in jeder Hinsicht Kon- 
tinuität. Die Professoren, die zu knapp der Hälfte aus dem klassischen Bildungsbür- 
gertum - allein jeder fünfte hatte einen Professor zum Vater - und zu einem weiteren 
knappen Drittel aus dem Wirtschaftsbürgertum oder dem Adel stammten (Ferber 1956: 
177 f.), waren durchweg in ihren Ämtern geblieben. Die Rückkehr von emigrierten Wis- 
senschaftlern blieb die Ausnahme. Eine Herkunft aus dem bürgerlichen (größere Un- 
ternehmer, leitende Angestellte, höhere Beamte, Offiziere, freiberufliche Akademiker), 
großbürgerlichen (Großunternehmer, Vorstandsmitglieder, hohe Beamte und Offiziere) 
und im Falle des Militärs auch adligen Milieu, ein Studium (vor allem der Rechtswissen- 
schaften) bis zur Promotion oder eine Offizierslaufbahn und dann die Karriereleiter in 
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einem einzigen Sektor Stück für Stück aufwärts - so sah der Werdegang des typischen 
Repräsentanten der deutschen Verwaltungs-, Justiz-, Militär- und Wissenschaftselite vor 
wie auch nach dem Zweiten Weltkrieg aus. 

Auch in der Wirtschaft bot sich ein ähnliches Bild. An der Spitze der großen Kon- 
zerne standen trotz einer leichten sozialen Öffnung aufgrund der hohen Kriegsverluste 
in den entsprechenden Jahrgängen nach wie vor zumeist aus dem Bürger- oder dem 
Großbürgertum, den oberen 3,5 Prozent der Bevölkerung, stammende Manager. Selbst 
in personeller Hinsicht gab es eine erstaunliche Kontinuität. Von den 249 Vorstands- 
mitgliedern der 42 größten Industriekonzerne, die Ende des Krieges in dieser Position 
saßen, hatten 87 ihr Amt behalten. Weitere 47 hatten innerhalb des Unternehmens oder 
in einem fremden Unternehmen in eine vergleichbare Führungsposition, 36 in den Auf- 
sichtsrat und elf in eine Verbandsposition gewechselt. Ganze 68 hatten es nicht wieder 
in eine Führungsstellung geschafft. Von diesen 68 waren allerdings 37 zu Kriegsende 
schon 60 Jahre und älter, hatten also zu Beginn der Bundesrepublik ein Alter erreicht, 
das auch unter normalen Bedingungen zu einem Ausscheiden aus dem Amt geführt 
hätte. Außerdem waren es vor allem die Vorstände der öffentlichen Unternehmen, die 
gehen mussten. Hier lag die Quote bei fast 50 Prozent, während sie in der Privatwirt- 
schaft nicht einmal 20 Prozent betrug. Den Ausschluss aus der Wirtschaftselite erlebten 
in erster Linie jene Männer, die ihren Aufstieg der NSDAP verdankten und vom Eltern- 
haus her nicht zum traditionellen bürgerlich-großbürgerlichen Rekrutierungsmilieu 
zählten (Joly 2000: 62ff.). Ändert man den Blickwinkel und betrachtet die Vorstands- 
mitglieder der 15 größten Industriekonzerne der Bundesrepublik aus den Jahren bis 1960 
hinsichtlich ihrer Position Anfang 1945, dann bietet sich dasselbe Bild. Fast alle, so Joly 
(2000: 69f.) in seinem Resümee, seien »bereits 1945 als Prokurist oder im Rang eines 
Direktors in einem Unternehmen tätig [gewesen], darunter die überwiegende Mehrheit 
im gleichen Konzern«. Das weiter dominierende Prinzip der Hauskarrieren und der so- 
zialen Rekrutierung aus den Kreisen des Bürger- und Großbürgertums sorgte in allen 
Fällen für ein hohes Maß an Kontinuität. 

In der politischen Elite gab es dagegen einen deutlichen Bruch. In der Adenauer- 
Regierung von 1956 war zwar noch jeder fünfte Minister früheres NSDAP-Mitglied, 
ebenfalls ein knappes Fünftel der Minister hatte aber während des Dritten Reichs auch 
zumindest kurz im Gefängnis gesessen. In der Parteispitze der Union und vor allem 
in der SPD sah es noch klarer aus. Von der Parteielite der CDU/CSU war mehr als ein 
Drittel inhaftiert worden, von der der SPD waren sogar 60 Prozent im KZ, Gefängnis 
oder im Exil gewesen. Niemand hatte zwischen 1933 und 1945 ein wichtiges politisches 
Amt bekleidet (Deutsch/Edinger 1959: 68, 77 ff., 138). Von ungebrochener Kontinuität 
wie bei den anderen Eliten konnte hier nicht gesprochen werden. Das traf aber noch 
aus einem anderen Grund zu. Es verschwanden in der Politik nämlich nicht nur die be- 
kannteren politischen Repräsentanten der NSDAP, auch von den übrigen Parteien der 
Weimarer Republik überlebten nur die SPD und die KPD, die dann aber schon 1956 ver- 
boten wurde. Die früheren konservativen und bürgerlichen Parteien gingen zusammen 
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mit der rein katholischen Zentrumspartei (bzw. in Bayern der Bayerischen Volkspartei) 
zum allergrößten Teil in der neu gegründeten CDU/CSU und zu einem sehr viel klei- 
neren Teil in der ebenfalls neu gegründeten FDP auf. Mit der CDU/CSU entstand ein 
neuer Typus von Volkspartei auf der konservativ-bürgerlichen Seite, der dieses politi- 
sche Lager einte und der Massenpartei SPD etwas Gleichwertiges entgegenzusetzen ver- 
mochte. Die Mitgliedschaft der CDU/CSU war relativ breit gestreut. Es dominierten in 
den 1950er Jahren Angestellte und Beamte mit einem Anteil von knapp 40 Prozent vor 
kleinen Selbständigen und Unternehmern mit 20 und Landwirten mit 15 Prozent. Sie 
alle waren über-, die Arbeiter mit 10 bis 15 Prozent dagegen massiv unterrepräsentiert. 
Die Arbeiterpartei war damals die SPD, deren Mitglieder zu 40 Prozent aus der Arbei- 
terklasse kamen. Die FDP war eindeutig die Partei der Selbständigen, die ohne die Bau- 
ern schon die Hälfte der Mitgliedschaft, mit ihnen zusammen sogar zwei Drittel stellten 
(Benzner 1989: 383 ff.). Die Bundesregierungen der ersten 15 Jahre unter dem Kanzler 
Adenauer waren daher in erster Linie vom Kleinbürgertum geprägt. In den fünf Regie- 
rungen bis 1963 kamen gut die Hälfte bis knapp zwei Drittel der Kabinettsmitglieder aus 
dem Kleinbürgertum und der Arbeiterschaft. Dabei lag der Anteil der aus der breiten 
Bevölkerung stammenden Minister in den sieben zentralen Ministerien Inneres, Äuße- 
res, Wirtschaft, Finanzen, Justiz, Arbeit und Verteidigung in der Regel noch etwas höher 
als im gesamten Kabinett. 

Die politische Elite unterschied sich in ihrer sozialen Rekrutierung gravierend von 
den anderen zentralen Eliten. Was sie mit ihnen allerdings teilte, war das geringe Maß 
an bereichsübergreifender Mobilität. Es gab kaum Wechsel von einer Eliteposition in 
eine andere. Über 90 Prozent der Topmanager und hohen Richter und drei Viertel der 
Spitzenbeamten in der Verwaltung hatten ihre gesamte Karriere in dem Sektor durch- 
laufen, in dem sie dann zur Elite zählten. 


3 Die deutschen Eliten - Konstanz oder Wandel? 


In der zweiten Hälfte der 1960er Jahre kam es in den meisten Sektoren aus unterschied- 
lichen Gründen - in der Wirtschaft handelte es sich um einen Generationsaustausch, in 
der Politik und Verwaltung um die Ablösung der CDU/CSU als Regierungspartei - zu 
einem ersten umfassenden Wechsel in den Spitzenpositionen. Die Konsequenzen die- 
ses Wechsels waren in puncto soziale Rekrutierung aber erstaunlicherweise gering. In 
der politischen Elite kam es zu einer leichten Öffnung, in der wirtschaftlichen Elite 
zu einer leichten Schließung. Grundsätzlich blieb aber alles beim Alten. Das galt auch 
für die nach wie vor recht strikte sektorale Trennung der Karrierewege. Dieses Mus- 
ter hatte dann Bestand bis zum Ende des 20. Jahrhunderts. Erst nach der Jahrtausend- 
wende ließen sich größere Veränderungen beobachten. Das betraf in erster Linie die po- 
litische Elite. 
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Bei ihr kam es seit Ende der 1990er Jahre zunächst auf Landes-, dann auch auf 
Bundesebene zu einer deutlichen Verbürgerlichung. Was die Bundesebene angeht, so 
blieb es bis zum Amtsantritt der zweiten Schröder-Regierung bei dem schon vor 1969 
üblichen Muster der sozialen Rekrutierung. In der Regel - nur die ersten Jahre un- 
ter Helmut Kohl machten in dieser Beziehung eine Ausnahme - stammten ungefähr 
drei Fünftel der Kabinettsmitglieder aus den Mittelschichten und der Arbeiterschaft. 
Nach der Wiedervereinigung (> Wiedervereinigung) waren es dann bis zum Rücktritt 
von Oskar Lafontaine 1999 sogar fast zwei Drittel. Danach begann eine deutliche Ver- 
bürgerlichung der Bundesregierungen. Schon im zweiten Schröder-Kabinett gab es fast 
einen Gleichstand zwischen den Kabinettsmitgliedern aus der Normalbevölkerung und 
denen mit bürgerlichen oder großbürgerlichen Wurzeln. In der großen Koalition unter 
Merkel kam es dann sogar zu einer Umkehrung der traditionellen sozialen Zusammen- 
setzung. Es dominierten nun die Bürger- und Großbürgerkinder mit einem Anteil von 
fast zwei Dritteln, ein Prozentsatz, der auch in der neuen schwarz-gelben Regierung er- 
halten blieb. 

Bei den Ministerpräsidenten der Länder bot sich seit Ende der 1990er Jahre ein ähn- 
liches Bild. Es dominierten eindeutig Personen mit bürgerlichem Hintergrund wie Ro- 
land Koch in Hessen, Günther Oettinger in Baden-Württemberg oder Peer Steinbrück 
in Nordrhein-Westfalen. Zeitweise wurden einzig die Stadtstaaten Berlin und Bremen, 
Rheinland-Pfalz und ein Teil der neuen Bundesländer noch von Männern geführt, die 
aus den Mittelschichten oder der Arbeiterschaft stammten. Nach der Niederlage von 
Steinbrück in NRW und den Rücktritten von Koch, Oettinger, Edmund Stoiber sowie 
Ole von Beust hat sich das vollkommen verändert. Aktuell dominieren (unabhängig von 
der Parteizugehörigkeit) eindeutig wieder die Ministerpräsidenten aus der normalen 
Bevölkerung. Auf Landesebene ist der Prozess der Verbürgerlichung demnach gestoppt 
und dann umgekehrt worden. Ob das auf einen längerfristigen Trendwechsel in der Re- 
krutierung der gesamten politischen Elite hindeutet, ist derzeit noch nicht zu sagen. 

Im Unterschied zur politischen Elite ist in der Verwaltungs- und Justizelite die soziale 
Rekrutierung stabil geblieben. Das zeigen alle einschlägigen Studien, auch wenn die ab- 
soluten Werte je nach Sampleauswahl und Untersuchungsmethode etwas unterschied- 
lich ausfallen (Benzner 1989: 374; Bürklin/Rebenstorf 1997: 82; Derlien/Lang 2005: 121). 
Im Mittel dürfte gut die Hälfte der Spitzenbeamten aus dem Bürger- oder Großbürger- 
tum stammen. Ähnlich sieht es auch bei der Justizelite aus. Die Präsidenten des Bun- 
desgerichtshofs sind dafür ein gutes Beispiel. Unter den bislang acht Präsidenten waren 
nur zwei Mittelschichtkinder und kein einziges Arbeiterkind, dafür gleich drei Juristen 
mit großbürgerlichen Wurzeln. Bei den Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts fällt 
die Rekrutierung etwas offener aus. Es gab bislang kein Großbürgerkind und die Söhne 
aus bürgerlichen Familien und aus den breiten Mittelschichten hielten sich die Waage. 
Unter den 16 Richtern an den zwei Senaten befindet sich aktuell sogar ein Arbeiterkind. 
Insgesamt überwiegt aber auch hier mit gut 60 Prozent der Nachwuchs aus dem Bürger- 
oder Großbürgertum. 
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Noch weniger Aussichten auf eine Eliteposition als soziale Aufsteiger haben Per- 
sonen, die aus den neuen Bundesländern stammen. Sie haben nur in der Politik eine 
Chance, und das abgesehen von der Bundeskanzlerin auch ausschließlich in den neuen 
Bundesländern. In allen anderen Eliten sucht man sie vergebens. In der hohen Justiz 
oder der hohen Verwaltung, in der Generalität oder den Chefetagen der Wirtschaft und 
der Medien findet man fast niemand, der in der früheren DDR aufgewachsen ist. Ein 
weitaus positiveres Bild bietet sich, wenn es um die Repräsentation der Frauen in den 
Eliten geht. Sie haben in den vergangenen zwei Jahrzehnten deutlich aufgeholt. Gab 
es bis Ende der 1980er Jahre allenfalls vereinzelte Fälle, wie beispielsweise Anke Fuchs, 
Dorothee Wilms oder Rita Süssmuth, fast ausschließlich in der Politik, findet man 
Frauen heute mit Ausnahme des Militärs und der großen Printmedien überall in Spit- 
zenpositionen. Ihr Anteil liegt auf der obersten Ebene allerdings in der Regel nur bei gut 
zehn Prozent. Das trifft auf die beamteten Staatssekretäre des Bundes ebenso zu wie auf 
die Präsidenten und leitenden Richter an den Bundesgerichten oder die Intendanten 
und Chefredakteure der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten. Ungünstiger ist die 
Relation in der Wirtschaft mit weniger als fünf Prozent, günstiger die am Bundesverfas- 
sungsgericht mit 25 Prozent. Wesentlich besser sieht es nur in der evangelischen Kirche, 
wo die Frauen im Präsidium mit vier von sieben Personen sogar leicht überwiegen, und 
in der Politik aus. So befinden sich im gegenwärtigen Bundeskabinett neben der Kanz- 
lerin immerhin noch fünf Ministerinnen, und dies sogar in zentralen Ressorts wie Justiz 
und Arbeit. Bei den Parteivorsitzenden ist das Verhältnis sogar fast, in den Geschäfts- 
führungen der Parteien sogar ganz ausgeglichen. In anderen politischen Spitzenpositio- 
nen dominieren allerdings weiterhin eindeutig die Männer. So sind von den Fraktions- 
vorsitzenden im Bundestag und den Ministerpräsidenten der Länder nur zwischen zehn 
und zwanzig Prozent weiblich. 

Was die Karrierewege angeht, so zeichnet sich vor allem die juristische Elite durch 
eine außerordentlich hohe Sektortreue aus. Wirkliche Quereinsteiger sind rar gesät. 
Wenn, dann kommen sie in der Regel aus der Ministerialverwaltung der Landesjustiz- 
ministerien oder aus den Reihen der Juraprofessoren. In der Verwaltungselite dominiert 
ebenfalls die sektorinterne Karriere, allerdings nicht ganz so ausgeprägt wie in der ho- 
hen Justiz. Die Hälfte aller beamteten Staatsekretäre und Abteilungsleiter in den Bun- 
desministerien hat ihre gesamte Karriere innerhalb der öffentlichen Verwaltung durch- 
laufen. Ein weiteres Fünftel hat seine Verwaltungskarriere spätestens vier Jahre nach 
Studienabschluss begonnen. Nur knapp 30 Prozent zählen zum Typ »gemischte Kar- 
rieren«, haben also zumindest mehr als vier Jahre außerhalb der Verwaltung gearbei- 
tet. Seiteneinsteiger ohne jegliche Erfahrung in der staatlichen Verwaltung gibt es prak- 
tisch nicht, unter den 222 Staatsekretären zwischen 1949 und 1999 genau einen einzigen. 
Die zunehmende Politisierung der hohen Verwaltungspositionen hat den Anteil der rei- 
nen Karrierebeamten seit den 1960er Jahren allerdings von fast drei Vierteln auf circa 
50 Prozent gedrückt. Ohne jegliche Erfahrung in einem politischen Beruf (inklusive 
Angestellte im politischen Bereich) waren nur noch neun der 30 beamteten Staatsekre- 
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täre der ersten rot-grünen Regierung, während es in den vorangegangenen Jahrzehnten, 
auch in den Kohl-Regierungen, noch mehr als die Hälfte war. Die intersektorale Mobili- 
tät hat zugenommen, wenn auch auf einem relativ niedrigen Niveau. Das zeigt sich auch, 
wenn man die unmittelbar vor Amtsantritt ausgeübten Tätigkeiten der Staatsekretäre 
und Abteilungsleiter betrachtet. Traditionell gab es kaum jemanden, der nicht aus der 
öffentlichen Verwaltung kam, zumeist aus der direkt unterhalb liegenden Position. Das 
änderte sich mit dem Beginn der Schröder-Ära deutlich. Nun kamen immerhin knapp 
ein Drittel der Staatsekretäre und auch jeder achte Abteilungsleiter aus der Wirtschaft, 
der Politik oder einem anderen Sektor außerhalb der öffentlichen Verwaltung (Derlien/ 
Lang 2005: 129 ff.). 

In den Chefetagen der großen Konzerne bietet sich sowohl in Hinblick auf die so- 
ziale Rekrutierung wie auch in Bezug auf die Karrierewege heute das gleiche Bild wie 
schon vor vier Jahrzehnten. Die Karrieren verlaufen fast ausschließlich innerhalb der 
Wirtschaft. Wichtige Berufsstationen in anderen Bereichen sind ebenso selten wie ein 
Wechsel in andere Sektoren. So waren nur etwas mehr als zwei Prozent der Vorstands- 
mitglieder der 100 größten deutschen Unternehmen im Verlauf ihres beruflichen Le- 
bens außerhalb der Wirtschaft tätig. Eine Ausnahme von dieser Regel bilden nur die 
Aufsichtsratsvorsitzenden öffentlicher Unternehmen. Sie befinden sich zumeist in poli- 
tischen Führungspositionen, sei es auf Länderebene (wie der hessische Finanzminister 
beim Flughafenbetreiber Fraport) oder auf kommunaler Ebene (wie Oberbürgermeis- 
ter bei den kommunalen oder regionalen Energieversorgern und Verkehrsbetrieben). 

An der überwiegenden Herkunft der Wirtschaftselite aus dem Bürger- und Großbür- 
gertum hat sich über die Jahrzehnte auch kaum etwas geändert. Durchgängig kommen 
gut vier Fünftel der Vorstandsvorsitzenden der 100 größten deutschen Unternehmen 
aus diesem kleinen Teil der Bevölkerung. 1970 waren es 82,9 Prozent, 1995 86,7 Prozent 
und 2005 dann 83,9 Prozent (Hartmann 2003: 34f.; Hartmann 2007: 220). Die Verän- 
derungen fallen minimal aus und es gibt nicht einmal eine Tendenz in die eine oder die 
andere Richtung. Erweitert man den Kreis der in Frage kommenden Personen, indem 
man die Vorstands- und Aufsichtsratsvorsitzenden der 200 größten deutschen Unter- 
nehmen ins Visier nimmt, ändert sich das Bild nur wenig. Es tritt zwar, wie zu erwar- 
ten, eine soziale Öffnung ein, sie bleibt aber alles in allem in einem begrenzten Rahmen. 
Die grundsätzlichen Relationen bleiben unverändert (siehe Tabelle 1). Obwohl der An- 
teil der Großbürgerkinder von 51,7 auf 42,9 Prozent sinkt und der Anteil der Topmana- 
ger aus den Mittelschichten und der Arbeiterschaft von 15 auf 22,2 Prozent steigt, do- 
minieren die in bürgerlichen oder großbürgerlichen Verhältnissen groß gewordenen 
Personen die Wirtschaftselite auch in dieser deutlich größeren Untersuchungsgruppe. 
Es werden immer noch knapp vier Fünftel der Spitzenpositionen von ihnen bekleidet. 
Lässt man die Unternehmen unberücksichtigt, die sich im Besitz der öffentlichen Hand 
oder von landwirtschaftlichen Genossenschaften befinden, wird die Differenz zu den 
Vorstandsvorsitzenden der 100 größten Unternehmen sogar noch geringer. Der Anteil 
der aus den Mittelschichten oder der Arbeiterschaft stammenden Manager liegt in den 
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Tabelle 1 Die soziale Herkunft der Spitzenrepräsentanten (Vorstands- und Aufsichtsratsvorsitzen- 
den) der 200 größten deutschen Unternehmen 2010 (in Prozent) 


Großbürgertum Bürgertum Mittelschichten Arbeiterschaft 

Industrie, Handel, Dienstleis- 45,0 32,8 17,8 4,4 
tungen 

Private Unternehmen 49,1 32,5 15,3 3,1 

Öffentliche Unternehmen 59 35,3 41,2 17,6 
Finanzsektor 26,0 52,2 21,7 - 

Private Unternehmen 28,6 64,3 7,1 - 

Öffentliche Unternehmen 20,0 40,0 40,0 u 
Wirtschaft (insgesamt) 42,9 35,0 18,2 3,9 

Private Unternehmen 47,7 34,7 14,8 2,8 

Öffentliche Unternehmen 11,1 37,0 40,7 11,1 


Privatunternehmen nämlich nur bei 17,6 Prozent, also nur unwesentlich höher als die 
16,1 Prozent bei den 100 Vorstandschefs. 

Einzig die öffentlichen oder genossenschaftlichen Unternehmen weisen mit fast 
52 Prozent Arbeiter- oder Mittelschichtkindern sozial eine erheblich offenere Rekrutie- 
rung auf. Am stärksten macht sich das in den Unternehmen unter ihnen bemerkbar, die 
wie die kommunalen Energieversorger und Verkehrsbetriebe außerhalb des Finanzsek- 
tors angesiedelt sind. Fast 60 Prozent von ihnen werden von sozialen Aufsteigern ge- 
leitet. Die Domäne der Bürger- und Großbürgerkinder stellen folgerichtig die privaten 
Finanzkonzerne dar, in denen sie über 90 Prozent der Toppositionen besetzen. Erstaun- 
licherweise gibt es zwischen den Vorstandsvorsitzenden und den Aufsichtsratsvorsit- 
zenden nur minimale Unterschiede. Nur bei den öffentlichen Finanzinstituten ist das 
anders. Dort dominieren auf der Vorstandsebene zwar wie bei den Privatbanken und 
versicherungen die Bürger- und Großbürgerkinder, auf der Ebene der Aufsichtsräte da- 
gegen ganz eindeutig Personen aus den Mittelschichten - eine logische Konsequenz der 
Eigentumsverhältnisse. 

Ausschlaggebend für die sozial hoch selektive Rekrutierung der Wirtschaftselite sind 
die stark von einem bürgerlich-großbürgerlichen Habitus bestimmten Auswahlkrite- 
rien in diesem Sektor (Hartmann 1996; 2002: 117 ff.). Sie sorgen dafür, dass selbst unter 
promovierten Bewerbern die Chancen für Kinder aus dem Bürger- und dem Großbür- 
gertum in den Großunternehmen bis zu viermal größer sind als für gleich qualifizierte 
Konkurrenten aus der restlichen Bevölkerung (Hartmann 2002: 63 ff.). 
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4 Zukunftsperspektiven 


Was die beiden zentralen Fragen der Eliteforschung nach vertikaler und horizontaler 
Elitenintegration angeht, so lassen sich zwei Trends erkennen. Die vertikale Integra- 
tion nimmt seit Ende der 1990er Jahre spürbar ab, die horizontale deutlich zu. Verant- 
wortlich dafür sind zwei Prozesse: die Verbürgerlichung der politischen Elite und die 
Zunahme von Wechseln zwischen Spitzenpositionen verschiedener Sektoren. Ob diese 
Entwicklungen von Dauer sein werden, lässt sich nicht sicher sagen. Die Wahrschein- 
lichkeit ist im zweiten Fall aber sehr hoch. 

Dafür gibt es zahlreiche Anzeichen. So häufen sich in den letzten Jahren die Fälle, in 
denen Spitzenpolitiker in Toppositionen der Wirtschaft wechseln. Das spektakulärste 
Beispiel ist sicherlich Roland Koch, der frühere hessische Ministerpräsident. Er ist der 
erste langjährig amtierende Spitzenpolitiker in der Bundesrepublik, der direkt an die 
Spitze eines der 100 größten deutschen Konzerne wechselt. Der frühere Bundeswirt- 
schaftsminister Werner Müller, der nach dem Ausscheiden aus seinem Amt 2003 den 
Vorstandsvorsitz der Ruhrkohle AG (RAG) übernahm, hatte seine Karriere immerhin 
überwiegend in der Wirtschaft verbracht, und die RAG unterlag auch starkem staat- 
lichen Einfluss. Zusätzlich zu diesen beiden sind allein seit 2006 noch ein zweiter Mi- 
nisterpräsident, ein Wirtschaftsminister auf Landesebene und ein Staatssekretär des 
Bundes direkt in den Vorstandsvorsitz oder den Vorstand sowie ein Bundeswirtschafts- 
minister, ein Bundesfinanzminister und ein Staatssekretär des Bundes in den Aufsichts- 
rat von großen Konzernen gegangen. Dazu kommt dann noch die Übernahme des Auf- 
sichtsratsvorsitzes bei der (von der russischen Gazprom und den deutschen Konzernen 
E.ON und BASF gemeinsam für die Ostseepipeline gegründeten) Firma NEGP durch 
Ex-Bundeskanzler Schröder. 

Noch stärker greifen die Veränderungen im Verhältnis von Wirtschaft und Verwal- 
tung. Am deutlichsten ausgeprägt ist die Verquickung beider Bereiche im Bundesfinanz- 
ministerium. Von den zehn seit 1999 amtierenden beamteten Staatssekretären weisen 
nur vier reine Verwaltungskarrieren auf. Zwei kamen bereits aus höheren Führungspo- 
sitionen der Wirtschaft und vier wechselten aus ihrem Amt in solche Positionen. Am 
spektakulärsten waren sicherlich die Fälle von Caio Koch-Weser, der in den erweiterten 
Vorstand der Deutschen Bank eintrat, und Volker Halsch, der Mitglied der Geschäfts- 
führung von Vivento wurde, einer Tochter der Deutschen Telekom. Ähnliches, wenn 
auch nicht so geballt, kann man aber auch in anderen Sektoren der hohen Verwaltung 
beobachten. So kam der Chef des Bundespräsidialamtes unter Horst Köhler, Gert Haller, 
vom Finanzkonzern Wüstenrot & Württembergische. Er wurde vom Unternehmen für 
die Zeit seiner Tätigkeit als Staatssekretär von seiner Position als Vorstandsvorsitzender 
(sogar unter Fortzahlung seines Gehalts) freigestellt. Diese neue Form der Leiharbeit 
ist auf Bundesebene sogar institutionalisiert worden. Im Rahmen des Austauschpro- 
gramms »Seitenwechsel« wurden seit 2002 deutlich mehr als 100 Führungskräfte priva- 
ter Großunternehmen für eine kürzere oder längere Zeitspanne in die Ministerialver- 
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waltung geholt, derzeit mindestens in fünf der 14 Ministerien. So waren beispielsweise 
zwei hohe Mitarbeiter des Bundesfinanzministeriums zuvor bei der Deutschen Börse 
und der HSH Nordbank. Sie blieben bei diesen Institutionen angestellt und bezogen 
von ihnen auch weiterhin ihr bisheriges Gehalt. Eine Interessenverquickung ist dakaum 
auszuschließen, da diese Personen an Gesetzentwürfen mitarbeiten, die ihre privaten 
Arbeitgeber betreffen. Das gilt auch für jene Fälle, in denen Personen vollständig aus der 
Wirtschaft in die hohe Verwaltung gehen, wie etwa beim neuen Leiter der Grundsatz- 
abteilung des Bundesgesundheitsministeriums. Er war vorher stellvertretender Direktor 
beim Verband der Privaten Krankenversicherung. 

Auch auf anderen Ebenen gibt es in jüngster Zeit Wechsel, wie man sie in der Bun- 
desrepublik zuvor nicht kannte. So ist mit Jens Weidmann erstmals ein Staatssekretär 
unmittelbar aus seinem Amt, d.h. ohne noch eine andere Position dazwischen einzu- 
nehmen, zum Präsidenten der Bundesbank ernannt worden. Dass eine Richterin des 
Bundesverfassungsgerichts, und das sogar sofort nach Amtsende, in den Vorstand eines 
deutschen Großkonzerns eintritt, wie Christine Hohmann-Dennhardt jetzt bei Daim- 
ler, ist ebenfalls vollkommen neu. Auch in der hohen Justiz gibt es eine bemerkenswerte 
Veränderung. Es kommt zu Wechseln von Spitzenpolitikern an das Bundesverfassungs- 
gericht. Mit Peter M. Huber sitzt dort seit Ende 2010 bereits ein ehemaliger Minister 
und mit dem jetzigen Ministerpräsidenten des Saarlandes, Peter Müller, könnte Ende 
2011 noch ein weiterer Angehöriger der politischen Elite dazukommen. Schließlich spie- 
len Vertreter der deutschen Wirtschaftselite neuerdings auch in der Wissenschaft eine 
gewichtige Rolle. In den meisten Hochschulräten, die jetzt die oberste Entscheidungsin- 
stanz der Universitäten bilden, stellen sie den Großteil der externen Vertreter. Ganz ge- 
nerell kann man deshalb Derlien und Lang (2005: 147) beipflichten, wenn sie von einer 
»steigenden Durchlässigkeit der Sektorgrenzen« sprechen. 

Was die Verbürgerlichung der politischen Elite angeht, so ist der Trend nicht so klar. 
Zwar sind die Veränderungen in der sozialen Zusammensetzung des Bundeskabinetts 
weiterhin eindeutig, auf Landesebene sieht es aber anders aus. Dort hat sich der Trend 
mittlerweile umgekehrt. Da die ganze Entwicklung in den 1990er Jahren bei den Minis- 
terpräsidenten der Länder begann, könnte es also durchaus sein, dass dieser Trendwech- 
sel sich mit Verzögerung auch wieder auf Bundesebene durchsetzt. Es könnte aber auch 
sein, dass er nur Ausdruck eines fortschreitenden Bedeutungsverlusts der Landespolitik 
und der damit verbundenen sinkenden Attraktivität für Politiker aus dem Bürger- und 
vor allem dem Großbürgertum ist. Das bleibt abzuwarten. 

Welche Konsequenzen die nachlassende vertikale und die wachsende horizontale 
Integration der Eliten für die weitere Entwicklung der Bundesrepublik haben könnten, 
lässt sich erahnen, wenn man sich die tiefgreifenden Veränderungen seit der Jahrtau- 
sendwende anschaut. Parallel zur zunehmenden Homogenisierung der deutschen Eliten 
hat sich nämlich auch die soziale Spaltung der deutschen Gesellschaft vertieft. In Europa 
zählt Deutschland zu den drei Ländern, in denen nach OECD-Angaben die Einkom- 
mensunterschiede im letzten Jahrzehnt am stärksten gestiegen sind (> Einkommen und 
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Vermögen). Die beiden anderen Länder sind Bulgarien und Rumänien. Viele Entschei- 
dungen vor allem in der Steuer-, Finanz- und Sozialpolitik haben die Kluft zwischen 
oben und unten enorm vertieft. Es liegt daher nahe, einen Zusammenhang zwischen 
diesen beiden Entwicklungen zu vermuten, also anzunehmen, dass die Verbürger- 
lichung der politischen Elite und die zunehmenden Wechsel zwischen den Sektoren (vor 
allem zwischen dem für die Steuer- und Finanzpolitik zuständigen Finanzministerium 
und der Wirtschaft) eine wichtige Rolle bei den zentralen politischen Entscheidungen 
gespielt haben könnten. Habituelle Gemeinsamkeiten qua Herkunft und/oder Karriere- 
weg könnten in den Eliten zu einer einheitlichen Vorstellung davon geführt haben, was 
politisch erforderlich und richtig ist. Der klassenspezifische Habitus (und die damit ver- 
bundenen Denk- und Einstellungsmuster) der meisten Eliteangehörigen könnte sich so 
zu Gunsten ihrer Herkunftsklassen ausgewirkt haben. Inwieweit diese Hypothese zu- 
trifft, bedarf weiterer Forschung. Allerdings deuten erste Untersuchungen zum Verhält- 
nis von Elitenstruktur und Einkommensverteilung in Europa und den USA darauf hin, 
dass ein solcher Zusammenhang besteht (Hartmann 2007; 2009). 

Weitere Forschung ist auch hinsichtlich eines anderen Aspekts nötig, der Trans- oder 
Internationalität der Eliten. Erste Ergebnisse deuten darauf hin, dass dieser Prozess 
deutlich langsamer vonstattengeht als angenommen. Betrachtet man zunächst die Wirt- 
schaftselite, bei der man angesichts der vielbeschworenen »Globalisierung« am ehesten 
auch eine Trans- oder Internationalisierung vermuten könnte, so zeigt die Wirklichkeit 
doch ein relativ ernüchterndes Bild. Unter den Vorstandsvorsitzenden der 100 größten 
deutschen Unternehmen befinden sich zwar neun, die nicht die deutsche Staatsbürger- 
schaft besitzen, sie stammen aber bis auf eine Ausnahme aus benachbarten Ländern mit 
gleichen oder ähnlichen kulturellen Traditionen (aus Österreich und der Schweiz, den 
Niederlanden und Dänemark). Der Anteil der Spitzenmanager, die über Auslandser- 
fahrung verfügen, ist deutlich höher, er liegt bei über einem Drittel. Allerdings verfügen 
die meisten von ihnen in erster Linie über Auslandserfahrungen von bis zu zwei Jah- 
ren. Von einer wirklichen Internationalisierung in dem Sinne, dass man sich in fremde 
Kulturen einlebt und intensivere persönliche Kontakte knüpft, kann daher nicht die 
Rede sein. Außerdem weist unter den übrigen gut 400 Vorstandsmitgliedern, von de- 
nen ebenfalls ungefähr jeder zehnte aus dem Ausland stammt, nur ein Fünftel der Deut- 
schen Auslandserfahrungen auf. 

In der politischen, administrativen und juristischen Elite ist die Situation noch viel 
stärker national geprägt. Trotz der Existenz der EU gibt es kaum europäische Karriere- 
muster. Vielmehr haben die auf europäischer Ebene in Elitepositionen sitzenden Deut- 
schen ihre Karrieren weitgehend in Deutschland gemacht. Sie verdanken ihre Position 
daher in erster Linie den Strukturen und politischen Machtverhältnissen hierzulande. 
Außerdem handelt es sich bei den Politikern, die nach Brüssel gegangen sind, in der Re- 
gel um Personen, denen sich, wie etwa dem neuen EU-Kommissar Günther Oettinger, 
in ihrem Heimatland keine Karriereperspektiven mehr eröffneten. Von einer spürbaren 
transnationalen Integration der Eliten kann jedenfalls noch keine Rede sein. 
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Extremismus, politischer 


Steffen Kailitz 


1 Begriffsabgrenzung und Begriffsgeschichte 
1.1  Begriffsabgrenzung 


Mit dem Begriff »Extremismus« bezeichnen Sozialwissenschaftler die fundamentale 
Gegnerschaft zur Demokratie, konkret zu den Ideen des demokratischen Verfassungs- 
staats (Backes/Jesse 1996: 45; Klingemann/Pappi 1972: 108 f.; Lipset/Raab 1978: 428). Die 
Geschichte des politischen Extremismus ist in dieser Hinsicht kurz. Es ist wenig sinn- 
voll, den Ausdruck auf geistige Strömungen in der Zeit vor der Entstehung des moder- 
nen demokratischen Verfassungsstaats im 18. Jahrhundert anzuwenden. Extremistische 
Ideologien setzen die Existenz demokratischen und rechtsstaatlichen Ideenguts voraus, 
weil sie zugleich antidemokratisch und antikonstitutionell sowie mit ihrer Berufung auf 
das Volk und Gesetze pseudodemokratisch und pseudokonstitutionell sind. 

Der Extremismusbegriff lässt sich enger oder weiter fassen. Ein Verständnis, demzu- 
folge jede Bewegung oder Person bereits als extremistisch gilt, die eine antidemokrati- 
sche und/oder antikonstitutionelle Einstellung vertritt, ist deutlich umfassender als eine 
Interpretation, die dieses Etikett nur vergibt, wenn politisch motivierte Gewalt ins Spiel 
kommt. In Deutschland und auf internationaler Ebene hat sich nicht zuletzt als Konse- 
quenz aus dem Aufstieg der NSDAP die Auffassung durchgesetzt, dass nicht nur Mittel, 
sondern auch Ziele eine demokratische Verfassung aus den Angeln heben können. Auf 
dieser Grundlage werden auch nicht-gewalttätige Bewegungen wie der »McCarthyism« 
in den USA oder der französische »Front National« als extremistisch klassifiziert (statt 
vieler Backes 1989; Backes/Jesse 1996; Kailitz 2004; Mudde 2002; Wintrobe 2006: 3). 
Diese Bestimmung des Gegenstands der Extremismusforschung wurzelt in der sozial- 
wissenschaftlichen Totalitarismusforschung (unter anderem Friedrich/Brzezinski 1956). 

Die Einteilung in demokratische und extremistische Parteien basiert auf einer nor- 
mativen Grundannahme: Für Seymour Martin Lipset (1959) begünstigte die Moderni- 
sierung die Entstehung von Demokratien, weil ein höheres Maß an Bildung zum Rück- 
gang des politischen Extremismus und zur Verbreitung toleranterer Einstellungen führe. 
Von Aristoteles bis zur breiten Mehrheit der gegenwärtigen Demokratieforscher wird 
die Notwendigkeit der Verbreitung moderater und toleranter Einstellungen und die Ab- 
wesenheit eines zu hohen Maßes an extremen und intoleranten Einstellungen als über- 
lebenswichtig für die Demokratie angesehen (Diamond 1999: 166; Linz/Stepan 1996: 15). 
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Die Betrachtung des Ausmaßes der Unterstützung extremistischer Parteien in einer De- 
mokratie gilt also als ein wesentlicher Indikator dafür, wie umfassend in einer Gesell- 
schaft demokratische Prozessregeln und Werte verankert sind (Almond/Verba 1963; 
Dahl 1989; Lipset/Raab 1978). Eine Demokratie gilt dann als konsolidiert, wenn kein 
bedeutender Akteur mehr die Demokratie zu Fall bringen und eine Diktatur errichten 
möchte (Linz/Stepan 1996). 

Extremistische Parteien und Bewegungen gelten also als bedeutender Faktor, der 
eine Demokratie zu Fall bringen kann (Huntington 1968: 412; Linz 1978). Weiterhin 
schreiben Demokratieforscher dem Wirken extremistischer Parteien in Demokratien 
auch dann negative Folgen zu, wenn sie nicht die Macht erringen oder an ihr in Re- 
gierungskoalitionen beteiligt werden. Extremistische Parteien komplizieren demnach 
die Regierungsbildungsprozesse, erschweren die Verabschiedung von notwendigen Re- 
formen und senken die Regierungsstabilität (vgl. etwa Powell 1982, Kapitel 5-8; Powell 
1986; Sartori 1976, Kapitel 6). Der Grund ist schlicht, dass stabile Mehrheiten in einer 
Demokratie schwierig zu erreichen sind, wenn zumindest ein zentraler Akteur als Geg- 
ner der Demokratie angesehen werden kann und die demokratischen Parteien daher 
nicht mit ihm koalieren können. Weiterhin argumentieren Sozialwissenschaftler, dass 
extremistische Parteien die Ideologisierung der politischen Debatte (Sartori 1976) und 
politische Unruhen (Hibbs 1973) begünstigen. Bis zu den jüngsten Vorschlägen für die 
Anlage von Parteiensystemtypologien ist die Gegenüberstellung in demokratische, plu- 
ralistische und extremistische Antisystemparteien fest in der Parteienforschung ver- 
ankert (Gunther/Diamond 2003). Dabei wird auch die Ansicht propagiert, dass, um 
Grautöne angemessener als bislang zu erfassen, analog zu Klassifikationen in der neu- 
eren politischen Regimeforschung zwischen demokratischen, semidemokratischen, 
autoritären und totalitären Bewegungen und Parteien unterschieden werden müsse 
(Kailitz 2004). 

Neben dem Begriff der Demokratie gibt es kaum einen anderen sozialwissenschaft- 
lichen Begriff, der zu derart heftigen - auch emotionalen - Debatten führt wie der Ex- 
tremismusbegriff. Ging es beim Streit um den Demokratiebegriff stets vor allem um 
die Begriffsdeutung, ist beim Extremismusbegriff die Anwendung im politischen Raum 
umstritten. Ein Problem ergibt sich im Parteienwettbewerb, aber auch in der sozialwis- 
senschaftlichen Forschung dadurch, dass - wie bei jedem Konzept - die Grenzziehung 
zwischen demokratischen und extremistischen Parteien umstritten ist. Der Extremis- 
musbegriff hat aber eben nicht nur eine empirische, sondern auch eine normative Kom- 
ponente. Für Parteien hat die Kennzeichnung als »extremistisch« in Demokratien ge- 
wöhnlich bedeutende Nachteile im politischen Wettbewerb. Es besteht daher die Gefahr, 
dass die Wendung »extremistisch« auch als Kampfbegriff genutzt wird, um einem un- 
liebsamen Konkurrenten im Parteienwettbewerb zu schaden. 

Neben Gemeinsamkeiten gibt es auf dem Feld des politischen Extremismus funda- 
mentale Unterschiede. Grundsätzlich lässt sich trennen zwischen Rechts- und Linksex- 
tremismus: Als linksextrem(istisch) bezeichnet man jene Gruppierungen und Personen, 
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die den »Kapitalismus« (Kommunisten) oder jede Form der Herrschaft (Anarchisten, 
Autonome) ablehnen. Die einen wollen - zumindest theoretisch - alle Macht für die Ar- 
beiterklasse, die anderen »keine Macht für Niemand«. Allen Linksextremisten gemein- 
sam ist das Streben nach einer sozial homogenen Gemeinschaft. Politische Gewalttaten 
aus diesem Spektrum richten sich in erster Linie gegen Angehörige der wirtschaftlichen 
und politischen Elite des Staates. Im Bereich des Linksextremismus dominiert dabei auf 
ideologischer Ebene der Kommunismus klar, allerdings in unterschiedlichen Varianten 
(Maoismus, Sowjetkommunismus, Trotzkismus). Der Anarchismus spielt eine deutlich 
geringere Rolle. 

Als rechtsextrem(istisch) bezeichnet man jene Gruppierungen und Personen, die aus 
rassistischen (Nationalsozialisten) oder nationalistischen (Nationalisten, Neue Rechte) 
Gründen bestimmten Teilen der Bevölkerung, vor allem Ausländern und Staatsbürgern 
ausländischer Abstammung, keine oder nur stark eingeschränkte Rechte zubilligen und/ 
oder diese aus dem Land treiben wollen. Bei den einen steht die »Volksgemeinschaft« 
im Mittelpunkt ihrer Gedankenwelt, bei den anderen die Nation. Allen Rechtsextremis- 
ten, den Nationalisten wie den Rassisten, ist das Streben nach einer ethnisch homoge- 
nen Gemeinschaft eigen. Politische Gewalttaten aus diesem Spektrum richten sich in 
erster Linie gegen Angehörige ethnischer Minderheiten. Im Vordergrund steht der Ge- 
gensatz zur Demokratie. 


1.2  Begriffsgeschichte 


Der Begriff »politischer Extremismus« ist noch sehr jung, eine lange Tradition hat da- 
gegen das lateinische Wort »extremus« (äußerst) und die Unterscheidung zwischen »ge- 
mäßigt« und »extrem«, die auch auf politische Mittel und Ziele angewandt wurde. Ein 
Extremist wäre somit, rein begriffsgeschichtlich verstanden, ein Mensch, der sich nicht 
mäßigt, die Regeln der Gemeinschaft verletzt und damit über ihre äußersten Grenzen 
hinausgeht. Ein derartiges Begriffsverständnis ist allerdings nicht auf den politischen 
Raum begrenzt und werterelativistisch, da über den Inhalt der Normen nichts ausgesagt 
wird: Ein Demokrat, der Widerstand in einer Diktatur leistet, wäre auf dieser Grund- 
lage als Extremist zu bezeichnen. Im 19. Jahrhundert koppelte man in Frankreich die 
Differenzierung zwischen »gemäßigt« und »extrem« mit der grundlegenden Untertei- 
lung des politischen Raums in links und rechts, die sich im Gefolge der Französischen 
Revolution eingebürgert hatte und sprach von »extr&me droite« und »extr&me gauche« 
für die radikalsten Vertreter der Rechten und Linken. Auch in Großbritannien und den 
USA nutzte man bereits im 19. Jahrhundert den Extremismusbegriff (vgl. zur Begriffs- 
geschichte Backes 2006). 

Der Ausdruck etablierte sich bezeichnenderweise zuerst in jenen Staaten, die wie 
die USA schon sehr weit auf dem Weg hin zum demokratischen Verfassungsstaat fort- 
geschritten waren. In Deutschland verwandte man ihn dagegen erst in der Endphase der 
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Weimarer Republik. Deutsche Emigranten wie Theodor W. Adorno (Adorno/Frenkel- 
Brunswik/Levinson 1950), Hannah Arendt (1951) und Karl Loewenstein (1937) trugen 
international stark zur wissenschaftlichen Etablierung des Extremismusbegriffs bei. We- 
sentliche Anstöße für die Extremismusforschung brachten ab Ende der 1950er Jahre 
die Studien des amerikanischen Sozialwissenschaftlers Seymour Martin Lipset. In der 
internationalen sozialwissenschaftlichen Forschung hat sich der Forschungszweig bis 
in den Bereich der Rational-Choice-Theorien mit eigenen Publikationsorganen, etwa 
dem »Jahrbuch Extremismus & Demokratie« oder dem »Journal for the Study of Radi- 
calism« sowie Buchreihen, etwa »Extremism & Democracy« (bei Routledge), etabliert. 
Auch in den internationalen sozialwissenschaftlichen Organisationen finden sich inzwi- 
schen überall Untergliederungen, die sich mit dem politischen Extremismus beschäfti- 
gen. Allein der 1999 gegründeten, sehr aktiven Gruppe »Extremism & Democracy« des 
»European Consortium of Political Research « gehören mehr als 700 Mitglieder aus über 
50 Ländern an. Gerade im Bereich der Rational-Choice-Forschung hat die Extremis- 
musforschung in der letzten Dekade stark an Bedeutung gewonnen, da extremistische 
Gesinnungen inzwischen als ein zentraler Prüfstein für die Prämissen der Theorie der 
rationalen Wahl gelten (Breton 2002; Wintrobe 2006). 

Neben der breiten Untersuchung aktueller extremistischer Phänomene - vor allem 
im Bereich des Rechtsextremismus (Arzheimer 2008; Betz 1994; Falter/Jaschke/Winkler 
1996; Ignazi 2006; Kitschelt 1995; Minkenberg 1998; Mudde 2000) und des Islamismus - 
wird gegenwärtig etwa der Bedeutung extremistischer Bewegungen für die Welle der 
Demokratiezusammenbrüche in der Zwischenkriegszeit nachgespürt (Capoccia 2005). 
Es gibt dabei eine sehr hohe Konzentration der Extremismusforschung auf die etablier- 
ten westlichen Demokratien. Der Extremismus in Deutschland - und hier besonders 
der deutsche Rechtsextremismus - gehören weltweit zu den am häufigsten untersuchten 
Phänomenen in diesem Forschungsbereich. Studien zu extremistischen Bewegungen in 
Afrika, Asien und Lateinamerika sind im Vergleich dazu recht selten. Das Aufbrechen 
der weitgehenden Konzentration der Forscher auf die westlichen Industriestaaten, die 
in bedeutenden Teilen der vergleichenden Sozialwissenschaft bereits gelungen ist, steht 
in der Extremismusforschung noch aus. 


2 Beobachtbare Ausprägungen 

2.1  Rechtsextremismus 

2.1.1 Parteien 

Es lässt sich grob zwischen drei Wellen des parteipolitisch organisierten Rechtsextremis- 


mus in der Bundesrepublik Deutschland unterscheiden. Anfang der 1950er Jahre sorgte 
die »Sozialistische Reichspartei« (SRP) für Furore, in der zweiten Hälfte der 1960er Jahre 
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die »Nationaldemokratische Partei Deutschlands« (NPD). Die dritte Welle ist weniger 
hoch, aber weit andauernder. Sie reicht von Mitte der 1980er Jahre bis in die Gegenwart 
hinein. Auf ihrem Gipfel ritten zunächst »Republikaner« (REP) und »Deutsche Volks- 
union« (DVU). Nach der Jahrtausendwende konnte die NPD mit ihrer in der Tradition 
des Nationalsozialismus stehenden Programmatik mehrmals in Länderparlamente im 
Osten Deutschlands (Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen) einziehen. 

Die »Wahlerfolge« rechtsextremistischer Parteien in Deutschland waren allerdings 
nie mehr als Achtungserfolge. Keine der rechtsextremen Parteien konnte eine annä- 
hernd so große Wählerklientel an sich binden wie die NSDAP in der Weimarer Republik. 
Eine wesentliche Triebfeder für die Wahl der SRP im Nachkriegsdeutschland war die 
Unzufriedenheit mit der » Umerziehung« der Deutschen zur Demokratie durch die Al- 
liierten. Die Wählerschaft der SRP rekrutierte sich in hohem Maße noch aus ehemaligen 
Anhängern der NSDAP. Mancher glaubte angesichts dessen, der Rechtsextremismus sei 
ein Problem, das sich eines Tages durch das Aussterben der ehemaligen NSDAP-Mit- 
glieder erledige. 

In den 1960er Jahren zog die NPD in sieben Landtage ein und scheiterte bei den 
Bundestagswahlen nur knapp an der Fünf-Prozent-Hürde. Den Aufstieg der NPD be- 
förderten damals verschiedene Faktoren: Der wirtschaftliche Abschwung trug ebenso 
zu ihrem Erfolg bei wie die große Koalition zwischen CDU/CSU und SPD auf Bun- 
desebene und die » Außerparlamentarische Opposition« (APO) auf den Straßen. Wirt- 
schaftliche Gründe spielten wiederum beim späteren Aufstieg der REP, im Unterschied 
zu jenem der NPD Ende der 1960er Jahre, kaum eine Rolle. Die wirtschaftlichen Daten 
in den Abstiegsphasen der REP wie der DVU unterscheiden sich kaum von jenen der 
Hochphasen. Wichtiger war die Unzufriedenheit eines Teils der Wählerschaft mit der 
Asylpolitik von CDU/CSU und SPD. Die Asyldebatte begünstigte vor allem 1991 und 
1992 Erfolge der REP wie der DVU. 1993 besänftigte die Änderung des Asylrechts einen 
bedeutenden Teil der Unzufriedenen. Die REP, eine Rechtsabspaltung der bayrischen 
CSU, waren in den - wirtschaftlich sehr erfolgreichen - südlichen Bundesländern mit 
einer Mixtur aus Marktliberalismus und Wohlstandschauvinismus erfolgreich. Die DVU 
begnügte sich mit einer »Dagegen«-Haltung und setzte auf Politikverdrossenheit und 
eine Anti-Zuwanderungshaltung. Mit massivem finanziellen Einsatz bei Wahlkämpfen 
erreichte sie in einigen nördlichen (Bremen, Schleswig-Holstein) und östlichen Bun- 
desländern (Brandenburg, Sachsen-Anhalt) Wahlerfolge. Die DVU trat dabei seit ihrer 
Gründung eher selten bei Wahlen an, die Erfolgsquote war aber lange recht hoch. Nach 
der Jahrtausendwende gelang es der NPD, in Sachsen (2004 und 2009) und in Mecklen- 
burg-Vorpommern (2006) ins Parlament einzuziehen - bei Wahlen im Saarland (2004), 
Sachsen-Anhalt (2011) und Thüringen (2009) scheiterte sie nur äußerst knapp. Externe 
Gründe spielen eine größere Rolle für das Auf und Ab rechtsextremer Parteien als de- 
ren eigenes Verhalten. Es ist wahrscheinlich, dass vor allem die Zuwanderungsthema- 
tik auch künftig ab und an rechtsextreme Wahlerfolge fördern wird. Wähler mit rechts- 
extremen Einstellungen fühlen sich dann nicht zur Wahl einer rechtsextremen Partei 
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motiviert, wenn diese innerlich zerstritten ist und darunter der Glauben an eine Pro- 
blemlösungsfähigkeit der Partei leidet (Falter/Klein 1994: 310). Anfang 2011 fusionierte 
die DVU faktisch mit der NPD (rechtlich ist der Zusammenschluss bislang ungültig). 
Angesichts des Niedergangs der DVU in der vorherigen Zeit, erhöhen sich dadurch die 
Wahlchancen der NPD aber nicht bedeutend. Der Boden für rechtsextreme Parolen ist 
in Ostdeutschland derzeit fruchtbarer als in Westdeutschland. Dies dürfte nicht zuletzt 
auf die anhaltenden gesellschaftlichen Verwerfungen und Verunsicherungen im Zuge 
des Umbruchs von einer kommunistischen Autokratie zur Kombination aus liberaler 
Demokratie und Marktwirtschaft zurückzuführen sein. Besonders die starke Abwan- 
derung von Leistungsträgern und Frauen aus dem ländlichen Raum der östlichen Bun- 
desländer begünstigt eine negative Verschiebung der vorherrschenden Wertmuster in 
diesen Landstrichen. 


2.1.2 Bewegungen 


Der Rechtsterrorismus hatte in der Nachkriegsgeschichte Deutschlands im Vergleich 
zum Linksterrorismus eine eher geringe Bedeutung, aber es gab ihn. Aus dem Umfeld 
der rechtsextremistischen »Wehrsportgruppe« verübte Gundolf Köhler im September 
1980 ein Attentat auf das Münchner Oktoberfest. Es starben 13 Menschen und 219 wur- 
den verletzt (> Terrorismus). 

Ein großer Teil der fremdenfeindlichen Straftaten geht bis in die Gegenwart auf das 
Konto von Skinheads, deren Szene nicht pauschal dem rechtsextremistischen Spektrum 
zugeordnet werden kann. Die Zahl der Gewaltdelikte nahm Anfang der 1990er Jahre 
dramatisch zu. Mit Blick auf die regionale Verteilung zeigte sich dabei zunächst kein 
Ost-West-Gefälle, sondern ein Nord-Süd-Gefälle. Auf der Grundlage von 1398 Ermitt- 
lungsakten der Polizei aus den Jahren 1991/92 kam ein sozialwissenschaftliches For- 
schungsteam um Helmut Willems zu dem Ergebnis, dass fremdenfeindliche Gewalt zu 
über 95 Prozent von Männern ausgeht, und zwar meist von sehr jungen. 70 Prozent 
der Tatverdächtigen sind jünger als 20 und über 35 Prozent sogar jünger als 18 Jahre. 
Rund 38 Prozent der Täter stammten aus polizeilich bekannten Skinhead-Gruppierun- 
gen, etwa 25 Prozent aus rechtsextremen Vereinigungen und 19 Prozent aus sonstigen 
fremdenfeindlichen Gruppierungen. Mehr als neun von zehn fremdenfeindlichen Ge- 
walttaten verübten Personengruppen; nur für sehr wenige Taten war ein einzelner Tä- 
ter verantwortlich (Willems et al. 1993). Die große Mehrzahl der Forscher wie Politiker 
war sich dabei allerdings einig, dass es rechtsterroristische Gruppierungen nicht (mehr) 
gäbe. Fast alle hatten sich aber geirrt. Der »Nationalsozialsozialistische Untergrund«, 
eine dreiköpfige Mördergruppe mit einer ganzen Reihe von Helfern aus der Neonazi- 
Szene, ermordete zwischen 2000 und 2006 neun Menschen türkischer und griechi- 
scher Herkunft und 2007 eine Polizistin. Weiterhin dürfte die Gruppe für Sprengstoff- 
anschläge in Köln 2001 und 2004 verantwortlich sein. Es handelt sich dabei um eine 
neue Variante des Terrorismus, die nicht mit direkten Bekennerschreiben einherging, 
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sondern Bekenntnisse in einem Video ansammelte, um diese erst mit einem großen 
Paukenschlag der Bevölkerung zu präsentieren. 


2.2 Linksextremismus 
2.2.1 Parteien 


Anders als im Bereich des Rechtsextremismus lässt sich im Fall des Linksextremismus 
nur von zwei Wellen sprechen. In der Anfangsphase der Bundesrepublik konnte die 
»Kommunistische Partei Deutschlands« (KPD) mit ihren zahlreichen Regierungsbetei- 
ligungen, dem nahezu flächendeckenden Einzug in die ersten Landtage sowie in den 
Bundestag für Furore sorgen. Nach dem Verbot der KPD gab es keine politisch bedeut- 
same linksextreme Kraft mehr. Der »Deutschen Kommunistischen Partei« (DKP) und 
noch weniger den zersplitterten K(ommunistischen)-Gruppen gelang es in den 1960er, 
1970er und 1980er Jahren, nennenswerte politische Erfolge zu erringen. Bereits vor dem 
Verbot der KPD stießen deren antikapitalistische Parolen angesichts des » Wirtschafts- 
wunders« der 1950er Jahre auf immer geringere Zustimmung. Ein Grundproblem von 
KPD und DKP war, dass sie durch ihre Unterordnung gegenüber der KPdSU und der 
SED für deren Fehler und Verbrechen mitverantwortlich gemacht wurden. Schädlich für 
die Wahlchancen der kommunistischen Parteien wirkte sich insbesondere aus, dass die 
Verhältnisse in der DDR in politischer wie ökonomischer Hinsicht auf die westdeutsche 
Bevölkerung in zunehmendem Maße abstoßend wirkten. 

Die zweite Welle linksextremer Erfolge in der Bundesrepublik löste paradoxerweise 
der Untergang der kommunistischen Diktaturen Osteuropas aus. Aus der Staatspartei 
der DDR ging die »Partei des demokratischen Sozialismus« (PDS) hervor. Sie zog seit 
der Vereinigung regelmäßig in den Bundestag ein. Die Partei rückte dabei immer stärker 
von kommunistischen Grundsätzen ab, sodass nicht mehr die gesamte Partei, sondern 
nur noch Teile wie die »Kommunistische Plattform« als linksextremistisch einzuschät- 
zen waren. In den Sozialwissenschaften wie der Politik war die Einordnung der PDS und 
ist jene ihrer Nachfolgepartei, der »Linken«, allerdings umstritten: Die deutsche Demo- 
kratie hat die PDS stärker verändert als die PDS diese. Nach ihrer Umbenennung von 
SED in PDS hatte die Partei bewusst das Ansinnen der DKP nach einer Vereinigung zum 
Zweck der Rekonstruktion der KPD abgelehnt. Andererseits ist selbst die Haltung der 
»Linken« zu demokratischen Grundsätzen als ambivalent anzusehen. So sinnierte etwa 
die Vorsitzende Gesine Lötzsch noch 2011 über »Wege zum Kommunismus«. 

Der Grund für den Erfolg einer in Teilen linksextremen Partei bei nationalen Wahlen 
lag nicht in einer Veränderung der ideologischen Neigungen der Bürger Westdeutsch- 
lands, sondern im Beitritt des ehemals kommunistisch regierten Ostdeutschlands zum 
Bundesgebiet. Während die PDS in den ostdeutschen Parlamenten seit der Vereinigung 
die zweit- oder drittstärkste Fraktion stellte, gelang es ihr nicht, in ein westdeutsches 
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Parlament einzuziehen. Die Konzentration der Anhängerschaft in Ostdeutschland wur- 
zelte in erster Linie in der spezifisch ostdeutschen Prägung der PDS. Erst die Vereini- 
gung der Parteien » Arbeit & soziale Gerechtigkeit - Die Wahlalternative« (WASG)« 
und der »Linkspartei.PDS« im Jahr 2007 zur Partei »Die Linke« und insbesondere das 
Engagement des populären ehemaligen SPD-Vorsitzenden Oskar Lafontaine führten 
schließlich zu Wahlerfolgen auch in westlichen Bundesländern. Außer in den südlichen 
Landtagen von Baden-Württemberg, Bayern und Rheinland-Pfalz ist die Linkspartei in- 
zwischen in allen deutschen Parlamenten vertreten. 


2.2.2 Gewalttätige Bewegungen 


Vor allem in den 1970er Jahren wurde die Republik von den Entführungen und Morden 
der »Roten Armee Fraktion« (RAF) erschüttert. Insgesamt forderte der Linksterroris- 
mus zwischen 1970 und der Auflösung der RAF 1998 34 Opfer. Darüber hinaus starben 
27 Terroristen durch Selbstmord oder Fremdeinwirkung (> Terrorismus). 

Die gegenwärtig gewichtigste gewalttätige linksextreme Bewegung sind die Auto- 
nomen. Klarer als das Herrschaftsziel der Autonomen ist ihr Feindbild: Im Mittelpunkt 
autonomer Aktionen steht der Kampf gegen den »Faschismus«. Bei Aufmärschen 
Rechtsextremer suchen militante Autonome die direkte Konfrontation. Zur ideologi- 
schen Minimalausrüstung gehört zudem eine antiimperialistische, vorrangig antiameri- 
kanische und antideutsche, sowie eine antipatriarchale Haltung. Einer der Schwerpunkte 
autonomer Aktivität ist, neben den Millionenstädten Hamburg und Berlin, die im Ver- 
gleich dazu deutlich kleinere Universitätsstadt Göttingen (ca. 120 000 Einwohner). 


3 Ursachen des Extremismus 
3.1  Begleiterscheinungen der Modernisierung 


Der französische Soziologe Emile Durkheim (1858-1917) legte den Grundstein vieler 
aktueller Ansätze zur Erklärung extremistischer Einstellungen, obgleich er sich nicht 
direkt mit dem politischen Extremismus beschäftigte. Erwin Scheuchs und Hans Die- 
ter Klingemanns (1967) Formel, nach der der politische Extremismus eine »normale Pa- 
thologie« der freiheitlichen Industriegesellschaft sei, geht aber zurück auf Emile Durk- 
heims (1984: 157) Beschreibung des Verbrechens als eine »normale Erscheinung« und 
sogar einen »integrale[n] Bestandteil jeder gesunden Gesellschaft«. Konsequent wurde 
der Ansatz von der Erklärung abweichenden Verhaltens auf die Erklärung extremisti- 
scher Einstellungen übertragen, die somit als Teilmenge abweichenden Verhaltens ge- 
deutet wurden. 

Die moderne Industriegesellschaft führt demnach wegen des ihr zugrundeliegenden 
wirtschaftlichen Prinzips der Arbeitsteilung zu einer sozialen Desintegration. Lebens- 
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läufe sind massenhaft von sozialem Auf- und Abstieg (»Statusinkonsistenzen«) geprägt 
(Scheuch/Klingemann 1967). Diese gesellschaftlichen Verhältnisse erschwerten enge Be- 
ziehungen zwischen den Gemeinschaftsmitgliedern und damit auch die Einigung auf 
ein für alle geltendes Wertesystem. So deutete Talcott Parsons (1942) den Aufstieg der 
NSDAP als Folge der sozialen Entwurzelung ihrer Anhänger. 

Der stetige Wandel der Lebensbedingungen bringe auch eine fortwährende Not- 
wendigkeit des Wandels eigener Einstellungen mit sich. Das hohe Maß an Flexibili- 
tät, das eine Marktwirtschaft von den Menschen erwartet, gilt aus dieser Perspektive 
als unvermeidlicher Nährboden extremistischer Einstellungen bei einem Teil der Be- 
völkerung. Diese Menschen wenden sich demnach extremistischen Ideen zu, weil sie 
einfache (Schein-)Lösungen auf die immer komplexeren Probleme moderner Industrie- 
gesellschaften anbieten. Neuere Studien etwa Tim Spiers verweisen auf die länderüber- 
greifende Tragfähigkeit zentraler Hypothesen des Ansatzes bei der Erklärung der Wahl 
rechtsextremer Parteien (Spier 2010). 


3.2  Autoritärer Charakter und Kapitalismus 


Die unter Leitung von Theodor Adorno und Max Horkheimer entstandenen »Studien 
zum autoritären Charakter« (Adorno/Frenkel-Brunswik/Levinson 1950) hatten das 
Ziel zu ergründen, wie antidemokratisches Denken zustande kommt. Die Wurzeln des 
Ansatzes liegen im Marxismus und in der Psychoanalyse. Gemäß der Forschergruppe 
zeichnet sich eine autoritäre Persönlichkeit etwa durch die unkritische Unterwerfung 
unter Autoritäten der Eigengruppe, Aggressivität gegen Personen, die konventionelle 
Werte missachten, und eine allgemeine »Diffamierung des Menschlichen« (Adorno 
1973: 45) aus. Die Studie krankt jedoch an Klischees: So schreiben die Autoren einem 
autoritären Charakter etwa auch eine »übertriebene Beschäftigung mit sexuellen » Vor- 
gängen«« (ebd.) zu. 

Unabhängig von der teilweise methodisch zweifelhaften Umsetzung des Forschungs- 
vorhabens der Berkeley-Gruppe um Adorno hat der Ansatz die Extremismusforschung 
aber befruchtet. Ein autoritärer Charakter lässt sich dabei als extremistischer Charak- 
ter bezeichnen. Hans Jürgen Eysenck (1954) und Milton Rokeach (1956; 1960) befanden, 
dass der Grad des » Autoritarismus« oder »Dogmatismus« einer Person unabhängig sei 
von ihrer Verortung auf der Links-Rechts-Skala (so auch Adorno 1971: 132). 

Nach der Ansicht Adornos und seiner Mitstreiter hängt die »Entfaltung des Cha- 
rakters« entscheidend vom »Verlauf der Erziehung und von seiner häuslichen Um- 
welt« ab, die wiederum zutiefst »von ökonomischen und sozialen Faktoren geprägt 
sind« (Adorno 1973: 7). Als Ursachen für die Herausbildung autoritärer Charaktere gilt 
Adorno und Horkheimer dabei konkret eine autoritäre, von der »kapitalistischen« Ge- 
sellschaftsstruktur geprägte familiäre Erziehung. 
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3.3 Politische Unzufriedenheit 


Ein wichtiger Erklärungsfaktor für den Erfolg extremistischer Parteien ist die Unzufrie- 
denheit mit dem politischen System des demokratischen Verfassungsstaats und mit dem 
Verhalten demokratischer Parteien. Bei den auf die gesellschaftliche Ebene gerichteten 
Ausführungen Ted Robert Gurrs (1970) blieb noch im Dunkeln, unter welchen Umstän- 
den ein Individuum konkret den Schritt von der Unzufriedenheit zur Gewalt macht. 
Aus den Überlegungen von Max Kaase (1976: 182) ergibt sich, dass ein Umschlagen der 
Unzufriedenheit in politischen Protest nur dann zu erwarten ist, wenn erstens ein nen- 
nenswerter Teil der Bevölkerung unzufrieden ist, zweitens dem Staat die Verantwortung 
für die Unzufriedenheit zugeschrieben wird und drittens die Leistungen in einem Be- 
reich, der für den Einzelnen große Bedeutung hat, als unbefriedigend bewertet werden. 

Eine verbreitete politische Unzufriedenheit führt nur dann zum Aufschwung be- 
stimmter extremistischer Parteien, wenn es diesen gelingt, den Strom des Missbehagens 
auf ihre Mühlen zu leiten. Auf der Wählerseite setzt dies voraus, dass zur politischen 
Unzufriedenheit eine ideologische Zuneigung zu den Zielen einer extremistischen Par- 
tei tritt (Falter/Klein 1994: 156). Auch tatsächliche oder vermeintliche programmati- 
sche Defizite demokratischer Parteien in unterschiedlichen Politikfeldern können die 
Annahme begünstigen, dass bestimmte extremistische Parteien bessere Lösungen pa- 
rat haben. 


4 Gesellschaftliche Bedeutung 


Wer an die Herrschaft der NSDAP, den Zweiten Weltkrieg und den Mord an den euro- 
päischen Juden, an die Herrschaft der kommunistischen Parteien und den jahrzehn- 
telangen Kalten Krieg oder auch etwa nur an die Terroranschläge von »Al Qaida« 
(» Terrorismus) denkt, erkennt leicht, dass der »politische Extremismus« grundlegende 
gesellschaftliche Bedeutung hat. Selbst der deutsche Linksterrorismus der 1970er Jahre, 
der im Vergleich zu diesen Phänomenen wie eine weltgeschichtliche Bagatelle wirkt, 
prägte immerhin in bedeutendem Maße die Innen- und Rechtspolitik der zweiten Hälfte 
der 1970er Jahre. Auch die Diskussion um die »Zwickauer Zelle« wird nicht ohne Folgen 
für die Gestaltung der Sicherheitsbehörden bleiben. 

Keine extremistische Organisation in Deutschland und den anderen westlichen De- 
mokratien stürzte dabei nach dem Zweiten Weltkrieg eine liberale Demokratie oder 
höhlte sie auch nur nachhaltig aus. Darüber können im Falle Deutschlands die Wahler- 
folge der KPD und der SRP in den Anfangsjahren der Republik, der NPD in den 1960er 
Jahren, der REP, der DVU und der NPD von den 1980er Jahren bis zur Gegenwart sowie 
jene der PDS nach der Vereinigung nicht hinwegtäuschen. Die deutsche RAF konnte 
zwar eine Weile die Bürger und die Sicherheitsbehörden in Aufregung versetzen, aber 
schon aufgrund ihrer geringen Mitgliederstärke keine revolutionäre Situation schaffen. 
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Die Stärke extremistischer Parteien hat nach den erschreckenden Erfahrungen mit 
den kommunistischen und nationalsozialistischen sowie faschistischen Diktaturen in 
den westlichen Demokratien deutlich abgenommen. In Deutschland war der langfris- 
tige Abschreckungseffekt durch die NS-Verbrechen besonders stark. Die kommunisti- 
schen Diktaturen verleideten der großen Mehrheit der Menschen in den Demokratien 
kommunistisches Gedankengut. 

Politische Gewalttäter stellen aufgrund mangelnden Rückhalts in der Bevölkerung in 
den westlichen Demokratien keine Gefahr für die demokratische Herrschaftsordnung 
dar, sie bedrohen jedoch das Leben der von ihnen als feindlich eingestuften Staatsein- 
wohner, seien es alle als »fremd« Eingestuften (durch Rechtsextremisten) oder »Kapita- 
listen« (durch Linksextremisten) oder »Kreuzfahrer« (damit sind von Fundamentalis- 
ten vor allem Christen gemeint). In den Ländern Westeuropas ist die Gefährdung durch 
rechts- und linksterroristische Gruppierungen inzwischen sehr viel geringer als in den 
1970er Jahren. Dies hat wesentlich damit zu tun, dass die ideologisch motivierten Ter- 
rorgruppen erkennen mussten, dass über den Weg von Anschlägen keine Massenanhän- 
gerschaft zu gewinnen war. Weit größere Gefahren als von Links- und Rechtsterroris- 
ten gehen inzwischen, auch in den westlichen Demokratien, von militanten islamischen 
Fundamentalisten und ihren Anschlägen aus. Allein die Opferzahl der Anschläge vom 
11. September 2001 überstieg die Gesamtopferzahl aller rechts- und linksterroristischen 
Gruppen in den westlichen Demokratien nach dem Zweiten Weltkrieg. Allerdings ha- 
ben die rechtsextremistischen Morde und Anschläge in Norwegen und Deutschland 
dazu geführt, dass die Problematik einer zu großen Konzentration der Aufmerksamkeit 
der Sicherheitsbehörden auf eine Variante des politischen Extremismus in den Blick ge- 
rückt ist. Unabhängig davon gefährdet auch der terroristische Islamismus nicht den Be- 
stand der liberalen Demokratie in den westlichen Industriestaaten. Immer stärker zeigt 
sich vielmehr, dass die weit größere Gefahr für die heutigen Demokratien in einer Über- 
reaktion auf extremistische Herausforderungen besteht. So schüren Demokratien nicht 
nur den Extremismus, sondern sie untergraben vor allem ihre eigene Wertegrundlage, 
wenn sie Terroristen langfristig ohne Gerichtsverfahren einkerkern, sie demütigen und 
foltern oder Todeskommandos und Drohnen gegen sie einsetzen. 
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Familie und Lebensformen 
Dirk Konietzka/Michaela Kreyenfeld 


1 Begriffe 
1.1 Familie und Verwandtschaft 


Familie ist ein »moving target«, d.h. ein Gegenstand, der sich mit dem sozialhistori- 
schen und kulturellen Kontext wandelt. Die Leitbilder von Familie und Grenzziehungen 
zwischen Familie und Nichtfamilie waren und sind gesellschaftlich umstritten. Auch 
heute gibt es weder in Alltag, Recht noch Wissenschaft eine verbindliche Definition der 
Familie. Teilweise wird die Familie als Haushaltsgemeinschaft und teilweise als über den 
Haushalt hinausreichende Familie im weiteren Sinn betrachtet. Beide Sichtweisen haben 
ihre Berechtigung, müssen aber voneinander unterschieden werden. 

In der deutschsprachigen Familienforschung besteht spätestens seit den 1990er Jah- 
ren ein Konsens darin, dass Familie im engeren Sinn gleichbedeutend mit der Eltern- 
Kind-Gemeinschaft ist. Die Paarbeziehung zwischen Erwachsenen (einschließlich der 
Ehe) begründet demnach keine Familie. Der Eltern-Kind-Bezug zur Abgrenzung von 
Familien wurde im Jahr 2005 von der amtlichen Statistik übernommen. Das bis dahin 
im Mikrozensus verwendete »traditionelle Familienkonzept« wurde durch das »Kon- 
zept der Lebensformen«, das die Familie als in einem gemeinsamen Haushalt lebende 
Eltern-Kind-Gemeinschaft definiert, ergänzt. Durch diese Neuerung wurden nichtehe- 
liche Lebensgemeinschaften mit ledigen Kindern in den Kreis der Familie aufgenom- 
men, Ehepaare ohne ledige Kinder im Haushalt dagegen nicht mehr zu den Familien 
gezählt. 

Eine soziologische Definition der Familie sollte sowohl die Mikroebene als auch die 
Makroebene berücksichtigen. Von der Makroebene betrachtet, ist Familie ein gesell- 
schaftliches Teilsystem und eine Basisinstitution, die bestimmte Funktionen erfüllt. Auf 
der Mikroebene sind Familien durch die jeweils spezifischen Beziehungs- und Interak- 
tionszusammenhänge ihrer Mitglieder sowie die damit verbundenen Entscheidungen 
der Individuen gekennzeichnet (Huinink/Konietzka 2007). Die Definition der Fami- 
lie nach Nave-Herz (2004) umschließt beide Ebenen. Demnach üben Familien eine 
gesellschaftliche Reproduktions- und Sozialisationsfunktion aus, sie weisen eine Ge- 
nerationendifferenzierung auf, die mit einer Elternschafts-/Kindschaftsbeziehung kor- 
respondiert, und es besteht ein »spezifisches Kooperations- und Solidaritätsverhältnis 
zwischen ihren Mitgliedern« (Nave-Herz 2004: 30). Diese Merkmale von Familie beste- 
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hen unabhängig von der Haushaltskonstellation, die zwischen den Familienmitgliedern 
besteht. 

In Bezug auf die Haushaltsdimension ist die bereits erwähnte Unterscheidung zwi- 
schen der Haushaltsfamilie und der Familie im weiteren Sinn grundlegend. Letztere ist 
durch die Folge der biologisch, sozial und/oder rechtlich miteinander verbundenen Ge- 
nerationen bestimmt. Die Familienforschung war traditionell auf die Haushaltsfamilie 
fokussiert, dies ist jedoch immer weniger angemessen. Neben der Zunahme haushalts- 
übergreifender Paar- und Elternschaftsbeziehungen haben in Folge steigender Lebens- 
erwartung und sinkender Kinderzahlen »vertikale« familiale Beziehungen an Relevanz 
gewonnen. Zur Kennzeichnung der Beziehungsstrukturen zwischen den Generatio- 
nen wurde der Begriff der »multilokalen Mehrgenerationenfamilien« geprägt (Bertram 
2002; Lauterbach 2004). Über die Familie im weiteren Sinn hinaus geht schließlich der 
Begriff der »Verwandtschaftsfamilie«, der das weitere Netzwerk der Onkel und Tanten, 
Cousins und Cousinen umfasst (Gestrich et al. 2003: 165 ff.). 

Verwandtschaft wird im Allgemeinen durch Abstammung oder Heirat hergestellt, 
jedoch sind die Definition von Verwandtschaft und die Regeln, nach denen Verwandt- 
schaftsbeziehungen gestiftet werden, kulturell variabel. In den modernen westlichen 
Gesellschaften werden Abstammung und Verwandtschaft sowohl über die männlichen 
als auch weiblichen Vorfahren hergestellt (kognatische bzw. bilineare Deszendenz), im 
Unterschied zu Gesellschaften, in denen Verwandtschaft nur über männliche (patri- 
linear) oder weibliche Vorfahren (matrilinear) begründet wird. 

Ein weiteres Unterscheidungsmerkmal von Familien ist der postmaritale Residenz- 
typ. In Nord-, Mittel- und Westeuropa dominierte seit der Neuzeit der neolokale Resi- 
denztyp, der durch die Gründung eines eigenen Haushalts nach der Heirat gekennzeich- 
net ist. Mit diesem Typ gehen typischerweise ein relativ hohes Heiratsalter und höhere 
Anteile dauerhaft unverheirateter und kinderloser Personen einher (Ehmer 2011). Dage- 
gen herrschten im östlichen Europa Mehrgenerationen- und multifokale Familien vor, 
in denen das Ehepaar nach der Heirat in einen bereits bestehenden Haushalt einzieht. 
Dort war das Heiratsalter traditionell niedriger. 

Der Gegenstandsbereich »Familie und Lebensformen « lässt sich in modernen Ge- 
genwartsgesellschaften nicht mehr auf Eltern-Kind-Gemeinschaften beschränken. Die 
Analyse familialer Prozesse muss sowohl die Breite unterschiedlicher Lebensformen als 
auch den dynamischen Charakter von Lebenslaufprozessen berücksichtigen. 


1.2 Lebensformen 


Unter Lebensformen werden »relativ stabile Beziehungsmuster der Bevölkerung im 
privaten Bereich« verstanden, die »allgemein mit Formen des Alleinlebens oder Zu- 
sammenlebens (mit oder ohne Kinder) beschrieben werden können« (Niemeyer/Voit 
1995: 437). Das Konzept der Lebensformen ist dazu geeignet, Beziehungsstrukturen über 
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die Grenzen von Familie, Haushalt oder Verwandtschaft hinaus abzubilden. Jenseits die- 
ser nominalen Festlegungen existiert in der Familiensoziologie bislang keine einheit- 
liche begriffliche Systematik der Lebensformen. Eine gewisse Ordnung lässt sich jedoch 
durch die Unterscheidung zwischen den Begriffen der » Beziehungsform«, der » Lebens- 
gemeinschaft« und der »Lebensform« schaffen. Paarbeziehung und Elternschaft stehen 
für die beiden grundlegenden Beziehungsformen von Personen, während Lebensge- 
meinschaften bzw. Haushalte die sozialen Einheiten, in denen Personen leben, wohnen 
und wirtschaften, darstellen. Lebensformen repräsentieren schließlich die übergreifen- 
den sozialen Lebenszusammenhänge einer Person (Huinink/Konietzka 2007: 29 ff.). 

Eine Paarbeziehung ist eine dyadische Beziehung, die typischerweise als persön- 
liche und intime, auf Dauer angelegte, exklusive Beziehung zwischen zwei erwachse- 
nen Personen angelegt ist (Huinink 1995: 119). Eine Elternschaftsbeziehung ist analog 
zur Paarbeziehung eine dauerhafte, persönliche dyadische Beziehung zwischen einer 
erwachsenen Person (Mutter bzw. Vater) und einem Kind, die in den meisten Fällen 
auf biologischer Abstammung beruht, aber auch durch Adoption, Pflegeelternschaft 
und - zunehmend häufig - Stiefelternschaft bestimmt sein kann. 

Im Unterschied zu dem durch das Verhältnis von Personen zueinander bestimm- 
ten Beziehungsbegriff stellen Lebensgemeinschaften eigenständige soziale Einheiten dar. 
Die Mitglieder einer Lebensgemeinschaft wohnen und wirtschaften zusammen in einem 
privaten Haushalt. Personen in einer Paarbeziehung, die keine Lebensgemeinschaft bil- 
den, unterhalten eine bilokale oder »living apart together«-Beziehung. Während dya- 
dische Beziehungen nicht an einen gemeinsamen Haushalt gebunden sind, sind Le- 
bensgemeinschaften per Definition durch einen gemeinsamen Haushalt bestimmt. Eine 
(Haushalts-)Familie entspricht einer Lebensgemeinschaft, welche aus mindestens einer 
Mutter-Kind- oder Vater-Kind-Dyade besteht. Schließlich kann man in einer Wohnge- 
meinschaft zusammenwohnen, ohne durch eine Paarbeziehung miteinander verbunden 
zu sein und ohne einen gemeinsamen Haushalt zu führen. 

Lebensformen kennzeichnen, in welchen sozialen Beziehungen und in welchem Typ 
von Lebensgemeinschaft bzw. Haushalt eine Person lebt. Sie repräsentieren damit in 
umfassenderer Weise die Muster der Organisation des alltäglichen Zusammenlebens 
(Huinink/Konietzka 2007: 32f.). Die Gründung einer Lebensgemeinschaft verändert 
beispielsweise die Organisation des alltäglichen Zusammenlebens und den Status der 
Paarbeziehung. In ähnlicher Weise geht der Übergang von einer nichtehelichen Lebens- 
gemeinschaft zur Ehe mit einer erhöhten Institutionalisierung der Beziehungsform ein- 
her, die eine stärkere formale Regelung der Rechte und Pflichten der Partner gegenein- 
ander impliziert. Modelle einer eingetragenen Partnerschaft (für gleichgeschlechtliche 
Partnerschaften) sowie sonstige Partnerschaftsverträge stellen weitere Varianten einer 
zunehmenden Institutionalisierung von Paarbeziehungen dar. Die Familiengründung 
und -erweiterung erzeugt neue Elternschafts- und Geschwisterbeziehungen, sie verän- 
dert zudem das Gefüge einer Paarbeziehung durch rechtliche Pflichten, die das Verhält- 
nis beider Erwachsener als Eltern der Kinder zueinander regeln. Durch die Elternschaft 
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wird überdies das Verhältnis der Erwachsenen zueinander zumindest teilweise neu re- 
guliert. Für die Lebensform potenziell relevant sind weiterhin Merkmale wie der Fami- 
lienstand und die Beziehungsvorgeschichte der Individuen. Schließlich spielen ökono- 
mische Aspekte der Paarbeziehung eine Rolle, da die Art der Arbeitsteilung die relative 
Ressourcenausstattung, Machtverteilung sowie Verhandlungs- und Exitoptionen der 
Partner innerhalb der Beziehung beeinflusst. 

Sollen komplexere Konstellationen von Familie wie Fortsetzungsfamilien nach einer 
Trennung oder Scheidung (Feldhaus/Huinink 2011) oder »mobile Lebensformen«, in 
denen » mindestens ein Partner beruflichen Mobilitätserfordernissen nachkommt « 
(Schneider et al. 2002: 25), erfasst werden, können entsprechend weitere Kriterien der 
Differenzierung herangezogen werden. Diese Lebensformen werden in der Literatur 
bislang relativ uneinheitlich als neue, nicht-konventionelle, nicht-traditionelle oder al- 
ternative Lebensformen bezeichnet. 


2 Sozialgeschichtlicher Wandel der Familie 


Im Zuge des Modernisierungs- und Industrialisierungsprozesses wurde die vormo- 
derne Familie im Sinne einer Hausgemeinschaft zunehmend von der modernen Form 
der Familie als einer exklusiven Eltern-Kind-Gemeinschaft abgelöst.! Letztere beruhte 
auf einer auf Dauer angelegten, auf der Basis freier Partnerwahl und romantischer Liebe 
zustande gekommenen ehelichen Lebensgemeinschaft. Der soziale Träger dieses Fami- 
lienmodells war das städtische Bürgertum. In diesem institutionellen Kontext entwickel- 
ten sich Kindheit und Jugend als eigenständige und geschützte Phasen des Lebenslaufs 
(Aries 1978) und die Movitation zur Elternschaft verschob sich vom wirtschaftlichen 
Nutzen von Kindern hin zu psychisch-emotionalen Faktoren. Für die bürgerliche Fami- 
lie war weiterhin die Trennung des privaten Raums von der sozialen Umwelt und den 
öffentlichen Institutionen konstitutiv. Die Sphäre der Privatheit wurde dem weiblichen, 
die Öffentlichkeit dem männlichen Bereich zugeschrieben. Im Rahmen der geschlechts- 
spezifischen Rollenteilung war die Rolle des Ehemanns und Vaters durch instrumen- 
telle Tätigkeiten, insbesondere die außerhäusige Erwerbsarbeit definiert, während der 
Ehefrau und Mutter im privaten Bereich die expressive Rolle und insbesondere die Auf- 
gabe der Sozialisation der Kinder zugeordnet wurden (Parsons 1955). Das bürgerliche 
Familienmodell avancierte im Verlauf des 19. und des frühen 20. Jahrhunderts zum do- 
minanten Leitbild der Familie, jedoch entsprachen die realen Familienstrukturen und 
-beziehungen weder im landwirtschaftlichen Sektor noch in den industriell geprägten 
Arbeiterschichten dem skizzierten Muster. Erst nach dem Zweiten Weltkrieg erlaubte in 


1 Siehe hierzu die zusammenfassenden Darstellungen unter anderem bei Huinink/Konietzka (2007) und 
Burkart (2008). 
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den westlichen Ländern der zunehmende Massenwohlstand die soziale Durchsetzung 
des bürgerlichen Familienmodells in breiten gesellschaftlichen Schichten. 

Vor diesem sozialgeschichtlichen Hintergrund lassen sich in stilisierter Form zwei 
Phasen des Wandels der Familie in Deutschland unterscheiden. Die erste Phase der Mo- 
dernisierung und Industrialisierung wurde vom sogenannten demografischen Über- 
gang begleitet, an dessen Abschluss die Dominanz der neolokalen Gattenfamilie in den 
1950er und 1960er Jahren stand. Die Nachkriegsepoche war demnach vom Modell der 
räumlich und funktional vom weiteren Verwandtschaftsnetz getrennten (»isolierten«) 
und arbeitsteilig organisierten Kernfamilie geprägt (Parsons 1955: 10 f.). Es ist allerdings 
fraglich, ob das Modell, in welchem der männliche Familienernährer und die nicht- 
erwerbstätige Hausfrau und Mutter komplementäre Rollen spielen, über seinen Leitbild- 
charakter hinaus, jemals in breiten Schichten der Gesellschaft in der empirischen Reali- 
tät vorherrschte. In den USA waren die relativen Anteile der Male-Breadwinner-Familie 
zwischen 1800 und 1960 beinahe kontinuierlich gestiegen, zu keinem Zeitpunkt wuchs 
aber deutlich mehr als die Hälfte aller Kinder in dieser Familienform auf (Bertram 2010: 
254f.). In Deutschland wird die empirische Dominanz der modernen Kleinfamilie in 
der Nachkriegsepoche nicht zuletzt in Folge der Verwerfungen des Zweiten Weltkriegs 
in Frage gestellt. Davon unabhängig war das »golden age of marriage« (Festy 1980) zeit- 
geschichtlich von kurzer Dauer. Spätestens Ende der 1960er Jahre setzte die zweite Phase 
des familialen Wandels ein, in welcher das arbeitsteilige Familienmodell an Legitimi- 
tät und quantitativer Verbreitung verlor. Charakteristische Merkmale dieser Phase sind 
sinkende Heirats- und Geburtenziffern sowie steigende Scheidungsziffern und Anteile 
nichtehelicher Geburten (> Bevölkerung). Geburten von Kindern haben zunehmend zu 
späteren Zeitpunkten in den Lebensläufen von Frauen und Männern stattgefunden und 
Partnerschaftsverläufe sind in der Zeitdimension komplexer geworden. Diese auch un- 
ter dem Stichwort »zweiter demographischer Übergang« bekannten Veränderungen 
kommen bei einer konventionellen Querschnittsbetrachtung als gestiegene Vielfalt der 
Familienformen, insbesondere als zunehmende Verbreitung von nichtehelichen Part- 
nerschaften und Fortsetzungsfamilien zum Ausdruck (Peuckert 2008). 


3 Wandel von Familie und Lebensformen bis zur deutschen Einheit 


Die Familienentwicklung in West- und Ostdeutschland zeichnete sich seit den 1960er 
Jahren durch charakteristische Gemeinsamkeiten und Unterschiede aus. In beiden Tei- 
len Deutschlands schlugen sich umfassendere familiendemografische Trends nieder, na- 
mentlich das Ende des Babybooms der Nachkriegsära und die schwindende Bedeutung 
des arbeitsteiligen Ehe- und Familienmodells. Das Geburtenverhalten veränderte sich 
in der Bundesrepublik und DDR jedoch in deutlich unterschiedlichem Ausmaß und 
Tempo. Eine fundamentale Differenz der Entwicklung in Ost und West betrifft das Ti- 
ming familialer Übergänge. In Westdeutschland erhöhte sich seit den 1960er Jahren das 
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Tabelle 1 Durchschnittsalter von Frauen bei Geburt des ersten Kindes nach Kalenderjahren 


1960 1970 1980 1985 2002 2008 
Westdeutschland 24,9 23,8 25,0 26,2 27,6 28,7 
Ostdeutschland 23,0 22,5 22,3 22,3 26,4 27,5 


Anmerkung: Ab 1990 wurde Berlin zu Ostdeutschland gruppiert. 


Quellen: HFD (2011); Kreyenfeld (2002); Kreyenfeld et al. (2010). 


(Erst-)Geburtenalter (Tabelle ı). Frauen wurden im Jahr 1970 noch im Durchschnitt mit 
23,8 Jahren das erste Mal Mutter, im Jahr 1985 waren sie zweieinhalb Jahre älter. In der 
DDR lag das mittlere Alter bei der ersten Mutterschaft demgegenüber bis zum Fall der 
Mauer weitgehend unverändert bei etwa 22 Jahren. 

Die endgültige Kinderzahl zeigt in Ost- und Westdeutschland einen kontinuier- 
lichen Rückgang der Kinderzahl pro Frau seit den Geburtsjahrgängen, die Mitte der 
1930er Jahre geboren wurden (Abbildung ı). Die Frauen der Geburtskohorte 1935 hatten 


Abbildung 1 Kinderzahl von Frauen nach Geburtsjahrgängen in Ost- und Westdeutschland 
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Quelle: HFD (2011), sowie verschiedene Publikationen des Statistischen Bundesamtes. 
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in Ost und West etwa zwei Kinder, dagegen liegt die Kohortenfertilität für den Jahrgang 
1965, der mittlerweile das Ende seiner reproduktiven Phase erreicht hat, bei 1,5 Kindern 
im Westen und 1,6 Kindern im Osten. Zwar verweist die Darstellung auf einen kontinu- 
ierlichen Rückgang des Geburtenniveaus, allerdings lassen aktuelle Projektionen erwar- 
ten, dass die Gesamtfertilität ab den Geburtsjahrgängen 1970 nicht weiter fallen wird 
(Goldstein/Kreyenfeld 2011). 

Will man Genaueres über die Determinanten des Geburtenrückgangs in Erfahrung 
bringen, benötigt man ordnungsspezifische Daten. Diese liegen erstmalig für die amt- 
liche Geburtenstatistik des Jahres 2009 vor; allerdings existieren bislang keine ordnungs- 
spezifischen Ziffern auf Basis von Kohorten. Dagegen liefert der Mikrozensus 2008 erst- 
malig Informationen zur Kinderzahl von Frauen, auf deren Basis Entwicklungen des 
ordnungsspezifischen Geburtenverhaltens nach Kohorten dargestellt werden können. 

Der Vergleich der Kohorten, die ihre reproduktive Phase abgeschlossen haben, zeigt 
für Westdeutschland einen deutlichen Rückgang der Frauen mit drei und mehr Kindern 
und seit den Kohorten, die um 1950 geboren wurden, einen Anstieg der Kinderlosigkeit 
(Tabelle 2). Der Rückgang der durchschnittlichen Kinderzahl betrifft demnach in West- 
deutschland nicht alle Geburtsordnungen gleichermaßen, sondern ist in erster Linie 
auf die höhere Kinderlosigkeit und die abnehmende Neigung, drei und mehr Kinder zu 
bekommen, zurückzuführen. Dagegen ist der Anteil der Frauen, die genau zwei Kinder 
bekommen haben, im Vergleich der Kohorten 1940 bis 1964 weitgehend konstant ge- 
blieben. Die Entwicklung in Ostdeutschland weicht in einigen Aspekten von der Ent- 
wicklung in Westdeutschland ab. In der DDR hatte ein relativ hoher Anteil von Frauen 
zwei Kinder zur Welt gebracht. Trotzdem unterschieden sich die »paritätsspezifischen 
Progressionsraten« - die Wahrscheinlichkeiten, ein zweites Kind zu bekommen, unter 


Tabelle2 Verteilung der Kinderzahl von Frauen nach Geburtskohorten (Spaltenprozente) 


Westdeutschland 1940-1944 1945-1949 1950-1954 1955-1959 1960-1964 
Kinderlos 13 14 17 19 21 
Ein Kind 24 26 26 23 23 
Zwei Kinder 39 40 38 38 38 
Drei und mehr Kinder 25 20 19 19 18 
Ostdeutschland 1940-1944 1945-1949 1950-1954 1955-1959 1960-1964 
Kinderlos 9 9 9 10 12 
Ein Kind 30 30 29 27 33 
Zwei Kinder 39 43 47 48 41 
Drei und mehr Kinder 22 18 16 15 15 


Anmerkung: Berlin wurde zu Ostdeutschland gruppiert; Personen ohne Angaben zur Kinderzahl, für die keine 
imputierten Werte vorliegen, wurden ausgeschlossen. 


Quelle: Ergebnisse des SUF-Mikrozensus 2008, eigene ungewichtete Berechnungen. 
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der Bedingung, dass ein erstes Kind geboren wurde - nur unwesentlich zwischen der 
Bundesrepublik und der DDR. Deutliche Unterschiede bestanden dagegen im Hinblick 
auf die Kinderlosigkeit. In der DDR blieben weniger als zehn Prozent eines Frauenjahr- 
gangs kinderlos,? während die entsprechenden Anteile in Westdeutschland seit den Ge- 
burtsjahrgängen 1950 kontinuierlich zunahmen. Für die westdeutschen Jahrgänge, die 
derzeit ihre reproduktive Phase abschließen, liegt der Anteil der kinderlosen Frauen bei 
etwa 20 Prozent (Kreyenfeld/Konietzka 2012). Ost-West-Unterschiede existierten auch 
in Bezug auf die Verbreitung von Familien mit drei und mehr Kindern. Trotz der pro- 
natalistischen Politik, die Drei- und Mehrkindfamilien förderte, blieb der Anteil von 
Frauen mit drei und mehr Kindern in der DDR relativ gering. 

Ost-West-Unterschiede bestanden ferner hinsichtlich des Heiratsverhaltens. Trotz 
der für die DDR typischen frühen Heirat im Lebenslauf, die durch staatliche Anreize wie 
den Ehekredit und die bevorzugte Wohnraumvergabe für verheiratete Paare gefördert 
wurde, nahmen seit der Mitte der 1970er Jahre die Anteile nichtehelicher Geburten zu. 
Auch wenn es Ost-West-Unterschiede im Niveau nichtehelicher Geburten bereits vor 
der Gründung der DDR gab, gewann die Entwicklung in Folge der Einführung der be- 
zahlten Freistellung für unverheiratete Mütter ab der Geburt des ersten Kindes (» Baby- 
jahr«) in der Mitte der 1970er Jahre eine besondere Dynamik. Die Ungleichbehandlung 
von verheirateten und unverheirateten Müttern wurde zwar 1986 aufgehoben, der Anteil 
nichtehelicher Geburten erreichte jedoch 1989 mit 33 Prozent einen neuen Höchststand 
(Tabelle 4). Ein weiterer Unterschied zwischen Ost und West bestand darin, dass Mütter 
in der DDR anders als in der Bundesrepublik mehr oder weniger kontinuierlich einer 
Vollzeiterwerbstätigkeit nachgingen (Trappe 1995). Die Familienmodelle und Verlaufs- 
muster der Geburten- und Familienentwicklung unterschieden sich damit zum Zeit- 
punkt der deutschen Einheit in Ost und West deutlich voneinander. 


4 Wandel von Familie und Lebensformen nach der deutschen Einheit 


Die Diskussion um die Familien- und Geburtenentwicklung nach der deutschen Ein- 
heit wurde nachhaltig durch den Einbruch der zusammengefassten Geburtenziffer (to- 
tal fertility rate, TFR) in Ostdeutschland zu Anfang der 1990er Jahre auf Werte unter 1,0 
geprägt. Dabei wurde jedoch oft übersehen, dass Veränderungen der Periodenfertili- 
tät keine verlässlichen Aussagen über den Wandel des Geburtenverhaltens unterschied- 
licher Geburtskohorten zulassen. Ein wesentliches Problem besteht darin, dass die zu- 
sammengefasste Geburtenziffer, die eigentlich die durchschnittliche Kinderzahl pro 
Frau unter den gegebenen Bedingungen schätzen soll, durch Veränderungen des Alters 


2 Der erhöhte Wert von zwölf Prozent Kinderlosigkeit für die ostdeutschen Kohorten 1960-1964 ist Fol- 
ge der Zuordnung von Berlin zu Ostdeutschland. Ohne Berlin beträgt der entsprechende Anteil acht 
Prozent (> Bevölkerung). 
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bei Geburt (»Tempo-Effekte«) verzerrt wird. Dies ist im ostdeutschen Fall besonders 
relevant, da das Alter bei erster Mutterschaft nach der Wende deutlich gestiegen ist (Ta- 
belle 1). Bislang gibt es in der demografischen Forschung keine allgemein akzeptierte 
Methode, um Tempo-Effekte zu bereinigen, sodass es mehr als fraglich ist, ob mit Hilfe 
von Periodenmaßen der Wandel des Geburtenverhaltens überhaupt abgebildet werden 
kann (Sobotka/Lutz 2009). 

Gesicherte Informationen über die Geburtenentwicklung liefert die Analyse des tat- 
sächlichen Geburtenverhaltens unterschiedlicher Geburtsjahrgänge von Frauen (Abbil- 
dung ı). Abschließende Aussagen über die endgültige Kinderzahl eines Geburtsjahr- 
gangs von Frauen können erst am Ende seiner reproduktiven Phase getroffen werden. 
Die Geburtskohorten, die zur Zeit der Wiedervereinigung am Anfang ihrer reproduk- 
tiven Phase standen, nähern sich gegenwärtig derem Ende, sodass sich nunmehr Ost- 
West-Unterschiede bzw. entsprechende Gemeinsamkeiten im Nachwendeverhalten he- 
rauskristallisieren. 

Tabelle 3 zeigt, dass bis zum Jahr 2008 im Osten zum einen die Kinderlosigkeit in 
den Kohorten 1965 bis 1984 geringer als im Westen, zum anderen der Anteil der Frauen 
mit nur einem Kind relativ hoch war. Die Gründe für die in Ostdeutschland niedrigere 
Neigung zur Familienerweiterung sind bislang ungeklärt. Zwar liegen umfassende Stu- 
dien zur Dynamik der Familiengründung, jedoch nur wenige Studien zum Zweit- und 
Drittgeburtverhalten vor (Arränz Becker et al. 2010; Huinink 2005; Kreyenfeld 2008). 


Tabelle3 Verteilung der Kinderzahl von Frauen nach Geburtskohorten (Spaltenprozente) 


Kohorte 1965-1969 1970-1974 1975-1980 1980-1984 
Alter in Jahren zum Befragungszeitpunkt 
38-43 33-38 28-33 23-28 
Westdeutschland 
Kinderlos 23 29 47 75 
Ein Kind 23 24 24 15 
Zwei Kinder 37 33 21 7 
Drei und mehr Kinder 17 13 7 2 
Ostdeutschland 
Kinderlos 15 22 40 69 
Ein Kind 35 35 34 21 
Zwei Kinder 38 32 20 8 
Drei und mehr Kinder 12 11 6 2 


Anmerkung: Berlin wurde zu Ostdeutschland gruppiert; Personen ohne Angaben zur Kinderzahl, für die keine 
imputierten Werte vorliegen, wurden ausgeschlossen. 


Quelle: Ergebnisse des SUF-Mikrozensus 2008, eigene ungewichtete Berechnungen. 
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Hat sich das Fertilitätsverhalten im Osten, insbesondere das Alter bei der Familien- 
gründung, in den vergangenen 20 Jahren der Tendenz nach dem westdeutschen Mus- 
ter angenähert (Tabelle ı), so trifft dies auf das Heiratsverhalten nicht zu. Vielmehr 
hat sich die bereits in den 1970er Jahren beobachtete Erosion der Ehe bzw. der Pro- 
zess der zunehmenden Entkopplung von Familiengründung und Heirat nach 1990 fort- 
gesetzt. Trotz des grundlegenden Wandels der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
und der mit diesem verbundenen Ände- 
rung der Anreizstrukturen zuungunsten 
nichtehelicher Mutterschaft stieg der An- 
teil nichtehelicher Geburten an allen Ge- 
burten in Ostdeutschland in den 1990er 
Jahren weiter an. Im Jahr 2009 waren 


Tabelle4 Anteil der nichtehelich Lebend- 
geborenen an allen Lebendgeborenen 1989, 
1999 und 2009, insgesamt und nach Geburts- 
ordnung (nur 2009) (in Prozent) 


ae a Yon nn etwa 60 Prozent aller Geburten nichtehe- 
land land land lich (Tabelle 4). Damit zählt Ostdeutsch- 
1989 34 10 - land europaweit zu den Regionen mit den 
1999 47 17 22 höchsten Anteilen nichtehelich geborener 
2009 58 26 33 Kinder. In Westdeutschland ist der ent- 
1. Kind 70 36 43 sprechende Anteil vom Ende der 1980er 
2. Kind 47 17 23 Jahre bis zum Jahr 2009 von zehn auf 
3. Kind 40 16 20 26 Prozent gestiegen. 


it 2 rmöglichen es die Daten 
Anmerkung: Ostdeutschland beinhaltet für die Jahre Seit 2009 e DE ER ES GIE te 


1999 und 2009 Berlin. 


Quelle: Statistisches Bundesamt (bereitgestellt durch 
Olga Pötzsch). 


des Statistischen Bundesamtes, den An- 
teil nichtehelich geborener Kinder nach 
der Geburtsordnung aufzugliedern. Dem- 


nach waren in Westdeutschland 36 und in 
Ostdeutschland 70 Prozent aller Erstgeburten nichtehelich (Tabelle 4), die Anteile der 
nichtehelichen Geburten für zweite und weitere Kinder fielen dagegen geringer aus. Da- 
für verantwortlich sind zum einen die Tatsache, dass diejenigen, die bei der Geburt des 
ersten Kindes verheiratet waren, eine höhere Zweitgeburtsneigung aufweisen und zum 
anderen die Tatsache, dass ein Teil der Population zwischen der Geburt des ersten und 
zweiten Kindes geheiratet hat. 


Familienformen 


In den zwei Jahrzehnten nach dem Fall der Mauer haben sich die Familienformen in Ost- 
und Westdeutschland deutlich gewandelt, jedoch in unterschiedlicher Weise. Im Jahr 
2008 war die Ehe in Westdeutschland für Frauen, welche mindestens ein im Haushalt le- 
bendes Kind hatten, immer noch die mit Abstand bedeutendste Lebensform (Tabelle 5). 
Fast vier Fünftel der Mütter im Alter von 25 bis 44 Jahren waren verheiratet. Zudem war 
der Anteil der allein erziehenden höher als der Anteil der kohabitierenden Mütter. In 
Ostdeutschland war dagegen nur etwas mehr als die Hälfte der Mütter verheiratet. Zu- 
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Tabelle 5 Lebensformen von Personen mit Kindern im Haushalt nach Lebensalter 
(Spaltenprozente), 2008 


Frauen 25-29 30-34 35-39 40-44 25-44 
Westdeutschland 

Verheiratet, zusammenlebend 72 79 79 78 78 

Nichteheliche Lebensgemeinschaft 11 8 6 5 7 

Alleinerziehend 16 14 14 17 15 
Ostdeutschland 

Verheiratet, zusammenlebend 40 52 60 66 58 

Nichteheliche Lebensgemeinschaft 31 24 18 11 19 

Alleinerziehend 29 24 23 23 25 
Männer 25-29 30-34 35-39 40-44 25-44 
Westdeutschland 

Verheiratet, zusammenlebend 80 88 91 91 90 

Nichteheliche Lebensgemeinschaft 19 11 8 8 8 

Alleinerziehend 1 1 1 1 2 
Ostdeutschland 

Verheiratet, zusammenlebend 46 58 71 80 71 

Nichteheliche Lebensgemeinschaft 53 40 27 17 27 

Alleinerziehend 1 2 3 4 4 


Anmerkung: Nur Personen mit Kindern (leibliche, Stief-, Adoptiv- oder Pflegekinder) im Haushalt. Unverheiratete 
Personen sind danach unterschieden, ob sie einen Partner haben, der im Haushalt lebt (nichteheliche Lebensge- 
meinschaft), oder ob dies nicht der Fall ist (allein erziehend). Personen in eingetragenen Lebenspartnerschaften 
sind wie Verheiratete behandelt. 


Quelle: Ergebnisse des SUF-Mikrozensus 2008, eigene ungewichtete Berechnungen. 


gleich hatte das nichteheliche Zusammenleben eine größere relative Bedeutung als die 
allein erziehende Mutterschaft. Dennoch lag der Anteil der allein Erziehenden in Ost- 
deutschland deutlich über dem westdeutschen Wert. Im Vergleich zu den Frauen ist bei 
den Männern insbesondere der Anteil der allein Erziehenden niedrig. Dies ist darauf 
zurückzuführen, dass die Mehrzahl der Kinder nach einer Trennung im mütterlichen 
Haushalt wohnt. Da mit den Daten des Mikrozensus Stiefkindkonstellationen nicht hin- 
reichend identifiziert werden können, ist eine weitere Aufgliederung der Lebensformen 
an dieser Stelle nicht möglich (siehe hierzu Feldhaus/Huinink 2011; Steinbach 2008). 


Familienformen und Erwerbstätigkeit von Müttern 
Schließlich bestehen Ost-West-Unterschiede im Bereich des Müttererwerbsverhaltens 


und der familialen Ernährermodelle fort (Tabelle 6). Während in Ostdeutschland bei 
Paaren mit Kindern im Haushalt das Doppelernährermodell (beide Eltern Vollzeit er- 
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Tabelle6 Erwerbsarrangements (Ernährermodelle) von Paaren mit Kindern im Haushalt 
(Spaltenprozente), 2008 


Alter des jüngsten Kindes in Jahren 
Obisunter4 4bisunter7 7bisunter 15 O bis unter 15 
Westdeutschland 


Mann Vollzeit - Frau Vollzeit 9 12 17 13 
Mann Vollzeit - Frau Teilzeit 25 48 51 42 
Mann Vollzeit - Frau nicht erwerbstätig 34 28 23 28 
Mann Vollzeit - Frau Elternzeit 18 0 0 7 
Andere 13 10 9 11 
Ostdeutschland 
Mann Vollzeit - Frau Vollzeit 29 49 50 42 
Mann Vollzeit - Frau Teilzeit 12 19 20 17 
Mann Vollzeit - Frau nicht erwerbstätig 21 17 13 17 
Mann Vollzeit - Frau Elternzeit 16 0 0 6 
Andere 22 15 17 18 


Anmerkung: Nur Personen, die Kinder haben und mit einem gegengeschlechtlichen Partner im selben Haushalt 
leben. Erwerbstätige sind nach der normalen Wochenarbeitszeit in Vollzeit (30 und mehr Stunden) und Teilzeit 
(1 bis unter 30 Stunden) gruppiert. 


Quelle: Ergebnisse des SUF-Mikrozensus 2008, eigene ungewichtete Berechnungen. 


werbstätig) dominiert, ist in Westdeutschland das modifizierte Ernährermodell mit 
einer Teilzeit erwerbstätigen Frau und einem Vollzeit erwerbstätigen Mann am wei- 
testen verbreitet. Das klassische Ernährermodell mit nicht erwerbstätiger Frau tritt am 
häufigsten bei Paaren mit Kindern unter drei Jahren auf, trifft aber auch auf ein Viertel 
der Paare mit Kindern über drei Jahren zu. Die Ost-West-Unterschiede in den Erwerbs- 
konstellationen verweisen nicht nur, aber auch auf die weiterhin besseren Bedingungen 
zur Vereinbarkeit von Kind und Berufin Ostdeutschland, wo insbesondere der Krippen- 
bereich und die Ganztagsbetreuung in Kindergärten und Horten deutlich besser aus- 
gebaut sind. Insgesamt hat das Familienmodell der männlichen » Versorgerehe« nach 
der deutschen Einheit in Ostdeutschland kaum an Akzeptanz gewonnen, obwohl dort 
die Erwerbsverläufe von Frauen stärker von Arbeitslosigkeit und unsicheren Beschäfti- 
gungsverhältnissen betroffen sind. 


5 Ausblick 


Ausgehend von charakteristischen Unterschieden in den Lebens- und Familienformen 
in der Bundesrepublik und der DDR haben sich die Muster der Familiengründung und 
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des Heiratsverhaltens in Ostdeutschland nach dem Fall der Mauer massiv gewandelt. 
Dennoch hat eine Angleichung der ost- und westdeutschen Verhaltensmuster im Be- 
reich der privaten Lebensformen nur partiell stattgefunden. Eher ist ein Fortbestand 
zweier »Familienregime« in Deutschland zu konstatieren. Die in Ostdeutschland starke 
Verbreitung von Familien von nicht miteinander verheirateten Eltern und das hohe Aus- 
maß mütterlicher Vollzeiterwerbstätigkeit lassen sich zudem nur schlecht mit typolo- 
gischen Modellen der Familie im konservativ-kontinentalen Wohlfahrtsstaat (Esping- 
Andersen 1999) vereinbaren. 

Der Wandel familialer Verhaltensweisen und Beziehungsstrukturen wurde und wird 
in der Familienforschung von Veränderungen der Konzepte und Klassifikationssche- 
mata begleitet. In der amtlichen Statistik wurden 1996 erstmals nichteheliche Lebens- 
gemeinschaften erfasst, im Jahr 2005 wurde die Ehezentrierung des Familienbegriffs 
durch eine auf die Eltern-Kind-Dyade ausgerichtete Begrifflichkeit relativiert. Außer- 
dem wurden erstmalig eingetragene Lebenspartnerschaften erfasst. Jedoch werden in 
den Daten der amtlichen Statistik haushaltsübergreifende Strukturen weiterhin nicht 
berücksichtigt, sodass weder Partnerlose noch nicht mit ihren Kindern zusammenle- 
bende Väter identifiziert werden können (vgl. die Ausführungen von Geiger 1919; 1920). 
Auch wird der Verwandtschaftskontext der Haushaltsmitglieder durch die amtliche Sta- 
tistik nur lückenhaft erfasst. Neuere sozialwissenschaftliche Befragungen, insbesondere 
das Beziehungs- und Familienentwicklungspanel (Huinink et al. 2011), bilden dagegen 
Beziehungsformen und Lebensformen umfassender im Quer- und Längsschnitt ab. 

In diesem Beitrag hat sich die Darstellung der Lebensformen vorwiegend auf quan- 
titative Querschnittsdaten gestützt. Um Aussagen über die Stabilität und Abfolge der 
Lebensformen im Lebenslauf der Individuen treffen zu können, wären jedoch Längs- 
schnittanalysen erforderlich. Weitere relevante Aspekte des familialen Wandels konnten 
in diesem Beitrag nur angerissen werden. Dazu gehören intergenerationale Beziehun- 
gen zwischen erwachsenen Kindern und deren Eltern sowie zwischen Letzteren und der 
Enkelgeneration, Aspekte innerfamilialer Interaktion und die Qualität von Eltern-Kind- 
Beziehungen, Art und Umfang der häuslichen Arbeitsteilung, Strukturen von Fortset- 
zungsfamilien sowie genauere Beschreibungen von »sonstigen« Lebensformen, worun- 
ter nicht zuletzt mobile Lebensformen fallen. 
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Frauen 


Karin Gottschall 


1 Definition und Abgrenzung 


Aus sozialwissenschaftlicher Sicht liegt eine Besonderheit der Kategorie »Frauen« darin, 
dass der Bezug auf diese Gruppe nur relational, d.h. in Abgrenzung zu Männern als so- 
zialer Gruppe möglich ist. Frauen und Männer zu unterscheiden, bedeutet auch, Ge- 
schlechtszugehörigkeit, d.h. ein askriptives (zugeschriebenes) Merkmal, zum Bezugs- 
punkt von Gruppenbildung zu machen. Aus soziologischer Sicht sind dabei vor allem 
die mit der Gruppenzugehörigkeit einhergehenden sozio-kulturellen Rollenzuschrei- 
bungen und Verhaltensmuster (»gender«) relevant; allerdings ist auch das Wissen über 
die sogenannten natürlich-biologischen Geschlechtsunterschiede (»sex«) gesellschaft- 
lich konstituiert. 

Rollenzuschreibungen und Verhaltensmuster von Frauen unterliegen offensicht- 
lich sozialem Wandel. Mutterschaft ist heute dank Empfängnisverhütung nicht mehr 
Schicksal, sondern Ausdruck von freier Entscheidung; geschlechtsspezifische Kleider- 
vorschriften sind durch Unisexkleidung abgelöst; Bildungsstand und Erwerbsbiografien 
von Frauen haben sich in den letzten Jahrzehnten in Deutschland denen von Männern 
angeglichen (> Bildung und Bildungssystem) und Rechtsnormen in Deutschland und 
der EU schreiben Gleichbehandlung vor (» Gleichstellung). Gleichwohl ist es auch im 
21. Jahrhundert nicht nur im Alltag selbstverständlich, sondern auch sozialwissenschaft- 
lich sinnvoll, Frauen als besondere soziale Gruppe zu begreifen, weil sich ihre Lebenssi- 
tuation deutlich von Männern unterscheidet: Frauen tragen nach wie vor die Hauptlast 
der Familienarbeit (> Zeitverwendung), sind im Erwerbsleben benachteiligt (> Arbeits- 
markt und Beschäftigung) und in Spitzenpositionen von Wirtschaft und Politik unterre- 
präsentiert (> Eliten und Führungsgruppen); sie gelten als bevorzugtes Sexualobjekt und 
sind eher Opfer männlicher Gewalt (> Kriminalität). Diese Ungleichstellung wird in de- 
mokratischen wohlfahrtsstaatlichen Gesellschaften als ungerecht wahrgenommen und 
ist Anknüpfungspunkt sozialer Bewegungen (> Soziale Bewegungen) und staatlicher In- 
tervention. 


S. Mau, N. M. Schöneck (Hrsg.), Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, 
DOI 10.1007/978-3-531-18929-1_18, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013 
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Forschungstraditionen - von Frauen zu Geschlecht 


Ein kurzer Blick in die Geschichte der Soziologie und Frauenforschung zeigt, dass 
»Frauen« als soziale Gruppe kein selbstverständlicher Forschungsgegenstand sind, 
auch wenn in der Soziologie heute als Minimalkonsens gilt, dass Geschlecht ein mit 
der Geburt festgelegter Bestandteil der persönlichen Identität ist, der dauerhaft mit un- 
terschiedlichem sozialen Status verbunden und insofern sozialstrukturell relevant ist 
(» Soziale Ungleichheiten. Klassen und Schichten). 

Kontroversen haben sich nicht nur zu der Relevanz von Geschlecht für die Analyse 
gesellschaftlicher Verhältnisse, sondern auch zu der Bestimmung und Erklärung des 
Verhältnisses von Frauen und Männern (Differenz oder Hierarchie) ergeben. Wichtige 
Klassiker der Soziologie interpretierten die erst im 19. Jahrhundert in westlichen Gesell- 
schaften entstandene Trennung und Zuweisung von Männern zu Erwerbssphäre und öf- 
fentlichem Raum einerseits und Frauen zu Familie und Privathaushalt andererseits als 
eine natürlich begründete und für die moderne Gesellschaft funktionale soziale Diffe- 
renzierung. Während Emile Durkheim (1992) mit der »natürlichen« Beschränkung der 
Frauen auf Ehe und Familie auch deren geringere Befähigung zur Entwicklung des so- 
zialen und politischen Gemeinwesens verband, nimmt Georg Simmel in seiner Analyse 
»weiblicher Kultur« (1998) eher eine positive Würdigung spezifisch weiblicher Wahr- 
nehmungsformen und Fähigkeiten vor. Diese differenztheoretische Perspektive wird bei 
Talcott Parsons (1966) Mitte des 20. Jahrhunderts als Geschlechtsrolle, d.h. der An- 
nahme universeller, systematisch unterschiedlicher sozialer Verhaltensmuster und -er- 
wartungen von Männern und Frauen weiter ausgearbeitet. Kritik an diesem einfluss- 
reichen Konzept zielt neben fehlender Historisierung und der Vernachlässigung von 
Rollendistanz und -ambiguität auch darauf, dass mit der Frauenrolle vorrangig spezi- 
fische Verhaltensmuster und Kompetenzprofile, kaum jedoch die damit einhergehende 
soziale Benachteiligung und Abhängigkeit thematisiert werden. Ungleichheitstheore- 
tische Ansätze, wie Klassen- und Schichttheorien wiederum vernachlässigen mit der 
Konzentration auf erwerbszentrierte Ressourcenverteilung und Statuszuweisung die 
Zusammenhänge zwischen der Positionierung in der Erwerbssphäre einerseits und pri- 
vaten Beziehungen und Familie andererseits. 

Demgegenüber hat die Frauenforschung, angeregt durch die in den 1970er Jahren 
in westlichen Gesellschaften entstandene neue Frauenbewegung, eine analytische Per- 
spektive von Geschlecht als Strukturkategorie eingebracht und empirisch fundiert wei- 
terentwickelt. Differenzierung nach Geschlecht ist demnach eine soziale Strukturierung, 
die potenziell in allen gesellschaftlichen Bereichen bedeutsam ist. Sie geht häufig mit 
einer Normierung männlicher sozialer Praxis und Männlichkeit als »normal« und von 
Frauen und Weiblichkeit als » Abweichung« einher (Androzentrismus) und wirkt in In- 
terdependenz mit weiteren sozialen Unterscheidungen, wie Schichtzugehörigkeit und 
Ethnizität (Intersektionalität). 
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Ein wesentlicher Strang der deutschen Frauenforschung thematisiert die soziale Un- 
gleichstellung von Frauen im Kontext gesamtgesellschaftlicher Arbeitsteilung. Während 
das modernisierungstheoretische Konzept eines »weiblichen Arbeitsvermögens« aus 
der Verantwortung von Frauen für Haus- und Sorgearbeit spezifische Erwerbsorien- 
tierungen ableitet, betont das in der Tradition der Kritischen Theorie stehende Kon- 
zept der »doppelten Vergesellschaftung« die Eigenständigkeit und Interdependenz der 
Sozialisation von Frauen in beiden Bereichen (Gottschall 2000). Weiterführende län- 
dervergleichende Analysen erlauben mit Konzepten wie »männliches Ernährermo- 
dell« (Lewis 1992) oder »Geschlechterarrangement« (Pfau-Effinger 2001), verstanden 
als institutionell wie kulturell verankertes Muster der Arbeitsteilung zwischen den Ge- 
schlechtern, für nationalspezifische Ausprägungen des Wohlfahrtsstaates sensible empi- 
rische Untersuchungen von Frauenbenachteiligung. 

Theoretische Innovationen haben sich mit den seit den 1990er Jahren in die deutsche 
Diskussion eingebrachten, zum Teil schon älteren konstruktivistischen und wissensso- 
ziologischen Perspektiven ergeben (Gildemeister/Wetterer 1992). Sie richten das Augen- 
merk auf die soziale Konstruktion von Geschlecht, angefangen bei der medizinisch be- 
stimmten Geburtsklassifikation, über » doing gender« als alltägliche, körperliche und 
interaktive Herstellung von Geschlecht bis hin zur Geschlechterkonstruktion über Re- 
präsentation in symbolisch-diskursiven Ordnungen (Hark 2001). 

Der zunächst in Kritik an androzentristischen Sichtweisen im mainstream der So- 
zialwissenschaften ausschließlich auf Frauen gerichtete Blick ist damit zunehmend einer 
Forschungsperspektive gewichen, die das Verhältnis der Geschlechter und damit Frauen 
und Männer als soziale Gruppen thematisiert (Becker/Kortendiek 2010; Löw/Mathes 
2005). Dabei hat sich die Frauen- und Geschlechterforschung als relativ junge, durch 
plurale theoretische und methodische Zugänge gekennzeichnete sozialwissenschaft- 
liche Subdisziplin etabliert, was sich auch in der Einführung von »Gender Studies«-Stu- 
diengängen und -Lehrbüchern und einer zunehmenden Präsenz von Männern in der 
Geschlechterforschung ausdrückt (Lenz/Adler 2010). 


2 Sozialgeschichtliche Entwicklung 
2.1  Industrialisierung und neue geschlechtsspezifische Arbeitsteilung 


Industrialisierung und Herausbildung einer bürgerlichen Gesellschaft haben in Deutsch- 
land im 19. Jahrhundert mit einer Trennung der marktvermittelten Erwerbssphäre und 
einer auf Reproduktion reduzierten familialen Sphäre zu einer sozial, kulturell und po- 
litisch folgenreichen Arbeitsteilung der Geschlechter geführt. Mit der Zuordnung von 
Männern zu der nunmehr dominanten marktvermittelten Arbeit, die zugleich wich- 
tigste Einkommensquelle wurde, ging eine Abhängigkeit von Frauen vom Erwerbsein- 
kommen der Männer und der Ehe als Lebensform einher, die durch den Ausschluss der 
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Frauen von höheren Bildungseinrichtungen und der politischen Öffentlichkeit noch be- 
kräftigt wurde. Das zunächst vor allem im Bürgertum etablierte Familienmodell des Er- 
nährerehemanns mit nicht erwerbstätiger Hausfrau wurde auch in der Arbeiterklasse 
als Ideal übernommen, wenngleich es sich in den unteren Schichten erst mit dem Aus- 
bau des Wohlfahrtsstaates im 20. Jahrhunderts verbreiten konnte. Zunächst kämpften 
Frauen proletarischer und kleinbürgerlicher Herkunft, die unter elenden Bedingungen 
Fabrik- und Dienstbotinnenarbeit verrichteten und sich kaum Eheschließung und Fa- 
miliengründung »leisten« konnten, für bessere Arbeitsbedingungen einschließlich einer 
Beschränkung von Erwerbsarbeit durch Arbeitsschutz. Bürgerliche Frauen, die eher un- 
ter der Beschränkung eines durch marktliche Konsumgüterproduktion »entleerten« 
häuslichen Kontextes litten, setzten sich dagegen für eine Ausweitung einer »natürlich« 
begründeten » Mütterlichkeit« in den öffentlichen Raum ein und erschlossen damit er- 
folgreich lokale karitative und erwerbsmäßige Tätigkeitsfelder in Hauswirtschaft, Kin- 
derbetreuung und Krankenpflege. 

Zur Herausbildung einer neuen asymmetrischen Geschlechterordnung trugen ne- 
ben den durch die katholische Soziallehre geprägten christlichen Parteien auch die er- 
starkenden Wissenschaften, nicht zuletzt die Medizin, mit »Theorien« zu natürlich 
begründeten unterschiedlichen Geschlechtscharakteren bei (Frevert 1995). Ein we- 
sentlicher Widerspruch dieser sich erst im 20. Jahrhundert stabilisierenden Geschlech- 
terordnung besteht in der Dialektik von rechtlicher Gleichheit und soziokultureller 
Differenz. So konnten Frauen 1919 im Deutschen Reich zwar erstmals rechtliche Gleich- 
stellung und mit der Öffnung der Universitäten zumindest formal auch Zugang zu wis- 
senschaftlichen Karrieren erlangen. Gleichzeitig wurden jedoch die dem bürgerlichen 
Familienmodell inhärente geschlechtsspezifische Arbeitsteilung und die dazugehörigen 
geschlechterkulturellen Leitbilder durch die Entwicklung der Sozialpolitik und des Bil- 
dungs- und Ausbildungssystems in der Weimarer Republik befestigt. Nach dem Ende 
des durch extremen Mütterlichkeitskult und Rassenideologie gekennzeichneten Natio- 
nalsozialismus nahmen beide neu gegründete deutsche Staaten den Gleichheitsgrund- 
satz in ihren Verfassungen auf, gestalteten jedoch das Spannungsfeld von Gleichheit 
und Differenz rechtlich wie auch im Hinblick auf die Stellung von Frauen in Erwerbs- 
leben und Familie unterschiedlich (Gerhard 2009). 


2.2 Frauen in der alten Bundesrepublik - Sozialstaatsexpansion und Modernisierung 
des Ernährermodells 


Rechtliche und institutionelle Regelungen in der alten Bundesrepublik gingen unge- 
achtet des Gleichheitsgrundsatzes in Art. 3, Absatz 2 GG von der Andersartigkeit von 
Männern und Frauen und einem auf Ehelichkeit und Rollenteilung gegründeten Part- 
nerschaftsbild aus, das Frauen ökonomisch und sozial in Abhängigkeit vom Ernährer- 
ehemann brachte (BMFSFJ 2011: 56). Neben dem verfassungsrechtlichen Schutz von Ehe 
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und Familie (Art. 6 GG) und der vorrangigen Zuweisung von Kindererziehung (als Recht 
und Pflicht) an die Eltern stützen zahlreiche, erst allmählich abgeschwächte Regeln im 
Ehe- und Familienrecht, im Arbeitsrecht und im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) eine 
Ungleichbehandlung von Frauen und Vorrangstellung von Männern. So wurden die 
im BGB vorgeschriebene Zustimmungspflicht des Ehemannes bei einer Erwerbstätig- 
keit der Ehefrau wie auch Frauenbenachteiligungen im Versorgungsausgleich bei Schei- 
dungen im Ehe- und Familienrecht erst in den 1970er Jahren abgeschafft. Fortschritte 
in der Gleichstellung auf dem Arbeitsmarkt und im Betrieb ergaben sich abgesehen von 
der Abschaffung von Zölibatsregeln im Beamtenrecht 1951 und von Lohnabschlagsklau- 
seln im Tarifrecht 1955 vor allem durch EU-Regelungen zu Arbeitsplatzzugang, Entloh- 
nung und Arbeitszeit in den 1980er Jahren. 

Nachhaltig gestützt wurde das männliche Ernährermodell in der zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts durch die lohnarbeits- und ehezentrierte Ausgestaltung des westdeut- 
schen Sozialstaates (> Sozialstaat und soziale Sicherheit). Dabei ist Zugang zu sozialer 
Sicherung für abhängig Beschäftigte an kontinuierliche Erwerbsarbeit in einem Voll- 
zeitarbeitsverhältnis gebunden und sieht für nicht oder nur geringfügig beschäftigte 
Ehefrauen abgeleitete soziale Sicherungen (in der Kranken- und Pflegeversicherung; bei 
Hinterbliebenen auch in der Unfall- und Rentenversicherung) vor. Mit diesem sozialpo- 
litischen Regime korrespondierte in der alten Bundesrepublik ein geringer Ausbau von 
Kinderbetreuungseinrichtungen und ein historisch tradiertes, im Europa des 20. Jahr- 
hunderts eher singuläres Halbtagsschulmodell (Hagemann 2011). Auch Regelungen im 
Unterhaltsrecht und steuerrechtliche Vorteile durch das sogenannte Ehegattensplitting 
stützen das traditionelle Arbeitsteilungsmodell (BMFSFJ 2011). 

Die tatsächliche Entwicklung von Erwerbsmustern und Haushaltsformen in West- 
deutschland in den Nachkriegsjahrzehnten ist dem allerdings nur zum Teil gefolgt. 
Insbesondere die dem Modell inhärente Normalitätsannahme, dass Frauen vorrangig 
Hausfrauen und Mütter und allenfalls phasenspezifisch begrenzt und diskontinuier- 
lich erwerbstätig sind, entsprach seit den 1970er Jahren immer weniger der Realität. Im 
Zuge von Wirtschaftswachstum, Bildungsexpansion und Ausweitung des Dienstleis- 
tungssektors (Sozial-, Erziehungs- und Gesundheitsberufe sowie kaufmännische Tätig- 
keiten) konnten jüngere Frauengenerationen nicht nur bei den mittleren und höheren 
Bildungsabschlüssen gleichziehen, sondern haben vor allem auch verheiratete Frauen 
und Mütter ihre Erwerbsbeteiligung erhöht und vorrangig über Teilzeitarbeit verste- 
tigt (> Dienstleistung und Dienstleistungsgesellschaft). So stieg der Anteil erwerbstätiger 
Ehefrauen an allen Ehefrauen (in Westdeutschland) von 1950 bis 1980 von 25 Prozent 
auf gut 40 Prozent (Willms-Herget 1985: 88) und hat sich die Erwerbstätigenquote von 
Müttern (mit Kindern unter 15 Jahren) seit den 1970er Jahren bis zur Wiedervereinigung 
von unter 40 Prozent auf über 45 Prozent moderat erhöht (Klammer et al. 2000: 74). Da- 
mit haben sich in Westdeutschland seit den 1970er Jahren die familialen Erwerbsmus- 
ter vom Modell der » Versorgerehe« (männlicher Ernährer und Hausfrau) zum Modell 
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der »Zuverdiener-Ehe« verschoben, welches Frauen begrenzte Erwerbsteilhabe bei Auf- 
rechterhaltung ihrer Alleinzuständigkeit für Sorgearbeit ermöglicht. 

Gestützt wurde diese Entwicklung nicht nur durch die Ausweitung von Teilzeitar- 
beit im öffentlichen Dienst und in frauendominierten Branchen wie dem Einzelhan- 
del. Auch die von der konservativen Regierung in den 1980er Jahren eingeleiteten fa- 
milien- und sozialpolitischen Reformen wie die Einführung von Erziehungsgeld und 
-urlaub, die Anerkennung von Kindererziehungszeiten in der Rentenversicherung sowie 
die Einführung eines Pflegegeldes für pflegende Angehörige folgten dem Prinzip der 
Anerkennung der Familienleistungen (und nicht der Erwerbsarbeit) von Frauen. 


2.3 Frauen in der DDR - Doppelbelastung erwerbstätiger Mütter 


Anders als in der Bundesrepublik erstreckte sich die Festschreibung eines umfassen- 
den Gleichheitsgrundsatzes in der DDR auch auf gleiche Rechte von Frauen in der Er- 
werbssphäre. Zugleich sollte ein historisch neuer Familientyp mit Gleichberechtigung 
der Ehepartner (einschließlich wechselseitiger Unterhaltspflichten) und Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie etabliert werden (» Gesellschaft der Deutschen Demokratischen 
Republik (DDR) von 1949-1990). Das rechtlich und sozialpolitisch verfolgte Frauen- 
leitbild zielte auf die »werktätige Mutter«, deren Erwerbstätigkeit durch umfassende 
staatliche Kinderbetreuung bereits ab dem ersten Lebensjahr wie auch durch längere 
Freistellungszeiten bei vollem Lohnausgleich und Möglichkeiten der Arbeitszeitredu- 
zierung erleichtert wurde (BMFSFJ 2011: 62). Tatsächlich folgten Frauen mit Kindern 
in der DDR überwiegend dem Vollzeiterwerbsmodell: Ende der 1980er Jahre waren 
fast 80 Prozent aller Frauen im erwerbsfähigen Alter berufstätig, drei Viertel davon in 
Vollzeit. Gleichzeitig hatten fast 90 Prozent aller Frauen mindestens ein Kind (Trappe/ 
Rosenfeld 2001: 162). 

Gleichwohl blieb Familienarbeit nicht nur faktisch, sondern auch rechtlich Frauen- 
sache, da zahlreiche Sozialleistungen im Regelfall nur Müttern gewährt wurden, was die 
Entscheidungsfreiheit der Eltern in Bezug auf die Vereinbarkeit von Familie und Er- 
werbsarbeit einschränkte. Männer waren auch bei Scheidung wenig geneigt, väterliche 
Verantwortung für die Kinder zu übernehmen, nicht zuletzt weil der Staat mit Sozial- 
leistungen »einsprang«. Auch bestand das traditionelle, die männliche Linie begünsti- 
gende Familiennamensrecht unverändert weiter, und es zeigten sich in Familie, Schule 
und Ausbildung vielfältige Mechanismen geschlechtsspezifischer Sozialisation (Nickel 
1999). Selbst im Erwerbsleben waren Frauen ungeachtet ihrer starken Präsenz mit Nach- 
teilen konfrontiert. Tatsächlich herrschte auch in der DDR in den 1980er Jahren ein 
hohes Maß an geschlechtsspezifischer beruflicher Segregation, wenn auch das Spek- 
trum frauendominierter Berufe unter Einschluss qualifizierter medizinischer Tätigkei- 
ten breiter und ihre Repräsentanz sowohl in der industriellen Produktion wie auch in 
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Leitungspositionen etwas höher war als im Westen. Auch ging mit der Geschlechtstypik 
von Berufen bereits beim Berufseintritt eine geringere Entlohnung der Frauenberufe 
einher (Trappe/Rosenfeld 2001: 162 ff.). 

Dessen ungeachtet hat sich in der DDR insbesondere in den jüngeren Frauenkohor- 
ten eine durch kontinuierliche Erwerbstätigkeit und Vereinbarkeit von Beruf und Fami- 
lie geprägte weibliche Normalbiografie durchgesetzt, ohne dass die Familiengründung 
in höheres Lebensalter verlegt wurde oder aber der Anteil kinderloser Frauen zunahm. 
Gleichstellung der Geschlechter und finanzielle Unabhängigkeit von Frauen galten als 
selbstverständlich. Frauen, die nicht dem Modell der Normalfamilie folgten, d.h. allein 
erziehende und geschiedene Frauen wie auch Frauen, die ungewollt schwanger wurden, 
waren aufgrund der staatlichen Sozialleistungen und liberalen Schwangerschaftsab- 
bruchregelungen - anders als in Westdeutschland - weniger benachteiligt und stigma- 
tisiert. Auch die kulturellen Normen in Bezug auf Kinderbetreuung und elterlicher Ar- 
beitsteilung folgten nicht der in Westdeutschland tradierten Vorstellung, dass ein Kind 
zur Mutter gehöre und eine »gute Mutter« insbesondere kleiner Kinder nicht erwerbs- 
tätig sein sollte. Dieses Erbe starker egalitärer Geschlechternormen findet sich auch im 
wiedervereinigten Deutschland wieder. 


3 Frauen im wiedervereinigten Deutschland: rechtliche 
Gleichstellungsgewinne, Pluralisierung von Lebensformen 
und Polarisierung sozialer Chancen 


3.1 Folgen des Transformationsprozesses 


Mit der Wiedervereinigung (> Wiedervereinigung) wurden die ökonomischen, politi- 
schen, rechtlichen und wohlfahrtsstaatlichen Strukturen der alten Bundesrepublik weit- 
gehend auf Ostdeutschland ausgedehnt. Die sozialen Kosten dieses Transformationspro- 
zesses hatten auch ostdeutsche Frauen zu tragen, wie deren hohe Arbeitslosenquoten 
zeigen. Auch die »Gleichstellungsvorsprünge« ostdeutscher Frauen gerieten angesichts 
ökonomischer Umbrüche und der in Westdeutschland dominierenden konservativen 
Geschlechterarrangements unter Druck. Gleichwohl ist es in Bezug auf die Erwerbs- 
konstellationen nicht zu einer nachhaltigen Re-Traditionalisierung der Geschlechter- 
verhältnisse in Ostdeutschland gekommen. Folgt man den Auswertungen des Sozio- 
oekonomischen Panels von Klenner (2009), so dominierte 2007 in Ostdeutschland 
unter den Paarhaushalten das Zweiverdienermodell, wobei die Vollzeitkonstellationen 
gegenüber 1990 zwar zugunsten von Vollzeit (Mann)/Teilzeit (Frau) abgenommen ha- 
ben, aber nach wie vor überwiegen. Das traditionelle männliche Familienernährermo- 
dell wurde in Ostdeutschland nicht übernommen und ist auch in Westdeutschland mit 
sinkenden Anteilswerten (1990: 34 Prozent; 2007: 20 Prozent) weiter auf dem Rückzug. 
Gleichzeitig nimmt die Bedeutung des Erwerbseinkommens von Frauen für die Exis- 
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tenzsicherung zu. So trugen in Gesamtdeutschland 2006 in knapp einem Drittel der 
Paarhaushalte Frauen egalitär zum Haushaltseinkommen bei und waren in mehr als 
jedem zehnten Haushalt sogar die Haupteinkommensbezieher, wobei die Anteilswerte 
für Ostdeutschland jeweils höher sind. Berücksichtigt man ferner die steigenden Anteile 
von weiblichen Single-Haushalten und Alleinerziehenden, so wird deutlich, dass eigen- 
ständige Existenzsicherung von Frauen auch in der mittleren Lebensphase deutlich zu- 
genommen hat (Klenner 2009). 

Richtet man den Blick neben den Erwerbskonstellationen in Paarhaushalten auch 
auf die familialen Lebensformen, so zeigen sich zwischen Ost und West weitere Anglei- 
chungsprozesse: So ist die Erwerbstätigkeitsquote ostdeutscher Mütter zwischen 1996 
und 2008 von 70 Prozent auf 61 Prozent gesunken, die der westdeutschen Frauen hin- 
gegen von 5ı Prozent auf 58 Prozent gestiegen (Lenz/Adler 2010: 200). Fortbestehende 
Unterschiede in der Vereinbarkeit von Beruf und Familie zeigen sich allerdings darin, 
dass westdeutsche Mütter mit Kleinkindern nicht nur später ins Berufsleben zurück- 
kehren, sondern auch überwiegend in Teilzeit arbeiten, wohingegen Teilzeitarbeit bei 
ostdeutschen Frauen generell geringer vertreten und überwiegend auch unfreiwillig ist 
(Wanger 2011). Dabei spielen neben den unterschiedlichen kulturellen Mustern in Be- 
zug auf die Vereinbarkeit von Beruf und Familie auch die in Ostdeutschland deutlich 
bessere Infrastruktur für die Betreuung von Kleinkindern und die geringeren Einkom- 
men ostdeutscher Haushalte eine Rolle. Insgesamt ist das sich abzeichnende neue Mus- 
ter der Zweiverdienerfamilie im Osten stärker egalitär und im Westen stärker traditio- 
nell ausgerichtet. 

Auch rechtlich und sozialpolitisch erfolgte eine stärkere Orientierung auf Gleichstel- 
lung der Geschlechter und Anerkennung pluraler Lebensformen. Der nach der Wie- 
dervereinigung eingeführte Zusatz zu Art. 3, Abs. 2, GG betont, dass der Staat aktiv auf 
die tatsächliche Durchsetzung von Gleichberechtigung und die Beseitigung bestehen- 
der Nachteile hinzuwirken hat. Im Familienrecht findet sich eine allmähliche Abkehr 
von traditionellen Geschlechterrollenvorstellungen, insbesondere der Versorgerehe 
und dem Rollenbild des Vaters als Ernährer, zugunsten einer Öffnung für individuelle 
und partnerschaftliche Wahlmöglichkeiten. Darüber hinaus sind in Anerkennung der 
Pluralisierung von privaten Lebensformen nunmehr auch die Rechte von geschiede- 
nen und in nicht-ehelichen Lebensgemeinschaften lebenden Eltern gestärkt (BMFSFJ 
2011: 63 ff.). Familienpolitisch schließlich erfolgte seit 2000 eine unter der rot-grünen 
Koalitionsregierung eingeleitete und auch unter konservativer Regierungsbeteiligung 
fortgeführte Umorientierung auf die Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Fami- 
lie. Der Rechtsanspruch auf Teilzeitarbeit (2001), das 2007 eingeführte Elterngeld mit 
Lohnersatzcharakter, das Anreize auch für Väter setzt, ebenso wie Maßnahmepakete 
zum Ausbau der Kinderbetreuung auch für unter dreijährige Kinder und die Forcie- 
rung von Ganztagsschulentwicklungen stellen positive »defamiliarisierende« Maßnah- 
men dar, die eine kontinuierliche Erwerbsbeteiligung von Frauen und damit auch eine 
eigenständige Existenzsicherung von Frauen mit Kindern erleichtern. 
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3.2  Sozialstaatswandel und Arbeitsmarktflexibilisierung 


Allerdings beinhaltet das Gesamtspektrum sozialstaatlicher Veränderungen seit den 
1990er Jahren, als Transformation zum sogenannten »aktivierenden Wohlfahrtsstaat« 
(» Sozialstaat und soziale Sicherheit), neben Kürzungen von Sozialleistungen im Rah- 
men der Arbeitsmarktreformen der » Agenda 2010« auch einen stärkeren Arbeitszwang 
für alle Erwerbsfähigen und eine Schwächung eigenständiger Leistungsansprüche von 
längerfristig Arbeitslosen und Arbeitsmarktrückkehrern durch die subsidiäre » Rück- 
verweisung« auf die sogenannte Bedarfsgemeinschaft (Betzelt 2008). Auch positive, d.h. 
geldwerte Maßnahmen zur Re-Familiarisierung, wie das Pflegegeld, eine verbesserte 
rentenrechtliche Anerkennung von Kindererziehungszeiten, Kindergelderhöhungen 
und die Wiedereinführung der steuerlichen Absetzbarkeit von Haushaltshilfen sind im 
Hinblick auf größere Wahlfreiheit für Frauen ambivalent zu beurteilen. Sie nützen vor 
allem Paarhaushalten, die sich Teilzeitarbeit oder aber den Zukauf von Dienstleistungen 
leisten können (Leitner et al. 2004: 19). 

Betrachtet man die Erwerbsintegration und Arbeitsbedingungen von Frauen, so ist 
es mit der Flexibilisierung und Deregulierung des deutschen Arbeitsmarktes, befördert 
durch verschärften Wettbewerb und Arbeitsmarktreformen, kaum zu Verbesserungen 
gekommen. Während geschlechtsspezifische Benachteiligungen fortbestehen, steigen 
zugleich soziale Disparitäten unter Frauen. 

So ist ungeachtet der Erhöhung von Zahl und Anteil erwerbstätiger Frauen das Er- 
werbsarbeitsvolumen von Frauen in Deutschland gemessen in Vollzeitäquivalenten 
im letzten Jahrzehnt nicht gestiegen und liegt nur knapp über dem EU-Durchschnitt 
(BMFSFJ 2011: 112, Tabelle 5.2). Die Erhöhung der Erwerbsbeteiligung erfolgte insbeson- 
dere auf Basis von Teilzeitarbeit einschließlich geringfügiger Beschäftigung, einer mit 
über 80 Prozent von Frauen dominierten Erwerbsform. 2008 arbeitete fast jede zweite 
erwerbstätige Frau, aber nur knapp jeder zehnte erwerbstätige Mann in Teilzeit. Im 
Teilzeitsegment hat die nicht sozialversicherungspflichtige Teilzeit durch Ausweitung 
von Mini- und Midijobs an Bedeutung gewonnen und ist für eine wachsende Zahl von 
Frauen die einzige Erwerbsquelle. Dabei ist die Teilzeitquote bei den gering qualifizier- 
ten Frauen am höchsten, bei den hoch qualifizierten Frauen, die zugleich insgesamt hö- 
here Erwerbsbeteiligung und kontinuierlichere Erwerbsverläufe auch bei Mutterschaft 
aufweisen, hingegen am niedrigsten (ebd.). Zugleich sind Frauen von der in Deutsch- 
land besonders ausgeprägten Ausweitung eines Niedriglohnsektors überdurchschnitt- 
lich betroffen. Sie stellten 2007 mehr als zwei Drittel der knapp fünf Millionen gering- 
fügig entlohnten Erwerbstätigen (Lenz/Adler 2010: 201). Dabei ist Niedrigentlohnung 
nicht auf Teilzeitbeschäftigung und gering qualifizierte Arbeit beschränkt, sondern fin- 
det sich in zahlreichen frauendominierten Dienstleistungsbranchen auch bei Beschäf- 
tigten in Vollzeit und mit beruflicher Ausbildung (Bosch/Weinkopf 2007). 

Auch der »gender pay gap« (Differenz zwischen der Entlohnung von Männern 
und Frauen) ist in Deutschland mit über 20 Prozent im EU- und OECD-Länderver- 
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gleich besonders ausgeprägt. Er hat ungeachtet der Bildungsgewinne von Frauen auch 
unter Berücksichtigung unterschiedlicher Arbeitszeitmuster, Berufe und Betriebsgrö- 
ßen Bestand; selbst bei vergleichbarer Arbeit erzielen Frauen um zehn Prozent gerin- 
gere Stundenlöhne als Männer (Allmendinger 2011). Nach wie vor gibt es eine hohe 
Konzentration von Frauen in sogenannten frauentypischen Dienstleistungsberufen 
(von Friseurin, Arzthelferin, Krankenpflege bis zu geisteswissenschaftlichen Berufsfel- 
dern) wie auch eine deutliche Unterrepräsentanz in Spitzenpositionen der Privatwirt- 
schaft. Zu dieser geschlechtsspezifischen Arbeitsmarktsegregation trägt nicht nur das 
Erwerbsverhalten der Frauen bei: Vielmehr spielen auch Diskriminierungsmechanis- 
men und strukturelle Faktoren eine Rolle, die von selektiver Personalrekrutierung in 
männlich dominierten Bereichen, fehlender Förderung und » Vollverfügbarkeitskultu- 
ren« bei Aufstiegspositionen bis zur historisch tradierten relativen Abwertung perso- 
nenbezogener Dienstleistungen reichen. Wie Helga Krüger (1995) für die Sozial-, Er- 
ziehungs- und Gesundheitsberufe in Deutschland zeigen kann, sind sie als schulische 
Ausbildungen, die in der Kulturhoheit der Bundesländer liegen, im Vergleich zu den 
nach dem Berufsbildungsgesetz einheitlich geregelten dualen Ausbildungen im Hin- 
blick auf Ausbildungsinhalte, Qualifikationsschutz und berufliche Entwicklungsmög- 
lichkeiten weniger standardisiert und führen erwerbsbiografisch zu deutlich gerin- 
geren Bildungsrenditen von Frauen. Inzwischen markiert eine Akademisierung im 
»public health«-Bereich und der Frühpädagogik zwar eine gewisse nachholende Pro- 
fessionalisierung. Zugleich zeichnet sich mit der Ausweitung von Assistenzausbil- 
dungen, der Förderung und Expansion von gering entlohnter und informeller Ar- 
beit (wie z.B. beim Ausbau der Kinderbetreuung für unter Dreijährige durch einen 
30-Prozent-Anteil von kaum standardisierter Tagespflege) jedoch auch eine neue Po- 
larisierung in diesem nach wie vor von Frauen dominierten und stark durch öffentli- 
che Arbeitgeber und Wohlfahrtsverbände gekennzeichneten Arbeitsmarktsegment ab 
(Gottschall 2008). 

Betrachtet man neben der Erwerbsarbeit auch den Bereich der familialen Arbeit, so 
zeigt sich, dass Frauen nach wie vor das Gros der unbezahlten Haus- und Sorgetätigkei- 
ten verrichten. Auch in Paarkonstellationen, wo beide Partner vollberufstätig sind, er- 
höht sich das Engagement der Männer für familiale Arbeit kaum. Daran ändern auch 
Anreize wie das Elterngeld nicht viel. Folgt man der Elterngeldstatistik 2010, so nahm 
2009 circa ein Viertel der Väter Elterngeld in Anspruch, die meisten von ihnen jedoch 
nur für die zwei Monate, die ansonsten verfallen würden. Vollzeiterwerbstätigkeit und 
berufliche Karrieren von Frauen beruhen also in Deutschland weniger auf einer egali- 
tären Arbeitsteilung im Haushalt als höherem Einsatz von Frauen oder aber der Delega- 
tion von Sorgearbeit an weibliches »Dienstpersonal«. In dem expandierenden Bereich 
der häuslichen Pflege von älteren und kranken Angehörigen sind dies immer häufiger 
Migrantinnen, die wiederum in ihren Heimatländern nicht selten Familien hinterlassen, 
um die sie sich selbst nicht kümmern können. Solche » global care chains« verweisen auf 
die Aufrechterhaltung von Geschlechterhierarchie und schichtspezifischen Unterschie- 
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den bei gleichzeitig verschärfter, auch transnationaler und internationaler sozialer Un- 
gleichheit unter Frauen (Lutz 2008). 


4 Anerkennung und soziale Gerechtigkeit 
als gesellschaftspolitische Herausforderung 


Eine Bilanz der Entwicklung der gesellschaftlichen Situation von Frauen in Deutschland 
im 21. Jahrhundert fällt gemischt aus. Es gibt deutliche Gleichstellungsgewinne in Be- 
zug auf die zivilen, staatsbürgerlichen und sozialen Rechte von Frauen; auch die Verfü- 
gungsgewalt von Männern über Körper und Sexualität von Frauen wurde, wie etwa die 
Einführung eines Straftatbestandes für Vergewaltigung in der Ehe zeigt, eingeschränkt. 
Damit steigen die Möglichkeiten selbst bestimmter Lebensführung von Frauen jenseits 
einer auf Ehe und Mutterschaft zentrierten Rollenzuschreibung. Weiter sind wesentliche 
Stützpfeiler dieser geschlechtshierarchischen Zuschreibungen, nämlich am männlichen 
Ernährermodell ausgerichtete Erwerbsarbeitskulturen und sozialstaatliche Regelungen, 
in den letzten beiden Jahrzehnten ins Wanken geraten: durch soziokulturellen Wan- 
del, der vor allem von Frauen getragen wird, durch sozioökonomische Dynamiken und 
durch die Transformation des deutschen Wohlfahrtsstaates. 

Gleichwohl zeichnen sich, abgesehen von der Tendenz zum Zweiverdienermodell, 
aus verschiedenen Gründen nicht ohne Weiteres für alle Frauen Chancen eigenständi- 
ger Existenzsicherung ab. So sind die in den letzten beiden Jahrzehnten realisierten, für 
die soziale und rechtliche Lage von Frauen relevanten Reformen in sich nicht kohärent: 
Sie setzen einerseits Anreize, zum Teil auch Zwänge für kontinuierliche Erwerbsbeteili- 
gung oder schnelle Rückkehr ins Erwerbsleben (wie etwa für Mütter im Fall von Schei- 
dung durch jüngere Reformen im Unterhaltsrecht) und verweisen andererseits, unter- 
stützt nicht zuletzt durch das Ehegattensplitting im Steuerrecht, auf den Verbleib in der 
Ernährerehe (Dingeldey 2006). Darüber hinaus trägt mangelnde politikfeldübergrei- 
fende Koordination in Verbindung mit deregulierten Arbeitsmärkten zu steigenden so- 
zialen Disparitäten unter Frauen bei. So wird zu der aktuellen Einkommensarmut von 
allein erziehenden Frauen (und ihren Kindern) in Zukunft für die jüngeren Frauenko- 
horten, die stärker von Arbeitslosigkeit, Minijobs und Niedriglohn betroffen sind, das 
Problem der nicht existenzsichernden Alterseinkünfte treten. 

Europäische Rahmenbedingungen, ein sinkendes Erwerbspersonenpotenzial und 
restriktive Sozialbudgets sprechen dafür, dass auch für Frauen in Deutschland der Weg 
weiter in Richtung eines »adult worker model« gehen wird. Die für das Funktionie- 
ren wohlfahrtsstaatlicher Marktgesellschaften grundlegende Frage der Gewährleistung, 
Verteilung und Anerkennung von Sorgearbeit ist damit freilich noch nicht beantwor- 
tet. Hier ergibt sich weiterhin gesellschaftspolitischer Handlungsbedarf. Denn während 
Frauen mit fortschreitender Individualisierung immer weniger für unbezahlte Sorgear- 
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beit zur Verfügung stehen, wird angesichts einer wachsenden älteren Bevölkerung zu- 
gleich der Bedarf an Pflege- und Haushaltsdienstleistungen weiter steigen. 

Offensichtlich lässt sich die Frage der Gleichstellung von Frauen, anders als es die 
öffentlichen Debatten in den letzten Jahren zum Teil nahelegen, nicht auf die Frage 
der Vereinbarkeit von Beruf und Familie reduzieren; auch sind in demokratischen Ge- 
sellschaften Gleichheit als eine Leitnorm der Moderne und Gerechtigkeit als ein wohl- 
fahrtsstaatliches Prinzip nicht nur aufgrund von inzwischen unabweisbaren ökonomi- 
schen Vorteilen, sondern auch als eigenständige gesellschaftspolitische Ziele legitimiert. 
In diesem Sinn hat Nancy Fraser (2001) Gleichstellung nicht nur als Gleichverteilung 
von Einkommen, sondern auch von Freizeit, Anerkennung und Macht definiert. Dies 
verweist auf die Notwendigkeit einer Beteiligung auch von Männern an Sorgearbeit und 
einer Auf- statt Abwertung von personenbezogener Dienstleistungsarbeit. Darüber hin- 
aus geht es auch um angemessene gesellschaftliche Teilhabe von Frauen in den Entschei- 
dungsgremien von Wirtschaft und Politik wie auch in der Zivilgesellschaft. 

Frauen als einheitliche soziale Gruppe anzusprechen, wird angesichts der Über- 
lagerung unterschiedlicher Ungleichheitsmechanismen, der zunehmenden globalen 
Verflechtung nationaler und lokaler Lebensweisen, der Entstandardisierung wohl- 
fahrtsstaatlich überformter traditioneller Normalbiografien, der Flexibilisierung von Er- 
werbsarbeit und der Pluralisierung privater Lebensformen schwieriger. Zugleich bleiben 
trotz Fortschritten in der Gleichstellung in fast allen Lebensbereichen und Lebenspha- 
sen an das Geschlecht gebundene Differenzen und Benachteiligungen bestehen. Nicht 
zuletzt weil die soziale Relevanz von Geschlecht komplexer wird, bleibt Geschlecht eine 
wichtige sozialwissenschaftliche Analysekategorie und die Herstellung gleicher Lebens- 
chancen für Frauen und Männer eine gesellschaftspolitische Herausforderung. 
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Gerechtigkeit 


Stefan Liebig/Carsten Sauer/Peter Valet 


1 Einleitung 


Moderne Gesellschaften zeichnen sich dadurch aus, dass ihre Mitglieder über unter- 
schiedliche Ausstattungen mit Gütern (z.B. Einkommen oder Vermögen) und Chan- 
cen (Bildungs- und Aufstiegsmöglichkeiten) verfügen und auch unterschiedliche Be- 
lastungen (z.B. Steuern) in Kauf nehmen müssen. Diese Ungleichheiten sind zu einem 
großen Teil nicht zufällig, sondern das Ergebnis von Entscheidungsprozessen, in denen 
direkt oder über institutionelle Regelungen festgelegt wird, wer was und wie viel erhält 
bzw. wer welche Lasten zu tragen hat. Aufgrund des »kulturellen Gleichheitspostulats 
der Moderne« (vgl. Schimank 2005: 313), nach dem Menschen von Geburt an mit glei- 
chen Rechten ausgestattet sind (vgl. GG Art. 3, Abs. ı), gilt in demokratisch verfassten 
Gesellschaften jegliche ungleiche Behandlung und Verteilung als begründungsbedürf- 
tig. Dies kann unter Bezug auf sehr unterschiedliche Wertmaßstäbe geschehen, z. B. mit 
Verweis auf die zu erwartenden Eflizienzgewinne, aus Gründen der Barmherzigkeit oder 
aufgrund der Gerechtigkeit. Gerechtigkeit stellt ein Wertekonzept dar, das letztlich mo- 
ralisch begründet ist. In seinem Kern wird damit ein »wünschenswerter Zustand« (vgl. 
van Deth/Scarbrough 1995) beschrieben, in dem die Zu- und Verteilung von Gütern, 
Chancen oder Lasten in einem sozialen Aggregat so vorgenommen wird, dass die Be- 
troffenen unter den gleichen Umständen gleich behandelt werden (Gleichbehandlung), 
die Ergebnisse von einem unparteiischen Standpunkt aus akzeptabel (Unparteilichkeit) 
und die legitimen Ansprüche jedes Einzelnen berücksichtigt sind (Berücksichtigung 
von Ansprüchen). Welche Ansprüche dabei jeder erheben kann und was die Gerech- 
tigkeit »von uns fordert«, versucht seit Platon und Aristoteles die Philosophie zu er- 
gründen. Insbesondere die zeitgenössische Politische Philosophie fragt danach, wie die 
gesellschaftlichen Institutionen und die darin geltenden Regeln gestaltet sein müssen, 
damit Ungerechtigkeiten vermieden und Gerechtigkeit in einem Gemeinwesen verwirk- 
licht werden kann (Sen 2010). 

Die Sozial- und Verhaltenswissenschaften möchten nicht erkunden, was gerecht oder 
ungerecht ist, sondern es geht ihnen allein um die Beschreibung und Erklärung der in- 
dividuellen und sozialen Phänomene, die sich mit der Gerechtigkeit verbinden: Was 
wird in einer Gesellschaft tatsächlich als gerecht angesehen, was sind die individuellen, 
gesellschaftlichen oder auch historischen Ursachen dafür und welche individuellen und 
gesellschaftlichen Konsequenzen erwachsen daraus, dass bestimmte (Un-)Gleichheiten 
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in der Ausstattung mit knappen Gütern, Chancen oder Lasten als gerecht oder unge- 
recht bewertet werden. Diese empirische Gerechtigkeitsforschung hilft dann zu verste- 
hen, warum Menschen ganz unterschiedliche Gerechtigkeitsvorstellungen haben, wa- 
rum Gerechtigkeit für das Zusammenleben wichtig ist und wann Ungleichheiten als 
gerecht bzw. legitim gelten. 


2 Problembereiche der Gerechtigkeit 


Im Folgenden geht es um solche Fragen der Gerechtigkeit, die sich auf die Zu- und Ver- 
teilung knapper Güter, Chancen und Lasten in wohlfahrtsstaatlich verfassten Gesell- 
schaften beziehen (vgl. Leisering 2004; Ludwig-Mayerhofer 2004). Mindestens vier Pro- 
blembereiche können benannt werden: 


1) Zunächst betrifft dies die Kompensation von Aufwendungen im Rahmen sozialer 
oder ökonomischer Austauschbeziehungen. Wer mit anderen Menschen Güter oder 
Dienstleistungen tauscht, erwartet, dass er dafür eine angemessene, d.h. möglichst 
gleichwertige Gegenleistung erhält. Die getauschten Güter müssen dabei nicht gleich 
sein (z.B. Arbeitsleistung gegen Entlohnung), sollten aber den gleichen Wert besit- 
zen. Wird eine Aufwendung oder Anstrengung in diesem Sinne nicht honoriert, so 
liegt eine Verletzung des Reziprozitätsprinzips vor. Die Erwartung in jedem zwei- 
oder mehrseitigen Austauschverhältnis besteht deshalb darin, dass Aufwendungen 
durch entsprechende Erträge ausgeglichen werden und höhere Aufwendungen auch 
mit höheren Erträgen verbunden sind. Zugleich besteht die Erwartung, dass die 
eigene Aufwands-Ertragsrelation mit der des Tauschpartners gleich ist, der ande- 
re also keinen Vorteil im Sinne geringerer Aufwendungen oder höherer Erträge hat. 
Was dabei gleichwertig ist, lässt sich in vielen Fällen nur dadurch einschätzen, indem 
man das eigene Verhältnis von Aufwand und Ertrag mit dem der anderen vergleicht. 
Dabei kommt es in der Regel zu lateralen Vergleichen, d.h. man vergleicht sich selbst 
mit anderen, die im Bezug auf die für die jeweilige Tauschsituation relevanten Merk- 
male ähnlich sind - also z. B. eine vergleichbare Tätigkeit ausüben oder ähnliche Fä- 
higkeiten und Fertigkeiten haben. 

Der zweite Problembereich ergibt sich aus der Verteilung gemeinsam erwirtschafte- 
ter Gewinne und Vorteile. Eine Voraussetzung für die Kompensation individueller 
Aufwendungen und Beiträge besteht darin, dass diese auch eindeutig bestimmbar 
sind. In vielen Fällen ist dies aber nicht der Fall. Etwa dann, wenn in einer Grup- 
pe oder Organisation durch die Anstrengungen der Mitglieder materielle oder auch 
immaterielle Vorteile hergestellt werden, die allen zugute kommen können, der Bei- 
trag jedes Einzelnen zum Gesamtergebnis aber nicht eindeutig bestimmbar ist. Aber 
auch ganze Gesellschaften können als »Kooperationsverbände« verstanden werden, 
die ihren Bürgern Vorteile im Sinne von Gemeinschaftsgütern zur Verfügung stellen. 
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Sofern diese Güter knapp sind und nicht jeder so viel erhalten kann, wie er wünscht, 
müssen Verteilungsentscheidungen getroffen werden. Dann stellt sich die Frage nach 
der Verteilungsgerechtigkeit, also welchen Anteil welche Person oder Gruppe erhält. 
Der dritte Problembereich ergibt sich aus der wohlfahrtsstaatlichen Verfasstheit 
einer Gesellschaft. Moderne Wohlfahrtsstaaten teilen die Grundidee, dass sie ihren 

Bürgern Schutz vor Not- und Risikolagen gewähren. Dies bezieht sich auf die Absi- 
cherung gegenüber Erwerbsunfähigkeit (z.B. Kranken- oder Arbeitslosigkeitsversi- 
cherung) und die Sicherstellung eines minimalen Lebensstandards. In beiden Fällen 

gilt es festzulegen, unter welchen Bedingungen Personen bestimmte Ansprüche auf 
wohlfahrtsstaatliche Leistungen geltend machen können. Dabei muss nicht nur ge- 
klärt werden, welcher Personenkreis überhaupt anspruchsberechtigt ist oder welche 

Arten von Notlagen als absicherungswürdig gelten, sondern auch, was ein minima- 
ler Lebensstandard ist und in welcher Form dieser gewährt werden soll (z.B. Geld- 
versus Sachleistungen). Da diese Leistungen erwirtschaftet werden müssen, muss 

zugleich festgelegt werden, wer in welchem Umfang an ihrer Bereitstellung beteiligt 
wird, d.h. wer die sich aus der Leistungsgewährung ergebenden Lasten in welchem 

Umfang zu tragen hat (Festlegung individueller Ansprüche). 

In den neueren wohlfahrtsstaatlichen Debatten wird darauf verwiesen, dass nicht nur 
die Absicherung und Fürsorge, sondern auch die Befähigung zu einer selbständigen 

Lebensführung zum Aufgabenkatalog moderner Wohlfahrtsstaaten gehört. Damit 

geht es nicht nur um den Ausgleich von Notlagen oder die Korrektur von Marktver- 
sagen (Arbeitslosigkeit), sondern um die Unterstützung der Bürger bei ihrem Bemü- 
hen, Zugang zu gesellschaftlichen Positionen, insbesondere auf dem Arbeitsmarkt, 
zu erhalten. Das zugrundeliegende Problem besteht darin, dass die Zugangschancen 

zu gesellschaftlich knappen Gütern, insbesondere Bildung, oder Positionen ungleich 

verteilt sind, die Privilegien oder Nachteile dabei aber von Merkmalen und Um- 
ständen abhängig sind, die den einzelnen Personen nicht zuzurechnen sind - wenn 

etwa die soziale Herkunft über die Chancen im Bildungssystem oder das Geschlecht 

über die Aufstiegschancen entscheidet. Gerade hier greift das normativ fundierte 

»Gleichheitspostulat der Moderne«, d.h. die letztlich in den Menschenrechten fun- 
dierte Erwartung einer Gleichheit der Zugangschancen zu gesellschaftlich bewerte- 
ten Positionen und Gütern (Gewährung gerechter Zugangschancen). 


Regeln der Zu- und Verteilungsgerechtigkeit 


Bei der Bearbeitung der in diesen Problembereichen auftretenden Verteilungskonflikte 
können die Akteure auf eine Reihe von Verteilungsprinzipien zurückgreifen. Sie die- 
nen ihnen - wie dies für soziale Normen generell gilt - als Hilfsmittel zur Lösung von 
Entscheidungsproblemen. Sie entlasten den Einzelnen davon, in wiederkehrenden Si- 
tuationen beständig neue Lösungswege finden zu müssen. Dies gilt auch für Zu- und 
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Verteilungsentscheidungen, bei denen mindestens vier grundlegende Prinzipien zur 
Verfügung stehen (Gollwitzer et al. 2009): das ı) Gleichheitsprinzip; 2) das Proportio- 
nalitätsprinzip; 3) das Anrechtsprinzip; 4) das Bedarfsprinzip. 

Das Gleichheitsprinzip fordert, jedem gleiche Rechte oder den gleichen Anteil an 
Gütern, Chancen und Lasten zuzuweisen. In westlichen Gesellschaften besteht ein weit- 
gehender Konsens darüber, dass individuelle Freiheitsrechte und vor allem Chancen 
beim Zugang zu begehrten Gütern und Positionen gleich zu verteilen sind. Wie die ak- 
tuellen Diskussionen um die Chancengerechtigkeit im Bildungswesen in Deutschland 
deutlich machen, ist die Forderung gleicher Bildungschancen insofern problematisch, 
weil eine absolute Gleichheit der Bedingungen, z. B. in der Familie, nicht herstellbar ist 
und zudem individuelle Unterschiede, etwa in der genetischen Ausstattung, nicht korri- 
gierbar sind. Gleichheitsforderungen müssen deshalb in vielen Fällen auf Forderungen 
nach einer gleichen Behandlung reduziert werden (Meulemann 2004). 

Das Proportionalitätsprinzip verlangt die proportionale Belohnung individueller 
Anstrengungen und Leistungen. Die Zuweisung von Gütern oder Lasten muss hier im 
Verhältnis zu den tatsächlichen Beiträgen einer Person erfolgen: Wer viel leistet, soll 
auch viel bekommen; wer doppelt so viel leistet, soll auch doppelt so viel bekommen. 
Das klassische Problem besteht in der Bestimmung der jeweiligen Leistung oder der 
Beiträge, die jemand tatsächlich getätigt hat. Dabei geht es nicht nur darum, welche An- 
strengung als relevante Leistung gewertet wird, sondern auch darum, welches Gewicht 
einzelnen Leistungen zugemessen wird. 

Beim Anrechtsprinzip erfolgt die Zu- und Verteilung dagegen nicht aufgrund aktuell 
erbrachter Beiträge, sondern auf der Grundlage zugeschriebener oder in der Vergangen- 
heit erworbener, an Status- und Positionsmerkmale geknüpfter Anrechte. 

Demgegenüber folgt die Zu- und Verteilung beim Bedarfsprinzip der Logik des Aus- 
gleichs individueller Notlagen, der nicht selbst verschuldeten Benachteiligung (z.B. Be- 
hinderung) oder außerordentlicher Belastungen, wie sie sich etwa aus der Verantwor- 
tung für Schutzbefohlene und der Fürsorge für Angehörige ergibt. Insbesondere bei der 
Hilfe in individuellen Notlagen spielt die Verantwortlichkeit eine zentrale Rolle (Konow 
2001). Sind Personen selbst für ihre Notlage verantwortlich, so meinen viele, dass be- 
darfsabsichernde Hilfen zu verweigern sind. Wer sich selbst in eine Notlage gebracht 
hat, dem sollen keine wohlfahrtsstaatlichen Hilfen zuteil werden (vgl. Liebig/Mau 2002). 

Was die Anwendung der Verteilungsprinzipien anbelangt, so wird zunächst eine in- 
stitutionelle Zielbezogenheit erkennbar. In den funktionalen Teilbereichen einer Ge- 
sellschaft, z.B. Ökonomie, Gesundheitssystem, Sport, werden jeweils spezifische Prinzi- 
pien als gerecht angesehen und zwar solche, die mit den teilsystemischen Zielen jeweils 
kompatibel sind: in der Ökonomie das Proportionalitätsprinzip, im Gesundheitswe- 
sen das Bedarfsprinzip und in der Familie das Gleichheits- und gegebenenfalls das Be- 
darfsprinzip. Wer die Zuteilung von Nahrung an seine Kinder von deren Schulleistung 
abhängig macht, wird einer ungerechten Verteilung bezichtigt. Ähnliches gilt, wenn das 
Erwerbseinkommen einer Person unabhängig von ihren tatsächlichen Leistungen fest- 
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gelegt wird. Gerade hier ist auch im internationalen Vergleich eine klare Präferenz für 
eine ungleiche und nach Leistungsmerkmalen differenzierte Einkommenszuweisung 
festzustellen. Doch gerade weil es in vielen Kontexten nicht eindeutig ist, was als Leis- 
tung zählt, kann das Proportionalitätsprinzip nur als Leitprinzip verstanden werden, 
das einer weiteren Ergänzung und Spezifikation bedarf. Für Deutschland zeigen Befra- 
gungsergebnisse (Hinz et al. 2010), dass neben der konkreten Arbeitsleistung die Art des 
ausgeübten Berufs, die Berufserfahrung, die Ausbildung, die Anzahl an Kindern und 
das Geschlecht in dieser Reihenfolge als gerechte Zuteilungskriterien angesehen werden. 
Daran wird deutlich, dass neben der unmittelbaren Leistung auch in der Vergangenheit 
erworbene Anrechte und der Status relevant sind. Es kommt also faktisch zu einer Kom- 
bination und Gewichtung einzelner Zuteilungskriterien und -prinzipien. 

Die Existenz unterschiedlicher Verteilungsprinzipen macht deutlich, dass wir nicht 
von der Gerechtigkeit, sondern von den Gerechtigkeiten sprechen müssen - dies auch 
deshalb, weil die Anwendung eines Verteilungsprinzips von der Art der sozialen Bezie- 
hungen abhängig gemacht wird, in der ein Verteilungsproblem eingebettet ist (Mikula 
2002). In engen, langfristigen Beziehungen gilt eine am Gleichheits- und Bedarfsprinzip 
orientierte, in kurzfristigen, wettbewerbsorientierten Beziehungen eine nach dem Bei- 
trags- bzw. Proportionalitätsprinzip vorgenommene Verteilung als gerecht (Gollwitzer 
et al. 2009). Welches Prinzip für die Lösung als gerecht angesehen wird, ist einmal davon 
abhängig, welche Auffassung die Beteiligten von der Art der sozialen Beziehung haben 
(Miller 1999). Versteht man die Gesellschaft als eine auf gemeinsamer Herkunft, lang- 
fristigen und engen Beziehungen beruhende Solidargemeinschaft, so wird man das Be- 
darfs- und Gleichheitsprinzip als Leitprinzip fordern; versteht man sie als Ansammlung 
von Individuen, die im Wettbewerb ihren eigenen Vorteil realisieren möchten, so muss 
ausschließlich der aktuelle Beitrag bzw. die aktuelle Leistung wichtig sein; glaubt man 
schließlich, die Gesellschaft sei ein hierarchisches Gefüge, in der es ein festes Oben und 
Unten gibt und bei der überlieferte Regeln und Traditionen wichtig sind, dann wird man 
das Anrechtsprinzip als Leitprinzip fordern. 

Wie Abbildung ı zeigt, weisen die Vorstellungen über die Leitprinzipien gesell- 
schaftlicher Güter- und Lastenverteilung in Deutschland über einen Zeitraum von fast 
20 Jahren eine relativ hohe Stabilität auf. In Westdeutschland findet das Anrechtsprin- 
zip kontinuierlich die höchste Zustimmung, bei leichter Abnahme der Zustimmung 
zum Gleichheits-/Bedarfs- und Beitragsprinzip. In Ostdeutschland findet hingegen 
das Gleichheits-/Bedarfsprinzip die höchste Zustimmung, wobei dies seit dem Jahr 
1991 stetig abnimmt. Bei den drei anderen Prinzipien finden sich nur marginale Verän- 
derungen. 

Diese Befunde werden plausibel, wenn man sich die in der Gerechtigkeitsforschung 
diskutierten Gründe vor Augen hält, warum es zwischen Individuen zu Gemeinsam- 
keiten und Unterschieden in den Gerechtigkeitsvorstellungen kommen kann. Grund- 
sätzlich finden sich nämlich sowohl für einzelne Gesellschaften typische Gerechtigkeits- 
vorstellungen (Unterschiede zwischen Gesellschaften) als auch Unterschiede innerhalb 
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Abbildung 1 Leitprinzipien sozialer Gerechtigkeit in Deutschland von 1991-2008 
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Quellen: International Social Justice Project 1991, 1996, 2000, 2006 sowie Sozialstaatssurvey 2008; angegeben 
sind Indexmittelwerte der »Gerechtigkeitsideologien« (vgl. Stark et al. 2010), eigene Berechnungen. 


einer Gesellschaft (Unterschiede zwischen Bevölkerungsgruppen einer Gesellschaft). 
Einerseits liegt dies daran, dass individuelle Gerechtigkeitsvorstellungen das Ergebnis 
sozialer Lernprozesse sind. Im Rahmen unterschiedlicher Phasen der Sozialisation wer- 
den die geltenden Gerechtigkeitsvorstellungen den Individuen vermittelt. Damit repro- 
duzieren sich die in einer Gesellschaft über die Zeit herausgebildeten und in der Struktur 
ihrer Institutionen verankerten normativen Leitvorstellungen. Dass in (West-)Deutsch- 
land dem Anrechtsprinzip eine hervorragende Rolle zukommt, ist nicht verwunder- 
lich. Denn eines der grundlegenden normativen Leitprinzipien des deutschen, konser- 
vativen Wohlfahrtsstaats - im Unterschied zu »sozialdemokratischen« und »liberalen« 
Wohlfahrtsstaaten - ist das Prinzip der Statussicherung und der Fixierung auf durch 
Geburt vermittelte bzw. in der Vergangenheit erworbene Anrechte bei der Zu- und Ver- 
teilung. Demgegenüber spiegelt die hohe Zustimmung zum Gleichheits-/Bedarfsprin- 
zip die Sozialisationsbedingungen in einem Gesellschaftssystem, in dem Gleichheit und 
Bedarfsabsicherung die ideologischen Leitprinzipien waren. Da in Ostdeutschland der 
Anteil derjenigen abnimmt, deren Sozialisation in der DDR erfolgte, nimmt die Gleich- 
heits-/Bedarfsorientierung auch kontinuierlich ab. 

Gerechtigkeitsvorstellungen sind jedoch nicht alleine das Ergebnis gesellschaftlicher 
Sozialisationsprozesse, die im Sinne einer »gemeinsamen Prägung« von allen in glei- 
cher Weise vertreten werden (Liebig/Wegener 1995). Sie spiegeln auch die spezifischen 
Lernprozesse und Verteilungsinteressen gesellschaftlicher Gruppen wider. Deshalb ha- 
ben Gerechtigkeitsvorstellungen auch einen »sozialen Gradienten«, d.h. sie sind abhän- 
gig von der jeweiligen Position im Ungleichheitsgefüge einer Gesellschaft (Abbildung 2). 
Diejenigen, die bessere Chancen auf dem Arbeitsmarkt haben und höhere Einkommen 
beziehen (z.B. Angehörige der Dienstklasse), nehmen deshalb eine an Gleichheit oder 
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Abbildung 2 Positionsabhängige Gerechtigkeitsvorstellungen in Deutschland 2010 
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Einkommenshöhe bestimmen, N = 1056, vier- bzw. fünfstufige Abfrage (Zustimmungskategorien zusammenge- 
fasst), relative Häufigkeiten, eigene Berechnungen. 


Quelle: ALLBUS 2010. 


Bedarfskriterien orientierte Einkommensverteilung eher als ungerecht wahr, als die- 
jenigen, die schlechtere Chancen und niedrigere Einkommen haben (z. B. ungelernte 
Arbeiter). 


Die Bedeutung der Verfahrensgerechtigkeit 


Seit den 1970er Jahren hat die empirische Gerechtigkeitsforschung zeigen können, dass 
nicht nur die angewandten Verteilungsregeln, sondern auch die Gestaltung der Ent- 
scheidungsverfahren selbst über die Akzeptanz der Ergebnisse entscheidet (vgl. Goll- 
witzer et al. 2009). Auch die Verfahrensregeln sind offenbar Gegenstand normativer 
Erwartungen. In dem Fall handelt es sich um Erwartungen prozeduraler Gerechtigkeit. 
Ein zentrales Ergebnis besteht darin, dass Personen für sie unvorteilhafte Verteilungs- 
ergebnisse dann eher akzeptieren, wenn sie das Resultat gerechter Entscheidungspro- 
zesse sind. Gerechtigkeit der Verfahren trägt also zur Rechtfertigung auch solcher Ver- 
teilungsergebnisse bei, die für die Betroffenen nachteilig sind und die von ihnen selbst 
zunächst als ungerecht bezeichnet würden. Als zentrale Kriterien prozeduraler Gerech- 
tigkeit gelten dabei: Vollständigkeit der Informationen, Transparenz des Entscheidungs- 
prozesses, Neutralität, Beteiligung und Revidierbarkeit. Diese Regeln gelten unabhän- 
gig von sozialen und institutionellen Kontexten. Entscheidungsverfahren werden also 
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im Freundeskreis oder in der Familie nach denselben Kriterien bewertet wie Entschei- 
dungsverfahren in der Politik, der Wirtschaft oder im Bildungswesen. Hinzu kommt, 
dass die Geltung dieser Regeln auch unabhängig vom jeweiligen nationalen Kontext ist. 
Zumindest in westlichen Gesellschaften müssen sich Verteilungsentscheidungen nach 
diesen Kriterien messen lassen. 


4 Gerechtigkeit der Verteilungsergebnisse 


Die bisher diskutierten Gerechtigkeitsvorstellungen sind auf die Regeln und Verfahren 
bezogen, wie Zu- und Verteilungskonflikte in sozialen Aggregaten zu lösen sind. Wel- 
che konkreten Ergebnisse daraus folgen und ob diese den Gerechtigkeitserwartungen 
entsprechen, ist ein davon zu unterscheidender Fragekomplex. Denn hier geht es nicht 
um die Zustimmung zu oder Ablehnung von mehr oder weniger abstrakten Regeln bzw. 
normativen Leitprinzipien, sondern um die faktische Verteilung von Gütern, Lasten und 
Chancen in einer Gesellschaft und die konkrete Ausstattung jedes Einzelnen oder ganzer 
Bevölkerungsgruppen. Während für die Ausbildung von Gerechtigkeitsvorstellungen, 
die auf die Regeln oder die Ordnung der Verteilung bezogen sind, soziale Lernprozesse 
und Erfahrungen mit der Prozessierung von Verteilungskonflikten entscheidend sind, 
stellen soziale Vergleiche für die Bewertung von Verteilungsergebnissen den maßgeb- 
lichen psychischen Mechanismus dar. Da Einkommen in modernen Gesellschaften das 
zentrale Mittel zur Verwirklichung individueller Lebenspläne ist und die Höhe des ver- 
fügbaren Einkommens auch über die Zugangschancen zu anderen gesellschaftlich hoch 
bewerteten Gütern (z.B. Gesundheit, Bildung) entscheidet, sind Einkommensungleich- 
heiten besonders sensibel und begründungsbedürftig (> Einkommen und Vermögen). 
Dies gilt auch deshalb, weil die Vorstellung einer Belohnung individueller Leistung 
zum normativen Kernbestand marktgesteuerter Gesellschaften gehört. Dieses merito- 
kratische Prinzip verspricht denjenigen größere Vorteile, die auch mehr Leistung zeigen 
und führt somit notwendigerweise zu Ungleichheiten im Einkommen und anderen ge- 
sellschaftlich hoch bewerteten Gütern. Die unterschiedlichen Ausstattungen spiegeln 
dann die individuellen Anstrengungen und Leistungen wider und sind dadurch auch 
legitimiert. Ein Problem besteht darin, dass in Marktwirtschaften die Besetzung von Po- 
sitionen und die Festsetzung von Löhnen und Gehältern marktgesteuert - d.h. abhän- 
gig von beständig sich ändernden Angebots- und Nachfragesituationen - erfolgt. Somit 
ist letztlich die Situation auf den Märkten und nicht die individuelle Anstrengung ent- 
scheidend. Weil Märkte auch Fehlleistungen belohnen (vgl. Bank- und Finanzkrisen), 
entsprechen die von den Märkten hervorgebrachten Ungleichheiten nicht denen, wie 
sie aus einer strikten Anwendung des meritokratischen Prinzips folgen würden. Markt- 
evozierte Ungleichheiten können deshalb ein zentrales Legitimationsdefizit aufweisen. 
Ob ein derartiges Defizit auch in Deutschland zu konstatieren ist, zeigt Abbildung 3. 
Die beiden durchgehenden Linien zeigen den Verlauf des Anteils derjenigen in West- 
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Abbildung 3 Zustimmung zum meritokratischen Prinzip und die Bewertung der tatsächlichen 


sozialen Unterschiede in Deutschland im Zeitraum 1984-2010 
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Quelle: ALLBUS (kumuliert und Datenlieferung 2010), 4-stufige Antwortkategorie (Zustimmungskategorien 
zusammengefasst), relative Häufigkeiten, eigene Berechnung. 


bzw. Ostdeutschland, die dem meritokratischen Prinzip zustimmen (»nur wenn die 
Unterschiede im Einkommen und im sozialen Ansehen groß genug sind, gibt es auch 
einen Anreiz für persönliche Leistungen«). Dieser positiven Funktion von Ungleichhei- 
ten wird von einer Mehrheit in Westdeutschland zugestimmt, wobei das Niveau im Jahr 
2010 sogar höher ist als zu Anfang der 1980er Jahre. In Ostdeutschland ist im Jahr 1991 
ebenfalls eine hohe Zustimmung festzustellen, die im Verlauf der 1990 Jahre zunächst 
abnimmt, in den z2oooer Jahren aber wieder ansteigt. Demgegenüber ist der Anteil der- 
jenigen, die die tatsächlichen sozialen Unterschiede in Deutschland als gerecht ansehen, 
deutlich geringer: In Westdeutschland ist eine nahezu konstante Abnahme festzustel- 
len, in Ostdeutschland scheint sich 2010 eine Tendenz zu einer positiveren Bewertung 
abzuzeichnen. Insgesamt belegen diese Ergebnisse ein deutliches Legitimationsdefizit 
bestehender Ungleichheiten - die Unterschiede in Einkommen und sozialem Ansehen 
spiegeln aus Sicht der Bevölkerung nicht die Unterschiede in der individuellen Leis- 
tung wider. Dieses Legitimationsdefizit beruht auf der subjektiven Wahrnehmung ge- 
sellschaftlicher Strukturen, die für den Einzelnen so lange unproblematisch sein mögen, 
wie er selbst das Gefühl hat, für seine Aufwendungen am Arbeitsplatz adäquat belohnt 
zu werden. 

Die Befunde zur Bewertung der Gerechtigkeit des eigenen Erwerbseinkommens in 
Deutschland decken mittlerweile einen Beobachtungszeitraum von 20 Jahren ab und 
lassen sich in sechs Punkten zusammenfassen: 
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1) Seit Ende der 1990er Jahre bewegt sich der Anteil derer, die sich in Deutschland un- 
gerecht entlohnt fühlen, auf einem Niveau von 25 bis 40 Prozent. 

2) Zwischen Ost- und Westdeutschland besteht ein eindeutiger Niveauunterschied, d.h. 
im Osten ist das Ungerechtigkeitsempfinden konstant höher. 

3) Wie zu erwarten, ist das Ungerechtigkeitsempfinden in den höheren Einkommens- 

segmenten niedriger, doch sind es besonders Bezieher mittlerer Einkommen, die ihr 

Nettoeinkommen deutlich ungerechter wahrnehmen (Liebig et al. 2010). 

Die nach Beruf, Berufserfahrung, Ausbildung und Arbeitsleistung differenzierte 

Einkommensstruktur wird nicht grundsätztlich in Frage gestellt (Hinz et al. 2010). 

Dies gilt auch für das Ausmaß an Einkommensungleichheit: Würde jeder Erwerbs- 

tätige in Deutschland das Einkommen erhalten, was er für sich selbst als gerecht 

ansieht, so würde dies zu einem leichten Anstieg der Ungleichheit der Bruttoein- 
kommen in Westdeutschland führen (Veränderung des Gini-Index von 0,296 in der 
tatsächlichen Welt auf 0,303 in der »gerechten Welt«, SOEP 2009, eigene Berech- 
nungen); die Ungleichheit der Nettoeinkommen würde in dem gegebenen Ausmaß 
weiterbestehen (Gini-Index: 0,270), in Ostdeutschland hingegen würde es zu einer 

Reduktion der Ungleichheit sowohl der Brutto- als auch der Nettoeinkommen kom- 

men (Bruttoeinkommen Reduktion von 0,305 auf 0,280; Nettoeinkommen Reduk- 

tion von 0,276 auf 0,251). 

6) Die Schwankungen im Ausmaß empfundener Einkommensungerechtigkeit, die Ost- 
und Westdeutschland in gleicher Weise vollziehen, sind offenbar von der ökonomi- 
schen Lage beeinflusst - eine positive gesamtwirtschaftliche Lage führt zu einem 
Anstieg des Ungerechtigkeitsempfindens, d.h. die Beschäftigten erwarten eine höhe- 
re Entlohnung und fordern »ihren« Anteil am wirtschaftlichen Erfolg (Liebig et al. 
2010). 


4 


xw 


5 
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Gerade der letzte Befund macht deutlich, dass die Gerechtigkeit der Verteilungsergeb- 
nisse nicht nur auf die Kompensation individueller Leistung reduziert werden kann. Es 
besteht auch die Erwartung, an dem in der Gesellschaft produzierten Wohlstand teilha- 
ben zu können. Dass dabei soziale Vergleiche und die relative Position im gesellschaft- 
lichen Ungleichheitsgefüge eine zentrale Rolle spielen, wird ersichtlich, wenn man sich 
die Gründe genauer betrachtet, wann Erwerbstätige ihr Einkommen als ungerecht be- 
urteilen. 

Abbildung 4 zeigt Ergebnisse aus einer Längsschnittanalyse mit dem Sozio-oeko- 
nomischen Panel. Dargestellt ist die relative Bedeutung der jeweiligen Einflussfaktoren, 
wobei positive Werte eine Verstärkung, negative Werte eine Verringerung der wahr- 
genommenen Ungerechtigkeit des eigenen Nettoeinkommens bedeuten. Eine positive 
Veränderung der gesamtwirtschaftlichen Lage (gemessen am Auftragseingang der deut- 
schen Industrie) hat ein stärkeres Ungerechtigkeitsempfinden zur Folge. Eine Zunahme 
der geleisteten Überstunden bei gleichbleibendem Einkommen sowie eine erhöhte Steu- 
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Abbildung4 Bestimmungsfaktoren der subjektiven Ungerechtigkeit des eigenen Netto-Erwerbs- 
einkommens in Deutschland 
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Quelle: SOEP 2005, 2007, 2009, abhängige Variable: Gerechtigkeitsindex nach Jasso (1978); fixed-effects Längs- 
schnittregression mit robusten Standardfehlern, angegeben ist die relative Bedeutung der einzelnen Merkmale 
(t-Werte). 


ern- und Abgabenlast verstärken ebenfalls das Ungerechtigkeitsempfinden. Wichtiger 
ist jedoch, dass die Bewertung des eigenen Einkommens davon abhängt, ob man inner- 
halb der eigenen Berufsgruppe ein höheres oder ein niedrigeres Einkommen bezieht. 
Dabei ist nicht nur die relative Einkommensposition im Vergleich zu den Angehörigen 
der eigenen Berufsgruppe wichtig, sondern auch die Stellung der Berufsgruppe im Ein- 
kommensspektrum der Gesellschaft. Wer einer Berufsgruppe angehört, die im Schnitt 
weniger verdient als das Durchschnittseinkommen aller Erwerbstätigen in Deutsch- 
land, dessen eigenes Ungerechtigkeitsempfinden wird erhöht sein - und zwar auch dann, 
wenn er in der eigenen Berufsgruppe zu den Besserverdienenden gehört! Soziale Ver- 
gleiche sind also für die Bewertung des eigenen Einkommens wichtig, wobei nicht nur 
die eigene Position, sondern auch die Stellung der eigenen Berufsgruppe in der gesell- 
schaftlichen Einkommenshierarchie wichtig ist. 


5 Die Bedeutung subjektiver Gerechtigkeit in modernen Gesellschaften 


In seinem Buch »Die Idee der Gerechtigkeit« betont Amartya Sen (2010: 7), »nicht die 
Erkenntnis, dass die Gerechtigkeit auf der Welt unvollkommen ist, treibt uns zum Han- 
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deln, sondern die Tatsache, dass es in unserer Umgebung Ungerechtigkeiten gibt.« Die 
Vermeidung derartiger Ungerechtigkeiten scheint in modernen Gesellschaften jedoch 
immer wichtiger zu sein. Denn zum einen lässt sich eine zunehmende Sensibilität für 
sehr verschiedene Formen von Ungerechtigkeiten beobachten und zum anderen sind es 
die mit erfahrenen Ungerechtigkeiten verbundenen individuellen Reaktionen, die mo- 
derne wissensbasierte Gesellschaften schwächen können. 

Um dies deutlich machen zu können, muss man sich zunächst vor Augen führen, 
warum Menschen überhaupt einen Sinn für Ungerechtigkeiten ausgebildet haben. Die 
Evolutionspsychologie verweist darauf, dass die bestehenden und sozial geteilten Vor- 
stellungen über (Un-)Gerechtigkeit als eine Art Warnsystem funktionieren. Sie dienen 
dazu, im sozialen Zusammenleben erkennen zu können, wann wir von anderen ausge- 
nutzt oder ausgebeutet werden. Ausgangspunkt ist die spieltheoretische Einsicht, dass es 
in Kooperationszusammenhängen für jeden besser ist, wenn die anderen sich anstren- 
gen und zur Herstellung eines gemeinsamen Gutes beitragen, man selbst aber keine Auf- 
wendungen hat und trotzdem die Vorteile der Kooperation genießt. Freilich sind dieje- 
nigen, die ihren Beitrag leisten, die »Dummen«, da sie die Kosten tragen, während die 
anderen den Gewinn einstreichen. Und genau diese Ausbeutungssituation gilt es zu ver- 
meiden. Die in einer Gesellschaft oder Gruppe existierenden Regeln über eine gerechte 
Allokation und Distribution von Gütern und Lasten stellen einen Maßstab bereit, um 
solche Situationen zu erkennen. Denn sie bestimmen etwa, welche Belohnungen mit 
welchen Vorleistungen verknüpft sein sollten. Werden diese Vorstellungen verletzt, so 
ist dies ein Hinweis darauf, dass sich Einzelne auf Kosten anderer Vorteile verschaffen. 
In dem Fall unternehmen sie etwa weniger Anstrengungen, beziehen aber die gleichen 
oder sogar höhere Einkommen, oder sie zahlen geringere oder gar keine Steuern als sie 
gerechterweise zahlen sollten, genießen aber trotzdem die Fülle staatlicher Wohltaten. Je 
häufiger dies in einem spezifischen Kooperationszusammenhang - einem Unternehmen 
oder auch einer Gesellschaft - geschieht, umso höher ist auch die Wahrscheinlichkeit, 
dass man selbst zu den Benachteiligten gehört. Erkennt man derartige Ungerechtigkei- 
ten, so kann man sich vor dem Ausgenutztwerden durch andere schützen, indem man 
selbst keine Beiträge mehr leistet. Man kündigt die eigene Kooperationsbereitschaft auf 
und versucht in gleicher Weise, auf Kosten der anderen zu leben. Wichtig ist dabei auch, 
dass die Befolgung von Regeln und Normen in einem Sozialverband in gleicher Weise 
von der Kooperationsbereitschaft des Einzelnen abhängt. Menschen folgen den Verhal- 
tenserwartungen von Regeln und sozialen Normen deshalb, weil sie mit anderen auch 
in Zukunft zusammenleben und zusammenarbeiten möchten. Wahrgenommene Unge- 
rechtigkeiten entscheiden deshalb nicht nur darüber, dass Menschen ihren Anteil an der 
Herstellung gemeinsamer Güter leisten oder sich für eine gemeinsame Sache engagieren, 
sondern auch darüber, ob sie sich an soziale Normen halten. Genau diese Verhaltens- 
konsequenzen wahrgenommener Ungerechtigkeit können auch empirisch beobachtet 
werden: Arbeitnehmer, die sich ungerecht entlohnt fühlen, reduzieren ihre Arbeitsleis- 
tung, sie machen »Dienst nach Vorschrift«, halten sich nicht an basale Verhaltensregeln 
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und versuchen ohne Rücksicht auf andere, ihre eigenen Vorteile zu realisieren. Die Er- 
fahrung von anhaltender Ungerechtigkeit wirkt sich schließlich auch negativ auf den 
physischen und psychischen Gesundheitszustand aus (van Vegchel et al. 2005). Um- 
gekehrt gilt: Wo Güter und Lasten als fair verteilt wahrgenommen werden, beobachtet 
man mehr Kooperation und Engagement. 

Zusammengenommen bedeutet dies: In dem Maße wie moderne Gesellschaften ar- 
beitsteilig funktionieren, die alltäglichen Lebensvollzüge zunehmend in Kooperations- 
zusammenhänge eingebunden und von den erzeugten Kooperationsergebnissen abhän- 
gig sind, steigt die Gefahr, von anderen ausgenutzt und ausgebeutet zu werden. Die in 
einer Gesellschaft bestehenden Vorstellungen über (Un-)Gerechtigkeiten dienen dem 
Einzelnen dazu, derartige Situationen zu erkennen und daraus Konsequenzen für die 
eigene Kooperationsbereitschaft zu ziehen. Die Abwesenheit von Ungerechtigkeit stellt 
dann die Voraussetzung für ein auf Kooperation und freiwilliges Engagement ausgerich- 
tetes Verhalten dar. Nicht aufgrund der moralischen Forderung, die Welt besser zu ma- 
chen, sind deshalb Ungleichheiten, die als ungerecht wahrgenommen werden, zu ver- 
meiden, sondern aufgrund der dadurch zu erwartenden gesellschaftlichen Folgen, wenn 
sich die Bürgerinnen und Bürger nicht mehr für gemeinsame Belange einsetzen, soziale 
Normen und Regeln nicht befolgen und auch ihr Engagement - nicht zuletzt auch am 
Arbeitsplatz - aufkündigen. 
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Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland 
1945/49-1990 


Bernhard Schäfers 


1 Die Ausgangsbedingungen 
1.1 Verlust der Staatlichkeit 1945-1949 


Mit der bedingungslosen Kapitulation der deutschen Streitkräfte am 7. und 8.5.1945 in 
Reims und Berlin-Karlshorst verlor das Deutsche Reich seine staatliche Souveränität. In 
der »Berliner Deklaration« vom 5.6.1945 wurde die Regierungsgewalt durch die Vier 
Alliierten USA, UdSSR, Großbritannien und die »provisorische Regierung der Franzö- 
sischen Republik« übernommen. Die Einteilung des (ehemaligen) Deutschen Reiches in 
vier Besatzungszonen und vier Berliner Sektoren wurde im Potsdamer Abkommen vom 
2.8.1945 festgelegt. Das Potsdamer Abkommen regelte weiterhin die Entmilitarisierung 
Deutschlands und die militärische Besetzung durch die Alliierten, die Einrichtung des 
Alliierten Kontrollrats als oberstem Organ der Gesamtdeutschland betreffenden Regie- 
rungsgewalt, die Reparationen und Demontagen, die Dekartellierung der Wirtschaft 
und vieles mehr. Die deutschen Gebiete östlich der Oder-Neiße-Grenze wurden for- 
mell unter sowjetische und polnische Verwaltung gestellt, faktisch aber diesen Staaten 
einverleibt. Die deutschen Ostgebiete umfassten insgesamt 114 296 qkm und hatten 1939 
9,6 Millionen Einwohner; der geringere Teil mit 13 205 qkm (und 1939 1,16 Millionen 
Einwohnern) fiel unter sowjetische, der Rest unter polnische Verwaltung. 


1.2  Gesellschaftliche Ausgangslage 


Nach den Ergebnissen der ersten Volkszählung vom 29.10.1946 wurden in den drei 
Westzonen 5,9 Millionen Vertriebene und Flüchtlinge gezählt (bis zum 1.10.1949 kamen 
nochmals 1,7 Millionen hinzu). In allen vier Besatzungszonen betrug bis zum 1.4.1947 
die Zahl der Vertriebenen, Flüchtlinge und Zwangsaussiedler 10,1 Millionen. Die Rück- 
kehr der Bevölkerung, die vor allem aus den Großstädten und Industrieregionen in als 
sicher geltende Landesteile evakuiert worden war, zog sich über viele Jahre hin. Ende 
1944 sollen es ca. neun Millionen Evakuierte gewesen sein; noch am 1.4.1947 gab es un- 
ter den 65,9 Millionen Menschen der vier Besatzungszonen 3,1 Millionen Evakuierte. 
Ein Evakuierungsproblem besonderer Art stellten die sogenannten Displaced Persons 
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(DPs) dar; bei Kriegsende waren es ca. acht bis zehn Millionen, der Großteil von ihnen 
ins Reich verschleppte Zwangsarbeiter aus Ländern, die von deutschen Truppen besetzt 
waren. Nach der Volkszählung vom 29.10.1946 gab es in den drei westlichen Besat- 
zungszonen, dem Territorium der 1949 gegründeten Bundesrepublik Deutschland, für 
13,7 Millionen Haushalte nur 8,2 Millionen Wohnungen (erst 1978 kam es zum rechneri- 
schen Ausgleich, d.h. dass pro Haushalt eine Wohnung zur Verfügung stand). 


1.3  Wiedererwachen des politischen und parteipolitischen Lebens 


Als erste Besatzungsmacht gab im Juni 1945 die UdSSR den Weg zu Partei- und Ge- 
werkschaftsgründungen frei. Bis Ende 1945 wurden in den anderen Besatzungszonen 
die wiedergegründete SPD und KPD, die FDP und als neue Volkspartei die CDU (in 
Bayern CSU) lizenziert. Die Bedeutung der CDU/CSU ist für die Konsolidierung der 
sozialen und politischen Verhältnisse, als Sammelpartei des bürgerlichen, des bäuer- 
lichen, des christlich-gewerkschaftlichen wie des konfessionellen Lagers - aber nun in 

einer überkonfessionellen Partei - hoch zu veranschlagen. Der Name CDU ging auf den 

Berliner Politiker Andreas Hermes zurück. Das protestantische Berlin war neben dem 

katholischen Rheinland das wichtigste Zentrum der frühen CDU. Bald sollte, nicht zu- 
letzt durch das Wirken des wohl bedeutendsten Politikers der jungen Bundesrepublik, 
Konrad Adenauer (1876-1967), das Rheinland zum politischen Gravitationszentrum 
werden. Bei CDU und CSU wirkten Gedanken des Christlichen Sozialismus auf die Par- 
tei-Programme ein. Im Ahlener Programm der CDU vom Februar 1947 »partizipierte« 

die junge Partei an damals verbreiteten Bestrebungen von Anti-Kapitalismus und de- 
mokratischem Sozialismus. Überraschen muss deshalb, dass der SPD, als ältester deut- 
scher Partei und als einziger, die - nach bereits erfolgter Ausschaltung der Kommunis- 
ten - dem »Ermächtigungsgesetz« (24.3.1933) Hitlers nicht zugestimmt hatte, aufgrund 

dieser epochaltypischen, den Sozialismus begünstigenden Konstellationen nicht die 

unbestrittene politische Führungsrolle zukam, zumal sie die mitgliederstärkste Partei 

war. Im Mai 1946 hatte die SPD in den Westzonen wieder 600 ooo eingeschriebene Mit- 
glieder. Mit Kurt Schumacher (1895-1952) besaß die Partei einen hoch geachteten Vor- 
sitzenden, der bis zu seinem frühen Tod erheblichen Einfluss auf die Nachkriegspolitik 
ausübte. 


1.4 Neuaufbau des Staates 


Neben den Gemeinden waren es die Länder, die vor der Konstituierung der Bundesre- 
publik als Staat für die Erfordernisse des Wiederaufbaus die Voraussetzungen schufen. 
In der amerikanischen Besatzungszone wurden schon am 18.9.1946 die Länder Bay- 
ern, Großhessen und Württemberg-Baden gebildet. In der britischen Besatzungszone 
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entstanden Anfang 1947 aus den vier ehemaligen preußischen Provinzen die Länder 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein. In der französischen 
Besatzungszone wurden 1945/46 die Länder Baden, Württemberg-Hohenzollern und 
Rheinland-Pfalz gegründet. 

Im November/Dezember 1946 kam es in der amerikanischen Zone per Volksabstim- 
mung zur Verabschiedung der von den verfassungsgebenden Landesversammlungen 
ausgearbeiteten Landesverfassungen (Bayern, Württemberg-Baden, Hessen). Bis Mai 
1947 folgten auch die Länder der französischen Zone. Schwieriger gestaltete sich die Si- 
tuation in der britischen Zone; bis auf Hamburg erhielten diese Länder erst nach Verab- 
schiedung des Grundgesetzes (23.5.1949) ihre Verfassungen. 


2 Gründung der Bundesrepublik 
2.1  Gesellschaftliche Voraussetzungen 


In der rückschauenden Betrachtung erweisen sich die zunächst katastrophal anmuten- 
den demografischen und sonstigen Faktoren nach 1945 für die Herausbildung einer re- 
lativ konsensualen deutschen Gesellschaft als günstig. 

Hierzu zählen: 


e Der Verlust spezifischer Regionalstrukturen: »der protestantisch ostdeutschen Land- 
wirtschaft, des katholischen schlesischen Industriegebietes, der sächsisch-thüringi- 
schen Industrie- und Gewerbegebiete, der altpreußisch-mecklenburgischen Agrarre- 
gionen Berlins in der Funktion der Reichshauptstadt« (Lepsius 1983: 11 f.). 

e Die für Deutschland einst so bedeutsame Konfessionsspaltung verlor durch Krieg 
und Kriegsfolgen, vielleicht schon durch die Bedrängung der Kirchen im Dritten 
Reich, an Bedeutung. Der Anteil der Katholiken betrug im Deutschen Reich 1939 
genau ein Drittel an der Gesamtbevölkerung (Protestanten 60,8 Prozent); auf dem 
Territorium der Bundesrepublik war dieser Anteil bis 1950 auf 44,3 Prozent gestiegen 
(Flora 1983). Es bildete sich nunmehr eine quasi paritätische Konstellation heraus. 

e Die für die neuere deutsche Geschichte so schicksalsvolle Rolle sowohl der Groß- 
grundbesitzerklasse als auch des preußischen Staates und des preußischen Milita- 
rismus war ausgespielt und für die Neugründung der Bundesrepublik nicht mehr 
strukturbestimmend. 

e Die traditionale deutsche Dreigliederung des Gewerkschaftssystems wurde nach 
1945 nicht restauriert. Die bereits vor 1933 aktiven Bemühungen um die Einheits- 
gewerkschaft konnten nach dem Krieg verwirklicht werden. Einheitsgewerkschaft 
ist in einem doppelten Sinn zu verstehen: zum einen als Gegensatz zu den weltan- 
schaulichen Richtungsgewerkschaften, zum anderen verwirklicht sie das Prinzip der 
Einheitlichkeit in der Vertretung von Industriezweigen und nicht von Berufssparten. 


Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland 1945/49-1990 303 


e Proletariat und Arbeiterkultur hatten im »Schmelztiegel« der Kriegs- und Nach- 
kriegszeit und weiterer Entwicklungsfaktoren weder die integrative Kraft einer 
selbstständigen klassenspezifischen Teilkultur wie in der Weimarer Republik, noch 
lag es in der Intention von Kurt Schumacher, sie in diesem Sinne zu restaurieren. 

e Erstmals in der deutschen Geschichte erschien die Demokratie als einzig mögliche 
Regierungs- und Staatsform. Auch in den besitzenden Oberschichten, bei Richtern 
und Beamten, bei den Kirchen und anderen Sozialgruppen war sie nun - im Gegen- 
satz zur Weimarer Republik - akzeptiert. 


2.2  Wirtschaftspolitische Einigung: Durchsetzung der »Sozialen Marktwirtschaft« 


Eine Reihe von Gründen, nicht zuletzt das Wirken von Ludwig Erhard (1897-1977) als 
Leiter der »Sonderstelle Geld und Kredit des Wirtschaftsrates« und seit dem 2.3.1948 
als Direktor der Verwaltung für Wirtschaft des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, führten 
dazu, dass neoliberale Vorstellungen an Boden gewannen und schließlich am 20. 6.1948 
die Währungsreform durchgeführt und breite Bereiche der Zwangsbewirtschaftung ab- 
geschafft wurden. Wichtig waren neben Vorbehalten der USA gegenüber Sozialismus, 
Planwirtschaft und Verstaatlichung klare wirtschaftspolitische Konzepte der Neo-Libe- 
ralen und Ordo-Theoretiker über die künftige Gestaltung einer »Sozialen Marktwirt- 
schaft« (der Begriff geht zurück auf eine Kapitelüberschrift in dem Buch von Alfred 
Müller-Armarck aus dem Jahre 1947: »Wirtschaftslenkung und Marktwirtschaft«). Für 
die Entwicklung der (späteren) Bundesrepublik war zum Teil vorteilhaft, zum Teil 
aber auch problematisch, dass die Grundzüge der Wirtschaftspolitik entwickelt waren 
und Eingang in die Praxis gefunden hatten, bevor die Bundesrepublik als Staatswesen 
existierte. 


2.3 Das Grundgesetz als neuer Gesellschaftsvertrag 


Am 20.3.1948 zerbrach der Alliierte Kontrollrat und damit die gemeinsame Basis der 
vier Besatzungsmächte im Hinblick auf die Neuordnung Deutschlands. Die drei west- 
lichen Alliierten drängten daher die Länder, zumal nach Beginn der Berliner Blockade 
am 24.6.1948, die Voraussetzungen für einen westdeutschen eigenen Staat zu schaffen. 
Ein Parlamentarischer Rat, bestehend aus den Delegierten der Länderparlamente und 
mit Konrad Adenauer als Präsident, arbeitete eine Verfassung aus, wegen des provisori- 
schen Staatsgebildes Grundgesetz genannt. Am 23.5.1949 wurde das Grundgesetz vom 
Parlamentarischen Rat in Bonn verabschiedet; mit seiner Verkündung am 24. Mai war 
die Bundesrepublik Deutschland gegründet. Einspruchs- und Sonderrechte der Alliier- 
ten auf den Gebieten der Sicherheits- und Außenpolitik, im Besatzungsstatut niederge- 
legt, galten eingeschränkt weiter. Am 14.8.1949 fanden die Wahlen zum ersten Deut- 
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schen Bundestag statt; die Wahlbeteiligung betrug 78,5 Prozent. Insgesamt zogen zehn 
Parteien in den Bundestag, von denen sechs weniger als fünf Prozent der Stimmen er- 
halten hatten (die Fünf-Prozent-Sperrklausel wurde erst 1953 eingeführt). Die CDU/CSU 
bekam 31 Prozent der Stimmen, die SPD 29,2 Prozent, die FDP 11,9 Prozent, die (1956 
als verfassungsfeindlich verbotene) KPD 5,7 Prozent und die Deutsche Partei vier Pro- 
zent. Adenauer bildete zusammen mit der FDP eine Koalitionsregierung, nachdem diese 
Wahl auch als ein Votum der Bevölkerungsmehrheit für die soziale Marktwirtschaft in- 
terpretiert werden konnte. 

Seit 1955 erfolgte, gegen großen Widerstand, die Wiederbewaffnung (Aufbau der 
Bundeswehr) und der Beitritt der Bundesrepublik zur NATO. Das Besatzungsstatut 
wurde aufgehoben, doch erst im Zusammenhang des deutschen Einigungsprozesses er- 
langte die Bundesrepublik durch den »Vertrag über die abschließende Regelung in Be- 
zug auf Deutschland« (»Zwei-plus-Vier-Vertrag«) vom 12.9.1990 ihre volle Souveräni- 
tät zurück. 

Am 12.5.1949 war die Entscheidung gefallen (mit 33 gegen 29 Stimmen), Bonn und 
nicht Frankfurt zur vorläufigen Hauptstadt der Bundesrepublik zu machen. Auch mit 
der Wahl Bonns sollte das Vorläufige des Staatsgebildes zum Ausdruck kommen. Im 
Einigungsvertrag vom 31.8.1990 heißt es in Art. 2: » Hauptstadt Deutschlands ist Berlin«. 
In einer Sondersitzung des Deutschen Bundestages am 20.6.1991 wurde dem - nach 
kontroverser Diskussion - zugestimmt. Berlin ist nicht nur Hauptstadt, sondern auch 
Regierungssitz. Der Bundespräsident verlegte bereits 1993 seinen Amtssitz nach Berlin. 

Das Grundgesetz wurde die Basis für einen demokratischen Verfassungsstaat, wie 
er sich seit den bürgerlichen Revolutionen in den westlichen Demokratien durchge- 
setzt hat: mit parlamentarischer Demokratie, Gewaltenteilung und dem Vorrang der 
bürgerlichen Freiheitsrechte vor Staatsinteressen (» Politisches System). Im Unterschied 
zur Weimarer Verfassung enthält das Grundgesetz keine besonderen Vorschriften über 
die Wirtschaftsordnung. Aus den Grund- und Freiheitsrechten und der Koalitionsfrei- 
heit (Art. 9 Abs. 3 GG) ergeben sich jedoch die wirtschaftliche Wettbewerbsfreiheit, die 
(wirtschaftliche) Vertragsfreiheit und die Freiheit der Verfügung über privates (Wirt- 
schafts-)Eigentum. Eckpfeiler sind weiterhin der föderale Staatsaufbau und die Ver- 
pflichtung auf den Sozialstaat. 


2.4 Anbindung an Europa 


Nach dem Zweiten Weltkrieg war der politische Wille stark, Europa unter demokra- 
tischen Vorzeichen zu einigen und Deutschland europäisch einzubinden. Bereits 1950 
wurde im Bundestag der Beitritt Deutschlands zum Europarat beschlossen. Als Ach- 
sen des Einigungsprozesses wurde die Aussöhnung der »Erbfeinde« Deutschland und 
Frankreich angesehen, die Bundeskanzler Konrad Adenauer und Staatspräsident Charles 
de Gaulle 1962 besiegeln konnten. Der Beginn der heutigen Europäischen Union mit ih- 
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ren 27 Mitgliedsstaaten liegt in der »Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl« 
(EGKS) - auch Montanunion genannt -, die auf Betreiben von Robert Schuman, dem 
damaligen französischen Außenminister, und Jean Monnet (erster Präsident der EGKS, 
1952-1955) auch deshalb gegründet wurde, um durch die Vergemeinschaftung der da- 
mals noch als kriegswichtig angesehenen Ressourcen Kohle und Stahl die Kriegsgefahr 
in Europa zu bannen. Neben den drei Benelux-Staaten gehörten die Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich und Italien zur EGKS. Diese sechs Länder unterzeichneten am 
25.3.1957 in Rom die Gründungsurkunde der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) und den Vertrag über die Europäische Atomgemeinschaft (EAG; Euratom). 
Diese »Römischen Verträge« traten zum 1.1.1958 in Kraft. Die Eingliederung der DDR 
bzw. der fünf neuen Bundesländer erfolgte automatisch am Tag der Vereinigung, dem 
3.10.1990; es bedurfte keiner Änderung der Römischen Verträge. 


3 Grundzüge der gesellschaftlichen Entwicklung 1950-1990 
3.1 Produktionssektoren und Erwerbsquote 


Auffälligste Merkmale der Entwicklung der Produktionsstruktur der Bundesrepublik in 
den vier Jahrzehnten bis zur Wiedervereinigung waren der absolute und relative Rück- 
gang der Beschäftigten in Land- und Forstwirtschaft, der absolute und relative An- 
stieg der Beschäftigten im Dienstleistungssektor und der Rückgang der selbstständigen 
und mithelfenden Familienangehörigen, bei gleichzeitigem Anstieg der unselbststän- 
dig Beschäftigten auf etwa neun Zehntel aller Erwerbstätigen (> Arbeitsmarkt und Be- 
schäftigung). 

Während die Entwicklung der Erwerbsquote (Anteil der Beschäftigten in Rela- 
tion zur Gesamtbevölkerung) zwischen 46,2 Prozent (1950) und dem Maximum von 
48,2 Prozent (1957) schwankte, zeigte diese Quote bei Männern und Frauen größere 
Differenzen: Die der Frauen ging bis 1971 (30 Prozent) kontinuierlich zurück, um erst 
danach anzusteigen. Im Vergleich zur DDR war die allgemeine, insbesondere aber die 
weibliche Erwerbsquote deutlich niedriger. 

In den ersten 20 Jahren der bundesrepublikanischen Wirtschaftsgeschichte verän- 
derten sich die Anteile der Produktionssektoren (Wirtschaftsbereiche) am Bruttoin- 
landsprodukt (BIP) erheblich. 1950 betrug der Anteil von Land- und Forstwirtschaft wie 
Fischerei noch 10,2 Prozent, 1970 nur 3,1 Prozent. Auf das warenproduzierende Gewerbe 
entfielen 1950 50 Prozent, 1970 waren es 55 Prozent (Stat. Bundesamt 1972: 264). In allen 
Produktionssektoren waren die quantitativen Veränderungen auch mit umfänglichen 
qualitativen Veränderungen und Differenzierungen verbunden, zumal seit Beginn der 
»digitalen Revolution« um 1970. 
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Tabelle 1 Anteile der Produktionssektoren an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen 1950-1990 
(in Prozent) 


1950 1960 1970 1980 1990 

Primärer Sektor: 

Land- und Forstwirtschaft; Tierhaltung; 23,2 13,7 85 5,5 3,6 

Fischerei 
Sekundärer Sektor: 

Produzierendes Gewerbe 42,3 48,0 48,9 44,1 40,6 
Tertiärer Sektor: 

Handel und Verkehr; Dienstleistungen 32,3 38,3 42,6 50,4 55,8 
Nicht klassifizierbar 2,2 - - - - 
Insgesamt in Tsd. 22074 26 063 26 560 26 278 29 334 


Quelle: Schäfers (2012: Tab. 21). 


3.2 Familie und Jugend 


Die Familie der Nachkriegszeit bzw. der frühen 1950er Jahre war ein Spiegel der deso- 
laten Situation, aber auch ein Beispiel für die Rückgewinnung von Stabilität in den ge- 
sellschaftlichen Basisinstitutionen (> Familie und Lebensformen). Dies belegte Helmut 
Schelskys Analyse der »Wandlungen der deutschen Familie in der Gegenwart« (1953). 
Doch auch in der Familie zeigte sich, wie im Rückblick erkennbar wird, sozial-kulturel- 
ler Wandel, sichtbar z.B. im Erziehungsstil, der Autoritäres und Patriarchalisches zu- 
rücktreten ließ. Viele Indikatoren weisen zwar auch auf die Restauration traditioneller 
Familienleitbilder in den 1950er Jahren hin, doch gab es gleichzeitig den Trend der »sä- 
kularen Geburtenbeschränkung« (Hans Linde) und der Verselbständigung (Individua- 
lisierung) familiärer Positionen (Peuckert 2008). 

Erfolglos waren auch Versuche der Restaurierung einer bündischen Jugendkultur 
oder staatstreuen Jugend (wie in der DDR). Helmut Schelsky prägte den breit rezipierten 
und zum Selbstverständnis der jungen Bundesrepublik gehörenden Begriff der »Skepti- 
schen Generation« (1957). Die Jugend lehnte die durch Ältere (»Führer«) dominierten 
jugendbewegten Gruppen ab und strebte hin zu dem neuen Gruppentypus der peers, 
den selbstbestimmten Gleichaltrigengruppen. Zu diesem Umbruch gehörte auch die Ju- 
gendmusikkultur mit ihren schnell wechselnden Stilen und Gruppen sowie ihrer an ho- 
hen technischen Standards orientierten Reproduktion. Hierin lag zugleich ein Vehikel 
der Anpassung der Jugend an Technik wie an die neuen Konsumstandards. Friedrich H. 
Tenbruck stellte in »Jugend und Gesellschaft« (1962) die Diagnose, die Jugend habe eine 
eigene Teilkultur ausgebildet; in den peer-groups schaffe sie sich einen selbstbestimm- 
ten Raum der Identifikation, der »Sozialisation in eigener Regie«, und verstärke damit 
den Trend nach einer Verlängerung der Adoleszenz. 
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3.3 Kirchen und Sozialmilieus 


Deutschland war, nicht zuletzt durch die Dominanz Preußens (als Land definitiv 1947 
aufgelöst) und die Herkunft seiner Eliten, in Wirtschaft, Staat und Gesellschaft ein vom 
Protestantismus geprägtes Land (» Kirchen, Religionsgemeinschaften und Religiosität). 
Das Bildungsdefizit der Katholiken und damit verbundene Benachteiligungen in der 
Statuspyramide wurden auch in den 1950er Jahren kaum verringert. So konnten z.B. in 
der klassischen Domäne des protestantischen Bildungsbürgertums, der Universität, Ka- 
tholiken erst mit der Bildungs- und Hochschulexpansion seit 1965 nennenswerte An- 
teile erringen. 

Die Zahl der »Kirchenkatholiken« war in den 1950er Jahren hoch und die Bindung 
von - vor allem katholischer - Konfession und CDU/CSU-Wählerschaft eng. Wurden 
sonst (z.B. in der Arbeiterschaft) typische Sozialmilieus modernistisch aufgebrochen, 
erfuhr das katholische Sozialmilieu bis in die späten 1950er Jahre eine Stabilisierung. Der 
radikale Umbruch erfolgte erst Mitte der 1960er Jahre (Gabriel 1993). Für das »protes- 
tantische Milieu« zog Christoph Kleßmann (1993) ein vergleichbares Fazit: Hinter der 
Fassade einer »vordergründigen Religiosität« seien auch in den 1950er Jahren bereits 
Elemente ihrer Auflösung sichtbar gewesen. Kleßmann umschreibt dies als » Verflech- 
tung von Restauration und Modernisierung«. 


3.4 Neue Rolle des Militärs 


Als wichtige, die Integration und Konsensfähigkeit der westdeutschen Gesellschaft in 
ihrer Anfangsphase wesentlich begünstigende Diskontinuität wurde das (unfreiwillige) 
Abdanken des deutschen Militärs bezeichnet (» Militär). Mit der totalen Kapitulation 
waren »der gesellschaftliche Statuswert und der politische Rang der Armee dahin« (Bald 
1993). Die eindeutige Unterordnung des Militärs - nach Gründung der Bundeswehr 1955 
und Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht 1956 - als »Bürger in Uniform« 
unter demokratisch gewählte Institutionen und in eine fast normale Rolle als »Dienst- 
leister« war Voraussetzung für die Akzeptanz der durch den Kalten Krieg provozierten 
Rückkehr des Militärs in das öffentliche Leben. Durch den 1957 eingeführten » Wehrbe- 
auftragten« (Art. 45b GG) sollten verbesserte Möglichkeiten der Beschwerde seitens der 
Soldaten und öffentliche Kontrolle dieser traditionell zur Autonomie neigenden Insti- 
tution geschaffen werden. 


3.5 Modernisierung und Westbindung als dominante Trends 


Die westdeutsche Gesellschaft ist in ihrer Formierungsphase nur begrenzt als »restau- 
rativ« zu bezeichnen. Viele Strukturelemente (Parteien, Militär, Konfession, Arbeiter- 
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milieu usw.) wurden entweder gar nicht oder unter veränderten Bedingungen »restau- 
riert«. Ralf Dahrendorf nannte in » Gesellschaft und Demokratie in Deutschland« (1965: 
40f.) vier Elemente der liberalen Demokratie, die erst nach 1948/49 sich frei entwickeln 
konnten: die Durchsetzung bürgerlicher Freiheits- und Gleichheitsrechte; die »rationale 
Regelung von Konflikten« in politischen und weiteren Institutionen; die Anerkennung 
der Vielfalt von Interessen und die Differenzierung der Eliten und die Ausbildung einer 
öffentlichen Sphäre der Kritik und der bürgerlichen Tugenden. Diese Entwicklungen 
waren verbunden mit einer eindeutigen Westorientierung und Prozessen der Moderni- 
sierung des Lebensstils (Schildt/Sywottek 1993). Zwar gab es bereits in den 1920er Jahren 
eine erste Welle der » Amerikanisierung« des Lebensstils, aber erst nach dem Zweiten 
Weltkrieg wurden in Westdeutschland Entwicklungsphasen der amerikanischen Gesell- 
schaft zu freiwillig oder unfreiwillig adaptierten »patterns« einer weitreichenden Kul- 
turdiffusion. 


3.6 Aufdem Weg zur Dienstleistungsgesellschaft 


Seit Ende der 1950er Jahre zeichnete sich ab, was dann in den 1960er Jahren als » Dienst- 
leistungs«- bzw. » Angestelltengesellschaft« bezeichnet wurde (> Dienstleistung und 
Dienstleistungsgesellschaft). Im öffentlichen wie im industriellen Bereich nahm der An- 
teil der Angestellten sprunghaft zu, bei gleichzeitiger Heterogenisierung ihrer Berufspo- 
sitionen und einer Zunahme des Frauenanteils von 1950 bis 1960 von 40 auf 50 Prozent. 

Zu den einführend hervorgehobenen Diskontinuitäten der Gesellschaftsentwicklung 
nach 1945/48, die sich jedoch integrierend auf das Gesamtsystem auswirkten, gehört 
auch der Schwund des Klassenbewusstseins der Arbeiter. In einer industrie- und be- 
triebssoziologischen Untersuchung hatten Heinrich Popitz, Hans Paul Bahrdt und an- 
dere (1957) herausgefunden, dass das Arbeiterbewusstsein nicht mehr »proletarisch« 
verankert war, sondern nur noch strategisch in Lohnauseinandersetzungen aktualisiert 
wurde. Die Verbreitung der Angestelltenschaft und die »Entproletarisierung« der Ar- 
beiterschichten in den 1950er Jahren waren die Basis für die Entschärfung des Klassen- 
konflikts und letztlich für das sozialdemokratische »Godesberger Programm« von 1959. 


4 Von der Klassenspannung zur sozialen Schichtung 


Im Jahre 1949 veröffentlichte der Soziologe Theodor Geiger (1891-1952) eine Schrift 
mit dem Titel »Die Klassengesellschaft im Schmelztiegel«. Wie schon in seiner empi- 
rischen Untersuchung »Die soziale Schichtung des deutschen Volkes« (1932) verband 
Geiger Elemente einer »aufgeklärten« Klassentheorie mit Befunden über soziale Lage 
und sozialem Bewusstsein, Mentalität und Lebenschancen zu einer weiterführenden 
Analyse der vertikalen Struktur und Ungleichheitsdimensionen entwickelter Industrie- 
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gesellschaften (> Soziale Ungleichheiten. Klassen und Schichten; » Sozialstruktur). Noch 
größere Resonanz hatte die von Helmut Schelsky (1912-1984) entwickelte These von 
der »nivellierten Mittelstandsgesellschaft«, die er zuerst 1953 als Ergebnis seiner Unter- 
suchungen über die »Wandlungen der deutschen Familie in der Gegenwart« vortrug. 
Zentrale Aussagen lassen sich wie folgt zusammenfassen (1965: 332 ff.): In der deutschen 
Gesellschaft seien seit Ende des Ersten Weltkrieges umfangreiche soziale Aufstiegs- und 
Abstiegsprozesse vor sich gegangen. Die »breite Aufstiegsmentalität der industriellen 
Gesellschaft« werde im Wesentlichen gebildet durch den »kollektiven Aufstieg der In- 
dustriearbeiterschaft« und den »mehr graduell, im ganzen aber ebenfalls schichtbildend 
vor sich gehenden Aufstieg der technischen und Verwaltungsangestellten in den neuen 
Mittelstand«. Diese Aufstiegsprozesse würden gekreuzt von »breiten sozialen Abstiegs- 
und Deklassierungsprozessen«, die ebenfalls nach dem Ersten Weltkrieg begännen (In- 
flation 1923) und sich nach 1945 verstärkten. Der Nivellierung »des realen wirtschaft- 
lichen und politischen Status« folge eine Vereinheitlichung der sozialen und kulturellen 
Verhaltensformen in einem »kleinbürgerlich-mittelständischen Lebenszuschnitt«. 
Auch die von Karl Martin Bolte, Erwin K. Scheuch und anderen seit Ende der 1950er 
Jahre entwickelten Schichtungsindizes und Prestigeskalen ermittelten kein klassenspe- 
zifisches Bild von der vertikalen Struktur der westdeutschen Gesellschaft. Dies erhielt 
durch weltpolitische Entwicklungen - Entkolonialisierung; Vietnam-Krieg; Vordringen 
des Sozialismus in Entwicklungsländern und schließlich durch die Studentenproteste - 
vor allem im wissenschaftlichen Raum seit Beginn der 1960er Jahre neuen Auftrieb. 
Am Ende des Weges im hier betrachteten Zeitraum - bis 1990 - lässt sich die ver- 
tikale Struktur der westdeutschen Gesellschaft auch in einer Schichtungspyramide nur 
noch mühsam unterbringen. In »Jenseits von Stand und Klasse« (Beck 1983) oder in 
Stefan Hradils Analysen über die neu entstandenen »Lagen und Milieus« (1987) wurde 
gezeigt, dass die Prozesse der Pluralisierung und Individualisierung zu neuen Lebens- 
lagen und Lebensstilen geführt hatten. Neue Berufsfelder und Arbeitsverhältnisse, neue 
Siedlungs- und Wohnstrukturen, neue Haushalts- und Familienformen, die Verände- 
rung der Altersstruktur und der Generationenverhältnisse hatten zur »neuen Unüber- 
sichtlichkeit« (Habermas) ebenso beigetragen wie die weiter fortschreitende Entkoppe- 
lung von Arbeitswelt, »Kulturindustrie« (Adorno) und Freizeit (Geißler 2008: 112 ff.). 


5 Postindustrielle Sozialstruktur 


Bei der Analyse der Sozialstruktur der Bundesrepublik in den ersten zwei Jahrzehnten 
standen politische, ökonomische und soziale Faktoren im Vordergrund; seit Mitte der 
1960er Jahre sind Veränderungen der Wertorientierung, neue Informationstechnologien 
und audio-visuelle Medien in die Betrachtung einzubeziehen. 
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5.1 Wertewandel und Sozialstruktur 


Mit zunehmendem individuellen Wohlstand und der Absicherung der materiellen Le- 
bensbasis (bei einer Arbeitslosenquote von zum Teil unter einem Prozent) beeinfluss- 
ten Fragen nach der deutschen Vergangenheit und der restaurativen Gesellschaftsstruk- 
tur mehr und mehr die Politik und die Institutionen. Veränderungen der Sozialstruktur 
seit Mitte der 1960er Jahre sind daher auch im Zusammenhang des Wertewandels zu se- 
hen (» Werte und Wertewandel), von Ronald Inglehart (1977) als »silent revolution« be- 
zeichnet. Für die westdeutsche Gesellschaft ist als Basis hierfür die Bildungsexpansion 
seit Beginn der 1960er Jahre zu berücksichtigen, von der Mädchen und junge Frauen 
überproportional profitierten (Geißler 2008: 273 ff.). Hierdurch änderte sich das Ver- 
hältnis der Geschlechter und erhöhte sich die Kritikfähigkeit gegenüber Institutionen 
und Politik. Soziale Bewegungen, Alternativkultur und eine Expansion sozialer Grup- 
pen in immer mehr Lebensbereichen veränderten die Sozialstruktur, Schichtungen, La- 
gen, Milieus und Lebensstile. 

In seiner Analyse des Wertewandels in der Bundesrepublik fasst Heiner Meulemann 
(1996) die zentralen Dimensionen der letzten vier bis fünf Jahrzehnte wie folgt zusam- 
men: In der alten Bundesrepublik gab es eine deutliche Zunahme an Mitbestimmung 
und Selbstbestimmung sowie an Akzeptanz des politischen Systems und der politischen 
Interessen; Kirchenbindung und Kirchgang hatten einen Rückgang zu verzeichnen. Die 
DDR habe diesen »postmateriellen Wertewandel« (B.S.) nicht erlebt und statt der frei- 
willigen Säkularisierung habe es eine von der Politik erzwungene gegeben. 


5.2 Konturen der Informationsgesellschaft 


Um 1970 begannen sich Strukturen einer »Informationsgesellschaft« abzuzeichnen: Seit 
1971 gab es Nachrichten-Satelliten; seit 1978 Video und Kabel; seit 1980 den Bildschirm- 
text; seit 1981 den PC usw. Durch die neuen Informationstechnologien veränderten sich 
die Produktionsstrukturen, die Arbeitsprozesse und Freizeitgewohnheiten ebenso wie 
die Geräte und Gebrauchsgüter, die Verkehrssysteme und die Kommunikationsformen 
(> Informationsgesellschaft). Kein Bereich blieb vom Einsatz der Mikroprozessoren, der 
digitalisierten Steuerung und der immer stärkeren Vernetzung der audio-visuellen Me- 
dien unberührt. Die neuen Technologien und neuen Medien wurden zur Basis der In- 
formationsgesellschaft, in der nicht nur die Individuen über ihren PC am dienstlichen 
und häuslichen Arbeitsplatz »online« mit allen möglichen Diensten und Informations- 
quellen verbunden sind, sondern eine Vielzahl von Arbeitsplätzen räumlich und zeitlich 
beliebig verlagert werden können. Der »Cybercomputer« wird möglich. Ebenso umfas- 
send waren die Auswirkungen auf Lernprozesse, auf Bildungs- und Ausbildungsinhalte, 
auf die Formen der Wahrnehmung (mit Übergewicht des Visuellen), auf Raum- und 
Zeitbewusstsein. Für den Alltagssprachgebrauch und eine zeitgerechte Allgemeinbil- 
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dung war ein völlig neues Vokabular einzuüben: Bit und Byte, CD-Rom und Cyber- 
space, Decoder und E-Mail, Hacker und Internet, ISDN und Scanner seien hier als Bei- 
spiele genannt. 

Daniel Bell war mit seinem Werk über die »nachindustrielle Gesellschaft« (1973/75) 
einer der ersten, der diese Entwicklungen auf den Begriff brachte und sie mit einem brei- 
ten empirischen Material belegte. Seine zentrale These lautet: Durch die digitale Revo- 
lution gewinnen gegenüber der industriellen Gesellschaft wissenschaftlich generiertes 
Wissen und neue Formen der Information und Kommunikation die Oberhand; sie sind 
das neue »axiale Prinzip«. Es komme zu einer Änderung der Werteordnung, die auch 
den Kulturbereich immer stärker zu einem Element der Sozialstruktur mache. 

Durch diese Entwicklungen wurde der Dienstleistungssektor immer umfangreicher 
und differenzierter; um das Jahr 1990 umfasste er in der Bundesrepublik etwa 56 Prozent 
aller Erwerbstätigen. Darum wurde vorgeschlagen, ihn so zu differenzieren, dass die 
neuen Formen der Wissensproduktion und -aneignung, der Aufbereitung und Vermitt- 
lung von Informationen, die ja auch in den Produktionsbetrieben eine immer größere 
Rolle spielen, sozialstatistisch auszuweisen und als Elemente der Sozialstruktur sichtbar 
zu machen. 


6 Vereinigung von Bundesrepublik und DDR 
6.1 Integration der DDR 


Die Bundesrepublik Deutschland wurde entsprechend den Traditionen der deutschen 
Geschichte als föderaler Bundesstaat gegründet, d.h. mit Ländern, die partiell Staats- 
funktionen haben. Die Entwicklung in der DDR war bald nach Gründung zentralistisch 
und allen überkommenen föderalen Traditionen auf Gemeinde- und Länderebene ent- 
gegengesetzt. Darum mussten im Hinblick auf die Angliederung der DDR nach Art. 23 
GG die 1952 liquidierten Länder neu gegründet werden (vgl. Präambel und Art. 23 GG 
in der bis zum 3.10.1990 geltenden Fassung). Diese fünf neuen Bundesländer machten 
1990 zusammen mit Ost-Berlin (das mit West-Berlin zu einem eigenen Bundesland bzw. 
Stadtstaat vereinigt wurde) 30,3 Prozent des Gesamtterritoriums und 21,2 Prozent der 
Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland aus. 


6.2 Vereinigung unterschiedlicher Systeme 


»Die doppelte Staatsgründung« (Kleßmann 1982) gehörte seit der Ostpolitik der Re- 
gierung Brandt/Scheel (1969 f.) zum politischen und kulturellen Selbstverständnis. Die 
Wiedervereinigung (> Wiedervereinigung) blieb zwar Staatsziel, schien aber trotz der 
Entwicklungen in Osteuropa seit 1985, dem Beginn der »Ära Gorbatschow«, in eine im- 
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mer fernere Zukunft gerückt. Allenfalls wurde an Reformen im »real existierenden So- 
zialismus« (Rudolf Bahro), nicht aber an die völlige Aufgabe der staatlichen Souveräni- 
tät der DDR gedacht. 

Die Vereinigung der beiden deutschen Staaten erfolgte nach den Vorgaben des Ge- 
sellschafts- und Staatssystems der Bundesrepublik: Die offiziell bis zum 3. Oktober 1990 
existierende DDR wurde Teil der Bundesrepublik Deutschland. Es entstand also kein 
neuer Staat auf neuer Verfassungsgrundlage, sondern die bisherige Bundesrepublik er- 
weiterte sich um das Territorium der DDR bzw. um fünf »neue Bundesländer« und Ost- 
Berlin, das mit West-Berlin zum dritten Stadtstaat der neuen Bundesrepublik zusam- 
mengefasst wurde. 

Gegensätzlicher als in den beiden deutschen Staaten konnten die politischen und 
sozialen, kulturellen und ökonomischen Strukturen in Industriegesellschaften kaum 
sein. Hier eine parlamentarische Demokratie und Marktwirtschaft - dort eine partei- 
zentrierte Gesellschaft und Zentralverwaltungswirtschaft. Die Bundesrepublik war aber 
nicht nur mit ihrer Verfassung und ihrer Rechtsordnung, ihrem Föderalismus und ih- 
ren politischen Institutionen das in allen Einzelheiten zu kopierende Vorbild, sondern 
auch mit ihrer Form der Organisation des Wirtschaftslebens, ihrem für die Deutschen 
so wichtigen Vereinsleben usw. das »Muster«, an dem der gesellschaftliche Aufbau in 
den neuen Bundesländern sich orientierte. Wie das geschehen sollte, steht in den beiden 
Staatsverträgen, die vor der Vereinigung mit der DDR abgeschlossen wurden: Der erste 
Staatsvertrag vom 18.5.1990 brachte zum 1.7.1990 die Währungs-, Wirtschafts- und So- 
zialunion mit der DDR; der zweite Staatsvertrag, auch Einigungsvertrag genannt, re- 
gelt für den staatlichen, rechtlichen, politischen und kulturellen Bereich die Formen 
des Übergangs und der Integration. Verfassungsrechtlich relevant war vor allem der 
»Einigungsvertrag«, d.h. der »Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR über die Herstellung der Einheit Deutschlands vom 31. 8.1990« (wirksam ab 


3.10.1990). 
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Gesellschaft der Deutschen Demokratischen 
Republik (DDR) von 1949-1990 


Peter Voigt’ 


1 Grundlagen und Gründungsideen der DDR-Entwicklung 


Am 3. Oktober 1990 wurde die Wiedervereinigung Deutschlands - formal - vollzogen. 
Die DDR hatte aufgehört zu existieren. Was war das für ein Gesellschaftsgebilde, das 
in seiner circa 40-jährigen Geschichte die politische und wirtschaftliche Diskussion in 
Europa und in der Welt auf unterschiedliche Weise beeinflusst hatte? In der politischen 
Alltagssprache reichten die Kennzeichnungen bei den jeweiligen Systemvertretern und 
deren Widersachern von »Staat der Arbeiter und Bauern«, » Diktatur des Proletariats«, 
»Sozialistischer Friedensstaat« bis hin zu »Sowjetvasall«, » Unrechtsregime«, »Polizei- 
und Stasi-Staat« usw. 

In allen diesen Kennzeichnungen steckt ein Quantum an Wahrheit; ob damit aber 
der soziale Kern dieses historischen Gesellschaftssystems fixiert wurde, muss sicher 
noch längeren Aufarbeitungsphasen vorbehalten bleiben (> Wiedervereinigung). 


1.1  Verfassungsmäßige Grundlagen 


Wenige Monate nach der Gründung der Bundesrepublik Deutschland (BRD) (» Gesell- 
schaft der Bundesrepublik Deutschland 1945/49-1990) trat am 7. Oktober 1949 der aus 
der Volkskongressbewegung hervorgegangene Volksrat unter dem Vorsitz von Wilhelm 
Pieck zusammen, proklamierte die DDR und erklärte sich selbst zur »Provisorischen 
Volkskammer«. Wenige Tage später wurde von der Volkskammer und der inzwischen 
installierten Länderkammer Pieck zum Präsidenten der DDR und Otto Grotewohl zum 
Ministerpräsidenten gewählt. 

In der damaligen politischen Lesart wurde argumentiert, dass die schnelle Gründung 
der DDR nur eine Reaktion auf die »spalterische Politik« der westlichen Alliierten war. 
Der Gedanke an eine Wiedervereinigung wurde eigentlich erst in der Verfassungsre- 
form 1974 formal endgültig aufgegeben. 


1 Übernahme aus der 2. Auflage des Handwörterbuchs zur Gesellschaft Deutschlands (2001 herausgege- 
ben von Bernhard Schäfers und Wolfgang Zapf). 


S. Mau, N. M. Schöneck (Hrsg.), Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, 
DOI 10.1007/978-3-531-18929-1_21, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013 
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Die noch am 7. Oktober 1949 verabschiedete - und vom damaligen Präsidenten 
der Provisorischen Volkskammer, Johannes Dieckmann, unterzeichnete - Verfassung 
versuchte, die nach dem Erlebnis der Nazizeit in den Hoffnungen der Menschen wur- 
zelnden Wünsche nach Freiheit, Frieden, Gemeinwohl usw. festzuschreiben. Es kann 
deshalb nicht verwundern, dass die engen Bezüge zur Weimarer Verfassung selbst für 
Nichtjuristen kaum zu übersehen waren. Und selbiges musste - damals - nicht politisch 
oktroyiert werden, es war die vorhandene Wertorientierung der Menschen. Logisch wa- 
ren auch demzufolge die in der ersten Verfassung der DDR fixierten Orientierungen auf 
die Einheit Deutschlands. In Artikel ı, Absatz (1) hieß es: »Deutschland ist eine unteil- 
bare demokratische Republik, sie baut sich auf den deutschen Ländern auf« (Verfassung 
DDR von 1949: 3). Artikel ı, Absatz (4) schrieb fest: »Es gibt nur eine deutsche Staatsan- 
gehörigkeit« (ebd.). 

Erstaunlich lange hat sich diese Diktion der Gesellschaftsorientierung erhalten. Min- 
destens zwei Gründe sprechen dafür: Zum einen erahnten die damals »Politik-Mächti- 
gen« sehr wohl, dass es nicht möglich sein würde, in historisch kurzen Zeiträumen die 
über Jahrhunderte gewachsenen deutschen Traditionen durch die Festlegungen politi- 
scher Grenzen auszulöschen. Zum anderen schien man davon überzeugt zu sein, dass 
das »Modell DDR« eine solche politische Affinität verkörpern würde, die eine Wieder- 
vereinigung Deutschlands - natürlich nach kommunistischen Idealen - für die Mehr- 
heit der Deutschen relativ wahrscheinlich erschienen ließ. Die Realitäten der tatsäch- 
lichen sozialen, politischen und kulturellen Entwicklung in der DDR sprachen später 
dagegen. 

Es erscheint deshalb fast logisch, dass es in der 2. Verfassung der DDR vom 8. Ap- 
ril 1968 - unterzeichnet vom damaligen Vorsitzenden des Staatsrates der DDR, Walter 
Ulbricht - hieß: »Die Deutsche Demokratische Republik ist ein sozialistischer Staat 
deutscher Nation.« Endgültig zementiert wurde die Trennung der deutschen Nation 
erst in der Verfassungsreform von 1974. 

Das Sehnen und die Hoffnungen vieler Menschen bezüglich der Wiedervereinigung 
Deutschlands sind also keineswegs erst in den stürmischen Tagen des Herbstes 1989 ge- 
boren worden, sie wurden wieder neu belebt. Die politischen Träger der Wendebewe- 
gung, die etwa 40- bis 50-Jährigen, hatten noch bis Ende der 1960er Jahre - gestützt auf 
verfassungsmäßige Orientierung - die Wiedervereinigung nicht ganz aus den Augen 
verloren. Der politische Kurswandel Ende der 1960er Jahre begrub diese Hoffnungen 
völlig. Man begann, »sich einzurichten« (im Westen wie im Osten!) und mit den Gege- 
benheiten der Spaltung Deutschlands zu leben. Noch Ende der 1980er Jahre hätte wohl 
kaum jemand eine kurzfristige Wiedervereinigung für denkbar gehalten. Die sich über- 
stürzenden politischen Ereignisse des Jahres 1989 ließen alte Hoffnungen und Wünsche 
schnell wieder aufkeimen. 
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1.2  Gründungsideen der DDR 


Die Gründungsideen der DDR entsprangen natürlich nicht ausschließlich den Vorstel- 
lungen der damaligen deutschen Kommunisten. Der rigide Einfluss sowjetischer Admi- 
nistration war unübersehbar. Das lässt sich auch aus der ı. Verfassung der DDR ablesen. 
Markantes Beispiel ist die Formulierung des Artikels 50. Darin heißt es in Absatz (1): 
»Höchstes Organ der Republik ist die Volkskammer« (Verfassung DDR von 1949: 13). 

Dieser Verfassungssatz gleicht fast wörtlich dem Artikel 30 der Sowjetischen Verfas- 
sung von 1936, in dem es heißt: »Das höchste Organ der Staatsgewalt in der UdSSR ist 
der oberste Sowjet der UdSSR« (Rausch/Stammer 1975: 184). Diese bereits in der ersten 
Verfassung beginnende, später sowohl in anderen verfassungsrechtlichen Grundsätzen 
wie in der täglichen Politik zunehmende Machtkonzentration in den Hängen zentra- 
ler staatlicher Organe - auf politischer Ebene vor allem in den Händen des Politbüros 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED) - hat die weitere Entwicklung 
der DDR nachhaltig beeinflusst und komplizierte Probleme in der wirtschaftlichen, so- 
zialen und kulturellen Entwicklung hervorgebracht. Eine eigenartige Ironie des politi- 
schen Schicksals der DDR-Gesellschaft: In ihrer ganzen Entwicklung hat sie sich nie aus 
den Klammern sowjetischer Bevormundung lösen können; ihr Untergang wurde wie- 
derum maßgeblich durch Veränderungen in der politischen Machtstruktur ihres Bevor- 
munders eingeleitet. 


1.3  Sozialökonomische Ausgangsbedingungen der DDR 


Die sozialökonomischen Ausgangsbedingungen bei Gründung der DDR waren denkbar 
schlecht. Das Gebiet der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ), später im Wesentlichen 
das Gebiet der DDR, war im nördlichen Teil (die späteren Bezirke Rostock, Schwerin, 
Neubrandenburg) im Wesentlichen agrarisch strukturiert. Außer wenigen, »industriel- 
len Inseln« im Süden, etwa in den Regionen Magdeburg, Leipzig und Dresden, fehlte 
die Schwerindustrie fast völlig. An Rohstoffen war außer Braunkohle und Mineralsalzen 
so gut wie nichts vorhanden. Die im Raum Chemnitz vorhandenen Uran-Vorkommen 
wurden ausschließlich durch Betriebe der Sowjetischen Militäradministration (SMAD) 
abgebaut und - unentgeltlich - in die Sowjetunion geliefert. 

Im Rahmen der festgelegten Demontagen wurden mehr als 1ı 000 Betriebe, vor al- 
lem in den Bereichen Maschinenbau, der chemischen und optischen Industrie, abge- 
baut. Über die von der SBZ/DDR insgesamt geleisteten Reparationsleistungen gibt es 
nur Schätzungen. Vermutet wird im Zeitraum von 1945 bis 1953 ein Volumen von rund 
67 Milliarden Mark. Stützungen für den Aufbau der Volkswirtschaft, wie sie die west- 
lichen Besatzungszonen bzw. die BRD empfangen hatten, gab es für die DDR nicht. 

Wie sehr offensichtlich dieses Problem dem Bild vom »Bruder Sowjetunion« ideolo- 
gisch im Wege stand, belegt die Tatsache, dass es im Handbuch der DDR von 1984 das 
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Stichwort »Reparationsleistungen« überhaupt nicht gibt. Diese Ausgangsbedingungen 
und der Versuch ihrer politischen und wirtschaftlichen Bewältigung zeitigten Folgen, 
die - letztlich - bis zum Untergang der DDR 1990 zu beobachten waren. 

Der Aufbau der Grund- und Schwerindustrie und deren technologische Vervoll- 
kommnung sowie Anpassung an westliche Standards war eine Zielsetzung, die sich in 
allen Volkswirtschaftsplänen und Parteitagsbeschlüssen der SED nachweisen lässt. 

Reflektiert wird diese damalige gesellschaftspolitische Orientierung am Anteil der 
Wirtschaftsbereiche an den Berufstätigen. Im Zeitraum von 1949 bis 1985 entwickelte 
sich nach offiziellen Angaben der Anteil der in der Industrie Beschäftigten von 27,2 Pro- 
zent auf 37,7 Prozent. Der Anteil des produzierenden Handwerks ging im gleichen Zeit- 
raum von 8,6 Prozent auf 3,1 Prozent zurück. Die Bauwirtschaft stagnierte (6,5 Prozent 
1946 zu 6,7 Prozent 1986); Verkehr, Post- und Fernmeldewesen waren zum Teil rückläu- 
fig (Statistisches Jahrbuch DDR 1987: 112). Die Konsequenzen einer solchen Wirtschafts- 
orientierung waren ein permanenter Mangel an Konsumgütern. 

Sich selbst zunehmend als moderner sozialistischer Industriestaat bezeichnend, 
konnte die DDR aber die Entwicklungstendenzen der »Moderne« nicht durchhalten. 

Die Entwicklung des tertiären Sektors, von Massenkonsum auf hohem Niveau und 
persönlicher Freiheit waren Leistungen, die aufgrund der historischen Ausgangsbedin- 
gungen und der zunehmenden politischen Indoktrinationen nur begrenzt »lieferbar« 
waren und nicht selten zu innenpolitische Spannungen führten. 


1.4 Bevölkerungs- und wirtschaftliche Entwicklung der DDR 


Die Entwicklung der Wirtschaft zum Zeitpunkt der Gründung der DDR war natürlich 
eingebettet in ein damaliges politisches Konzept. Es basierte im Wesentlichen auf zwei 
Säulen: Zum einen sollte das gesellschaftliche Eigentum - getreu dem Marxschen An- 
satz - an den Produktionsmitteln die Gewähr für ein von Ausbeutung freies und an 
den Bedürfnissen der werktätigen Massen orientiertes Leben garantieren. Zum anderen 
sollte das Prinzip des demokratischen Zentralismus, der Führungsanspruch der marxis- 
tisch-leninistischen Partei, der SED, auf allen Ebenen durchgesetzt werden. 

Die entsprechenden Bedingungen zur Realisierung dieses Konzeptes wurden schon 
vor der Gründung der DDR geschaffen. Die noch vor Gründung der DDR durchge- 
führte Boden- und Industriereform enteignete Grundbesitzer und Industrieeigentümer 
und führte ihren Besitz in Neubauernparzellen (selbige bildeten später den Hauptan- 
teil der Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften/LPG), staatliche landwirt- 
schaftliche Güter und volkseigene Betriebe über. Mit der Bodenreform wurden bür- 
gerlich-demokratische Forderungen realisiert, die seit Jahrzehnten fortschrittliche 
politische Kräfte in Deutschland angemahnt hatten. Sicherlich war dies auch ein Grund 
dafür, dass nach der Wiedervereinigung die durch die Bodenreform neu entstandenen 
Besitzverhältnisse nicht angetastet wurden. Das Prinzip des »demokratischen Zentralis- 
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mus« lässt sich in seiner Entwicklung und Zuspitzung deutlich an den Verfassungsände- 
rungen 1968 und vor allem 1974 ablesen. 

Der Führungsanspruch der SED in allen entscheidenden wirtschaftlichen, politi- 
schen und kulturellen Fragen wurde verfassungsrechtlich garantiert. Das Politbüro der 
SED wurde immer stärker zum wirtschaftsleitenden Faktor der DDR-Wirtschaft. Auch 
die strukturelle Zentralisation der DDR-Wirtschaft ist gut nachvollziehbar. Die Kon- 
zentrationskette vollzog sich von der Überführung Volkseigener Betriebe (VEB) in die 
Vereinigung Volkseigener Betriebe (VVB) zu Kombinaten. Betrug der Anteil der zen- 
tral geleiteten Kombinate 1970 noch 35, so lag ihre Zahl 1986 bereits bei 127 (Statistisches 
Jahrbuch DDR 1987: 138). Der volkswirtschaftlich entscheidende Anteil der industriellen 
Warenproduktion, der Produktion von Fertigerzeugnissen für die Bevölkerung und der 
Exportanteil, wurde von zentral geleiteten Betrieben erbracht. 

Die konzeptionellen Ansätze der damaligen DDR-Führung blieben nicht ohne so- 
ziale Folgen. Die Enteignung von Grund und Boden sowie tausender privat-kapita- 
listischer Betriebe drängten die damaligen Besitzer ins soziale Aus. Die - unter den 
ökonomischen Ausgangsbedingungen der neu gegründeten DDR notwendige - Forcie- 
rung des Aufbaus der Grundstoff- und Schwerindustrie durch Partei- und Staatsorgane 
führte gerade in diesen Jahren zu erheblichen Versorgungsmängeln. Politische - vor al- 
lem politisch geprägte - Indoktrination in Wissenschaft, Kultur und Wirtschaft veran- 
lasste Zehntausende zur »Republikflucht«. Von 1949 bis 1960 nahm die DDR-Bevölke- 
rung von 18 793 000 auf 17 188 000 ab (ebd.: 1) > Bevölkerung). 

Ursache war fast ausschließlich die Abwanderung in die BRD. Die Grenzen waren 
noch relativ »durchlässig«, die Angst, dass dieses Netz bald zugezogen würde, brachten 
Ende der 1950er Jahre noch einmal Schübe von »Republikfluchten« hervor. Es wander- 
ten vor allem relativ hoch qualifizierte Personen im arbeitsfähigen Alter ab. 

Der Anteil der sich im arbeitsfähigen Alter befindenden Personen an der Wohnbe- 
völkerung der DDR ging von 1950 bis 1960 von 64,1 auf 61,1 Prozent zurück. Der An- 
teil der Personen im Rentenalter stieg im gleichen Zeitraum von 13,8 auf 17,6 Prozent 
(ebd.: 348). Die daraus resultierenden Folgen zeigten sich noch bis Ende der 1970er Jahre. 
1975 betrug der Anteil der Personen im Rentenalter an der Wohnbevölkerung 19,6 Pro- 
zent (ebd.). Die sozialen Wurzeln der später immer wieder zu beobachtenden Überalte- 
rung der DDR-Bevölkerung liegen zu hohen Anteilen bereits in den ersten zehn Jahren 
ihrer Existenz. Zudem erscheint es nicht unbillig, festzustellen, dass ein erheblicher Teil 
des Qualifikationspotenzials an Arbeitskräften für den Start des » Wirtschaftswunders 
BRD« aus den Schulen und Ausbildungseinrichtungen der damaligen DDR kam. Ohne 
die politisch-ideologischen Hintergründe verkennen zu wollen, lag im Bau der Mauer 
im August 1961 eine gewisse wirtschaftliche Logik. Die gesamtgesellschaftlichen Zu- 
stände waren ohne Zweifel schlecht, der » Aderlass« zum Westen durch Republikfluch- 
ten belastete die Wirtschaft. Über die tatsächlich entstandene Schadenshöhe kann heute 
nur noch spekuliert werden. Egon Krenz - der letzte Staatsratsvorsitzende der DDR - 
beziffert sie auf etwa 100 bis 130 Milliarden Mark (Prokop 1994: 76). 
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Der Bau der Mauer in Berlin verkörperte seit dem 13. August 1961 unter anderem 
einen »Rettungsanker« zur Sicherung des Gesellschaftsgebildes DDR. Die DDR wurde 
zum Westen hin - zum Teil überhaupt international - durch diesen Vorgang abgerie- 
gelt. Der Mauerbau brachte systemstabilisierende, aber auch destabilisierende politische 
Folgen mit sich. 

Am deutlichsten fiel nach diesem Ereignis die wirtschaftliche Entwicklung der DDR 
ins Auge. In wichtigen Positionen gelangen der DDR-Wirtschaft bis Mitte der 1970er 
Jahre erhebliche Fortschritte. Sie wurde zur zweitstärksten Industriemacht innerhalb des 
Rates für Gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) und belegte den zehnten Platz unter den 
führenden Industrienationen der Welt. Die Produktion von Rohstahl stieg von 1960 bis 
1980 von 3,7 auf 7,3 Millionen Tonnen, die Produktion von Zement von fünf auf 12,4 Mil- 
lionen Tonnen; die Erzeugung von Elektroenergie von 40 408 auf 90 603 GWh. Dabei 
wurden 1976 82,0 Prozent auf Energieträgerbasis Braunkohle gewonnen. Auch in Bezug 
auf die Konsumgüterproduktion waren Fortschritte nicht zu übersehen. Auf 100 Haus- 
halte der DDR entfielen 1966 neun PKW (1955: 0,2); 54 Fernsehgeräte (1955: 1); 32 Wasch- 
maschinen (1955: 0,5) und 31 Kühlschränke (1955: 0,4). Dieser positive Trend setzte sich 
in den nächsten Jahren zunächst fort. Trotz dieser Fortschritte gelang es der SED-Füh- 
rung nicht, die qualitativen Unterschiede in der Lebenshaltung zwischen Ost und West 
zu beseitigen. Mit Beginn der 1980er Jahre nahmen die Distanzierungen sogar wieder zu. 

Die damals einsetzende Krise in der Weltwirtschaft, die drastische Erhöhung der 
Rohstoffpreise auf dem Weltmarkt und die wiederum zu beobachtende Zunahme von 
Aspekten des »Kalten Krieges« blieben nicht ohne Auswirkungen auf die Volkswirt- 
schaft der DDR. Über 90 Prozent der in der DDR verarbeiteten Rohstoffe mussten im- 
portiert werden, vor allem aus der Sowjetunion. Bedrängt durch eigene wirtschaftliche 
Probleme, verkauften die Russen ihre Rohstoffe auch nicht mehr zu » Vorzugspreisen«. 

Die Einbindung der DDR-Wirtschaft in den RGW zwang sie, ihre zum Teil durchaus 
hochwertigen Produkte (Schiffbau, Elektronik, chemische Erzeugnisse, Konsumgüter 
usw.) zu »Dumping-Preisen« in den Ostblock zu liefern. Trotz zum Teil hervorragender 
wissenschaftlich-technischer Leistungen der DDR-Wirtschaft gelang es nicht, auch nur 
einen einzigen ernsthaften Platz auf dem internationalen Wirtschaftsmarkt zu erringen. 

Auch im eigenen Lande wurden die Stimmen nach weiteren Verbesserungen des All- 
tagslebens wieder lauter. Die SED-Führung entschloss sich zu einer Drosselung der Im- 
porte und zu einer Erhöhung der Exporte - natürlich aufgrund der Einbindung der DDR 
in den RGW vorrangig in die Ostblockstaaten. Die wirtschaftlichen Ergebnisse wurden 
dadurch eher schlimmer. Die dringend erforderlichen Devisen kamen dabei kaum her- 
ein. Die Auslandsverschuldung zum westlichen Ausland stieg ständig. Nach Schätzun- 
gen soll sie bereits 1981 etwa zehn Milliarden Dollar betragen haben (Weber 1991: 200). 
Kurzfristig gelang es, diese Schuldensumme zu reduzieren - nicht zuletzt dank der ge- 
währten Kredite durch die damalige BRD. Noch Mitte der 1980er Jahre glaubte niemand 
der führenden Politiker der BRD an einen kurzfristigen Zusammenbruch der DDR und 
schon gar nicht an eine bevorstehende Wiedervereinigung. Der noch im September 
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1987 erfolgte offizielle Staatsempfang von Erich Honecker durch den Kanzler der BRD, 
Helmut Kohl, sprach dafür. 

Die Entwicklung der DDR von 1949 bis zu ihrem Ende wirft viele - zum Teil bislang 
nicht hinreichend geklärte - Fragen auf. Sie betreffen das politische System insgesamt, 
die Rolle der DDR im RGW, die Fragen der »Blockparteien« als Stabilisator und vieles 
andere mehr (z.B. KSPW-Berichte, Band 1-6). 


2 Einige Besonderheiten der Gesellschaftsstruktur der DDR 
2.1 DerFrauenbeschäftigungsgrad 


Ein »Markenzeichen« des Gesellschaftssystems der DDR war der hohe Frauenbeschäfti- 
gungsgrad (> Frauen). Er resultiert sowohl aus sozialökonomischen wie auch aus ideo- 
logischen Konstellationen. Der kriegsbedingte Ausfall eines erheblichen Teils des männ- 
lichen Arbeitskräftepotenzials und der bis zum Mauerbau zu beobachtende Aderlass 
durch Abwanderung ließ die Gruppe der Frauen zum fast einzigen Arbeitskräftereser- 
voir werden. Die ideologische Einbindung wurde vom Marxschen Konzept abgeleitet, 
nach dem nur die gleichberechtigte Einbeziehung der Frauen in den gesellschaftlichen 
Produktionsprozess ihre vom männlichen Geschlecht notwendige Befreiung und Selbst- 
bestimmung ermöglicht. 

Die Arbeitstätigkeit der Frauen ergab sich also sowohl aus ökonomischen Zwängen 
als auch aus einer - durch die meisten Frauen durchaus angenommenen - Wertorien- 
tierung. Der Anteil der berufstätigen Frauen an den Gesamtbeschäftigten stieg ständig. 
1950 betrug er 40, 1984 49,4 Prozent (Winkler 1987: 166). Der Anteil der ständig Berufs- 
tätigen im arbeitsfähigen Alter an der weiblichen Bevölkerung stieg von 1955 61,2 auf 
90,7 Prozent im Jahre 1984 (ebd.). Damit hatte die DDR einen der höchsten Frauenbe- 
schäftigungsgrade in der Welt überhaupt erreicht. Unter Berücksichtigung der natür- 
lichen biologischen Grenzen war dieser Frauenbeschäftigungsgrad nicht weiter zu er- 
höhen, das diesbezügliche Reservoir war erschöpft. Die staatlichen und Parteiorgane 
installierten umfängliche gesetzliche Maßnahmen zur Förderung der Berufstätigkeit der 
Frauen (ebd.: 167 ff.), wobei respektable Erfolge in der Verbesserung der Qualifikations- 
struktur erreicht wurden. 

Die Zahl von weiblichen Berufstätigen mit Hochschulabschluss stieg von 1970 bis 
1986 von 70 000 auf 231200, mit Fachschulabschluss von 165 100 auf 663 600, mit Fach- 
arbeiterabschluss von 1 539 300 auf 2 234 200 (Statistisches Jahrbuch DDR 1987: 124). Das 
soll nicht darüber hinwegtäuschen, dass wichtige sozialpolitische Zielstellungen des 
DDR-Regimes nur unvollkommen erreicht werden konnten. Die Doppelbelastung der 
werktätigen Frauen durch Mutterschaft und Berufstätigkeit konnte zwar gemildert, aber 
nicht beseitigt werden; die diesbezüglichen Hauptlasten haben die Frauen weiterhin ge- 
tragen. Auch der Durchbruch der Frauen in führende Positionen von Politik, Wirtschaft 
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und Kultur gelang nur begrenzt. Unabhängig davon hat die flächendeckende Einbezie- 
hung der Frauen in den gesellschaftlichen Produktionsprozess der DDR relativ stabile, 
emanzipatorische Wertorientierungen bei vielen Frauen hervorgebracht. 

Ende der 1950er Jahre wurde - vor allem im Ergebnis der Beschlüsse des V. Partei- 
tages der SED vom Juli 1958 - die »Kollektivierung der Landwirtschaft« forciert und im 
Sommer 1960 fast abgeschlossen. Ende 1960 bewirtschafteten rund 19 000 LPGs fast 
90 Prozent der landwirtschaftlichen Nutzfläche der DDR. Niemand kann und will mehr 
leugnen, dass es damals politischen Druck von Seiten der Partei- und Staatsorgane, zum 
Teil auch vom Ministerium für Staatssicherheit (MfS) gegeben hat; aber kaum jemand 
erwähnt heute folgende Tatsache: In vielen Fällen waren es vor allem die Frauen, die ihre 
Männer in den einzelbäuerlichen Wirtschaften drängten, den Eintritt in die LPG zu voll- 
ziehen. Sie wollten sich lösen von der Knechtschaft des bäuerlichen Alltags, sie wollten 
sich ähnliche Lebensverhältnisse wie die Frauen in der Stadt verschaffen: Alltagsleben 
mit Planbarkeit und Freizeit, mit Konsum und Urlaub. Die Frauen waren in erster Linie 
die wirtschaftsmoralischen Stützen der neugegründeten LPGs. 


2.2  Ehescheidungen in der DDR 


Die Zahl der durch gerichtliches Urteil geschiedenen Ehen hatte in der DDR ständig 
zugenommen. 1986 übertraf die Zahl der Ehelösungen (139 993) die Zahl der Eheschlie- 
Bungen (137 208). Auf jeweils 10 000 Einwohner beliefen sich die Ehelösungen 1955 auf 
14,3; 1986 auf 31,5 (Statistisches Jahrbuch DDR 1987: 373). Bemerkenswert ist dabei, dass 
weit über 60 Prozent der Ehescheidungskläger weiblichen Geschlechts waren. Aufgrund 
ihrer - wenn auch durchaus relativen - ökonomischen Unabhängigkeit, eines stabili- 
sierten Selbstwertgefühles und bislang durchaus erlebter sozialer Sicherheit entschlos- 
sen sich viele Frauen dazu, ihr familiäres und berufliches Leben selbst zu gestalten. Die 
Frauen der DDR waren - realiter - nicht völlig gleichberechtigt. Aber die wie immer ge- 
arteten gesellschaftlichen Verhältnisse hatten sie dieser Zielvorstellung ein gutes Stück 
näher gebracht (> Gleichstellung). Einen großen Teil von ihnen kann man aus heutiger 
Sicht durchaus als » Verlierer der Wende« bezeichnen. Sie sind oft nicht bereit, ihren 
Anspruch an das Berufsleben und die Rolle in den Familien wieder tradierten Normen 
unterzuordnen. 


2.3 Das Bildungswesen der DDR 


Das Bildungswesen gehörte zweifelsfrei zu den » Vorzeigeobjekten« der DDR. Die beson- 
dere Aufmerksamkeit der Partei- und Staatsführung auf diesen gesellschaftlichen Teil- 
bereich resultierte - ähnlich der Frauenfrage - aus zwei wesentlichen Prämissen: Zum 
einen zwang die komplizierte demografische Situation der Nachkriegszeit in der DDR 
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dazu, einen möglichst gebildeten gesellschaftlichen »Gesamtarbeiter« zu entwickeln, der 
den hochgesteckten Zielen der wirtschaftlichen Entwicklung entsprach. Zum anderen 
verlangte das vorherrschende ideologische Grundkonzept, das »Bildungsmonopol« der 
bis dahin herrschenden - kapitalistischen - Klasse zu brechen und einen dem sozialisti- 
schen Staat treu ergebenen Nachwuchs heranzubilden. Folgerichtig heißt es deshalb im 
Programm der SED von 1976: Es ist Aufgabe des sozialistischen Bildungswesens, »junge 
Menschen zu erziehen und auszubilden, die mit solidem Wissen und Können ausgerüs- 
tet, zu schöpferischem Denken und selbständigem Handeln befähigt sind, deren marxis- 
tisch-leninistisch fundiertes Weltbild die persönlichen Überzeugungen und Verhaltens- 
weisen durchdringt, die als Patrioten ihres sozialistischen Vaterlandes und proletarische 
Internationalisten fühlen, denken und handeln«. 

Die staatlich angestrebte Einheit von Bildung und Erziehung wurde im Bildungs- 
wesen durch Gesetze und mehrere Schul- und auch Hochschulreformen konsequent 
durchzusetzen versucht (Winkler 1987: 116). Die Fächer Gegenwartskunde (später 
»Staatsbürgerkunde«) in den allgemeinbildenden Schulen und das »marxistisch-leni- 
nistische Grundlagenstudium« an den Fach- und Hochschulen sollten der Realisierung 
dieses Zieles dienen. Die Jugendorganisation, die Jungen Pioniere (JP) und die Freie 
Deutsche Jugend (FDJ) wurden mit ihrem - vorrangig politisch-ideologischen - Erzie- 
hungsauftrag eng in das Bildungswesen integriert. 

Es wäre unrichtig, das Bildungswesen der DDR einzig als »ideologische Kader- 
schmiede« zu deklassieren. Mit Ausnahme der stark politisch indoktrinierten Fächer 
wie Staatsbürgerkunde und Geschichte wurden in anderen Gebieten durchaus Kennt- 
nisse mit internationalem Niveau vermittelt. Ein Beleg dafür möge sein, dass die kurz 
vor und vor allem nach der »Wende« mit ihren Eltern mitgewanderten Kinder und 
Jugendlichen in den altbundesdeutschen Schulen, mit Ausnahme der Fächer Englisch, 
deutsche Geschichte und Informatik, im Allgemeinen keinerlei fachliche Integrations- 
probleme zeitigten und oft zu den besten Schülern gehörten. 

Auch die sozioökonomischen Rahmenbedingungen des Bildungswesens der DDR 
lassen sich als beispielhaft bezeichnen. Die vorrangig von den Jugendorganisationen an- 
gebotenen Zirkel und Arbeitsgemeinschaften boten für interessierte Schüler vielfältige 
Möglichkeiten der Beschäftigung mit Kunst, Literatur, Technik und vor allem Sport. Der 
Wegbruch dieser Möglichkeiten nach der Wende wurde von den Jugendlichen als beson- 
ders schmerzlich empfunden und stellt sicherlich oft eine Ursache für den gegenwärtig 
häufig zu registrierenden Frust gerade dieser gesellschaftlichen Teilgruppe dar. Der ver- 
bindlich vorgeschriebene Polytechnische Unterricht vermittelte Kontakte zur materiel- 
len Produktion und auch handwerkliche Grundkenntnisse. Ein ausgebautes Netz von 
Schulhorten und der Schulspeisung erlaubte gewissermaßen eine gesicherte Betreuung 
der Kinder und Jugendlichen über den gesamten Schulalltag. 

Die quantitative Entwicklung des Bildungswesens lässt sich auch statistisch nach- 
weisen: Absolvierten im Jahr 1955 37 242 Schüler eine 10-Klassen-Schule, waren es 1985 
202 632. Die »Einheitlichkeit« des sozialistischen Bildungssystems involvierte indes 
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noch einen anderen Aspekt. Politisch angestrebt wurde vom Gesellschaftssystem ein 
möglichst »gleitender« Ausbildungsprozess, der vom Kindergarten, über die Grund- 
bzw. Oberschule zum Fach- oder Hochschulstudium bzw. in die Berufsausbildung führt. 
Ein weit gefächertes System der Erwachsenenbildung war darin integriert, wobei sich 
speziell die Volkshochschulen dieser Aufgabe annahmen. 

Die volkseigenen Betriebe und Kombinate wiesen im Rahmen ihrer wirtschaftlichen 
Zielstellungen konkrete Planziele für die Weiterbildung und Qualifizierung aus. In spe- 
ziell organisierten - beruflich orientierten - Lehrgängen wurden unter anderem in den 
Betriebsschulen und Betriebsakademien Tausende von Werktätigen erfasst. In den In- 
dustrie- und Wirtschaftszweigakademien wurden die Leitungskader unterschiedlicher 
Verantwortungsebenen geschult. Die diesbezüglichen Erfolge kann man aus heutiger 
Sicht nicht leugnen. 1986 befanden sich 1 844 344 Werktätige in unterschiedlichen be- 
trieblichen Aus- und Weiterbildungsformen; 283 602 Teilnehmer verzeichneten die 
Volkshochschulen. In der Wirtschaft der DDR erhöhte sich von 1970 bis 1986 die Zahl 
der Beschäftigten mit Hochschulabschluss von 261500 auf 600 000, mit Fachschulab- 
schluss von 454 800 auf 1063 000, mit Meisterabschluss von 236 800 (1973) auf 310 800, 
mit Facharbeiterabschluss von 3 478 400 auf 4 732 000. 

Mit Ausnahme der Hochschul- und Meisterabschlüsse (hier gibt es die größte Dif- 
ferenz) sind die Frauen entsprechend ihres Anteils am Beschäftigungsgrad gleichran- 
gig beteiligt. Dieser sichtbare »Qualifikationsschub« brachte die DDR-Führung in eine 
eigenartige Situation. Wohl wurde erkannt, dass eine hochqualifizierte Beschäftigungs- 
struktur eine wesentliche Voraussetzung für eine moderne, an westlichen Standards 
orientierte Volkswirtschaft ist. Die arbeitskräftemäßigen Bedingungen dafür wurden im 
Wesentlichen erreicht. Allein die Fortschritte in der Entwicklung der materiell-techno- 
logischen Basis blieben begrenzt. Die Qualifikation der Arbeitskräfte »lief der technolo- 
gischen Entwicklung davon«. Die Folgen manifestierten sich in mehrfacher Hinsicht. 
Bereits Anfang der 1980er Jahr war ein wachsender Einsatz der Arbeitskräfte unterhalb 
ihrer nominellen Qualifikation nicht mehr zu übersehen. 

Vorsichtige Schätzungen belaufen sich im Hinblick auf Merkmale des Inhalts und der 
Bedingungen der Arbeit bei Facharbeitern auf zehn Prozent, bei Angehörigen der wis- 
senschaftlich-technischen Intelligenz auf über 13 Prozent, die an Arbeitsplätzen tätig wa- 
ren, die »unterhalb« ihrer attestierten Qualifikationen lagen (Lötsch/Lötsch 1985: 170). 
Die hohen Erwartungen an zukünftige Arbeitsinhalte und -bedingungen wurden nur in 
wenigen Fällen erfüllt. Daraus resultierende Demotivation und oft mangelnde Arbeits- 
einstellungen waren einfach nicht mehr zu übersehen. Der zu diesem Zeitpunkt not- 
wendig gewesene Innovationsschub trat vielfach aufgrund der »inneren Verweigerung« 
gerade bei der wissenschaftlich-technischen Intelligenz nur begrenzt ein. 

Hinzu kam, dass das im Gesellschaftssystem der DDR stilisierte Modell der »ent- 
wickelten sozialistischen Persönlichkeit«, ausgestattet mit hoher Qualifikation, einen 
qualifikationsgerechten Einsatz mit hohen Arbeitsinhalten und ausgedehnten schöpferi- 
schen Möglichkeiten am jeweiligen Arbeitsplatz, sich zunehmend nicht mehr erfüllte. Es 
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kann deshalb kaum verwundern, dass sich die ideologische Stoßrichtung der damaligen 
Parteiführung diesem Problem widmen musste. Die Forderung nach wachsender Effi- 
zienz der Volkswirtschaft wurde deshalb zunehmend damit verbunden, mit der Einfüh- 
rung von Schlüsseltechnologien effektive, persönlichkeitsfördernde Arbeitsbedingun- 
gen sowie Bildung erfordernde und nutzende Arbeitsinhalte zu gestalten. Aufgrund der 
zu diesem Zeitpunkt bereits feststellbaren wirtschaftlichen Gesamtlage der DDR konnte 
diese - aus innenpolitischen Drücken heraus fixierte - Zielorientierung nur partiell re- 
alisiert werden. 


2.4  Sozialstrukturentwicklung der DDR 


Ähnliche Fragen ergeben sich aus der Sozialstrukturentwicklung der DDR. Die Basis der 
Sozialstrukturentwicklung der DDR bildete im Wesentlichen die schon vor ihrer Grün- 
dung durchgeführte Boden- und Industriereform. Die Veränderungen der Eigentums- 
verhältnisse involvierte erhebliche soziale Veränderungen. Sie dokumentierten sich so- 
wohl im Anwachsen der Berufstätigen überhaupt wie auch in der Dynamik der sozialen 
Gruppierung. 1949 gab es in der DDR rund sieben Millionen Berufstätige, 1955 8,2 Mil- 
lionen, 1976 8,5 Millionen und 1986 8,9 Millionen (Stat. Jahrbuch DDR 1977: 86). Der 
Anteil der Arbeiter und Angestellten an den Berufstätigen insgesamt erhöhte sich von 
68,6 Prozent (1949), über 78,4 Prozent (1955), 89,4 Prozent (1980) auf 88,9 Prozent (1986). 
Der Anteil von Mitgliedern von LPGs stieg von 1955 2,3 Prozent auf 6,9 Prozent im Jahre 
1986. Der Anteil von Einzelbauern und privaten Gärtnern fiel von 1949 20,7 Prozent 
auf 9,1 Prozent 1986; der Anteil privater Groß- und Einzelhändler von 2,9 Prozent auf 
0,4 Prozent (Statistisches Jahrbuch DDR 1987: 111). Die offiziellen Angaben zur sozial- 
ökonomischen Struktur der Berufstätigen haben natürlich bestenfalls » Näherungscha- 
rakter«. Die statistische Zuordnung zu den jeweiligen sozialökonomischen Gruppen war 
durchaus politisch indoktriniert. Zum Beispiel wurden große Teile der hauptamtlichen 
Beschäftigten im Partei- und Staatsapparat und beim MfS zur Arbeiterklasse gerechnet. 
Eine wohl halbwegs bereinigte Angabe zur Klassen- und Schichtenstruktur findet sich 
in der letzten Monografie zur Sozialstruktur der DDR von 1988 (Weidig 1988). Danach 
entfielen im Jahr 1985 74,7 Prozent auf die Arbeiterklasse, 6,8 Prozent auf die Klasse der 
Genossenschaftsbauern, 15 Prozent auf die Schicht der Intelligenz, 1,8 Prozent auf genos- 
senschaftliche Handwerker, 1,7 Prozent auf private Handwerker, Kommissions-, Einzel- 
händler und andere (ebd.: 16). 

Die DDR wies - von der wirtschafts- und sozialstrukturellen Seite her - spätestens 
seit Mitte der 1960 Jahr durchaus wesentliche Merkmale einer modernen Industriege- 
sellschaft auf. 
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3 Sozialstrukturforschung in der DDR 


Die permanente Vernachlässigung des Dienstleistungs- und infrastrukturellen Sektors, 
die starre Kopplung des Wirtschaftssystems der DDR an das sowjetische Modell, die 
ideologisch bedingte Leugnung der mit moderner industrieller Entwicklung korrespon- 
dierenden Prozesse sozialer Ausdifferenzierung und die wirtschaftliche und politische 
Abschottung der DDR gegenüber westlichen Industrienationen brachten zunehmend in- 
nenpolitische Spannungen hervor, auf die man in unterschiedlicher Weise zu reagieren 
versuchte. In dieses Spannungsfeld war - logischerweise - die Sozialstrukturforschung 
integriert. 

Noch bis Ende der 1960er Jahre herrschte - basierend auf der Marxschen Theorie - 
die Auffassung vor, dass die Vergesellschaftung der Produktionsmittel die Klassenun- 
terschiede beseitigen und - soziale Unterschiede abbauend - zur Hausbildung einer re- 
lativ einheitlichen sozialistischen Lebensweise führen wird. Die 1965 auf Beschluss des 
Politbüros an verschiedenen Universitäten und Akademien installierten soziologischen 
Einrichtungen konnten in ihren empirischen Forschungen solche Tendenzen nur be- 
grenzt nachweisen. 

Differenzierungen im Freizeitverhalten, im Wohnverhalten, in der sozialökonomi- 
schen Lage, in der Bildungs- und Qualifizierungsbereitschaft, im Verhalten am Arbeits- 
platz, in der Struktur der sozialen Kommunikation usw. wiesen schon damals daraufhin, 
dass das gesellschaftliche Eigentum an den Produktionsmitteln (soweit es denn über- 
haupt »vergesellschaftet« war) durchaus nicht gleichförmig zum Abbau vorhandener 
sozialer Differenzierung führte. 

Diese »Gradwanderung« zwischen politisch-ideologischem Anspruch und erleb- 
tem sozialen Datenfundus mussten alle damals tätigen Soziologen verarbeiten und - je 
nach persönlichem Mut oder rhetorischer Geschicklichkeit - darauf reagieren. Mehr 
oder weniger verordneter Grundkonsens war, dass es sich bei diesen Problemen um 
»Entwicklungsprobleme« handelt, die mit dem weiteren Aufbau der sozialistischen Ge- 
sellschaft an sozialer Bedeutung verlieren werden. Besonders im Fokus standen dabei 
Diskussionen über den Abbau der sozialen Unterschiede zwischen Arbeitern und Ge- 
nossenschaftsbauern und vor allem die Frage der Annäherung von Arbeiterklasse und 
Intelligenz. Letztlich bedingt durch wirtschaftliche Realitäten und zunehmend divergie- 
rende soziologische Befunde setzte Ende der 1970er Jahre eine gewisse Neuorientierung 
der Diskussionen ein. » Die intensiv erweiterte Reproduktion unterliegt qualitativ neuen 
Erfordernissen; folgerichtig stellen sich viele Fragen neu« (Lötsch/Lötsch 1985: 159 ff.). 
Das Neue bestand - vereinfacht und aggregiert gesehen - vor allem im Folgenden: 


e Abkehr von der illusionären Vorstellung, dass es unter den historischen Bedingun- 
gen der DDR-Entwicklung möglich sein würde, in relativ kurzer Zeit soziale Gleich- 
heit herzustellen. 
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e Deutlichere Betonung der Folgen von sozialer Arbeitsteilung auf die gesellschaftli- 
che Entwicklung, speziell auf die effektive Nutzung des vorhandenen Qualifikations- 
potenzials und die Durchsetzung des Leistungsprinzips. 

e Abkehr von der Feststellung, dass gleichmacherische Tendenzen in der Entwick- 
lung der Einkommensstrukturen gewissermaßen soziale Gleichheit bedeuten und 
vor allem, dass sie der konsequenten Durchsetzung des Leistungsprinzips im Wege 
stehen. 

e Deutlichere Beachtung der Tatsache, dass sich in der damaligen sozialistischen Ge- 
sellschaft im Gefolge moderner industrieller Entwicklung ein Struktureffekt heraus- 
gebildet hatte, der als »Verlagerung der Differenzierungsdominante von der Achse 
Eigentum und Klassen zur Achse Arbeitsteilung, körperliche und geistige Arbeit, 
geistiges Niveau der Arbeit, Qualifikationen und Bildung« (ebd.: 173) bestimmt wer- 
den kann. 


Wie nahe solche theoretisch-methodologischen Überlegungen den in westlichen Län- 
dern seit langem geführten - aus der politischen Sicht herrschender Kreise den bür- 
gerlichen - Diskussionen zu »Modernisierungstheorien« lagen, ist unschwer erkenn- 
bar. Eine viel diskutierte Frage seit Ende der 1970er Jahre war die Rolle des subjektiven 
Faktors. Inwieweit stehen Kollektivismus und Individualität in einem Verhältnis, das 
Innovationen hervorbringt? »DDR-Lesart« unterstellte diesbezüglich fast einen Auto- 
matismus. Je entwickelter die Kollektivbeziehungen, desto höher das individuelle Leis- 
tungsverhalten. Konsequenzen waren deshalb letztlich, dass das Zurückziehen aus dem 
Kollektiv, Forderung nach Individualität, Verweigerung des »Gewohnten« usw. nicht 
selten als sozialismusfremd verfemt wurden. Die Folge war - mit Ausnahme des Leis- 
tungssports -, dass die Elitenförderung im Großen und Ganzen nicht recht in das Kli- 
schee der einheitlichen sozialistischen Gesellschaft passen wollte und doch dringend 
notwendig gewesen wäre. Der im Gefolge der härter werdenden internationalen Wirt- 
schaftsbedingungen notwendige Zwang zu Innovationsschüben verlangte - auch für die 
Soziologie -, sich der Frage der Schaffung von politischen und sozialen Bedingungen 
für die Entwicklung von individuellen Höchstleistungen neu zu stellen. »Daraus er- 
wächst für die Soziologie auch die dringende Aufgabe, den Beziehungen von Kollektiv 
und Persönlichkeit und den sich entwickelnden neuen Beziehungen und Eigenschaften 
der sozialistischen Persönlichkeit im Prozess der Intensivierung und der Annäherung 
der Klassen und Schichten wieder einen höheren Rang in der Forschung einzuräumen« 
(Jahrbuch für Soziologie und Sozialpolitik 1985: 23). Damit waren natürlich Fragen ver- 
bunden, die an die Substanz des bislang vorherrschenden Modells von sozialer Gleich- 
heit, sozialistischem Gemeinwohl und sozialer Annäherung gingen. 
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4 Sozialpolitik in der DDR 


Die Sozialpolitik versuchte, diesen unausweichlichen Tendenzen, wirtschaftlich und 
sozialökonomisch bedingt, im Rahmen ihrer Möglichkeiten gegenzusteuern. Von der 
Gründung der DDR bis etwa Ende der 1960er Jahre konzentrierte sich die Sozialpolitik 
auf die Sicherung sozialer Grundrechte, wie sie sich aus den damaligen politischen Ziel- 
orientierungen ergaben. Dazu gehörten insbesondere die Hebung des materiellen und 
kulturellen Lebensniveaus für alle Klassen und Schichten, die Verbesserung der Wohn- 
bedingungen, die tatsächliche Durchsetzung des Rechtes auf Arbeit, verbunden mit dem 
sukzessiven Abbau körperlich schwerer und gesundheitsschädlicher Arbeitstätigkeiten, 
die Erhöhung des Bildungs- und Qualifikationsniveaus, die Verbesserung des Gesund- 
heits- und Arbeitsschutzes, Maßnahmen zur Erhöhung des Realeinkommens, der me- 
dizinischen Betreuung und der Sozialfürsorge, Maßnahmen zur Reduzierung der Ar- 
beitszeit und der Verbesserung von Angeboten auf kulturellem und sportlichem Gebiet 
zur Freizeitgestaltung. 

Besonderes Gewicht wurde auf die Schaffung von Bedingungen gelegt, die die Ein- 
beziehung der Frauen in den gesellschaftlichen Produktionsprozess garantieren sollten. 
Dazu gehörten in erster Linie Maßnahmen zur Förderung der Familien und der er- 
werbstätigen Mütter, Ausbau von Einrichtungen der sozialen Betreuung von Kindern in 
Kindertagesstätten, Krippen und Kindergärten, finanzielle Unterstützung junger Ehen, 
Geburtenbeihilfen und Familienberatung, Erhöhung des Mutterschutzurlaubs usw. 

Dazu wurden von der Volkskammer der DDR umfängliche Gesetze und Verordnun- 
gen erlassen (Winkler 1987: 347 ff.). Durchaus beachtliche Ergebnisse konnten in dieser 
Zeit erzielt werden. Der überwiegende Teil der Kinder ging in Kinderkrippen bzw. -gär- 
ten; Schulhorte versorgten die Kinder; der Frauenbeschäftigungsgrad erreichte einen 
hohen Stand; Arbeitslosigkeit war für die DDR-Bürger ein Fremdwort. Allgemeine so- 
ziale Sicherheit brauchte bei den DDR-Bürgern kaum noch als besonderes Attribut ihres 
Alltagslebens betont zu werden - sie war sozusagen verinnerlicht. 

Allein die alltägliche Lebensweise signalisierte Probleme. Besonders die Versorgung 
mit hochwertigen Konsumgütern und Dienstleistungen sowie die unzureichende Zur- 
verfügungstellung von Wohnraum, vor allem für junge Familien, boten Anlass für poli- 
tische Diskussionen. Die ökonomische Basis der DDR blieb in ihrer Entwicklung hinter 
dem hochgesteckten, volkswirtschaftlichen und auch - damit verbunden - den sozial- 
politischen Zielstellungen hinterher. Insofern bildete der VII. Parteitag der SED vom 
Juni 1971 eine der markantesten Zäsuren in der sozialen Entwicklung der DDR. Die 
»Ulbricht-Ära« war zu Ende, das neue Politbüro mit Erich Honecker an der Spitze hatte 
vor allem drei Aufgaben zu lösen: Erstens die Stabilisierung der volkswirtschaftlichen 
Effektivität und die Überwindung der erstarrten Mechanismen der Wirtschaftsführung; 
zweitens die weitere Öffnung der DDR in wirtschaftlichen und diplomatischen Fragen 
zum internationalen Ausland; und drittens die Verbesserung der materiellen Lebenslage 
der Menschen. Das alles natürlich unter der Prämisse des weiteren - und zum Teil weiter 
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zugespitzten - Hegemonialanspruches der SED-Führung und des verstärkten »Schulter- 
schlusses« mit der Sowjetunion. Bis zum Anfang der 1980er Jahre konnten dabei durch- 
aus außenpolitische und wirtschaftliche Erfolge registriert werden. In der Sozialpolitik 
trat eine gewisse Wende ein. 

Als herausragendes Ergebnis der Orientierungen des VIII. Parteitages wurde die Be- 
gründung der Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik bezeich- 
net. Sie orientierte sich auf ein beschleunigtes Wirtschaftswachstum, auf die Einfüh- 
rung von Schlüsseltechnologien, die massenhafte Überführung der Mikroelektronik in 
die Produktion und die sich daraus ergebenden Möglichkeiten der Erhöhung des mate- 
riellen und kulturellen Lebensniveaus der Werktätigen. Vielfältige sozialpolitische Maß- 
nahmen (Erhöhung der Renten, Senkung der wöchentlichen Arbeitszeit, Verlängerung 
des Mutterschutzurlaubs, Verabschiedung des neuen Arbeitsgesetzbuches usw.) folgten 
in den darauf folgenden Jahren (Winkler 1987: 350 ff.). 

Als Kernstück des sozialpolitischen Programms der SED wurde das Wohnungsbau- 
programm bezeichnet, welches das Wohnungsproblem als soziales Problem bis 1990 lö- 
sen sollte. Spürbare Verbesserungen der Lebenslagen waren bis etwa 1980 und zum Teil 
auch darüber hinaus durchaus zu registrieren. Der Anteil der fertiggestellten Wohnun- 
gen stieg von 86 777 (1971) auf 215 690 (1986); das Arbeitseinkommen stieg von 785,- auf 
1170,- Mark; die Zuwendungen für die Bevölkerung aus Mitteln des Staatshaushaltes 
entwickelte sich von 26 253 auf 100 192 Millionen Mark; die Ausstattung der Haushalte 
mit langlebigen technischen Konsumgütern verdoppelte sich im Durchschnitt (Statisti- 
sches Jahrbuch DDR 1987: 50, 51, 53). 

Dennoch blieben - vor allem nach 1980 - viele erwartete Hoffnungen auf eine An- 
gleichung der Lebensbedingungen zwischen Ost und West im Alltagsleben der DDR- 
Bevölkerung aus. Auch die aus der Unterzeichnung der KSZE-Schlussakte von Helsinki 
durch die DDR-Führung vom ı. August 1975 erwachsenden Erwartungen vieler Men- 
schen an Reisefreiheit, Pressefreiheit, persönlicher Freiheit, Zulassung von oppositionel- 
len Bewegungen usw. wurden kaum erfüllt. Die verstärkt Mitte der 1980er Jahre sich eta- 
blierenden Bürgerbewegungen klagten vor allem die Einhaltung der KSZE-Beschlüsse 
ein und brachten die DDR-Führung in starke ideologische Bedrängnisse. 

Wie empfindlich die damalige DDR-Führung auf jegliche Angriffe »ihrer Sozial- 
politik« reagierte, zeigte die Reaktion auf einen von einem Rostocker Soziologen in 
der Ostsee-Zeitung vom 31.3./1.4.1984 publizierten Artikel zur Sozialpolitik. Letztlich 
wurde dort nichts anderes angemahnt, als dass die weitreichenden Ziele der Sozialpo- 
litik nur auf der Basis tatsächlicher Effektivitätserhöhung der Volkswirtschaft realisiert 
werden können. Noch bis zum Ende der DDR wurde in einschlägigen Publikationen 
immer wieder betont, dass sich die marxistisch-leninistische Sozialpolitik - im Gegen- 
satz zur kapitalistischen - nicht als Komplex von Maßnahmen zur Überwindung von 
»Not- und Wechselfällen« des Lebens versteht, sondern »auf [...] die [...] Schaffung 
von politischen, ökonomischen und sozialen Bedingungen [zielt], die es jedem Bür- 
ger ermöglichen, in einer Gesellschaft zu leben, worin die freie Entfaltung eines jeden 
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die Bedingung für die freie Entfaltung aller ist« (Winkler 1987: 32). Auch in diesem Zu- 
sammenhang wurde zunehmend auf die Rolle des subjektiven Faktors verwiesen. »Der 
Übergang zur umfassenden Intensivierung bedeutet, dass ökonomisches Wachstum wie 
nie zuvor von moralisch-politischen Verhaltensqualitäten, von Diszipliniertheit und 
Schöpfertum, von Leistungswillen und Ideenreichtum jedes Einzelnen an jedem Platz 
abhängig ist« (ebd.: 42). 

Solidarisches Kooperieren, Risikoverhalten, Willensstärke und Flexibilität wurden 
angemahnt. Deutlicher als früher wurde die Schaffung ökonomisch stimulierender Le- 
bensbedingungen nicht nur schlechthin für Klassen und Schichten, sondern auch und 
gerade für spezifische demografische Gruppen betont (ebd.: 27). Unterschwellig hatte 
sich in den Argumentationen längst eine Abkehr vom starren Klassen- und Schichten- 
modell vollzogen. Die »sozialistische Persönlichkeit als Individuum« sollte den deus ex 
machina zur Lösung der wirtschaftlichen und innenpolitischen Probleme verkörpern. 
Allein die gesamtgesellschaftlichen Bedingungen boten für die Realisierung dieser Hoff- 
nung nur begrenzten Spielraum. 


5 Das Ende der DDR 


Die politische Führung der DDR reagierte - wenn überhaupt - viel zu spät auf verän- 
derte innen- und außenpolitische Bedingungen. Warum die DDR tatsächlich zugrunde 
gegangen ist, wird noch weiterhin aufzuarbeiten sein. Einige Gründe lassen sich schon 
jetzt abheben: 


e Die nicht einmal in Ansätzen vorhandene Realisierung der in der Verfassung und in 
den Parteitagsbeschlüssen der SED betonten »sozialistischen Demokratie«. 

e Mangelnde wirtschaftliche Effizienz, bedingt sowohl durch extrem schlechte Aus- 
gangsbedingungen als auch durch die stringente Bindung an das sowjetische Wirt- 
schaftssystem und - nicht zuletzt dadurch bedingt - eine fast totale Abschottung zu 
westlichen Wirtschaftssystemen. 

e  Starrheit, Personenkult und mangelnder Realitätssinn in der politischen Führung. 

e Ohnmachtsglaube an das marxistische Wirtschafts- und Sozialkonzept, verbunden 
mit unzureichender Flexibilität in Bezug auf die zur Kenntnisnahme neuer gesell- 
schaftswissenschaftlicher Erkenntnisse und internationaler politischer Entwicklun- 
gen. 

e Mangel an persönlicher Freiheit ihrer Bürger, zum Teil unerträglicher politischer 
Indoktrinismus und persönliche Bedrohung Andersdenkender (Staatssicherheit). 


Dennoch: Die DDR war kein »Gespenst«; sie hat es realiter gegeben. Innerhalb der Le- 
bensbiografien ihrer Bürger sind in circa 40 Jahren Wertorientierungen entstanden, die 
eine relative Konsistenz aufweisen und vielfach erst nach der Wende - im Vergleich zum 
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jetzt »Neuen« - bewusst erlebt werden. Die formale Vereinigung ist vollzogen; die in- 
nere Einheit - was immer das sein mag - wird noch eine Zeit für sich in Anspruch neh- 
men. »DDR«-Bürger wird es noch eine Zeitlang geben, obwohl es den Staat DDR nicht 
mehr gibt« (Weber 1991: 243). 
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Gesellschaftsmodelle und Gesellschaftsanalyse 


Uwe Schimank 


»In welcher Gesellschaft leben wir eigentlich?« (Pongs 1999; 2000). Wenn diese Frage 
gestellt wird, werden keine detailverliebten Antworten erwartet, die mit ermüdender 
Akribie, aber ohne große Linien nach Art eines statistischen Jahrbuchs unterschied- 
lichste Aspekte von Gesellschaft auflisten. Umgekehrt erhält man auf diese Frage auch 
solche Antworten, die, manchmal hochgradig spekulativ, auf einen und nur einen As- 
pekt fixiert sind - von der »Single-« bis zur »McDonaldisierten« Gesellschaft. Zwischen 
diesen beiden Extremen sind solche Gesellschaftsmodelle angesiedelt, die sich einerseits 
nicht in der Überfülle empirischer Befunde verlieren, sondern abstrahierende theore- 
tische Perspektiven eröffnen, dabei aber andererseits nicht alles gesellschaftliche Ge- 
schehen auf einen einzigen Faktor zurückführen. Positiv formuliert: Es geht um theo- 
retisch gehaltvolle Vielzweck-Gesellschaftsmodelle, die gleichsam Werkzeugkästen für 
die Bearbeitung aller möglichen Fragestellungen soziologischer Gesellschaftsforschung 
bieten. Diese Art von Gesellschaftsmodellen unterstützen Analysen speziellerer gesell- 
schaftlicher Phänomene dadurch, dass man gewissermaßen nicht jedes Mal bei Null an- 
fangen muss, sondern sich bereitstehender allgemeinerer Perspektiven bedienen kann. 
Zugleich verbessert jede solche Anwendung das jeweilige Gesellschaftsmodell im Sinne 
von Modifikationen, Präzisierungen und Spezifikationen. Aus diesem Wechselspiel von 
Gesellschaftsanalyse und Gesellschaftsmodellen entspringt der gesellschaftstheoretische 
Erkenntnisfortschritt. 

Soziologische Gesellschaftsmodelle - hier sogleich fokussiert auf die moderne Ge- 
sellschaft - sortieren sich in drei gesellschaftstheoretische »Familien«: Ungleichheits-, 
Differenzierungs- und Kulturtheorien. Im Folgenden werden zunächst diese drei » Fa- 
milien« kurz vorgestellt. Sodann geht es um Hauptbefunde spezifischerer Gesellschafts- 
analysen, die sich - mit dem Augenmerk auf entwickelte westliche Gesellschaften, ins- 
besondere Deutschland - auf die Zeit ab Mitte der 1970er Jahre konzentrieren. 


1 Gesellschaftsmodelle der Moderne: Ungleichheit, Differenzierung, Kultur 


Ungleichheits-, Differenzierungs- und Kulturtheorien, mit denen sich die Soziologie 
ein Bild von der modernen Gesellschaft macht, sind keine Theorien im Sinne eines Sets 
theoretisch abgeleiteter und empirisch prüfbarer oder geprüfter Aussagen über gesell- 
schaftliche Strukturen und deren Dynamiken. Es handelt sich vielmehr um »orien- 
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ting strategies« (Wagner/Berger 1985: 700-702), also um heuristische Perspektiven, die 
scheinwerferartig je unterschiedliche Aspekte des komplexen Erkenntnisgegenstands 
Gesellschaft beleuchten. Solche Perspektiven verknüpfen sehr generelle theoretische 
Schlüsselkonzepte zu einem lockeren analytischen Bezugsrahmen, der dann die For- 
mulierung empirisch operationalisierter Hypothesen anleitet - mit dem Resultat von 
Theorien mittlerer Reichweite über bestimmte Phänomene gesellschaftlicher Ungleich- 
heit, Differenzierung oder Kultur. 

Alle drei Perspektiven stellen je für sich enorm facettenreiche Bündel von Teilper- 
spektiven und Varianten dar, die jedoch jeweils eine grundsätzliche Familienähnlichkeit 
besitzen. Ohne hier auf Details eingehen zu können, lassen sich die Perspektiven mit fol- 
genden Stichworten umreißen (Schimank 2012): 


e Ungleichheitstheorien betrachten die moderne Gesellschaft als ein Gefüge besser- 
und schlechtergestellter sozialer Lagen, die sich etwa als Klassen, Schichten, Milieus, 
aber auch als Ungleichheiten der Geschlechter oder von Generationen manifestieren 
können (Burzan 2004; Schwinn 2007). In der Moderne ist die dominante Deter- 
minante der sozialen Lage einer Person deren Positionierung im Hinblick auf den 
Arbeitsmarkt. Angesichts eines für die Kultur der Moderne konstitutiven Werts der 
Gleichheit, der nur noch auf Leistung zurückführbare Ungleichheiten von Lebens- 
chancen legitimierbar erscheinen lässt, legen Ungleichheitstheorien den Fokus auf 
Kämpfe um Lebenschancen zwischen Schlechter- und Bessergestellten - wobei auch 
und gerade erklärungsbedürftig ist, wenn eigentlich erwartbare Kämpfe ausbleiben 
(Barlösius 2004). Solche Kämpfe können je individuell als Streben nach besseren 
Lebenschancen, etwa durch Aufwärtsmobilität, oder kollektiv als zumeist politische 
Auseinandersetzungen über Einkommen, Bildungschancen, Gleichberechtigung 
und andere Besserstellungen ausgetragen werden. Resultat dieser Kämpfe ist eine 
mehr oder weniger legitime, damit auch mehr oder weniger stabile gesellschaftliche 
Ungleichheitsordnung. 

e Differenzierungstheorien porträtieren die moderne Gesellschaft als ein Ensemble 
von etwa einem Dutzend Teilsystemen wie Wirtschaft, Politik oder Wissenschaft, 
die als »Wertsphären« (Weber 1919: 27f.) einen je eigenen Leitwert des Handelns 
wie Gewinnerzielung, Machtsteigerung oder Wahrheitssuche hochhalten und wo auf 
dieser Linie »arbeitsteilig« bestimmte Leistungen - wie die Produktion von Gütern 
und Dienstleistungen, von kollektiv bindenden Entscheidungen oder von techno- 
logisch umsetzbaren Erkenntnissen - für die individuellen Gesellschaftsmitglie- 
der sowie für die gesellschaftliche Reproduktion erbracht werden (Schimank 1996; 
Schimank/Volkmann 1999). Auch die Differenzierungsordnung der Gesellschaft ist 
umkämpft. Auf der einen Seite sind die Leistungsproduzenten der Teilsysteme vor 
allem an der eigenen Autonomie interessiert - bis hin zur Verselbständigung ge- 
genüber allen von außen herangetragenen Gesichtspunkten. Auf der anderen Seite 
stehen die Leistungsabnehmer, die bestimmte quantitative und qualitative Leistungs- 


Gesellschaftsmodelle und Gesellschaftsanalyse 333 


ansprüche anmelden. Die Differenzierungstheorie lenkt die Aufmerksamkeit also 
auf solche Kämpfe, bei denen es um die Schließung bzw. Öffnung teilsystemischer 
Grenzen geht - also etwa darum, was die Wissenschaft der übrigen Gesellschaft zu 
liefern hat (Schimank 2011). 

e Kulturtheorien stellt sich die moderne Gesellschaft als Komplex bestimmter hoch- 
gradig generalisierter evaluativer, normativer und kognitiver Orientierungen sowie 
dazu gehöriger Praktiken dar (Reckwitz 2000). Im Zentrum der »Kultur der Mo- 
derne« (Münch 1986) stehen Leitideen wie Rationalität, Individualismus, Gleichheit 
und Fortschritt. Diese Ideen wirken als » Weichensteller« (Weber 1920: 252) der In- 
stitutionengestaltung und des sonstigen interessengeleiteten Handelns der Gesell- 
schaftsmitglieder, wobei bereits die Ausbuchstabierung jedes einzelnen Werts je für 
sich spannungsreich ist: Wie viel individuelle Freiheit beispielsweise ist in bestimm- 
ten Handlungssituationen geboten, erlaubt oder möglich? Erst recht treten unauf- 
lösliche Spannungsverhältnisse zwischen den Werten auf, etwa zwischen Freiheit 
und Gleichheit. Damit erweist sich auch die kulturelle Ordnung der Gesellschaft als 
hochgradig umkämpft. Trägergruppen verschiedener Werte versuchen jeweils, den 
von ihnen verfochtenen Werten und Deutungen dieser Werte Geltung zu verschaf- 
fen, und geraten dabei unvermeidlich mit Verfechtern anderer Werte und Deutun- 
gen aneinander. 


Alle drei Ordnungen der modernen Gesellschaft sind also schon in sich dauerhaft um- 
kämpft; überdies überlagern sich diese Kampfzonen auch noch häufig genug. Um Letz- 
teres nur an einem zu Recht kontrovers diskutierten Beispiel anzudeuten: Seitdem in 
Deutschland Privatsender aufgekommen sind, habe sich - so das Verdikt - ein » Unter- 
schichtfernsehen« etabliert; zuvor habe sich das von den Unterschichten mangels Alter- 
nativen mit genutzte öffentlich-rechtliche Fernsehen, weil es nicht in dem Maße auf die 
Einschaltquote achten musste, nicht deren »primitiven« Bedürfnissen angepasst, son- 
dern im Gegenteil eine gewisse bildende und aufklärerische Wirkung auf sie ausgeübt. 
Diese Argumentation - was immer man von ihr halten mag - verbindet eine klar er- 
kennbare ungleichheitstheoretische Deutung, der zufolge die soziale Lage die Rezeption 
künstlerischer Darbietungen und journalistischer Berichterstattung prägt, mit der diffe- 
renzierungstheoretischen Einschätzung, dass eine zu starke Ausrichtung künstlerischer 
oder journalistischer Leistungsproduktion an wirtschaftlichem Gewinnstreben deren 
»eigentliche« Mission auf der Linie von »Give the people what they want!« konterka- 
riert. Kulturtheoretisch steht dahinter eine Kontroverse über das richtige Verständnis 
der Autonomie des Individuums: Heißt Autonomie, dass jeder selbst wissen muss, was 
er will, und niemand ihn »bevormunden« darf - oder muss dieser Autonomieanspruch 
erst erarbeitet werden indem man sich vom Bildungsbürgertum dekretierten »hochkul- 
turellen« Tests unterwirft? 

Keine der drei Iheorieperspektiven versteht sich noch als quasi geschichtsphiloso- 
phische »große Erzählung« (Lyotard 1979) der Moderne. Was immer früher unvorsich- 


334 Gesellschaftsmodelle und Gesellschaftsanalyse 


tigerweise in linearer Extrapolation scheinbarer Trends ungleichheits-, differenzierungs- 
oder kulturtheoretisch prognostiziert worden sein mag: Heute verspricht niemand mehr 
z.B. eine »klassenlose Gesellschaft«, die immer weiter voranschreitende funktionale 

Differenzierung oder eine weltweite Verbreitung der westlichen Werte. Anstelle solcher 
unhaltbarer Prognosen bieten die drei Perspektiven vielfältige analytische Werkzeuge 

an, deren Einsatz eher Verständnishilfen bietet. Möglichst viel dessen, was empirisch an 

gesellschaftlichem Geschehen gesammelt wird, ohne »Mission« und »Prophetie« sinn- 
fällig und prägnant einzuordnen: Darum geht es Ungleichheits-, Differenzierungs- und 

Kulturtheoretikern nunmehr. 

Auf diese Weise lassen sich die drei theoretischen Perspektiven auf die moderne Ge- 
sellschaft verwenden, um den derzeitigen Gesellschaftszustand, wie er sich seit Mitte 
der 1970er Jahre abzeichnet, ohne Anspruch auf Vollständigkeit hinsichtlich einiger prä- 
gnanter Konturen zu charakterisieren. 


2 Gesellschaftsanalysen der Gegenwart: Multiple Destabilisierungsdynamiken 


Auffällig ist zunächst, dass sowohl sozial- als auch geschichtswissenschaftliche Betrach- 
tungen unterschiedlichster Aspekte des gesellschaftlichen Geschehens unabhängig von- 
einander zum übereinstimmenden Ergebnis gelangen, dass gegen Mitte der 1970er Jahre 
eine seit dem Kriegsende währende Ära zu Ende geht und eine neue beginnt - siehe zu 
Deutschland die materialreiche, allerdings bereits 1990 endende historische Überblicks- 
darstellung bei Wehler (2008) sowie Jarausch (2008) und Raithel et al. (2009). Dies 
geschieht natürlich nicht vollsynchronisiert und von einem Tag auf den anderen. Die 
Übergangsphase erstreckt sich vom Ende der 1960er bis zum Anfang der 1980er Jahre, 
und manche einschlägigen Ereignisse - am prominentesten der Zusammenbruch des 
Staatssozialismus ab 1989 - treten noch etwas später ein. Dennoch ist die zeitliche Kon- 
vergenz der Beobachtungen erstaunlich - um dies erst einmal nur an einigen herausge- 
griffenen, ganz heterogenen Etikettierungen zu illustrieren: Hinsichtlich der Wirtschaft 
wird für diesen Zeitraum vom Ende des »Fordismus« und vom Beginn des »Postfordis- 
mus« gesprochen (Kohlmorgen 2004); in kultureller Hinsicht wird für denselben Zeit- 
raum eine »silent revolution« in Richtung »postmaterialistischer« Wertorientierungen 
verzeichnet (Inglehart 1977); auf die ökologischen »Grenzen des Wachstums« wird im 
ersten Bericht des Club of Rome aufmerksam gemacht; die Globalisierung rückt in den 
Blick und schafft einen neuartigen Bezugsrahmen, der das Denken in Nationalgesell- 
schaften nun entscheidend relativiert (Albrow 1996); und Ulrich Beck (1986) verkündet, 
dass Mitte der 1970er Jahre das Ende der »ersten« und der Beginn der »zweiten«, der 
»reflexiven Moderne« eingesetzt habe. 

Überspitzt gesagt: Das Jahr 1975 markiert eine Wasserscheide. Darauf soll nun zu- 
nächst der differenzierungs-, dann der ungleichheits- und schließlich der kulturtheo- 
retische Scheinwerfer gerichtet werden, um die wichtigsten der diagnostizierten gesell- 
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schaftlichen Wandlungstendenzen seit Mitte der 1970er Jahre, auch in ihren Verknüp- 
fungen untereinander, in den Blick zu bekommen. 


2.1 Differenzierungsdynamiken 


Differenzierungstheoretisch wird der Blick auf die verschiedenen gesellschaftlichen 
Teilsysteme gelenkt: Wirtschaft, Politik, Recht, Militär, Religion, Wissenschaft, Kunst, 
Journalismus, Bildung, Gesundheit, Sport, Intimbeziehungen. Hier können nur zwei 
von ihnen herausgegriffen werden, in denen gesamtgesellschaftlich besonders prägende 
Strukturdynamiken stattgefunden haben. 

In der Wirtschaft sind mindestens folgende vier ineinandergreifende Entwicklungen 
zu registrieren: 


e Die lange kontinuierliche Wachstumsphase der Nachkriegszeit, besonders ausge- 
prägt im deutschen »Wirtschaftswunder«, lief Mitte der 1970er Jahre aus und mün- 
dete in eine bis heute anhaltende Ära zunehmender Instabilitäten (Plumpe 2010: 
92-115), die auch zu Arbeitsplatzgefährdungen und einem Abbau von Arbeitsplätzen 
in größerer Zahl geführt haben. Vollbeschäftigung ist nicht mehr erreicht worden, 
stattdessen bleibt auch in zeitweilig günstigeren Phasen der Wirtschaftsentwicklung 
ein beträchtlicher Sockel von Langzeitarbeitslosen. 

e Hinter diesen Problemen stehen vor allem zunehmende Weltmarktabhängigkeiten 
und -konkurrenzen. Die erste Ölkrise im Jahr 1973 signalisierte die nunmehr ge- 
gebene Verhandlungsstärke von Rohstofflieferanten, die kurz zuvor noch Kolonien 
waren; und auch ansonsten begann der wirtschaftliche Aufstieg nicht-westlicher Na- 
tionalgesellschaften: Japan war bereits ein wichtiger »player« auf dem Weltmarkt, 
die südostasiatischen »Tigerstaaten« kamen hinzu und dieser Gewichtsverlust der 
Länder des Westens als Orte der Produktion wie des Konsums hat sich seitdem noch 
ungleich stärker mit dem enormen Wirtschaftswachstums Chinas und Indiens fort- 
gesetzt. 

e Die Globalisierung (> Globalisierung) wirtschaftlicher Verflechtungen hat sich aus 
Sicht der westlichen Länder aber nicht nur in der Weise vollzogen, dass die Kon- 
kurrenz anderswo immer stärker geworden ist. Parallel dazu, zum Teil dadurch 
erzwungen, sind westliche Unternehmen zu »vaterlandslosen Gesellen« geworden, 
haben also eine Produktionsverlagerung ins Ausland vorgenommen, wo die Ware 
Arbeitskraft billiger ist, oder dies zumindest angedroht, um hierzulande Lohnzu- 
rückhaltung oder staatliche Subventionen zu erpressen. Die vorherige jahrzehntelan- 
ge »win-win«-Koalition von Arbeitnehmern und Arbeitgebern ist zerbrochen. 

e Neben diesen weitreichenden Veränderungen der »Realökonomie« hat sich als viel- 
leicht noch wichtigere Strukturdynamik des Wirtschaftssystems der » Finanzmarkt- 
Kapitalismus« (Windolf 2005) herausgebildet. Mitte der 1970er Jahre einsetzend, ist 
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der Finanzmarkt weltweit dereguliert worden, was die Möglichkeit für eine Diversi- 
fikation von Finanzmarkt-Anlageprodukten eröffnet hat. Inzwischen übertreffen die 
dort gehandelten Geldsummen die Werte der »Realökonomie« um ein Vielfaches, 
wodurch Finanzmarktturbulenzen massiv das Wirtschaftsgeschehen insgesamt be- 
stimmen. Diese Dominanz manifestiert sich ebenfalls im Druck der Finanzmarkt- 
Investoren auf die Großunternehmen, ihren kurzfristigen »shareholder value« zu 
maximieren, selbst wenn das deren längerfristige Stabilität gefährdet - was längst 
nicht mehr nur ein Phänomen des angelsächsischen Kapitalismus ist, sondern mitt- 
lerweile auch in dem für Deutschland charakteristischen »Rheinischen Kapitalis- 
mus« um sich greift. 

e Eng verbunden mit diesen wirtschaftlichen Strukturdynamiken sind ebenso gravie- 
rende Wandlungen der Politik. Wiederum ganz knapp aufgelistet: 

e Die Ambitionen politischer Gesellschaftsgestaltung sind überall drastisch zurückge- 
schraubt worden. Mitte der 1970er Jahre war das Ende der zuvor gehegten weitrei- 
chenden Reform- und Planungshoffnungen; stattdessen wurde eine drohende »Un- 
regierbarkeit« diagnostiziert (Offe 1979). Das Umschalten vom »expansiven« zum 
»restriktiven Politikverständnis« (Luhmann 1981) setzte ein und ist bis heute - siehe 
am augenfälligsten den tiefgreifenden Umbau des Wohlfahrtsstaats (Lessenich 2008) 
(» Sozialstaat und soziale Sicherheit) - fortgesetzt worden. 

e Hauptursache dieser politischen Selbstbescheidung war, dass zurückgehendes Wirt- 
schaftswachstum einen Verlust an Steuereinnahmen mit sich brachte; doch zugleich 
blieben die Erwartungen an staatliches Handeln hoch. Zum einen galt es, die Folgen 
wirtschaftlicher Einbrüche sozialpolitisch abzufedern, zum anderen kamen ganz 
neue umfangreiche Aufgaben - etwa in der Umwelt- oder Geschlechterpolitik - 
hinzu. Seitdem hat sich ein Austeritätsregime der notorisch knappen Staatskassen 
herausgebildet (Streeck/Mertens 2010), wovon ein Ökonomisierungsdruck auf die 
öffentliche Verwaltung und auf die staatsgetragenen Organisationen vieler anderer 
gesellschaftlicher Teilsysteme wie Bildung oder Gesundheit ausgegangen ist. 

e Die Legitimität politischen Handelns ist unter diesen Umständen zunehmend prekär 
geworden. Seit Mitte der 1970er Jahre forderten »neue soziale Bewegungen« die staat- 
lichen Entscheidungsträger heraus. Weitreichende und neue Forderungen galten den 
Rechten und der Chancengleichheit von Frauen, Schwulen, Lesben und Ausländern, 
dem Umweltschutz und dem Weltfrieden. Etwas später setzten der Niedergang der 
Volksparteien, die mit Mitgliederschwund und einem Verlust der Stammwähler zu 
tun bekamen, und der Rückgang der Wahlbeteiligung ein. 

e Außenpolitisch nahm in Westeuropa die Schaffung einer supranationalen neuen po- 
litischen Einheit - der heutigen Europäischen Union - seit Anfang der 1970er Jahre 
ihren eigentlichen »take off«. Umfangreiche neue Aufgaben wurden dem Staatenver- 
bund übertragen und erstmals verfügte er über eigene Einnahmen. Das sich im Jahr 
1989 ereignende Ende der bipolaren Welt des Kalten Krieges hat einerseits in Europa 
die weitere Maßstabsvergrößerung des Staatenverbunds ermöglicht; andererseits 
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sieht sich die westliche Politik seitdem einer multizentrischen globalen Konstellation 
gegenüber, die turbulenter und fragiler geworden ist. 


Eine Reihe anderer gesellschaftlicher Teilsysteme ist - parallel zu der bereits erwähnten 
Ende der 1970er Jahre einsetzenden Ökonomisierung - zugleich mit Forderungen kon- 
frontiert, ihre Leistungsproduktion nicht nur quantitativ zu steigern und qualitativ zu 
verbessern, sondern auch stärker an den Bedürfnissen der Leistungsabnehmer auszu- 
richten. Gesamtgesellschaftlich bedeutsam ist weiterhin noch die Medialisierung vieler 
Teilsysteme, also deren Unterwerfung unter die Gesichtspunkte des Journalismus - ins- 
besondere des Fernsehens. 

Differenzierungstheoretisch ergibt sich insgesamt ein Bild, demgemäß seit Mitte der 
1970er Jahre die Spannungsverhältnisse, die in funktionaler Differenzierung angelegt 
sind, deutlich an Intensität gewonnen haben. Drei zueinander gegenläufige Tendenzen 
lassen sich beobachten: Erstens hat sich in einer Reihe von Teilsystemen die »eigen-sin- 
nige« Betonung des je eigenen Leitwerts verstärkt. Zweitens sind damit konfligierende 
Außenansprüche an die teilsystemischen Leistungsproduktionen gewachsen. Drittens 
schließlich hat der auf den Teilsystemen lastende Ökonomisierungsdruck zugenommen. 


2.2 Ungleichheitsdynamiken 


Aus ungleichheitstheoretischer Perspektive endete in den 1970er Jahre eine von Ulrich 
Beck (1986: 124f.) plastisch als » Fahrstuhl-Effekt« titulierte gesellschaftliche Dynamik. 
Etwa zwanzig Jahre lang war bis dahin das Arbeitseinkommen stetig und spürbar ge- 
stiegen, zugleich war die Arbeitszeit zurückgegangen, sodass Berufstätige deutlich mehr 
Geld für einen über die Grundbedürfnisse hinausgehenden Konsum sowie mehr Frei- 
zeit gewonnen hatten - das Ganze freilich »... bei konstanten Ungleichheitsrelatio- 
nen ...« (Beck 1986: 124). Parallel dazu hatten die an gemeinsame soziale Lagen gebun- 
denen Groß-Kollektive in Gestalt von Schichtformationen an Sichtbarkeit verloren, weil 
auch die zuvor stark verbindende kollektive Mentalität z.B. der Arbeiter sich verflüch- 
tigt hatte. Anstelle eines über geteilte Arbeitserfahrungen geprägten Bewusstseins kol- 
lektiver sozialer Lagen waren über Konsumpräferenzen und Freizeitaktivitäten angeeig- 
nete plurale Lebensstile in den Vordergrund getreten. So konnte man sich »jenseits von 
Stand und Klasse« (Beck 1983) in scheinbar selbstgewählten Milieus und Szenen einer 
»Erlebnisgesellschaft« (Schulze 1992) wähnen. Hierzu hatte auch die Bildungsexpansion 
der 1960er Jahre auf zweierlei Weise beigetragen. Zum einen eröffnete sie zeitweise grö- 
ßere Chancen der Aufwärtsmobilität über berufliche Karrieren; zum anderen trug sie 
zu einer Horizonterweiterung bei der Reflexion des eigenen Lebens bei, was zu bewuss- 
teren Lebensplanungen und biografischen Entscheidungen führte. 

Dieser Individualisierungsschub stieß nun ab Mitte der 1970er Jahre - vor allem ver- 
ursacht durch die sich verschlechternden Arbeitsmarktbedingungen - an seine Grenzen. 


338 Gesellschaftsmodelle und Gesellschaftsanalyse 


Sukzessiv verengten sich die Chancen individueller Aufstiegsmobilität durch Bildung 
und die Einkommensunterschiede nahmen wieder zu (OECD 2011). Dieses Phänomen 
findet sich, wie zuvor der »Fahrstuhl-Effekt«, in allen OECD-Ländern; doch nicht über- 
all ist die Sensibilität für die sich ausweitende Kluft zwischen Reich und Arm so hoch 
wie in Deutschland. Noch wichtiger war allerdings die neuerliche Verunsicherung der 
Lebensplanung durch die turbulenteren und damit weniger berechenbaren Arbeits- 
marktdynamiken sowie durch die Verknappung des Arbeitsplatzangebots in Relation 
zu den Arbeitssuchenden. Man begann bald dramatisierend von einem »Ende der Ar- 
beitsgesellschaft« zu sprechen. 

Bereits Ende der 1970er Jahre wurde Deutschland auch als » Zweidrittel-Gesellschaft« 
etikettiert. Das verwies auf eine nicht länger bagatellisierbare Anzahl von Gesellschafts- 
mitgliedern, die - wie es gut zehn Jahre später hieß - Opfer gesellschaftlicher »Exklu- 
sion« geworden waren. Anders als das »Lumpenproletariat« früherer Jahre, das als »in- 
dustrielle Reservearmee« immerhin in wirtschaftlich guten Zeiten Beschäftigung fand 
und gebraucht wurde, müsse man - so einige Beobachter - unter den heutigen Lang- 
zeitarbeitslosen eine wachsende Anzahl von Menschen als neue Gruppe der im wort- 
wörtlichen Sinne » Überflüssigen« (Bude/Willisch 2006) einstufen: Sie würden auch in 
besseren Zeiten nie mehr gebraucht werden, sondern seien nur noch gesellschaftliche 
Kostgänger. Hinzukommende ethnische Deklassierungen sorgen für einen hohen Mi- 
grantenanteil unter den »Überflüssigen«, was fremdenfeindlichen Affekten gegen »Pa- 
rasiten« des deutschen Sozialstaats Vorschub leistet. 

Neben dieser Extremform der »Exklusion« erfahren seit längerem größere Teile der 
unteren sozialen Schichten eine reale Prekarisierung ihrer Lage; und subjektive Befürch- 
tungen dieser Art reichen inzwischen schon weit in die Mittelschichten hinein (Burzan/ 
Berger 2010). Solange die Wirtschaft kontinuierlich wuchs und auf allen Qualifikations- 
niveaus Arbeitskräfte gebraucht wurden, konnte man die existenzielle Abhängigkeit der 
Lebenschancen von den Arbeitsmarktchancen vergessen. Als der »kurze Traum immer- 
währender Prosperität« (Lutz 1984) ausgeträumt war, hieß das zwar für die Meisten 
nicht gleich manifeste Existenzängste erleiden zu müssen. Doch die Gewissheit, dass 
man es im Laufe des Lebens »zu etwas bringen« und es auf jeden Fall den eigenen Kin- 
dern besser gehen werde, war und ist bis heute vorbei. Eine Allensbach-Umfrage des 
Jahres 2010 belegt für Deutschland »die Skepsis einer Gesellschaft, die fürchtet, ihren 
Zenit erreicht oder überschritten zu haben.« Der Befund ist eindeutig: »Wenn die deut- 
sche Bevölkerung befragt wird, welche Phase die besten Zeiten der Republik markiert, 
so nennen die meisten die sechziger und siebziger Jahre, teilweise noch die achtziger 
Jahre. Lediglich eine verschwindende Minderheit von vier Prozent der Bevölkerung ist 
überzeugt, dass es Deutschland im Vergleich der letzten Jahrzehnte heute am besten 
geht.« (Köcher 2010). 

In einer Hinsicht ist freilich ein Mitte der 1970er Jahre einsetzender und inzwischen 
sehr deutlicher Abbau sozialer Ungleichheiten zu verzeichnen: Auch wenn Frauen noch 
immer erheblichen Benachteiligungen ausgesetzt sind, haben sich doch ihre Lebens- 
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und darunter vor allem auch ihre Arbeitsmarktchancen spürbar verbessert. Die gestie- 
gene Erwerbsbeteiligung der Frauen auf einem Niveau, das ihnen wirtschaftliche Un- 
abhängigkeit bietet, hat zu neuen Formen partnerschaftlichen Zusammenlebens und 
einem Abbau der Machtasymmetrien in Partnerschaften geführt. Doch selbst die Ni- 
vellierung der Geschlechterungleichheit hat ihre Kehrseiten: Dazu gehören steigende 
Scheidungsraten, der Geburtenrückgang sowie die zusätzliche Konkurrenz auf dem Ar- 
beitsmarkt, die tendenziell lohndrückend wirkt, sodass Familien, in denen der Mann 
einer weniger qualifizierten und entsprechend schlecht bezahlten Tätigkeit nachgeht, 
inzwischen wieder auf die Berufstätigkeit der Ehefrau angewiesen sind. 


2.3 Kulturelle Dynamiken 


Der kulturtheoretische Scheinwerfer macht für die Zeit nach Mitte der 1970er Jahre ei- 
nen Gestaltwechsel verbreiteter Deutungsmuster von Welt und Gesellschaft aus, der sich 
in einem doppelten Ende ausdrückt. Das Ende des »Goldenen Zeitalters« (Hobsbawm 
1994: 283) geht in einen nicht bloß auf die je individuelle Lebensperspektive bezogenen, 
sondern allgemeinen Machbarkeits- und Fortschrittsskeptizismus über. Noch grund- 
sätzlicher wird als »Postmoderne« das Ende der »großen Erzählungen« der Moderne 
ausgerufen (Lyotard 1979). Damit wird im Intellektuellendiskurs markiert, dass man 
es nicht mehr für möglich hält, allgemeinverbindliche Maßstäbe für eine »gute Gesell- 
schaft« und ein »gutes Leben« zu postulieren, was einerseits als Befreiung von jeglichen 
auferlegten Vorgaben, die immer auch als Zwangsjacken wirken können, andererseits 
aber auch als totale Beliebigkeit, die im Nihilismus enden kann, zu werten ist. 

Jenseits solcher diffuser Stimmungen und prinzipieller Positionen ereignete sich 
in den 1970er Jahren aber auch ein bereits erwähnter spezifischerer Wertewandel vom 
»Materialismus« zum »Postmaterialismus« (Inglehart 1977), der sich unter anderem in 
der Wortneuschöpfung der »Lebensqualität« ausdrückte, die gegen die Reduktion von 
Lebenschancen auf den ökonomischen Lebensstandard gesetzt wurde. Dieser Werte- 
wandel hatte die » Überflussgesellschaft« als Nährboden, wurde dann aber sogar gegen 
einen wieder prekärer werdenden Lebensstandard größtenteils durchgehalten. Mitte 
der 1970er Jahre wurde die bis dahin kulturell hegemoniale Subjektivitätsform des » An- 
gestelltensubjekts«, dessen Leben sich um eine berechenbare Karriere und Einkom- 
menssteigerung in Verbindung mit distinguierendem Konsum als Statussymbol drehte, 
durch die »postmoderne Subjektivität« abgelöst (Reckwitz 2006). Sie ist - auch wenn 
»materialistische« Orientierungen des »unternehmerischen Selbst« (Bröckling 2007) 
nolens volens mittlerweile wieder sehr viel stärker in ihr verankert sind - in Abwen- 
dung von Karriere und Statusdenken zum einen in Richtung eines ästhetisch-hedonis- 
tischen Lebensgefühls, zum anderen in Richtung eines moralisch-politischen Engage- 
ments ausgeflaggt. An beidem ausgerichtete »postmaterialistische« Werte stimulieren 
und motivieren bis heute die »neuen sozialen Bewegungen« und haben in einer Partei 
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wie den deutschen »Grünen« einen längst nicht mehr randständigen politischen Trä- 
ger gefunden. 

Teilweise mit dem »Postmaterialismus« einhergehend, entstand seit den 1970er Jah- 
ren, parallel zur wirtschaftlichen Globalisierung und zu vielfältigen - von journalisti- 
scher Berichterstattung bis zum Ferntourismus reichenden - Erfahrungen mit nicht- 
westlichen Kulturen, ein kultureller »Globalismus« (Albrow 1996). Der Referenzrahmen 
für viele Arten von Problembetroffenheiten sowie evaluativen und normativen Maß- 
stäben ist ein weltweiter geworden. Die Wahrung der Menschenrechte ebenso wie die 
»Grenzen des Wachstums«, später die drohende Klimakatastrophe oder die Finanz- 
marktkrise - um nur diese Beispiele zu nennen - stellten sich zunehmend als Probleme 
dar, mit denen nicht einzelne Nationalgesellschaften je für sich gemäß ihren jeweiligen 
Kriterien fertig werden konnten; sondern hier erscheint inzwischen nur eine gemein- 
same Antwort der gesamten Menschheit als angemessen. Dabei ist auch deutlich gewor- 
den, dass »the West is the best« nicht länger unwidersprochen gilt. Die institutionali- 
sierte Umsetzung dieser Einsichten jenseits von Lippenbekenntnissen steht freilich bis 
heute auf einem anderen Blatt. 

Die »Kultur der Moderne« hat sich somit insgesamt seit Mitte der 1970er Jahre weni- 
ger fortschrittsoptimistisch, aber auch weniger »materialistisch« und weniger westlich 
fixiert als vorher gezeigt. 


2.4 Effekte und Perspektiven: Individuelle Lebenschancen 
und gesellschaftliche Integration 


Der Gesamteindruck dieser differenzierungs-, ungleichheits- und kulturtheoretisch an- 
geleiteten Gesellschaftsanalysen ist deutlich: Nach Mitte der 1970er Jahre einsetzenden 
vielfältigen Wandlungen erweist sich die gegenwärtige gesellschaftliche Lage zuneh- 
mend als eine, in der multiple Destabilisierungsdynamiken kumulieren und, ineinander 
verstrickt, ohne klare Gesamtrichtung weiter mäandern - was angesichts der vorausge- 
gangenen Phase eines relativ langen stabilen Gleichgewichts umso augenfälliger hervor- 
tritt. Man müsste nun im Einzelnen fragen, was die aufgeführten Strukturdynamiken für 
die Lebenschancen der Individuen und die gesellschaftliche Integration bedeutet haben 
und weiter bedeuten könnten. Dazu lassen sich hier abschließend als erste Andeutungen, 
die es genauer zu prüfen gälte, festhalten: 


e Fasst man mit Ralf Dahrendorf (1979) die Lebenschancen einer Person als Kombina- 
tion aus Optionen und Ligaturen, also Teilhaberechten und Wahlmöglichkeiten auf 
der einen, sinnstiftenden Bindungen an Werte und Gemeinschaften auf der anderen 
Seite, so brachte der Individualisierungsschub bis Mitte der 1970er Jahre sicherlich 
einen erheblichen Zugewinn an Optionen. Der »homo optionis« (Beck/Beck-Gerns- 
heim 1994: 16f.) kann allerdings auch einen ähnlich großen Ligaturenverlust erlei- 
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den, wenn auf die Freisetzung aus Traditionen keine selbstgewählten neuen Bindun- 
gen gefunden werden, sondern nur biografische Verunsicherungen eintreten, wie sie 
etwa mit der Erosion des Normalarbeitsverhältnisses einhergehen können. 

e Bei der gesellschaftlichen Integration müssen die Sozialintegration von Personen 
in die gesellschaftliche Ordnung, die Systemintegration der gesellschaftlichen Teil- 
systeme untereinander sowie die ökologische Integration der Gesellschaft in ihre 
natürliche Umwelt unterschieden werden (Schimank 2000). Sozialintegrativ kann 
der gerade erwähnte Ligaturenverlust zu einer Erosion des gesellschaftlichen Zusam- 
menhalts führen, die sich als Schwächung des Wertekonsens sowie des gemeinschaft- 
lichen Handelns in der »Zivilgesellschaft« manifestiert. Zugleich könnte auch mit 
wieder zunehmenden sozialen Ungleichheiten die Intensität von Verteilungskonflik- 
ten zunehmen. Systemintegrativ ist am problematischsten wohl die weiter voran- 
schreitende Ökonomisierung fast aller anderen Teilsysteme einzustufen, die deren 
Spielraum, ihre Leistungsproduktionen jenseits von Kosten- oder gar Gewinnerwä- 
gungen primär am je eigenen Leitwert auszurichten, immer mehr verengt hat. Auch 
die Gestaltungskraft von Politik fällt als systemintegrativer Mechanismus immer 
mehr aus. Hinsichtlich der ökologischen Integration schließlich bestehen - trotz 
eines inzwischen gewachsenen allgemeinen Bewusstseins über ökologische Proble- 
me - nach wie vor massive Handlungsdefizite. Die Erschöpfung bestimmter natür- 
licher Ressourcen schreitet noch immer weiter voran und die ökologischen Gefah- 
renpotenziale insbesondere der Kernenergie sind weltweit noch keineswegs gebannt. 


Offenbar überwiegen sowohl mit Blick auf die individuellen Lebenschancen als auch 
hinsichtlich der gesellschaftlichen Integration Probleme, auch wenn Verbesserungen 
nicht völlig ausgeblieben sind. Gravierender ist freilich, dass weder kognitiv noch eva- 
luativ klar ist, wohin die Reise geht bzw. gehen sollte. Ein neues Gleichgewicht, auf das 
hin sich das Zusammenspiel all der aufgeführten Strukturdynamiken in den drei gesell- 
schaftlichen Ordnungen bewegt, ist nicht erkennbar; und eine ausdiskutierte und weit- 
hin Zustimmung findende »Vision« eines zugleich machbaren wie wünschbaren Gleich- 
gewichts einer »guten Gesellschaft«, die ihren Mitgliedern ein »gutes Leben« bietet, ist 
ebenso wenig in Aussicht. 

Die Aufgabe der Soziologie und der anderen Sozialwissenschaften ist angesichts die- 
ses Wissens- und Diskussionsstands klar. Es gilt erstens, das dargestellte Spektrum von 
Gesellschaftsanalysen vor allem empirisch weiter auszubauen und zu konsolidieren. Je 
für sich bieten die drei » Familien« von theoretischen Gesellschaftsmodellen hierfür sehr 
brauchbare, wenngleich gegenstandsorientiert noch weiter ausbaufähige analytische 
Rahmen, die jedoch zweitens schrittweise stärker aufeinander bezogen und miteinan- 
der verknüpft werden sollten. Diese beiden Schritte einer Weiterentwicklung soziologi- 
scher Gesellschaftsforschung können dazu beitragen, kognitive Unklarheiten darüber zu 
reduzieren, wohin sich die Gesellschaft entwickelt. Der Soziologie als Wissenschaft steht 
es nicht an, daran anschließend Maßstäbe und Zielsetzungen der Gesellschaftsverbes- 
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serung zu unterbreiten. Was sie jedoch drittens angesichts der evaluativen Unklarheiten 
durchaus aufzuzeigen hat, ist der Raum des überhaupt Möglichen - einschließlich der 
Grenzen und Kosten dessen, was machbar ist. 
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Gesundheit und Gesundheitssystem 
Claus Wendt 


1 Definition 


Gesundheit wird in der Präambel zur Verfassung der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) vom 22.7.1946 als ein Zustand des vollkommenen körperlichen, geistigen und 
sozialen Wohlbefindens definiert und nicht nur als Abwesenheit von Krankheit oder 
Behinderung. Diese Definition bezieht sich auf die Mehrdimensionalität des Begriffs 
Gesundheit und verdeutlicht, dass unter Gesundheit nicht allein eine körperliche Un- 
versehrtheit zu verstehen ist. Aus sozialwissenschaftlicher Perspektive geht es in dem 
interdisziplinären Forschungsfeld Gesundheit um die gesellschaftlichen Einflüsse auf 
Gesundheit und Krankheit sowie darum, wie eine Gesellschaft mit Kranken und mit 
Krankheit umgeht und welche Maßnahmen für die Erhaltung und Wiederherstellung 
von Gesundheit ergriffen werden (Wendt/Wolf 2006). Gesundheit und Krankheit sind 
als Endpunkte eines Kontinuums zu verstehen, die vielfältigen Einflussfaktoren unter- 
liegen. Hierzu zählt auch das Gesundheitssystem. Im Vergleich zu Bildung, Einkommen 
und beruflicher Stellung deuten die wenigen vorliegenden empirischen Analysen aller- 
dings einen geringen Einfluss des Gesundheitssystems auf die Gesundheit der Bevöl- 
kerung und auf gesundheitliche Ungleichheit an. So betonen Richter und Hurrelmann 
(2009), dass bei schweren Krankheiten die Bedeutung medizinischer Versorgungsleis- 
tungen für die Verlängerung des Lebens unbestritten sei, jedoch die sozialen und wirt- 
schaftlichen Bedingungen für die Gesundheit der Bevölkerung und für gesundheitliche 
Ungleichheit weitaus wichtiger seien. Hierbei ist zu beachten, dass ein erheblicher For- 
schungsbedarf besteht, um die Zusammenhänge zwischen dem institutionellen Aufbau 
von Gesundheitssystemen und dem Gesundheitszustand der Bevölkerung angemessen 
zu verstehen. 

Das Gesundheitssystem hat jedoch nicht nur eine Bedeutung für die Verbesserung 
der Gesundheit der Bevölkerung und des individuellen Gesundheitszustands. Das Ge- 
sundheitssystem ist das institutionelle Versprechen, in einer gesundheitlichen Krisen- 
situation die notwendigen medizinischen Hilfen zu erhalten und während der Krank- 
heit gegen einen Verlust des Einkommens abgesichert zu sein. Es umfasst die Bereiche 
der ambulanten und stationären medizinischen Versorgung, der Prävention und der 
Rehabilitation. Zudem weist es eine enge Verbindung zur Pflege und zu weiteren so- 
zialpolitischen Leistungssystemen auf. Seine Ausgestaltung hat für die Bevölkerung Aus- 
wirkungen auf die Zugangschancen zur medizinischen Versorgung, auf das Gefühl der 
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Sicherheit, in einer gesundheitlichen Krisensituation ausreichend geschützt zu sein, auf 
die Zufriedenheit mit dem Gesundheitssystem und dem Gesundheitspersonal sowie 
auf den Gesundheitszustand der Bevölkerung. 


2 Gesundheit und gesundheitliche Ungleichheit 


Die Gesundheit der Bevölkerung hat sich seit Gründung der Bundesrepublik Deutsch- 
land stetig verbessert (> Alter und Altern der Gesellschaft; » Bevölkerung). Zwischen 1960 
und 2008 stieg die Lebenserwartung von 69,1 Jahren (männlich/m: 66,5; weiblich/w: 71,7) 
auf 80,2 Jahre (m: 77,6; w: 82,7), und für das Jahr 2050 wird eine Steigerung der Lebens- 
erwartung um weitere sechs bis sieben Jahre prognostiziert (BiB 2008; OECD 2010). Die 
Bevölkerung in den neuen Bundesländern hat bei diesen Indikatoren seit 1990 zügig auf- 
geholt. Seit 1960 ist in Deutschland die Kindersterblichkeit von 35,0 Kindern je 1000 Le- 
bendgeburten auf ein Zehntel gesunken (3,5 im Jahr 2008), und die Müttersterblichkeit 
wurde von 69,3 je 100 000 Geburten auf 5,3 im Jahr 2008 reduziert. Deutschland weist 
bei der Lebenserwartung eine ähnlich positive Entwicklung auf wie andere entwickelte 
Industrieländer, und bei der Kinder- und Müttersterblichkeit wurde 2008 jeweils der 
zweitbeste Wert erreicht (siehe Tabelle ı). 

Diese Entwicklungen wirken sich in Verbindung mit der seit Anfang der 1970er Jahre 
stark sinkenden Geburtenrate (> Bevölkerung) in doppelter Hinsicht auf das Gesund- 
heitssystem aus: Zum einen verringert sich die Gruppe derjenigen, die über Beitragszah- 
lungen und Steuern zur Finanzierung des Gesundheitssystems beitragen; zum anderen 
steigt der Anteil der älteren Menschen an der Gesamtbevölkerung und damit der Per- 


Tabelle 1 Lebenserwartung, Kinder- und Müttersterblichkeit im Vergleich 


Lebenserwartung Kindersterb- Müttersterb- Lebenserwartung 
er lichkeit (je lichkeit (je nach Einkommen 
Insgesamt Manner Frauen tausend Ge- hunderttsd. in % des Durch- 
burten) Geburten) schnittseinkom- 


mens (1995-2005) 
1960 2008 1960 2008 1960 2008 1960 2008 1970 2008 <60% >150% 


Deutsch- 69,1 80,2 66,5 776 71,7 82,7 35,0 3,5 51,8 5,3 70,1(m) 80,9 (m) 
land 76,9 (w) 85,3 (w) 
Frankreich 703 810 670 776 736 843 27,7 3,8 28,2 7,6 

Italien 698 815 672 787 72,3 842 43,3 3,7 54,5 2,0 

Schweden 73,1 812 712 791 749 832 16,6 2,5 10,0 5,5 Nicht 
Großbri- 70,8 797 679 776 737 818 22,5 4,7 24,0 6,9 dargestellt 
tannien 


Vereinigte 699 779 666 753 731 80,4 26,0 6,7 215 13,3 
Staaten 


Quellen: OECD (2010); Lampert et al. (2007); SOEP und Periodensterbetafeln (1995-2005). 
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sonenkreis derer, die überdurchschnittlich häufig Leistungen des Gesundheitssystems 
in Anspruch nehmen. 


2.1 Krankheitsspektrum und Todesursachen 


Das Krankheitsspektrum und die Todesursachen haben sich seit Ende des 19. Jahrhun- 
derts, als Infektionskrankheiten und Volksseuchen den Großteil der Todesursachen 
ausmachten, grundlegend verändert. Heute entfallen nahezu die Hälfte der Todesursa- 
chen auf Herz-Kreislauf-Krankheiten und etwa ein Viertel auf bösartige Neubildungen 
(Krebs). In den letzten Jahren zeichnen sich wichtige Verschiebungen ab: Herz-Kreis- 
lauf-Krankheiten verlieren - allerdings auf einem sehr hohen Niveau - an Bedeutung, 
wohingegen der Einfluss von Krebserkrankungen auf die Sterblichkeit steigt. Auch bei 
den einzelnen Krebsarten zeigen sich bemerkenswerte Trends. Bei Männern nehmen 
z.B. die Neuerkrankungen an Lungenkrebs ab, bei Frauen jedoch zu, eine Entwicklung, 
die das Robert Koch-Institut (2006) in einen Zusammenhang mit dem gestiegenen Zi- 

garettenkonsum von Frauen stellt. 
Betrachtet man einzelne Kategorien im Detail, zeigt sich, dass der Herzinfarkt bei 
Frauen 6,5 Prozent und bei Männern 8,7 Prozent aller Todesursachen ausmacht. Ver- 
bunden mit einer verbesserten Notfall- 


Tabelle2 Die wichtigsten Todesursachen versorgung sind die Überlebenschancen 
(in Prozent), 2009 seit 1985 deutlich gestiegen. Der Schlag- 

anfall ist bei Frauen die viert- und bei 
Krankheitendes Kreislaufsystemis 41,7 Männern die fünfthäufigste Todesursache 
Bösartige Neubildungen (Krebs) 26,0 


und ein Hauptgrund für Pflegebedürftig- 


Krankheiten der Atmungsorgane 7A keit im Erwachsenenalter. Patientinnen 
Krankheiten der Verdauungsorgane 4,3 und Patienten, die in Stroke Units (zerti- 
Verletzungen, Vergiftungen und andere 37 


fizierte Schlaganfall-Spezialstationen) be- 
16,4 handelt werden, die eine besonders inten- 
sive Behandlung ermöglichen, haben eine 
erhöhte Chance zu überleben und ein 
selbstständiges Leben zu führen (Robert 
Koch-Institut 2006). Dieses Beispiel verweist einerseits auf die voraussichtlich steigende 
Bedeutung von hoch spezialisierten medizinischen Versorgungszentren für ausgewählte 
Versorgungsbereiche. Andererseits zeichnet sich ein Bedarf an Versorgungszentren ab, 
in denen Gesundheits-, Pflege- und Sozialleistungen gemeinsam angeboten bzw. eng 
miteinander abgestimmt werden. Solche multidisziplinäre Versorgungszentren können 
auf Grundlage des GKV-Modernisierungsgesetztes seit 2004 in Deutschland gebildet 
werden (Busse/Riesberg 2005; Rothgang et al. 2011). 
Mit 3,3 Prozent der Arbeitnehmer hat der Krankenstand im Jahr 2005 einen histo- 
rischen Tiefstand erreicht. Bei den Erkrankungen, die für Arbeitsunfähigkeit verant- 


äußere Ursachen 
Sonstige Krankheiten 


Quelle: Statistisches Bundesamt (2009). 
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wortlich sind, spielen Krankheiten der Atemwege mit etwa einem Viertel die Hauptrolle, 
gefolgt von Krankheiten des Skeletts, der Muskeln und des Bindegewebes, Erkrankun- 
gen der Verdauungsorgane, Verletzungen und Vergiftungen, Herz-Kreislauf-Erkrankun- 
gen und Psychischen Erkrankungen. 

Chronische Krankheiten, die in der Regel mehrere Ursachen haben, haben in den 
letzten Jahrzehnten zugenommen. Heute leiden etwa ein Drittel der 15- bis 40-jährigen 
Kranken und etwa 90 Prozent der über 65-jährigen Kranken unter chronischen Krank- 
heiten. Bei den psychischen Erkrankungen sind vor allem Depressionen und Angst- 
erkrankungen sehr verbreitet. Etwa 15 Prozent der Frauen und acht Prozent der Män- 
ner durchleben innerhalb eines Jahres eine depressive Phase (Daten für das Jahr 2003) 
und etwa 19 Prozent der Frauen und neun Prozent der Männer berichten von einer 
Angststörung (Daten für das Jahr 1998). Im höheren Alter zählen Demenzerkrankun- 
gen zu den schwersten und folgenreichsten Erkrankungen. Bei den 65- bis 69-Jährigen 
sind etwa zwei Prozent von einer Demenz betroffen, bei den über go-Jährigen sind es 
mehr als 30 Prozent. Die Gesamtzahl der Demenzkranken beträgt für Deutschland etwa 
eine Million, und pro Jahr kommen etwa 200 000 Neuerkrankungen hinzu. Es wird ge- 
schätzt, dass sich die Zahl der Demenzkranken bis zum Jahr 2050 verdoppeln könnte 
(Robert Koch-Institut 2006). Diese Entwicklungen zählen zu den Hauptgründen für die 
zunehmenden Anforderungen, die an das Gesundheits- und Pflegesystem gestellt wer- 
den (> Alter und Altern der Gesellschaft). 

Im Zusammenhang mit der Alterung der Bevölkerung wurden drei Hypothesen zur 
zukünftigen Morbiditätsentwicklung aufgestellt: Die Kompressionsthese geht von einer 
Verbesserung der Gesundheit der Bevölkerung bei steigender Lebenserwartung aus. 
Krankheit und Pflegebedürftigkeit werden gemäß dieser These zeitlich hinausgescho- 
ben und konzentrieren sich auch zukünftig auf die letzten Lebensmonate vor dem Tod. 
Die Medikalisierungsthese geht demgegenüber davon aus, dass die Morbiditätsraten vor 
allem im Alter zunehmen werden. Da sich immer mehr lebensbedrohliche Krankheiten 
in jüngeren Jahren heilen lassen, erreichen mehr Menschen ein höheres Alter, das im- 
mer häufiger durch chronische Krankheiten mit einem hohen Aufwand an Gesundheits- 
und Pflegeleistungen gekennzeichnet ist. Im bipolaren Kombinationsmodell, das diese 
beiden Thesen verbindet, wird von einer Verbesserung des durchschnittlichen Gesund- 
heitszustands bei gleichzeitiger Zunahme von chronisch Kranken und Pflegebedürftigen 
ausgegangen. Nach diesem Modell nehmen im Alter vor allem Gesundheitsrisiken und 
gesundheitliche Probleme bei Personen mit einem niedrigen sozioökonomischen Sta- 
tus zu - mit der Folge einer steigenden gesundheitlichen Ungleichheit im Alter (Richter/ 
Hurrelmann 2009; Siegrist/Marmot 2008; Wendt/Wolf 2006). 
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2.2 Gesundheitliche Ungleichheit: Der Einfluss von Bildung, Einkommen und Beruf 


Bereits heute bestehen erhebliche Ungleichheiten in Bezug auf die Risiken einer Erkran- 
kung und eines frühzeitigen Todes. Menschen mit niedriger Bildung, niedriger beruf- 
licher Stellung und/oder einem niedrigen Einkommen haben eine durchschnittlich ge- 
ringere Lebenserwartung und weisen während ihres Lebens häufiger gesundheitliche 
Beeinträchtigungen auf (Richter/Hurrelmann 2009; Wendt/Wolf 2006). Die Lebens- 
verlaufsperspektive zeigt darüber hinaus, dass sich gesundheitliche Risiken über den 
Lebensverlauf akkumulieren können. Kinder aus sozial benachteiligten Schichten sind 
bereits in einer frühen Phase höheren gesundheitlichen Risiken ausgesetzt, und durch 
schichtspezifische Bildungs- und Arbeitsmarktchancen können sich diese Risiken fort- 
setzen. Darüber hinaus verfestigen sich wichtige gesundheitsrelevante Verhaltensweisen 
häufig im Kindes- und Jugendalter. 

Der sozioökonomische Status hat für sich genommen keinen direkten Effekt auf die 
Gesundheit, sondern er beeinflusst Gesundheit über ungleich verteilte materielle, ver- 
haltensbezogene und psychosoziale Risikofaktoren und Ressourcen (Richter/Hurrel- 
mann 2009). Die wichtigsten verhaltensbezogenen Risikofaktoren, die sich vor allem 
auf Herz-Kreislauf-Krankheiten auswirken, sind Zigarettenrauchen, hoher Alkoholkon- 


Abbildung 1 Lebenserwartung nach Einkommen 
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sum, fett- und kalorienreiche Ernährung sowie Bewegungsmangel. Die Folgen sind un- 
ter anderem Übergewicht, Bluthochdruck, Typ-2-Diabetes und weitere Stoffwechselstö- 
rungen, die für einen Großteil der Krankheitsbelastung der Deutschen verantwortlich 
sind (Robert Koch-Institut 2006). Rauchen stellt in westlichen Gesellschaften das be- 
deutendste Einzelgesundheitsrisiko dar. Es besteht ein stark negativer Zusammenhang 
zwischen Rauchen und sozialer Schicht: Je niedriger die soziale Schicht, desto höher ist 
die Rauchprävalenz (Richter/Hurrelmann 2009). 

Der Einfluss des sozioökonomischen Status auf Gesundheit und Mortalität wurde in 
zahlreichen Studien belegt. Wie Abbildung ı zu entnehmen ist, handelt es sich um eine 
Ungleichheit, die nicht nur die unterste und die oberste Einkommensgruppe betrifft, 
auch wenn zwischen diesen Gruppen die Ungleichheit der Lebenserwartung mit einer 
Differenz von mehr als 10 Jahren besonders hoch ist. In der Regel sehen wir einen sozia- 
len Gradienten der gesundheitlichen Ungleichheit (health gradient). Nicht nur zwischen 
der obersten und untersten sozialen Schicht, sondern auf jeder Stufe, die man auf der so- 
zialen Leiter nach unten geht, ist ein entsprechend schlechterer Gesundheitszustand zu 
verzeichnen. Es reicht somit nicht, sich bei sozial- und gesundheitspolitischen Interven- 
tionen auf eine besonders benachteiligte Randgruppe der Gesellschaft zu konzentrieren, 
sondern es sind Maßnahmen erforderlich, die alle sozialen Schichten erreichen. Der so- 
ziale Gradient der gesundheitlichen Ungleichheit konnte für alle westlichen Länder, für 
die Daten vorliegen, nachgewiesen werden. Außerdem zeigt sich, dass in Europa zwar 
die Lebenserwartung immer weiter steigt, aber gleichzeitig die Ungleichheit zwischen 
sozialen Schichten, zwischen Arm und Reich, immer weiter auseinanderklafft (Richter/ 
Hurrelmann 2009). 

Zwischen Bildungsniveau und Mortalität zeigt sich ebenfalls ein deutlicher sozialer 
Gradient, eine Form der Ungleichheit, die in Europa seit den 1980er Jahren deutlich an- 
gestiegen ist. Für Deutschland zeigen Daten der Gesetzlichen Krankenkassen darüber 
hinaus einen starken Zusammenhang zwischen Bildungsniveau und Morbidität. Bei 
Männern der niedrigsten Bildungsgruppe ist das Risiko eines Herzinfarkts (eines ersten 
akuten Myokardinfarkts) viermal höher als in der höchsten Bildungsgruppe. Auch in 
Bezug auf den beruflichen Status besteht unabhängig von Einkommen und Bildungs- 
niveau ein signifikanter Zusammenhang zur Gesundheit. Un- und angelernte Arbei- 
ter weisen ein doppelt so hohes Infarktrisiko auf als Angestellte und Führungskräfte 
(Babitsch et al. 2009). 

Für die Erklärung dieser Ungleichheiten haben sich drei theoretische Ansätze eta- 
bliert: 


1) Der Selektionsansatz nimmt an, dass Gesundheit den sozialen Status und das Ein- 
kommen bestimmt (und nicht bzw. zu einem geringeren Teil umgekehrt). In empi- 
rischen Studien konnte allerdings nachgewiesen werden, dass die Anzahl der Perso- 
nen, auf die dieser Zusammenhang zutrifft, sehr gering ist. 
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2) Der materielle Erklärungsansatz geht davon aus, dass die unteren sozialen Schichten 
nicht nur über geringere materielle Ressourcen verfügen, sondern damit verbunden 
auch in einer ungesünderen Umwelt leben und arbeiten. 

3) Der kulturell-verhaltensbezogene Erklärungsansatz hebt das unterschiedliche ge- 
sundheitsrelevante Risikoverhalten der sozialen Schichten hervor. Sozioökonomi- 
sche Unterschiede der Mortalität und Morbidität werden mit Unterschieden im 
Zigaretten- und Alkoholkonsum, Ernährungsverhalten und bei der sportlichen Ak- 
tivität erklärt. 


Diese Ansätze, zu denen vor allem für den verhaltensbezogenen Erklärungsansatz um- 
fassende Forschungsergebnisse vorliegen, wurden in jüngerer Zeit durch weitere Annah- 
men ergänzt, von denen insbesondere der psychosoziale Erklärungsansatz zu nennen 
ist. Damit zusammenhängende Fragen beziehen sich - vor allem in der Arbeitswelt - 
auf Stress, Bewältigungs- und Unterstützungspotentiale (Richter/Hurrelmann 2009; 
Siegrist/Marmot 2008; Wendt/Wolf 2006). 

Die Auswirkungen psychosozialer Belastungen auf die Gesundheit sind besonders 
intensiv für den Bereich Arbeit und Beschäftigung analysiert worden. In diesem For- 
schungszweig haben sich zwei theoretische Modelle etabliert, die vor allem in Bezug auf 
den Einfluss von Arbeit und Beschäftigung empirisch untersucht wurden, deren Ergeb- 
nisse aber auch auf andere Lebensbereiche übertragen werden können: das Anforde- 
rungs-Kontroll-Modell und das Modell beruflicher Gratifikationskrisen. Beide Modelle 
gehen davon aus, dass körperliche Beanspruchungen abnehmen, während psychische 
und soziale Stressoren bei der Arbeit zunehmen. 

Gemäß des von Karasek und Theorell (1990) entwickelten Anforderungs-Kontroll- 
Modells sind zwei Dimensionen für die Gesundheit von zentraler Bedeutung: zum 
einen die psychomentalen Anforderungen und zum anderen das Ausmaß an Kontrolle, 
das eine Person über die Ausübung der eigenen Tätigkeit hat. Eine fehlende Kontrolle 
beinhaltet sehr eingeschränkte Möglichkeiten, über die Gestaltung der Arbeitsaufga- 
ben zu entscheiden und die eigenen Fähigkeiten und Fertigkeiten zu nutzen und wei- 
terzuentwickeln. Ein hoher Entscheidungsspielraum ermöglicht demgegenüber die Er- 
fahrung von Erfolgen, von positiven Anregungen und von Selbstwirksamkeit (Siegrist/ 
Theorell 2008). 

Das auf Johannes Siegrist zurückgehende Modell der beruflichen Gratifikationskri- 
sen (siehe unter anderem Siegrist/Marmot 2008) basiert demgegenüber auf der Norm 
sozialer Reziprozität und bezieht sich auf belastende Aspekte, die sich aus dem Arbeits- 
vertrag ergeben. Das Modell konzentriert sich auf das Missverhältnis zwischen hohen 
beruflichen Anstrengungen und ausbleibenden Belohnungen. Zu den Belohnungen 
zählen Wertschätzung, Aufstiegsmöglichkeiten, Lohnhöhe und die Arbeitsplatzsicher- 
heit. Bei Arbeitsverhältnissen mit hoher Verausgabung und fehlender Belohnung ist die 
erforderliche Reziprozität nicht gegeben - mit negativen Folgen für Gesundheit und 
Wohlbefinden. Chronischer Stress als Folge dieses Missverhältnisses kann unter ande- 
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rem zu Herz-Kreislauf-Erkrankungen führen und hat eine höhere altersstandardisierte 
Morbidität und Mortalität zur Folge (Jungbauer-Gans 2009). 

Auf Grundlage beider Modelle wurde in empirischen Studien ein Zusammenhang 
zwischen einer belastenden Arbeitsumwelt und einer erhöhten Erkrankungswahr- 
scheinlichkeit (vor allem in Bezug auf kardiovaskuläre Erkrankungen) nachgewiesen. 
Prospektive epidemiologische Studien zeigen, dass Beschäftigte mit hohem Arbeitsstress 
bedingt durch hohe Anforderungen und eine niedrige Kontrolle oder durch hohe Ver- 
ausgabung bei niedriger Belohnung ein etwa doppelt so hohes Risiko von Herz-Kreis- 
lauf-Erkrankungen aufweisen als Beschäftigte ohne diese Arbeitsbelastungen. Für beide 
Modelle zeigt sich darüber hinaus ein signifikanter Einfluss von Arbeitsstress auf ein 
erhöhtes Depressionsrisiko sowie für Männer ein erhöhtes Risiko einer neu auftreten- 
den Typ 2-Diabeteserkrankung und von Alkoholabhängigkeit (Siegrist/Theorell 2008). 

Auch wenn die meisten Studien für den Bereich Arbeit und Beschäftigung durchge- 
führt wurden, lassen sich die sozial- und gesundheitspolitischen Schlussfolgerungen auf 
andere Bereiche übertragen. Arbeitsplatzsicherheit und ein hohes Maß an sozialer Si- 
cherheit haben ebenso einen positiven Einfluss auf die Gesundheit wie eine hohe Auto- 
nomie und Kontrolle über die ausgeübte Tätigkeit. Wilkinson und Pickett (2009) stel- 
len darüber hinaus die These auf, dass neben der sozialen Sicherheit vor allem ein hohes 
Maß an sozialer Gleichheit einen positiven Einfluss auf die Gesundheit hat. 


3 Gesundheitssystem 


Das Gesundheitssystem gewährt ambulante und stationäre Gesundheitsleistungen in 
gesundheitlichen Krisensituationen; hinzu kommen Leistungen der Rehabilitation so- 
wie der Prävention und der gesundheitlichen Vorsorge. Die deutsche gesetzliche Kran- 
kenversicherung zeichnet sich nach wie vor durch ein hohes Ausmaß an Autonomie der 
Akteure der gemeinsamen Selbstverwaltung (Ärzte- und Krankenkassenverbände), eine 
Finanzierung über Sozialversicherungsbeiträge, eine weitgehend freie Arztwahl, eine 
Trennung von ambulanter und stationärer Versorgung, seit 1997 durch eine freie Wahl 
der Krankenkasse und seit 2009 durch eine Versicherungspflicht für die gesamte Bevöl- 
kerung aus. 


3.1 Historische Entwicklung und aktuelle Reformen 


Mit dem Ziel, die finanzielle Existenz von Arbeitern für die Zeit des krankheitsbeding- 
ten Arbeitsausfalls sicherzustellen, wurde in Deutschland im Jahr 1883 die weltweit erste 
gesetzliche Krankenversicherung institutionalisiert. Zu Beginn sicherte die Kranken- 
versicherung keineswegs die gesamte Arbeiterschaft ab, wie es bei der Betonung einer 
deutschen Vorreiterrolle teilweise den Anschein hat. Die Versicherungspflicht blieb vor- 
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wiegend auf Fabrikarbeiter beschränkt, und auch nach einer Ausweitung in den Folge- 
jahren waren im Jahr 1895 nur knapp die Hälfte der deutschen Arbeiter (bzw. 14 Pro- 
zent der Bevölkerung über 15 Jahre) in die gesetzliche Krankenversicherung integriert 
(Wendt 2009). Zentrale Charakteristika, die sich teilweise bis in die heutige Zeit gehal- 
ten haben, sind seit den Anfangsjahren das Prinzip der Selbstverwaltung in der gesetz- 
lichen Krankenversicherung durch Arbeitnehmer, Arbeitgeber und Ärzteverbände bei 
staatlicher Rahmengesetzgebung, Beitragszahlung als Anspruchsgrundlage sowie seit 
1931 die Übertragung des Sicherstellungsauftrags für die ambulante medizinische Ver- 
sorgung auf die Kassenärztlichen Vereinigungen. Diese Prinzipien bildeten nach 1945 
erneut die Grundlagen des deutschen Gesundheitssystems. 

Seit Mitte der 1970er Jahre steht die Gesundheitspolitik in Deutschland im Zeichen 
von Kostendämpfungsbemühungen. Dem Krankenversicherungs-Kostendämpfungsge- 
setz von 1977 folgte 1981 das Krankenversicherungs-Kostendämpfungs-Ergänzungsge- 
setz und 1984 das Krankenhaus-Kostendämpfungsgesetz. Erst Ende der 1980er Jahre 
folgte die Phase umfassender Strukturreformen. Mit dem Gesundheitsreformgesetz 
(GRG) 1989 wurden Zuzahlungen für Arznei- und Hilfsmittel erhöht und Festbeträge 
für diese Leistungen eingeführt. Gesundheitsförderung wurde als Kassenleistung einge- 
führt, und die Mitwirkungsrechte der Kassen für Wirtschaftlichkeitsprüfungen bei Ärz- 
ten und Krankenhäusern wurden gestärkt (Wendt 2009). Eine Weichenstellung stellt 
das Gesundheitsstrukturgesetz (GSG) 1993 dar, mit dem die zuvor nur für Angestellte 
geltende Möglichkeit der Kassenwahl in den Folgejahren auf die gesamte Bevölkerung 
ausgeweitet wurde. Im Zuge dieses Gesetzes wurde ein Risikostrukturausgleich einge- 
führt, durch den die Risiken Alter, Geschlecht, Einkommen, Familienlastquote und Be- 
zug einer Erwerbsminderungsrente zwischen den Kassen ausgeglichen werden sollen. 
Das Ziel bestand darin, dass sich Krankenkassen stärker an den Interessen ihrer Mit- 
glieder ausrichten und sich um eine verbesserte Qualität und Wirtschaftlichkeit bei der 
Leistungserbringung bemühen (Busse/Riesberg 2005). Angestrebt wurde auch eine bes- 
sere Verzahnung von ambulanter und stationärer Versorgung. Zu diesem Zweck wurde 
die Möglichkeit für Krankenhäuser erleichtert, Patienten vor- und nachstationär zu be- 
handeln und ambulant zu operieren. Die entscheidende Komponente der in GRG und 
GSG enthaltenen Strukturreform ist jedoch, dass seit 1997 fast alle GKV-Mitglieder na- 
hezu unbeschränkt ihre Krankenkasse wählen können. Eine wichtige Neuerung die- 
ser Phase gesundheitspolitischer Reformen ist darüber hinaus die Einführung von dia- 
gnosebezogenen Fallpauschalen (Diagnosis Related Groups, DRGs). Anstelle der lange 
Zeit bestehenden tagesgleichen Pflegesätze wurde die Krankenhausfinanzierung mit der 
GKV-Gesundheitsreform 2000 und dem Fallpauschalengesetz 2002 vollständig auf ein 
DRG-System umgestellt. Das Finanzierungsrisiko der Krankenbehandlung ging damit 
zu einem erheblichen Teil auf den individuellen Leistungsanbieter über (Rosenbrock/ 
Gerlinger 2006). Zusammenhängend mit dem neuen Finanzierungssystem, das eine 
bessere Vergleichbarkeit von Kosten und Leistungen im stationären Sektor ermöglicht, 
wurden seit etwa 2000 immer häufiger unwirtschaftlich arbeitende öffentliche oder frei- 
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gemeinnützige Krankenhäuser geschlossen, während der Anteil der privaten gewinn- 
orientierten Krankenhäuser deutlich zunahm (Rothgang et al. 2010). 

Mit dem GKV-Modernisierungsgesetz wurde im Jahr 2004 eine Praxisgebühr in 
Höhe von zehn Euro bei einem Arztbesuch je Quartal eingeführt (sowie jeweils zehn 
Euro bei weiteren Arztbesuchen, die innerhalb des Quartals ohne Überweisung erfol- 
gen). Mit dem Gesundheitsreformgesetz von 2007 wurden schließlich ab dem 1. 1. 2009 
eine Versicherungspflicht für alle Bürgerinnen und Bürger sowie ein Gesundheitsfonds 
geschaffen. Alle Versicherten zahlen den gleichen Beitragssatz, der staatlich festgelegt 
wird, und die Krankenkassen leiten die Beiträge an den Gesundheitsfonds, einen fikti- 
ven Pool, weiter. Über den neuen morbiditätsorientierten Risikostrukturausgleich erhält 
jede Kasse unter Berücksichtigung von Alter, Geschlecht und bestimmten Krankheits- 
faktoren je Versichertem eine pauschale Zuweisung. Hierdurch sollen die je nach Kasse 
unterschiedlichen Risikostrukturen ausgeglichen und möglichst gleiche Wettbewerbs- 
bedingungen geschaffen werden. Sofern die Zuweisungen nicht ausreichen, muss die 
Krankenkasse von ihren Mitgliedern einen Zusatzbeitrag erheben. Unternehmen der 
privaten Krankenversicherung müssen darüber hinaus seit 2009, bei Kontrahierungs- 
zwang, einen Basistarif anbieten, der den GKV -Höchstbeitrag nicht überschreiten darf 
und dem Leistungsumfang der gesetzlichen Krankenversicherung entsprechen muss 
(Rothgang et al. 2010; Wendt 2009). 


3.2 Finanzierung und Ausgaben 


Seit 1970 wurden in Deutschland private Selbst- und Zuzahlungen kontinuierlich ange- 
hoben und, wie beispielsweise durch die Praxisgebühr, das Spektrum der zuzahlungs- 
pflichtigen Leistungen ausgeweitet. Dennoch ist das Gesundheitssystem mit mehr als 
drei Viertel der Gesamtausgaben nach wie vor durch einen sehr hohen öffentlichen 
Finanzierungsanteil gekennzeichnet. Der Anteil privater Selbst- und Zuzahlungen ist 
im Vergleich zu 1970 sogar leicht gesunken und der Finanzierungsanteil der privaten 
Krankenversicherung ist von 7,5 Prozent auf 9,5 Prozent gestiegen. Die größte Ände- 
rung erfolgte innerhalb der öffentlichen Finanzierung. Während der Anteil der Steu- 
erfinanzierung seit 1970 um 40 Prozent reduziert wurde, wurde der Anteil der So- 
zialversicherungsfinanzierung um mehr als 16 Prozent erhöht. Die Reduzierung der 
Steuerfinanzierung hängt unter anderem damit zusammen, dass sich 1984 der Bund aus 
der Krankenhausfinanzierung zurückzog und die Bundesländer, die für die Investitions- 
finanzierung zuständig sind, aufgrund schwieriger Haushaltslage immer weniger in die 
Krankenhäuser investierten (Rosenbrock/Gerlinger 2006; Wendt 2009). 

Die hohe und steigende Bedeutung der Finanzierung über Sozialversicherungsbei- 
träge hatte zur Folge, dass der Beitragssatz regelmäßig erhöht werden musste. Bis 2009 
konnte jede Krankenkasse innerhalb des gesetzlichen Rahmens den Beitragssatz eigen- 
ständig festlegen. Die Folge war aufgrund der jeweils unterschiedlichen Versicherten- 


354 Gesundheit und Gesundheitssystem 


Abbildung2 Finanzierungsanteile des Gesundheitssystems in Prozent der Gesamtausgaben 
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struktur eine ausgeprägte Ungleichheit in Bezug auf die Beitragssätze, die beispielsweise 
im Jahr 1990 eine Spannbreite von durchschnittlich 11,1 Prozent bei den Betriebskran- 
kenkassen bis durchschnittlich 13,1 Prozent bei den Allgemeinen Ortskrankenkassen 
aufwies. Zwischen einzelnen Kassen waren die Beitragssatzunterschiede noch sehr viel 
höher. Nach Einführung der freien Kassenwahl glichen sich die Beitragssätze an, und 
bereits vor der staatlichen Festlegung der Beitragssätze bestanden im Jahr 2005 nur noch 
geringe Unterschiede zwischen den Kassen (Tabelle 3). Anzumerken ist, dass die An- 
gleichung der Beitragssätze durch den Risikostrukturausgleich, nicht durch den Wett- 
bewerb, erfolgte (Busse/Riesberg 2005). Seit Beginn bestand in der Bundesrepublik eine 
paritätische Finanzierung durch Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Dieses Prinzip wurde 
2005 aufgegeben und es wurde ein Sonderbeitrag von 0,9 Prozent eingeführt, der aus- 
schließlich von den Versicherten und nicht von ihren Arbeitgebern zu bezahlen ist. 

Die in Abbildung 3 dargestellte vergleichende Analyse der Ausgabenentwicklung 
zeigt, dass Deutschland Mitte der 1970er Jahre noch vor den USA Spitzenreiter bei den 
Gesamtausgaben für Gesundheit (in Prozent des BIP) war. Bis Ende der 1980er Jahre 
haben die Verhandlungen zwischen den Partnern der gemeinsamen Selbstverwaltung 
sowie Kostendämpfungsgesetze zu einer stabilen Entwicklung der Gesundheitsausga- 
ben in Relation zum BIP geführt - eine Phase, die mit der Deutschen Einheit ein jähes 
Ende fand. Die letzten Jahre sind erneut von einer vergleichsweise stabilen Ausgaben- 
entwicklung gekennzeichnet. Demgegenüber ist der Ausgabenanteil in den USA heute 
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Tabelle3 Entwicklung des Beitragssatzes zur Gesetzlichen Krankenversicherung 
(in Prozent des Bruttoentgelts) 


Krankenkasse Ersatzkasse der 
Jahr Insgesamt Orts- Betriebs- Innungs- Arbeiter Angestellten 
1970 8,20 8,15 7,51 7,82 8,07 8,89 
1975 10,43 10,64 9,42 10,38 10,17 10,69 
1980 11,38 11,70 10,49 11,21 11,01 11,22 
1985 11,81 12,11 10,29 11,27 11,33 12,10 
1990 12,53 13,13 11,10 12,28 11,23 12,32 
1995 13,15 13,55 12,06 12,48 13,08 13,15 
2000 13,57 13,82 12,59 13,73 13,64 13,73 
2005 14,18 14,79 14,79 14,59 14,59 14,79 


2011 15,50 - - - - - 


Quelle: Bundesministerium für Gesundheit (1997; 2010). 


Abbildung 3 (Gesamtausgaben für Gesundheit (in Prozent des BIP) 
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mehr als ein Drittel oberhalb des deutschen Wertes, während die Gesundheitsausgaben 
der nationalen Gesundheitssysteme von Schweden, Italien und Großbritannien deutlich 
niedriger liegen. Nicht Wettbewerb und ein hoher privater Finanzierungsanteil wie in 
den USA, sondern ein hohes Ausmaß an staatlicher Regulierung ist das Erfolgsrezept für 
eine Kostendämpfung im Gesundheitssystem. 


3.3  Gesundheitsversorgung 


Im Jahr 2008 arbeiteten 4,61 Millionen Beschäftigte im deutschen Gesundheitssystem. 
Zum Gesundheitspersonal zählen Ärzte, Zahnärzte, Psychotherapeuten, Apotheker, 
Krankenpflegekräfte, Hebammen, Physiotherapeuten, Masseure, Heilpraktiker, Medizi- 
nische und Zahnmedizinische Fachangestellte, Medizinisch-technische Assistenten so- 
wie weitere Gesundheitsdienstberufe, soziale Berufe und Gesundheitshandwerker. Die 
größten Gruppen bilden das Krankenpflegepersonal (0,79 Millionen) und die Medizini- 
schen und Zahnmedizinischen Fachangestellten (0,62 Millionen). Da die Gesundheits- 
versorgung sehr personalintensiv ist, ist im Zuge der Alterung der Gesellschaft ein wei- 
terer Anstieg des Gesundheitspersonals zu erwarten. 

Deutschland weist im internationalen Vergleich eine hohe Ärzte-, Zahnärzte- und 
Apothekerdichte auf. Vor allem die Facharztdichte hat sich in den vergangenen Jahr- 
zehnten erhöht (Tabelle 4). Diese Entwicklung hängt zum Teil damit zusammen, dass 
Fachärzte in Deutschland, anders als beispielsweise in Großbritannien, den Nieder- 
landen und in Dänemark, ein Niederlassungsrecht haben. Die ambulante fachärzt- 
liche Versorgung wird weitestgehend durch niedergelassene Fachärzte in eigener Pra- 


Tabelle4 Gesundheitspersonal (je tausend Einwohner) 


1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 


Ärzte 2,76 2,84 2,92 3,00 3,06 3,11 3,13 3,17 3,21 3,26 
Allgemeinärzte 0,58 0,60 0,63 0,65 0,66 0,66 0,66 0,66 0,65 0,66 
Fachärzte 0,51 0,53 0,55 0,56 0,57 0,60 0,62 0,63 0,65 0,66 
Krankenpflegekräfte 9,59 9,59 9,59 9,59 
Zahnärzte 0,65 0,65 0,67 0,69 0,71 0,71 0,72 0,72 0,73 0,73 
2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 
Ärzte 3,31 3,34 3,37 3,39 3,41 3,45 3,50 3,56 3,56 
Allgemeinärzte 0,66 0,67 0,66 0,66 0,67 0,66 0,66 0,65 0,65 
Fachärzte 0,68 0,69 0,71 0,72 0,74 0,75 0,77 0,78 0,78 
Krankenpflegekräfte 9,68 9,80 9,98 10,08 10,22 10,34 10,48 10,68 10,68 
Zahnärzte 0,74 0,74 0,75 0,75 0,76 0,76 0,77 0,77 0,77 


Quelle: OECD (2010). 
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xis vorgenommen. Die freie Arztwahl und die Möglichkeit, dass Patienten direkt, ohne 
Überweisung, einen Facharzt aufsuchen können, hat zu der vergleichsweise hohen Leis- 
tungsinanspruchnahme und der hohen Ärztedichte im ambulanten Sektor beigetragen 
(Wendt 2009). 

Allgemeinärzte haben hierzulande keine »Gatekeeper«-Funktion. Es besteht für Pa- 
tientinnen und Patienten somit keine Verpflichtung, zuerst einen Allgemein- bzw. Haus- 
arzt aufzusuchen und sich von diesem gegebenenfalls an einen Facharzt überweisen 
zu lassen. Seit 2004 müssen Krankenkassen allerdings ihren Versicherten die Möglich- 
keit einer hausarztzentrierten Versorgungsform anbieten. Dennoch ist der Allgemein- 
arzt häufig die erste Anlaufstelle für Patienten, und durch die Einführung der Praxis- 
gebühr erfolgte ein Schritt in Richtung eines »Gatekeeping«-Modells. Das zentrale Ziel 
eines solchen Modells besteht, neben einer Steuerung des Zugangs und einer Kontrolle 
der Kosten, in der Förderung eines möglichst langen und vertrauensvollen Arzt-Patien- 
ten-Verhältnisses. Auch aufgrund der zunehmenden Spezialisierung des Gesundheits- 
personals wird es als wichtig angesehen, dass Informationen über den Gesundheitszu- 
stand und den Krankheitsverlauf an einer Stelle zusammengeführt werden und - bei 
Bedarf - die Überweisung an Fachärzte und weiteres spezialisiertes Gesundheitsperso- 
nal erfolgt (Rosenbrock/Gerlinger 2006; Wendt 2009). Dieses Ziel sollte auch über eine 
Änderung der Honorierung für niedergelassene Allgemeinärzte gefördert werden. Wäh- 
rend Allgemeinärzte lange Zeit fast ausschließlich über eine Einzelleistungshonorierung 
vergütet wurden, erhalten sie heute einen nicht unerheblichen Teil ihres Einkommens 
in Form einer Pauschale je Patient. 2003 machte die Ordinationsgebühr, die pro Patient 
und Quartal bezahlt wird, über 20 Prozent des Gesamtleistungsbedarfs aus (Busse/Ries- 
berg 2005). Zur Verbesserung des Austauschs und der Weiterleitung relevanter Infor- 
mationen zum Krankheitszustand und -verlauf sowie zu erfolgten Therapien werden 
außerdem seit einigen Jahren die Vor- und Nachteile einer elektronischen Gesundheits- 
karte diskutiert. Seit Oktober 2011 wird die elektronische Gesundheitskarte zur Doku- 
mentation relevanter Gesundheitsdaten und medizinischer Informationen eingeführt, 
und ab 2013 soll ein Besuch bei einem Arzt nur noch mit dieser Karte möglich sein. 
Ziele sind eine Verbesserung der medizinischen Versorgung mit einem schnelleren Zu- 
griff auf behandlungsrelevante Informationen sowie eine Reduzierung von Doppelun- 
tersuchungen. 

Im Krankenhaussektor bestand die zentrale Änderung in der Einführung diagno- 
seabhängiger Fallgruppen (DRGs) anstelle der zuvor bestehenden tagesgleichen Pfle- 
gesätze. Bis 1994 galt das Selbstkostendeckungsprinzip, und die Pflegesätze wurden 
retrospektiv für jedes Krankenhaus separat berechnet. Mit dem Fallpauschalengesetz 
2004 wurde die Krankenhausfinanzierung vollständig auf das DRG-System umgestellt, 
bei dem Krankenhäuser einen Pauschalbetrag je Krankheitsfall erhalten. Die Zahl der 
DRGs lag im Jahr 2010 bei 1200. Seit Einführung des neuen Finanzierungssystems be- 
steht für Krankenhäuser kein finanzieller Anreiz, Patienten länger als medizinisch er- 
forderlich im Krankenhaus zu behalten. Die mittlere Krankenhausverweildauer für die 
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Abbildung 4 Gesundheitsversorgung - Ausgabenanteile 
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Quelle: OECD (2010). 


Akutversorgung, die 1991 bei 12,8 Tagen lag, ist bis 2008 auf 7,6 Tage gesunken, und 
die Anzahl der Krankenhausbetten wurde im gleichen Zeitraum von 7,5 auf 5,7 reduziert 
(OECD 2010; Wendt 2009). 

Die Entwicklung der Ausgabenanteile zeigt seit 1970 einen leicht steigenden Anteil 
der stationären Versorgung, eine stabile Entwicklung der Arzneimittelversorgung bis in 
die 1980er Jahre mit einem seit Mitte der 1990er Jahre ebenfalls steigenden Trend und 
eine deutliche Reduzierung des Anteils für die ambulante Versorgung von fast einem 
Drittel auf etwa ein Fünftel aller für die Gesundheitsversorgung aufgewendeten Res- 
sourcen. Die finanziellen Mittel für Prävention und öffentliche Gesundheit wurden seit 
1970 ebenfalls reduziert, und das Volumen für therapeutische Hilfsmittel ist seit Mitte 
der 1980er Jahre stabil geblieben. Deutlich ausgebaut - und hiermit ist die Reduzierung 
des ambulanten Ausgabenanteils vor allem verbunden - ist demgegenüber der Bereich 
der häuslichen Pflege, für die innerhalb des Gesundheitssystems heute etwa sechs Pro- 
zent aller Gesundheitsausgaben aufgewendet werden (Abbildung 4). 


4 Gesundheitssystem, Leistungsinanspruchnahme und Gesundheit 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegen nur wenige Informationen zum Einfluss von in- 


stitutionellen Merkmalen auf den Gesundheitszustand und die gesundheitliche Un- 
gleichheit vor. Vorliegende Studien beziehen sich vor allem auf den Einfluss des Wohl- 


Gesundheit und Gesundheitssystem 359 


fahrtsstaates (nicht des Gesundheitssystems), auf Gesundheit und gesundheitliche 
Ungleichheit. Van Doorslaer und Kollegen (2006) konnten für europäische Gesund- 
heitssysteme wiederholt eine stark ausgeprägte Einkommensungleichheit beim Zugang 
zum Facharzt nachweisen. Ein Einfluss des Gesundheitssystems konnte dabei allerdings 
nicht festgestellt werden. Mit Daten des Survey of Health, Ageing and Retirement haben 
Reibling und Wendt (2009) gezeigt, dass in Deutschland und weiteren Gesundheitssys- 
temen mit freier Arztwahl eine erhebliche Ungleichheit bei der Inanspruchnahme fach- 
ärztlicher Leistungen besteht und Patienten mit einer niedrigen Bildung bei gleichem 
Gesundheitszustand deutlich seltener den Facharzt aufsuchen als diejenigen mit einem 
höheren Bildungsniveau. Die Daten zeigen darüber hinaus, dass in Deutschland (hier 
besteht eine weitgehend freie Arztwahl) Patienten mit gutem Gesundheitszustand ver- 
gleichsweise häufig einen Arzt aufsuchen, während beispielsweise in den Niederlanden 
(hier wird der Zugang zum Arzt reguliert) die Zahl der Arztbesuche erst bei mehreren 
chronischen Krankheiten deutlich ansteigt (Abbildung 5). 

Möglicherweise können bestehende Ungleichheiten beim Zugang zur Gesundheits- 
versorgung somit durch eine stärkere Zugangsregulierung im Rahmen eines Gatekee- 


Abbildung 5 Arztbesuche (drei oder mehr) nach Zahl der chronischen Krankheiten 
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ping-Modells verringert werden, ohne dass dadurch notwendige Gesundheitsleistun- 
gen vorenthalten werden. Hohe private Selbst- und Zuzahlungen dagegen reduzieren 
die Leistungsinanspruchnahme von notwendigen und nicht-notwendigen Gesundheits- 
leistungen und erschweren vor allem den Zugang für Menschen mit einem niedrigen 
Einkommen oder einem schlechten Gesundheitszustand. Ein deutlicher Gesundheits- 
systemeffekt auf Gesundheit und gesundheitliche Ungleichheit konnte demgegenüber 
bisher nicht systematisch nachgewiesen werden. Es besteht nach wie vor ein erheblicher 
Forschungsbedarf zum Zusammenhang von Gesundheitssystem und Gesundheit. 

Vorliegende Studien zeigen darüber hinaus ein erhebliches Potenzial zur Verbes- 
serung des Gesundheitszustandes und zur Verringerung der gesundheitlichen Un- 
gleichheit außerhalb des Gesundheitssystems. Vor allem eine Verbesserung der Chan- 
cengleichheit im Bildungssystem ist als ein wichtiges Element zur Reduzierung der 
Gesundheitsungleichheit anzusehen. Studien zu Arbeit und Gesundheit zeigen außer- 
dem, dass über eine Verringerung monotoner Tätigkeiten, verstärkte Interaktionen zwi- 
schen Vorgesetzten und Mitarbeitern und mehr Mitsprache der Arbeitnehmer in Bezug 
auf die eigene berufliche Tätigkeit gesundheitliche Belastungen am Arbeitsplatz erheb- 
lich reduziert werden können. 

Innerhalb des Gesundheitssystems kann der Ausbau von Prävention und Vorsorge 
als die zentrale Aufgabe zur Verbesserung der Gesundheit und Reduzierung der ge- 
sundheitlichen Ungleichheit angesehen werden. Die Große Koalition von Unionspar- 
teien und SPD hatte 2005 in ihrem Koalitionsvertrag vereinbart, die Prävention zu einer 
eigenständigen Säule des deutschen Gesundheitssystems auszubauen. Dieses Ziel wurde 
nicht erreicht. Vor allem zur Verbesserung der Chancengleichheit sind für die gesund- 
heitliche Prävention und Vorsorge Settings wie z.B. Kindergärten und Schulen geeig- 
net, die alle sozialen Gruppen der Gesellschaft erreichen. »Finanzielle Anreize« wie z.B. 
private Zuzahlungen, die dazu beitragen sollen, dass die Bürgerinnen und Bürger aus 
Kostengründen mehr auf die eigene Gesundheit achten, erreichen dieses Ziel nicht. Viel- 
mehr werden durch Zuzahlungen bestehende Ungleichheiten beim Zugang zu notwen- 
digen Gesundheitsleistungen weiter erhöht. Eine nachhaltige Verbesserung der Gesund- 
heitsversorgung ist von der elektronischen Gesundheitskarte zu erwarten, über die ab 
2013 alle Arztbesuche erfasst werden sollen. Das deutsche Gesundheitssystem zeichnet 
sich derzeit durch einen unzureichenden Informationsfluss zwischen den unterschied- 
lichen Gesundheitsberufen und vor allem auch zwischen der ambulanten und stationä- 
ren Gesundheitsversorgung aus. Dieses Defizit kann mit einer elektronischen Gesund- 
heitskarte reduziert werden. Eine weitere Stärkung des Hausarztes (durch gesetzliche 
Vorgaben und nicht durch finanzielle Anreize), der Patienten an weitere Leistungsan- 
bieter überweist sowie die Etablierung interdisziplinärer Versorgungszentren, in denen 
Patienten ohne lange Wege durch unterschiedliche Gesundheitsberufe versorgt werden 
können, bilden weitere zentrale Bausteine für die Verbesserung der Zusammenarbeit so- 
wie des Informationsflusses zwischen Leistungsanbietern im Gesundheitssystem. 
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Gleichstellung 
Heike Kahlert 


1 Definition und Abgrenzung 


Gleichstellung zielt, erstens, auf den Abbau und die Verhinderung der unmittelbaren 
und mittelbaren Diskriminierung als Ursache ungleicher Lebensverhältnisse (Gleich- 
berechtigung) und, zweitens, auf die Beseitigung der sozialen Folgen dieser Ungleich- 
heit (strukturelle Diskriminierung). Gleichstellung ist demzufolge verbunden mit der 
Herstellung gleicher Lebenschancen und Wahlfreiheit in der Gestaltung individueller 
Lebensweisen wie gleicher Teilhabe an den gesellschaftlichen Positionen, Ressourcen 
und an Einfluss auf allen Ebenen; sie soll auf politischer, wirtschaftlicher und gesell- 
schaftlicher Ebene institutionell verankert und umgesetzt werden. In diesem Beitrag 
wird Gleichstellung im Hinblick auf die Geschlechterdifferenz erörtert (englisch: gen- 
der equality) (> Frauen). Gleichstellung kann sich aber auch auf andere Differenzen be- 
ziehen, z.B. auf soziale Herkunft oder ethnische Zugehörigkeit. Es ist zwischen sozia- 
ler und rechtlicher Gleichstellung zu unterscheiden. Zum Teil ist auch die Rede von 
Gleichbehandlung, um die mit der Gleichstellung verbundene Aktivität deutlicher her- 
auszuheben. 

Die normativen Grundlagen der Gleichstellung sind in den Menschenrechtsdiskurs 
eingebettet und reichen bis in die Zeit der Aufklärung und der bürgerlichen Revolutio- 
nen des 18. und 19. Jahrhunderts mit ihren Postulaten Freiheit, Gleichheit und Brüder- 
lichkeit respektive Solidarität zurück (vgl. Gerhard et al. 1990). Wichtige Akteure, die 
für Gleichstellung eintreten, sind die Frauenbewegungen. Bereits in der ersten Welle 
der Frauenbewegung wurde seit Mitte des 19. Jahrhunderts intensiv darüber diskutiert, 
inwiefern die Geschlechter gleich und/oder different sind (vgl. Klinger 1986) und wer 
wem inwiefern gleichgestellt werden soll. Dabei können zwei Positionen unterschie- 
den werden: Der liberal-feministischen Perspektive geht es um das Ziel der rechtlichen, 
ökonomischen, politischen und privaten Gleichheit von Frauen mit Männern und der 
radikal-feministischen Perspektive um das Ziel der autonomen Selbstbestimmung und 
Selbstverwirklichung von Frauen (Geschlechterdifferenz) und ihrer Freiheit. Dass es 
sich bei der Gegenüberstellung von Gleichheit oder Differenz um eine Scheinkontro- 
verse handelt und beide Positionen miteinander verknüpft sind, ist verschiedentlich aus- 
geführt worden (vgl. Kahlert 1996). 


S. Mau, N. M. Schöneck (Hrsg.), Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, 
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1.1 Normative Grundlage: (Geschlechter-)Gleichheit 


Die Gleichheitsposition setzt theoretisch an der Annahme an, dass die Geschlechter 
grundsätzlich, d.h. von Geburt an, in ihren Eigenschaften gleich sind und die gleiche 
Macht und die gleichen Rechte haben. Gesellschaft ist in dieser Vision egalitär orga- 
nisiert. Die individuellen Potenziale würden allerdings im Sozialisationsprozess ge- 
schlechtsspezifisch unterschiedlich ausgeprägt und (re-)produziert. Jenseits dieser ge- 
sellschaftlichen Einflüsse gäbe es keine Differenz zwischen den Geschlechtern. Als 
(Haupt-)Ursache der empirisch beobachteten Geschlechterdifferenz gilt in dieser Denk- 
weise die geschlechtshierarchische Arbeitsteilung, als deren Kristallisationspunkt und 
wesentliche Quelle die (potenzielle) Mutterschaft gilt. Die Frauenfrage, also der auf die 
geschlechtliche Ungleichheit zuungunsten von Frauen bezogene Teil der sozialen Frage, 
ist demzufolge auch eine »Kinderfrage« (Beck-Gernsheim 1988). 

Politisch-praktisch setzt die Gleichheitsposition daran an, die gleichberechtigte Teil- 
habe von Frauen an den gesellschaftlichen Ressourcen und der politischen Macht zu er- 
möglichen. Im Zuge der bereits im 18. Jahrhundert einsetzenden ersten Welle der Frau- 
enbewegungen in Deutschland wurde politisch ermöglicht, dass Frauen seit den 1890er 
Jahren das Abitur ablegen können, 1918 erhielten sie das Wahlrecht, zuletzt 1909 in 
Mecklenburg die Zulassung zum Studium und 1920 die Zulassung zur Habilitation und 
damit zur Wissenschaft als Beruf. Allerdings, so die andauernde Kritik, reiche formale 
Gleichheit im Zugang zu Bildungsmöglichkeiten, Erwerbsbeteiligung, beruflichen Auf- 
stiegsmöglichkeiten und politischen Ämtern allein nicht aus, um eine faktische Gleich- 
heit zu erreichen und die Asymmetrie zwischen den Geschlechtern dauerhaft aufzuhe- 
ben, denn die geschlechtshierarchische Arbeitsteilung im Privaten werde dadurch nicht 
nachhaltig verändert. 


1.2  Gesellschaftliche Existenzweise: (Geschlechter-)Differenz 


Die Differenzposition führt theoretisch historische, kulturelle, gesellschaftliche und 
zum Teil auch biologische Unterschiede zwischen den Geschlechtern an. Für die An- 
nahme der Geschlechterdifferenz sprechen demnach ihre gesellschaftliche Existenz (vgl. 
Maihofer 1995) und der »kleine« Unterschied hinsichtlich der Generativität mit den 
daran geknüpften, die Geschlechter differenzierenden Zuschreibungen von Aufgaben 
und Fähigkeiten. Anstelle der männlich-geprägten Definitionen von Weiblichkeit solle 
sich jedes Geschlecht »autonom« und » mit gleichem Recht« definieren (können). 

Für die politische Praxis bedeutet die Annahme der Differenz, sich für das Recht 
auf Selbstbestimmung und -verwirklichung beider Geschlechter einzusetzen und die 
Geschlechterdifferenz anzuerkennen. Wichtige differenzorientierte Politikstrategien 
sind die Bildung von Netzwerken und Seilschaften von Frauen und die Etablierung von 
Frauenrechten, die die Geschlechterdifferenz als demokratische Differenz ins Recht ein- 
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schreiben, z.B. durch die Repräsentanz von Frauen und Männern zu gleichen Teilen 
in allen öffentlichen Einrichtungen. Die Berücksichtigung der (Geschlechter-)Differenz 
geht folglich Hand in Hand mit der Verwirklichung von Gleichheit. Auch in dieser Vi- 
sion ist Gesellschaft egalitär organisiert. Kritisiert wird an der Differenzposition unter 
anderem, dass sie die Differenz festschriebe statt auf ihre Überwindung zu zielen. 


1.3  Wechselnde Bezugspunkte: Frauen, Geschlechterverhältnisse, Gender 


Im historischen Rückblick zeigt sich, dass Gleichstellung im deutschsprachigen Raum 
über lange Zeit ausschließlich an Frauen ansetzte und auf eine Angleichung von deren 
Lebenslagen an die von Männern zielte. Im Zuge der in den 1960er Jahren einsetzenden 
zweiten Welle der Frauenbewegungen dehnte sich der Fokus der Gleichstellung auf die 
Geschlechterverhältnisse aus, also auf »das in unterschiedlichen sozialen Instanzen (z.B. 
Arbeitsmarkt, Sozialstaat) vermittelte und oft institutionalisierte Zusammenwirken der 
beiden Geschlechter« (Lenz/Adler 2010: 22). Seit den 1990er Jahren erweitert sich die 
Gleichstellung zunehmend auf Gender. Dieser Begriff kommt aus dem Englischen und 
hat keine direkte deutsche Entsprechung. »Gender« meint die gesellschaftlichen Zu- 
schreibungen und soziokulturell geprägten Vorstellungen von Frauen und Männern, 
daher wird der Begriff manchmal auch als soziales Geschlecht übersetzt. Das soziale Ge- 
schlecht gilt - anders als das biologische Geschlecht (englisch: sex) - als gesellschaftlich 
hergestellt und damit auch veränderbar. Gender ist eine spezifische Form zu existieren, 
aber keine soziale Rolle im Sinne einer gesellschaftlichen Position, die mit spezifischen 
Erwartungen an die Rollentragenden einhergeht, denn es kann nicht situationsbezogen 
übernommen oder abgelegt werden. 

Mit Bezug auf den Genderbegriff ist Gleichstellung nicht mehr auf frauenbezogene 
Fragen oder die Wahrnehmung von Unterschieden zwischen Frauen und Männern re- 
duziert. Im Zentrum stehen vielmehr vielfältige Lebenslagen von Frauen und Männern, 
die über den Geschlechterbezug hinaus immer auch mit nationaler oder ethnischer Zu- 
gehörigkeit, Alter, Glaube bzw. Weltanschauung, »Kapazität«, also Behinderung oder 
Befähigung, oder mit sexueller Orientierung und Lebensweisen zusammenhängen. 
Gleichstellung bedeutet demzufolge, Ungleichheiten der Lebenslagen von verschiede- 
nen Frauen und Männern zu erkennen, Geschlechterstereotype aufzubrechen und ge- 
sellschaftlich oder auch juristisch darauf zu achten, dass das Geschlecht eines Menschen 
dessen Leben nicht entscheidend prägen darf. 


2 Sozialgeschichtliche Entwicklung 


Wenngleich bereits ersichtlich ist, dass die Gleichstellungsbestrebungen eine weit zu- 
rückreichende Geschichte haben, steht im Folgenden ihre Entwicklung seit dem Zweiten 
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Weltkrieg im Fokus. Dabei wird notwendigerweise zwischen der alten BRD, der DDR 
und dem vereinten Deutschland unterschieden. In Bezug auf die sozialgeschichtliche 
Entwicklung der Gleichstellung gab es Ähnlichkeiten, aber auch erhebliche systembe- 
dingte Unterschiede zwischen der alten BRD und der DDR, die zum Teil noch im verein- 
ten Deutschland nachwirken. In der DDR gehörte die Gleichstellung der Frau seit den 
Anfängen zur sozialistischen Gesellschaftspolitik und wurde »»von oben« [...] paterna- 
listisch-autoritär« (Geißler 2011: 301) durchgesetzt. In der alten Bundesrepublik kamen 
Anstöße zur Gleichstellung hingegen eher »von unten«, aus einer demokratischen Öf- 
fentlichkeit der Frauen selbst, seit den 1970er Jahren zunehmend auch von Frauengrup- 
pen, Frauenbewegungen und Frauenorganisationen (Geißler 2011: 302). 


2.1 Die alte BRD: Gleichstellung »von unten« 


Nach 1945 entbrannte in der alten Bundesrepublik Deutschland ein Streit um die Reich- 
weite der im Grundgesetz zu verankernden Gleichberechtigung. Zunächst war hierfür 
vom Parlamentarischen Rat nur eine Formulierung wie in der Weimarer Verfassung 
vorgesehen, die Männern und Frauen dieselben staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten 
zugestand. Die Juristin Elisabeth Selbert (SPD), die als eine von vier Frauen dem Par- 
lamentarischen Rat angehörte, setzte jedoch mithilfe außerparlamentarischen Drucks 
durch, dass im Grundgesetz vom 23.5.1949 in Artikel 3 Absatz 2 des Grundgesetzes 
(GG) der Grundsatz der Gleichberechtigung (»Männer und Frauen sind gleichberech- 
tigt«) und in Absatz 3 das Diskriminierungsverbot (» Niemand darf wegen seines Ge- 
schlechts [...] benachteiligt oder bevorzugt werden«) festgeschrieben wurde. Das der 
Gleichberechtigung entgegenstehende Recht sollte bis zum 31.3.1953 überprüft und re- 
formiert werden, das Gleichberechtigungsgesetz wurde aber erst 1957 verabschiedet und 
trat 1958 in Kraft. Tatsächlich musste die Gleichberechtigung in vielen Verfahren vor 
dem Bundesverfassungsgericht durchgesetzt werden. Inzwischen ist davon auszugehen, 
dass die unmittelbare Diskriminierung von Frauen weitgehend aus dem Rechtssystem 
verschwunden ist. Diskriminierende Normen wurden durch geschlechtsneutrale Nor- 
men ersetzt, auch wenn die sprachliche Formulierung noch immer der männlich ge- 
prägten Rechtssprache folgt. 

Die rechtlichen Bemühungen um Gleichstellung von Frauen kollidierten mit dem 
konservativen Geschlechterregime des traditionell ebenfalls konservativen westdeut- 
schen Wohlfahrtsstaats. Dieser orientierte sich bis in die 1970er Jahre hinein an einem 
ehezentrierten, heterosexuellen Familienbild und am männlichen Ernährermodell, 
das eine klar getrennte Zuständigkeit der Frauen für die Sorgearbeit (englisch: care) 
und der Männer für die Erwerbsarbeit vorsah. Dieses Familien- und Geschlechterleit- 
bild war im Recht und in der Politik verankert, beispielsweise im Ehegattensplitting, 
in den Steuerklassen und der Familienmitversicherung von Frauen. Folglich konnten 
sich Forderungen nach einer gleichstellungsorientierten Veränderung der geschlechts- 
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spezifischen Arbeitsteilung in Erwerbstätigkeit und Familie im staatlichen Kontext nur 
schwer entwickeln. Seit der Nachkriegszeit wurden Frauen betreffende Fragen in der 
Familienpolitik mitbehandelt. Frauen wurden also von der Politik vor allem in ihrer 
Funktion als Hausfrauen und Mütter und Männer vor allem in ihrer Funktion als Fa- 
milienernährer in den Blick genommen, was bis dahin auch dem Lebenskonzept der 
meisten (bürgerlichen) Frauen und Männer entsprach, wenngleich Mitte der 1960er 
Jahre die Geburtenrate zu sinken begann und seither auf vergleichsweise niedrigem Ni- 
veau blieb. 

Mitte der 1970er Jahre begann vor allem auf Initiative und politischen Druck von 
Parteifrauen (besonders der SPD), die den Frauenbewegungen nahestanden, die Insti- 
tutionalisierung von Gleichstellungspolitik mit den ersten Landesfrauenbeauftragten. 
Allmählich kristallisierte sich neben der Familienpolitik ein eigenständiges und kom- 
plexes Politikfeld Frauenpolitik heraus. 1986 erhielt das Bundesministerium für Jugend, 
Familien und Gesundheit »Frauen« als viertes Aufgabengebiet; Rita Süssmuth (CDU) 
war die erste Bundesfrauenministerin (vgl. BMFSFJ 2007). Bereits 1979 hatte Hamburg 
eine »Leitstelle für die Gleichstellung der Frau« unter der Leitung von Eva Rühmkorf 
(SPD) als Dienststelle der Senatskanzlei eingerichtet. Auf kommunaler Ebene wurde 
1982 in Köln die erste Gleichstellungsstelle eröffnet (vgl. Cordes 2010: 926). Auch auf 
betrieblicher und hochschulischer Ebene gibt es seither gleichstellungspolitische An- 
sätze. Instrumente sind neben Gleichstellungsgesetzen auf Bundes- und Länderebene 
beispielsweise Frauenförderpläne und -maßnahmen, Gleichstellungsrichtlinien sowie 
Frauen- bzw. Gleichstellungsbeauftragte. Das primäre Ziel dieser Politik bestand in der 
Erhöhung der Frauenanteile auf den verschiedenen Ebenen der Gesellschaft, während 
die Veränderung der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung im Privaten von der Politik 
kaum angegangen wurde. Gleichstellung wurde folglich in erster Linie als Angleichung 
von Frauen an Männer in Gesellschaft, Politik und Wirtschaft betrieben. 


2.2 Die DDR: Gleichstellung »von oben« 


In der ersten Verfassung der DDR vom 7.10.1949 wurde die Gleichberechtigung von 
Männern und Frauen in Artikel 7 festgeschrieben. Bald folgten sozial- und familienpo- 
litische Maßnahmen und Regelungen zur Frauenförderung. Letztere wurde schließlich 
1968 in die Verfassung aufgenommen, da sich gezeigt hatte, dass faktische Gleichberech- 
tigung mehr als die Herstellung formaler Rechtsgleichheit erfordert. Gleichstellung war 
von Beginn an Staatsziel und -aufgabe: Die Lösung der Frauenfrage galt - als Neben- 
widerspruch der sozialen Frage, die den im Zuge der Industrialisierung zum Problem 
gewordenen Klassengegensatz thematisierte - als Bestandteil der Realisierung einer so- 
zialistischen Gesellschaft. Dabei wurde die Gleichstellung im Erwerbsleben als Voraus- 
setzung für die Gleichstellung in anderen (unter anderem privaten) Lebensbereichen 
angesehen und folglich nahezu allein darauf beschränkt. 
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In der Forschung werden in der Regel drei Phasen der SED-Frauenpolitik unter- 
schieden, die in enger Verbindung mit Wirtschafts-, Sozial- und Familienpolitik stand: 
die erste Phase der Integration der Frauen in den Arbeitsprozess (1946-1965), die 
zweite Phase der Konzentration auf die Weiterbildung und Qualifizierung der Frauen 
(1963-1972) und die dritte Phase der Vereinbarkeit von Beruf und Familie (1971-1989). 
Letztere wurde auf dem VIII. Parteitag der SED 1971 eingeleitet, auf dem Erich Honecker 
die Gleichberechtigung der Frau »sowohl gesetzlich als auch im Leben [für, H.K.] weit- 
gehend verwirklicht« (Honecker 1971, in: Scholz 1997: 282) erklärt hatte. Seither galt 
eine eigenständige Frauenpolitik als nicht mehr notwendig und ging fortan in der Fa- 
milien- und Bevölkerungspolitik des SED-Regimes auf, das eine »Politik für Mütter« 
(Scholz 1997: 40) machte und Muttersein zum Beruf erklärte. Die Gleichstellungspoli- 
tik der DDR war frauenzentriert, denn sie förderte mit ihrem Familien- und Geschlech- 
terleitbild einer Zwei-Verdiener-Familie erfolgreich eine hohe Arbeitsmarktintegration 
von Frauen und damit deren ökonomische Unabhängigkeit sowie - nicht ganz so er- 
folgreich - die Geburtenentwicklung. Wie in Westdeutschland hatte in der DDR Mitte 
der 1960er Jahre ein Geburtenrückgang eingesetzt. Ab Mitte der 1970er Jahre kehrte sich 
dieser Trend vorübergehend um, 1989 lagen die Geburtenraten in der DDR aber wieder 
gleichauf mit denen der alten BRD. 

Wenn Geißler (2011: 321f.) vom strukturellen »Gleichstellungsvorsprung der ostdeut- 
schen Frauen« spricht, so bezieht er sich darauf, dass in der DDR die Unterschiede 
zwischen den Geschlechtern in den Qualifikationschancen, Berufschancen, Aufstiegs- 
chancen, Einkommenschancen und politischen Teilnahmechancen stärker verringert 
worden waren als in der alten Bundesrepublik; auch die traditionelle Arbeitsteilung in 
der Familie war in der DDR weiter aufgelockert als in der alten BRD. Allerdings war der 
Anteil der Frauen an der Hausarbeit Gysi und Meyer (1993: 157) zufolge auch in der DDR 
weitaus höher als der der Männer, wobei die geschlechtsspezifische Ungleichverteilung 
der häuslichen Arbeit abhängig vom Bildungsniveau der Partner war: Mit zunehmen- 
dem Bildungsniveau nahm nicht nur der Umfang der Hausarbeit generell ab, sondern 
auch die Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern erfolgte egalitärer (vgl. Gysi/Meyer 
1993: 160). Die Arbeitsteilung in Bezug auf die Verantwortung für die Kinder gilt diesen 
Studien zufolge zwischen Vätern und Müttern ebenfalls als zunehmend ausgewogen (vgl. 
Gysi/Meyer 1993: 160). Wie in der alten BRD ließ die Gleichstellungspolitik der DDR die 
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung in der Reproduktionssphäre nahezu unangetas- 
tet. Gleichstellung meinte auch hier vor allem eine Angleichung von Frauen an Männer. 
Baer (2010: 556) weist zudem darauf hin, dass zwar in der DDR die Gleichberechtigung 
formal eher anerkannt wurde als in der alten Bundesrepublik, beispielsweise im Bereich 
der Erwerbsarbeit, aber die tatsächliche Diskriminierung anhielt und Rechtsdurchset- 
zung vor Gerichten oft nicht unter rechtsstaatlichen Bedingungen möglich war. 
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2.3 Das vereinte Deutschland: Gleichstellung als Gemeinschaftsaufgabe 


Nach der Vereinigung der beiden deutschen Staaten wurde die Verfassung zum 15. 11.1994 
revidiert und die Gleichstellungsförderung als Staatsziel aufgenommen (vgl. Rudolph 
1996). Als Satz 2 wurde in Artikel 3 Absatz 2 des nunmehr gesamtdeutschen Grundge- 
setzes die in vorangegangenen Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts bereits 
vorbereitete Formulierung ergänzt: »Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung 
der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung be- 
stehender Nachteile hin.« Seither sind die staatlichen Organe rechtlich verpflichtet, die 
Gleichstellung aktiv zu fördern. Zugleich aber wurden im Zuge der Rechtsangleichung 
» die fortschrittlichen Frauenrechte der DDR einfach über Bord geworfen« (Berghahn 
1993: 71), denn Vorbild waren die eher traditionellen, von Ungleichheit gekennzeich- 
neten Geschlechterverhältnisse der alten Bundesrepublik. Berghahn (1993: 72) spricht 
sogar davon, dass sich der »Rechtsverlust von Frauen in der ehemaligen DDR |[...] als 
einseitiges Anpassungsopfer« erweise und spielt dabei auf die im Zuge der Vereinigung 
erfolgte gesamtdeutsche Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs an, die hinter der 
1972 in der DDR eingeführten Fristenlösung zurückblieb. Insofern brachte die Vereini- 
gung beider deutscher Staaten hinsichtlich der Gleichstellung » Fortschritte im Westen « 
und »Rückschritte im Osten« (Geißler 2011: 324). 

Entscheidend flankiert durch die Europäische Union, die seit ihrer Gründung als 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) die Gleichstellung in ihren Mitgliedstaa- 
ten fördert (vgl. Klein 2006), werden seit Mitte der 1990er Jahre neue Konzepte für die 
Gleichstellungspolitik entwickelt. Für den Bereich der Politik und der öffentlichen Ver- 
waltung ist dabei vor allem die Einführung von Gender Mainstreaming bedeutsam, das 
seit den späten 1980er Jahren im internationalen Kontext rechtlich wie politisch im- 
plementiert wird, so z.B. in der »Platform for Action« der vierten Weltfrauenkonfe- 
renz (1995) und dem Amsterdamer Vertrag (1997), der diese neue gleichstellungspoliti- 
sche Strategie zum 1.5.1999 verbindlich für alle EU-Mitgliedstaaten festschrieb. Gender 
Mainstreaming (er-)fordert aus einer Perspektive der Geschlechtergleichheit die Ent- 
wicklung, (Re-)Organisation, Verbesserung und Evaluation von politischem Handeln 
auf allen Ebenen und in allen Politikfeldern, international wie national, um das Ziel der 
Gleichstellung von Frauen und Männern effektiv verwirklichen zu können. Wichtige In- 
strumente sind Zielvereinbarungen, Datenanalysen und Controlling. Die Implementa- 
tion dieses Politikkonzepts ist in Deutschland in vielfältigen Pilotprojekten erprobt wor- 
den, jedoch längst noch nicht in allen öffentlichen Institutionen selbstverständlich in 
den (organisations-)politischen Alltag integriert (vgl. Meuser/Neusüß 2004). Dies mag 
dazu beitragen, dass der Staat in Deutschland bis heute kaum als (möglicher) Motor für 
Gleichstellungspolitik wahrgenommen wird. 

Gender Mainstreaming ergänzt die bisherige Gleichstellungspolitik: Wird mit Gen- 
der Mainstreaming Gleichstellung ernsthaft und systematisch zur Querschnittsaufgabe, 
so wird Frauenförderung systematisch und durchgängig in die Regelpraxis von Poli- 
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tik und Verwaltung eingeflochten. Damit fokussiert Gender Mainstreaming auf die Ge- 
schlechterverhältnisse und erweitert zudem den Blick auf die reale Vielfalt von Frauen 
und Männern, indem Diskriminierungen aufgrund kultureller Herkunft, Religion, Alter, 
Schichtzugehörigkeit, Behinderung/Befähigung und sexueller Orientierung mit berück- 
sichtigt werden. Geschlecht steht dabei im Sinne von Gender als Differenzierungsmerk- 
mal stets im Vordergrund. 

Die Privatwirtschaft entzieht sich bisher dem Wirkungsbereich gesetzlicher Gleich- 
stellungsregelungen im öffentlichen Sektor (vgl. Alemann 2008); hier überwiegen frei- 
willige Gleichstellungsvereinbarungen, wenngleich der politische Druck auf die Privat- 
wirtschaft wächst, die Gleichstellung aktiv voranzutreiben. Die Umsetzung der auch für 
den privatwirtschaftlichen Bereich gültigen europäischen Antidiskriminierungsricht- 
linien auf der nationalen Ebene hinkt in Deutschland hinterher. In Anlehnung an das 
US-amerikanische Gleichstellungskonzept des Diversity Management dominiert in der 
Privatwirtschaft eine Ausrichtung an der Förderung der Vielfalt der Beschäftigten, um 
den ökonomischen Erfolg des Unternehmens zu steigern. Diversity Management zielt 
auf die Personal- und Organisationsentwicklung, in der alle Beschäftigten ihre Leis- 
tungsfähigkeit und -bereitschaft uneingeschränkt entwickeln können sollen. Gender 
steht dabei nicht zwangsläufig im Zentrum, ist aber neben beispielsweise dem Lebensstil, 
der Familie, dem Alter und dem Migrationshintergrund ein weiteres Diversitätskrite- 
rium, das in der privatwirtschaftlichen Gleichstellungspolitik Berücksichtigung erfährt, 
etwa bezüglich der Erhöhung des Anteils von Frauen an Führungspositionen. 

Der von der Bundesregierung in Auftrag gegebene »ı. Datenreport zur Gleichstel- 
lung von Frauen und Männern in der Bundesrepublik Deutschland« (BMFSFJ 2005) 
und der ebenfalls von der Bundesregierung in Auftrag gegebene »Erste Gleichstellungs- 
bericht« (BMFSFJ 2011) belegen, dass die Umsetzung der Gleichstellung in Deutschland 
insgesamt nur schleppend vorankommt. 


3 Gegenwärtige und prognostizierte Ausprägung 


Die Verwirklichung der Gleichstellung ist in den einzelnen gesellschaftlichen Bereichen 
unterschiedlich weit umgesetzt. Vergleichsweise weit fortgeschritten ist die Gleich- 
stellung im Bildungsbereich (vgl. Hadjar 2011), wenngleich auch hier nach wie vor 
geschlechtliche Ungleichheit nachweisbar ist. Das Diktum, dass Mädchen und junge 
Frauen zwar besser als Jungen und junge Männer gebildet, aber trotzdem nicht gleich 
sind (vgl. Rabe-Kleberg 1990), beansprucht ungebrochene Gültigkeit. Ein wesentlicher 
Bereich, in dem sich die geschlechtliche Ungleichheit hartnäckig hält und die Bildungs- 
gewinne von Mädchen und jungen Frauen im Zuge der Bildungsexpansion nur zum Teil 
verwertet werden können, ist Arbeit. Die folgenden Ausführungen zur Gleichstellung in 
der Erwerbs- und Sorgearbeit umspannen den öffentlichen wie den privaten Raum und 
sind notwendigerweise auf einige bedeutsame Aspekte beschränkt. 
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3.1  Erwerbsarbeit: (Dis-)Kontinuität der horizontalen und vertikalen Segregation 


Die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an der Erwerbsarbeit ist in 
Deutschland bisher nicht realisiert. Obwohl Frauen bei den Bildungsabschlüssen Män- 
ner inzwischen sogar überholt haben (> Bildung und Bildungssystem), können sie die- 
sen Vorsprung bisher weder quantitativ noch qualitativ auf dem Arbeitsmarkt umsetzen 
(> Arbeitsmarkt und Beschäftigung). Die Frauenerwerbstätigkeit ist zwar in den vergan- 
genen Jahren deutlich gestiegen, aber die Arbeitsmarktintegration von Frauen vollzieht 
sich zu einem erheblichen Teil in Beschäftigungsverhältnissen mit geringem Stunden- 
umfang sowie - verglichen mit Männern - niedrigen Löhnen. In keinem anderen euro- 
päischen Land ist der Gehaltsunterschied zwischen Frauen und Männern so ausgeprägt 
wie in Deutschland. Laut der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) verdiente 2009 eine vollbeschäftigte Frau in Deutschland knapp 
22 Prozent weniger als ein Mann - der OECD-Schnitt liegt bei einem Minus von 16 Pro- 
zent (OECD 2012). 

Ihre verglichen mit Männern differierende Position im Erwerbsleben zeigt sich so- 
wohl in einer Verteilung beider Geschlechter auf unterschiedliche und unterschiedlich 
gut bezahlte Berufe (horizontale Segregation) als auch in einer Verteilung auf unter- 
schiedliche Hierarchieebenen (vertikale Segregation). So ist Deutschland auch in Be- 
zug auf die Anzahl der Frauen in Führungspositionen im internationalen Vergleich weit 
abgeschlagen: Auf kaum vier von hundert Vorstandsposten findet sich eine Frau; im 
OECD-Durchschnitt liegt die Frauenquote in den Aufsichtsräten bei immerhin zehn 
Prozent (OECD 2012). 

Mit Blick auf die Erwerbsverläufe zeigen sich ebenfalls nach wie vor erhebliche Un- 
terschiede zwischen den Geschlechtern. Wenngleich auch die Erwerbsverläufe von 
Männern angesichts struktureller Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt fragmentierter 
werden und nicht mehr zwangsläufig von einer ununterbrochenen Erwerbsbiografie in 
Vollzeit ausgegangen werden kann, unterbrechen Frauen immer noch häufiger und län- 
ger als Männer aus familiären Gründen ihre Erwerbstätigkeit. Insbesondere an »Kno- 
tenpunkten« ergeben sich im Erwerbsverlauf Ungleichheiten zwischen den Geschlech- 
tern: »bei der Berufswahl, beim Berufseinstieg, während der Berufstätigkeiten und beim 
Übergang von der Erwerbs- in die Nacherwerbsphase« (BMFSFJ 2011: 109). Die Sachver- 
ständigenkommission zum Ersten Gleichstellungsbericht kommt zu dem Schluss, dass 
die Voraussetzungen der Geschlechter für eine existenzsichernde, eigenständige Er- 
werbsarbeit über den gesamten Erwerbslebensverlauf hinweg ungleich sind und macht 
hierfür institutionelle Regelungen, die (fehlende) Verfügbarkeit sozialer Dienstleistun- 
gen wie etwa Kinderbetreuung, Strukturen des Arbeitsmarktes sowie traditionelle Ge- 
schlechterrollenbilder und -stereotype verantwortlich (BMFSFJ 2011: 109). 
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3.2  Sorgearbeit: (Dis-)Kontinuität geschlechtsspezifischer Muster der Arbeitsteilung 


Auch in Bezug auf die Teilhabe an der Sorgearbeit zeigt sich die geschlechtliche Un- 
gleichheit in quantitativer und qualitativer Hinsicht. Repräsentative Zeitbudgetanalysen, 
die in den Jahren 1991/92 und 2001/02 im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend vom Statistischen Bundesamt durchgeführt wurden, bele- 
gen, dass der Zeitumfang, den die deutsche Bevölkerung ab 18 Jahren von ihrer aktiven 
Lebenszeit für unbezahlte Arbeit im Haushalt (Hausarbeit, Betreuung von Kindern und 
pflegebedürftigen Angehörigen, handwerkliche Tätigkeiten) und bürgerschaftlichem 
Engagement verwendet, größer war als das Zeitvolumen, das bundesweit für Erwerbs- 
arbeit aufgewendet wird (> Zeitverwendung). Bei Frauen liegt die gesamte Zeitbindung 
durch bezahlte und unbezahlte Arbeit mit 43 Stunden pro Woche durchschnittlich um 
eine Stunde höher als bei Männern mit 42 Stunden (BMFSFJ 2011: 174). Der Zeitbud- 
geterhebung von 2001/02 (Statistisches Bundesamt 2006) zufolge leisten erwerbstätige 
Frauen in deutschen Haushalten täglich durchschnittlich 79 Minuten mehr Hausarbeit 
als Männer (drei Stunden elf Minuten im Vergleich zu einer Stunde und 52 Minuten). 
Zudem verrichten Frauen 73 Minuten weniger Erwerbsarbeit als Männer (drei Stunden 
52 Minuten im Vergleich zu fünf Stunden und fünf Minuten). 

In qualitativer Hinsicht bleiben die Arbeitsteilung und haushaltsinternen Zeitbin- 
dungen in Paarhaushalten mit Kindern trotz steigender Müttererwerbsbeteiligung und 
etwas mehr Vätern in Elternzeit relativ stabil: Die Hauptlast der Sorgearbeit liegt nach 
wie vor bei den Frauen, unabhängig von ihrem Verdienst, ihrem Bildungsgrad, ih- 
rem Wohnort und vom Umfang ihrer Erwerbstätigkeit. Haben kinderlose Paare eine 
egalitäre(re) Teilung der Sorgearbeit, so stellen sich nach der Geburt des ersten Kindes 
häufig wieder traditionellere Muster der geschlechtlichen Arbeitsteilung ein (vgl. Rüling 
2007): Mütter wenden nun nicht nur mehr Zeit für die Kindererziehung auf, sondern 
investieren auch mehr Zeit in die Hausarbeit als Väter. Auch die häusliche Pflege von 
Familienangehörigen wird zumeist von Frauen erbracht. Die Art der Sorgearbeit, die 
von Frauen und Männern geleistet wird, unterscheidet sich ebenfalls: Während Frauen 
mehr Routinearbeit im Haushalt, wie Wäschewaschen, Kochen und Putzen, leisten, sind 
Männer mehr mit regelmäßigen Arbeiten, wie Gartenarbeit, Reparaturen und Einkau- 
fen, beschäftigt. 


3.3 Mehr Gleichstellung im Zwei-Verdiener-Modell? 


Während die soziale Praxis der geschlechtlichen Arbeitsteilung nach wie vor insbeson- 
dere im Privaten in traditionellen Mustern zu verharren scheint, vollzieht sich auf poli- 
tischer Ebene ein Wandel im Familien- und Geschlechterleitbild. Sukzessiv verabschie- 
det wird das Leitbild des modernisierten Ernährermodells zugunsten des Leitbilds der 
Zwei-Verdiener-Familie, das bereits die Gleichstellungs- und Familienpolitik der DDR 
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anleitete (vgl. Ostner 2006). Dieser Vergleich allerdings kann nur mit erheblichen Ein- 
schränkungen gezogen werden, denn dieses Leitbild stand in der DDR systembedingt 
unter anderen Vorzeichen als im vereinten Deutschland. Das nun in Deutschland favori- 
sierte Leitbild der Zwei-Verdiener-Familie entstammt der europäischen Ebene, die dabei 
Anleihen vor allem bei den nordeuropäischen Staaten nimmt, in denen dieses Leitbild 
bereits seit längerem die Gleichstellungspolitik bestimmt (vgl. Kahlert 2013) und mit po- 
sitiven Effekten hinsichtlich der Geburtenentwicklung einhergeht. 

Die Etablierung des Leitbilds der Zwei-Verdiener-Familie kommt in Deutschland 
einem »Paradigmenwechsel« (Ostner 2006: 165) gleich: Das zugehörige Frauenleitbild 
ist das einer (möglichst) hoch qualifizierten, erwerbstätigen Frau mit idealerweise min- 
destens zwei Kindern. Die »gute Mutter« bleibt nach politischem Willen nunmehr auch 
in Westdeutschland, wie bereits in der DDR und mehrheitlich auch in Ostdeutschland, 
nicht mehr ausschließlich oder vor allem zu Hause bei ihrem Kind bzw. ihren Kindern, 
sondern leistet durch Gebärfreudigkeit und möglichst kurz unterbrochene Erwerbstä- 
tigkeit ihren Beitrag zum Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstum sowie zur sozialen 
Sicherung. Nur sehr zögerlich zeichnet sich auch ein Wandel im Männer- und Vaterleit- 
bild ab, indem Männern zugestanden wird, nicht mehr länger nur Ernährer, sondern 
auch Erzieher ihrer Kinder zu sein. Das neue Leitbild sieht eine egalitärere Arbeitstei- 
lung zwischen den Geschlechtern vor, spart aber die Gleichverteilung der im Privaten 
geleisteten Arbeit aus. 

Entscheidende Effekte auf eine nachhaltige Egalisierung der Arbeitsteilung auch 
in der Sorgearbeit verspricht sich die Gleichstellungspolitik auf der EU-europäischen 
Ebene durch die Verwirklichung der Entgeltgleichheit zwischen den Geschlechtern 
(Kommission 2007: 6). Flankiert werden soll diese Maßnahme durch die politische 
Regulierung des geschlechtlich segmentierten Arbeitsmarkts, rechtlich fixierte Rege- 
lungen der Teilzeitarbeit, öffentliche qualitativ hochwertige Kinderbetreuung, die Or- 
ganisation des Schulsystems als Halbtags- oder Ganztagsschule, finanzielle und zeitpo- 
litische Regelungen der Elternzeit sowie durch steuerliche Ent- oder Belastungen (vgl. 
z.B. Esping-Andersen 2002). Die Verwirklichung des Ziels der Gleichstellung erfordert 
dementsprechend eine umfassende Reorganisation aller bestehenden gesellschaftlichen 
Institutionen. 


4 Gesellschaftspolitische Relevanz 


Aus normativer Perspektive betrachtet spiegelt der Stand der Gleichstellung den Grad 
der gesellschaftlichen Modernisierung und Demokratisierung wider (vgl. Walby 2009). 
Gleichstellung ist folglich per se gesellschaftspolitisch relevant. Ihre Umsetzung und 
Institutionalisierung erfordert eine umfassende Neuordnung der Geschlechterverhält- 
nisse auf allen gesellschaftlichen Ebenen und in allen gesellschaftlichen Bereichen und 
kommt damit einer umfassenden gesellschaftlichen Neuordnung gleich. In dieser Reich- 
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weite und den damit verbundenen Anstrengungen liegt zugleich auch ein, wenn nicht 
gar der wesentliche Grund, warum die Verwirklichung der Gleichstellung so langsam 
vorankommt und neben Fortschritten auch mit Rückschritten einhergeht: Zwar gilt es 
als politisch korrekt, die Gleichstellung zu befürworten, ihre Realisierung aber verlangt 
nach veränderten mentalen Modellen, veränderndem Handeln und veränderten Ver- 
hältnissen und wird trotz normativer Vorgaben faktisch nicht von allen Gesellschafts- 
mitgliedern gleichermaßen intensiv, zügig und engagiert vorangebracht. Das traditionell 
konservative Geschlechterregime des deutschen Wohlfahrtsstaats erweist sich als noch 
hoch wirksam. Allerdings wächst zugleich im Zuge europäischer Harmonisierungsbe- 
strebungen und ökonomischer Globalisierungsprozesse der Druck auf Deutschland, die 
Gleichstellung aktiv zu fördern. Im internationalen Vergleich ist eine moderne und de- 
mokratische Gesellschaft ohne Verwirklichung der Gleichstellung nicht mehr denkbar, 
geschweige denn zukunftsfähig. 
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Globalisierung 


Christoph Scherrer 


1 Einleitung 


Globalisierung: Selten hat ein Begriff so rasch und nachhaltig Karriere gemacht. Er fasste 

auf einen Schlag viele Phänomene zusammen, die schon länger beobachtet wurden. Ins- 
besondere gab er der Vorstellung einen Namen, dass das Sozialstaatsniveau und die 

Lohnhöhe zunehmend globalen Prozessen angepasst werden müssten. So wird die Glo- 
balisierung vor allem als wirtschaftliches Phänomen wahrgenommen, doch ist der Grad 

der Vernetzung in manchen kulturellen Bereichen sogar höher. Angesichts der Viel- 
schichtigkeit des Phänomens Globalisierung bietet sich eine sehr allgemeine Definition 

an: Mit dem Begriff Globalisierung wird ein Prozess des Bedeutungsschwunds nationa- 
ler Grenzen für menschliche Aktivitäten bezeichnet, der mit einem Bedeutungsgewinn 

für globale Bezugspunkte einhergeht. 


2 Begriffsgeschichte: Strategieentwürfe für Unternehmen 


Bevor der Begriff Globalisierung zu Beginn der 1990er Jahre in Mode kam, wurde von 
Internationalisierung gesprochen. Damit wollte man darauf hinweisen, dass die wirt- 
schaftlichen Aktivitäten zwischen (»inter«) den Nationen zugenommen haben. Die Be- 
tonung lag noch auf »Nationen«, da man davon ausging, dass die jeweilige Nation in 
ihren Grenzen und insbesondere in ihrer Fähigkeit, diesen Grenzen Geltung zu ver- 
schaffen, bestehen blieb. Unternehmen, die nicht nur ins Ausland exportierten, sondern 
dort auch produzierten, wurden multi- bzw. transnationale Konzerne genannt. Die frü- 
hen transnationalen Konzerne verhielten sich zumeist auch im Ausland »national«, ihre 
Produktions- und Verkaufsstrategien waren auf den jeweiligen nationalen Markt gerich- 
tet. Deren ausländische Produktionsstätten hatten vor Ort ihre Zulieferer und bedienten 
im Wesentlichen den dortigen Markt. 

Zu Beginn der 1990er Jahre entdeckte die betriebswirtschaftliche Literatur die Glo- 
balisierung, und »Management-Gurus« wie Kenichi Ohmae von der Wirtschaftsbera- 
tungsfirma McKinsey empfahlen den Firmen, global zu denken. Sie sollten sich nicht 
nur hinsichtlich ihrer Absatzgebiete und Produktionsstandorte global positionieren, 
sondern auch hinsichtlich ihrer Eigentümerstrukturen und ihres Führungspersonals. 


S. Mau, N. M. Schöneck (Hrsg.), Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, 
DOI 10.1007/978-3-531-18929-1_25, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013 
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Zugleich plädierte diese Literatur für das vollständige Verschwinden nationaler Gren- 
zen (Ohmae 1990). 

Von da an machte der Begriff rasant Karriere. Der Grund dafür ist nicht zuletzt, dass 
heute fast alle Menschen dieser Welt in die globale Arbeitsteilung einbezogen sind. Wa- 
rum wird dann aber der Begriff Globalisierung verwendet, der einen Prozess und nicht 
einen endgültigen Zustand beschreibt? Der Endzustand, Globalität, ist nicht und wird 
sicherlich auch nicht bald erreicht sein, denn selbst auf wirtschaftlichem Gebiet, auf der 
Ebene der Politik ohnehin, machen sich staatliche Grenzen noch bemerkbar (Altvater/ 
Mahnkopf 2004). 

Noch eine Anmerkung zum Begriff Globalisierung: Dieser wird nicht nur zur Be- 
schreibung des Prozesses des Bedeutungsverlustes nationaler Grenzen für den Aus- 
tausch von Waren und Zeichen (Geld, Informationen etc.) verwendet, sondern auch zur 
Begründung von Handlungsanleitungen. Wegen der Globalisierung sollte man auf na- 
tionale Technologieförderung verzichten, nur moderate Lohnerhöhungen fordern, eine 
Welt-Umweltschutzbehörde gründen etc. Mit anderen Worten, unter Verweis auf die 
Globalisierung werden die unterschiedlichsten wirtschaftlichen, politischen und kultu- 
rellen Positionen vertreten. 


3 Antriebskräfte der Globalisierung 


Wenngleich Handel schon seit Menschengedenken betrieben wurde, entwickelte er sich 
erst im großen Stil, als sich ab dem 16. Jahrhundert (dem Beginn der Globalisierung) 
einerseits das Privateigentum an Produktionsmitteln durchsetzte und andererseits ein 
Teil der Bauernschaft von den vielfältigen Bindungen an die Scholle »freigesetzt« wurde. 
Zuvor hatten politische Motive der Entfaltung des Handels immer wieder Grenzen ge- 
setzt, sei es, dass dieser durch eine zu hohe Steuerlast gebremst wurde, sei es aus Neid auf 
den aus dem Fernhandel gewonnenen Reichtum, oder sei es aufgrund überlieferter Vor- 
stellungen von gerechten Preisen und standesgemäßen Einkommen (Wallerstein 1974). 

Zudem hätte sich ohne Arbeitskräfte, die relativ flexibel für die Produktion von 
Exportwaren eingesetzt werden können, eine über den Warentausch zusammenhän- 
gende internationale Arbeitsteilung nicht auf breiter Basis durchsetzen können. Diese 
Arbeitskräfte waren entweder Sklaven in den Kolonien der westeuropäischen Mächte 
oder - in zunehmendem Maße - die sogenannten doppelt freien Lohnarbeiter, die zwar 
nicht mehr an die Grundherren gebunden waren, aber auch nicht über eigene Produk- 
tionsmittel verfügten, sodass sie gezwungen waren, ihre Arbeitskraft frei zu verkaufen 
(Braudel 1986). 

Allgemein kann davon ausgegangen werden, dass die kapitalistische Wirtschaftsord- 
nung, die auf Privateigentum und freier Lohnarbeit basiert, zur Internationalisierung 
tendiert. Für Kaufentscheidungen ist (im Prinzip) nicht die Herkunft oder die Hautfarbe 
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der jeweiligen Warenbesitzerin ausschlaggebend, sondern das Preis-Leistungs-Verhält- 
nis ihrer Waren im Vergleich zur Konkurrenz. Die Aussicht auf Profit und der Konkur- 
renzdruck schaffen Anreize, Unterschiede zwischen einzelnen Wirtschaftsräumen aus- 
zunutzen, seies durch das Angebot von Waren oder durch die Nachfrage von Waren bzw. 
Arbeitskräften, die im eigenen Wirtschaftsraum entweder gar nicht oder nur zu höheren 
Preisen angeboten werden. 

Der Konkurrenzmechanismus, der die grenzüberschreitende Arbeitsteilung voran- 
treibt, ist jedoch zugleich auch eine Ursache von Grenzziehungen. Denn diejenigen, die 
im Wettbewerb nicht mithalten können, werden versucht sein, die Konkurrenz von ih- 
rem angestammten Markt fernzuhalten, und zwar mittels Einfuhrverboten, Zöllen und 
nationalen technischen Standards. So hat keines der führenden Industrieländer auf pro- 
tektionistische Instrumente verzichtet. Selbst England hat sich zu Beginn seiner indus- 
triellen Entwicklung gegen die holländischen Textilmanufakturen geschützt. Später hat 
es die eigenen Kolonien daran gehindert, eigene Industrien zu entwickeln. Schon bald 
nach ihrer Unabhängigkeit haben die Vereinigten Staaten von Amerika die Entwicklung 
ihrer eigenen Industrie mittels einer Hochzollpolitik geschützt (Eckes 1995). 

Warum hat sich die Globalisierung dennoch meist als stärkere Tendenz erwiesen? 
Wie im Folgenden ausgeführt wird, darf neben den wirkmächtigen Ideen vom Handel als 
Wohlfahrtsvermehrer die gewaltsame Durchsetzung von Handelsbeziehungen und die 
Rolle technischer Entwicklungen nicht übersehen werden. Unter den Ökonomen findet 
David Ricardos Theorie der komparativen Kosten (Ricardo 1817) breite Anerkennung. 
Diese Theorie besagt, dass internationaler Handel und Arbeitsteilung selbst für solche 
Länder von Vorteil sind, die alle Güter zu höheren Kosten als die anderen Länder her- 
stellen (wie beispielsweise Entwicklungsländer, die mit der Industrialisierung beginnen). 
Sie müssen sich nur auf die Produktion jener Güter spezialisieren, die sie vergleichsweise 
(komparativ) noch am günstigsten herstellen können. Mit anderen Worten, dadurch 
dass sich die Handelspartner spezialisieren, optimieren sie insgesamt das Verhältnis zwi- 
schen Ressourceneinsatz (Arbeit, Maschinen, Land) und ihrem Warenausstoß. 

Trotz früh geäußerter Kritik (List 1841) an Ricardos Theorie, blieb im Weltmaßstab 
diese Doktrin sehr erfolgreich, denn sie wurde insbesondere vom in einem historischen 
Abschnitt jeweils erfolgreichsten und zugleich militärisch stärksten Land propagiert: 
Holland, England und seit dem Zweiten Weltkrieg von den USA. 

Diese Länder priesen den Handel als friedensstiftend. Doch beruhen Handelsbezie- 
hungen nicht immer auf der freiwilligen Zustimmung der Beteiligten. Historisch ent- 
wickelten sich Handelsbeziehungen häufig unter Zwang, und auch der für einen Handel 
notwendige Besitz an Gütern kam öfters unter Anwendung direkter Gewalt zustande. So 
fehlte es in der Frühphase der Globalisierung den europäischen Händlern an attraktiven 
Gütern, um mit den damals führenden Wirtschaftsregionen, Indien und China, Handel 
zu treiben. Erst durch die Eroberung Südamerikas und die gewaltsame Aneignung der 
dortigen Silber- und Goldschätze verfügten sie über eine Ware, Gold oder Silber, die sie 
gegen fernöstliches Porzellan, Gewürze oder Tuch eintauschen konnten. Später führte 
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die britische Marine zwei Kriege gegen China, um es zum Handel mit Opium zu zwin- 
gen (Frank 1998). Ein wichtiges » Handelsgut« im transatlantischen Seeverkehr bis in die 
ersten Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts wurde ebenfalls mit Gewalt angeeignet: Afrikani- 
sche Menschen für die Plantagen in der Karibik und in den südlichen britischen Kolo- 
nien in Nordamerika bzw. später in den Südstaaten der USA (Braudel 1986). 

In neuerer Zeit übten die USA erheblichen Druck auf lateinamerikanische Län- 
der aus, sich dem Weltmarkt zu öffnen. So unterstützte die Regierung Nixon 1973 den 
Putsch gegen den gewählten Präsidenten Chiles, Salvador Allende, der für die Nationali- 
sierung ausländischer Bergbaubetriebe gegen Entschädigung eintrat (Haslam 2005). Die 
Schuldenkrise Lateinamerikas nutzte die Regierung Reagan - ebenso wie später die Re- 
gierung Clinton die Asienkrise -, um die betroffenen Länder zur Öffnung ihrer Märkte 
und zur Rücknahme von Auflagen für ausländische Konzerne zu bewegen. In Zusam- 
menarbeit mit dem Internationalen Währungsfonds (IWF) und der Weltbank wurde die 
Vergabe von Krediten daran gekoppelt, dass sich diese Länder stärker für ausländische 
Anbieter von Gütern und Dienstleistungen öffnen (Stiglitz 2002). 

Selbst Länder, die die Doktrin des Wohlstands aufgrund eines freien Handels weniger 
beherzigten, haben sie selten insgesamt abgelehnt, vielmehr wollten sie diese lediglich 
nicht für sich selbst angewendet wissen. Für die industriell aufholenden Länder gab es 
einen einfachen Grund, warum sie sich nicht mit voller Kraft gegen weitere wirtschaft- 
liche Verflechtungen stellten: Sie profitierten vom praktizierten Freihandel des erfolg- 
reichsten und stärksten Landes (auch Hegemon genannt), da sie dort ihre Waren ver- 
kaufen konnten, ohne im gleichen Maße ihren eigenen Markt öffnen zu müssen. Wenn 
es darüber hinaus dem Freihandels-Hegemon gelang, die Märkte anderer Länder zu öff- 
nen, konnte dies ihnen nur recht sein, da diese ihnen dann ebenso erschließbar wurden. 

Ist aber nicht doch die technische Entwicklung der wahre Grund für die Globalisie- 
rung? Transport- und Kommunikationsmittel sind deutlich leistungsfähiger geworden, 
sodass die Kosten pro Transport einer Waren- beziehungsweise Kommunikationsein- 
heit drastisch gesunken sind. Technik lässt die Hindernisse des Raumes überwinden: 
Die dramatischen Fortschritte in der Computer- und Informationstechnik erlauben 
weltweit verflochtene Produktionstechnik und Logistik, sekundenschnelle weltweite Fi- 
nanztransaktionen und sofortige weltweite Preisvergleiche (Hugill 1999). 

Der technische Fortschritt ist eine notwendige, aber keine hinreichende Bedingung 
der Globalisierung. Geschwindigkeit ist bekanntlich relativ. Zudem entwickeln sich 
technische Möglichkeiten nicht fern von der Politik. Zwar sind viele technische Errun- 
genschaften Produkt des Zufalls und einzelner Genies, doch deren breite Anwendung 
bedarf zumeist politischer Weichenstellungen. Die Entwicklung wichtiger Schlüssel- 
techniken wurde aufgrund ihrer militärischen Anwendungsmöglichkeiten staatlich ge- 
fördert. Die Entwicklung des Flugzeuges wurde durch die zwei Weltkriege, die öffent- 
liche Post und mittels staatlicher Hilfen für den Aufbau einer zivilen Luftfahrt gefördert. 
Das Internet baute einerseits auf einem militärischen Netz und andererseits auf einem 
öffentlich geförderten, universitären Netz auf (Giesecke 2001). 
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4 Was ist neu an der heutigen Globalisierung? 


Wenngleich der Begriff Globalisierung erst in den 1990er Jahren auftauchte, weisen Wirt- 
schaftshistoriker daraufhin, dass die Globalisierung mit den europäischen Eroberungs- 
fahrten im ausgehenden 15. Jahrhundert begann. Bis zum Ersten Weltkrieg durchlief die 
Globalisierung zwar verschiedene Phasen, wies aber eine hohe Kontinuität auf (Wendt 
2007). Auch wenn Deutschland nicht zu den führenden Kolonialmächten gehörte, war 
seine Wirtschaft vor dem Ersten Weltkrieg bereits sehr stark in den Weltmarkt inte- 
griert (Conrad 2006). Der Hinweis auf die kolonialen Wurzeln der Globalisierung reicht 
nicht aus, um die neue Qualität der Globalisierung seit den 1980er Jahren anzuzweifeln. 
Schließlich ist die Entkolonialisierung weitgehend abgeschlossen, fast alle Bevölkerun- 
gen dieser Erde, die sich als eigenständige Nationen verstehen, verfügen heute über ih- 
ren eigenen Staat. Zudem ist die Industrie nicht mehr auf Europa und die europäischen 
Siedlungsgebiete beschränkt. Doch wirtschaftshistorische Forschung ergab, dass sich 
der Grad der Internationalisierung der Volkswirtschaften um das Jahr 2000 kaum von 
dem erreichten Stand im Jahr 1900 unterscheidet. Nicht nur der Warenhandel, sondern 
auch der Kapitalverkehr war schon international entwickelt: Direktinvestitionen wur- 
den ebenso grenzüberschreitend getätigt wie der Kauf von Staats- und Unternehmens- 
anleihen (Portfolio-Investitionen; Bordo et al. 1999). Auf einem Markt war die Interna- 
tionalität sogar wesentlich ausgeprägter als heute, nämlich auf dem Arbeitsmarkt. Die 
internationale Mobilität der Arbeitskräfte nahm damals verhältnismäßig einen wesent- 
lich größeren Umfang ein. Durch die großen Kolonialreiche der europäischen Mächte, 
allen voran Großbritannien, wurden außerdem politische Entscheidungen für weltweit 
verstreute Gebiete getroffen (Held et al. 1999). 

Wieso kam es im 20. Jahrhundert zu einer Unterbrechung der Globalisierung? Be- 
ginnend mit dem Ersten Weltkrieg in den Jahren 1914 bis 1918 und verschärft durch die 
Weltwirtschaftskrise ab 1929 brach der Weltmarkt im Zweiten Weltkrieg vollends zusam- 
men. In der Nachkriegszeit entstand zwar der Weltmarkt langsam wieder von neuem, 
doch für das hohe Wirtschaftswachstum dieser Zeit blieb er nachrangig. Aus den Pro- 
blemen der Zwischenkriegszeit lernend, gaben die USA der Entwicklung ihres eigenen, 
sehr großen Binnenmarkts Vorrang. Dabei bedienten sie sich der Ideen des englischen 
Ökonomen Lord Maynard Keynes (Keynesianismus). Steigende Staatsausgaben, eine 
starke Gewerkschaftsbewegung und die Einführung von Sozialkassen sicherten die Bin- 
nennachfrage (Scherrer 1992). 

Diese Art der Stärkung der Binnennachfrage wird auch als »Fordismus« bezeichnet, 
als eine spezifische Entwicklungsphase, die auf der relativ gleichläufigen Entwicklung 
von industrieller Massenproduktion und standardisiertem Massenkonsum der Lohnab- 
hängigen basierte. Die Massenproduktion von Konsumgütern erfolgte auf der Grund- 
lage des tayloristisch-fordistischen Produktionsmodells. Dieses beruhte zum einen auf 
der Rationalisierung der Produktion durch eine feingliedrige Arbeitsteilung sowie durch 
eine rigide Trennung von Arbeitsausführung und -kontrolle (Frederick Taylor); zum an- 
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deren auf einer weitestgehenden Standardisierung von Produkten und Fertigungspro- 
zessen, die den maschinen- oder fließbandgesteuerten Produktionstakt (Henry Ford) 
zur Basis der Arbeits- und Leistungsregulierung machten. Zu den gesellschaftlichen 
Institutionen, die zur Entfaltung der Massenkonsumtion erforderlich waren, gehörte 
vor allem die Koppelung der Reallohnsteigerungen (Lohnsteigerungen nach Abzug der 
Preissteigerungen) an das Wachstum der Arbeitsproduktivität. Dies wurde direkt durch 
Tarifverträge, die sich am gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsfortschritt orientierten, 
gewährleistet, indirekt durch Sozialversicherungen, die Vermachtung einzelner Bran- 
chen durch wenige Konzerne (Oligopolisierung) oder staatliche Regulierung wichti- 
ger Märkte, die staatliche Geldpolitik und eine antizyklische Konjunktursteuerung, d.h. 
eine Wirtschaftspolitik, die in Boomphasen bremst und in Abschwungsphasen Wachs- 
tum fördert (Aglietta 1979). 

Wird somit die Globalisierung als ein Prozess der Vertiefung und Verbreitung gesell- 
schaftlicher Arbeitsteilung betrachtet, dann verlieren die Globalisierungsdebatten viel 
von ihrem Neuigkeitscharme. Denn über Nutzen und Gefahren der Arbeitsteilung wird 
spätestens seit Adam Smiths detailgenauer Beschreibung der Stecknadelproduktion im 
18. Jahrhundert gestritten. Bezogen auf die grenzüberschreitende Arbeitsteilung haben 
sich bereits im 19. Jahrhundert drei noch heute wirksame Paradigmen entwickelt: die li- 
berale, die wirtschaftsnationalistische und die marxistische »Schule«. Die erste begrüßt 
die grenzüberschreitende Arbeitsteilung, die zweite macht deren Nutzen von der Erfül- 
lung bestimmter Voraussetzungen abhängig, und die dritte hinterfragt prinzipiell den 
hierarchischen Charakter kapitalistischer Arbeitsteilung (Scherrer 2006). 


5 Die zweite Globalisierung 


Die genannten Antriebskräfte der Globalisierung haben auch nach der Weltwirtschafts- 
krise und dem ihr folgenden Zweiten Weltkrieg zur Wiederbelebung des Weltmarkts 
beigetragen. Bereits im Juli 1944, vor dem Ende des Zweiten Weltkrieges, berieten die 
USA und Großbritannien in Bretton Woods über die Grundpfeiler der künftigen Welt- 
wirtschaftsordnung. Aus den Fehlern der Zwischenkriegszeit lernend, vereinbarten sie, 
die Währungskurse nicht dem Markt zu überlassen, sondern politisch zu fixieren. Da- 
durch sollten die fatalen Abwertungswettläufe der Zwischenkriegszeit vermieden und 
dem zwischenstaatlichen Handel ein fester Rahmen gesetzt werden. Dies funktionierte 
dann auch tatsächlich, das oben beschriebene »goldene Zeitalter« des Fordismus folgte. 
Mit der Wiederbelebung des Welthandels erstarkten auch die Kräfte, die eine Liberalisie- 
rung des Kapitalverkehrs forderten und dann auch teilweise durchsetzen konnten. Diese 
Liberalisierung ermöglichte dramatische Spekulationswellen gegen den US-amerikani- 
schen Dollar, die zur Aufgabe des Systems der festen Wechselkurse in den Jahren 1971 bis 
1973 führten. Dieser Entscheidung lag vor allem der politische Konsens in den wichtigs- 
ten westlichen Industrieländern zugrunde, weder das erreichte Maß an Handelslibera- 
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lisierung zurückzunehmen, noch auf dem Weg der Liberalisierung des Kapitalverkehrs 
umzukehren (Scherrer 1999). In der Folge kam es zu erheblichen Wechselkursschwan- 
kungen, gegen die sich die Ex- und Importeure mittels sogenannter Devisenterminge- 
schäfte absichern mussten. Mit diesen Absicherungsgeschäften öffneten sich zugleich 
aber auch Chancen für Spekulationen und gewagte Finanzmarkt- und Devisenopera- 
tionen. Das globale Finanzsystem entstand (Helleiner 1994). 

Eine Alternative zu diesen Weichenstellungen in Richtung Globalisierung hatte da- 
mals der US-amerikanische Gewerkschaftsdachverband (AFL-CIO) formuliert. Dieser 
entwickelte ein sehr umfangreiches Maßnahmenprogramm, das die Verlagerung von 
Arbeitsplätzen ins Ausland verhindern sollte. Beispielsweise sollten die Gewinne aus 
ausländischen Operationen von US-Unternehmen besser steuerlich erfasst, der Transfer 
von Patenten ins Ausland sollte reguliert und die Importe in die USA mengenmäßig be- 
schränkt werden. Auch jene Firmen, die zumindest kurzfristig vom gewerkschaftlichen 
Gesetzesentwurf profitiert hätten, sahen in dem Entwurf einen Anschlag auf ihre unter- 
nehmerischen Freiheiten. Die Unternehmensverbände positionierten sich entsprechend 
gegen diese Alternative, mit Erfolg (Scherrer 1999). 


6 Verlust der Souveränität des Nationalstaates? 


In der politologischen und soziologischen Diskussion stehen die Auswirkungen der 
Globalisierung auf den Nationalstaat im Vordergrund, insbesondere auf dessen Terri- 
torialität, Souveränität und demokratische Partizipationsmöglichkeiten (Beck, U. 1998). 
Die Definition von Nationalstaaten besagt, dass diese sich räumlich definieren und Kon- 
trolle über Menschen und Ressourcen innerhalb klar abgegrenzter Territorien ausüben. 
Im heutigen Nationalstaat befinden sich jedoch zunehmend Menschen und Unterneh- 
men, die entweder auch noch der Kontrolle ihrer Ursprungsländer unterliegen oder 
auch in anderen Ländern präsent sind. Deren eindeutige Zuordnung zu einem Terri- 
torium ist demnach nicht mehr gegeben. Das Souveränitätsprinzip besagt, dass Staa- 
ten über ein Gewalt- und Steuermonopol verfügen und keine Autorität über sich an- 
erkennen. Faktisch erkennen heute die Mitgliedstaaten der Europäischen Union sogar 
die Urteile eines Europäischen Gerichtshofs an. Ebenso entscheiden Länder, die von 
einer der vielen Finanzkrisen der letzten Jahrzehnte erfasst wurden, nicht mehr allein 
über ihren Staatshaushalt. Die Deckungsgleichheit von Betroffenheit und Mitsprache- 
möglichkeit, die den demokratischen Nationalstaat kennzeichnet, ist nur noch einge- 
schränkt gegeben. 

Demnach ergeben sich durch die Globalisierung Herausforderungen für den Na- 
tionalstaat, doch wird der Kontrast zur Vorperiode überbetont. Souverän waren in 
der Nachkriegsperiode vornehmlich die USA, die Sowjetunion und die Volksrepublik 
China. Selbst Großbritannien, die vorherrschende Kolonialmacht des 19. Jahrhunderts, 
war aufgrund der weltkriegsbedingten Schulden gegenüber den USA (Lend-Lease-Kre- 
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dite) in weltwirtschaftlichen Fragen in seiner Souveränität eingeschränkt. Im Rahmen 
des Ost-West-Konflikts brachte es sein Militär in die unter US-Führung stehende Nord- 
atlantische Verteidigungsorganisation (NATO) ein. Die nationalstaatliche Souveränität 
hörte vor allem dort auf zu existieren, wo die USA ihre Interessen verletzt sahen. Ver- 
gleichbares galt für die Länder in der Einflusszone der Sowjetunion. 

Zudem werden gegenläufige Tendenzen kaum wahrgenommen. Deutschland bei- 
spielsweise erlangte erst kurz vor dem Beginn des Globalisierungsdiskurses mit der Wie- 
dervereinigung seine formale Souveränität. Auch lassen die hohen Transferzahlungen 
im Zuge der Wiedervereinigung Zweifel entstehen, ob tatsächlich der wirtschaftspoli- 
tische Spielraum aufgrund der Globalisierung bereits soviel kleiner geworden ist. Fer- 
ner stellt die Forschung zur Vielfalt kapitalistischer Gesellschaften (Hall/Soskice 2001) 
in Frage, ob die Globalisierung zur Vereinheitlichung wirtschaftspolitischer Optionen 
führt. Diese zeigt sowohl theoretisch als auch empirisch auf, dass die Globalisierung die 
bereits vorhandenen Spezialisierungen in den einzelnen Wirtschaftsräumen eher ver- 
stärkt als vermindert. Analog zur Produktspezialisierung kann es deshalb auch zu einer 
Spezialisierung der wirtschaftspolitischen Institutionen kommen. Diese Theorie über- 
trägt David Ricardos Idee der gegenseitigen Gewinne vom Welthandel auf die institu- 
tionelle Ebene. Vergleichbar der Spezialisierung beim Warenhandel, spezialisieren sich 
die einzelnen Nationen auch hinsichtlich ihres Institutionengefüges, denn die jeweils 
verfolgte Produktstrategie bedarf ihres eigenen institutionellen Hintergrundes. So kon- 
zentrieren sich die Aktivitäten deutscher Firmen auf inkrementale (schrittweise) Inno- 
vation, weil unter anderem das deutsche Arbeitsrecht und Finanzsystem den benötig- 
ten langfristigen Planungshorizont sichern. In gleicher Weise nutzen US-amerikanische 
Firmen die dortigen institutionellen Rahmenbedingungen, wie stark marktorientierte 
Arbeitsbeziehungen und dynamische Risikokapitalmärkte, um Strategien »radikaler In- 
novationen« zu verfolgen. 

Diese Entwicklungen machen deutlich, dass der Nationalstaat wesentlichen Verän- 
derungen unterworfen ist. Diese bedeuten jedoch nicht unbedingt eine Schwächung, 
sondern sie sind differenzierter zu betrachten: Während die staatliche Kontrolle grenz- 
überschreitender Wirtschaftsaktivitäten abnimmt, nehmen zeitgleich in vielen Nationen 
die staatlichen Kompetenzen zur Überwachung des allgemeinen Verhaltens der Bür- 
ger zu (Hirsch 2005). Wichtig bei der Analyse der Veränderungen ist die Tatsache, dass 
einige Staaten die Globalisierung selbst aktiv fördern, d.h. die Veränderungen bewusst 
gestalten. 


7 Deutschland als Protagonist der Globalisierung? 
Zu den Staaten, die aktiv die Globalisierung vorangetrieben haben, gehört die Bundes- 


republik Deutschland. Sicherlich lieferte die US-Politik die entscheidenden Anstöße: 
Gründung zentraler Institutionen des Weltmarkts, wie z.B. internationaler Währungs- 
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fonds, Öffnung des eigenen Marktes, Aufbrechen fremder Märkte, Liberalisierung des 
Kapitalverkehrs. Doch die Politik verschiedener Bundesregierungen förderte gleichfalls 
die aktuellen Globalisierungstendenzen. 

In den frühen 1970er Jahren trug die Bundesbank entscheidend zum Übergang von 
fixen zu flexiblen Wechselkursen bei: Dies machte Währungssicherungsgeschäfte not- 
wendig, deren Kehrseite Währungsspekulationen sind. Bundeskanzler Helmut Schmidt 
leistete während seiner Amtszeit (1974-1982) der Wende hin zum Vorrang für Geldver- 
mögensbesitzer in Großbritannien und in den USA Vorschub. 1976 setzte er sich dafür 
ein, dass Großbritannien keinen weiteren IWF-Kredit erhielt. Damit brachte er die da- 
malige Labour-Regierung in politische Schwierigkeiten, die im Wahlsieg der den Markt 
bejahenden Margret Thatcher mündeten. 1979 bestärkte er den damaligen US-Zentral- 
bankchef Paul Volcker in seinem Vorhaben, die Zinsen nachhaltig hochzusetzen und 
dafür Arbeitslosigkeit in Kauf zu nehmen (Volcker/Gyothen 1992). 

Helmut Kohls Regierung (1982-1998) trat für die Kapitalmarktliberalisierungen 
insbesondere in Europa ein und unterstützte ein Multilaterales Abkommen zu Investi- 
tionen (MAI), das, wäre es nicht am Einspruch Frankreichs gescheitert, Investoren das 
Recht verliehen hätte, bei Einschränkungen ihrer Handlungsmöglichkeiten gegen Regie- 
rungen zu klagen. Unter der rot-grünen Regierung von Gerhard Schröder (1998-2005) 
wurden etliche Gesetze zur Lockerung der staatlichen Aufsicht auf den Finanzmärkten 
verabschiedet (Kellermann 2005). 

Nicht zuletzt setzen die Exporterfolge der deutschen Wirtschaft die Handelspart- 
ner unter Anpassungsdruck. Die hohen Exportüberschüsse sind das sichtbare Zeichen 
dafür, dass Deutschland nicht im gleichen Umfang aus den anderen Ländern Waren 
bezieht. Die Wachstumschancen der Handelspartner werden damit begrenzt und zu- 
gleich müssen diese Partner ihre Industrien wettbewerbsfähiger machen, sei es durch Ef- 
fizienzsteigerungen oder Lohnzurückhaltungen. Zu DM-Zeiten konnten sich die west- 
europäischen Nachbarländer noch durch Abwertung ihrer Währungen ein Stück weit 
der deutschen Konkurrenz erwehren, doch im Zeitalter des Euro sind sie dieser Kon- 
kurrenz voll ausgesetzt (Beck 2006). Die Finanzkrise Griechenlands 2010 zeugt davon. 


8 Innergesellschaftliche Kräfteverhältnisse in der Globalisierung 


Auf abstrakter Ebene können die Auswirkungen der Globalisierung als eine Verschie- 
bung der Kräfteverhältnisse zu Gunsten der mobileren Elemente in der Gesellschaft ge- 
wertet werden. Mobilität verschafft den einzelnen Akteuren eine weitere Option, näm- 
lich die Möglichkeit, den jeweiligen Ort zu verlassen (Exit). Dies bedeutet, dass sich 
die Angewiesenheit auf andere gesellschaftliche Kräfte verringert und entsprechend 
die Verhandlungsmacht wächst. Mit Ausnahme der hoch qualifizierten Arbeitskräfte, 
die sich bei entsprechender Mobilität ihre am Markt knappen Fähigkeiten gut bezah- 
len lassen können, wird die Masse der Bevölkerung gleich doppelt negativ von dieser 
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Kräfteverschiebung betroffen. Zum einen als Lohnabhängige, denn ihre familiären Ein- 
bindungen benachteiligen sie mobilitätstechnisch gegenüber dem Kapital (und weil die 
meisten Staaten sie nicht willkommen heißen). Ihnen können lohn- und arbeitszeitpo- 
litische Zugeständnisse abgerungen werden (Flassbeck/Spiecker 2005). Zum anderen 
sind sie betroffen als Bürgerinnen und Bürger territorialer Gemeinwesen, die per Defi- 
nition nicht mobil sind und somit der Exit-Option wenig entgegenhalten können. Als 
solche steigt ihr Anteil an der Steuerlast bei gleichzeitigen staatlichen Leistungskürzun- 
gen (Wahl 2005). 

Sinkende Steuerlast für mobile Unternehmen bedeutet auf Seiten der öffentlichen 
Hand Mindereinnahmen. Werden so die immobilen öffentlichen Körperschaften zu- 
nächst mittelbar von der Globalisierung erfasst, treffen sie dann ihrerseits Maßnahmen, 
die die Bedingungen dafür schaffen, dass ihre Beschäftigten dem Konkurrenzdruck der 
Globalisierung direkt ausgesetzt werden. Sie versuchen, die Kosten durch Auslagerung 
von Aufgaben an private Anbieter zu drücken. Die europäische Dienstleistungsricht- 
linie sieht vor, dass für die Erbringung bisher staatlicher Dienstleistungen internationale 
Konzerne bzw. Arbeitskräfte gleichberechtigt berücksichtigt werden müssen (Dickhaus/ 
Scherrer 2006). 

Das Schreckensbild von global völlig ungebundenen Unternehmen, die auf Internet- 
plattformen den jeweils billigsten Anbietern den Zuschlag für ihre Zuliefereraufträge er- 
teilen, ist allerdings bisher nicht flächendeckend Realität geworden. Als Hemmschuh hat 
sich ausgerechnet eine durchaus erwünschte Folge des global verschärften Wettbewerbs 
erwiesen: der Fokus auf Innovation und Schnelligkeit. Innovationen sind sehr voraus- 
setzungsvoll und am ehesten dort zu erwarten, wo eine ausdifferenzierte, aber vernetzte 
Wirtschaftsstruktur vorhanden ist, also in sogenannten Clustern. Schnelligkeit erfor- 
dert Marktnähe und eine gute Informations- und Transportinfrastruktur, beides Fakto- 
ren, die traditionelle Industriestandorte begünstigen. Doch stellen Cluster keinen dauer- 
haften Schutz gegen Fxit-Strategien transnationaler Unternehmen dar. Cluster können 
auch an neuen Standorten (z.B. Bratislava) innerhalb einer überschaubaren Zeit aufge- 
baut werden (Klobes 2005). 


9 Bilanz der Globalisierung 


Die Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung und der sich daraus ergebende Wett- 
bewerbsdruck steigert zweifellos die Arbeitsproduktivität. Steigende Arbeitsprodukti- 
vität wiederum ist die Quelle materiellen Reichtums, sie erhöht Verteilungsspielräume. 
Wem diese Spielräume jedoch zugute kommen, hängt in komplexer Weise von Macht 
und Knappheitsgraden ab. Trotz rasanter Industrialisierung hat die Masse des globalen 
Südens bezüglich des Einkommens und damit der Lebensqualität noch lange keinen 
Anschluss an den Norden gefunden (Sengenberger 2006). Zugleich wird die Bevölke- 
rung des Nordens zunehmend weniger an dem aus dem Vorsprung gewonnenen Reich- 
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tum beteiligt, dieser kommt zunehmend der Kapitalseite zugute (Goebel et al. 2010). 
Dies drückt sich unter anderem durch eine zunehmende Deregulierung der Arbeits- 
märkte in den westeuropäischen Staaten und die damit einhergehenden Prekarisierung 
der Lebensverhältnisse aus, die durch die konstant hohe Arbeitslosigkeit zusätzlich be- 
feuert wird. Zeitgleich werden die sozialen Sicherungssysteme zunehmend löchriger. Im 
Zuge dessen nimmt die soziale Ungleichheit auch in den Staaten des Nordens zu. 

In den Bereichen Klima, Ernährung und Finanzen kam es in den letzten Jahren im- 
mer häufiger zu Krisen von zum Teil katastrophalen Ausmaßen. Spätestens seit Verwüs- 
tungen - z.B. durch Stürme oder Flutkatastrophen - in immer kürzer werdenden Ab- 
ständen immer größere Schäden verursachen, wird verstärkt über den Zusammenhang 
von Naturkatastrophen, Klimaerwärmung und Globalisierung diskutiert. Inzwischen 
hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass die Klimaerwärmung vorwiegend Folge von 
Industrialisierung, steigendem Energieverbrauch und der Zunahme globaler Mobilität 
ist - womit die Globalisierungsdiskussion auch zur Klimadebatte geworden ist. Diese 
Verschiebung in der Debatte wird zusätzlich angetrieben durch periodisch auftretende 
Hungerkrisen. In dem Maße nämlich, wie durch Versteppung und Brände auf der einen 
und Überflutung auf der anderen Seite ganze Regionen durch den Klimawandel in Mit- 
leidenschaft gezogen werden, nehmen Ernteausfälle in teils dramatischem Umfang zu. 
Dies kann z.B. zu einem Anstieg der Reis- und Getreidepreise führen, was für die Be- 
völkerungen des globalen Südens Hungersnöte zur Folge haben kann. Diese sich ge- 
genseitig verstärkenden Krisenlagen werden durch die ebenfalls häufiger auftretenden 
Finanzmarktkrisen (Schulden-, Asien- und Weltwirtschaftskrise) verschärft - die in ih- 
rer aktuellen Form ebenfalls ein Produkt der Globalisierung sind. Die gegenseitige Ver- 
schränkung dieser durch die Globalisierung begünstigten Krisenlagen - in Verbindung 
mit einer Verschärfung bestehender oder zunehmender gesellschaftlicher Ungleichhei- 
ten - lässt ein deutliches Umlenken in der Gestaltung der Globalisierung nicht nur wün- 
schenswert, sondern notwendig erscheinen. 

Entsprechend wächst die globalisierungskritische Bewegung mit ihren Forderungen 
für eine Neugestaltung, für mehr soziale Gerechtigkeit, einen nachhaltigen Umgang mit 
den endlichen Ressourcen und für eine Produktionsweise, die sich an den Bedürfnis- 
sen der Menschen und nicht am Markt orientiert. Ohne Globalisierung wäre diese Be- 
wegung allerdings kaum handlungsfähig, beruht ihr hoher Grad an Vernetztheit doch 
maßgeblich auf den globalisierten Kommunikationsnetzen. Zur sozial und ökologisch 
nachhaltigen Gestaltung der Globalisierung bedarf es einer Vielfalt von Formen des 
grenzüberschreitenden Handelns. Glücklicherweise bietet die Globalisierung Möglich- 
keiten für gemeinsame Aktionen. 
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Haushalte und Haushaltsproduktion 


Wolfgang Glatzer' 


1 Definitionen und Problembezüge 


Der private Haushalt stellt einen auf die Wohnung konzentrierten Lebens- und Ver- 
sorgungszusammenhang eines oder mehrerer Individuen dar. Auf der Grundlage des 
gemeinsamen Wohnens und Wirtschaftens mehrerer Individuen ist der Haushalt von 
spezifischen Rollenverteilungen, interpersonalen Beziehungen, aufeinander bezogenen 
Aktivitätsmustern, mehr oder weniger geteilten Normen, Wertvorstellungen und Erwar- 
tungen der Haushaltsangehörigen gekennzeichnet. Dem Einpersonenhaushalt fehlt die 
Komplexität eines multidimensionalen Gruppenzusammenhangs; sie kommt oft durch 
das haushaltsexterne soziale Netzwerk zustande, in das auch Einzelpersonen einbezo- 
gen sind. Unter den Gründern der Soziologie hob Max Weber (1947: 194) den Haushalt 
als »ökonomische Versorgungsgemeinschaft« bzw. als »Hausgemeinschaft« hervor, die 
dem Idealtypus der » Vergemeinschaftung« entspricht. 

Das Konzept des Haushalts bezieht sich auf die alltäglichen, relativ dauerhaften 
Wohn- und Wirtschaftsverhältnisse eines oder mehrerer Individuen und beinhaltet so- 
wohl familiale wie nichtfamiliale Lebensformen. Neben den verschiedenen Familien- 
haushalten haben sich vielfältige nichtfamiliale Lebensformen ausdifferenziert, wie sie 
beispielsweise nichteheliche und gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften, Wohnge- 
meinschaften und auch Single-Haushalte darstellen. 

Mehrere Aspekte der Haushaltssituation ziehen Beachtung auf sich: vor allem der 
Wandel der Haushaltsformen, der durch Pluralisierung und Singularisierung, also durch 
Tendenzen zu vielfältigeren und kleineren Haushaltsformen gekennzeichnet ist. Oft 
wird der Rückzug traditioneller familialer Haushaltsformen gegenüber neuen Haushalts- 
und Lebensformen thematisiert. Auch wird die Frage aufgeworfen, ob die Individuen von 
einem säkularen Verlust sozialer Netzwerke (> Soziale Netzwerke) betroffen sind. Dies steht 
in engem Zusammenhang mit der Frage nach der Haushaltszugehörigkeit der Individuen 
und dem Verhältnis von haushaltsinternen und haushaltsexternen sozialen Netzwerken. 
Nicht zuletzt entdeckte die Frauenforschung den privaten Haushalt als Arbeitsbereich. Als 
produktive Instanz wird er inzwischen in der sozialwissenschaftlichen, wirtschafts- und ge- 
sellschaftspolitischen Diskussion häufiger betrachtet, sei es, dass die Leistungen der Haus- 


1 Für die Unterstützung bei der Aktualisierung des Beitrags zur Haushaltsproduktion im Jahre 2011 dan- 
ke ich Dipl.-Soz. Jennifer Gulyas. 


S. Mau, N. M. Schöneck (Hrsg.), Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, 
DOI 10.1007/978-3-531-18929-1_26, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013 
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halte in den Prozessen der Güter-, Dienstleistungs- und Wohlfahrtsproduktion, oder aber 
ihre Aktivitäten in der informellen bzw. Schattenökonomie zur Debatte stehen. Die fort- 
schreitende Technisierung der Privathaushalte eröffnet ein weites Untersuchungsfeld nach 
den sozialen Begleiterscheinungen dieser Entwicklung. Insbesondere das Problem der Ra- 
tionalisierung der Hausarbeit und ihrer Grenzen leitet zur Frage nach der Entwicklungs- 
richtung von Haushaltsführungs- und Lebensstilen über. Aus solchen Problembezügen er- 
gibt sich der Stellenwert der Haushalte in der modernen Gesellschaft. 


1.1 Haushalte als Lebensform 


Individuen bilden einen Haushalt, wenn sie zusammen wohnen und wirtschaften 
(Galler/Ott 1993). Die Alternative zu den Privathaushalten stellen die Gemeinschaftsun- 
terkünfte (hauptsächlich Alters- und Pflegeheime) dar, in denen sich ungefähr ein Pro- 
zent der Bevölkerung aufhalten (Statistisches Bundesamt 2006: 11). Die Angehörigen 
der Privathaushalte teilen dabei in der Regel einen so wesentlichen Anteil ihrer Lebens- 
aktivitäten, dass es gerechtfertigt erscheint, von Haushaltskonstellationen als Lebensfor- 
men zu sprechen und den Haushalt als Kern eines Lebenszusammenhangs zu verstehen 
(Spiegel 1986). Freilich können sich die Haushalte unter diesem Aspekt stark unterschei- 
den: Es gibt hochintegrierte Haushalte einerseits, in denen die Haushaltsangehörigen 
viel Zeit gemeinsam verbringen, und andererseits existieren schwach integrierte Haus- 
halte, in denen die Haushaltsangehörigen kaum Zeit füreinander aufwenden. Haushalte 
haben zudem unterschiedlich scharfe Grenzen gegenüber ihrer Umwelt: Manche sind 
relativ isoliert mit wenigen Außenkontakten, andere sind stärker in mehr und weniger 
umfangreiche haushaltsexterne Netzwerke eingebunden. 

Ein herausragendes Wohlstandsmerkmal der Haushalte stellt die langfristige Vergrö- 
Berung der Wohnungen dar. Die durchschnittliche Wohnfläche pro Einwohner hat 2009 
nun 42,5 qm erreicht (Statistisches Bundesamt 2011) und sich seit 1960 mehr als verdop- 
pelt. Aus einem Wohnungsdefizit in der Nachkriegszeit entwickelte sich in Deutschland 
eine hohe Wohnungszahl, die auch einen Anteil Zweitwohnungen beinhaltet. Wirtschaf- 
ten und Wohnen der privaten Haushalte erfolgt überwiegend in großräumigen Woh- 
nungen, die auch den relativ größten privaten Budgetanteil beanspruchen. 

Es können unterschiedliche Haushaltstypologien gebildet werden. In grundlegen- 
den soziodemografischen Darstellungen von Haushaltsformen in der Bundesrepublik 
Deutschland wird eine Typenbildung vorgenommen, bei der die Individuen nach ihrem 
Familienstand und den mit ihnen zusammenlebenden Personen sowie der Altersgruppe 
der Kinder gruppiert werden (Abbildung ı). 

Aus dieser Darstellung geht hervor, dass die Lebensformen der Ehepaare mit und 
ohne Kinder zahlenmäßig nach wie vor dominieren und dass die Verbreitung neue- 
rer Lebensformen der Alleinerziehenden und der nichtehelichen Lebensgemeinschaf- 
ten nachdrücklich erfolgt ist. Bereits bei dieser einfachen Haushaltsstruktur zeigen sich 
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Abbildung 1 Lebens- und Familienformen in Ost- und Westdeutschland 
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Quellen: Statistisches Bundesamt et al. (2008: 44); Mikrozensus 2005 (70 Prozent- 
Unterstichprobe, Scientific Use File). 


bedeutsame Unterschiede zwischen alten und neuen Bundesländern: In Westdeutsch- 
land gibt es beispielsweise anteilig weniger Alleinlebende als in Ostdeutschland und da- 
für gibt es in Westdeutschland mehr Ehepaare mit älteren Kindern (sechs bis 17 Jahre). 
Der den Transformationsprozess begleitende Geburtenrückgang in Ostdeutschland hat 
allerdings auch dazu geführt, dass Ehepaare mit Kindern bis fünf Jahren seltener sind 
als in Westdeutschland. 

Eine weitergehende Differenzierung solcher Haushaltstypologien erhöht ihre Aussa- 
gekraft. Wenn zusätzlich Alter und Erwerbstätigkeit der Haushaltsangehörigen berück- 
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sichtigt werden, entsteht eine sozio-ökonomische Haushaltsgliederung der Bevölkerung. 
Falls auch das subjektive Selbstverständnis der Haushaltsangehörigen zur Haushaltsglie- 
derung herangezogen wird, können soziologische Konzepte des Lebensstils (> Lebens- 
stile) operationalisiert werden. Beispielsweise kann auf diese Weise der ehemals neue 
Lebensstil der Singles von Alleinlebenden im weiteren Sinn, die es schon immer gab, 
unterschieden werden. 

Zu beachten ist, dass eine Momentaufnahme der Haushaltsstruktur wichtige Ver- 
änderungen nicht in den Blick bekommt, die in (Lebens-)Verlaufsstudien zutage tre- 
ten. Die Bindung zwischen Individuum und Haushalt lockert sich: Anstelle einer festen 
Zugehörigkeit zu einem bestimmten Haushalt, der vorindustrielle Gesellschaften weit- 
gehend kennzeichnet, ist in der modernen Gesellschaft ein vom Lebenslauf abhängiger 
Wechsel zwischen verschiedenen Haushaltsformen getreten. 

Haushalte sind keinesfalls, wie es Haushaltstypologien manchmal nahelegen, sozial 
isolierte Einheiten, vielmehr sind sie als Kern eines informellen sozialen Netzwerks, be- 
stehend aus Verwandten, Freunden, Nachbarn, Kollegen und Bekannten, in vielfältige 
haushaltsexterne Beziehungen integriert (Glatzer 2001). Die zentrale Leistung des infor- 
mellen sozialen Netzwerks - innerhalb wie außerhalb des Haushalts - ist die Gewährung 
von personenbezogener sozialer Unterstützung (social support). Diese kann aus emo- 
tionalem Beistand, instrumentellen Hilfen, monetären Zuwendungen, nützlichen Infor- 
mationen oder sozialer Anerkennung bestehen. Voraussetzung für die Teilhabe an sol- 
cher Unterstützung ist die Zugehörigkeit zum Haushalt bzw. zum Netzwerk. Kriterien 
der Zugehörigkeit, Gefühle der Zuneigung und Normen sozialer Verpflichtung haben 
hier Priorität vor ökonomischen Tauschbeziehungen. Nur partiell ist die Gewährung so- 
zialer Unterstützung im informellen Netzwerk durch das Gegenseitigkeitsprinzip gere- 
gelt; in erster Linie kommt hier das Solidaritätsprinzip zum Tragen, dessen Funktion die 
Entlastung von Individuen und Haushalten in Bedarfs-, Not- und Krisensituationen ist. 


1.2  Haushaltsproduktion und Wohlfahrtsproduktion 


Haushalte erhalten durch die unentgeltliche Bereitstellung von Gütern, Diensten und 
immateriellen Zuwendungen an die Haushaltsangehörigen sowie ihre externen Netz- 
werke eine wichtige Funktion bei der gesellschaftlichen Wohlfahrtsproduktion (Fuchs 
2005). Deren Bezugspunkt ist vor allem die Erhaltung und Verbesserung von Lebens- 
qualität, d.h. einer günstigen Gesamtkonstellation der objektiven Lebensbedingungen 
und des subjektiven Wohlbefindens. Die Wohlfahrtsproduktion beruht auf einem Pro- 
duktionsverbund, an dem der demokratische Wohlfahrtsstaat, die marktwirtschaft- 
lichen Institutionen, die intermediären Assoziationen und die privaten Haushalte betei- 
ligt sind. Jede dieser Instanzen verfügt über jeweils spezifische Leistungspotentiale, an 
deren Grenzen im günstigen Fall das Leistungsvermögen der anderen Institutionen ein- 
setzt. Insofern verhalten sie sich oftmals komplementär zueinander. Je nach Leistungs- 
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bereich unterscheidet man die in Massenproduktion erstellten »privaten« Güter der 
Marktwirtschaft, die allen zur Verfügung stehenden »öffentlichen« Güter, die der Wohl- 
fahrtsstaat bereitstellt, die an sozialen Gruppen orientierten »interessenbezogenen« Gü- 
ter der intermediären Organisationen und die »personenbezogenen« Güter, die Haus- 
halte und Familien ihren Angehörigen zur Verfügung stellen. Unter dem Begriff der 
Haushaltsproduktion zählen hierbei sowohl Leistungen für die Mitglieder des eigenen 
Haushalts (»Eigenarbeit«) als auch Leistungen, die innerhalb des informellen sozialen 
Netzwerks erbracht werden (» Netzwerkhilfe«). Im Rahmen der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung wird die »Produktion in den privaten Haushalten« zum kleineren 
Teil einbezogen, zum größeren Teil wird sie nicht beachtet (Stobbe 1994). Die amtliche 
Statistik ermittelt in ihrem Haushaltssatellitensystem die unbezahlte Arbeit höher als 
die Erwerbsarbeitszeit, nämlich in der Höhe von 96 Milliarden unbezahlter Arbeitszeit 
gegenüber 56 Milliarden Stunden bezahlter Arbeitszeit im Jahr 2001? in Deutschland. 
Die Bruttowertschöpfung der privaten Haushalte erreichte 2001 in Deutschland knapp 
40 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (Schäfer 2004; Warnecke 1995). 

Gegenüber den Leistungen anderer Instanzen der Wohlfahrtsproduktion weist die 
Produktion im Haushalt einige Besonderheiten auf. Von privaten, öffentlichen und kol- 
lektiven Gütern unterscheiden sich ihre »Güter« durch den engen Bezug zur Person, sie 
werden nicht für abstrakte Konsumenten erstellt, sondern jeweils für ganz bestimmte 
Personen, d.h. Angehörige des eigenen Haushalts oder des informellen Netzwerks. Folg- 
lich entscheidet über die Zugänglichkeit dieser Erzeugnisse nicht die Kaufkraft (wie bei 
privaten Gütern) oder etwaige Rechtsansprüche (wie bei öffentlichen Gütern), sondern 
die Zugehörigkeit zu einem bestimmten Lebenszusammenhang. Aufgrund der sozialen 
Beziehung zwischen Hersteller und Verbraucher haben die personenbezogenen Güter 
oft einen situativen Stellenwert bzw. eine besondere symbolische Bedeutung. 


2 Entwicklungstendenzen der Haushaltsformen 


Im Hinblick auf den langfristigen Wandel der Haushalts- und Familienformen werden 
vor allem die Begriffe »Singularisierung« (bzw. »Individualisierung«) und »Plurali- 
sierung« zur Interpretation herangezogen (Peuckert 2008). Wesentliche Tendenzen in 
der Entwicklung der Haushaltsformen sind die anhaltende Verkleinerung der Haushalte, 
der grundsätzliche Wandel im Ehe- und Familienverständnis und die Ausbreitung neuer 
Haushaltsformen (» Familie und Lebensformen). 


2 Im Jahr 2001 fand die letzte aufwendige Zeitbudgeterhebung der amtlichen Statistik statt, die solche Be- 
rechnungen ermöglicht. 
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2.1 Die Verkleinerung der Haushalte 


Um die Jahrhundertwende 1900 bestanden auf dem damaligen Staatsgebiet Deutsch- 
lands noch gut 44 Prozent der Haushalte aus fünf und mehr Personen, im Jahr 2009 wa- 
ren es noch knapp vier Prozent (Tabelle 1). 

Im Unterschied dazu betrug 2009 der Anteil der Haushalte, denen nur eine Person 
angehört, knapp 40 Prozent (gut sieben Prozent im Jahr 1900) bei weiterhin steigender 
Tendenz. Seit dem Jahr 1976 stellen die Einpersonenhaushalte in Westdeutschland die 
häufigste Haushaltsform dar. Die ehemals deutliche Dominanz der Fünf- und Mehrper- 
sonenhaushalte ist einer relativen Prävalenz der Einpersonenhaushalte gewichen. 

Wohl kein säkularer Trend hat die alltäglichen Lebensverhältnisse in Deutschland so 
nachdrücklich beeinflusst wie die Verkleinerungstendenz der privaten Haushalte. Der 
Einpersonenhaushalt unterscheidet sich strukturell von den Mehrpersonenhaushalten 
unterschiedlicher Größe. Den amtlichen Zahlen zufolge war der Einpersonenhaushalt 
auf dem Gebiet der BRD weiter vorangeschritten als in der DDR. Nach der Wiederver- 
einigung hat sich indes auch die Verkleinerung der ostdeutschen Haushalte beschleunigt. 

Angesichts der Überzahl der kleineren Haushalte sollte freilich nicht übersehen wer- 
den, dass sich nach wie vor die große Mehrheit der Personen in Mehrpersonenhaushal- 
ten befindet. Die Verteilung der Personen auf unterschiedliche Haushaltsgrößen verhält 
sich gegensätzlich zur Verteilung der Haushalte nach ihrer Größe. 


Tabelle 1 Anteil der Haushaltsgrößen an der Gesamtzahl der Haushalte in Deutschland 
1900-2009 (in Prozent) 


1900 1925 1950 1975 2000 2009 
Eine Person 7,1 6,7 19,4 27,6 36,1 39,8 
Zwei Personen 14,7 17,7 25,3 28,4 33,4 34,2 
Drei Personen 17,0 22,5 23,0 18,3 14,7 12,8 
Vier Personen 16,8 19,7 16,2 15,0 11,5 9,7 
Fünf und mehr Personen 44,4 33,3 16,1 10,6 4,4 3,6 


Anmerkung: jeweiliges Staatsgebiet. 


Quellen: Statistisches Bundesamt (1999); Statistisches Bundesamt (2010). 


2.2 Der Wandel der Familienhaushalte 


Die Verkleinerung der Haushalte steht in enger Verbindung mit einer gewissen Dein- 
stitutionalisierung der Familie, die in einer Zunahme sowohl von »unvollständigen« 
Familienformen als auch von nichtfamilialen Lebensformen zum Ausdruck kommt. 
Dennoch haben Familie und Verwandtschaft auch in der modernen Gesellschaft einen 
hohen Stellenwert (Lüscher/Schultheiß 1993). Zwar liegt der Anteil der Drei- und Vier- 
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generationenhaushalte an der Gesamtzahl der Haushalte heute unter zwei Prozent, aber 
es gibt daneben viele multilokale Mehrgenerationenfamilien. Fest steht, dass die voll- 
ständige Kernfamilie seltener unter den Haushaltsformen wird. Nur noch etwa jeder dritte 
Haushalt ist ein »typischer Familienhaushalt« in dem Sinne, dass beide Elternteile mit 
ihren Kindern zusammenwohnen. Infolge zunehmender Scheidungen und Trennungen 
sowie dem wachsenden Anteil nichtehelicher Geburten kommt es häufiger zur Grün- 
dung von »Stieffamilien« und zu Haushalten Alleinerziehender. Mehr als ein Viertel der 
alleinerziehenden Personen war nie verheiratet, was auf einen Bedeutungsverlust der 
Ehe in Verbindung mit der Familiengründung verweist (Statistisches Bundesamt 1994). 
Hierfür spricht auch der in jüngerer Zeit angestiegene Anteil nichtehelicher Familien- 
formen, in welchen die leiblichen Eltern unverheiratet mit ihrem Kind zusammenleben. 
Trotz dieser Entwicklungstendenzen besteht eine breite Anerkennung von Ehe und Fa- 
milie. Die Individuen leben auf der Grundlage relativ intensiver Familienbeziehungen 
insbesondere mit ihrer Herkunftsfamilie. 


2.3 Neuere Haushaltsformen 


Den traditionellen Haushaltsformen stehen mehr und mehr neuere Haushaltsformen ge- 
genüber, d.h. vor allem nichteheliche Lebensgemeinschaften, Alleinerziehende, Wohn- 
gemeinschaften, Singles sowie gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften (Spiegel 
1986). Auch wenn es ähnliche Haushaltsformen schon früher gab, so ist ihre Häufigkeit 
und Verbreitung neu. Darüber hinaus entwickeln sich phantasiereiche Sonderformen 
von Haushalten, wie die moderne »Hausfamilie« (unterschiedliche vernetzte Haushalts- 
formen in einem Haus) bzw. die »bilokale Ehe« (stabile eheliche Beziehung, in der beide 
Partner ihre eigene Wohnung haben). Dies sind nur zwei Beispiele für viele weitere be- 
kannte Variationen von Haushaltsformen, die bisher keine große Verbreitung erreicht 
haben. Die Pluralität der Haushaltsformen scheint ein charakteristisches Merkmal einer 
modernen Gesellschaft zu sein, die in diesem Bereich neue Wahlmöglichkeiten bietet 
und lange Zeit verbindliche Normen abschwächt. Insbesondere in jüngeren Kohorten 
werden verbindliche Formen der Partnerschaft später, aber auch seltener, eingegangen 
und häufiger wieder gelöst als in den älteren Kohorten (Lengerer 2011). 

Sowohl in den alten als auch in den neuen Bundesländern leben gleich viele unver- 
heiratete Paare ohne Kinder (2008: vier Prozent aller Haushalte). Jedoch ist der Anteil 
der unverheirateten Paare in den neuen Bundesländern (2008: sechs Prozent aller Haus- 
halte) höher als in den alten Bundesländern (2008: zwei Prozent aller Haushalte). Dies 
deutet auf eine im Osten in höherem Maße bestehende Entkoppelung von Ehe und EI- 
ternschaft hin, die nicht unmaßgeblich durch die ehemals pronatalistische DDR-Politik 
gefördert sein mag. 

Wie die nichtehelichen Lebensgemeinschaften hat auch die »alternative« Wohnform 
der Wohngemeinschaften ihre Anhänger vor allem in jüngeren Altersgruppen. Wohnge- 
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meinschaften waren im Gefolge der 1968er Zeit vor allem in Gestalt der »Kommunen« 
gegen die Einengung durch die traditionelle Zweierbeziehung gerichtet, wurden aber oft 
auch aus pragmatischen Gründen gegründet. Wohngemeinschaften haben sich als sta- 
biler Bestandteil der Haushaltsformen etabliert und sind im Westen Deutschlands mit 
drei Prozent aller Haushalte deutlich verbreiteter als im Osten Deutschlands mit einem 
Prozent. Heute sind Wohngemeinschaften fast ausschließlich für Studierende oder sich 
in Ausbildung befindliche jüngere Menschen relevant, für deren finanzielle Situation die 
Aufteilung der Wohnungsmiete wichtig ist. 

Das Leben in Einpersonenhaushalten ist besonders in Westdeutschland - und hier 
vor allem in den größeren Städten - weit verbreitet. Neben der steigenden Zahl älterer 
Menschen (insbesondere Frauen), die infolge von Verwitwung oder Scheidung alleine 
leben, haben sich vor allem jüngere Altersgruppen für diese Lebensform entschieden. 
Nur im zweiten Fall sollte man von Singles als einer besonderen Kategorie von Allein- 
lebenden sprechen. Verbunden mit einer seit 1960 stark gesunkenen Eheschließungs- 
rate und einer Verschiebung des Erstheiratsalters nach oben, ist in der Altersgruppe der 
18- bis 35-Jährigen ein deutlicher Anstieg des Anteils von Ledigen in Einpersonenhaus- 
halten festzustellen: Von 1978 bis 1993 verdreifachte sich diese Quote von fünf auf 15 Pro- 
zent. Im Jahre 2000 waren in der Altersgruppe der 20- bis 34-Jährigen 25,2 Prozent aller 
Alleinlebenden ledig. 

Die sozial- und haushaltswissenschaftliche Aufmerksamkeit galt in der Vergangen- 
heit vor allem den traditionellen Familienhaushalten. Inzwischen haben starke Verände- 
rungen der Haushalts- und Familienformen stattgefunden, die dazu führten, eine Varia- 
bilität von »alten« und »neuen« Haushaltsformen zu konstatieren und die Streuung von 
Lebensformen in den verschiedenen Stadien des Lebensverlaufs als neuen gesellschaft- 
lichen Aspekt herauszustellen. 


2.4 Haushalte und soziale Netzwerke 


Viele Haushalte sind in ein größeres soziales Netzwerk integriert, in dem enge soziale 
Beziehungen bestehen und Leistungen füreinander erbracht werden (Glatzer 2001). Es 
besteht vor allem aus nahen Verwandten, engen Freunden und »guten« Nachbarn. Je 
nach Haushaltsangehörigen und Haushaltskonstellation kann es unterschiedlich ausfal- 
len. Vergleicht man die »neueren« mit den »älteren« Haushaltsformen, zeigt sich eine 
deutliche Bevorzugung der Freundschaftsbeziehungen bei neueren Haushaltsformen. 
Als häufigste Interaktionspartner haben enge Freunde eine relativ hohe Bedeutung für 
nichtverheiratete Personen. Mit der Eheschließung findet eine Verschiebung dieser Prä- 
ferenzstrukturen statt. 

Das Verwandtschaftssystem hat zwar im historischen Verlauf auch an Funktionen 
eingebüßt, es bewahrte sich dennoch eine dominante Stellung als soziales Netzwerk. So 
hatten Mitte der 1980er Jahre 90 Prozent der Bundesbürger nahe Verwandte außerhalb 
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des eigenen Haushalts; zwei Drittel davon haben tägliche bzw. wöchentliche (gegensei- 
tige) Besuchskontakte. Zu mindestens einer verwandten Person werden über alle Le- 
bensphasen hinweg Besuchskontakte aufrechterhalten. 

Der Stellenwert von Verwandten im personalen und haushaltlichen Netzwerk ver- 
ändert sich mit steigendem Alter und biografischen Ereignissen. So wirkt sich das Vor- 
handensein von Kindern offensichtlich intensivierend auf Verwandtschaftsbeziehungen 
aus, ist doch der intensivste Verwandtschaftskontakt bei den Verheirateten mit kleinen 
Kindern sowie den Alleinerziehenden zu beobachten. 

Die Kontakte zu Nachbarn haben auf dem Hintergrund größerer räumlicher Mobi- 
lität und gestiegener Wahlmöglichkeiten ihren früheren Stellenwert verloren. Mit stei- 
gendem Alter jedoch erhöht sich die Integration in nachbarschaftliche Beziehungsnetze, 
welche gerade bei Alleinlebenden ab dem 60. Lebensjahr oft kompensatorisch zu ihrer 
geringen Integration in verwandtschaftliche und freundschaftliche Netze wirken. 

In fast allen Haushaltsformen kommen häufig beinahe tägliche Treffen mit Verwand- 
ten außerhalb des eigenen Haushalts vor. Die trotz der räumlichen Trennung fortbeste- 
henden engen Kontakte der Familienmitglieder untereinander machen den auch heute 
noch gültigen zentralen Stellenwert der Verwandtschaftsbeziehungen deutlich. Auch die 
insgesamt recht regen Besuchskontakte zwischen Freunden und Nachbarn - wobei die 
Nachbarn für die älteren, die Freunde hingegen für die neueren Haushaltsformen stär- 
kere Bedeutung haben - nehmen der pauschalen These einer sozialen Isolierung der 
modernen Kernfamilie und der Kleinhaushalte einiges an Überzeugungskraft. 

Informelle soziale Netzwerke stellen den Bezugsrahmen dar, in welchem soziale Un- 
terstützung gegeben und empfangen wird. In den geleisteten Hilfestellungen lassen sich 
deutlich geschlechtsspezifisch geprägte » Zuständigkeitsbereiche« feststellen. So zeigt 
sich ein größeres Engagement der alleinlebenden Männer bezüglich haushaltsextern 
anfallender Renovierungsarbeiten, während die alleinlebenden Frauen besonders häu- 
fig bei persönlichen Problemen eine » Beratungsfunktion« einnehmen. Die Beaufsich- 
tigung kleiner Kinder ist die Domäne der alleinlebenden älteren Frauen. Es lässt sich 
also sagen, dass die soziale Unterstützung in den informellen Netzwerken ebenso ge- 
schlechtsspezifische Züge aufweist wie die haushaltsinterne Arbeitsteilung. 

Neuere Haushaltsformen erbringen - mit Ausnahme der nachbarschaftlichen Unter- 
stützung - tendenziell häufiger Hilfeleistungen als die älteren Haushaltsformen. Damit 
einhergehend schätzen die modernen Haushaltsformen das ihnen im Bedarfsfall zur 
Verfügung stehende Hilfspotential im sozialen Netzwerk als größer ein als die traditio- 
nellen Wohnformen. Gleichwohl werden auch hier deutliche Hilfedefizite wahrgenom- 
men. Als besonders belastet erweisen sich die alleinlebenden älteren Frauen und die 
alleinerziehenden Mütter; dies sind die Problemgruppen mit besonders großen Hilfe- 
defiziten. 

Insgesamt zeigt sich, dass die neueren Haushaltsformen eher stärker als die älteren in 
informelle soziale Netzwerke integriert sind, wobei der Freundeskreis einen annähernd 
so hohen Stellenwert wie die nahe Verwandtschaft erhält. 


398 Haushalte und Haushaltsproduktion 


3 Haushaltsproduktion und Haushaltstechnisierung 


Haushaltsproduktion und Haushaltstechnisierung sind zwei eng verbundene Prozesse. 
Die Modernisierung der Haushaltsproduktion erfolgt im Laufe der Zeit durch wach- 
sende »Geräteparks« der privaten Haushalte. Mit der umfassenden Technikausstattung 
erhalten die Haushalte ein erweitertes Leistungspotential, welches sich auf die gesamte 
Zeitverwendung (> Zeitverwendung) und Arbeitsteilung im Haushalt auswirkt. 

Es muss allerdings betont werden, dass die moderne Eigenarbeit wegen ihrer Abhän- 
gigkeit vom Markt und von Öffentlichen Einrichtungen einen ganz anderen Charakter 
hat als die vorindustrielle Selbstversorgung. Anders als vorindustrielle Haushalte kön- 
nen die modernen Haushalte ihre produktiven Aufgaben nur in einer Verflechtung mit 
marktlichen und staatlichen Leistungssystemen bewältigen - sei es, dass sie Vorpro- 
dukte unterschiedlicher Reifestufen, technische Geräte als Produktionsmittel oder in- 
frastrukturell-technische Versorgungssysteme nutzen. 


3.1 Die Technisierung der privaten Haushalte 


In der Haushaltstechnisierung wird zumeist von einem sachtechnischen Technikbegriff 
ausgegangen, der Geräte, Apparate, Maschinen und Artefakte betrifft. Die breite haus- 
haltsinterne Anwendung der Sachtechnik (Geräte wie Herd, Waschmaschine, Fernseher, 
Telefon) setzt haushaltsexterne Technikanschlüsse voraus (große technische Systeme 
wie ein Elektrizitätswerk, die Wasserversorgung, den Kabelanschluss usw.). Darüber 
hinaus erfordert der Umgang mit den technischen Geräten technisches Nutzungswis- 
sen; hier unterscheidet man die Beschaffungs-, Anwender-, Pflege- und Reparaturkom- 
petenz. Kennzeichen moderner alltagstechnischer Systeme sind also die Einbeziehung 
der Gerätetechnik in »große technische Systeme« und ein relativ hoher Grad an techno- 
logischem Laien- und Expertenwissen (Dörr 1996; Meyer/Schulze 1993). 

In vielen Fällen lässt sich nachweisen, dass die Basisinnovationen der haushaltstech- 
nischen Geräte ihren Ursprung in der industriellen Produktion hatten. Erst nach ihrer 
Weiterentwicklung für den spezifischen Aufgabenbereich von Haushalten gelangten die 
Geräte über die Dienstleistungsgewerbe in den begrenzten Absatzmarkt der gutsituier- 
ten bürgerlichen Haushalte. Es bildeten sich »Technikgenerationen«, die zu ihrer je- 
weiligen Zeit die Innovationsträger der Haushaltstechnisierung darstellten (Ssackmann/ 
Weymann 1994). 

Der Haushaltssektor entwickelte sich in den 1950er Jahren zum breiten und profitab- 
len Absatzmarkt, der sich die zunehmenden technischen Möglichkeiten zunutze machte. 
Nicht zuletzt die Hausfrau gewann als potentielle Kundin an Bedeutung für die Indus- 
trie. Eine nachhaltige Verbreitung technischer Haushaltsgeräte erlebte die Bundesrepu- 
blik jedoch eher spät: Zwischen 1969 und 1983 erfolgte ein herausragender Technikschub 
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für die Haushalte. Immer mehr Geräte wurden zur Standardausstattung, die in mehr als 
50 Prozent der Haushalte vorhanden sind (Hampel et al. 1991). 

Während Anfang der 1980er Jahre die umfassende Technisierung auf einem hohen 
Qualitätsniveau kennzeichnend für das Gros der bundesdeutschen Haushalte war, ver- 
hinderten relativ hohe Anschaffungskosten von langlebigen Gebrauchsgütern sowie 
lange Lieferfristen eine vergleichbare Ausstattung der Privathaushalte in der DDR. 

Während in der Bundesrepublik der private Gerätepark deutlich mit der sozialstruk- 
turellen Position des jeweiligen Haushalts korreliert und tendenziell mit dem Lebensal- 
ter und dem Einkommen im Längsschnitt wächst, waren in der DDR Statusdifferenzen 
weit weniger bedeutsam. Gerade junge Arbeiterfamilien waren hier in der Ausstattung 
des Haushalts oftmals überdurchschnittlich gut gestellt. Dennoch zeigten sich in der 


Tabelle2 Die Verbreitung langlebiger Gebrauchsgüter in privaten Haushalten 1969-2008 
(in Prozent) 


1969 1978 1988 1998 2003 2008 
Geräte für die Haushaltsführung 
Kühlschrank 84 84 78 99 99 99 
Waschmaschine 39 70 86 92 94 - 
Geschirrspüler 2 15 29 45 57 63 
Mikrowellengerät - - 12 51 63 70 
Wäschetrockner - - 17 29 37 39 
Geräte für Bildung und Unter- 
haltung 
Fernsehgerät 73 93 95 96 95 94 
CD Player/CD Recorder - - - - - 80 
MP3 Player - - - - - 37 
Fotoapparat 61 75 77 86 83 85 
Transportgeräte 
Fahrrad 53 61 71 80 79 80 
PKW 44 62 68 75 77 77 
Wohnwagen 15 2 3 - - - 
Geräte zur Organisation und Netz- 
werkkommunikation 
Telefon (stationär) 31 69 93 97 95 89 
PC - - - 30 61 75 
Handy (Mobiltelefon) - - - 11 73 86 
Internet-Anschluss - - - 8 46 64 


Quellen: Statistisches Bundesamt: Ausstattung privater Haushalte mit ausgewählten langlebigen Gebrauchs- 
gütern 1969; Fachserie M, Reihe 18, Heft 1. Statistisches Bundesamt: Ausstattung privater Haushalte mit 
ausgewählten langlebigen Gebrauchsgütern 1978, 1988, 1998, 2003, 2008; Fachserie 15, Reihe 18, Heft 1. 
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Versorgung mit hochwertigen Konsumgütern auch in der DDR schichtspezifische und 
Stadt-Land-Differenzen. 

Bereits drei Jahre nach der Wiedervereinigung hatten sich manche Diskrepanzen 
zwischen den beiden Teilgebieten Deutschlands weitgehend nivelliert. Dies gilt insbe- 
sondere für die Standardausstattung mit Haushaltsgeräten wie Waschmaschinen, Kühl- 
schränken und Nähmaschinen. 

Lediglich bei über die Standardausstattung hinausgehenden Geräten gab es Abwei- 
chungen im Ausstattungsgrad, wie beispielsweise den Geschirrspülmaschinen, die 1993 
38 Prozent der westdeutschen aber nur drei Prozent der ostdeutschen Haushalte besa- 
ßen. Im Bereich der Standardgeräte wie Fernseher, Kassettenrecorder, Plattenspieler und 
Tonbandgeräte wiesen die beiden Teile Deutschlands kaum Ausstattungsunterschiede auf. 
Geräte wie Videorecorder und CD-Spieler hingegen waren noch unterschiedlich stark 
verbreitet. Auch im Jahre 2008 sind neuartige Geräte wie MP3-Player, Navigationssys- 
teme oder Spielekonsolen in ostdeutschen Haushalten etwas weniger verbreitet als in 
westdeutschen Haushalten. 

Die aktuellen Trends der Haushaltstechnisierung lassen sich folgendermaßen cha- 
rakterisieren: Die Diffusion von immer mehr technischen Geräten in immer mehr Haus- 
halte hält an, auch wenn in Teilbereichen eine Sättigung zu beobachten ist. Aufgrund der 
zeitlich zurückliegenden umfassenden Anschaffung von technischen Geräten nimmt 
die Ersatzanschaffung - besonders im früheren Bundesgebiet - einen zunehmend grö- 
ßeren Umfang an. Eine oft befürchtete Erschöpfung im Hinblick auf Innovationen ist 
nicht eingetreten: Neuartige Geräte kommen immer wieder vor (z.B. Smartphones und 
der Tablet-PC). Inferiore Geräte unterliegen erfahrungsgemäß im Konkurrenzkampf ge- 
gen leistungsfähigere und bessere Produkte. So zog etwa der Schwarz-Weiß-Fernseher 
den Kürzeren gegenüber dem Farbfernseher und der Röhrenfernseher scheint klar ge- 
gen den Flachbildschirmfernseher zu verlieren. Daneben gibt es einen Trend zur Mehr- 
fachausstattung, also zu Zweit- und Drittgeräten, der vermutlich noch in den Anfängen 
steht. Bei manchen Geräten ist eine zunehmende Diversifizierung zu beobachten, wie 
z.B. bei der Bohrmaschine, die zur Schlagbohrmaschine und zum Bohrhammer aus- 
differenziert wurde. In manchen Anwendungsbereichen erfolgt eine Pluralisierung der 
Tätigkeiten, insbesondere der Do-it-yourself-Tätigkeiten. Prozesse der Professionalisie- 
rung (Einführung von Geräten mit hohen Kompetenzanforderungen) und Prozesse der 
Trivialisierung (Vereinfachung von professionellen Geräten) laufen nebeneinander ab 
(Glatzer et al. 1991). 

Eine neue Entwicklungsrichtung scheint die Integration verschiedener Geräte in 
einen Systemzusammenhang - sei es partiell oder umfassend im »intelligent home« - 
anzudeuten. Kennzeichen dieser neuen Entwicklungsstufe wird die mikroelektronisch 
gesteuerte Vernetzung von Geräten sein, die eine bessere Steuerung des Einsatzes von Res- 
sourcen, mehr technische Sicherheit, mehr Schutz vor kriminellen Handlungen, eine Stei- 
gerung der Bequemlichkeit, höheren Bedienungskomfort und eine intensivere Integration 
des Haushalts in die gesellschaftliche Umwelt gewährleisten soll. 
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3.2 Die Zeitverwendung in den privaten Haushalten 


Die privaten Haushalte bilden die Zentren der Zeitverwendung (> Zeitverwendung), in 
ihrem Rahmen wird sehr viel Lebenszeit verbracht und sie sind der Ausgangspunkt 
vielfältiger Zeitverwendungen. In den Mustern der Zeitverwendung findet soziale Un- 
gleichheit ihren Ausdruck (Becker 2009). Die meisten Menschen verbringen den größ- 
ten Anteil ihrer Lebenszeit in einem eigenen Haushalt, der sich im Lebenslauf wandelt 
und manchmal auch einen Haushaltswechsel beinhaltet. Die Bedeutung von Mehrper- 
sonenhaushalten besteht in der gemeinsam mit anderen Haushaltsangehörigen ver- 
brachten Zeit. 

Die umfangreichste Kategorie der Zeitverwendung ist allerdings das Schlafen. Im 
Hinblick auf den Schlaf sind die Menschen mit durchschnittlich etwas über acht Stun- 
den täglich relativ gleich. Es gehört zu den großen Leistungen der Haushalte, dass sie 
jede Nacht ein Arrangement für die erholsame Schlafenszeit von Millionen Menschen 
einigermaßen erfolgreich bereitstellen. 

Die Erwerbstätigkeit ist die zweithäufigste Kategorie der Zeitverwendung, die meist 
außerhalb des eigenen Haushalts stattfindet (Kratzer et al. 2005), aber es wird auch im- 
mer wieder von Tendenzen zur Verlagerung von Berufsarbeit in die Haushalte berichtet, 
vor allem in Zusammenhang mit der Verbreitung des Computers. 

Als dritthäufigste Kategorie der Zeitverwendung hat sich in den letzten Jahrzehnten 
das Fernsehen durchgesetzt. Hierzu stellt fast jeder Haushalt einen Raum und ein Fern- 
sehgerät und oft auch noch Bedienung bzw. Selbstbedienung von speziellen Nahrungs- 
mitteln bereit (durchaus in Analogie zum Kino). 


Tabelle3 Zeitverwendung nach Haushaltsform und Geschlecht im Jahr 2001 in Deutschland 


Paare Paare Alleinerziehende Alleinlebende 

mit Kindern ohne Kinder 
Aktivität w m w m w m w m 
Schlafen 8:12 7:58 8:28 8:19 8:07 (7:38) 8:19 8:09 
Erwerbstätigkeit 6:02 8:41 7:24 8:17 6:43 (7:27) 7:51 8:09 
Fernsehen 1:57 2:17 2:25 2:41 2:08 (2:19) 2:23 2:39 
Essen zubereiten 1:28 0:39 1:03 0:35 1:09 (1:11) 1:09 0:50 
Wohnung reinigen 1:04 0:36 1:02 0:44 0:53 (0:57) 0:52 0:46 


Quelle: Statistisches Bundesamt (2006). 


In allen Haushaltsformen sehen die Männer mehr Fernsehen als die Frauen und in den 
Haushalten mit Kindern wird weniger ferngesehen als in den übrigen. 

Was die Länge des Zeitaufwands betrifft, folgt »Zubereiten von Speisen« und die 
»Reinigung der Wohnung«; bei den beiden zuletzt genannten Kategorien handelt es sich 
um unbezahlte Arbeit. Mit diesen fünf Kategorien ist die Masse der verfügbaren Zeit 
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vergeben. Das Zeitmuster bringt den historisch vorrangigen Bezug unbezahlter Arbei- 
ten zum weiblichen Geschlecht zum Ausdruck. 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Paare mit Kindern sowohl bei den Frauen 
wie bei den Männern die höchste Erwerbsarbeitszeit haben und darüber hinaus die 
Frauen auch die höchste Arbeitszeit bei den Kategorien »Essen zubereiten« und »Woh- 
nung reinigen«. In der Zeitverteilung sind deutliche Strukturen der Lastenverteilung zu 
erkennen (Kratzer et al. 2005). 

Die Technisierung der Haushalte durch den massiven Einsatz zeit- und arbeitsspa- 
render Geräte scheint trotz durchschnittlich abnehmender Familiengröße zu keiner 
nachweisbaren Reduzierung des Aufwands für Hausarbeit geführt zu haben. Zweifel- 
los entstanden Zeitersparnisse bei einzelnen Arbeitsgängen durch die Verwendung ver- 
besserter Gerätetechnik. Aber die meisten Untersuchungen über den Zeitaufwand für 
Hausarbeit kommen insgesamt zu dem Ergebnis, dass die Hausarbeitszeit sich lang- 
fristig trotz zunehmender Technisierung der Haushalte nicht wesentlich verringert hat. 
Diesem »Haushaltsparadox« liegt zugrunde, dass die Zeitersparnis durch eine Steige- 
rung der Ansprüche kompensiert wird und die Leistungen ausgedehnt werden (siehe die 
Sauberkeitsansprüche im Hinblick auf Wäsche und Kleidung). Beobachtet werden kann 
auch die Tendenz, durch arbeitssparende Maschinen gewonnene Zeit nicht für mehr 
Freizeit zu nutzen, sondern für die Bereitstellung von mehr Gütern und Dienstleistun- 
gen derselben Art. So wachsen die Sauberkeitsansprüche. Beispielsweise gab es früher 
einen Waschtag im Monat, nun wird mehrmals in der Woche gewaschen. Die einmal 
zur Arbeitserleichterung angeschafften Geräte enthalten einen Aufforderungscharakter, 
eine schnelle Amortisation des Anschaffungspreises herbeizuführen. Darüber hinaus 
verursacht die Beschaffung, Säuberung, Pflege und Reparatur der Maschinen zusätz- 
liche Hausarbeit. 


3.3  Haushaltsproduktion und Arbeitsteilung 


Was die Aufgaben der privaten Haushalte betrifft, so lassen sich drei grundsätzliche 
Dimensionen von Arbeitsteilung unterscheiden (Glatzer/Berger-Schmitt 1986). Als ge- 
sellschaftliche Arbeitsteilung bezeichnet man die Aufgabenteilung zwischen Marktwirt- 
schaft, Wohlfahrtsstaat, intermediären Assoziationen und Haushalten. Die Verteilung, 
wer welchen Teil des gesellschaftlichen Aufgabenpotentials übernimmt, beruht auf lang- 
fristigen historischen Entwicklungen zur nachindustriellen Gesellschaft und jeweiligen 
gesellschaftspolitischen Positionen, besonders im Hinblick auf Leistungspotentiale und 
Leistungsgrenzen von Marktwirtschaft und Wohlfahrtsstaat (Richarz 1994). 

Ein weiterer Aspekt gesellschaftlicher Arbeitsteilung ist die Arbeitsteilung zwischen 
den Haushalten. Sie findet in den informellen sozialen Netzwerken statt und beinhal- 
tet vor allem wechselseitige soziale Unterstützung. Soweit diese schattenwirtschaftliche 
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Aktivitäten darstellen, werden sie oft kritisch betrachtet, im Hinblick auf die soziale In- 
tegration der Individuen hingegen gelten sie als kaum ersetzbar. 

Die dritte Dimension betrifft die innerhaushaltliche bzw. innerfamiliale geschlechts- 
spezifische Arbeitsteilung. Die Arbeitsteilungsmuster entsprechen - trotz einer gewis- 
sen Auflösung - in einem erheblichen Maß noch den mit der Industrialisierung insti- 
tutionalisierten Rollenstereotypen: Die Männer konzentrieren sich auf die Sphäre der 
Erwerbsarbeit und die Frauen auf den Bereich der Hausarbeit und Kindererziehung. 
Diese ungleiche Beteiligung der Partner an der alltäglichen Arbeit im Haushalt bleibt 
auch dann weitgehend bestehen, wenn die Frauen einer Erwerbstätigkeit nachgehen. 
Zwar erhöht sich dann der Zeitaufwand der Männer für Hausarbeit; die durch die Er- 
werbstätigkeit entstehenden zusätzlichen Belastungen der Frau werden dadurch jedoch 
nicht ausgeglichen. Wie resistent die kulturell tradierte Aufgabenverteilung gegenüber 
gegenläufigen Entwicklungen (zunehmende Erwerbsarbeit der Frauen, Bemühungen 
der Familienpolitik) ist, zeigt auch die innerhalb der DDR-Gesellschaft aufrechterhal- 
tene geschlechtsspezifische Arbeitsteilung. Im Anschluss daran weist die Verteilung der 
Hausarbeit in den neuen und alten Bundesländern ein geschlechtsspezifisches Gefälle 
in der gleichen Richtung auf, wobei die Differenz in Ostdeutschland geringer ausfällt als 
in Westdeutschland. 

Im Übrigen bestehen in der Verrichtung der Hausarbeiten klare geschlechtsspezifi- 
sche Zuordnungen, die die Bereiche Waschen, Kochen und Reinigung den Frauen, die 
Wartung und Reparatur technischer Geräte den Männern zuweisen (Wagner 1991). Die 
Haushaltstechnisierung hat nicht dazu beigetragen die geschlechtsspezifische Arbeits- 
teilung im Haushalt zu ändern, sondern im Gegenteil dazu, bestehende Arbeitsteilungs- 
muster aufrechtzuerhalten. Mit der technischen Ausstattung der Haushalte stieg das 
Leistungsvermögen der Frauen und damit entfiel der soziale Veränderungsdruck, der 
ansonsten wirksam geworden wäre. 


3.4  Haushaltsproduktion und Energiemanagement 


Das wichtigste Produktionsmittel, das die Haushalte für die Haushaltsproduktion heran- 
ziehen, ist Energie, vor allem in Form von elektrischem Strom (Frey et al. 1990). Dieser 
zeichnet sich durch besondere Merkmale aus, wie z.B. seine multifunktionale Anwend- 
barkeit, seine Bereitstellung durch große technische Systeme und seine Unsichtbarkeit, 
die ihn von den meisten anderen Gütern unterscheidet. Außerdem sind die Haushalte 
nicht nur wichtige Stromverbraucher, sondern eine steigende Zahl von Haushalten be- 
teiligt sich auch an der Stromherstellung. Vor allem Sonnenkollektoren sind ein Instru- 
ment, mit dem die Beteiligung an der Stromherstellung erfolgt. Damit treten teilweise an 
die Stelle großer technischer Systeme, wie den AKWs, kleinere Stromproduzenten, wo- 
bei die notwendige Vernetzung die Weiterexistenz großer technischer Systeme bedeutet. 
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Den privaten Haushalten fällt jedenfalls eine neue Aufgabe zu. In der Energieerzeugung 
betrug der Anteil von Solarkollektoren in privaten Haushalten Mitte der 2oooer Jahre 
fast fünf Prozent (Forsa 2005). 

Der Stromverbrauch der privaten Haushalte hat im Jahrzehnt 1999 bis 2009 zwar ge- 
schwankt und seine Zusammensetzung geändert, insgesamt ist er aber ungefähr gleich 
geblieben.” Die Maschinenparks der privaten Haushalte werden ganz überwiegend 
durch Strom betrieben und sind von einer dauerhaften Stromversorgung abhängig. Mit 
zunehmender Haushaltsgröße steigt der Stromverbrauch, den »economies of scale« ent- 
sprechend sinkt er pro Kopf. 


Tabelle4 Stromverbrauch nach Haushaltsgröße in Deutschland 2005 


Stromverbrauch 

Personen je je Haushalt je Haushalt je Haushaltsmitglied je Haushaltsmitglied 
Haushalt in KWh Vielfache in KWh Vielfache 

Eine 1973 1,0 1973 1,0 

Zwei 3261 1,6 1630 0,8 

Drei 4240 2,1 1413 0,7 

Vier 4902 2,4 1225 0,6 

Fünf und mehr 6147 3,1 1229 0,6 


Quelle: Forsa (2005: 44). 


Die säkulare Verkleinerung der Haushalte ist ein Faktor, der den Strombedarf dauer- 
haft ansteigen lässt, weil die Vorteile der economies of scale großer Haushalte mehr und 
mehr entfallen. Angesichts des hohen Strombedarfs der Haushalte werden vermehrt 
Anforderungen zum sparsamen Umgang mit Strom erhoben (Glatzer et al. 2011). Dabei 
geht es sowohl um die Stromeffizienz der Geräte als auch um die Kontrolle des Strom- 
verbrauchs durch interaktive Messung. Auch die Stromvergeudung durch Standby- 
Funktionen gehört zu den oft thematisierten Streitpunkten der Stromeflizienz. 


3.5 Haushaltsproduktion, Abfallentsorgung und Umweltschutz 


Ein eng mit den privaten Haushalten verknüpftes Problemfeld sind Abfallentsorgung 
und Umweltschutz (Ehrmann et al. 2006) (> Umwelt). Das Abfallverhalten privater 
Haushalte beginnt, öffentliche Aufmerksamkeit zu erhalten (Nöldner 1990). Für die 
Beteiligung der Haushalte ist in Rechnung zu stellen, dass die Produktions- und Ver- 
brauchsgüter im Haushalt nicht nur »Güter« (goods), sondern zu gegebener Zeit auch 


3 Vgl. <http://www.thema-energie.de/energie-im-ueberblick/daten-fakten/statistiken/energieverbrauch/ 
energieverbrauch-der-deutschen-haushalte.html> [Letzter Zugriff: 16. 2. 2012]. 
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»Abfall« (bads) darstellen, der entsorgt werden muss. Die diesbezügliche Diskussion 
bewegt sich zwischen den Polen der Vermeidung, Wiederverwertung und Vernichtung 
von Haushaltsabfällen. Den privaten Haushalten fällt dabei eine Schlüsselrolle in der 
Feststellung von Abfall, seiner Sortierung nach Arten und seiner Zuführung auf die vor- 
handenen Erfassungssysteme - die verschiedenen Müll- und Werkstofftonnen, Recyc- 
linganlagen usw. - zu. In der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung scheint die Müll- 
trennung und Abfallentsorgung vorwiegend als Aufgabe der Frauen definiert zu werden. 

Entsorgung und Recycling sind mit einem Innovationsdruck verbunden, der zur Be- 
rücksichtigung ökologischer Überlegungen bei der Entwicklung von Produkten und Ge- 
räten im privaten Haushalt auffordert. Dass die Einbettung der privaten Haushalte in die 
Stoffkreisläufe von Natur und Gesellschaft auch in Zukunft zu den innovatorischen Be- 
reichen der Haushaltsforschung gehören wird, steht außer Zweifel. 


4 Der Stellenwert privater Haushalte in der modernen Gesellschaft 


Der private Haushalt ist eine grundlegende Lebensform, deren große Bedeutung für die 
Vergesellschaftung der Individuen von den Sozialwissenschaften nicht allzu stark gewür- 
digt wird. Nur wenige Menschen kommen ohne eigenen Haushalt und eigene Haushalts- 
führung aus. Ob ein Individuum einem Single-Haushalt, einem vollständigen Familien- 
Haushalt, einem Alleinerziehenden-Haushalt oder dem Haushalt einer nichtehelichen 
Lebensgemeinschaft angehört, bedeutet für den Lebensstil der Individuen, ihre Lebens- 
weise und ihr Wohlbefinden tiefgreifende Unterschiede. Die Haushalte bilden den Kern 
der sozialen Netzwerke der Individuen und befriedigen insbesondere die Grundbedürf- 
nisse nach sozialer Zugehörigkeit und sozialer Unterstützung. 

Im Vergleich zu den anderen Instanzen der Wohlfahrtsproduktion kommt dem 
Haushalt eine besondere Rolle zu: Er selektiert, filtert und transformiert alle Angebote, 
die von Markt und Staat bereitgestellt werden, bevor sie für den Konsum von den Indivi- 
duen in Anspruch genommen werden. Auf den verschiedenen Ebenen der Einkommens- 
und Vermögensverteilung, in der Spannweite zwischen Armut und Reichtum, stellen 
sich die Probleme der Existenzsicherung und des Lebensstils jeweils auf eigene Weise. 

Für die Entwicklungstendenzen im Hinblick auf die zukünftige gesellschaftliche Be- 
deutung der Haushaltsproduktion gibt es fundamental unterschiedliche Perspektiven 
mit widersprüchlichen Komponenten. Wenig spricht für eine fortschreitende Entlee- 
rung der Haushalte, bei der die Haushalte traditionelle Aufgaben abgeben, ohne neue 
Aufgaben zu übernehmen. In einem anderen Ansatz wird die Rolle der Haushalte als 
dauerhaftes Komplement zum Erwerbssystem hervorgehoben. Das Erwerbssystem be- 
nötigt die Leistungen der privaten Haushalte, z.B. der Regeneration und sozialen Inte- 
gration, um auf Dauer funktionieren zu können. Die Erfahrung zeigt schließlich, dass 
den Haushalten immer wieder die Aufgabe der Überlebenssicherung bei überdimen- 
sionalen Natur- und Kriegskatastrophen zufällt, vor allem wenn alle übergeordneten 
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Instanzen ihre Funktionsfähigkeit verloren haben. Doch diese Nothilfe erfolgt nur 
vorübergehend, bis sich die anderen Leistungsinstanzen wieder erholt haben. Es sind 
schließlich immer wieder Tendenzen zur Anreicherung der Haushalte mit neuen Auf- 
gaben zu beobachten. Dazu gehören organisatorische Aufgaben in einer komplexeren 
Lebenswelt, insbesondere aber die Pflege naher Familienangehöriger im Alter und auf- 
grund von Krankheit. Freilich scheinen sie noch zu partiell und zögerlich, um ihnen 
eine nachhaltige Wirkung zuzuschreiben. Die Rationalisierung des Haushalts und der 
Hausarbeit durch die fortschreitende Technisierung bleibt auf jeden Fall in einer Span- 
nungsbeziehung zu den Herausforderungen der Beziehungsarbeit, mit der jeder Haus- 
halt konfrontiert ist. 
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Informationsgesellschaft 


Jochen Steinbicker 


1 Begriff und Abgrenzung 


Mit dem Konzept der Informationsgesellschaft wird eine neuartige Gesellschaftsforma- 
tion bezeichnet, die sich gegenüber der Industriegesellschaft durch die zentrale Stellung 
von Wissen und Information sowie eine ausgeprägte Innovationsdynamik auszeichnen 
soll. In den Grundzügen wie im Zusammenhang gibt es weitgehende Übereinstimmun- 
gen mit einer Reihe von Konzepten wie Wissens-, Netzwerk-, informationelle oder post- 
industrielle Gesellschaft, die daher auch oft synonym verwendet werden. Unterschiede 
in der Begriffswahl markieren in erster Linie spezifische Akzentsetzungen oder Per- 
spektiven. 

Obwohl diese Begriffe bereits seit den 1960er Jahren in der Diskussion stehen, ist es 
bislang nicht zu einer theoretischen Konsolidierung gekommen. Auch sind Reichweite 
und Adäquanz der verschiedenen Ansätze zur Informationsgesellschaft stark umstrit- 
ten. Besonders muss fraglich erscheinen, ob es sich bei der Transformation zur Informa- 
tionsgesellschaft tatsächlich um einen solch epochalen Bruch handelt, wie oft behauptet 
wird. Die Analogien jedenfalls, die zwischen den neuen Informations- und Kommuni- 
kationstechnologien und der Entwicklung der Dampfmaschine durch Watt Mitte des 
18. Jahrhunderts oder der Entdeckung des Buchdrucks durch Gutenberg zu Beginn des 
16. Jahrhunderts gezogen werden, greifen zu kurz. Denn weder lassen sich die Indus- 
triegesellschaft auf die Dampfmaschine oder die Moderne auf den Buchdruck ursäch- 
lich zurückführen noch ist die Gleichförmigkeit dieser verschiedenen technischen Ent- 
wicklungen plausibel. 

Ebenso muss der Versuch, die Informationsgesellschaft schlicht über die neuen In- 
formations- und Kommunikationstechnologien und ihre gesellschaftlichen Auswirkun- 
gen zu bestimmen, aus heutiger Sicht als gescheitert betrachtet werden. Zwar scheint 
der durchdringende Siegeszug neuer Technologien im Alltag eine solche Sichtweise na- 
hezulegen, doch die bisherigen Versuche, aus der Form der neuen Informations- und 
Kommunikationstechnologien Rückschlüsse auf gesellschaftliche Verwendungswei- 
sen - geschweige denn auf gesellschaftliche Strukturen - zu ziehen, sind immer wieder 
gescheitert. Hält man sich vor Augen, dass seit fast einem halben Jahrhundert eine radi- 
kale Transformation der modernen Industriegesellschaften diskutiert wird, so muss die 
anhaltende Bereitschaft, die jeweils letzten technischen Entwicklungen als Anzeichen 
eines neuen Zeitalters zu werten, verwundern (Savage 2009). Die Überzeugung jeden- 
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falls, in einer »age of radical change« zu leben, findet sich ganz ebenso in den 1960er 
Jahren, während viele der gerade auch technologisch inspirierten Vorstellungen, die da- 
mals die Zeitgenossen mitrissen, heute kaum noch nachvollziehbar erscheinen. 

Die maßgeblichen Impulse für die sozialwissenschaftliche Diskussion um die In- 
formationsgesellschaft haben die klassischen Arbeiten von Daniel Bell (1976; 1980) zur 
post-industriellen Wissens- und Informationsgesellschaft und von Peter Drucker (1969; 
1993) zur Wissensgesellschaft gesetzt. Während diese Impulse von verschiedener Seite 
produktiv aufgegriffen worden sind, ist aus der jüngeren Literatur die monumentale 
Studie von Manuel Castells (2000) zur Gesellschaft des Informationszeitalters hervorzu- 
heben. Bei allen Unterschieden im Detail eint diese Ansätze das zugrundeliegende Para- 
digma und die Identifizierung wesentlicher Dimensionen der Informationsgesellschaft. 

Das Paradigma der Informationsgesellschaft wurde von Daniel Bell (1976; 1980) in 
seiner klassischen Arbeit zur post-industriellen Gesellschaft entwickelt. Ausgehend von 
einer analytischen Differenzierung der Gesellschaft in die Sphären Politik, Kultur und 
Sozialstruktur verortet er den Strukturwandel zur Informationsgesellschaft in letzte- 
rer, die Wirtschaft, Beschäftigungsstruktur und Technologie umfasst. In Anlehnung 
an die Marxsche Unterscheidung von Produktionsverhältnissen und Produktivkräften 
unterscheidet Bell für die Sozialstruktur zwischen einer sozioökonomischen und einer 
techno-ökonomischen Achse. Während nun Marx von einem Entwicklungsschema 
entlang der sozioökonomischen Achse ausging und so die Abfolge feudal-kapitalis- 
tisch-kommunistisch begründete, argumentiert Bell, dass ebenso eine Entwicklungs- 
folge entlang der techno-ökonomischen Achse denkbar wäre. In diesem Sinne würde 
die traditionell-agrarische Gesellschaft zunächst durch die industrielle Gesellschaft und 
schließlich durch die post-industrielle oder Informationsgesellschaft abgelöst. 

Im Zentrum des Konzepts der Informationsgesellschaft steht damit die techno-öko- 
nomische Entwicklung, und entsprechend wird die differentia specifica zur Industrie- 
gesellschaft durch die Identifikation neuer Produktivkräfte und neuer Prinzipien der 
Wertschöpfung gesehen, bei denen Wissen und Information, technische Entwicklung 
und Innovation - im Gegensatz zu Arbeit, Kapital, Land, Maschinen oder Energie - die 
zentrale Rolle spielen. Die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien las- 
sen sich aufgrund ihrer strategischen Bedeutung als Leittechnologien und Inbegriff des 
Strukturwandels zur Informationsgesellschaft verstehen; zugleich stehen sie paradig- 
matisch für die neuen wissensbasierten Industrien und werden mit weitreichenden Ver- 
änderungen in Arbeitsteilung, Organisation und Verwaltung, aber auch in Politik und 
Kultur in Zusammenhang gebracht. 

Über diese beiden Grunddimensionen hinaus wird die Informationsgesellschaft 
dann inhaltlich weiter bestimmt anhand der Dimensionen des Strukturwandels von 
Arbeit und Organisation. Beobachtet wird ein Wandel vom Vorherrschen manueller Tä- 
tigkeiten, wie es noch für die Industriegesellschaft typisch war, zu informations- und 
wissensbasierten Tätigkeiten, verbunden mit steigenden Anforderungen an den Ausbil- 
dungsgrad und die Flexibilität der Beschäftigten. Wichtige quantitative Indikatoren sind 
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das Wachstum des Dienstleistungs- bzw. Informationssektors in der Wirtschaft, die Zu- 
nahme des Segments der administrativen, technischen und freien bzw. professionellen 
Berufe in der Berufsstruktur und die Verbreitung und Nutzung der neuen Technologien 
am Arbeitsplatz. Für die Dimension der Organisation wird davon ausgegangen, dass 
die hierarchische, vertikal integrierte Bürokratie als Organisationsideal der Industrie- 
gesellschaft durch flachere, flexiblere und auf Information und Wissen basierende Or- 
ganisationsformen verdrängt werde. Als neues Ideal werden häufig Netzwerkstrukturen 
angeführt, auf deren Basis dann sachlich und zeitlich bestimmte Projekte mit höchster 
Flexibilität durchgeführt werden könnten (vgl. Steinbicker 2o11b). 

Das zugrundeliegende Paradigma und diese vier Dimensionen machen den Kern 
des Konzepts der Informationsgesellschaft aus, ohne jedoch die Reichweite und die Art 
des gesellschaftlichen Wandels zur Informationsgesellschaft schon festzulegen. Bei Bell 
(1976) wie bei Drucker (1993) findet sich etwa die Überlegung, dass die Entwicklung 
der Informationsgesellschaft eben nicht nur die techno-ökonomische Sphäre betrifft, 
sondern auch über den Kapitalismus hinausweist und zu einer post-kapitalistischen, 
bei Bell gemeinschaftlichen Gesellschaft führt. Hier hat allerdings Castells (2000) sehr 
deutlich gezeigt, dass die Informationsgesellschaft zutiefst kapitalistisch geprägt ist - es 
ist in seinem Sinne nicht nur eine kapitalistische Informationsgesellschaft, sondern ein 
informationeller Kapitalismus (vgl. Steinbicker 2011b). Darüber hinaus ist in den we- 
sentlichen Elementen Wissen, Information, Technologie und Strukturwandel der Orga- 
nisation angelegt, dass ihre Geltung über die Sozialstruktur hinaus auch auf Politik und 
Kultur ausstrahlt. 

Gegenüber Proklamationen eines epochalen Bruchs lässt sich die Informationsge- 
sellschaft - zumindest für den Moment - fruchtbarer als Modernisierungsschub kapi- 
talistischer Gesellschaften begreifen. Damit kommt einerseits die Verwertungslogik im 
Rahmen kapitalistischer Verhältnisse in den Blick, andererseits die Reflexivität der Mo- 
derne, in der als Modernisierungspolitik die »planmäßige und bewusste Gestaltung der 
zukünftigen Ordnung menschlichen Zusammenlebens« (Lepsius 1990: 53) unternom- 
men wird. Die Informationsgesellschaft ist damit nicht einfach naturwüchsiges Resul- 
tat technisch-ökonomisch-sozialer Entwicklungsgesetzlichkeiten, sondern ganz ebenso 
Gegenstand einer Politik, die sie durch verschiedenste Maßnahmen zu realisieren sucht. 
Dies ist der immer mitgeführte tiefere Sinn, wenn sich politische Reformen und Maß- 
nahmen durch den Verweis auf den absehbaren Wandel zur Informations- und - in 
jüngerer Zeit zumeist - Wissensgesellschaft zu legitimieren suchen. Denn die Informa- 
tionsgesellschaft, deren baldige Ankunft seit Dekaden eben auch von der Politik verkün- 
det wird, ist in ihrer sich realisierenden Gestalt zu wesentlichen Teilen durch diese Maß- 
nahmen geprägt - ob nun in intendierter Richtung oder nicht (vgl. Steinbicker 2011a). 
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2 Sozialgeschichtliche Entwicklung 


Ein immer wieder geäußerter Kritikpunkt an Ansätzen zur Informationsgesellschaft 
richtet sich darauf, dass wesentliche Entwicklungen auf den ursprünglichen Formie- 
rungsprozess der Moderne und der Industriegesellschaft zurückgeführt werden können. 
Berührt ist damit vor allem die genannte These eines epochalen Bruchs. Demgegenüber 
sind jedoch gerade die längerfristigen Entwicklungstendenzen und -dynamiken durch- 
aus aufschlussreich für das Verständnis gegenwärtigen sozialen Wandels. Zu diesen län- 
gerfristigen, für die Moderne wesentlichen Momenten gehören insbesondere die Ratio- 
nalisierungs-, technisch-wissenschaftliche, industrielle und kapitalistische Dynamik; 
einen weiteren wichtigen Faktor scheint die Bildungsexpansion auszumachen. 


Rationalisierungsdynamik 


Max Webers These vom Rationalisierungsprozess als wesentlichem Charakteristikum 
der modernen Gesellschaft lässt sich im Hinblick auf die zur Rationalisierung erforder- 
lichen Kontrollkapazitäten durchaus im Sinne einer Kontrollrevolution (Beniger 1986) 
lesen, die durch verschiedenste Technologien - von der im 14. Jahrhundert in Nordita- 
lien aufkommenden doppelten Buchführung über Kartei- und Lochkarten bis hin zu 
Computern und Netzwerken - erweitert wurde. Der rationale Betriebskapitalismus und 
der Nationalstaat können in dieser Hinsicht als wesentliche Triebkräfte zu immer leis- 
tungsfähigerer Informationsverarbeitung und weitreichenderen Kommunikationsstruk- 
turen gelten. 

Für die Technologie ist in diesem Kontext auch auf die Kontinuitäten zwischen in- 
dustriellen und informationellen Technologien hinzuweisen. Denn einerseits erforderte 
bereits die Dampfmaschine informationsbasierte Steuerungseinheiten, andererseits in- 
spirierten die Dampfmaschine und der durch Lochkarten programmierbare Webstuhl 
Charles Babbage Anfang des 19. Jahrhunderts zur Entwicklung einer Differenzma- 
schine - einer dampfgetriebenen Rechenmaschine, die bereits die Grundelemente des 
modernen Computers beinhaltete. Für die heute immer wieder beschworene weltweite 
Kommunikation in Echtzeit oder »real time« ist schließlich daran zu erinnern, dass be- 
reits 1862 mit der Einweihung der ersten transatlantischen Telegrafenverbindung das 
Zeitalter der globalen Kommunikation eingeläutet wurde, um zeitgenössisch als Ver- 
nichtung der Distanz gefeiert wie verteufelt zu werden. Auch in der Folge blieb diese 
Vorstellung einer »Vernichtung von Raum und Zeit« ein ständiger Begleiter der tech- 
nischen Entwicklung (vgl. Kern 2003). Die Vergegenwärtigung dieser langen Dauer 
schärft das Problembewusstsein sowohl für die tieferen Zusammenhänge wie auch ge- 
genüber dem so verbreiteten Präsentismus, der aus der jeweils letzten technischen Ent- 
wicklung - gegenwärtig etwa das Social Web - die Grundlegung eines neuen Zeitalters 
und einer neuen Gesellschaft erwartet. 
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Wissenschaftlich-technische Dynamik 


Ein weiterer wesentlicher Zug der Moderne ist die wissenschaftlich-technische Dyna- 
mik, die in der Renaissance ihren Ursprung nimmt und im 19. Jahrhundert mit der mo- 
dernen Universität sowie im Zuge der Industrialisierung mit der Gründung von In- 
genieursschulen und technischen Hochschulen - in Deutschland etwa ab den 1820er 
Jahren - institutionalisiert wird. Ab Ende des 19. Jahrhunderts entwickelt sich dann die 
chemische Industrie als erste wissenschaftsbasierte Industrie (> Wissenschaft und For- 
schung). Für die Informations- und - in diesem Zusammenhang eben auch - Wissensge- 
sellschaft als entscheidend gilt dabei einerseits die Kodifizierung theoretischen Wissens, 
die seine Übertragung und Anwendung in unterschiedliche Handlungskontexte erlaubt 
(Bell 1976), und andererseits der immer stärker zur Geltung kommende Anwendungs- 
bezug von Wissen, durch den sich Wissenschaft, Forschung und Entwicklung immer 
stärker mit ihren Anwendungskontexten, insbesondere ihrer wirtschaftlichen Verwer- 
tung, verschränken (Drucker 1969; Stehr 2001; Weingart et al. 2007). Aber nicht nur 
die Wirtschaft, sondern auch Politik und Kultur sind in der Folge einer zunehmenden 
Verwissenschaftlichung ausgesetzt. Im Vorlauf der Diskussion um die Informationsge- 
sellschaft wurde dieser Aspekt im Sinne einer wissenschaftlich-technischen Revolution 
(Richta et al. 1969) gedeutet, mit der Wissenschaft und Technologie zu einer direkten 
Produktivkraft avancieren. 


Industrielle Dynamik 


Für die Wirtschaft moderner Gesellschaften hat Colin Clark (1940) in der Sektorenhy- 
pothese die Tendenz formuliert, dass aufgrund der differenziellen Produktivitätssteige- 
rung in den unterschiedenen Sektoren zunächst die Beschäftigung im primären Sek- 
tor (Landwirtschaft und Rohstoffe) abnimmt und auf den Produktionssektor übergeht, 
um dann schließlich auf den Dienstleistungssektor überzugehen (» Dienstleistung und 
Dienstleistungsgesellschaft). Dienstleistungen bleiben in dieser Konzeption jedoch eine 
Residualkategorie, sodass zunächst offen bleibt, wohin diese säkulare Tendenz führt. Je 
nach Richtung der analytischen Desaggregation kommt man zu anderen Interpretatio- 
nen. So lässt sich durch eine dem herkömmlichen Schema verpflichtete Desaggregation 
etwa zeigen, dass a) der Anteil produktionsbezogener Dienstleistungen von Transport 
und Logistik über Forschung und Entwicklung bis Planung und Unternehmensbera- 
tung; b) der Anteil »post-industrieller« Dienstleistungen von Unterhaltung, Verkehr, 
Tourismus, Sport und Gesundheit bis Bildung; c) der Staatsanteil steigen; anhand einer 
Desaggregation, die quer zu den klassischen Sektoren wissens- und informationsbezo- 
gene Aktivitäten misst, lässt sich demgegenüber hervorheben, dass ihre deutliche Stei- 
gerung die eigentliche Quintessenz des strukturellen Wandels darstellt. Unabhängig von 
der Desaggregation besteht die grundsätzliche Bedeutung darin, dass zunehmend mehr 
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Arbeitskraft für Wirtschaftsaktivitäten außerhalb von Extraktion und Produktion frei 
wird - oder anders betrachtet: beansprucht wird. 


Kapitalistische Krisendynamik 


Während bisher langfristige Entwicklungen genannt wurden, ist es im Fall des Kapitalis- 
mus gerade die krisenhafte Dynamik der »kreativen Zerstörung« (Schumpeter), der ein 
entscheidender Einfluss auf die Herausbildung der Informationsgesellschaft zugespro- 
chen wird (Castells 2000; Drucker 1969). Bereits Ende der 1960er Jahre zeichnete sich 
für weitsichtige Beobachter das Ende der goldenen Dekaden des Wirtschaftswunders 
nach dem Zweiten Weltkrieg ab. Die Weltwirtschaftskrisen der 1970er Jahre bezeugten 
eine strukturelle Wachstumskrise der entwickelten Industriegesellschaften, durch die 
die bestehenden institutionellen Arrangements infrage gestellt wurden. Castells (2000; 
ähnlich bereits Drucker 1969) betrachtet diese Prozesse im Sinne einer Restrukturie- 
rung des Kapitalismus mit der Folge einer radikalen Umwälzung institutioneller Arran- 
gements von der nationalen Wirtschaftspolitik über etablierte Unternehmensstrukturen 
bis hin zur internationalen Aufstellung und Arbeitsteilung. 


Bildungsexpansion 


Häufig wird davon ausgegangen, dass erst der gesellschaftliche Bedarf im Sinne höhe- 
rer Anforderungen der Berufswelt aufgrund von Verwissenschaftlichung und Technisie- 
rung den Anstoß für die Bildungsexpansion in der Nachkriegszeit gab (> Bildung und 
Bildungssystem). Gegenüber dieser allein mit der Nachfrage argumentierenden Position 
lassen sich aber eine Reihe von Umständen geltend machen, die im Gegenteil darauf 
hinweisen, dass die Bildungsexpansion der Nachfragesteigerung vorausging. Ein schla- 
gendes Beispiel ist die G. I. Bill of Rights von 1944, die jedem US-amerikanischen Kriegs- 
veteran das Anrecht auf ein Universitätsstudium gab. Nach Auffassung von Drucker 
(1969; Stehr 2001) kam es erst durch die Bildungsexpansion dazu, dass sich Unterneh- 
men mit einer rasant wachsenden Zahl hochqualifizierter Stellenanwärter konfrontiert 
sahen und in Reaktion auf diese Situation gezwungen waren, Stellen und Arbeitsverhält- 
nisse einzurichten, die diesem neuen Klientel von »Wissensarbeitern« und ihren beson- 
deren Erwartungshaltungen angemessen wären. 


3 Gegenwärtige und prognostizierte Ausprägung 


Der Strukturwandel der entwickelten Industriegesellschaften zu Informationsgesell- 
schaften wird empirisch zumeist an der wirtschafts- und berufsstrukturellen Entwick- 
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Abbildung 1 Erwerbstätige nach Wirtschaftssektoren in Deutschland (bis 1989: Westdeutsch- 
land), 1950-2009 


1950 1960 1970 1980 1989 1991 1995 2000 2005 2009 


—@— Primärer Sektor —dr—=Sekundärer Sektor —%—Tertiärer Sektor 


Quellen: Geißler (2011) für die Daten 1950 bis 1989; Statistisches Bundesamt (2010) für 1991 bis 2009. 


lung festgemacht. Wie sich an der Verteilung der Erwerbstätigen auf die verschiedenen 
Wirtschaftssektoren zeigt (Abbildung ı), nimmt seit Mitte der 1970er Jahre die Zahl der 
Erwerbstätigen im sekundären Sektor, d.h. in der Produktion ab, während der Dienst- 
leistungssektor seit Anfang der 1980er Jahre über die Hälfte der Erwerbstätigen verbu- 
chen kann. Heute sind nahezu drei Viertel aller Erwerbstätigen in Deutschland dem 
Dienstleistungssektor zuzuordnen; die Anteile der Sektoren an der Generierung des 
Bruttoinlandsprodukts zeigen das gleiche Bild (vgl. Statistisches Bundesamt 2010). Eine 
andere Perspektive auf diese strukturellen Entwicklungen ergibt sich, wenn man die 
Wirtschaft auf einen Informationssektor hin desaggregiert, der alle als »informationsin- 
tensiv« gefassten Tätigkeiten aus den klassischen Sektoren herausrechnet. In den 1990er 
Jahren hat Dostal (1995) dies in Anlehnung an die klassische Studie von Porat (1977) für 
die alten Bundesländer getan (Abbildung 2). Wie hier deutlich wird, ist die Entwicklung 
ähnlich, denn auch in dieser Perspektive zog der Informationssektor Mitte der 1970er 
Jahre mit dem Produktionssektor gleich. 

Der Blick auf die Berufsstruktur (Abbildung 3) macht deutlich, dass es nicht um 
den Informationsbezug allein geht, der auch stark routineförmige Tätigkeiten bezeich- 
net. Für das Jahr 2008 können nach den Daten der ILO (International Labour Organi- 
zation) gut 42 Prozent der Erwerbstätigen unter der Rubrik der professionellen, techni- 
schen und administrativen Berufe gezählt werden, also solcher Berufe, die eine höhere, 
wenn nicht sogar universitäre Ausbildung verlangen und sich näherungsweise mit dem 
Segment der »Wissensarbeiter« identifizieren lassen. Arbeiter einschließlich des Hand- 
werks machen knapp 22 Prozent, Angestellte in Büro, Service und Handel 24 Prozent 


Informationsgesellschaft 415 


Abbildung 2 Informationssektor 1950-1989 mit Projektion bis 2010 
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Quelle: Dostal (1995: 529). 


Abbildung 3 Erwerbstätige nach beruflichen Kategorien, 1970-2008 


1970 1976 1980 1985 1989 1993 1995 2000 2005 2008 
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Anmerkung: Die Daten bis 1989 beziehen sich auf die alten Bundesländer und wurden nach ISCO-68 erfasst, die 
Daten ab 1993 auf Gesamtdeutschland und wurden nach ISCO-88 erfasst; aufgrund der unterschiedlichen Klassi- 
fikation sind die beiden Zeitreihen nicht vergleichbar, illustrieren je für sich aber die wesentlichen Tendenzen für 
die verschiedenen Gruppen. 


Quelle: ILO Employment by Occupation, eigene Berechnungen. 
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Abbildung 4 Beschäftigte an Computern 2009 (ausgewählte Wirtschaftsbereiche, nach Wirt- 
schaftszweigen) 
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Quelle: Statistisches Bundesamt (2010). 


aus, während die Kategorie einfachster Tätigkeiten, die hier ab 1993 erfasst wird, etwa 
acht Prozent umfasst. Berücksichtigt man weiterhin, dass der Anteil der mittel- und 
hochtechnologischen Industrieproduktion am Bruttoinlandsprodukt in Deutschland 
13 Prozent ausmacht (OECD 2007) - also im Vergleich zum Gesamtanteil der Güterpro- 
duktion mehr als die Hälfte -, wird die enge Verbindung zwischen Wirtschaft und Wis- 
senschaft, Forschung und Entwicklung deutlich. Die These der zentralen Bedeutung von 
Wissen, Information und technischer Innovation erscheint so durchaus nachvollziehbar. 

Zugleich wird an diesen Entwicklungen der hohe Stellenwert der neuen Informa- 
tions- und Kommunikationstechnologien deutlich, denn sowohl Aktivitäten mit hohem 
Informationsbezug wie auch die professionellen, technischen und administrativen Be- 
rufe umreißen den Kreis derer, die diese neuen Technologien berufsmäßig nutzen und 
entwickeln. Wie Castells (2000) deutlich gemacht hat, ist die Veranschaulichung der 
Veränderungen anhand von Sektorenmodellen insofern missverständlich, als sie sich 
nicht auf bestimmte Segmente beschränkten. Dies zeigt sich etwa anhand der Betrach- 
tung der Computernutzung in verschiedenen Wirtschaftsbereichen (Abbildung 4). Vom 
Konzept der Informationsgesellschaft aus ist zu erwarten, dass das Baugewerbe ganz 
ebenso wie etwa die Landwirtschaft in wachsendem Maße »informationalisiert« wird, 
womit nicht die schlichte Nutzung von Computern, sondern die Neuausrichtung und 
Transformation von Tätigkeiten im Zuge der Implementation neuer Technologien ge- 
meint ist. 

Diese Zahlen veranschaulichen Züge des Strukturwandels der Arbeit (® Arbeits- 
markt und Beschäftigung; » Berufs- und Qualifikationsstruktur). Wie schon Bell (1976) 
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schrieb, ist der typische Ort der Arbeit in der Informationsgesellschaft nicht länger die 
Fabrik, sondern das Büro; die Produktion im eigentlichen Sinne macht gegenüber den 
der Produktion vor- und nachgelagerten Tätigkeiten nur noch einen Bruchteil aus. Aus 
Bells Sicht konnte die traditionelle Gesellschaft als ein »Spiel gegen die Natur« cha- 
rakterisiert werden, die industrielle Gesellschaft dann als ein »Spiel gegen die techni- 
sierte Natur« - die post-industrielle Informationsgesellschaft hingegen stellt er dar als 
ein »Spiel zwischen Menschen«, wie es das Alltagsgeschäft der »Wissensarbeiter« nicht 
weniger zeichnet als das der »einfachen« Dienstleister. 

Dieses »Spiel« ist nun einerseits mediatisiert durch die Informationalisierung und 
die in den technischen Systemen objektivierten symbolvermittelten Ordnungen, ande- 
rerseits geprägt von dem enormen Innovations- und Kostenwettbewerb einer mehr und 
mehr globalen kapitalistischen Dynamik. Denn die sich hier abzeichnenden strukturel- 
len Veränderungen gehen nicht allein auf die technisch-wissenschaftliche und indus- 
trielle Dynamik zurück, sondern bezeugen zugleich auch die Bedeutung der anderen 
genannten Faktoren, insbesondere die kapitalistische Krisendynamik. Castells (2000; 
ähnlich schon Drucker 1969) begreift in diesem Sinne die Informationsgesellschaft als 
wesentlich durch das Zusammenspiel der Informationalisierung mit der Restruktu- 
rierung und Globalisierung des Kapitalismus ab den 1970er Jahren geprägt (> Globa- 
lisierung): Während die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien die 
Grundlage sind, auf der Produktionsprozesse und Organisationen auf globaler Ebene 
neu arrangiert werden können, bildet die kapitalistische Verwertungslogik den Antrieb 
für die Weiterentwicklung der Technologien und ihre immer weiter ausgreifende und 
tiefer gehende Implementation. Die Kostenoptimierung von Produktionsabläufen läuft 
dann auf Automation, auf Optimierung von Abläufen oder auf ein lokales wie globales 
»Outsourcing« hinaus - jeweils basierend auf den neuen Informations- und Kommuni- 
kationstechnologien zur Kontrolle, Kommunikation, Steuerung und Reintegration. 

Wissen, Information und technische wie organisatorische Innovation werden aus 
dieser Sicht zu den wesentlichen Garanten der Wettbewerbsfähigkeit auf globalen und 
hochdynamischen Märkten. Für die Struktur von Organisationen impliziert das eine 
Abkehr vom klassischen Modell der bürokratischen Hierarchie. Während die neuen 
Technologien flexible Organisationsformen ermöglichen, die sich auch über große Di- 
stanzen und bei wechselnden Mitgliedern koordinieren und überwachen lassen, schei- 
nen angesichts der wirtschaftlichen und technologischen Dynamik und der damit 
verbundenen Unsicherheiten nur solche Organisationen überlebensfähig, die durch In- 
formations- und Wissensbasierung eine hohe Anpassungskapazität realisieren können 
(Heidenreich 2006; Willke 1998). 

Umgekehrt lässt sich auf das Problem der Organisation von Wissensarbeit hinwei- 
sen. Ihr wesentliches Merkmal scheint gerade, dass sie sich sowohl hinsichtlich der 
Kompetenz wie der Leistung einer Standardisierung und disziplinaren Kontrolle ent- 
zieht (vgl. etwa Drucker 1969; Wilkesmann 2005). Denn idealiter beruht diese Kompe- 
tenz auf einem spezialisierten Wissen, das andere, eben auch Vorgesetzte, nicht haben, 
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und ihre Leistung besteht in kreativen Problemlösungen, die also gerade nicht erwart- 
bar sein können. Neben diese funktionale Problematik tritt eine normative Problema- 
tik, denn wie schon Bell (1976) und Drucker (1969) hervorgehoben haben, ist davon 
auszugehen, dass Wissensarbeiter aufgrund ihrer langen Bildungszeiten ganz andere 
Erwartungshaltungen mitbringen, etwa hinsichtlich Autonomie und Selbstbestimmung 
im Arbeitsprozess. In beide Richtungen, so wird immer wieder argumentiert, sind Wis- 
sensarbeit und die klassische bürokratische Hierarchie als maßgebliche Organisations- 
form der Industriegesellschaft nicht miteinander vereinbar. 

Informationalisierung, Restrukturierung des Kapitalismus, Innovationsdruck und 
Entwicklung der Wissensarbeit stehen damit in einem produktiven Wechselverhältnis, 
das nach Castells (2000), der diese Fäden zusammengezogen hat, in einem informa- 
tionellen Kapitalismus mündet. Die Fluchtlinie dieser Restrukturierung des Kapitalis- 
mus greift dabei auch das auf, was Luc Boltanski und Eve Chiapello (2003) als expres- 
siv orientierte »Künstlerkritik« am industriellen Kapitalismus bezeichnet haben. Das 
im Sinne der Flexibilität und Anpassungsfähigkeit leitende Ideal projektbasierter, auf 
Netzwerken beruhender Organisation macht sich diese Kritik an den entfremdenden 
Strukturen der Industriegesellschaft zu eigen, denn auch die projektbasierte Arbeitsor- 
ganisation zielt darauf, ein Höchstmaß an Kreativität und Autonomie im Arbeitsprozess 
zu realisieren. Es liegt auf der Hand, dass selbst wenn solche Vorstellungen dann tat- 
sächlich in den realen Abläufen realisiert werden und zur Geltung kommen, sie von der 
durch Informationalisierung bedingten Formalisierung konterkariert werden, während 
die starke Einbindung von Subjektivität im Arbeitsprozess, wo sie denn gelingt, eben ih- 
rerseits dysfunktionale Folgen hat (vgl. etwa Bröckling 2007; Schmiede 2006). 


4 Gesellschaftspolitische Relevanz 


In den klassischen Ansätzen wie in der heutigen Diskussion herrscht insgesamt ein 
durchaus positiv konnotiertes Gesamtbild der Informationsgesellschaft vor. Bei Bell 
(1976) scheint es fast, als könnte die zentrale Stellung theoretischen Wissens dafür bür- 
gen, dass die industriegesellschaftlichen Probleme - von den Arbeitsbedingungen über 
die wiederkehrenden Wirtschaftskrisen bis hin zu materiellem Mangel, sozialer Un- 
gleichheit und Klassenkonflikten - schrittweise überwunden werden könnten. Seine 
Charakterisierung der post-industriellen Informationsgesellschaft als ein »Spiel zwi- 
schen Personen« bringt das prägnant auf den Punkt. An diesem Eindruck ändert dann 
wenig, dass Bell ausführlich auf die neuen Konflikte eingeht, die er etwa zwischen den 
verschiedenen gesellschaftlichen Funktionsbereichen oder in den Forderungen partiku- 
larer Gruppen nach der Zuerkennung von Sonderrechten aufziehen sieht, und seine Be- 
trachtungen zu den Externalitäten wirtschaftlicher und technischer Entwicklung durch- 
aus die Thematik der Risikogesellschaft (Beck 1986) vorwegnimmt. Wenn auch aus einer 
ganz anderen Perspektive zeichnet Drucker (1969) ebenfalls ein überaus positives Bild 
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der Wissens- und Informationsgesellschaft, die er primär durch ihre enorme technische 
und wirtschaftliche Dynamik und die wachsende Bedeutung von Bildung und Wissen 
charakterisiert. Die Probleme etwa der Sozialintegration der Wissensarbeiter oder der 
geringen Einkommen und prekären Beschäftigungsbedingungen im Dienstleistungsbe- 
reich fügen sich ein in die Reihe neuer Herausforderungen, die durchaus als zu bewälti- 
gen erscheinen. Und so zeigen sich bei Bell wie bei Drucker am Horizont die Konturen 
einer post-kapitalistischen Gesellschaft. 

Castells (2000) hat demgegenüber maßgeblich dazu beigetragen, dieses positive 
Bild zu korrigieren und die nicht nur bleibende, sondern durch die Informationalisie- 
rung verjüngte Kraft des Kapitalismus herauszuarbeiten. Denn die Informationsgesell- 
schaft erweist sich mehr und mehr als ein informationeller Kapitalismus, dessen Her- 
ausbildung in den letzten Dekaden sowohl weltweit wie in den einzelnen Ländern zu 
wachsender Ungleichheit und einer Logik der selektiven Appropriation »wertvoller« 
Bestandteile bei gleichzeitiger Exklusion der »Überflüssigen« geführt hat (> Armut und 
soziale Ausgrenzung). Gegenüber dieser wachsenden Ungleichheit und einer anhalten- 
den Massenarbeitslosigkeit stellt sich die Frage, ob die immer wieder im Kontext der 
Informationsgesellschaft diskutierte »digital divide« tatsächlich eine eigene Logik auf- 
weist oder nicht doch eher modernisierungspolitisch zu verstehen ist, d.h. im Kontext 
einer Politik, die auf die Realisierung der Informationsgesellschaft ausgerichtet ist. In 
jedem Fall scheint die spezifische Differenz weniger im Unterschied zwischen der Nut- 
zung oder Nicht-Nutzung neuer Technologien zu liegen, als vielmehr zwischen der Art 
des Umgangs - in den Worten Castells also in der Differenz zwischen »interacting« und 
»interacted« (vgl. Drori 2005; Zillien 2006). 

Gegenüber den wachsenden Disparitäten, die den informationellen Kapitalismus 
auszeichnen, stellt sich zweitens die Frage nach dem Gegengewicht und den wesentli- 
chen Konfliktstrukturen. Klassisch, aber im Vergleich wenig einflussreich hatte Touraine 
(1972) seine Konzeption der post-industriellen Wissensgesellschaft mit der Identifi- 
kation eines neuen historischen Subjekts als Träger der gesellschaftlichen Emanzipa- 
tion verbunden. Während schon Bell (1976) die Krise der Gewerkschaften mit ihrem 
strukturell bedingten Unvermögen in Verbindung brachte, auf die Belange der neuen 
Beschäftigtengruppen - Frauen, Migranten, Wissensarbeiter, einfache Dienstleister - 
einzugehen, scheint die Hoffnung hier noch am ehesten auf den neuen sozialen Bewe- 
gungen zu liegen (» Soziale Bewegungen). Diese Position vertritt dann ebenfalls Castells 
(2000), der aber im Informationalismus selbst auch emanzipatorische Potentiale sieht 
(vgl. Castells 2001), etwa in den Charakteristiken des informationellen Arbeitsprozes- 
ses, die Autonomie und Kreativität erfordern und insofern ein Gegengewicht gegen die 
Kontrollbedürfnisse des Kapitals darstellen, oder in der Hacker-Kultur und der Open- 
Source-Bewegung. 

Eine weitere wesentliche Frage für die absehbare Zukunft scheint drittens darin zu 
bestehen, wie sich die Macht- und Herrschaftsverhältnisse angesichts der massiven 
technologischen und wirtschaftlichen Deterritorialisierungen entwickeln. Bis Ende der 
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1980er Jahre war es für maßgebliche Beobachter eine unhinterfragte Gewissheit, dass 
die zukünftige technische Informations- und Kommunikationsinfrastruktur auf staat- 
licher Ebene organisiert und reguliert würde. Das Internet zeichnet sich nun gerade 
durch das Fehlen einer solchen Regulation aus, was in großen Teilen der Welt durch den 
weitgehenden Haftungsausschluss der Netzbetreiber für die Übertragung von Inhalten 
institutionalisiert ist, während die wirtschaftliche Globalisierung und Transnationalisie- 
rung, die auf die neuen Technologien setzt, die Handlungsfähigkeit von Nationalstaaten 
geradezu auf den engen Rahmen einer Standortpolitik zu beschränken scheint. In dieser 
Perspektive stellt sich dann die Frage, inwiefern die Macht tatsächlich auf einen »Raum 
der Ströme« und die alles durchdringende Logik der Netzwerke übergegangen ist, wie 
Castells (2000) meint, oder ob nicht von beständigen Reterritorialisierungen auszuge- 
hen wäre, die auf neuen Wegen die Überwachung und Kontrolle von beweglichen Ele- 
menten in einem offenen Raum anstreben oder aber ganz klassisch auf die Mittel der 
Machtpolitik setzen (vgl. Steinbicker 2012). 

Wie eingangs festgestellt wurde, sind die Konzepte der Informations- und Wissens- 
gesellschaft stark umstritten - zwar existiert ein relativ klar umrissener konzeptueller 
Rahmen als eine gemeinsame Grundlage, doch in der genauen Sichtung und im Ver- 
gleich der verschiedenen Ansätze zur Informationsgesellschaft zeigen sich die jeweili- 
gen Schwächen (vgl. Steinbicker 2011b). Jenseits des durchaus plausiblen Bildes, wie es 
hier in den Grundzügen dargelegt wurde, vermag die Ihese einer radikal neuen Gesell- 
schaftsformation kaum zu überzeugen. Die Überlegungen zu den einzelnen Dimensio- 
nen, insbesondere die Identifikation neuer Produktivkräfte, sind bei differenzierterer 
Betrachtung ebenfalls kritisch zu sehen. Für den Moment zumindest liegt der sozialwis- 
senschaftliche Wert dieses Konzepts in erster Linie darin, einen Gesamtzusammenhang 
wesentlicher Dynamiken und Entwicklungen unserer Gegenwartsgesellschaften zu lie- 
fern, durch die neuartige Problematiken und Perspektiven in einen Kontext gestellt oder 
überhaupt erst sichtbar werden. In diesem Sinne kann gerade das Konzept der Informa- 
tionsgesellschaft dazu beitragen - und das mag auf den ersten Blick kontraintuitiv er- 
scheinen - die beständige Entdeckung radikaler Brüche zu disziplinieren. 
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Interessenorganisation 


Holger Lengfeld 


1 Definition und Abgrenzung 


Interessenorganisationen nehmen in mannigfacher Weise Einfluss auf unser öffent- 
liches und privates Leben. Wohlfahrtsverbände versuchen, die öffentliche Meinung für 
das Problem der Altersarmut zu sensibilisieren; Umweltorganisationen machen auf die 
Verdrängung von Waldflächen durch die Herstellung von Biosprit aufmerksam; Ar- 
beitgeberverbände setzen Arbeitszeitverlängerungen gegen Lohnerhöhungen durch; 
Verbraucherschutzzentralen kritisieren undurchsichtige Inhaltsangaben auf Lebens- 
mittelverpackungen und vieles weitere mehr. Die Dichte und Vielfalt von Interessenor- 
ganisationen sowie der Grad ihres Einflusses auf nahezu sämtliche politische Felder und 
eine Vielzahl gesellschaftlicher Lebensbereiche haben eine Reihe von Autoren zu der 
These geleitet, moderne Gesellschaften wie die Bundesrepublik Deutschland als »Orga- 
nisationsstaat« (Laumann/Knoke 1987; Schneider 2000) oder als »organisierte Gesell- 
schaft« (Alemann 1989: 59; Jäger/Schimank 2006) zu bezeichnen. 

Die Vielfalt der Formen von Interessenorganisationen, ihr innerer Aufbau, ihre Ziele 
(»Interessen«) und die zur Interessendurchsetzung gewählten Mittel und Wege machen 
es schwer, eine eindeutige Definition vorzunehmen. Hinzu kommt, dass Interessenor- 
ganisationen aus zwei unterschiedlichen Perspektiven untersucht werden können. In 
der ersten, vor allem von Politikwissenschaftlern eingenommenen Perspektive werden 
Interessenorganisationen im Hinblick auf ihre Mitwirkung an der politischen Willens- 
bildung betrachtet (Rudzio 2011: 61ff.; Zimmer/Speth 2009). Hier stehen Verbände im 
Vordergrund des Interesses (Sebaldt/Straßner 2004). Aus soziologischer Perspektive in- 
teressiert man sich stärker für Interessenorganisationen, die in unterschiedlichen ge- 
sellschaftlichen Feldern aktiv sind, vor allem innerhalb der Wirtschaft (Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbände; vgl. Müller-Jentsch 2007), sowie für Organisationen der Zi- 
vilgesellschaft, die spezifische Leistungen für die soziale Integration der Gesellschaft er- 
bringen (Vereine, Wohlfahrtsverbände und Organisationen der Neuen Sozialen Bewe- 
gungen; vgl. Zimmer/Priller 2007). 

Für den vorliegenden Beitrag wird eine von Walther Müller-Jentsch stammende 
funktionale Definition zugrunde gelegt: »Primäre Funktion von Interessenorganisatio- 
nen ist die Bündelung von Interessen (bzw. Organisierung von Interessenten) und deren 
Vertretung gegenüber der politischen und gesellschaftlichen Umwelt. Ihre direkten Ad- 
ressaten sind neben den staatlichen Instanzen und Organen der politischen Willensbil- 
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dung die Öffentlichkeit und andere gesellschaftliche Gruppen. Als intermediäre Organi- 
sationen vermitteln sie zwischen der Lebens- und Sozialsphäre ihrer Mitglieder und den 
politischen und gesellschaftlichen Institutionensystemen« (Müller-Jentsch 2003: 141f.). 
Diese organisationssoziologische Definition unterscheidet sich von anderen darin, dass 
sie an zwei unterschiedlichen Funktionen dieser speziellen Form von Organisation in- 
nerhalb der Gesellschaft ansetzt. Aus der Sicht des einzelnen Mitglieds geht es um die 
Durchsetzung seines spezifischen Interesses: Individuen treten Interessenorganisatio- 
nen (in aller Regel freiwillig) bei, weil aufgrund der Bündelung der Einzelinteressen die 
Chance ihrer Durchsetzung gegenüber Anderen - Personen, Organisationen oder dem 
Staat - steigt (Coleman 1986). Aus der Makroperspektive betrachtet erbringen Interes- 
senorganisationen die Funktion, den Einzelnen in die Gesellschaft sozial zu integrieren, 
indem sie dazu beitragen, die zumeist konfligierenden Interessen verschiedener gesell- 
schaftlicher Gruppen (z.B. Produzenten - Konsumenten, Arbeitgeber - Arbeitnehmer, 
Autofahrer - Umweltschützer) in einen verhandelbaren Zustand zu versetzen und zwi- 
schen ihnen einen konfliktreduzierenden und vermittelnden Ausgleich herbeizuführen 
(»Intermediarität«). Hinzuzufügen ist eine dritte, speziellere Funktion: Interessenorga- 
nisationen handeln nicht ausschließlich außengerichtet, d.h. auf die Beeinflussung an- 
derer Organisationen und politischer bzw. gesellschaftlicher Institutionen hin orientiert. 
Sie bieten ihren Mitgliedern zudem vielfältige Dienstleistungen wie z. B. Information, 
Beratung, Fortbildung, Rechtsschutz und Freizeitaktivitäten an (Zimmer 2007). Die 
Verbreitung dieser Dienstleistungen hat gegen Ende des 20. Jahrhunderts zugenommen. 
Dienstleistung für Mitglieder erstellen, ist für die meisten Interessenorganisationen aber 
nicht der Hauptzweck ihrer Existenz, sondern dient oftmals als zusätzlicher Anreiz zur 
Gewinnung neuer Mitglieder. 

Von Interessenorganisationen abzugrenzen sind, erstens, private und öffentliche Un- 
ternehmen. Deren Hauptzweck ist die Erstellung von wirtschaftlichen Gütern mit dem 
Zweck der Bedarfsdeckung (öffentliches Unternehmen) oder der Gewinnerzielung (pri- 
vatwirtschaftliches Unternehmen); sie bündeln weder Einzelinteressen, noch zielen sie 
vorrangig auf die Beeinflussung ihrer politischen Umwelt ab. Dies gilt, zweitens, auch 
für Vereine der Zivilgesellschaft, deren Zweck vor allem darin besteht, ihren Mitgliedern 
bestimmte Gemeinschaft fördernde Dienste bereitzustellen, z. B. Sport- und Heimatver- 
eine. Im Unterschied zu ihren Dachorganisationen (z. B. dem » Deutschen Fußballbund«, 
DFB) wirken sie nahezu ausschließlich nach innen. Drittens sind soziale Bewegungen ab- 
zugrenzen. Diese zielen zwar explizit auf die Veränderung gesellschaftlicher Zustände ab, 
zählen aber nicht zu den Interessenorganisationen, insoweit sie über keine formalisierte 
äußere Organisationsform und interne Entscheidungsstruktur verfügen (Umwelt- oder 
Frauenbewegung, nicht verfasste Bürgerinitiativen). Viertens sind politische Parteien 
von Interessenorganisationen abzugrenzen. Politische Parteien nehmen eine Sonderstel- 
lung im Geflecht der kollektiven Interessen ein. Zwar sind auch sie Mitgliederorganisa- 
tionen mit dem Ziel der Beeinflussung politischer und gesellschaftlicher Zustände und 
auch sie nehmen eine intermediäre Stellung zwischen den Mitgliederinteressen und der 
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Integration konfligierender Interessen und gesellschaftlicher Teilsysteme ein. Zugleich 
sind sie ein grundgesetzlich garantiertes Organ der politischen Willensbildung: »Par- 
teien wirken bei der politischen Willensbildung des Volkes mit. « (Art. 21, Abs. ı GG). 
In Deutschland haben die Parteien seit den 1950er Jahren eine hervorgehobene Stellung 
im Gesetzgebungsprozess und vor allem gegenüber dem einzelnen gewählten, allein 
seinem Gewissen verpflichteten Abgeordneten (nach Art. 88, Abs. ı GG) erlangt, was 
in der Politikwissenschaft zu einer lang anhaltenden Diskussion um die Klassifizierung 
des deutschen politischen Systems als »Parteienstaat« geführt hat (vgl. Alemann et al. 
2010: 98ff.). Aufgrund dieser Zwischenstellung zwischen den gesellschaftlichen Inter- 
essen und den unmittelbaren Organen der Gesetzgebung sind Parteien Adressat von 
Interessengruppen und damit Ziel der Einflussnahme von Interessenverbänden. Inter- 
essenorganisationen sind im Prozess der Interessenvermittlung vorgelagerte Einrichtun- 
gen der Vermittlung zwischen Gesellschaft und Politik; Parteien nehmen eine entschei- 
dungszentrierte Funktion innerhalb des politischen Systems ein (Schiller 2007: 440) und 
werden in diesem Band gesondert dargestellt (» Politisches System). 

Gemäß der beschriebenen Funktionen konzentrieren sich die meisten Theorien über 
Interessenorganisationen auf folgende Fragen: Was sind die Gründe der unterschiedli- 
chen Organisationsfähigkeit gesellschaftlicher Interessen und worin liegen die Ursachen 
der unterschiedlich weitreichenden Einflussnahme auf politische und gesellschaftliche 
Entscheidungsprozesse? Inwiefern ist diese Einflussnahme Ausdruck des repräsentativ- 
demokratischen Systems oder beschränkt es dieses? Welche Strategien wählen Interes- 
senverbände? Welche binnenorganisatorischen Interessen setzen sich bei der Zieldefini- 
tion der Organisation durch? Inwiefern entspricht die binnenorganisatorische Struktur 
den Grundsätzen demokratisch-partizipatorischer Willensbildung? Welche gesellschaft- 
lichen Folgen jenseits des politischen Systems ergeben sich aus dem Handeln von Inter- 
essenorganisationen? Die vorliegenden Theorien behandeln diese Fragen jeweils nur 
ausschnittsweise, weshalb an dieser Stelle kein Überblick gegeben werden kann (vgl. 
Lengfeld 2007: 225-276; Sebaldt/Straßner 2004: 29 ff; Zimmer/Speth 2009: 272 ff.). 

Der strukturelle Aufbau von Interessenorganisationen kann je nach Organisations- 
typ, materieller und ideeller Zielsetzung sowie weiteren Kriterien variieren. Die meisten 
Interessenorganisationen weisen mindestens die folgenden Merkmale auf: 


e Freiwilligkeit der Mitgliedschaft: Je nach Organisationstyp, Aggregationsebene der 
Interessenrepräsentation und räumlicher Aufteilung sind entweder Individuen oder 
andere Organisationen Mitglieder. Beispielsweise hat der »Deutsche Gewerkschafts- 
bund« (DGB) nur acht Mitglieder, nämlich die ihn bildenden Einzelgewerkschaften. 
Die Einzelgewerkschaften organisieren jedoch über sechs Millionen individuelle 
Mitglieder. Eine Ausnahme vom Freiwilligkeitsprinzip stellen die »Kammern« dar 
(siehe Abschnitt 3.2). 

e Ausbildung einer hierarchisch-repräsentativen Willensbildung: Die Mitgliederver- 
sammlung wählt den zumeist ehrenamtlichen Vorstand oder Repräsentanten, die in 
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regionaler Gliederung wiederum die Entscheidungsträger (Vorstand) durch Wahl 
bestimmen. 

e Arbeitsteiliger Aufbau: Hauptamtliche Funktionäre (Geschäftsführung, Verwal- 
tungspersonal) führen die operativen Aufgaben aus; spezialisierte Fachausschüsse 
unterstützen Geschäftsführung und Vorstand bei der Vorbereitung von interessen- 
politischen Positionen und deren operativer Umsetzung. 


2 Historische Entwicklung 


Die Vorläufer der heutigen Interessenorganisationen in Deutschland lassen sich bis in 
die erste Hälfte des 19. Jahrhunderts zurückverfolgen.' Zwar gab es mit den Zünften 
und Gilden im Mittelalter bereits interessenbezogene Vereinigungen, doch diese waren 
Zwangsvereinigungen. Sie übernahmen öffentliche Ordnungsfunktionen, die später der 
im 19. Jahrhundert neu entstehende Nationalstaat an sich zog. Die Gründung der ersten 
Verbände fiel in die Zeit der Frühindustrialisierung in der ersten Hälfte des 19. Jahrhun- 
derts sowie des Entstehens einer bürgerlichen Gesellschaftsstruktur. Arbeiterselbsthilfe- 
vereinigungen gründeten sich als Reaktion auf soziale Missstände in den rasch wachsen- 
den Fabriken; erste Berufsgruppen- und Unternehmenszusammenschlüsse entstanden. 
Das Koalitionsverbot in den deutschen Fürstentümern verhinderte ab 1848 zwar die 
formelle Gründung von Gewerkschaften, erhöhte jedoch das Organisationsinteresse der 
Arbeitnehmer. Die Gründung unpolitischer lokaler Vereine wie Arbeitersportvereine 
war dagegen möglich. Aus ihnen entstanden später überlokale Interessenorganisatio- 
nen. Erste wirtschaftliche Krisen und das wachsende Interesse des Staates an der Förde- 
rung und Stabilisierung der Industrie führten zur Liberalisierung des Koalitionsverbots 
und legten den Grundstein für die Entstehung von Gewerkschaften zunächst auf loka- 
ler Ebene, später als regionale Massenorganisationen. Zwischen 1871, der Gründung des 
Kaiserreichs, bis 1890, dem Ende der Bismarckschen Sozialistengesetzgebung, blieben 
sie staatlicher Kontrolle und Repression ausgesetzt. 

Mit der Entstehung von überlokalen und zentralisierten Interessenorganisationen 
im deutschen Kaiserreich ging eine weltanschauliche Segmentierung einher, die in der 
Weimarer Republik weiter zunahm. Neben den mitgliederstarken sozialistischen, der 
politischen Arbeiterbewegung nahestehenden Gewerkschaften entstanden konfessio- 
nelle und politisch liberal ausgerichtete Vereinigungen. Große Unternehmens- und 
Branchenverbände vor allem der Schwerindustrie und der landwirtschaftlichen Groß- 
unternehmen suchten die Nähe zur Wilheminischen Administration; Volkstums-, Hei- 
mat- und Soldatenvereine verkörperten die Interessen des neuen nationalistisch orien- 


1 Vgl. für diesen Abschnitt die zusammenfassenden Darstellungen bei Alemann (1989: 145 ff.), Kleinfeld 
(2007), Sebaldt/Straßner (2004: 73 ff.), Ullmann (1988) für Wirtschaftsverbände sowie Müller-Jentsch 
(2007: 15 ff.) für Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigungen. 
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tierten Bürgertums. Unternehmensverbände begannen, die Interessen des Bürgertums 
an wirtschaftlicher Freiheit gegenüber dem Staat zu artikulieren und staatlichen Schutz 
(Zölle) vor ausländischer Konkurrenz auf internationalen Märkten einzufordern. Inter- 
essenorganisationen begannen, Abgeordnete in der Lobby des Deutschen Reichstags 
(»Lobbyismus«) zu beeinflussen sowie eigene Kandidaten für das Parlament aufzustel- 
len. Grundformen der Intermediarität zwischen staatlichen Institutionen und gesell- 
schaftlichen Gruppeninteressen wurden damit um die Wende vom 19. zum 20. Jahrhun- 
dert ausgebildet. 

Zu Beginn der Weimarer Republik weiteten sich das Spektrum der Organisationen, 
die verbandliche Spezialisierung und der Organisationsgrad stark aus. So hatten die so- 
zialistisch orientierten Gewerkschaften zwischenzeitlich (1920) mehr als sieben Millio- 
nen Mitglieder. Innerhalb der Wirtschaft hat sich die bis heute anhaltende Arbeitstei- 
lung zwischen dem wirtschaftspolitisch aktiven Dachverband der Industrie und den für 
Tarifverhandlungen mit den Gewerkschaften und für Sozialpolitik zuständigen Arbeit- 
geberverbänden herausgebildet. Zugleich wurden die Verbände im Gesetzgebungspro- 
zess durch Festschreibung eines Anhörungsrechts formell beteiligt. Die Politisierung 
der Verbände nahm weiter zu und führte zu weltanschaulichen Konflikten über die Zu- 
stimmung oder Ablehnung des demokratisch-parlamentarischen Systems. Gegenüber 
standen sich Unternehmensverbände, Agrar-, Mittelstands- und völkische Vereinigun- 
gen, die Bestrebungen zu einem entweder autoritären oder nationalsozialistischen Re- 
gime unterstützten, sowie die die demokratischen Parteien stützenden Gewerkschaften. 

Mit Abschaffung der ersten deutschen Demokratie 1933 wurde auch der Verbands- 
pluralismus gewaltsam aufgelöst und dem Nationalsozialismus kritisch gegenüberste- 
hende Funktionäre wurden verfolgt. Bestehende Interessenorganisationen wurden auf 
die NS-Ideologie verpflichtet oder durch nach dem Führerprinzip strukturierte Organi- 
sationen ersetzt, beispielsweise die Gewerkschaften durch die »Deutsche Arbeitsfront«, 
Unternehmens- und Arbeitgeberverbände durch den »Reichsstand der deutschen In- 
dustrie«. Zwangsmitgliedschaft ersetzte das Prinzip der freiwilligen Assoziation der 
Interessen. Interessenorganisationen der Wirtschaft verloren damit die Funktion der 
Intermediarität zwischen politischer Herrschaft und sozioökonomischen Gruppen- 
interessen. Sie übernahmen Funktionen staatlicher Wirtschafts- und Sozialpolitik in 
einer nach ständischem Vorbild organisierten Wirtschaft unter staatlicher Aufsicht und 
Steuerung. 

Mit Zusammenbruch des NS-Staats 1945 wurden die nationalsozialistischen Organi- 
sationen aufgelöst; Neugründungen mussten von den vier Besatzungsmächten geneh- 
migt werden. Die Alliierten ließen zunächst nur lokale, später regional ausgeweitete Or- 
ganisationen zu und achteten auf innerorganisatorisch-demokratische Willensbildung. 
Zahlreiche Verbände und die Gewerkschaften knüpften dabei an die Traditionen der 
Weimarer Republik an. Mit Gründung der Bundesrepublik wurde die Koalitionsfreiheit 
im Grundgesetz verankert. Weitgehend gebrochen wurde mit der Tradition der weltan- 
schaulichen Ausrichtung. Überparteilichkeit und religiöse Neutralität prägten die Sat- 
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zungen der neuen Interessenorganisationen. Dies ändert jedoch nichts daran, dass man- 
che von ihnen später erneut die Nähe der politischen Parteien suchten. Die Mehrzahl 
der abhängig Beschäftigten der westlichen Besatzungszonen der späteren Bundesrepu- 
blik war in neu gegründeten, branchenbezogenen Einheitsgewerkschaften des späteren 
»Deutschen Gewerkschaftsbundes« (DGB) organisiert. Daneben formierten sich klei- 
nere unabhängige Gewerkschaften, die an berufsständische (» Deutsche Angestellten- 
gewerkschaft«) oder konfessionelle (»Christlicher Gewerkschaftsbund«) Traditionen 
anknüpften. Auf Arbeitgeberseite wurde die vormalige Arbeitsteilung zwischen wirt- 
schaftspolitisch engagierten Branchendachverbänden und den tarifpolitisch aktiven Ar- 
beitgeberverbänden wieder aufgegriffen. Im sozialen Bereich gründeten sich zahlreiche 
Wohlfahrtsorganisationen, Kriegsopfer- und Vertriebenenvereinigungen, Freizeit- und 
Kulturverbände. Im Feld der Wirtschaft traten Berufsgruppenverbände hinzu. 

In interessenpolitischer Hinsicht knüpften die Organisationen an die in Kaiserreich 
und Weimarer Republik eingeübte Praxis des Lobbyismus an. Seit den 1960er Jahren 
kam es zu weiteren Gründungen von Vereinigungen mit breiten gesellschaftspolitischen 
Zielsetzungen (z.B. Umwelt- und Kinderschutz, Gleichstellung der Geschlechter, Tier- 
schutz und Friedenssicherung) und damit zur weiteren Ausdifferenzierung der Reprä- 
sentation kollektiver Interessen insbesondere jenseits des Feldes der Wirtschaft. Auf 
dem Gebiet der 1949 gegründeten Deutschen Demokratischen Republik (DDR) (> Ge- 
sellschaft der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) von 1949-1990) wurde der 
Pluralismus der Interessenorganisationen dagegen aufgelöst. Unter der Kontrolle der 
»Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands« (SED) wurden Einheitsorganisationen 
gegründet, die vorwiegend sozialpolitische Aufgaben übernahmen und Dienstleistun- 
gen für ihre Mitglieder organisierten. So war der »Freie Deutsche Gewerkschaftsbund«, 
die Dachorganisation der Branchengewerkschaften, unter anderem für die Organisa- 
tion von Ferienheimen für die Beschäftigten zuständig. Die Gewerkschaften in der DDR 
waren satzungsgemäß für die Steigerung der Produktivität in den Betrieben mitverant- 
wortlich; ein Streikrecht war nicht vorgesehen. Mit dem Beitritt der DDR zum Staats- 
gebiet der Bundesrepublik 1990 lösten sich die meisten Massenorganisationen (FDGB, 
Kulturbund, Freie Deutsche Jugend) auf, vereinigten sich mit bundesrepublikanischen 
Schwesterorganisationen (z.B. Deutsches Rotes Kreuz), fanden dort Aufnahme (wie der 
Sozialverband » Volkssolidarität« im Paritätischen Wohlfahrtsverband) oder deren ehe- 
malige Mitglieder wurden in den westdeutschen Organisationen aufgenommen (Ge- 
werkschaften, Sportverbände). 


3 Organisationstypen 
Interessenorganisationen lassen sich nach der Art des gesellschaftlichen Handlungsfel- 


des unterscheiden, auf dem sie aktiv sind. In Anlehnung an eine neuere Übersicht von 
Rudzio (2011) lassen sich fünf Felder benennen (Tabelle ı). 
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Tabelle 1 Interessenorganisationen in Deutschland 


Interessenfeld Organisationstyp Beispiele 
Arbeit und Branchenverbände Bundesverband der Deutschen Industrie; Zentralverband 
Wirtschaft des Deutschen Handwerks 
Kammern Industrie- und Handelskammern; Kassenärztliche Vereini- 
gungen 
Arbeitgeberverbände Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände; 
Gesamtmetall 
Gewerkschaften Deutscher Gewerkschaftsbund; IG Metall; Gewerkschaft 
der Lokführer 
Kundenorganisationen Verbraucherzentralen; Pro Bahn 
Berufsverbände Verein Deutscher Ingenieure; Deutscher Zahnärzte Ver- 
band 
Soziales Kriegsfolgenverbände Sozialverband VDK; Volksbund der Kriegsgräberfürsorge 
Wohlfahrtsverbände Deutsches Rotes Kreuz; Caritas-Verband 
Weitere Sozialverbände Deutsche Gesellschaft für humanes Sterben; Deutscher 
Mieterbund 
Freizeit Deutscher Olympischer Sportbund; Allgemeiner Deut- 
scher Automobilclub 
Politik und Welt- Bund für Umwelt und Naturschatz; amnesty international 
anschauung 
Öffentliche Ge- Deutscher Städtetag; Landschaftsverbund 
bietskörper- 
schaften 


Quelle: Rudzio (2011: 69 ff.). 


Im Folgenden werden einige der in Tabelle ı genannten Organisationstypen näher vor- 
gestellt, wobei der Schwerpunkt im Feld Arbeit und Wirtschaft liegt (für weitere Orga- 
nisationstypen » Ehrenamt; » Politisches System; » Vereine). 


3.1  Branchenverbände 


Branchenverbände (auch: Unternehmens- oder Wirtschaftsverbände) repräsentieren 
die wirtschaftlichen Interessen der überwiegend privaten Unternehmen des produzie- 
renden Gewerbes und des Dienstleistungsbereichs. Branchenverbände haben sich in 
Deutschland in drei Hinsichten ausdifferenziert: 


2 Rudzio (2011) nennt als weiteren Organisationstyp Bürgerinitiativen, die aufgrund ihres dominant orts- 
politischen Bezugs, relativ kurzer Lebensdauer und häufig fehlender formaler Organisationsstruktur an 
dieser Stelle ausgeklammert bleiben. 
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e In sektoraler Hinsicht schließen sich Unternehmen des gleichen Branchensegments 
(z.B. Kfz-Werkstätten) oder der gleichen Segmentgruppe (z.B. Bauchemie) zusam- 
men, wobei manche als Landesverbände regional differenziert tätig sind (vor allem 
im Dienstleistungsbereich), andere allein auf nationaler Ebene präsent sind (z.B. 
Automobilhersteller, Zementindustrie). 

e In räumlich-vertikaler Hinsicht vereinen sich diese regional differenzierten Landes- 
verbände bzw. Verbände ähnlicher Branchensegmente (Fachverbände) zu national 
tätigen Zentralverbänden, die teilweise wiederum in branchenübergreifenden Spit- 
zenverbänden vereinigt sind (z.B. »Bundesverband der Deutschen Industrie«). 

e Die dritte, die Rechtsform betreffende Differenzierung besteht in der Unterschei- 
dung zwischen rein privatrechtlichen (Vereine) und öffentlich-rechtlichen Zusam- 
menschlüssen (Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern, Ärztekam- 
mern). Die Besonderheit von Kammern besteht darin, vom Staat übertragende 
öffentliche Aufgaben zu übernehmen; die Mitgliedschaft ist für Unternehmen und 
Selbständige daher verpflichtend. 


Zwischen diesen Differenzierungen bestehen teilweise mehrfache Verschränkungen. So 
können beispielsweise Handwerksbetriebe (z.B. Kfz-Betriebe) zugleich freiwilliges Mit- 
glied in einem Landesverband (z.B. Kfz-Gewerbe Hamburg), einem produktbezogenen 
Verband (z.B. Verband der Volvo-Händler Deutschland) sowie verpflichtend Mitglied 
in einer öffentlich-rechtlichen Kammer auf Landesebene sein. 

Der wichtigste Branchenspitzenverband ist der Bundesverband der Deutschen In- 
dustrie (BDI) (vgl. Lang/Schneider 2007: 222ff.). Der BDI ist ein » Verband dritter Ord- 
nung« (Müller-Jentsch 2007: 42); seine Mitglieder sind Zentralverbände, die wiederum 
Branchen- oder Landesverbände organisieren. Der BDI vereinigte 2011 nach eigenen 
Angaben 38 Verbände, die von insgesamt rund 100 000 Unternehmen mit circa acht Mil- 
lionen Beschäftigten gebildet werden, darunter nahezu ausschließlich Industrieverbän- 
de.’ Der BDI besteht intern aus 15 Fachausschüssen und kooperiert eng mit den Spitzen- 
verbänden der Arbeitgeber und den Industrie- und Handelskammern. 


3.2 Kammern und Berufsverbände 


Im Unterschied zu Branchenverbänden basieren öffentlich-rechtliche Kammern auf 
dem Prinzip der Zwangsmitgliedschaft. Neben der Interessenrepräsentation gegenüber 
dem Staat und anderen sozialpolitischen Verbänden organisieren die Kammern die Be- 
rufsausbildung und das Prüfungswesen. Der »Deutsche Industrie- und Handelskam- 
mertag« (DIHT) vereinigt die 80 regionalen Industrie- und Handelskammern (IHK), 
in der jedes Unternehmen verpflichtend Mitglied ist. Handwerksbetriebe sind in den 


3 Vgl. <http://www.bdi.eu/Uebersicht-aller-Mitgliedsverbnde.htm> [Letzter Zugriff: 16. 2.2012]. 
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55 Handwerkskammern zusammengeschlossen, die vom » Zentralverband des deutschen 
Handwerks« (ZDH) vertreten werden. Aufgrund der Pflichtmitgliedschaft beträgt der 
Organisationsgrad der Unternehmen und Selbständigen in den Kammern 100 Prozent. 

Berufsverbände repräsentieren die Interessen von eng definierten Berufsgruppen 
bzw. »Professionen« (Kurz 2002). Der individuelle Zugang zum Berufsverband ist an 
formale, zertifizierte Qualifikationen oder Tätigkeitsnachweise gebunden. Berufsver- 
bände nehmen Einfluss auf die politische Willensbildung insbesondere dort, wo un- 
mittelbar ökonomische Fragen des betreffenden Berufsfelds berührt werden. In dieser 
Hinsicht sehr aktive Verbände sind die Landesbauernverbände und ihre Spitzenorgani- 
sation, der »Deutsche Bauernverband« (DBV). Die Bauernverbände organisieren über 
95 Prozent aller Haupterwerbslandwirte. Zentrales Politikfeld des DBV ist die subven- 
tionsgestützte nationale und europäische Agrarpolitik, innerhalb derer über Produk- 
tionsquoten und Produktpreise entschieden wird, und in den letzten Jahren zunehmend 
Verbraucherschutz- und Umweltpolitik. Weiterhin existieren zahlreiche Verbände der 
freien Berufe (Ärzte, Rechtsanwälte), akademische Berufsverbände (z.B. Fachverbände 
wissenschaftlicher Disziplinen) als auch Berufe unselbständig Beschäftigter (z. B. Arzt- 
helferinnen, Sekretärinnen, angestellte Ärzte), wobei letztere teilweise tarifpolitisch als 
Gewerkschaften außerhalb des Deutschen Gewerkschaftsbundes operieren. Organisa- 
tionsgrade von Berufsgruppenverbänden liegen nur ausschnittsweise und in der Regel 
nur für hochorganisierte Berufsgruppen vor. Berufsverbände von Selbständigen und 
homogenen Berufsgruppen wie beispielsweise Vermessungsingenieure oder Profi-Fuß- 
balltrainer weisen Organisationsgrade von 70 bis 90 Prozent auf. Zu vermuten ist jedoch, 
dass zahlreiche Berufsverbände deutlich unter 50 Prozent der jeweiligen Berufsgruppe 
organisieren, da die von ihnen vertretenden Berufe durch ein weniger klar konturiertes 
Berufsbild und damit einer schwächer ausgebildeten Gruppenidentität gekennzeichnet 
sind (Kurz 2002). 


3.3 Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände 


Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände sind die zentralen Akteure im Feld der so- 
genannten »Industriellen Beziehungen« (oder Arbeitgeber-Arbeitnehmerbeziehungen 
bzw. kollektive Arbeitsbeziehungen) (Müller-Jentsch 1997). Sie sind »komplementäre« 
Organisationen, denn ihr Zweck besteht im Unterschied zu anderen Interessenorganisa- 
tionen nicht dominant in der Interessendurchsetzung auf staatlicher Ebene, sondern vor 
allem darin, die eigenen Ziele gegenüber der jeweils anderen Organisation durchzuset- 
zen. Kernaufgabe beider Organisationen ist es, über die Bedingungen des Tausches von 
Arbeitskraft und Entgelt im Unternehmen sowie über Arbeitsbedingungen zu verhan- 
deln. Rechtsgrundlage hierfür ist die Tarifautonomie, die sich aus der grundgesetzlich 
garantierten Koalitionsfreiheit sowie insbesondere aus dem Tarifvertragsgesetz (TVG) 
ableiten lässt. Tarifautonomie bedeutet zum einen, dass der Staat grundsätzlich nicht in 
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die nach bestimmten Regeln ablaufenden Tarifauseinandersetzungen substanziell ein- 
greifen soll. Gleichwohl verfügt er über die - wenn auch selten genutzte - Möglich- 
keit des nachgelagerten Eingriffs, z.B. wenn die Regierung einen Tarifvertrag innerhalb 
einer Branche für allgemeinverbindlich erklärt, d.h. indem sie dessen Geltung auch auf 
die nicht-tarifgebundenen Unternehmen der betreffenden Branche ausweitet. Zum an- 
deren regelt die Tarifautonomie den Status des Tarifvertrags als privatrechtlicher Ver- 
trag, den Ablauf einer Tarifauseinandersetzung zwischen anerkannten Tarifparteien so- 
wie die konkreten Rechte bei der Anwendung von Arbeitskampfmitteln (Friedenspflicht, 
Streik und Aussperrung) (vgl. Keller 2008: 173 ff.). 

Als Voraussetzung zur Anerkennung als Gewerkschaft sind nach der Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts (BAG) folgende vier Grundsätze zu nennen: Gegnerschafts- 
freiheit (Arbeitgeber sind als Mitglieder ausgeschlossen), Unabhängigkeit (z.B. Verbot 
der Finanzierung durch die Unternehmensseite), Überbetrieblichkeit (Ausschluss ein- 
zelbetrieblicher Gewerkschaften) und Tariffähigkeit (vor allem ausreichende Organisa- 
tionsstruktur und machtbezogene Durchsetzungsfähigkeit, in der Regel nachgewiesen 
über einen ausreichenden Organisationsgrad). Diese Regelungen sollen unter anderem 
sogenannte »gelbe Gewerkschaften« verhindern, die von einzelnen Unternehmen ge- 
steuert werden und für diese vorteilhafte Tarifverträge aushandeln. Die über die kon- 
kreten Tarifverträge hinausgehende Integrationsfunktion der Tarifautonomie liegt darin, 
die widerstreitenden Interessen der abhängig Beschäftigten und Unternehmer kompro- 
missfähig zu machen, ohne dass dadurch das Recht auf Privateigentum oder das struk- 
turelle Machtungleichgewicht zwischen beiden Seiten aufgehoben wird (Müller-Jentsch 
2007: 48f.). Im Grundsatz gelten Tarifverträge nur für Beschäftigte, wenn diese Mitglied 
in einer tariffähigen Gewerkschaft sind, und wenn der Arbeitgeber zugleich tarifgebun- 
den, d.h. in dem verhandelnden Arbeitgeberverband Mitglied ist oder selbst als Tarif- 
partei auftritt. In der deutschen Tarifpraxis wenden Unternehmer die für sie geltenden 
Tarifverträge jedoch auf alle ihre Beschäftigten an, d.h. auch auf die nicht-organisierten 
im Unternehmen. 

Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände sind ebenfalls überwiegend sektoral und 
räumlich-vertikal organisiert. Der »Deutsche Gewerkschaftsbund« (DGB) ist die Spit- 
zenorganisation der deutschen Einheitsgewerkschaften. Das Einheitsprinzip besteht 
einerseits in weltanschaulicher Neutralität und Überparteilichkeit sowie andererseits 
darin, für alle Beschäftigten eines Wirtschaftssektors oder einer Industriegruppe zustän- 
dig zu sein, unabhängig vom beruflichen Status (vor allem Arbeiter versus Angestellte) 
und dem konkret ausgeübten Beruf. Im DGB waren bis Ende der 1980er Jahre 17 Ein- 
zelgewerkschaften vereinigt, die alle Wirtschaftszweige einschließlich des öffentlichen 
Diensts abdeckten. Infolge zahlreicher Fusionen waren es 2011 acht Mitgliedsgewerk- 
schaften. Der Schwerpunkt der Aufgaben des DGB besteht darin, die wirtschafts- und 
sozialpolitischen Interessen der Einzelgewerkschaften nach außen gegenüber den Wirt- 
schaftsverbänden und innerhalb des politischen Systems zu vertreten. In regionaler Hin- 
sicht ist der DGB auf Landesebene in neun Bezirke (einige Bezirke umfassen mehrere 
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Bundesländer) und 66 Regionen eingeteilt. Die Einzelgewerkschaften des DGB sind für 
die Tarifpolitik zuständig. Sie vereinigten im Jahr 2011 über sechs Millionen individuelle 
Mitglieder.“ Die größte Einzelgewerkschaft ist die Industriegewerkschaft »IG Metall« 
(2,2 Millionen Mitglieder), gefolgt von der Dienstleistungsgewerkschaft »ver.di« (circa 
2 Millionen Mitglieder). Neben dem DGB und seinen Einzelgewerkschaften existieren 
zwei weitere, jedoch deutlich kleinere Spitzenvereinigungen: der der christlichen So- 
ziallehre verpflichtete »Christliche Gewerkschaftsbund« (CGB) mit 16 Branchengewerk- 
schaften und Berufsgruppenverbänden (circa 280 ooo Mitglieder)’ und der »DBB Be- 
amtenbund und Tarifunion« mit 39 Berufsgruppengewerkschaften und -verbänden des 
öffentlichen Diensts (1,2 Millionen Mitglieder).‘ Die Zahl der Mitglieder der deutschen 
Gewerkschaften ist nach stetigem Anstieg zwischen 1950 und 1990 seit den 1990er Jahren 
rückläufig. Nach kurzem Anstieg der Mitgliederzahlen infolge der Übernahme von Mit- 
gliedern des ostdeutschen FDGB nach der deutsch-deutschen Vereinigung sank der Or- 
ganisationsgrad Mitte der 2000er Jahre auf knapp über 20 Prozent (Hassel 2007: 177 ff.). 

Die Spitzenorganisation der Arbeitgeber in der Privatwirtschaft ist die »Bundesver- 
einigung der Deutschen Arbeitgeberverbände« (BDA). Die BDA ist ein Verband drit- 
ter Ordnung, dessen Mitglieder tarifpolitisch aktive fachbezogene Spitzenverbände aus 
allen Wirtschaftssektoren sind. Insgesamt sind dies 52 Fachverbände sowie 14 über- 
fachlich organisierte Landesverbände (in Berlin und Brandenburg sowie in Hamburg 
und Schleswig-Holstein ist die BDA mit nur jeweils einer Niederlassung repräsentiert). 
Hauptzweck der BDA ist es, die unterschiedlichen branchen-, markt- und größenspezi- 
fischen Ziele ihrer Mitgliedsverbände hinsichtlich der Arbeits- und Sozialpolitik zu ko- 
ordinieren und als einheitliche Stimme der deutschen Arbeitgeber gegenüber der Politik, 
den Gewerkschaften und den Sozialverbänden aufzutreten. Dem Verhältnis zwischen 
DGB und Einzelgewerkschaften vergleichbar, betreibt die BDA keine Tarifpolitik. Zu 
den wichtigsten Mitgliedsverbänden der BDA zählen der »Gesamtverband der Metallar- 
beitgeber« (Gesamtmetall) sowie der »Bundesarbeitgeberverband Chemie«. Die öffent- 
lichen Arbeitgeber werden auf Bundesebene sowie auf Ebene der Bundesländer durch 
den Bundesinnenminister vertreten. Die Interessen der Arbeitgeber in den Städten und 
Gemeinden werden durch die » Vereinigung der kommunalen Arbeitgeber« (VKA) re- 
präsentiert. 

Der Organisationsgrad der privaten Arbeitgeber variiert stark nach Branche. Wäh- 
rend in der Chemieindustrie Mitte der 2000er Jahre über 90 Prozent der Unternehmen 
Mitglied im Arbeitgeberverband waren, ließen sich nur rund 20 Prozent aller Metall- 
unternehmen durch einen Verband tarifpolitisch vertreten. Da die Wahrscheinlichkeit 
einer Verbandsmitgliedschaft jedoch mit der Größe des Unternehmens steigt, waren 
zeitgleich mehr als 50 Prozent der in der Metallindustrie Beschäftigten in einem ver- 


4 Vgl. <http://www.dgb.de/uber-uns/dgb-heute/mitgliederzahlen> [Letzter Zugriff: 16.2.2012]. 
5 Vgl. <http://www.cgb.info/> [Letzter Zugriff: 16.2.2012]. 
6 Vgl. <http://www.dbb.de/ueber-uns.html> [Letzter Zugriff: 16.2.2012]. 
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bandlich organisierten und tarifvertraglich gebundenen Unternehmen tätig (Müller- 
Jentsch 2007: 43 f.). 


3.4 Verbände im sozialpolitischen Feld 


Verbände im sozialpolitischen Feld lassen sich in drei Kategorien einteilen (Sebaldt/ 
Straßner 2004: 113 ff.): Zur ersten Kategorie - Sozialverbände - zählen Interessenver- 
bände, deren Hauptzweck es ist, die Interessen ihrer Mitglieder oder einer als zu ver- 
tretende Gruppe definierter Betroffener im politischen System zu artikulieren. Schwer- 
punkt dieser Verbände ist die Formulierung von Ansprüchen auf gruppenspezifische 
Sozialleistungen, gesellschaftliche Teilhabe und soziale Anerkennung. Zur Klientel die- 
ser Gruppen zählen körperlich Versehrte, Kriegsopfer und verschiedene soziodemo- 
grafische Gruppen (z.B. Arme, Alleinerziehende, Rentner). Der »Sozialverband VdK« 
(1,5 Millionen Mitglieder), der »Sozialverband Deutschland« (SoVD) (525 000 Mitglie- 
der) und der »Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge« (500 000 Mitglieder) zäh- 
len zu den größten Sozialverbänden mit überwiegender Interessenanspruchsvertretung.’ 

Zur zweiten Kategorie - Wohlfahrtsverbände - gehören Verbände, die vorrangig So- 
zialleistungen für Dritte - die nicht unbedingt zu den Mitgliedern gehören - erbrin- 
gen, auch in staatlichem Auftrag und mit staatlicher Finanzierung. Hierzu betreiben die 
Verbände eigene Sozialeinrichtungen wie Kindergärten, Alten- und Pflegeheime, Bera- 
tungsstellen und ambulante Dienste. Zu den größten Verbänden zählen das » Deutsche 
Rote Kreuz« (DRK) mit circa 4,1 Millionen individuellen Mitgliedern und der »Paritä- 
tische Wohlfahrtsverband« als Verband zweiter Ordnung mit 10 000 Mitgliedsorganisa- 
tionen. Spitzenorganisation im Bereich der Sozialverbände mit Wohlfahrtsfunktion ist 
die »Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege«, die sechs weltanschau- 
lich orientierte Verbände zusammenschließt.° 

In die dritte Kategorie fallen schließlich Verbände, die sowohl Dienstleistungen für 
spezifische soziale Gruppen organisieren als auch sozialpolitische Positionen im politi- 
schen System vertreten. In dieser heterogenen Gruppe befinden sich neben großen Mit- 
gliedsorganisationen wie beispielsweise dem »Deutschen Mieterbund« (circa 1,5 Mil- 
lionen Mitglieder) auch kleine Organisationen wie etwa Selbsthilfeorganisationen, die 
spezifische soziale Probleme auf lokaler Ebene bearbeiten (z.B. Hilfe für Obdachlose, 
Drogenabhängige, Gewaltopfer). Tendenziell haben die meisten Verbände im sozialpo- 
litischen Feld Probleme bei der Rekrutierung von ehrenamtlichen Mitarbeitern und pas- 
siven, d.h. spendenden Mitgliedern (> Ehrenamt). 


7 Alle Mitgliederangaben nach: <http://vdk.de>; <http://www.sovd.de>; <http://www.volksbund.de> 
[Letzter Zugriff: 16.2.2012]. 

8 Vgl. <http://www.drk.de/ueber-uns.html>; <http://www.der-paritaetische.de/verband/> [Letzter Zu- 
griff: 16.2.2012]. 
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4 Ausblick 


Interessenorganisationen handeln nicht unabhängig vom gesellschaftlichen Zusammen- 
hang, in den sie eingebunden sind - und umgekehrt tragen sie zur Stabilisierung oder 
zum Wandel der Gesellschaftsordnung bei. Beispielsweise zeigt sich in historischer Hin- 
sicht, dass das Entstehen von modernen Organisationen, insbesondere ihr formalbüro- 
kratischer Aufbau und ihre überpersönliche, von einzelnen Personen (z.B. dem Vorsit- 
zenden) weitgehend unabhängige Funktionsweise eine Voraussetzung dafür war, dass 
die Gesellschaft sich arbeitsteilig in Teilsysteme - Wirtschaft, Politik, Kultur, Recht und 
andere - ausdifferenziert hat (vgl. die Beiträge in Tacke 2001). Interessenorganisationen 
nehmen hierbei eine besondere Rolle ein. Ihre Existenz und Ausbreitung insbesondere 
im 20. Jahrhundert resultiert aus der Tatsache, dass die Gesellschaftsmitglieder als Ein- 
zelne nur begrenzt in der Lage sind, ihre jeweils spezifischen Einzel- oder Gruppenin- 
teressen durchsetzen zu können. Zwar haben Individuen im Zuge der Auflösung der 
feudal-absolutistischen Gesellschaft des 19. Jahrhunderts zahlreiche Bürgerrechte hin- 
zugewonnen - z.B. Wahlrecht, freie Berufswahl, Koalitions- und Meinungsfreiheit, Ar- 
beitsvertragsrecht oder Rechte der sozialen Sicherung. Viele dieser Rechte in ihrer Sub- 
stanz kann der Einzelne gegenüber dem Staat, anderen gesellschaftlichen Gruppen und 
Organisationen jedoch nur dann wirkungsvoll durchsetzen, wenn sich die Einzelnen in 
Interessenorganisationen zusammenschließen. Existierende Organisationen rufen auf 
diesem Weg Gegenorganisationen hervor, deren Handeln wiederum mit den Mitteln 
formaler Organisierung beantwortet wird (Coleman 1986). Im Zuge der weiteren funk- 
tionalen Ausdifferenzierung der Gesellschaft kommt es in der Summe zu weiterer Ver- 
bandsgründung und -mitgliedschaft. Dies betrifft zwar nicht alle Organisationstypen 
in gleichem Maße; so haben etwa Gewerkschaften, manche Arbeitgeberverbände und 
sozialpolitische Verbände seit den 1990er Jahren tendenziell mit Mitgliederschwund zu 
kämpfen, während Branchenverbände weniger Rekrutierungsprobleme haben. Insge- 
samt jedoch ist trotz möglicher Verschiebungen im organisationalen Kräftefeld auch für 
die Zukunft anzunehmen, dass die Verbreitung und der Einfluss von Interessenverbän- 
den in der eingangs zitierten »organisierten Gesellschaft« nicht abnehmen wird. 
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Jugend 


Dagmar Hoffmann/Jürgen Mansel 


1 Definition und Abgrenzung 


Der Begriff Jugend bezeichnet einerseits eine spezifische Lebensphase und andererseits 
eine gesellschaftliche Teilgruppe. Als Lebensphase umreißt Jugend den Entwicklungs- 
abschnitt zwischen Kindheit und Erwachsensein, in der Personen sich die Kompetenzen 
aneignen (sollen), die für eine erfolgreiche Lebensführung Voraussetzung sind. Auch 
wenn damit dieser Lebensabschnitt einen vorbereitenden Charakter hat, wird Jugend in 
der Regel als ein eigenständiger Lebensabschnitt verstanden. Als gesellschaftliche Teil- 
gruppe bezeichnet Jugend jene Individuen, die sich in dieser Phase befinden. 

Allerdings ist Jugend keineswegs eine (alters-)homogene Teilgruppe der Gesellschaft, 
denn die sozialstrukturellen und soziokulturellen Bedingungen des Aufwachsens ha- 
ben sich in der Gegenwartsgesellschaft so ausdifferenziert, dass Jugend nur im Plural 
gedacht werden kann. Zudem sind auch Anfang und Ende dieser Entwicklungs- und 
Übergangsphase sowie die Kompetenzen, die Personen in dieser Entwicklungsphase er- 
werben (sollen), nicht (mehr) klar festgelegt, was eine Zuordnung eines jungen Men- 
schen in diesen Lebensabschnitt erschwert. Die Übergänge vom Jugendlichen zum 
Erwachsenen sind flüssig und durchlässig geworden. Für eine genauere Bestimmung 
bedient man sich dennoch oftmals rechtlicher, sozialer und auch biologischer Merk- 
male, wobei diese bedingt Zäsuren anbieten und folglich eher nur als Hilfskonstruk- 
tionen respektive Orientierungsrahmen zu betrachten sind. Dennoch sind sich Jugend- 
forscher weitgehend darüber einig, dass die Lebensphase Jugend über den Erwerb von 
manuellen und intellektuellen sowie sozial-kommunikativen Kompetenzen und der 
Bewältigung von Entwicklungsaufgaben definiert werden kann. Wie und in welchen 
zeitlichen Rahmen die Bewältigung dieser Aufgaben gelingt, hängt von individuellen 
und gesellschaftlichen Bedingungen des Aufwachsens ab, die in Zeiten der Individua- 
lisierung, Globalisierung und auch Mediatisierung äußerst dynamisch und auch varia- 
bel sind. 

Obwohl sich die Parameter im Hinblick auf die Bewältigung von Entwicklungsauf- 
gaben nicht auf ein bestimmtes Lebensalter festlegen lassen, versucht man die Jugend- 
phase über umfangreiche und in Teilen uneinheitliche rechtliche Normierungen ge- 
sellschaftlich zu institutionalisieren, z.B. über das Kinder- und Jugendhilfegesetz, das 
Jugendschutzgesetz und das Jugendstrafrecht sowie über verschiedene arbeitsrechtliche 
Regelungen (im Überblick vgl. z. B. Scherr 2009: 30 ff.). Normierungen und Institutiona- 
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Tabelle 1 Erwerb rechtlich festgelegter Teilreifen nach Altersstufen 


Alter Befähigung/Erlaubnis/Mündigkeit/Pflichten 

10 Jahre Recht auf Anhörung vor Religionswechsel. 

12 Jahre Beschränkte Religionsmündigkeit. 

14 Jahre Besuch von Filmen und anderen öffentlichen Veranstaltungen bis 22 Uhr; volle Religions- 


mündigkeit; bedingte Strafmündigkeit; Mitbestimmungsrechte z.B. bei der Wahl des Be- 
rufes, bei der Zugehörigkeit zu einem Elternteil im Scheidungsfall, bei einer vorgesehenen 
Operation (im medizinischen Bereich). 


15 Jahre Ende der normalen Schulpflichtzeit; Beginn der Berufsschulpflicht'; aktives und passives 
Wahlrecht von Auszubildenden bei Wahlen von Jugendvertretungen in Betrieben. 


16 Jahre Bedingte Ehemündigkeit; Eidesfähigkeit; Fahrerlaubnis Klasse 1b, 4 und 5; Pflicht zum Be- 
sitz eines Personalausweises; Aufenthalt in Gaststätten ohne Erziehungsberechtigten bis 
24 Uhr sowie Teilnahme an Film- und Tanzveranstaltungen bis 24 Uhr; Ende der Schul- 
pflicht (nach zehn Jahren); Konsum und Verzehr alkoholischer Getränke (allerdings Verbot 
branntweinhaltiger Produkte). 


18 Jahre Volljährigkeit (vgl. $ 2 BGB); volle Ehemündigkeit; volle Geschäftsfähigkeit; Ende der Vor- 
mundschaft oder Pflegschaft wegen Minderjährigkeit; Adoption ohne Einwilligung der 
(leiblichen) Eltern möglich; selbstständige Wahl des Wohnsitzes; aktives und passives 
Wahlrecht für Bundestag und Landtag? wie für die Gemeindevertretung (für Bundestag 
vgl. Art. 38 GG); Europaparlamentswahlrecht; volle Strafmündigkeit (mit Einschränkun- 
gen); Ende der Berufsschulpflicht (mit Ausnahme je nach Bundesland); Tabakkonsum er- 
laubt. 


21 Jahre Ende der Möglichkeit, Jugendstrafrecht anzuwenden (vgl. $ 10 StGB); Ende der Möglich- 
keit, Hilfen nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz zu beanspruchen (Ausnahme: be- 
gründete Einzelfälle; offene und verbandliche Jugendarbeit). 


24 Jahre Ende der Möglichkeit, den Jugendstrafvollzug anzuwenden. 
25 Jahre Annahme eines Kindes möglich (Differenzierungen in § 1743 BGB). 
27 Jahre Ende der Leistungsberechtigung nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB). 


1 In Berlin, Brandenburg, Bremen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen-Anhalt beginnt die Berufsschulpflicht erst 
nach zehn Jahren Vollzeitschulpflicht. ? Im Jahr 2011 konnten erstmals 16-jährige Jugendliche an den Wahlen zur 
Bremischen Bürgerschaft und zur Stadtverordnetenversammlung teilnehmen. 


Quellen: Bürgerliches Gesetzbuch; Jugendschutzgesetz; Strafgesetzbuch; Sozialgesetzbuch; Deisenhofer (2011). 


lisierungen von Jugend manifestieren sich entsprechend in rechtlichen Bestimmungen 
zu den verschiedenen Teilreifen des Jugendalters: 

Viele sozialwissenschaftliche Studien haben zum Ziel, möglichst ein Bild oder ein 
Profil bestimmter Geburtenjahrgänge zu erstellen, und deren Lebenswelt, ihr Denken 
und ihre psychosoziale Befindlichkeit transparent zu machen. Heutzutage stellt sich die 
Jugend aber eher als eine diffuse, informelle Bezugsgruppe mit einem ungenauen, in- 
differenten, variablen Kollektivbewusstsein dar. » Jugendlicher zu sein«, ist für viele Ju- 
gendliche zumeist eine von außen zugeschriebene Rolle bzw. ein formeller Status, der 
Heranwachsenden antizipatorische Aktivitäten im Sinne von Probehandeln ermöglicht. 
»Jugendlich sein«, ist Habitus und Lebensstil geworden. Man spricht immer noch häu- 
fig von »der« Jugend und verweist damit auf die Gesamtheit aller Jugendlichen einer 
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Gesellschaft, doch bei genauerer Betrachtung wird man damit dem komplexen sozialen 
Phänomen Jugend heute nur bedingt gerecht. 

Es ist anzumerken, dass recht häufig, wenn von Jugendlichen und/oder der Jugend 
die Rede ist, ganz pragmatisch eine Alterskohorte zusammengefasst wird (z. B. zehn- bis 
18-jährige oder 14- bis 25-jährige Jugendliche). Diese Kohorten bezeichnet man dann 
mitunter als Generation in der Annahme, dass die (jeweiligen historischen) Erfahrun- 
gen im Prozess des Aufwachsens, daraus folgend die Bedürfnisse und Ansprüche, Ein- 
stellungen und Werte, die Orientierungsmuster und Verhaltensweisen der Generations- 
angehörigen weitestgehend ähnlich sind bzw. diese repräsentieren. Nicht selten gehen 
mit der Beschreibung von Jugendgenerationen Etikettierungen und »Universalattri- 
butionen« einher. So wurden in den vergangenen Jahren Jugendliche in Deutschland 
etwa als die »Pragmatischen« bzw. »Egotaktischen« oder »Egozentrischen« deklariert 
(siehe die Ergebnisse der Shell-Jugendstudie 2002 und 2006; Deutsche Shell 2002; Shell 
Deutschland Holding 2006). Diese generierten Generations- und Subjekttypologien 
sind allerdings ambivalent einzuschätzen, da sie vermeintlich homogenisierend sind 
und Jugendliche als Gruppe vereinheitlichen. 

Wie seit langem bekannt und zu beobachten ist, verändert sich durch die anhaltend 
niedrige Geburtenziffer und die beständig steigende Lebenserwartung das Verhältnis 
zwischen jüngeren und älteren Menschen in Deutschland beträchtlich (> Bevölkerung). 
Der Anteil der unter 20-Jährigen an der Bevölkerung hat sich in den vergangenen 50 Jah- 
ren von 28,4 auf 18,8 Prozent reduziert, wobei der Anteil der Personen, die 60 Jahre und 
älter sind, von 17,4 auf 25,9 Prozent angestiegen ist (Statistisches Bundesamt/Wissen- 
schaftszentrum Berlin für Sozialforschung 2011). Diese Tendenz hält nach Vorausbe- 
rechnungen des Statistischen Bundesamtes für die nächsten Jahrzehnte an, was eine 
soziale Marginalisierung von Jugendlichen in der Gesellschaft zur Folge haben wird 
und mit drastischen Konsequenzen für die schulische und außerschulische Bildung ins- 
besondere in strukturarmen ländlichen Gebieten verbunden ist, z.B. altersheterogene 
Klassen, lange Schulanfahrtswege, Einschränkungen im Freizeitbereich (z.B. Sportver- 
eine, Jugendzentren) und im Hinblick auf kulturelle Bildungsangebote. 

Im Jahr 2009 befanden sich rund 61 Prozent aller Personen im so genannten Er- 
werbsalter, d.h. im Alter von 20 bis unter 65 Jahre. Das Statistische Bundesamt schätzt, 
dass im Jahr 2060 dagegen nur etwa die Hälfte der Bevölkerung im Erwerbsalter sein 
wird, während ein Drittel 65 Jahre oder älter und nur circa 16 Prozent jünger als 20 Jahre 
sein werden. Folglich werden die sozial-politischen Anforderungen an jüngere Men- 
schen und auch die Ansprüche an sie, soziale Verantwortung zu übernehmen, deutlich 
steigen. 

Im Jahr 2010 wohnten in Deutschland fast zwei Drittel der 18- bis 24-Jährigen noch 
mit ihren Eltern in einem Haushalt zusammen. Junge Frauen lebten dabei deutlich sel- 
tener im elterlichen Haushalt als ihre männlichen Altersgenossen (57 zu 71 Prozent). Al- 
lein in einem eigenen Haushalt lebten 17 Prozent der 18- bis 24-Jährigen; 13 Prozent der 
jungen Erwachsenen lebten mit dem Ehe- oder Lebenspartner zusammen. Sechs Pro- 
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zent waren entweder alleinerziehend oder teilten sich den Haushalt mit anderen Allein- 
stehenden z.B. in einer Wohngemeinschaft. 


2 Kurze Sozialgeschichte der Jugend und der Jugendforschung 


Bis zum Beginn der Industrialisierung war die Jugendphase als eine Schon- bzw. Er- 
probungszeit Heranwachsenden aus privilegierten Schichten wie den Angehörigen des 
Adels und des Bürgertums vorbehalten, die sich eine »Sonderzeit« im Lebenslauf neh- 
men konnten, um sich in Jugendbewegungen, wie z.B. dem Wandervogel oder auch in 
studentischen Burschenschaften, über ideologische und moralische Fragen auszutau- 
schen und sich, ihre Einstellungen und Handlungsstrategien im Gemeinschaftsleben 
auszutesten. Kinder der Landbevölkerung (d.h. aus Familien handwerklicher oder land- 
wirtschaftlicher Betriebe bzw. Kinder des Arbeiterstandes) wurde diese Lebensphase 
mehr oder minder vorenthalten, da sie in der Regel - wenn überhaupt - nur eine ein- 
fache Schulbildung erhielten und bereits in frühem Alter zum Lebensunterhalt eines 
Haushalts beizutragen hatten. Alle notwendigen Fähigkeiten und Kompetenzen für das 
Berufsleben wurden ihnen prioritär von der Elterngeneration vermittelt. Sowohl fa- 
miliär als auch gesellschaftlich wurde nicht zwischen der Rolle von Jugendlichen und 
Erwachsenen unterschieden. Erst mit zunehmender Industrialisierung und der gesell- 
schaftlichen Ausdifferenzierung konnten die erforderlichen Fähigkeiten und Fertigkei- 
ten nicht mehr ausschließlich familial weitergegeben werden. Deshalb mussten außer- 
halb der Familie neue Lernfelder geschaffen werden. Erst von da an gewährte man in 
den westlichen Industriestaaten auch Angehörigen anderer Bildungsschichten längere 
Schul- und Ausbildungszeiten, wurde die Berufsreife und die ökonomische Eigenstän- 
digkeit entsprechend später erreicht. Auch Eheschließung und Familiengründung er- 
folgten zu einem späteren Zeitpunkt des Lebenslaufs. 

Die Jugend existiert als eigenständige Entwicklungsphase für das Gros der Heran- 
wachsenden demzufolge erst seit Mitte des letzten Jahrhunderts. Sie ist »ein historisches 
Produkt« (Neidhardt 1970: 16) einer modernisierten Gesellschaft, die »langlaufende So- 
zialisationsprozesse verlangt und erlaubt« (Neidhardt 1970: 18). Gleichwohl hat(te) die 
Jugendphase mit der Übernahme der Erwachsenenrolle im Prinzip eine klare Zäsur: So- 
bald Jugendliche sich beruflich und partnerschaftlich festgelegt haben, sind ihre zukünf- 
tigen Aufgabenbereiche weitestgehend definiert und sie sind für sich und ihre Familie 
verantwortlich. Jugendlichen wurde also für eine gewisse Zeit ein eigenständiger Hand- 
lungsraum zugebilligt, der vor allem an Ausbildungszeiten geknüpft war und bis heute 
als Such- und Findungsphase gilt. 


1 Quelle: Statistisches Bundesamt <http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Inter- 
net/DE/Presse/pm/zdw/2011/PDıı__047__poo2,templateld=renderPrint.psml> [Letzter Zugriff am 
15.12.2011] 
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Im Blickpunkt der Jugendforschung standen in den 1960er und 1970er Jahren vor 
allem Jugend(protest)kulturen, die zunächst mehrheitlich als Gegenkulturen zur Er- 
wachsenengesellschaft betrachtet wurden. Jugend wurde mitunter als soziales Problem 
behandelt. Als problematisch galten etwa Drogenkonsum, Gewaltbereitschaft und Kol- 
lektivierungsprozesse. Erst seit den 1980er Jahren werden Jugendkulturen auch als be- 
sondere Ausdrucksform begriffen, die es Jugendlichen erleichtert, ihre Alltags- und Ent- 
wicklungsprobleme zu bewältigen, sich soziokulturell auszuprobieren. Betrachtet man 
die Jugendstudien aus dieser Zeit, so fällt auf, dass Jugendkulturen und Jugendszenen 
sich von Befragungszeitraum zu Befragungszeitraum vervielfältigen. 

In den 1990er Jahren war die sozialwissenschaftliche Jugendforschung durch die 
deutsch-deutsche Vereinigung vor allem auf eine kulturvergleichende Perspektive aus- 
gerichtet, die das Aufwachsen ost- und westdeutscher Jugendlicher sowie deren Wertein- 
stellungen, deren kulturelle Präferenzen und ihr Mediennutzungsverhalten analysierte. 
Diese Studien sind nunmehr kaum anschlussfähig, da sich die Verhältnisse zunehmend 
angeglichen haben und regionale Unterschiede (je nach der wirtschaftlichen Prosperität 
und den kulturellen Präferenzen) evidenter zu sein scheinen als die sich aus Systemun- 
terschieden ergebenden historisch-gesellschaftlichen. 

Gegenwärtig konzentriert man sich in der Jugendforschung vorwiegend auf die Er- 
fassung der mikrosozialen Prozesse im Kontext der Sozialisation und der Identitäts- 
entwicklung von Jugendlichen. Dies könnte sich vor dem Hintergrund des soziodemo- 
grafischen Wandels jedoch in Zukunft ändern, da Generationenverhältnisse und die 
Bedeutung von Jugend und Jugendalter wieder gesamtgesellschaftlich relevanter zu wer- 
den scheinen (Hoffmann et al. 2008). 


3 Theorien in der Jugendforschung 


Die relevanten Theorien zum Aufwachsen junger Menschen sind vorrangig in der Psy- 
chologie, der Pädagogik und der Soziologie anzusiedeln, wobei es häufig auch inhalt- 
liche Schnittmengen und interdisziplinäre Ausrichtungen vor allem in der empirischen 
Forschung gibt. Allen Disziplinen gemein ist die Grundannahme, dass sich Heranwach- 
sende heute zu Persönlichkeiten aufgrund ihrer Auseinandersetzung mit ihrem mate- 
riellen und sozialen Umfeld einerseits und ihren physiologischen Gegebenheiten und 
Begabungen andererseits sowie der sich aus beiden »Kompetenzfeldern« ergebenen An- 
sprüche und Interessenlagen entwickeln. Absicht fast aller sozialwissenschaftlichen Be- 
trachtungen der Entwicklung im Jugendalter ist, möglichst ein umfassendes Verständnis 
für die physiobiologischen und psychosozialen Besonderheiten sowie für die sozialen 
und kulturellen Anforderungen an das Individuum in dieser Reifungsphase zu erhalten. 
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3.1  Entwicklungspsychologische Theorien 


Die Theorieansätze der Entwicklungspsychologie des Jugendalters beschäftigen sich zu- 
meist mit den Funktionalitäten und Dysfunktionalitäten des Aufwachsens, also den Po- 
tenzialen und den Risiken. Nach wie vor bezieht man sich etwa auf Entwicklungsauf- 
gabenkonzepte, wenn der wesentliche Kompetenzerwerb im Jugendalter beschrieben 
respektive gemessen werden soll. Dabei orientiert man sich mitunter noch an dem in 

den 1940er und 1950er Jahren generierten Konzept des Pädagogen Robert J. Havighurst 

(1972), der die wichtigsten Entwicklungsbelange zu erfassen versucht hat. Diese wur- 
den dann von verschiedenen Psychologen (unter anderem Fend 2001; Noack 1990) den 

gesellschaftlichen Entwicklungen angepasst. Anhand des Erreichens der körperlichen 

Reife, an bestimmten Formen der Selbständigkeit und Autonomie, an sozialer Integra- 
tion (Aufbau von Freundschaftsbeziehungen) und der Bindungsfähigkeit (Aufbau part- 
nerschaftlicher Beziehungen) lässt sich dann mitunter erkennen, ob der Übergang von 

der Adoleszenz zum Erwachsensein gelungen oder defizitär verlaufen ist. Viele Modelle 

der Entwicklungspsychologie gehen von normativen Entwicklungsverläufen aus und be- 
trachten vor allem die psycho-sozialen Bewältigungsprozesse und die Diskontinuitäten 

von Entwicklungspfaden. Zudem fokussiert man sich in der Forschung häufig auf die 

Verarbeitung kritischer Lebensereignisse, auf Risikokonstellationen oder auch Probleme 

sozialer Benachteiligungen (Grob/Jaschinski 2003). Diese eher defizitorientierte Sicht 

auf die Jugendphase hat eine längere Tradition und ist nicht zuletzt mit der Theorie psy- 
cho-sozialer Krisen und dem Stufenmodell von Erik H. Erikson (1973) verbunden. Dem- 
zufolge gilt es in der Adoleszenz, Krisen zu lösen und zu bewältigen, die überhaupt erst 

die Identitätsbildung ermöglichen, und den Heranwachsenden befähigen, auch nachfol- 
gende jugendtypische, psycho-soziale Probleme und Anforderungen zu meistern. Die 

zentrale Herausforderung im Jugendalter ist, die Rolle des Erwachsenen anzunehmen 

und seine Identität zu finden. 

Eine eher ressourcenorientierte Sicht auf die Entwicklungsprozesse im Jugendal- 
ter findet sich im sozialökologischen Theoriemodell von Urie Bronfenbrenner (1976). 
Sein Anliegen war es, die Wechselbeziehungen zwischen sozialer Umwelt und sozialem 
Verhalten junger Menschen zu untersuchen. Die Entwicklung von Menschen versteht 
Bronfenbrenner als aktiven Prozess der Auseinandersetzung mit symbolischen, sozia- 
len und materiellen Umwelten sowie mit sich selbst. Gegenwärtig wird verstärkt mit 
ressourcenorientierten Theorien operiert, die stets betonen, dass sich Jugendliche jene 
Kontexte aussuchen und zu nutzen wissen, die ihre Entwicklung voranbringen; insbe- 
sondere Richard M. Lerner und seine Mitarbeiter plädieren für die »positive youth de- 
velopment« (PYD) Perspektive und möchten Entwicklungssysteme grundsätzlich als 
dynamische und variationsreiche Kontexte und Jugendliche in einer sich modernisie- 
renden Gesellschaft als belastungsfähig (»resilient«) verstanden wissen (Lerner 2002; 
Lerner et al. 2005). 
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3.2  Soziologische Theorien 


Soziologische Theorien zur Lebensphase Jugend beschäftigen sich ebenfalls mit der In- 
dividuation junger Menschen, wobei sie jedoch weitaus eher als entwicklungspsycholo- 
gische Theorien die soziokulturellen und sozialstrukturellen Bedingungen des Aufwach- 
sens berücksichtigen und sich verstärkt für das System und die Interdependenzen der 
Sozialisationskontexte (etwa Familie, Schule, außerschulische Einrichtungen, Peers) in- 
teressieren. Überwiegend werden Jugendliche als Persönlichkeiten gesehen, die sich in 
der Auseinandersetzung mit äußeren Einflüssen aus der sozialen und materiellen Um- 
welt und ihren inneren Anlagen entwickeln und als Subjekte aktiv diesen Entwicklungs- 
prozess steuern, indem sie die eigene Entwicklung mitbestimmen und mitunter selbst 
organisieren. Es gibt einen inneren Antrieb, aktiv gestaltend und handelnd auf das Um- 
feld einzuwirken, um sich so jeweils die Bedingungen zu schaffen, die die Entwicklung 
im Sinne der eigenen Interessenlagen und Bedürfnisse fördern. Es wird heute davon aus- 
gegangen, dass Erscheinungsformen, Verhaltensweisen, Einstellungen und Wertmuster 
von Jugendlichen demzufolge immer von den sozio-strukturellen und historisch-öko- 
nomischen Merkmalen der Gesellschaft abhängig sind, in der junge Menschen aufwach- 
sen. Wichtige Impulse für diese Sichtweise kamen vor allem aus interaktionistischen 
Theorien, die menschliche Entwicklung nicht nur als Reaktion auf Umweltgegebenhei- 
ten definieren, sondern Individuen als produktiv verarbeitende und ihre Umwelt ge- 
staltende Subjekte verstehen. Voraussetzung dafür ist, dass Subjekte ihre Umwelt inter- 
pretieren, mit Bedeutungen und Bewertungen versehen und Handeln erst auf der Basis 
eines reflektierenden Bewusstseins erfolgt. Entwicklung wird damit nicht als ein spiegel- 
bildlicher Abdruck materieller Bedingungen und sozialer Strukturen begriffen, sondern 
vollzieht sich aus den wechselseitigen Beziehungen der Menschen untereinander. Für 
die Persönlichkeitsentwicklung Jugendlicher bedeutet das, dass die Umbruchphase auf 
der Basis lebensgeschichtlicher Erfahrungen und deren Interpretationen gestaltet wird. 
Jugendliche werden somit als Produzenten ihrer eigenen Entwicklung verstanden (vgl. 
unter anderem Hurrelmann 2004; Mansel/Hurrelmann 2003; Scherr 2009). 

Ziel von Entwicklung und Sozialisation Heranwachsender ist die Ausbildung sozial- 
kommunikativer Kompetenzen und von Handlungsbefähigungen in verschiedenen Be- 
reichen: im familialen Bereich (Elternhaus) sowie in institutionellen (Schule, Kirche, 
Vereine, Verbände etc.) und informellen Kontexten (Gleichaltrigengruppen). In jüngs- 
ter Zeit werden auch verstärkt Medien als Ressource der Sozialisation begriffen, die eine 
Auseinandersetzung mit verschiedenen Handlungspraktiken, mit Werten und Einstel- 
lungen ermöglicht. Sozialisationskontexte werden auch als Instanzen oder Umwelten 
bezeichnet, die sowohl unabhängig voneinander als auch aufeinander bezogen fungie- 
ren. Entscheidend ist, dass die jungen Individuen zwischen diesen Kontexten changie- 
ren und für sie sowohl das Zusammenwirken als auch die Logiken der Kontexte eine 
entscheidende Rolle im Hinblick darauf spielen, inwieweit Persönlichkeitsentwicklung 
und Lebensbewältigung gelingen kann. 
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Die Lebensphase Jugend dient im soziologischen Verständnis a) dem Aufbau intel- 
lektueller und sozialer Fertigkeiten, um selbstverantwortlich schulische und anschlie- 
ßend berufliche Qualifikationen zu erwerben, mit dem Ziel, eine Erwerbsarbeit auf- 
zunehmen und sich dadurch eine eigene ökonomische und materielle Basis für eine 
selbständige Existenz zu sichern; b) der Ausbildung einer eigenen Geschlechtsrolle und 
des sozialen Bindungsverhaltens zu Gleichaltrigen, um eine Partnerbeziehung mit dem 
langfristigen Ziel der Erzeugung und Erziehung eigener Kinder aufzunehmen; c) der 
Entwicklung individueller Handlungsmuster zur Nutzung des Konsumwarenmarktes 
und kultureller Freizeitangebote (inklusive Medien) mit dem Ziel, einen eigenen Le- 
bensstil auszubilden und autonom gesteuert und bedürfnisorientiert mit den Angebo- 
ten umzugehen; d) dem Erwerb eines Werte- und Normensystems und eines ethischen 
und politischen Bewusstseins, um langfristig bei Abwägung von Handlungszweck und 
potenziellen Nebenfolgen verantwortlich handeln zu können (Hurrelmann 2004: 27 ff.). 


4 Gegenwartsdiagnosen 


Wie oben ausgeführt sind die Entwicklungs- und Sozialisationsbedingungen im Zuge 

der Individualisierung sowie auch Globalisierung und Mediatisierung äußerst kom- 
plex geworden, sodass allgemeingültige Aussagen zum Aufwachsen der Jugendlichen in 

Deutschland kaum vorgenommen werden können. Dafür sind Jugendliche als Bevölke- 
rungsgruppe auch zu heterogen, müssten für Analysen und Diagnosen z.B. differenziert 

soziale Lagen, soziale und ethnische Herkunft, Geschlechts- und Religionszugehörig- 
keit berücksichtigt werden. Repräsentative Befragungen von Jugendlichen im Alter von 

zwölf bis 25 Jahren werden seit 1953 im Auftrag der Shell AG bzw. Shell Deutschland Hol- 
ding durchgeführt, allerdings verweisen die immer kürzeren Zeitabstände der Erhebun- 
gen auf den beschleunigten sozialen, kulturellen und auch medialen Wandel, der jeweils 

kurzfristige Veränderungen hinsichtlich der Lebens- und Entwicklungsbedingungen er- 
warten lässt (zuletzt Shell Deutschland Holding 2010). Zugleich gewährt der Jugendsur- 
vey des Deutschen Jugendinstituts (DJI) einen Überblick über die im Zeitraum von 1992 
bis 2003 veränderten Lebensverhältnisse, Orientierungen und Werteinstellungen sowie 

gesellschaftlichen Partizipationsmöglichkeiten von Jugendlichen in Deutschland (Gille 

et. al. 2006). Kritisch anzumerken ist jedoch, dass Surveys und Panoramastudien keine 

Aussagen über die Jugend, sondern »nur« über Jugendliche machen können. Gleichwohl 

lassen sich einige Themen- und Problemfelder aufzeigen, in denen Jugendliche beson- 
ders gefordert sind und die aktuell im Fokus der Wissenschaft stehen. Sie verstehen sich 

als Auswahl. 
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4.1 Bildung und Arbeit 


Die Gegenwartsgesellschaft stellt an Jugendliche besondere Bildungs- und Leistungs- 
anforderungen, die gerade im Prozess der Individuation und im Hinblick auf die Reali- 
sierung ihrer persönlichen Lebenspläne mitunter als überhöht und übermächtig erlebt 
werden. Vielfältige Offerten für Lebensführungsmodelle, Werte- und Normenpluralis- 
mus und soziokulturelle Unverbindlichkeiten können einerseits als Optionen, anderer- 
seits als Belastungen wahrgenommen werden und zu Irritationen führen. Bildung und 
das im Rahmen der Bildungslaufbahn erworbene Schulabschlusszertifikat sind ent- 
scheidend für die spätere soziale Positionierung, den beruflichen Erfolg und damit für 
das Einkommen sowie für die Konsumchancen und die Möglichkeiten der Nutzung von 

(kommerziellen) Kulturangeboten. Schule gilt nach wie vor als Verteiler von Bildungsti- 
teln (> Bildung und Bildungssystem). Jugendliche und ihre Eltern wissen darum und nei- 
gen zu entsprechenden Bildungsaspirationen, d.h. sie wünschen für ihren Nachwuchs 

den bestmöglichen Schulabschuss. Seit der Bildungsexpansion der 1970er Jahre nimmt 
der Anteil derjenigen, die die Schule mit einem hohen Bildungsabschluss verlassen, zu. 
Im Vergleich zu den 1950er und 1960er Jahren ist der Anteil der Jugendlichen, die heute 

ihre Schullaufbahn mit der Hochschulreife abschließen, um etwa das Siebenfache an- 
gestiegen. Allerdings führte die Bildungsexpansion nicht nur zu besseren Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt, sondern auch zu einer Entwertung der Schulabschlusszertifikate. Für 

viele berufliche Ausbildungsgänge, für die in den 1950er und 1960er Jahren der Haupt- 
schulabschluss eine hinreichende Voraussetzung war, ist heute ein Realschulabschluss 

oder gar das Abitur unabdingbar. Bereits in der 1980er Jahren ermittelte Klaus Hurrel- 
mann (1988), dass Jugendliche, wenn sie den Status ihrer Eltern und damit den Lebens- 
standard, den sie aus ihrer Herkunftsfamilie gewohnt sind, halten wollen, einen Schul- 
abschluss benötigen, der um mindestens eine Stufe über dem ihrer Eltern liegt. 

Ein hochwertiges Schulabschlusszertifikat ist zwar nach wie vor eine notwendige, al- 
lerdings keineswegs mehr eine hinreichende Bedingung für einen erfolgreichen Start in 
das Berufsleben. Aber Jugendliche haben keine anderen Möglichkeiten, als ihre schuli- 
schen Leistungen zu optimieren, um zumindest die Chancen auf beruflichen Einstieg 
und sozialen Aufstieg zu wahren. Dies bedeutet jedoch für viele Jugendliche, dass der 
Schulalltag mit Stress und der Angst vor Leistungsversagen einhergeht. Etwa ein Vier- 
tel der Schüler berichtet über Schulangst und ein etwa gleich hoher Anteil fühlt sich bei 
der Erledigung der alltäglichen schulischen Verpflichtungen überfordert. Aber trotz al- 
ler Anstrengungen misslingt es einem nicht unerheblichen Teil der Jugendlichen, ihre 
schulischen Ziele zu erreichen. Etwa ein Viertel der Jugendlichen muss im Rahmen der 
Schulkarriere mindestens einmal eine Klasse wiederholen (Schümer et al. 2002: 206). 

Nach Abschluss der Schulzeit verändert sich die für viele Jugendliche wenig aus- 
sichtsreiche Situation nicht grundlegend. Bereits in den 1970er und 1980er Jahren konn- 
ten viele Jugendliche infolge der Ausbildungsplatzmisere ihre beruflichen Optionen 
nicht realisieren, mussten sie infolge des Mangels Überbrückungsmaßnahmen durch- 


Jugend 445 


laufen und berufliche Warteschleifen drehen. Aber auch in günstigeren Zeiten, in denen 
sich ein Überhang des Ausbildungsplatzangebots gegenüber der Nachfrage abzeichnete, 
gab etwa ein Drittel der Auszubildenden an, dass sie ihre beruflichen Optionen nicht 
verwirklichen konnten, sich beim Statusübergang beruflich umorientieren und einen 
anderen als den ursprünglich angestrebten Ausbildungsberuf erlernen (müssen). Seither 
ist - zumindest bis zum Jahr 2007 - die Zahl der Arbeitslosen insgesamt weiterhin in 
wellenförmigen Bewegungen (mit einem jeweils leichten Rückgang in den Konsolidie- 
rungsphasen) weiter angestiegen, womit sich auch die Situation der Jugendlichen kaum 
verbessern konnte. Neuere Untersuchungen zeigen, dass der Anteil junger Menschen, 
die nach Verlassen des Schulsystems zunächst keinen Ausbildungsplatz erhalten, gestie- 
gen ist. In der Hoffnung, dass ihnen irgendwann ein Berufseinstieg gelingt, absolvieren 
junge Menschen vermehrt (unbezahlte) Praktika, münden in prekäre Beschäftigungs- 
verhältnisse (Ein-Euro-Jobs, Arbeiten im Niedriglohnsektor, Scheinselbständigkeit etc.) 
ein, sind häufiger und über längere Perioden von Arbeitslosigkeit betroffen. Die Etab- 
lierung am Arbeitsmarkt verschiebt sich damit weiter in spätere Lebensjahre. Jugend- 
liche aus sozial wenig privilegierten Familien sowie junge Menschen mit Migrationshin- 
tergrund werden in besonderem Maße mit Problemen im Rahmen der Schullaufbahn 
wie auch beim Berufseinstieg konfrontiert (Mansel/Kahlert 2007; Mansel/Speck 2012). 


4.2 Kultur und Medien 


Die Jugendlichen in Deutschland soziokulturell zu verorten, zu gruppieren und als Ju- 
gendkultur zu identifizieren, ist äußerst schwierig geworden, denn jugendkulturelle Ge- 
meinschaften können zumeist nur selektiv und fallspezifisch erfasst werden. Jugendkul- 
turelle Gemeinschaften können Gruppen, Szenen und Milieus sein, die sich einerseits 
manchmal temporär und/oder informell zusammenfinden oder die andererseits auch 
institutionalisiert und strukturiert sind. Das Spektrum an Szenen und Kulturen ist un- 
geheuer breit. Betrachtet man insbesondere größere Zeiträume, findet man eine Viel- 
zahl an Untersuchungen zu Jugendkulturen und Jugendszenen (siehe Farin 2010; Krüger 
2010). So entsteht der Eindruck, dass Jugendliche offenbar immer irgendeiner Szene 
oder Kultur zugehörig sind. Doch dies ist - folgt man den letzten Jugendstudien der 
Shell Holding - allerdings nicht der Fall. Die jüngsten Shell-Jugendstudien haben gar 
auf eine Frage nach einer Szenezugehörigkeit verzichtet. Bereits in den 1990er Jahren 
zeichnete sich ab, dass die Identifikation mit jugendkulturellen Gruppen für Jugend- 
liche zunehmend uneindeutiger wird. Bereits im Jahre 1996 antwortete jeder zweite Be- 
fragte, dass er gleichzeitig mehrere Stile präferiere und man sowohl der einen Szene 
als auch der anderen zugehörig sein bzw. sich zugehörig fühlen könne (Fritzsche 1997). 
Krüger (2010: 25) weist zu Recht daraufhin, dass die inhaltliche Klassifikation und Sor- 
tierung der in den Shell-Jugendstudien abgefragten Gruppenstile nur »oberflächliche 
und vordergründige Informationen« liefern, die zumeist von den historischen Rahmen- 
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bedingungen und den Alltagspraxen vieler Gruppen- und Szeneanhänger abstrahieren. 
Stilüberschneidungen und Stilvermischungen erschweren klare Szenezuordnungen. 
Während frühere Jugendkohorten also noch als »Halbstarke«, » Beatniks«, »No-Future- 
Generation« bezeichnet werden konnten, lassen heutige jugendkulturelle Phänomene 
immer weniger solche Kollektivattribuierungen zu. Jugendliche erproben und testen di- 
verse jugendkulturelle Stile, Moden und Attitüden für sich aus. Partizipation an und Re- 
präsentanz einer kulturellen Szene sind deshalb prinzipiell zu unterscheiden. 

Die zentralen Referenzbereiche für jugendkulturelle Gemeinschaften sind häu- 
fig lokale, nationale und auch globale Medienangebote sowie vor allem Musikgenres. 
Über geteilte Medienpräferenzen und Mediennutzungsweisen werden soziale und kul- 
turelle Vergemeinschaftungen in Form von Fangruppen oder Szenen assoziiert oder 
auch faktisch vorgenommen, wenngleich sich z.B. die Hip-Hop-Szenen nochmals in 
sich ausdifferenzieren oder von lokalen Gegebenheiten geprägt sind. Dies gilt für an- 
dere Musikszenen wie die Gothics oder die Hardcore-Fans und viele andere auch. Zu- 
dem vergemeinschaften sich Jugendliche zunehmend über soziale Online-Netzwerke 
wie »Facebook« oder »VZ-Portale« (»SchülerVZ«, »StudiVZ«, »meinVZ«), auf denen 
sie sich mit anderen über ihre Medienpräferenzen austauschen, Fotos, Musik und Vi- 
deos mit anderen teilen und in ihren Kreisen distribuieren. Die jährlich erscheinenden 
JIM-Studien geben einen guten Überblick über das jeweilige Mediennutzungsverhalten 
von Jugendlichen, das sich ja keineswegs auf Internetaktivitäten beschränkt. Nach wie 
vor ist für Jugendliche das Fernsehen bedeutsam, das in Teilen im Internet integriert ist, 
aber bestimmte Serien- und Showformate (inklusive Castingshows) sowie Sportsendun- 
gen möchten Jugendliche nicht missen (MPFS 2010). Rezipiert werden die Lieblingssen- 
dungen aber eher noch »klassisch«, d.h. zur Sendezeit am heimischen, zumeist eigenen 
Fernsehgerät. 


4.3 Körper und Gesundheit 


Probleme, die Jugendliche mit der Gesellschaft, in die sie hineinwachsen, den dort vor- 
herrschenden Umgangsformen und/oder den Kriterien für die Verteilung von sozialen 
und materiellen Gratifikationen, für Anerkennung und Prestige haben, äußern sich in 
nach Außen orientierten Formen der Verarbeitung wie Gewalt und Devianz oder - wie 
in jüngster Zeit zunehmend zu beobachten ist - in nach Innen konzentrierten Formen 
der Belastungsregulation. In Studien wurde herausgearbeitet, dass die Vorstellung von 
der gesunden und vitalen Jugend die Situation der heute heranwachsenden Genera- 
tion unzureichend beschreibt, denn Beeinträchtigungen des Wohlbefindens, psycho- 
soziale und gesundheitliche Befindlichkeitsstörungen und chronische Krankheiten tre- 
ten vermehrt auf. Es wird geschätzt, dass in Deutschland etwa 1,5 Millionen Kinder und 
Jugendliche unter einer oder mehreren chronischen Erkrankungen leiden. Weit ver- 
breitete Erkrankungsbilder sind Asthma, Neurodermitis, Diabetes, Epilepsien, Erkran- 
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kungen des Bewegungsapparates, von Herz- und Kreislauf, des Stoffwechsels, rheu- 
matische Erkrankungen, Krebserkrankungen und krankhaftes Übergewicht (Hackauf/ 
Ohlbrecht 2010; Schubert/Horch 2004 zitiert nach Erhart et al. 2008: 426). Zudem fin- 
den sich nicht wenige Jugendliche mit Verhaltensauffälligkeiten, Aufmerksamkeitsdefi- 
ziten, mit Symptomen von Hyperaktivität, aber auch Ängsten und Depressivität (ebd.). 
Substanzmissbrauch ist hingegen rückläufig, insbesondere Nikotin- und Alkoholgenuss 
gehen seit Jahren zurück. 

Sicherlich ist es für Sozialwissenschaftler naheliegend anzunehmen, dass Psychoso- 
matiken und Befindlichkeitsstörungen, chronische Erkrankungen mit den gesellschaft- 
lichen Bedingungen des Aufwachsens in einem Zusammenhang stehen und der allge- 
genwärtige Leistungs- und Erfolgsdruck wesentlicher Verursacher für Statusängste und 
Verunsicherungen ist, gleichwohl sind Krankheitsgenesen meistens multifaktoriell be- 
dingt (Ohlbrecht 2010). Gleiches gilt für Essstörungen, d.h. Adipositas, Anorexie und 
Bulimie, die im öffentlichen Diskurs mit medial vermittelten Körperbildern und ver- 
meintlichen Schönheitsdiktaten in Verbindung gebracht werden, allerdings sind me- 
diale Idealbilder nur ein Indikator neben anderen, die offensichtlich das Essverhalten 
beeinflussen. Wie Kardorff und Ohlbrecht (2007) zeigen konnten, sind sowohl verän- 
derte Muster der Lebensführung als auch Leistungs- und Konkurrenzdruck für ein pa- 
thologisches Essverhalten verantwortlich. 


5 Ausblick 


Im Mai 1982 wurde seitens der Sektion »Soziale Probleme und soziale Kontrolle« der 
Deutschen Gesellschaft für Soziologie an der Bergischen Universität Wuppertal eine Ta- 
gung veranstaltet, in der diskutiert wurde, ob Jugend ein soziales Problem darstellt. An- 
gesichts der demografischen Entwicklung ist zu erwarten, dass diese Perspektive in der 
öffentlichen Diskussion wieder an Bedeutung gewinnt. Denn je geringer der Anteil jun- 
ger Menschen in einer Gesellschaft wird, desto wichtiger wird jeder Einzelne, denn nur 
wenn es Jugendliche gibt, kann der weitere Bestand der Gesellschaft gesichert werden. 
Von daher ist anzunehmen, dass junge Menschen und deren Entwicklung zunehmend 
mit Argwohn betrachtet werden, dass jede Abweichung von den Normalvorstellungen 
der Erwachsenen - sei sie auch noch so geringfügig - sensibel registriert und zu einem 
sozialen Problem stilisiert wird, damit über den gesellschaftlichen Diskurs die Entwick- 
lung junger Menschen in die Richtung korrigiert werden kann, wie sie von Erwachse- 
nen gedacht wird. 

Jugendliche sind - und es ist davon auszugehen, dass sie es bleiben - die Hoffnungs- 
träger der Gesellschaft und die Seismografen für gesellschaftliche Entwicklungen, wenn- 
gleich sie derzeit weniger im Fokus der politischen Aufmerksamkeit stehen. Obwohl 
eine Gesellschaft auf die Ressourcen, die Potenziale und den »Esprit« der Jugendlichen 
angewiesen ist, bürdet sie ihr aktuell mehr und mehr Lasten im Sinne auch einer sozia- 
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len Verantwortung auf und setzt sie dem Leistungsdruck eines rigiden Bildungssystems 
aus. Bislang fügt sich die Mehrheit der Jugendlichen diesen Aufgaben und Herausforde- 
rungen, wobei sie ihre Gestaltungspotenziale mehr in ihrem persönlichen Bereich und 
weniger in einem gesellschaftspolitischen Kontext sehen (Hoffmann et al. 2008). 
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Kinder und Kindheit 


Doris Bühler-Niederberger 


1 Definitionen 


Zu definieren, was ein Kind sei, ist zunächst banal. Es ist die Altersgruppe der unter 
18-Jährigen; so definiert es die UN-Kinderrechtskonvention, die 1990 in Kraft trat. Alle 
Staaten der Welt ratifizierten sie, mit Ausnahme der USA und Somalia. Sie hält die Gel- 
tung der Menschenrechte auch für alle Menschen unter 18 Jahren fest, etwa Schutz vor 
Diskriminierung nach Religion, Herkunft und Geschlecht sowie das Recht auf Mei- 
nungsfreiheit und auf Beteiligung bei Entscheidungen, die das eigene Wohlergehen be- 
treffen, entsprechend Alter und erreichter Reife. Weiter verpflichten sich die Staaten, 
dem Wohl der Kinder Vorrang zu geben, wenn Entscheidungen getroffen werden, die 
Kinder betreffen, und die Entwicklung der Kinder im höchstmöglichen Umfang zu si- 
chern. Anders als bei den Menschenrechten lassen sich die Kinderrechte allerdings nicht 
durch Einzelne einklagen, und es gibt keine Instanz, die die Staaten zwingen könnte, die 
Verpflichtungen einzuhalten. ' 

Nach deutschem Recht sind junge Menschen mit 18 Jahren volljährig. In einzelnen 
Rechtsbereichen gelten aber andere Altersgrenzen: Strafrechtlich gilt eine Schuldunfä- 
higkeit bis zum Alter von 14 Jahren; anschließend findet bis zum Alter von mindestens 
18 Jahren das Jugendstrafrecht Anwendung. Arbeitsrechtlich gilt ein Arbeitsverbot für 
Kinder unter 13 Jahren und ab dem Alter von 13 Jahren eine rigorose Arbeitszeitbe- 
schränkung auf wenige Stunden erlaubter Arbeitstätigkeit bis zum Ende der Vollzeit- 
schulpflicht. Letztere dauert je nach Bundesland neun oder zehn Jahre und reicht damit 
bis zum Alter von circa 16 oder 17 Jahren. 


2 Historische Entwicklung: Kindheit und gesellschaftliche Ordnung 


Kindheit als eine lange und behütete erste Phase des Lebens wurde für eine Mehrheit der 
Kinder erst mit der Wende zum 20. Jahrhundert Realität; in den Kriegs- und Krisenzei- 
ten des 20. Jahrhunderts kam es dann wieder zu massiven Einbrüchen. Betrachtet man 
die Umsetzung dieses Anspruchs weltweit, muss man feststellen, dass er noch heute in 
einer Mehrheit der Länder für viele Kinder nicht gilt (Epstein 2007). 


1 Vgl. <http://wwwa2.ohchr.org/english/law/crc.htm> [Letzter Zugriff: 15. 2. 2012]. 


S. Mau, N. M. Schöneck (Hrsg.), Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, 
DOI 10.1007/978-3-531-18929-1_30, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013 
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Bekannt geworden ist die These von Aries, dass die Vorstellung von Kindern als 
Gruppe mit besonderen Bedürfnissen und Möglichkeiten in Europa vor dem Beginn 
der Neuzeit nur mangelhaft vorhanden war. So seien die Kinder in einem frühen Al- 
ter, kaum konnten sie sich »vom Rockzipfel der Mutter oder der Amme« entfernen, 
»übergangslos zu den Erwachsenen gezählt« worden, deren Arbeit, aber auch Späße und 
Spiele sie teilten. Gelernt hätten sie vor allem in einem Verhältnis der »Lehre«, indem sie 
den Erwachsenen also bei der Arbeit geholfen hätten (Aries 1978: 45-49). Zwar ist die 
These von Aries wiederholt kritisiert worden (Pollock 1983; Shahar 1991); als Erkenntnis 
bleibt dennoch zurück, dass das, was wir heute als Besonderheit der Kinder definieren, 
zu Beginn der Neuzeit und noch lange darüber hinaus einen geringeren Stellenwert be- 
saß und weit weniger Niederschlag in Institutionen wie Schule, einer behütenden Fami- 
lie, Recht, eigenen Berufsgruppen, die sich mit Kindern befassten, oder gar Institutionen 
des Kinderschutzes fand (Cunningham 2006; Löhmer 1989). 

In Deutschland waren es zuerst die Reformatoren, die den Anspruch auf eine neue, 
»geordnete« Kindheit für alle Kinder erhoben. Es war das Interesse an einer religiösen 
und zivilen Ordnung, die die Menschen in ein inneres Verhältnis zur Herrschaft stellte, 
das die Reformatoren antrieb (Strauss 1978: 239 ff.). Entsprechend der politischen Men- 
talität ihrer Zeit, des 16. Jahrhunderts, waren sie überzeugt von der Schlechtigkeit der 
Menschen: Der Mensch, sich selbst überlassen, werde beherrscht und getrieben von 
Selbstsucht und Leidenschaft, schade sich und den anderen. Auch und ganz besonders 
Kinder seien schlecht. »Natura mali« (von schlechter Natur) sei das Kind, sagte Luther 
in einer Predigt, solange es nicht in seinem angeborenen Charakter geläutert werde 
(1883: 47, 819; 7, 1682). Also sollten Kinder in Familie und Schule einer systematischen 
und intensiven Erziehung unterworfen werden, dann könnten auch religiöse und zi- 
vile Ziele für die Gesellschaft erreicht werden (Strauss 1978: 12). Die Eltern wurden von 
den Reformatoren immer wieder ermahnt - in Schriften und von der Kanzel -, streng 
zu ihren Kindern zu sein (Luther 1883: 7, 910; 10, 643). Sie waren es wohl zu wenig und 
nur soweit es die Arbeitsleistungen der Kinder betraf. Gerade kleine Leute scheinen ih- 
ren Kindern große Freiheit gewährt zu haben; jedenfalls beklagten das die Sozialrefor- 
mer während Jahrhunderten (Bühler-Niederberger 2005: 35 ff.). Im Interesse des Ge- 
meinwohls sollten Eltern streng sein: Die Reformatoren brachten den Gedanken auf, 
dass Kinder mehr der Gemeinschaft und Gott gehörten als ihren Eltern (Cunningham 
2006: 169). Damit bekamen auch die Schulen eine neue Bedeutung zugeteilt; sie dienten 
fortan nicht nur der Vermittlung von Wissen oder gar bloßen Schreibfertigkeiten, son- 
dern vielmehr der Erziehung zum Gemeinwohl. Die Schulen wurden der Obrigkeit un- 
terstellt, und in allen reformierten Gegenden wurden wortreiche Schulordnungen erlas- 
sen, die sogar die Schulpflicht regelten, die in einigen Gegenden deklariert, aber längst 
nicht flächendeckend realisiert wurde (Luke 1989; Strauss 1978). 

Auch in den folgenden Jahrhunderten blieb die Kindheit Zielscheibe gesellschaft- 
licher Ordnungsinteressen. Die schlechte Natur, die in der Sicht der Reformatoren noch 
Kennzeichen aller Kinder war, bereitete den Eliten nun vor allem Angst, soweit es die 
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Kinder der Armen betraf. In ihnen glaubte man, die späteren Kriminellen und Unruhe- 
stifter fürchten zu müssen. Also sollte eine frühe und konsequente Erziehung durch und 
zur Arbeit ihre Moralisierung garantieren. Auch John Locke befürwortete die Arbeit der 
Kinder armer Leute schon ab einem Alter von drei Jahren, und bis weit ins 19. Jahrhun- 
dert besaß die erzieherische Vorstellung fast unbestrittene Geltung, dass nur härteste 
Disziplin und ein in seiner Höhe grausames Maß an Arbeit die Kinder der Armen gehö- 
rig in die Schranken verweisen könne (Cunningham 2006: 131f.). 

Wirtschaftliche Not, Gier der Industriellen und Doktrinen der Sozialreformer, Mo- 
ralisten und Experten haben zusammen das große Elend der Kinder in den Zeiten der 
Industrialisierung verschuldet. Vorexerziert wurde die lückenlose Erziehung der Kinder 
zur Arbeit allerdings im frühen 18. Jahrhundert in karitativen und kirchlichen Einrich- 
tungen. Einige dieser Einrichtungen in katholischen Gegenden hielten die oft elternlo- 
sen Kinder in klösterlicher Abgeschiedenheit; dort arbeiteten sie von fünf Uhr morgens 
bis spät abends an Stickereiarbeiten oder der Herstellung von Spitzen unter der Aufsicht 
frommer Frauen, Laien oder Nonnen. Harte Prügelstrafen ahndeten jedes Fehlverhalten 
(Chassagne 1998: 230 ff.). Im lutherischen Teil Deutschlands entstanden zur selben Zeit 
»Spinnschulen« - so in Preußen, Brandenburg und Schlesien (Neugebauer 1985) - und 
Industrieschulen. In all diesen Einrichtungen schlug sich die Vorstellung nieder, dass 
der »Müßiggang« der Kinder konsequent zu bekämpfen sei. Eliten und Experten schien 
alles besser zu sein, als das Betteln und Vagabundieren der Kinder zu tolerieren. Bet- 
telnde Kinder waren im 18. Jahrhundert ein verbreitetes Problem. In Preußen machten 
die Kinder ein Drittel der Bettlerschaft aus (Cunningham 2006: 165). Waisenhäuser, Ar- 
menhäuser, Rettungshäuser, die zur Aufnahme von Kindern gegründet wurden, waren 
bald mit industrieller Ausnutzung eng verzahnt. Die Industriellen forderten die Kinder 
von diesen Häusern an; »geliefert« wurden sie ihnen sogar mit dem Dank der Obrigkeit 
(Cunningham 2006: 184). 

In den Manufakturen und Fabriken arbeiteten die Kinder im 18. und 19. Jahrhundert 
ab dem Alter von acht, manchmal sogar schon fünf Jahren zwölf bis 16 Stunden am Tag. 
Die Arbeitsdisziplin unterschied sich grundsätzlich von der früheren Art zu arbeiten, 
die je nach Jahreszeit und anfallender Arbeit mehr oder weniger intensiv gewesen war 
und die einzelnen Arbeiten auch gemäß körperlichen Kräften und Alter verteilt hatte 
(Chassagne 1998; Cunningham 2006: 121, 134 ff.; Sommerville 1990: 190 ff.). Die Kinder 
arbeiteten in Textilfabriken, in Manufakturen, Bergwerken, in der Schwerindustrie, als 
Kaminfegerjungen, als Dienstboten, als Lehrlinge oder Hilfsarbeiter bei Handwerkern 
(Cunningham 2006: 175). In Schlesien, im Rheinland und in Westfalen stellten Kinder 
unter 14 Jahren 1846 in den Glasfabriken ı5 Prozent der Arbeiter, in den Tabakfabriken 
18 Prozent; 28 Prozent waren es in den Baumwollspinnereien, 33 Prozent in den Nadel- 
fabriken und sogar 42 Prozent in den Stecknadelfabriken (Chassagne 1998: 239 ff.). 

Es dauerte lange, bis Kinderarbeit wirksam beschränkt werden konnte - das ist nicht 
verwunderlich in Anbetracht des Zusammenschlusses von Interessen, der sie beförderte. 
1839 wurde im »Preußischen Regulativ« die Beschäftigung der Kinder unter neun Jahren 
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verboten und die Arbeitszeit der neun- bis 16-jährigen auf zehn Stunden festgelegt. 1853 
wurde die Kinderarbeit auch für Kinder unter zwölf Jahren verboten und die Arbeits- 
zeit für zwölf- bis 14-Jährige auf sechs Stunden festgesetzt. Aber der Staat engagierte sich 
nicht in der Durchsetzung von Verboten. Eine Fabrikinspektion, die die Einhaltung der 
Gesetze wirksam kontrolliert hätte, blieb bis 1869 freiwillig (Baum 1995). Die Schulbe- 
suchsquoten stiegen damit in industriellen Ballungsgebieten, in denen die Kinderarbeit 
verbreitet war, auch nur allmählich. Wirksam griffen die Gesetze zur Einschränkung der 
Kinderarbeit erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts; nun konnte auch die Schulpflicht in 
Deutschland vollständig durchgesetzt werden (Mors 1986). Ob der Besuch der Schule als 
solcher zur Qualität der Kindheit beitrug, mag bis zum Ende des 19. Jahrhunderts aller- 
dings bezweifelt werden. Für die Kinder der kleinen Leute galt die Vorstellung einer Bil- 
dungsbeschränkung entsprechend dem Stand, das bedeutete: sinnloses Rezitieren von 
Katechismus und frommen Sprüchen, die zu gottgewollter Genügsamkeit und Unter- 
würfigkeit mahnten (Maynes 1985). 

In der Angst vor Gefahren wurzelte auch die Behütung der Kinder des Bürgertums 
im 18. und 19. Jahrhundert. Vieles galt es zu vermeiden: Verwöhnung, frühzeitiges Er- 
wecken der Sexualität, schlechte Einflüsse aller Art, die selbst ein Kind guter Eltern 
verderben konnten, wie man argumentierte. Diese Kinder genossen eine »gute Kin- 
derstube«, wurden von den Müttern gestillt und später sorgsam überwacht, von Privat- 
lehrern unterrichtet, und ihre Eltern behielten sogar die Freundschaften, die die schon 
älteren Kinder im Gymnasium schlossen, sorgsam im Auge (Schlumbohm 1983; Schütze 
1991). Dabei bemühten sich manche Familien des Bürgertums auch, die Kindheit zu 
einer glücklichen Zeit werden zu lassen und Erinnerungen zu ermöglichen, von denen 
die Kinder zehren konnten, wenn sie dereinst die Härten des Lebens zu ertragen hatten 
(Martin-Fugier 1992). Kindheit verknüpfte sich im Bürgertum mit einem neuen Motiv: 
der Vererbung von sozialem Status. Als Adliger wurde man geboren, zum Bürger jedoch 
erzogen (Budde 1994: 11) - diese Haltung war eine selbstbewusste Definition des eigenen 
Standes und der Zugangsberechtigung dazu. Auch im Adel gab es Ansprüche an die Er- 
ziehung, aber sie gingen gerade nicht von einer ängstlichen Abschottung der Kinder aus, 
vielmehr von einer »Erziehung in der Welt für die Welt« (Vohwinckel 1991). Über die 
»gute Kinderstube« grenzte das Bürgertum sich nicht nur vom Adel, sondern auch von 
den kleinen Leuten und der wachsenden Gruppe der Arbeiter ab. 

Angst vor der Bedrohung der gesellschaftlichen Ordnung leitete auch die Sozialre- 
formen um die Wende zum 20. Jahrhundert an. Geschürt wurde diese Angst durch die 
Sichtbarkeit der Kinder armer und kleiner Leute auf der Straße, die gelegentlich gegen 
die öffentliche Ordnung verstießen. Eine Theorie gewann Beachtung, dass die Karriere 
des Schwerverbrechers mit kleinsten Verstößen begänne, die unweigerlich zum Schlim- 
meren und Schlimmsten führen müssten, wenn nicht dagegen eingeschritten werde. In 
Deutschland kam es zu einer Flut von Landesgesetzen zur Fürsorgeerziehung (Peukert 
1986: 128). Öffentliche und private Institutionen der Fürsorge und der Erziehung griffen 
in die familiären Verhältnisse ein, sofern diese ihren Vorstellungen zu wenig entspra- 
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chen. Die Praktiken des Dritten Reiches hinsichtlich Sozialdisziplinierung des Nach- 
wuchses übertrafen die der Weimarer Republik. Zeigten zwar alle Regime ein grundsätz- 
liches und sogar ausuferndes Ordnungsinteresse, so wurde seine Verfolgung nun brutal 
radikalisiert (Steinacker 2007). 

Seit dem Beginn des 20. Jahrhunderts brachte ein verstärkter Einsatz von Politik und 
Experten den Kindern allerdings auch manche Erleichterungen: Sanitäre Einrichtungen, 
Impfungen, Hygieneausbildung der Mütter, Spielplätze usw. waren der Gesundheit und 
dem Wohlergehen der Kinder, vor allem auch in einer städtischen Umwelt, verpflichtet 
(Honig 1993: 212). Sie führten zu einer entscheidenden Reduktion der Kindersterblich- 
keit. Eine Vereinnahmung der Kinder für Anliegen gesellschaftlicher Ordnung kann 
jedoch auch nach dem Zweiten Weltkrieg beobachtet werden. Die Nachkriegsfamilien- 
politik in Westdeutschland institutionalisierte ein enges Verständnis der wünschens- 
werten Familienform. Auf deren Kinder glaubte dann der erste Familienminister der 
BRD, Franz-Josef Wuermeling (CDU), zählen zu können: »Millionen innerlich gesun- 
der Familien mit rechtschaffen erzogenen Kindern sind als Sicherung gegen die dro- 
hende Gefahr der kinderreichen Völker des Ostens mindestens ebenso wichtig wie alle 
militärische Sicherung« (nach Langer-El Sayed 1980: 99). Besorgte Debatten galten den 
»Schlüsselkindern«, Kindern berufstätiger Mütter (Sommerkorn 1988). Das damalige 
Verständnis »rechtschaffen erzogener Kinder« respektive der Familien, die solche auf- 
ziehen können, wird über familienpolitische Maßnahmen, die die Nichtberufstätigkeit 
der Ehefrau belohnen, zum Teil bis heute tradiert. Ähnlich wie in der BRD klang es in 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts auf der anderen Seite: Da ging es darum, »Kinder 
zur sozialistischen Einstellung, zum Lernen und zur Arbeit, zur Achtung vor den arbei- 
tenden Menschen, zur Einhaltung der Regeln des sozialistischen Zusammenlebens« zu 
erziehen; das besagte $ 42 Abs. 2 des Familiengesetzes der DDR (nach Gerlach 1996: 121). 


3 Kindheiten in Deutschland heute - behütet und ungleich 


Die Familienstrukturen, in denen die Kinder heute leben, sind erstaunlich konventio- 
nell. Es gibt aber deutliche Unterschiede zwischen den alten und neuen Bundesländern. 
Überwiegend wachsen die Kinder in vollständigen Familien mit verheirateten Eltern 
auf (> Familie und Lebensformen). Seit den 1960er Jahren hat sich daran in den alten 
Bundesländern wenig geändert: Waren es damals etwas über 90 Prozent der Kinder, die 
in vollständigen Familien mit verheirateten Eltern aufwuchsen, so sind es 2006 noch 
immer 80 Prozent aller Kinder zwischen null und 18 Jahren - also eine Differenz von 
10 Prozent in mehr als vierzig Jahren. In den neuen Bundesländern reicht die entspre- 
chende Statistik nur bis 1991 zurück. In nur 15 Jahren ist die Differenz dennoch doppelt 
so groß: Von 80 Prozent fiel der Wert auf knapp 60 Prozent im Jahre 2006 (BMFSFJ 
2005: 59; Statistisches Bundesamt 2008). Ein Viertel der Kinder wächst als Einzelkind 
auf, 48 Prozent haben ein Geschwister und 27 Prozent zwei; das ergibt eine repräsen- 
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tative Befragung von Kindern zwischen sechs und elf Jahren (Hurrelmann/Andresen 

2010: 64). Mütter sind in Deutschland nur selten voll erwerbstätig, und daran ändert 

sich erstaunlich wenig, wenn die Kinder älter werden. Ist das jüngste Kind weniger als 

drei Jahre alt, so sind in den alten Bundesländern 7ı Prozent der Frauen gar nicht er- 
werbstätig, in den neuen Bundesländern 66 Prozent. Diese Zahl sinkt, wenn das jüngste 

Kind älter wird. Der Anteil voll erwerbstätiger Mütter beträgt in den alten Bundeslän- 
dern allerdings auch dann nur 17 Prozent, wenn das jüngste Kind älter als zehn Jahre ist, 
in den neuen Bundesländern steigt er in diesem Fall immerhin auf 40 Prozent (Statisti- 
sches Bundesamt 2008). Die einst propagierte Mehrphasigkeit des weiblichen Lebens- 
laufs - mit einer Unterbrechung oder Reduktion der Erwerbstätigkeit, wenn die Kinder 
klein sind, und einer anschließenden beruflichen Karriere - ist also eine Illusion ge- 
blieben: Frauen mit Kindern sind überwiegend teilzeitlich erwerbstätig, und damit sind 

Gehalts- und Aufstiegschancen limitiert (> Frauen). Entsprechend traditional bleibt die 

Arbeitsteilung in der Familie: Die Frau ist zuständig für Haushalt und Kinderbetreuung, 
die zeitliche Verteilung der Aufgaben zwischen Mann und Frau hat sich in den letzten 

Jahren nur im Minutenbereich geändert (Pinl 2004) (> Zeitverwendung). Setzt sich diese 

Rollenverteilung wesentlich mit der Geburt des ersten Kindes durch, so wird sie später 
kaum noch verändert - nicht, wenn die Kinder älter werden und nicht einmal, wenn sie 

ausziehen oder die Frau in den Beruf zurückkehrt (Huinink/Reichart 2008). 

Die Kinder sind zufrieden mit ihren Eltern: Mehr als 70 Prozent der Jugendlichen 
zwischen zwölf und 25 Jahren - und also zum Teil bereits im Rückblick - urteilten, 
dass sie ihre Kinder ungefähr gleich erziehen würden, wie sie selber erzogen worden 
seien (Deutsche Shell 2010: 66 ff.). In einer repräsentativen Befragung zehn- bis 18-jäh- 
riger Kinder und Jugendlicher in Nordrhein-Westfalen (NRW), nannten die Befragten 
ihre Eltern als wichtige Vorbilder für ihr Leben. Ihren Müttern danken sie den beson- 
deren Einsatz, indem sie sie bei den weiblichen Vorbildern auf Platz eins setzen; der 
Vater erscheint bei den männlichen Vorbildern erst an zweiter Stelle, hinter einer be- 
rühmten Sportlerpersönlichkeit, die bei den meisten Befragten den Platz eins einnimmt 
(Zinnecker et al. 2003). Auch in der zweiten World Vision Studie, die ein repräsentatives 
Bild für Deutschland erarbeitet, beurteilen die sechs- bis elfjährigen Kinder ihre Mütter 
etwas positiver als die Väter und zwar in der Frage, ob diese Wert legten auf ihre Mei- 
nung: Mütter tun dies in der Wahrnehmung der Kinder häufiger - ja, sie schneiden da 
von allen Bezugspersonen am günstigsten ab; besser als die Freunde und weit besser als 
Lehrer, Lehrerinnen, Erzieher und Erzieherinnen (Hurrelmann/Andresen 2010: 206 f.). 
Auch Aufmerksamkeit und Engagement der Mütter für die Belange der Kinder schnei- 
den im Urteil der Kinder positiver ab als Engagement und Aufmerksamkeit der Väter, 
wie eine Studie an neun- bis 14-jährigen Kindern ergibt (PROKIDS 2009). 

Gut geht es den Kindern, was ihre Freizeit betrifft. Von der Mithilfe bei der Hausar- 
beit sind sie mittlerweile fast völlig freigestellt: 1991 halfen Jungen zwischen sechs und 
18 Jahren knapp zehn Minuten täglich bei Tätigkeiten rund um die Verköstigung (wie 
Einkaufen, Spülen, Tischdecken, Müllbeseitigen, Kochen); gleichaltrige Mädchen halfen 


456 Kinder und Kindheit 


damals zwanzig Minuten (Statistisches Bundesamt 1991). Diese Werte sind seither ge- 
sunken: Mädchen helfen durchschnittlich noch eine Viertelstunde pro Tag bei solchen 
Tätigkeiten und nur noch 40 Prozent helfen täglich; 1991 waren das immerhin noch 
60 Prozent gewesen. Bei den Jungen hilft sogar nur noch ein Viertel täglich (BMFSFJ 
2006). Vor allem Frauen aus einfacheren Verhältnissen erinnern sich, dass sie in ihrer 
eigenen Kinderzeit in weit höherem Maße zur Hausarbeit herangezogen wurden, als sie 
dies nun ihren Kindern zumuten (Zeiher 2005). Dagegen weist die Befragung von Mi- 
grantenfamilien auf hohe Erwartungen der Eltern an die Mithilfe im Haushalt - Erwar- 
tungen, die von ihren Kindern auch angenommen werden (BMFSFJ 2000: 100). 

Kinder haben demnach viel Freizeit und als liebste Beschäftigung nennen zehn- bis 
18-jährige Kinder Sport (Zinnecker et al. 2003). 62 Prozent der sechs- bis elfjährigen Kin- 
der in Deutschland sind Mitglied in einem Sportverein, nicht einmal ein Viertel besucht 
dagegen eine Musikschule oder Musikgruppe; andere kulturelle Aktivitäten - wie Mal- 
gruppe, Theatergruppe etc. - liegen nahe null. Die Nutzung all dieser Angebote, ob Sport 
oder Kultur, hängt von der sozialen Schichtzugehörigkeit ab (Hurrelmann/Andresen 
2010: 104ff.). Freizeitbeschäftigung Nummer eins ist das Fernsehen: 95 Prozent der zehn- 
bis 18-Jährigen nennen es als Freizeitbeschäftigung (Zinnecker et al. 2003). Kinder ab 
14 Jahren geben durchschnittlich mehr als 200 Minuten tägliche Fernsehzeit an (BMFSFJ 
2005: 643). Wichtig ist den Kindern aber auch das Haustier: Von den zehn- bis 18-jähri- 
gen Kindern in NRW gaben über 60 Prozent an, ein Haustier zu besitzen, und bezeich- 
neten dies als »sehr wichtig« (Zinnecker et al. 2003). 

Von der sozialen Schichtzugehörigkeit hängt es auch ab, wie viel Zeit sich die Eltern 
für ihre Kinder nehmen. Befragt man acht- bis neunjährige Kinder, so bejahen diejeni- 
gen aus Familien mit geringem Haushaltseinkommen die Fragen seltener, ob sie mit den 
Eltern Sport machen, ins Kino oder Theater gehen, aber auch ob sie mit ihnen Fernsehen 
oder Spielkonsole spielen. Der Unterschied ist besonders groß, wenn es um Ausflüge 
geht. Exkursionen, Reisen und auch Radtouren werden in den gehobenen Einkommens- 
schichten häufiger unternommen: Ein Viertel der Jungen und Mädchen aus den Fami- 
lien mit geringem Einkommen sagen, sie würden so etwas nie unternehmen - weder mit 
der Familie, noch mit Freunden, noch allein - während es bei höherem Haushaltsein- 
kommen nur noch halb so viele Jungen und Mädchen sind, die dies nie tun. Zur sozia- 
len Schicht ergeben sich ferner folgende Zusammenhänge: Die acht- bis neunjährigen 
Kinder aus der tiefsten sozialen Schicht spielen häufiger auf den öffentlichen Spielplät- 
zen, nämlich 50 Prozent nutzen diese »oft«; in der obersten Schicht tun das nur 20 Pro- 
zent (DJI Kinderpanel o.Jg.). 

Schichtunterschiede zeigen sich auch, was die Disziplinarpraktiken der Eltern be- 
trifft. Die Chance, in einem » Verhandlungshaushalt« aufzuwachsen, in dem die Mei- 
nungen der Kinder bei Entscheidungen zählen, ist deutlich geringer in tieferen sozialen 
Schichten (Alt/Teubner/Winklhofer 2005). Umgekehrt ist körperliche Bestrafung häu- 
figer: Sind es in den höheren und mittleren Schichten zwischen 10 und 13 Prozent der 
Kinder, die angeben, körperlich bestraft zu werden, so sind es in der tiefsten Schicht 
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37 Prozent. Die Jungen in Migrantenfamilien werden deutlich häufiger körperlich be- 
straft als die deutschen Jungen (Hurrelmann/Andresen 2007: 103 ff.). Insgesamt aber 
werden Körperstrafen seltener angewendet als noch in den 1950er Jahren. Damals gaben 
noch 55 Prozent der Eltern an, dass sie körperliche Bestrafung ganz allgemein oder zu- 
mindest in Ausnahmefällen für richtig und notwendig erachten (Baumert 1954). 

Seit der Nachkriegszeit ist die Rate der Schüler, die ein Gymnasium oder eine Real- 
schule besuchen, gestiegen, der Anteil der Hauptschüler dagegen drastisch gesunken 
(> Bildung und Bildungssystem). Diese Entwicklung hält bis in die 1990er Jahre an, dann 
stagniert sie auf dem einmal erreichten Niveau. Die Bildungsexpansion hat aber nur in 
beschränktem Maße dazu geführt, dass die sogenannte Bildungsungleichheit reduziert 
wurde. Die Chance, dass ein Kind aus einer Familie, in der der Vater Beamter ist oder 
der oberen Dienstleistungsklasse angehört, auf das Gymnasium kommt, ist 1965 noch 
19 Mal höher als die eines Arbeiterkindes. Im Jahre 2000 hat ein Kind der oberen sozia- 
len Schichten »nur« noch eine sieben Mal höhere Chance (Becker 2006). Mit den PISA- 
Untersuchungen erhielt das Thema »Bildungsungleichheit« neuen Auftrieb. PISA (Pro- 
gramme for International Student Assessment) ergab, dass 15-jährige deutsche Schüler 
im internationalen Vergleich im Lesen, in der Mathematik und in den Naturwissen- 
schaften lediglich mittelmäßige Leistungen zeigen. PISA zeigte auch, dass der Abstand 
zwischen den gemessenen Kompetenzen von Schülern aus dem oberen und aus dem 
unteren Viertel der Sozialstruktur in Deutschland der größte ist von allen überhaupt 
im Jahre 2000 beteiligten 32 Staaten (Baumert et al 2001: 40). Auch für die Ergebnisse 
der dritten PISA-Studie hielt die OECD fest, dass die mangelnde Chancengleichheit 
Deutschlands besonderes Problem bleibe (OECD 2007). 

Die schichtabhängigen Schullaufbahnen sind nicht nur Folge unterschiedlicher 
Kompetenzen, über die die Kinder aufgrund je anderer Sozialisationserfahrungen ver- 
fügen. Nebst diesem »primären Effekt« der sozialen Herkunft wirken Barrieren im Rah- 
men des Bildungssystems. So sind nämlich selbst bei gleichen messbaren Leistungen 
die Chancen von Kindern aus höheren sozialen Schichten höher, ein Gymnasium zu 
besuchen (respektive die Chancen von Kindern aus tiefen sozialen Schichten niedri- 
ger). Für den PISA-Erhebungszeitpunkt 2003 ist die Chance, ein Gymnasium zu besu- 
chen, bei gleichen Kompetenzen viermal höher für Kinder aus gehobeneren Verhältnis- 
sen (Ehmke et al. 2005). Geißler (2006: 42) bezeichnet dies als »leistungsunabhängigen 
sozialen Filter«: Die Auslese erfolgt nur circa zur Hälfte nach Fähigkeiten, zur anderen 
Hälfte aber nach leistungsfremden, sozialen Gesichtspunkten. Die Lehrerempfehlungen 
für die weiterführenden Schulen spielen hier eine entscheidende Rolle. 

Zieht man die Ergebnisse zusammen, kann man festhalten: Soziale Ungleichheit ist 
ein zentrales Problem heutiger Kindheiten. Für Kinder aus höheren sozialen Schichten 
gilt ein Kindheitsmodell der »intensiven Kultivierung« (Lareau 2003). Die Kinder sind 
freigesetzt von täglichen Verpflichtungen, ihre Fähigkeiten werden individuell und in- 
tensiv gefördert: über zusätzliche institutionelle Angebote und durch Zeit und Unter- 
stützung, die die Eltern aufbringen. Diese Investitionen in das Kind führen nicht nur 
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zu höheren Leistungen, sie führen darüber hinaus - und durch höhere Leistungen nicht 
mehr gedeckt - zu einer besseren Bewertung so geförderter Kinder durch die Lehrkräfte, 
und auch das ist für den Erfolg der Kinder bedeutend. 

Dagegen wird das Problem der Armut von Kindern in seiner Größenordnung in 
öffentlichen Debatten eher überschätzt (> Armut und soziale Ausgrenzung). Kinderar- 
mut wurde schon in den 1990er Jahren zum öffentlichen Thema und im bundesdeut- 
schen Wahlkampf von 1994 spielte es eine herausragende Rolle. Medien und Politiker 
argumentierten damals mit falschen Zahlen und falschen Prozentuierungen, sprachen 
von »tickenden Zeitbomben« und behaupteten: »Kinder machen arm« (Bühler-Nieder- 
berger 2005: 128-148). Betrachtet man allerdings die Entwicklung der errechneten Ar- 
mutsraten in den 1990er Jahre, ist sie uneindeutig. Ab 2000 kann man von einem konsis- 
tenteren Anstieg der Raten sprechen, allerdings weist die unter Armutsforschern lange 
Zeit anerkannte SOEP-Statistik für 2007 wieder einen Rückgang aus. Die Interpreta- 
tion der Daten verlangt große Vorsicht; zum einen wegen der Validität der verwendeten 
Messgröße: Armut beginnt danach unterhalb 60 oder unterhalb 50 Prozent des Einkom- 
mensmedians, wobei die Wahl der einen oder anderen Grenze Unterschiede der Rate 
»armer Kinder« von bis zu 100 Prozent erzeugt. Für kindliches Wohlbefinden ist die 
Größe wenig erklärungskräftig (Bradshaw 2009). Zum anderen ist die Messung wenig 
zuverlässig: Die beiden großen Statistiken SOEP und EU-SILC zeigen Abweichungen 
voneinander und über die Jahre hinweg uninterpretierbare Sprünge, auch in die entge- 
gengesetzte Richtung (vgl. die Zahlen in Frick/Groh-Samberg 2010: 6). So kann man nur 
den Schluss ziehen, dass sich die Kinderarmut in Deutschland in den letzten zwanzig 
Jahren quantitativ nicht nachweisbar verändert hat. Wie hoch sie dann überhaupt ist, ist, 
lapidar gesagt, eine Frage der jeweiligen Messung, und es wird an dieser Stelle auf eine 
Größenangabe verzichtet. 


4 Kinder als Gegenstand öffentlichen Interesses - 
Aktuelle Debatten und Ausblick 


Gesellschaftspolitische Debatten rund um Kinder betreffen schon seit geraumer Zeit 
den Geburtenrückgang. Mit Blick auf die Sozialversicherungen wird argumentiert, dass 
eine stabile Geburtenzahl notwendig sei, um die Finanzierung im Umlageverfahren si- 
cherzustellen. Nach einem starken Rückgang der Geburten Ende der 1960er Jahre zeigt 
diese Zahl seit den 1980er Jahren einen zwar kontinuierlichen, aber lediglich schwachen 
Rückgang (Statistisches Bundesamt 2007). Aufschlussreich sind die Unterschiede zwi- 
schen alten und neuen Bundesländern: Konstatiert man in den alten Bundesländern seit 
1990 einen steten, wenn auch nur noch geringen Rückgang der Kinderzahl pro Frau (von 
1,45 Kindern pro Frau 1991 auf 1,35 Kinder 2009), so liegt die Geburtenzahl in den neuen 
Bundesländern zwar zur Zeit unwesentlich höher (2009 lag sie bei 1,40 Kindern), sie 
hat aber in den 1990er Jahren einen starken Einbruch gezeigt (mit einem Tiefstwert von 
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0,77 Geburten pro Frau in den Jahren 1993 und 1994) und sich dann wieder in etwa auf 
der Höhe des Wertes von 1990 eingependelt (Statistisches Bundesamt 2011). Das zeigt, 
dass die Geburtenraten zwar auf gesellschaftliche Veränderungen reagieren, dass sie je- 
doch gegenüber den Anreizen, die die deutsche Familienpolitik bietet, resistent sind. So- 
wohl Erhöhungen des Kindergeldes wie auch die Umstellung auf Elterngeld haben sich 
in den Geburtenzahlen nicht erkennbar niedergeschlagen. 

Vermehrte öffentliche Aufmerksamkeit gilt seit einigen Jahren der schulischen Leis- 
tungsfähigkeit der Kinder. Das hat verschiedene Gründe: Eine stärkere Ausrichtung ak- 
tueller wohlfahrtspolitischer Debatten an der Vorstellung eines »Sozialinvestitionsstaa- 
tes«, der von seinen Bürgern aktive Leistungen verlangt, ihnen aber über ein Paket von 
Maßnahmen auch ermöglichen will, seinen Forderungen nachzukommen, rückt die In- 
vestitionen in Bildung ins Zentrum der Aufmerksamkeit (» Sozialstaat und soziale Si- 
cherheit). Große Hoffnungen werden auf frühkindliche Förderung in öffentlicher Regie 
gesetzt (Bühler-Niederberger/Mierendorff/Lange 2010). Zusätzlichen Auftrieb haben 
diese Debatten im Gefolge der PISA-Studien (siehe oben) erhalten. Deren Ergebnisse 
über große Schichtunterschiede wurden nicht in eine Diskussion schulischer Barrie- 
ren übersetzt, sondern vor allem in eine Diskussion der Sozialisationskompetenzen von 
Familien mit tiefem sozialem Status, insbesondere von Familien mit Migrationshinter- 
grund. Auch hier verspricht man sich viel von früher Förderung. Schließlich wird ge- 
zielte Förderung in der frühen Kindheit auch von internationalen Organisationen stark 
befürwortet und ein gewisser Druck auf die Länder ausgeübt, etwa dadurch, dass die 
OECD über die jeweilige Qualität der Frühförderung in den Ländern nicht nur ein Feed- 
back anfertigt, sondern dieses auch im Internet verfügbar macht (OECD 2004). In der 
Form einer »Liga-Tabelle« werden die Länder von UNICEF in eine Rangordnung hin- 
sichtlich der von ihnen angebotenen Frühförderung gebracht (UNICEF 2008). Nach al- 
lem, was bisher über die Effekte frühkindlicher Förderung bekannt ist, vor allem auch 
mit Blick auf die Erhöhung der Chancen benachteiligter Kinder, wird damit die Wirk- 
samkeit früher Förderung in Institutionen zweifellos auch überschätzt (Becker 2008; 
Heekerens 2010; Kratzmann/Schneider 2008). 

Mag auch das aktuelle öffentliche Interesse reichlich einseitig an Kindern als spä- 
teren Leistungsträgern orientiert sein, so ist insgesamt nicht zu übersehen, dass eine 
höhere Aufmerksamkeit für Kinder und ihre Lebensqualität zu konstatieren ist. Zu er- 
wähnen sind die zahlreichen Untersuchungen, aus deren Ergebnissen in diesem Beitrag 
geschöpft werden konnte und die sich darum bemühen, auch die Sicht der Kinder zu 
erfassen; die Zahl solcher Studien ist in den vergangenen gut zehn Jahren sprunghaft 
gestiegen. Zu nennen sind weiter die UN-Kinderrechtskonvention und die zahlreichen 
Berichte zu ihrer Umsetzung und die internationalen Rankings von Ländern hinsicht- 
lich der gebotenen Qualität von Kindheiten (Bertram/Kohl 2010). Stellt man in Rech- 
nung, wie sehr Kindheit noch bis in die jüngste Vergangenheit unter dem Aspekt der 
Sicherung der gesellschaftlichen Ordnung gestaltet wurde und wie wenig dabei das Be- 
finden der Kinder zählte, ist das bemerkenswert. Man kann sagen, dass das Einschalten 
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der internationalen Organisationen, wie es in Bezug auf Kinder in der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts erfolgte (Therborn 1996), eine Trendwende zumindest unterstützt, 
wenn nicht sogar zum Teil erst in Gang gesetzt hat, was die Beachtung von Kindern und 
ihrer Lebensqualität in öffentlichen Debatten und politischen Entscheidungen betrifft. 
Hervorzuheben ist auch das Gesetz zur Ächtung von Gewalt in der Erziehung, das im 
Jahr 2000 in Deutschland erlassen wurde ($ 1631 Abs. 2 BGB). Es ist dann dennoch für 
die Einschätzung der gesellschaftlichen Position von Kindern wichtig zu erwähnen, dass 
hier für zuwiderhandelnde Erwachsene der Grundsatz von »Hilfe statt Strafe« formu- 
liert wurde (Deutscher Bundestag 1999); das kontrastiert auffallend zum Umgang mit 
den Tätern im Falle häuslicher Gewalt gegen erwachsene Familienmitglieder. Mit noch 
einigen Abstrichen also wird seit einigen Jahren Kindheit als eine Lebensphase institu- 
tionalisiert, für die ein Anspruch auf Qualität garantiert werden soll - und zwar auch 
eine Qualität jenseits der unmittelbaren Vorbereitung auf die höher gewertete Zukunft. 
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Kirchen, Religionsgemeinschaften und Religiosität 
Olaf Müller/Detlef Pollack 


1 Definition und Abgrenzung 


Die Frage, was Religion ist, wird in den Disziplinen, die sich wissenschaftlich mit dem 
Phänomen auseinandersetzen, seit jeher intensiv und kontrovers diskutiert (vgl. Krech 
1999: 26 ff.; Pollack 1995). Einigkeit scheint allenfalls darüber zu herrschen, dass sich 
die Konturen und Grenzen des Religiösen im Zuge der neuzeitlichen Entwicklung zu- 
nehmend verwischt haben und die unterschiedlichen Bedeutungsgehalte von Religion 
in Theologie, Religionswissenschaft und Sozialwissenschaft auseinandergedriftet sind 
(Kaufmann 1989: 121). Zur Behandlung der in diesem Beitrag anstehenden Fragen er- 
scheint es hinreichend, sich auf das sozialwissenschaftliche Verständnis zu beschrän- 
ken und hier zunächst zwei Dimensionen voneinander zu unterscheiden - die institu- 
tionalisierte Religion und die individuelle Religiosität. Die typische institutionalisierte 
Sozialform des Religiösen wurde in Deutschland lange Zeit mit dem Begriff der Kir- 
che, genauer gesagt mit den beiden christlichen Großkirchen, assoziiert. In den So- 
zialwissenschaften steht der Terminus Kirche für den Prototyp einer komplexen, büro- 
kratisch verfassten religiösen Organisation mit universalem Anspruch und wird in der 
heutigen Diskussion vor allem zur Abgrenzung von anderen Organisationsformen wie 
Sekten, Denominationen oder Kulten verwendet (vgl. Krech 1999: 54 ff.). Die mit Ab- 
stand größten Organisationstypen dieser Art in Deutschland stellen mit aktuell jeweils 
etwa 30 Prozent Mitgliederanteil an der Gesamtbevölkerung die katholische und die 
evangelische Kirche dar. Die Bedeutung der beiden Großkirchen, die sich gleicherma- 
ßen als Volkskirchen verstehen, ist bei aller Krisensymptomatik nach wie vor nicht zu 
unterschätzen und lässt sich nicht nur an den Mitgliederzahlen, sondern auch an deren 
Stellung und Funktion im gesellschaftlichen Gefüge wie im kulturellen Selbstverständ- 
nis des überwiegenden Teils der Bevölkerung erkennen. So gilt im Großen und Ganzen 
wohl auch heute noch, was Franz-Xaver Kaufmann zu Ende der 1980er konstatierte: »In 
der öffentlichen Meinung gilt als Religion das, was die beiden »großen Kirchen« vertre- 
ten« (Kaufmann 1989: 122). 

Die historisch bedingte und sich bis heute vielerorts manifestierende herausgeho- 
bene Position der beiden christlichen Großkirchen ist jedoch nicht zu verwechseln mit 
der Existenz eines Staatskirchentums: In Art. 140 des Grundgesetzes (GG), der in Ver- 
bindung mit den dort integrierten Artikeln 136 bis 139 und 141 der Weimarer Reichsver- 
fassung (WRV) sowie mit Art. 4 GG die zentralen Verfassungsprinzipien zum Thema 
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Religion enthält, heißt es diesbezüglich unmissverständlich: »Es besteht keine Staatskir- 
che.« Konsequenterweise ist im deutschen Verfassungs- bzw. Staatskirchenrecht auch 
nicht von Kirchen, sondern von Religionsgesellschaften bzw. -gemeinschaften die Rede. 
Im Vergleich zum Begriff der Kirche ist der Terminus der Religionsgemeinschaft umfas- 
sender und allgemeiner zu verstehen: In diesem Sinne können als Religionsgemeinschaft 
alle religiösen Gruppen bzw. Organisationen angesehen werden, die sich der gemeinsa- 
men Religionsausübung ihrer Mitglieder verschrieben haben (vgl. von Campenhausen/ 
de Wall 2006: 116). 

Der in den Sozialwissenschaften unter den Stichworten Pluralisierung, Privatisie- 
rung und Individualisierung verhandelte gesellschaftliche Strukturwandel hat auch 
die religiöse Landschaft in Deutschland zunehmend verändert. So hat sich im Laufe 
der letzten Jahrzehnte neben einer vor allem durch Immigrationsbewegungen getra- 
genen stärkeren Präsenz der anderen Weltreligionen (Islam, Hinduismus, Buddhis- 
mus, Judentum) eine hoch volatile Szene im Bereich der sogenannten »neuen« Reli- 
gionen herausgebildet, in der sich eine schier unüberschaubare Zahl von oft nur lose 
organisierten, selten mehr als wenige Dutzend oder hundert Anhänger zählenden Be- 
wegungen tummelt. Laut Grundgesetz ist der Staat dazu verpflichtet, sich allen Reli- 
gions- und Weltanschauungsgemeinschaften gegenüber neutral und tolerant zu verhal- 
ten und alle Gruppierungen prinzipiell gleich zu behandeln (Art. 140 GG in Verbindung 
mit Art. 137 WRV). Dies schließt jedoch die Berücksichtigung sozialer Besonderheiten 
nicht aus: Faktisch folgt die verfassungsgemäße rechtliche Einstufung von Religions- 
gemeinschaften auch heute noch einem »Zwei-Klassen-System gestufter Parität« (von 
Campenhausen/de Wall 2006: 129). Die katholische und die evangelische Kirche, aber 
auch einige evangelische Freikirchen, die orthodoxen Kirchen, die jüdischen Gemein- 
den und eine Zahl weiterer kleinerer Religionsgemeinschaften genießen den privilegier- 
ten Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts. Im Unterschied zu vielen ande- 
ren Religionsgemeinschaften, die meist »nur« bürgerlichen Rechtsstatus (üblicherweise 
in Form eines eingetragenen Vereins) besitzen, wird ersteren eine Reihe von Vorzügen 
gewährt, wie z.B. die Möglichkeit Kirchensteuern zu erheben, von bestimmten Steuern 
und Gebühren befreit zu werden oder die Beschäftigungsverhältnisse ihrer Bedienste- 
ten privatrechtlich oder öffentlich-rechtlich auszugestalten. 

Die heutige Situation auf dem Feld des Religiösen ist jedoch, so die vorherrschende 
Meinung der zeitgenössischen (west-)europäischen Religionssoziologie, nicht nur 
durch den Verlust der Hegemonie der beiden christlichen Großkirchen, sondern auch 
durch die Auflösung der institutionalisierten Religion überhaupt gekennzeichnet (vgl. 
Luckmann 1991). Um den religiösen Wandel möglichst vollständig zu erfassen und Fehl- 
schlüsse bei der Interpretation bestimmter Entwicklungen zu vermeiden, ist es notwen- 
dig, auch die »private« Religiosität der Bevölkerung (die sich innerhalb wie außerhalb 
der religiösen Institutionen abspielen kann) in den Blick zu nehmen. Religiosität soll 
dabei im Folgenden in Anlehnung an Charles Glock (1954) als multidimensionales Phä- 
nomen verstanden werden, welches die Aspekte der Zugehörigkeit (Kirchenmitglied- 
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schaft bzw. Bindung an eine religiöse Gruppierung bzw. Tradition), der Überzeugungen 
(Glaubensinhalte) und der Praxis (Gottesdienstbesuch, Kasualien) in sich vereinigt. Zu- 
dem erscheint es vor dem Hintergrund der oben angesprochenen Tendenzen sinnvoll, 
zwischen »traditioneller« (mit Blick auf die deutsche Gesellschaft christlicher) und »al- 
ternativ-spiritueller« Religiosität zu unterscheiden. 


2 Geschichtlicher Hintergrund 


Die sozial- und mentalitätsgeschichtlichen Wurzeln der religiösen Landschaft, wie sie 
sich heute in Deutschland darstellt, reichen bis weit in die Vergangenheit zurück. So 
werden die Grundlagen der jetzigen religiösen Kultur und kirchlichen Organisation 
zum Teil bis auf die »von oben« und oft gewaltsam erfolgte Christianisierung der Ger- 
manenstämme seit dem vierten Jahrhundert nach Chr. zurückgeführt (vgl. Höllinger 
1996: 133 ff.). Von entscheidender Bedeutung dürften jedoch zweifellos die historischen 
Geschehnisse in Folge der Kirchenspaltung ab 1517 sein: Seit dem Augsburger Reli- 
gionsfrieden von 1555 existierten die lutherische und die katholische Konfession inner- 
halb des gesamten Reiches als prinzipiell gleichberechtigte Religionen nebeneinander - 
eine Konstellation, die durch die immer wieder aufflammenden religionspolitischen 
Auseinandersetzungen wie den Dreißigjährigen Krieg (1618-1648) und den darauf fol- 
genden Abschluss des Westfälischen Friedens in letzter Konsequenz noch stabilisiert 
wurde. Die seit dem Mittelalter bestehende enge Verflechtung von religiöser und weltli- 
cher Herrschaft blieb dabei durch das vorherrschende Prinzip der Bestimmung der Reli- 
gion durch die territoriale Obrigkeit (»cuius regio, eius religio«) zunächst noch erhalten. 

Die napoleonischen Kriege veränderten dann nicht nur die territoriale und politi- 
sche Gestalt Deutschlands in radikaler Weise, sondern stellten auch einen neuerlichen 
Einschnitt in der Konfessions- und Kirchengeschichte dar: Mit dem im Zuge der Ab- 
tretung der linksrheinischen Gebiete an Frankreich erfolgten Entschädigung der größe- 
ren rechtsrheinischen Reichsstände durch den Reichsdeputationshauptschluss von 1803 
verlor vor allem die katholische Kirche nicht nur einen großen Teil ihres Vermögens, 
sondern auch ihre weltliche Machtstellung. Mit dem Zusammenbruch des Heiligen Rö- 
mischen Reiches deutscher Nation endete auch endgültig das Zeitalter des monokon- 
fessionellen Landeskirchentums: Vor dem Hintergrund der Gewährung der territorial 
unabhängigen Religionsfreiheit und in Folge der konfessionellen Vermischung der Be- 
völkerung entwickelte sich nun auch auf lokaler Ebene zunehmend eine bi- bzw. mehr- 
konfessionelle religiöse Landschaft (vgl. Höllinger 1996: 181). 

Der im späten 19. Jahrhundert in Deutschland einsetzende Modernisierungsschub 
und die damit verbundenen Tendenzen der Industrialisierung, Urbanisierung und Ver- 
gesellschaftung (> Modernisierung und Individualisierung) zeitigten für die beiden gro- 
ßen Konfessionen ganz unterschiedliche Folgen: Obwohl sich die Katholiken im Zuge 
des »Kulturkampfes« im zunehmend preußisch-protestantisch dominierten Reich in 
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sozialstruktureller, politischer und kultureller Hinsicht auf der Verliererseite wiederfan- 
den, folgte daraus letztendlich nicht deren organisatorische Schwächung, sondern eine 
verstärkte Organisations- und Milieubildung, eine stärkere Hinwendung zur Zentrale in 
Rom (Ultramontanismus) und eine »historisch einmalig hohe Verkirchlichung weiter 
Teile der katholischen Bevölkerung« (Gabriel 2000: 383; Kaufmann 1979). Der Protes- 
tantismus, dessen Bindung mit dem Staat länger Bestand hatte und erst mit der grund- 
sätzlichen Trennung von Staat und Kirche in der Weimarer Reichsverfassung (1919) 
endete, behielt das althergebrachte landeskirchliche Kirchenregiment bei. Die Milieu- 
bildung blieb hier insgesamt relativ schwach, was sich auch in einer im Vergleich zum 
Katholizismus geringeren Kirchenbindung und frühzeitiger einsetzenden Entkirchli- 
chung widerspiegelte (Liedhegener 2001: 204, 206f.). Demgegenüber entstanden aus 
dem »traditionellen« Protestantismus bald die ersten freireligiösen Bewegungen, die 
wiederum als Vorläufer der heutigen »neureligiösen« Szene angesehen werden können 
(vgl. Gabriel 2000: 383; Nipperdey 1988). 


3 Der Wandel der religiösen Landschaft seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs 
3.1 Westdeutschland 


Die religiöse Situation in der Bundesrepublik der Nachkriegszeit war noch ganz durch 
die kulturelle Hegemonie der beiden christlichen Großkirchen gekennzeichnet: 96 Pro- 
zent der Bevölkerung gehörten (nahezu paritätisch) einer der beiden Großkirchen an, 
die Zahl der regelmäßigen Kirchgänger lag bis in die frühen 1960er Jahre bei den Katho- 
liken bei über 50, bei den Protestanten bei circa 15 Prozent (Köcher 1987: 199, 221). Am 
Ende der 1960er Jahre kam es jedoch im Zusammenhang mit der Anti-Vietnamkriegs- 
Kampagne, der Studentenbewegung und einer allgemeinen Zivilisationskritik zu einer 
Veränderung der Wertorientierungen, die ihre Ursache vor allem in der Erhöhung des 
materiellen Lebensniveaus hatte. Ordnungs- und Akzeptanzwerte verloren an Geltung, 
währenddessen Selbstverwirklichungs- und Partizipationswerte an Bedeutung gewan- 
nen. Die bis dahin noch relativ intakten sozialmoralischen Milieus, unter anderem auch 
das katholische Milieu, lösten sich nun zunehmend auf (vgl. Gabriel 1992: 124 ff.). Im 
Zusammenhang mit diesen Entwicklungen vollzog sich im Westen Deutschlands eine 
dramatische Kirchenaustrittsbewegung, die ihren Höhepunkt zu Mitte der 1970er Jahre 
erreichte, als jeweils in einem einzigen Jahr 216 000 Protestanten (1974) bzw. 89 000 Ka- 
tholiken (1975) ihrer Kirche den Rücken kehrten (Eicken/Schmitz-Veltin 2010: 589). Die 
Abwendung von den beiden großen Kirchen manifestierte sich aber nicht nur in massi- 
ven Austrittsbewegungen, sondern auch in einer nachlassenden kirchlichen Praxis: Der 
Anteil der regelmäßigen Kirchgänger unter den Katholiken sank innerhalb von zehn Jah- 
ren von 55 (1963) auf 35 Prozent (1973), bei den Protestanten von ı5 auf sieben Prozent 
(Köcher 1987: 221). Auch die Inanspruchnahme der Sakramente nahm in diesem Zeit- 
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raum dramatisch ab; so ging die Zahl der Teilnehmer am Abendmahl bzw. der Kom- 
munion zwischen 1953 und 1979 um rund 20 Prozentpunkte zurück, die Zahl der kirch- 
lichen Trauungen verringerte sich in ähnlicher Größenordnung. In schwächerem Maße 
als bei der kirchlichen Zugehörigkeit und Praxis, aber nichtsdestotrotz deutlich und kon- 
tinuierlich, lässt sich für diese Zeit auch eine Schwächung vieler Indikatoren des »priva- 
ten« christlichen Glaubens feststellen, so etwa beim Glauben an Gott, an die Auferste- 
hung und Wunder Jesu oder an den Himmel und die Hölle (vgl. Meulemann 2000: 565; 
Pollack 2003: 165). Dieser Rückgang kirchlich-christlicher Religiosität schwächte sich 
dann bis zum Ende der 1980er Jahre wieder ab (vgl. Gabriel 1992: 60; Pollack 2003: 161 ff.). 

Parallel zur Entkirchlichung und Enttraditionalisierung der Religion erlebte die 
Bundesrepublik in den 1970er und 1980er Jahren eine zunehmende Pluralisierung und 
Individualisierung des religiösen Feldes, die zum Teil auf verstärkte Immigrationsbewe- 
gungen, zum Teil aber auch auf die oben genannten sozialen, ökonomischen und kul- 
turellen Veränderungen zurückzuführen ist. In diesem Zusammenhang sind vor allem 
die Muslime zu erwähnen, die sich innerhalb von 25 Jahren von einer kleinen, exoti- 
schen Randgruppe zur drittgrößten religiösen Gruppierung in der Bundesrepublik ent- 
wickelten (1962: 16 000; 1971: 250 000; 1987: 1650 000; REMID 2009). Darüber hinaus 
erlangten im Zuge des allgemeinen Wertewandels auch »alternative« religiöse Ideen 
und Gruppierungen, wie New Age, Esoterik oder sogenannte »Jugendreligionen«, eine 
gewisse Popularität (vgl. Nientiedt 1986).' 


3.2 DDR 


Das Gebiet der DDR war anders als die »alte« Bundesrepublik mehrheitlich protestan- 
tisch geprägt. Im Gründungsjahr der DDR (1949) gehörten 80,5 Prozent der Bevölke- 
rung der evangelischen und circa elf Prozent der katholischen Kirche an. Diese Konstel- 
lation sollte sich in den folgenden vier Jahrzehnten dramatisch verändern: So verlor die 
evangelische Kirche bis zum Ende der DDR 70 Prozent ihrer Mitglieder, bei der katho- 
lischen Kirche betrug der Rückgang nahezu 60 Prozent. Während der Anteil der kon- 
fessionell gebundenen DDR-Bevölkerung kurz vor der Wiedervereinigung auf knapp 
30 Prozent geschmolzen war (circa 24 Prozent Protestanten und rund viereinhalb Pro- 
zent Katholiken), war die Zahl der Konfessionslosen im Laufe der Zeit bis auf etwa 
70 Prozent angestiegen (Pollack 1994: 374). In welchem Ausmaß die Kirchen aus der Ge- 
sellschaft und dem Leben der Menschen zurückgedrängt wurden, sei hier nur an einigen 


1 Wie viele Menschen sich tatsächlich von diesen neuen Angeboten angezogen fühlen, lässt sich wegen 
des stärker individualisierten Charakters dieser Religionsformen sehr schwer abschätzen. Insbesondere 
die Szene der sogenannten Neuen Religiösen Bewegungen vermochte jedenfalls nie zu einer quantita- 
tiv oder auch kulturell nennenswerten Größe anzuwachsen und wurde vom Großteil der Bevölkerung 
immer ignoriert bzw. abgelehnt (Daiber 1995: 59). 
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statistischen Daten für die evangelische Kirche dargestellt: Der Anteil der Gemeindemit- 
glieder, die an einem normalen Sonntag in die Kirche gingen, war schon in den 1950er 
Jahren verschwindend niedrig und schwankte im Folgenden zwischen knapp drei und 
vier Prozent. Die Kasualien und andere volkskirchliche Riten - gewöhnlich ein Pfund 
der Kirchen auch in Zeiten der Krise (vgl. auch Abschnitt 4) - verkamen zur Dienst- 
leistung für eine kleine Minderheit: Der Anteil der Trauungen unter allen Eheschlie- 
Bungen verringerte sich zwischen 1950 und 1989 von 57,4 auf 5,6 Prozent, der Anteil der 
kirchlichen Bestattungen an den gesamten Sterbefällen von 74,1 auf 36,6 Prozent. Beson- 
ders problematisch für die weitere Entwicklung auf dem religiösen Feld war dabei vor 
allem, dass die jüngeren Generationen von Kindheit an immer weniger Chancen hat- 
ten, mit kirchlichen bzw. religiösen Aspekten überhaupt in Berührung zu kommen. Das 
spiegelte sich nicht nur in der stark gesunkenen Taufrate wider - während 1950 noch 
76,9 Prozent der Neugeborenen getauft wurden, waren es 1989 nur noch 17,4 Prozent -, 
sondern auch in der zunehmend geringeren Zahl derjenigen, die die Christenlehre be- 
suchten (1955: 67,9 Prozent von allen Sechs- bis Zwölfjährigen; 1989: 12,4 Prozent) und 
an der Konfirmation teilnahmen (1950: 80,9 Prozent aller 15-Jährigen; 1989: 14,7 Prozent; 
vgl. Pollack 1994: 384, 388, 407, 412ff.). Dass die immer weiter zurückgehende Einbin- 
dung in religiöse Gemeinschaften und der damit verbundene Verlust an konkreten reli- 
giösen Erfahrungen und religiösem Wissen schließlich auch die individuellen Glaubens- 
vorstellungen aushöhlte, kann dann kaum noch überraschen: 1990 glaubte nur noch 
jeder dritte Ostdeutsche an Gott; nur gut sechs Prozent der aus der Kirche Ausgetrete- 
nen und knapp zwei Prozent derer, die nie Mitglied der Kirche waren, bezeichneten sich 
selbst als religiös, allenfalls jeder Dritte maß der Religion eine wichtige Bedeutung in 
seinem Leben zu (EVS 1990; Pollack 1994: 417). 

Während ihrer vierzigjährigen Existenz hatte sich die DDR von einer mehrheitlich 
protestantisch geprägten Gesellschaft zu einem der am meisten säkularisierten Länder 
der Welt gewandelt. Die Ursachen für diese Entwicklung sind auch hier in den gesell- 
schaftlichen Rahmenbedingungen zu suchen, wobei sich Art und Gewichtung der ein- 
zelnen Einflussfaktoren von denen in der Bundesrepublik teilweise doch stark unter- 
scheiden. So haben zweifellos auch hier ökonomische, soziale und kulturelle Aspekte 
und Entwicklungen eine Rolle gespielt; das entscheidende Moment ist aber letztlich in 
der politischen Überformung der gesamten Gesellschaft durch die herrschende Sozia- 
listische Einheitspartei Deutschlands (SED) zu finden. Dabei lässt sich das Staat-Kirche- 
Verhältnis, wenn man die gesamte Zeit der DDR betrachtet, nicht auf eine einfache For- 
mel reduzieren. In Abhängigkeit von den jeweiligen internen und externen politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Konstellationen wechselten sich Phasen massiver Ausein- 
andersetzungen und Repressionen (wie vor allem in der Stalin-Ära der 1950er Jahre) mit 
Zeiten relativer Entspannung (etwa in der sozial und wirtschaftlich relativ erfolgreichen 
Phase zu Anfang der 1970er Jahre) ab (vgl. dazu Pollack 1994: 78-372). 

Die beiden Kirchen entschieden sich unter diesen Umständen für ganz unterschied- 
liche » Überlebensstrategien «: Während sich die katholische Kirche, auch aufgrund ihrer 
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Randstellung, politisch weitgehend abstinent verhielt und ihr Handeln auf den Kernbe- 
reich der Seelsorge konzentrierte (vgl. Kösters/Tischner 2005), verstand sich die evan- 
gelische Kirche als eine gesellschaftliche Kraft und versuchte, auf gesellschaftliche Ent- 
wicklungen Einfluss zu nehmen. Angesichts des generellen Machtungleichgewichts 
zwischen Staat und Kirche sah sie sich freilich immer wieder gezwungen, eventuelle 
staatliche Reaktionen auf ihr Handeln zu antizipieren und sich den aktuellen Bedin- 
gungen anzupassen, was ein ständiges Changieren zwischen Nähe und Distanz zu den 
Herrschenden zur Folge hatte. Ob ihre seit dem Bau der Berliner Mauer zu beobach- 
tende Entscheidung, den offenen Machtkampf mit dem Staat zu vermeiden und unter 
bestimmten Bedingungen auch zu kooperieren, der Entwicklung des religiösen Feldes 
letztendlich eher genutzt oder geschadet hat, lässt sich kaum entscheiden. Indem sie 
sich in die Gesellschaft eingemischt und an ihr beteiligt hat, konnte die evangelische 
Kirche zumindest ihre vollständige Isolierung vom gesellschaftlichen Leben verhindern. 
Und in dem Maße, wie die DDR ab Mitte der 1980er Jahre politisch, wirtschaftlich und 
moralisch an ihr Ende gelangte, gewann sie dann auch - als im Grunde einzige gesell- 
schaftlich relevante Institution, die nicht völlig kompromittiert war - deutlich an An- 
sehen und Bedeutung und konnte zur Plattform und zum Schutzraum für das anwach- 
sende Potenzial der Unzufriedenen und die Kräfte der politischen Opposition werden. 
Den immer weiter voranschreitenden Exodus der DDR-Bevölkerung aus den Kirchen 
und aus der Religion insgesamt konnte ihre Bereitschaft zur Übernahme politischer 
Funktionen freilich auch nicht verhindern. 


3.3 Die Entwicklung im wiedervereinigten Deutschland 


Mit dem Beitritt der ehemaligen DDR hat sich die gesamtdeutsche religiös-konfessio- 
nelle Landschaft schon aufgrund gewandelter demografischer Bedingungen deutlich 
verändert. Zu Zeiten der Wiedervereinigung gehörte in Deutschland nur noch jeweils 
etwa ein Drittel der Bevölkerung der evangelischen und der katholischen Kirche an, 
der Anteil der Konfessionslosen war nun fast auf das gleiche Ausmaß angewachsen. 
Dabei wurde ziemlich rasch klar, dass sich die verschiedentlich geäußerte Erwartung 
eines nach dem Ende der politischen Repression im Osten einsetzenden religiösen Auf- 
schwungs in keiner Weise erfüllen würde. Im Gegenteil - in den ersten Jahren nach der 
Wiedervereinigung schnellten die Kirchenaustrittszahlen noch einmal dramatisch nach 
oben: So verließen in den Jahren 1991 bis 1993 insgesamt 274 787 Ostdeutsche die evan- 
gelische Kirche, was einem Mitgliederanteil von über drei Prozent entsprach; die katho- 
lische Kirche hatte im Zeitraum von 1990 bis 1993 in Ostdeutschland 83 342 Austritte zu 
verzeichnen. Die Kirchenaustrittswelle zu Beginn der 1990er Jahre betraf jedoch nicht 
nur das Gebiet der ehemaligen DDR, sondern erfasste auch die alten Bundesländer, wo 
allein im Jahr 1992 240 000 Menschen der evangelischen und 180 000 der katholischen 
Kirche den Rücken kehrten. Nachdem die Austrittsraten in den folgenden eineinhalb 
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Jahrzehnten wieder zurückgingen (wobei sie jedoch die Zahl der Eintritte nach wie vor 
um ein Mehrfaches überstiegen), zeichnete sich seit dem Jahr 2008 erneut ein Anstieg ab, 
der im Jahr 2010 in dem Novum kulminierte, dass die Zahl der Austritte aus der katho- 
lischen Kirche (181193) erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik die der Austritte 
aus der evangelischen Kirche überstieg (DBK-Eckdaten; EKD-Statistiken). 

Mit Blick auf die konfessionelle Prägung könnte man Deutschland heute einfach ge- 
sagt auf die Formel »3x30+x« bringen (Tabelle ı). Im Jahr 2009 gehörten 30,3 Prozent 
der Bevölkerung der katholischen Kirche und 29,4 Prozent der Evangelischen Kirche 
an; 30,1 Prozent bekannten sich zu keiner 
Konfession. Neben den mittlerweile pari- Tabelle 1 Mitglieder/Anhänger von Religions- 
tätisch verteilten drei großen Gruppierun- gemeinschaften in Deutschland, 2009 
gen stellen die Muslime mit mittlerweile 


knapp fünf Prozent der Gesamtbevölke- Millionen Prozent 


rung die drittgrößte religiöse Gruppie- Katholische Kirche 24,30 30,30 
rung dar; die übrigen Religionen summie- Evangelische Kirche 24,20 29,43 
ren sich noch einmal auf knapp über fünf Freikirchen/Sonderge- us ne 
meinschaften 
Prozent (REMID 2011). Orthodoxe/orientalische 1,40 1,70 
Auch wenn bestimmte Nord-Süd-Un- Kirchen 
terschiede nicht zu verkennen sind, so ver- Jüdische Gemeinschaften 0,12 0,15 
läuft die entscheidende Trennlinie in Sa- Islam 4,00 4,87 
chen Kirchlichkeit und Religiosität noch Hindus 0,11 0,13 
immer zwischen West und Ost. In West- Buddhisten 0,25 0,30 
deutschland ist der Anteil der Katholi- Neue Religionen/Esoterik 1,00 1,22 
ken etwas höher als der der Protestanten, Konfessionslose/keine 24,70 30,07 


Zuordnun 
im Osten hingegen gehören der evangeli- z 


schen Kirche etwas mehr als 20 und der Quelle: REMID (201). 

katholischen Kirche etwa vier Prozent der 

Bevölkerung an. Der Anteil der Konfessionslosen beträgt im Osten Deutschlands um 
die 70 Prozent, während er in Westdeutschland bei etwa 15 Prozent liegt. Gehen in West- 
deutschland etwa zehn Prozent der Bevölkerung regelmäßig jeden Sonntag zur Kirche, 
tun dies in Ostdeutschland nur etwa drei Prozent (ALLBUS 2008, 2010). 

Die Ost-West-Differenzen spiegeln sich auch in den anderen Dimensionen der Reli- 
giosität wider: Während sich im Westen Deutschlands etwa jeder Zweite als religiös be- 
zeichnet, behauptet das von den Ostdeutschen nur etwa jeder Fünfte. Dass die Religion 
einen wichtigen Bestandteil des eigenen Lebens ausmacht, sagen 40 Prozent der West- 
deutschen, aber nur 14 Prozent der Ostdeutschen. Fragt man nach der Verbreitung des 
Gottesglaubens, so sind es im Westen Deutschlands etwa zwei Drittel, die sich zu einem 
Glauben an Gott bekennen, im Osten hingegen nur etwa 20 Prozent (EVS 2008). Auf- 


2 Dabei ist der Gottesglaube in Ost und West bei höher Gebildeten, bei Jüngeren sowie bei Großstädtern 
weniger akzeptiert als im Durchschnitt der Bevölkerung. Darüber hinaus lässt sich seit Jahrzehnten 
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Tabelle2 Kirchlichkeit und Religiosität in West- und Ostdeutschland, 1990-2008 (in Prozent) 


Kirchgang Gottesglaube Selbsteinschätzung Religion wichtig für 
wöchentlich als religiös das eigene Leben 
West Ost West Ost West Ost West Ost 

1990 11 3 64 32 54 32 36 28 

2008 11! 3! 67 20 53 17 40 14 


' Daten aus 2010. 


Quellen: ALLBUS (1990; 2010); EVS (1990; 2008). 


fällig ist, dass sich der Abwärtstrend seit der Wiedervereinigung in Ostdeutschland auch 
auf dem Gebiet der »privaten« Religiosität weiter fortgesetzt hat (Tabelle 2). 

Eine gewisse Individualisierung des religiösen Sektors zeigt sich im Aufkommen 
außerkirchlicher Formen von Religion, die oft fernöstlich und synkretistisch geprägt 
sind, wie Esoterik, Okkultismus, New Age, Zen-Buddhismus oder Reinkarnationsthe- 
rapie. Alle diese neureligiösen Praktiken legen großen Wert auf die Unmittelbarkeit all- 
tagsüberschreitender, meist körperbezogener individueller religiöser Erfahrungen, bie- 
ten leicht erlernbare, stark vereinfachte Selbst- und Weltdeutungen an und stehen in 
Spannung zur Wirklichkeitsinterpretation der christlichen Großkirchen. Aber auch 
wenn das Interesse an derartigen Phänomenen relativ groß ist, so ist es doch nur eine 
Minderheit, die bislang Erfahrungen mit solchen alternativen Religionspraktiken ge- 
macht hat: Der Anteil derer, die schon einmal Erfahrungen mit New Age, Zen-Medi- 
tation, Yoga, Chi Gong oder Ayurveda gemacht haben, liegt zwischen zwei und sechs 
Prozent; über Erfahrungen mit Edelsteinmedizin oder Bachblütentherapie berichtet al- 
lenfalls jeder Zehnte (ALLBUS 2002; Identity Foundation 2006). Die Zahl der Anhänger 
Neuer Religiöser Bewegungen bzw. esoterischer Gruppierungen wird auf kaum mehr 
als ein Prozent der Gesamtbevölkerung geschätzt (siehe Tabelle 1). Von einem Esoterik- 
Boom in der Bundesrepublik zu sprechen, wie es häufig geschieht, ist also stark über- 
trieben. Auch wenn sich durchaus Individualisierungs- und Pluralisierungsprozesse auf 
dem religiösen Feld beobachten lassen, bleibt der religiöse Pluralismus doch deutlich 
begrenzt. Die Kirchen sind nach wie vor die entscheidenden religiösen Institutionen, 
die bestimmen, was Religion ist. Kirchlichkeit und »private« Religiosität sind zwar in 
Deutschland durchaus nicht identisch, hängen aber nach wie vor eng miteinander zu- 
sammen. Die Wahrscheinlichkeit, an Gott zu glauben, sich selbst als religiös einzuschät- 
zen oder Religion überhaupt als wichtig zu erachten, ist umso größer, je häufiger man 


eine Tendenz zur Entkonkretisierung der Gottesvorstellung beobachten, die zu einem stetig wachsen- 
den Anteil von Deisten führt, die sich Gott nicht mehr als Person, sondern nur noch als Höheres We- 
sen vorstellen können. 
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den Gottesdienst besucht, am kirchlichen Leben teilnimmt oder sich mit der Kirche 
verbunden fühlt. 

Die Ursachen für die Entkirchlichungs-, Individualisierungs- und Säkularisierungs- 
prozesse, die beide Teile Deutschlands in den vergangenen Jahrzehnten erlebt haben, 
sind vielfältiger Natur. Neben dem spezifischen Faktor der politischen Unterdrückung 
der Kirchen und der Religion durch die kommunistischen Machthaber in der DDR 
spielen in Ost und West Prozesse der sozialstrukturellen Modernisierung eine zentrale 
Rolle. In sie einbezogen sind Prozesse der funktionalen Differenzierung, aufgrund de- 
rer die einzelnen gesellschaftlichen Teilbereiche zunehmend eine von Religion unab- 
hängige Funktionsautonomie gewonnen und religiöse Werte und Normen ihre gesell- 
schaftsübergreifende Gültigkeit mehr und mehr verloren haben (» Gesellschaftsmodelle 
und Gesellschaftsanalyse). Ebenso gehören zur sozialstrukturellen Modernisierung Pro- 
zesse der Urbanisierung, Mobilisierung und Tertiarisierung der Gesellschaft, die zur 
Abschmelzung gewachsener Milieus und zur Abkehr von ständischen und industrie- 
gesellschaftlichen Wertvorstellungen beitrugen. Als Bestandteil der sozialstrukturellen 
Modernisierung ist schließlich auch der Ausbau des Rechtsstaates, des sozialen Siche- 
rungs- und Versicherungssystems, des Erziehungswesens sowie des medizinischen Ver- 
sorgungssystems anzusehen, der den Bedarf an religiösen Leistungsangeboten in diesen 
Bereichen drosselte. Weiterhin wirken auf den Prozess der Entkirchlichung und Säkula- 
risierung kulturelle Veränderungsprozesse ein, z.B. die Rationalisierung des Weltbildes, 
die religiöse Mythen und Symbole der Reflexion aussetzt, die Pluralisierung von Welt- 
deutungsangeboten, die den Gültigkeitsanspruch religiöser Welterklärungen relativie- 
ren, oder auch die Ausbreitung einer Freizeit- und Erlebniskultur, die immer mehr kon- 
kurrierende Alternativen zu religiösen Angeboten bereitstellt. 


4 Gesellschaftliche und gesellschaftspolitische Relevanz 


Die beiden großen Kirchen in Deutschland nehmen eine Stellung zwischen Institution 
und Organisation ein. Ihre historisch und kulturell begründete privilegierte rechtliche 
Stellung, ihre Präsenz in der Öffentlichkeit, ihre zumindest für die »alten« Bundeslän- 
der feststellbare Einbettung in den gesellschaftlichen Kontext weisen sie als sozial er- 
wünschte Institutionen mit hoher Legitimität aus. Allerdings ist das Verhältnis der Men- 
schen zu den Kirchen zunehmend nüchterner, individualistischer und instrumenteller 
geworden: Weit über 80 Prozent der Mitglieder der evangelischen Kirche in West wie 
Ost halten die Taufe und die Konfirmation für einen unbedingten Bestandteil des Evan- 
gelisch-Seins - aber nur 33 (West) bzw. 53 Prozent (Ost) sagen, dass der Kirchgang auch 
dazu gehört. Die Mehrzahl der Kirchenmitglieder (64 Prozent West; 55 Prozent Ost) sagt 
von sich selbst, dass sie sich überhaupt nicht am kirchlichen Leben beteiligt (EKD-KMU 
2002). Wenn man der Kirche die Treue hält, dann offenbar nicht mehr in erster Linie, 
weil man sich in ihr engagieren will, sondern weil man die kirchliche Begleitung an den 
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individuellen Wenden des Lebens sucht.” Außerdem spielen für die Kirchenmitglied- 
schaft Gründe der familiären Tradition und die Wertübereinstimmung mit der Kirche 
eine Rolle, weniger aber der Einsatz der Kirche für Gerechtigkeit in der Welt, das kirch- 
liche Angebot zur Gemeinschaft oder die Möglichkeit zu sinnvoller Mitarbeit in der Ge- 
meinde (EKD-KMU 2002). Gleichzeitig verliert die Mitgliedschaft in der Kirche zuneh- 
mend die Selbstverständlichkeit ihrer Geltung. Man kann aus der Kirche austreten, und 
mehr und mehr Menschen machen von dieser Möglichkeit auch Gebrauch. Die Kirche 
ist im Konzert der öffentlichen Meinungen nur eine Stimme unter vielen und erreicht 
mit ihrer Botschaft kaum einen Kreis über die Kirchentreuen hinaus. Zu anderen Funk- 
tionsbereichen muss sie Leistungsbeziehungen aufnehmen, die sie zur Binnendifferen- 
zierung, Rationalisierung und Professionalisierung zwingen. Die Kirchen wandeln sich 
zunehmend von Überzeugungsgemeinschaften zu Dienstleistungsunternehmen (Ebertz 
1998), ohne allerdings den Bekenntnis- und Überzeugungsaspekt aufzugeben und in 
ihren Leistungsstrukturen aufzugehen. Von ihrer spezifischen gesamtgesellschaftlichen 
Funktion scheint derzeit ein klarer Begriff zu fehlen (Herms 1989). 

Ihre traditionelle Integrations- und Orientierungsfunktion haben die Kirchen und 
die Religion offenbar weitgehend an andere Funktionssysteme der Gesellschaft, an das 
Erziehungs-, das Rechts-, das Versicherungs- und Wirtschaftssystem, sowie an die Mas- 
senmedien und die Politik abgegeben. Religion trägt in Deutschland insgesamt einen 
eher traditionellen, konventionellen und unterbestimmten Charakter, der sich auch 
durch die Individualisierungstendenzen nicht grundsätzlich gewandelt hat. Für die 
Mehrheit stellen Religion und Kirche eine Art Lebenshintergrund dar, der dann und 
wann - vor allem im Falle biografischer Wendepunkte oder in Situationen persönlicher 
Krisen - reaktualisiert wird, aber ansonsten weitgehend ausgeblendet bleibt. 

Aus all dem lässt sich allerdings nicht schlussfolgern, dass die Religion und die Kir- 
chen ihre soziale und kulturelle Bedeutung in der Gesellschaft gänzlich eingebüßt hät- 
ten: Auch wenn sich das Ausmaß des persönlichen Engagements im kirchlichen Bereich 
deutlich abgeschwächt hat und die Distanz zu den kirchlichen Dogmen und Verhal- 
tensvorschriften in weiten Bevölkerungsteilen größer geworden ist, wird den Kirchen 
doch nach wie vor eine Reihe von wichtigen gesellschaftlichen Funktionen zugeschrie- 
ben - man denke hierbei nur an deren herausragende Position im sozial-karitativen 
oder im schulischen Bereich.‘ Wie etwa die öffentlichen Reaktionen auf das »Kruzifix- 
Urteil« des Bundesverfassungsgerichtes im Jahr 1995 gezeigt haben, ist in einigen Teilen 
Deutschlands und von der Mehrheit der westdeutschen Bevölkerung noch immer die 


3 Im Gegensatz etwa zum sonntäglichen Gottesdienst sind die lebenszyklischen Rituale der Kirche nach 
wie vor stark nachgefragt: Die Bestattungs- und Taufraten beider großen Konfessionen liegen noch im- 
mer zwischen 70 und 90 Prozent (vgl. DBK-Eckdaten 2007; EKD-Statistik 2009). 

4 So zählen die karitativen Verbände der beiden Großkirchen mit insgesamt knapp einer Million haupt- 
amtlich Beschäftigten (Caritas: 507 477, Stichtag 31.12.2008; vgl. Deutscher Caritasverband 2011; 
Diakonie: 452 592, Stichtag 1.1.2010; vgl. Diakonisches Werk 2011) zu den größten Arbeitgebern in 
Deutschland. 
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Bewahrung zivilreligiöser Elemente ausdrücklich erwünscht. Von vielen Bürgern vor al- 
lem in den alten Bundesländern wird Deutschland trotz der unübersehbaren Entkirch- 
lichungsprozesse noch immer als eine durch die christliche Tradition geprägte Gesell- 
schaft angesehen, die ihre kulturelle Spezifik nicht aufgeben sollte. Diese Haltung sieht 
sich allerdings durch die erstarkenden religiösen Minderheiten, insbesondere die Mus- 
lime, immer stärker bedroht: So bekundeten in einer Umfrage, die im Jahr 2010 von der 
Universität Münster durchgeführt wurde, 58 Prozent der Westdeutschen und gar 62 Pro- 
zent der Ostdeutschen, Muslimen gegenüber eher negative Gefühle zu hegen. Nur etwa 
jeder Fünfte war der Meinung, dass der Islam in unsere westliche Welt passt; 65 (West) 
bzw. 75 Prozent (Ost) waren der Ansicht, dass die Zuwanderung von Muslimen nach 
Deutschland beschränkt werden sollte (WArV 2010). Die gesellschaftspolitische Heraus- 
forderung der nächsten Jahre besteht deshalb nicht nur in der Verbesserung der sozia- 
len und ökonomischen Integration, sondern auch in der kulturellen Anerkennung und 
Einbindung dieser Bevölkerungsteile in die deutsche Gesellschaft. 
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KHMTAMM Ha HeMeUIKOM A3bIke BKOHTaKTe, PyKoBoauTenb Nean BepewmaruH 


Kriminalität 


Dietrich Oberwittler 


1 Einleitung 


Kriminalität gehört zur gesellschaftlichen Normalität. Dass eine Gesellschaft ohne Kri- 
minalität nicht denkbar ist, weil jede Norm, die die Grenzen zulässigen Verhaltens mar- 
kiert, auch gebrochen werden kann, gehört seit Emile Durkheim (1984) zum soziologi- 
schen Grundverständnis. Kriminalität ist demnach ein alltägliches, aber auch extrem 
vielgestaltiges Phänomen - vom Bagatelldelikt Ladendiebstahl bis zum monströsen 
Massenmord - und sperrt sich gegen einfache Beschreibungen und Erklärungen. Ge- 
sellschaften unterscheiden sich teils erheblich in dem Ausmaß, in dem Kriminalität die 
alltäglichen Routinen und Beziehungen der Menschen stört oder durchdringt, und in 
der Art und Weise, wie Kriminalität produziert, wahrgenommen und verarbeitet wird. 

Dementsprechend kann das Phänomen aus vielen unterschiedlichen Perspektiven 
betrachtet werden. Die gesellschaftliche Wahrnehmung ebenso wie die wissenschaft- 
liche Beschäftigung mit Kriminalität wird von Kontroversen begleitet, welche häufig 
gesellschaftspolitisch gefärbt sind und vom Pionier des Definitionsansatzes Howard S. 
Becker (1967) auf eine kurze Frage zugespitzt wurden: »Whose side are we on?« Dass 
die Kriminalsoziologie in den 1960er Jahren eine starke Sympathie für die Täter entwi- 
ckelte, die Opfer darüber weitgehend vergaß und Polizei und Justiz herrschaftskritisch 
als Instanzen der »Kriminalisierung« betrachtete, während noch wenige Jahrzehnte zu- 
vor während des Nationalsozialismus kriminalbiologische Theorien in einer tödlichen 
Praxis staatlicher Morde geendet hatten, verweist auf die Einbettung der Kriminalitäts- 
forschung und der Kriminalpolitik in wechselnde gesellschaftliche Grundströmungen 
(Garland 1993). 

Die Kontroversen beginnen mit der Frage, wie Kriminalität zu definieren ist und wer 
über die gesellschaftlich gültigen Definitionen entscheidet. Ein erheblicher Teil der öf- 
fentlichen Wahrnehmung wie auch der Forschung ist auf »klassische« Kriminalitätsfor- 
men wie Diebstahl und Raub gerichtet, die vorrangig von männlichen Jugendlichen und 
Heranwachsenden, überproportional aus der Unterschicht, begangen werden. Obwohl 
immer wieder angemahnt, erhält die Kriminalität der Mittelschichten und der Mächti- 
gen in Politik und Wirtschaft, die aufgrund ihrer Positionen erheblich größeren mate- 
riellen Schaden anrichten können, weniger Aufmerksamkeit (Frehsee 1991). 

Eine sich daran anschließende Kontroverse betrifft die Frage, was überhaupt der 
vorrangige Untersuchungsgegenstand von Kriminalitätsforschung sein sollte: Die soge- 
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nannte ätiologische Suche nach den Ursachen und Motivationen für strafbares Handeln, 
oder die Analyse der gesellschaftlichen Bedingungen, die zur Ausgestaltung von Kri- 
minalpolitik und zur (selektiven) Anwendung von Strafrechtsnormen führen (Peters/ 
Dellwing 2011)? 

Wahrnehmungen und Diskussionen über Kriminalität sind meist von der Situation 
im eigenen Land geprägt, und auch dieser Artikel ist weitgehend auf Deutschland fokus- 
siert.! Internationale Vergleiche zeigen, dass Deutschland ein Land mit einer sehr niedri- 
gen Belastung, zumindest mit schwerer Kriminalität, ist. Gegenüber Ländern wie Südaf- 
rika oder Venezuela, deren Mordraten die deutsche um das 50- bis 100fache übersteigen, 
oder Russland und anderen osteuropäischen Ländern, deren politische und administra- 
tive Strukturen bis in die Spitzen so stark von Korruption und organisiertem Verbrechen 
durchdrungen sind, dass sie als »Mafia-Staaten« (The Guardian, vom 1.12.2010) gelten, 
erscheint die Lage in Deutschland in beinahe jeder Hinsicht als problemarm. 


2 Definition 


Kriminalität ist kein naturgegebenes Phänomen, sondern abhängig von gesellschaftlich 
definierten Normen. Das lateinische Wort »crimen« (Anklage, Vorwurf, Verbrechen) 
weist auf die juristische Definition hin, nach der Kriminalität Handlungen beschreibt, 
die gegen strafrechtliche Normen verstoßen und sanktioniert werden können. Welche 
Handlungen und welche Täter aus der Gesamtmenge der potenziell strafbaren Hand- 
lungen von der staatlichen Sozialkontrolle erfasst werden und ob es dabei zu Selektions- 
effekten kommt, ist ein wichtiger Gegenstand der Kriminalitätsforschung. Der aus der 
Wissenschaft stammende Begriff » Delinquenz« ist demgegenüber weiter gefasst und be- 
zeichnet strafbare und nicht strafbare Regelverstöße eher leichterer Art, wie sie vor al- 
lem für das Kinder- und Jugendalter typisch sind. 

Es war vor allem das Verdienst des Definitionsansatzes (labeling approach), das Be- 
wusstsein für die gesellschaftliche Konstruktion von Kriminalität und die Wandelbarkeit 
dieser Konstruktionen geschärft zu haben (Frehsee et al. 1997). Welche Verhaltenswei- 
sen durch Strafrechtsnormen als kriminell definiert werden, ist prinzipiell variabel und 
reflektiert, was vom Staat und den herrschenden Schichten als besonders schutzwürdig 
angesehen wird. Kriminalitätsdefinitionen sind historischen Wandlungen unterworfen. 
Während Verstöße gegen traditionelle Sexualnormen und religiöse Tabus im Laufe des 
20. Jahrhunderts weitgehend entkriminalisiert wurden, sind die neue Strafbarkeit der 
körperlichen Züchtigung von Kindern durch ihre Erziehungsberechtigten oder des so- 
genannten »Stalkings« Beispiele für eine weitere Kriminalisierung von interpersoneller 
Gewalt, die gesellschaftlich immer weniger toleriert wird. 


1 Dies gilt auch für die aus Platzgründen sparsam zitierte Literatur. Für einen breiteren internationalen 
Überblick über die Forschungsliteratur siehe Oberwittler (2012). 
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Die gesellschaftskritische Kriminalitätsforschung betont den Konflikt- und Herr- 
schaftscharakter der Kriminalitätsdefinitionen und nimmt an, dass mit ihnen beste- 
hende soziale Ungleichheiten gefestigt werden sollen. Dies ist insoweit richtig, als ge- 
sellschaftlich schädliches Verhalten von Mächtigen, wie z.B. die Vernichtung von 
Milliarden an der Börse oder Machtmissbrauch von Politikern, nur selten strafrecht- 
lich aufgearbeitet wird. In weiten Bereichen schützen die Strafrechtsnormen jedoch ge- 
rade die Schwächeren und Unterprivilegierten, die ein höheres Opferrisiko haben, vor 
den Stärkeren und Rücksichtslosen. Viele historisch stabile Strafrechtsnormen sollen die 
prosozialen Grundsätze der Fairness und Reziprozität schützen, die im menschlichen 
Sozialverhalten sehr tief angelegt sind und den Kitt von Gesellschaften bilden. Die ex- 
perimentelle Spieltheorie hat gezeigt, dass Verletzungen dieser prosozialen Verhaltens- 
regeln kulturübergreifend als störend wahrgenommen werden und ein Bedürfnis nach 
Bestrafung auslösen (Fehr/Gintis 2007). Es wäre daher ein Fehler anzunehmen, dass je 
nach Interessenlage oder kultureller Rahmung alles oder nichts als kriminell definiert 
werden könnte. 


3 Erklärungsansätze 


Trotz vielfacher Versuche gibt es keine allgemeingültige Theorie, die zur Erklärung je- 
der Form krimineller Handlungen geeignet wäre (Hess/Scheerer 1997; Lamnek 2007; 
2008). Zu unterschiedlich ist die Vielfalt der als kriminell definierten Verhaltensweisen. 
Die Eigenschaft der Strafbarkeit selbst, welche den Tätern in der Regel auch bewusst ist, 
ist das verbindende Element unterschiedlichster Handlungen. Die Auffassung des radi- 
kalen Definitionsansatzes, kriminell sei »keine Eigenschaft oder ein Merkmal, das dem 
Verhalten als solchem zukommt, sondern das an das jeweilige Verhalten herangetragen 
wird« (Sack 1968: 470) ist mit dieser handlungstheoretischen Grundannahme unverein- 
bar, weil sie aus den Tätern passive Opfer macht und ihnen die Entscheidungsfreiheit 
für oder gegen Normbrüche abspricht. 

Verschiedene Disziplinen, vor allem Psychologie und Soziologie, haben unterschied- 
liche Perspektiven auf das Phänomen Kriminalität und bieten teils konkurrierende Er- 
klärungsansätze an. Während Psychologie und stärker noch Psychiatrie individuelle 
Persönlichkeitsmerkmale oder -störungen für ausschlaggebend halten, interessiert sich 
die Soziologie für soziale Bindungen und Handlungen im Kontext gesellschaftlicher 
Strukturen. Für jede dieser Perspektiven gibt es schlagkräftige empirische Argumente, 
und integrative Theorieansätze versprechen insgesamt ein höheres Erklärungspotenzial 
als der Anspruch jeder Disziplin auf ein Deutungsmonopol. 
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3.1  »Klassische« Erklärungsansätze 


In der soziologischen Kriminalitätsforschung spielen die drei »Klassiker« Lern-, Kon- 
troll- und Anomietheorie immer noch eine wesentliche Rolle und werden in zeitge- 
mäßen Formen weiterentwickelt. Alle drei Ansätze verorten die Ursachen von Krimi- 
nalität in den sozialen Positionen und sozialen Beziehungen der Täter, die mehr oder 
weniger als Produkt ihrer Umwelt gesehen werden. Die auf Robert Merton (1938) zu- 
rückgehende Anomietheorie kann z.B. in Form der »Institutional Anomie Theory« 
(Messner/Rosenfeld 1994) auf den empirisch sehr robusten Zusammenhang von sozia- 
ler Ungleichheit und Kriminalitätsraten und auf die kriminalitätsmindernde Wirkung 
des Wohlfahrtsstaates verweisen. Die unter dem Begriff »differentielle Assoziation« be- 
kannt gewordene Lerntheorie stellt die Annahme der Beeinflussbarkeit jedes Individu- 
ums durch die jeweiligen Peers und sozialen Gruppen in den Mittelpunkt (Sutherland 
1945). Trotz oftmals beklagter Schwächen dieser Theorie wird die kausale Bedeutung des 
Einflusses delinquenter Freunde in neueren Netzwerk- und Längsschnittstudien bestä- 
tigt (Weerman 2011). 

Anstatt, wie Anomie- und Lerntheorie es tun, nach Motivationen zu delinquentem 
Verhalten zu suchen, drehte Travis Hirschi die Perspektive herum und fragte: »Why 
dort we do it?« (Hirschi 1969: 34). Seine Kontrolltheorie sieht in starken Bindungen an 
die konventionelle Gesellschaft (»stakes in conformity«) den zentralen Schutzmecha- 
nismus der Unterdrückung von Delinquenz. Daran anschließend haben John Laub und 
Robert Sampson (2003) die » Age-graded Theory of Informal Social Control« formu- 
liert und die Bedeutung des Verlusts und Wiederaufbaus sozialer Bindungen an den so- 
genannten biografischen »Wendepunkten« hervorgehoben. Staatliche Sanktionen, vor 
allem Gefängnisstrafen, können als »kumulative Benachteiligungen« den Ausstieg aus 
der Kriminalität erschweren (Ehret 2007), wie dies schon im Definitionsansatz mit dem 
Konzept der »sekundären Devianz« angenommen wurde. 

Schließlich hat auch der klassische stadtsoziologische Erklärungsansatz der »sozia- 
len Desorganisation« durch die neueren Forschungen zur »kollektiven Wirksamkeit « 
von Wohnquartieren (Sampson et al. 1997) und zu sozialräumlichen Kontexteffekten auf 
Jugendkriminalität einen erheblichen Auftrieb erfahren (Oberwittler et al. 2012). 


3.2  »Neue« Erklärungsansätze 


Seit den 1990er Jahren spielen »neue« Erklärungsansätze eine zunehmende Rolle in der 
Kriminalitätsforschung, die den bis dahin vorherrschenden »wohlfahrtsstaatlichen« 
Grundkonsens verlassen, Kriminalität in erster Linie als Folge von Benachteiligungen 
und Sozialisationsdefiziten zu verstehen, und sich stattdessen auf die Ebene individuel- 
ler Handlungsentscheidungen konzentrieren. Teilweise gehen diese Erklärungsansätze 
jedoch auf sehr alte Vorstellungen zurück, z. B. auf die des nutzenmaximierenden Indivi- 
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duums in der Strafrechtsphilosophie der Aufklärung. Moderne Rational-Choice-Theo- 
rien betrachten Kriminalität ebenso wie legale Handlungen als Ergebnis einer Kosten- 
Nutzen-Abwägung, beziehen dabei aber auch kulturelle und moralische Präferenzen mit 
ein (Kroneberg et al. 2010). Der »Routine Activity Approach« (Cohen/Felson 1979) in- 
teressiert sich ebenfalls nicht für soziale Benachteiligungen, sondern analysiert die kri- 
minelle Tat als eine Situation, die durch lohnende Ziele und unzureichende Kontrollen 
geprägt ist. Viele polizeiliche Präventionskonzepte wie etwa die Videoüberwachung be- 
ruhen auf diesem situationsbezogenen Ansatz (Eifler 2009). 

Unter den neuen Erklärungsansätzen ist die Iheorie der niedrigen Selbstkontrolle 
(Gottfredson/Hirschi 1990) die wohl bekannteste. Selbstkontrolle wird darin als die psy- 
chische Fähigkeit verstanden, die längerfristigen Folgen von Handlungen abzuschätzen. 
Menschen mit niedriger Selbstkontrolle erliegen den » Versuchungen des Augenblicks« 
und haben eine Vorliebe für riskante Aktivitäten, seien sie strafbar oder auch selbstschä- 
digend. Zwar haben viele empirische Studien diese (allerdings nicht gänzlich neuen) An- 
nahmen bestätigt, jedoch wird insbesondere der monokausale Anspruch dieser »general 
theory of crime« zu Recht kritisiert. 

Die Neurowissenschaften stellen die derzeit größte Herausforderung für die sozial- 
wissenschaftliche Kriminalitätsforschung dar. Selbstkontrolle ist auch in dieser Perspek- 
tive eine wichtige Fähigkeit, die in bestimmten Gehirnarealen - im präfrontalen Kortex - 
verortet wird (Knoch/Fehr 2007). Der durch neue bildgebende Verfahren beförderte 
Aufschwung der Gehirnforschung wird von der sozialwissenschaftlichen Kriminalitäts- 
forschung sehr distanziert beobachtet (Böllinger et al. 2010), aber dennoch nicht ohne 
Folgen für das Verständnis menschlichen Verhaltens bleiben. Ein Beispiel dafür sind 
Hinweise auf eine genetisch bedingte Störung des Serotonin-Stoffwechsels, welche dann 
zu einer erhöhten Gewaltneigung führen kann, wenn die betroffenen Personen im Kin- 
desalter selbst Opfer körperlicher Misshandlungen geworden waren (Caspi et al. 2002). 
Diese Wechselwirkung zwischen Gewalterfahrungen und neurobiologischen Anlagen 
ist eine der bislang wenigen Beispiele einer Gen-Umwelt-Interaktion im Bereich des So- 
zialverhaltens. 


4 Häufigkeit und Entwicklung der Kriminalität 
4.1 Das Hellfeld 


Als »Hellfeld« der Kriminalität bezeichnet man die Menge der durch Strafverfolgungs- 
behörden offiziell registrierten Straftaten. Vor allem die Polizeiliche Kriminalstatistik 
(PKS) wird in der Öffentlichkeit oft als Abbild »der« Kriminalität in Deutschland wahr- 
genommen. Dabei wird übersehen, dass es sich zunächst um einen Tätigkeitsnachweis 
staatlicher Verwaltungsorgane handelt. Ob und welche Straftaten aus der erheblich grö- 
ßeren Menge aller potenziell strafbaren Handlungen ausgewählt werden und welche 
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Definitions- und Selektionseffekte dabei auftreten, ist nur unvollständig bekannt. Nicht 
die Polizei jedoch bestimmt in wesentlichen Bereichen der Alltagskriminalität wie Dieb- 
stahl, Sachbeschädigung und Betrug, wie hoch die amtlichen Kriminalitätsziffern ausfal- 
len, sondern mit ihrer Entscheidung für oder gegen eine Strafanzeige die privaten oder 
auch institutionellen Kriminalitätsopfer, z.B. Warenhäuser. Allerdings hat die Polizei 
einen Ermessensspielraum bei der Bearbeitung von Strafanzeigen, der jedoch offenbar 
immer seltener für informelle Erledigungen genutzt wird. Auch eine höhere Verwal- 
tungseflizienz hat möglicherweise zu einer vollständigeren Registrierung von Delikten 
und dadurch zu höheren »ofliziellen« Kriminalitätsraten beigetragen. 

Die Entscheidung der Opfer für oder gegen eine Strafanzeige wird von komplexen 
Abwägungen beeinflusst. Neben der Schwere des Delikts und der Aussicht auf eine Er- 
mittlung des Täters spielen auch informelle Konfliktregelungen eine Rolle, die wahr- 
scheinlicher sind, wenn Täter und Opfer sich bereits kennen. Interethnische Täter- 
Opfer-Konstellationen erschweren aufgrund ihrer häufig größeren sozialen Distanz 
informelle Regelungen mit der Folge einer höheren Anzeigequote nicht-deutscher Täter 
(Köllisch 2009). Strafanzeigen sind die Regel, wenn diese wie bei Versicherungsleistun- 
gen eine Voraussetzung für den Ausgleich materieller Schäden darstellen. Nach den Er- 
gebnissen der letzten nationalen Opferbefragung im Jahr 1997 wurden gravierende Straf- 
taten wie Wohnungseinbruch und PKW-Diebstahl zu rund 90 Prozent angezeigt, Betrug 
und sexuelle Belästigung dagegen nur zu rund 25 Prozent (Heinz et al. 1998). Auf dem 
Land werden viele Delikte seltener angezeigt als in Großstädten, und auch regionale Un- 
terschiede im Anzeigeverhalten werden als eine mögliche Ursache des Nord-Süd-Gefäl- 
les der Kriminalitätsbelastung diskutiert (Baier et al. 2009: 42). Nur im internationalen 
Vergleich wird greifbar, dass das Vertrauen der Bevölkerung in Polizei und Justiz einen 
großen Einfluss auf das Anzeigeverhalten hat. Länder mit einem sehr geringen institu- 
tionellen Vertrauen - das sind vor allem die mit großen Kriminalitätsproblemen - ha- 
ben niedrigere Anzeigeraten und dadurch deutlich niedrigere offizielle Kriminalitätszif- 
fern als Länder mit einer hohen Legitimität der staatlichen Kontrollorgane - die dafür 
mit hohen Kriminalitätsziffern »bestraft« werden. 

Bei »opferlosen« Kontrolldelikten wie vor allem den Verstößen gegen das Betäu- 
bungsmittelgesetz hängt die registrierte Kriminalitätsrate dagegen vollständig von der 
Intensität der Kontrolltätigkeit von Polizei und Zoll ab. 

Die beiden wichtigsten Kennziffern der Polizeilichen Kriminalstatistik sind die Häu- 
figkeitszahl (HZ) und die Tatverdächtigenbelastungszahl (TVBZ). Die HZ misst die Rate 
der Straftaten bezogen auf 100 000 Einwohner des jeweiligen Gebietes, in dem sich die 
Tat ereignet hat, und ist ein Indikator für das Volumen und die Entwicklung der regis- 
trierten Kriminalität, die in Deutschland im Jahr 2010 rund sechs Millionen Strafta- 
ten umfasste und von Bereicherungsdelikten (Eigentums- und Vermögenskriminalität) 
dominiert wurde. Einfacher Diebstahl (z.B. Ladendiebstahl), schwerer Diebstahl (z.B. 
Wohnungseinbruch) und Vermögens- und Fälschungsdelikte (z. B. Kreditkartenbetrug) 
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sind mit je rund 20 Prozent für mehr als die Hälfte aller Straftaten verantwortlich. In den 
meisten Fällen ist der materielle Schaden gering. Dagegen entsteht in lediglich zwei Pro- 
zent der Fälle von Eigentums- und Vermögenskriminalität, die zum Bereich der Wirt- 
schaftskriminalität gezählt werden, 50 Prozent des registrierten Gesamtschadens, näm- 
lich 4,2 Milliarden Euro z. B. im Jahr 2005 (BMI/BM]J 2006: 22). 

Die Gewaltkriminalität - darunter werden in der PKS Straftaten gegen das Leben, 
gegen die sexuelle Selbstbestimmung und Rohheitsdelikte wie Raub, Erpressung, Be- 
drohung und schwere und gefährliche Körperverletzung zusammengefasst - macht mit 
3,5 Prozent nur einen sehr kleinen Teil der registrierten Kriminalität aus. Auch inner- 
halb der Gewaltkriminalität dominieren zahlenmäßig die weniger schweren Formen, 
während Sexual- und Tötungsdelikte sehr selten sind. Deutschland hat mit 0,7 pro 
100 000 Einwohner eine der niedrigsten Raten vollendeter Tötungsdelikte weltweit, von 
denen rund 95 Prozent aufgeklärt werden. Allerdings könnte es in Deutschland ein grö- 
Beres Dunkelfeld tödlicher Gewalt geben als in anderen Ländern, weil Obduktionen hier 
seltener sind. 

Die räumliche Verteilung zeigt erheblich höhere Häufigkeitsziffern für viele Formen 
der Kriminalität in den Großstädten, was sowohl auf sozioökonomische Problemlagen 
als auch auf günstigere Gelegenheitsstrukturen zurückzuführen ist (Gerstner/Oberwitt- 
ler 2011). Auffallend ist auch das Nord-Süd-Gefälle der Kriminalität mit Häufigkeitszah- 
len (im Jahr 2009) um 5 000 in Süddeutschland und 8000 und mehr in einigen nord- 
und ostdeutschen Ländern. Beide Phänomene sind jedoch teilweise den räumlichen 
Unterschieden im Anzeigeverhalten geschuldet. 

Die TVBZ misst die Rate der tatverdächtigen Personen, ebenfalls bezogen auf 
100 000 Einwohner des Gebietes, in dem sich die Tat ereignet hat. Definitionsgemäß ist 
dies nur bei aufgeklärten Straftaten möglich. Das Bundeskriminalamt berechnet wegen 
methodischer Bedenken keine Belastungszahlen für nicht-deutsche Bevölkerungsgrup- 
pen. Dennoch machen hohe Prozentanteile nicht-deutscher Tatverdächtiger vor allem 
bei Gewaltdelikten (circa 28 Prozent bei Tötungsdelikten, Raub und Vergewaltigung) auf 
die Problematik der Kriminalität von Migranten aufmerksam. 

Eine alters- und geschlechtsdifferenzierte Betrachtung hebt vor allem die überdurch- 
schnittlich hohe Belastungsziffer der männlichen Jugendlichen und Heranwachsenden 
hervor. Der universell gültigen Altersverteilung (» Age-Crime«-Kurve) folgend, steigt 
die Kriminalitätsrate der männlichen Jugendlichen bis circa 20 Jahre sehr steil an und 
fällt im Erwachsenenalter etwas flacher wieder ab. 2009 lag die TVBZ der männlichen 
deutschen Jugendlichen und Heranwachsenden bei über 10 000. Das bedeutet, dass 
jährlich mehr als zehn Prozent aus dieser Gruppe polizeilich registriert werden. In den 
sozialen Brennpunkten der Großstädte erreicht dieser Anteil leicht 25 bis 30 Prozent. 
Nicht nur strafbares Verhalten, sondern auch dessen formelle Registrierung wird also 
zunehmend »normal« für männliche Jugendliche. Die TVBZ der weiblichen Jugend- 
lichen und Heranwachsenden liegt deutlich niedriger und ist in den letzten Jahren auch 
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weniger stark angestiegen als die der männlichen. Die oft geäußerte Vermutung, dass 
Mädchen gegenüber den Jungen in Sachen Kriminalität »aufholen«, ist auf der Basis der 
registrierten Straftaten falsch. 

Weniger bekannt als die PKS ist die Strafverfolgungsstatistik (StVSt) mit einer nach 
Delikten, Alter, Geschlecht und Staatsangehörigkeit der Angeklagten differenzierten 
Zählung der gerichtlichen Entscheidungen und Sanktionsformen. Über die Anwendung 
der schärfsten Sanktionsform, der Freiheitsstrafe, berichtet schließlich die Strafvollzugs- 
statistik mit den Belegungszahlen der Gefängnisse. Ein Vergleich dieser Statistiken zeigt 
eindrucksvoll, wie stark die registrierte Kriminalität von der polizeilichen Erfassung 
der Straftaten bis zur gerichtlichen Verurteilung zahlenmäßig schrumpft, indem auf 
jeder Stufe des Strafrechtssystems ein ganz erheblicher Teil der Taten bzw. Täter her- 
ausgefiltert wird. Für 5,5 Millionen registrierte Straftaten in Westdeutschland im Jahr 
2004 wurden von der Polizei 1,9 Millionen Tatverdächtige ermittelt, von denen weniger 
als die Hälfte (0,7 Millionen) gerichtlich abgeurteilt wurden. 580 000 Tatverdächtige 
wurden verurteilt, circa 60 000 von ihnen zu Freiheitsstrafen (BMI/BM]J 2006: 22). Bis 
zur Anwendung der härtesten Sanktionsform werden also 97 Prozent der ursprünglich 
Tatverdächtigen im Prozess der formalen Sozialkontrolle herausgefiltert. Eine Schlüs- 
selposition haben dabei die Staatsanwaltschaften inne, die einen steigenden Anteil der 
Fälle - teils mit Auflagen oder Strafbefehlen - einstellen, sodass inzwischen mehr als 
die Hälfte der Tatverdächtigen gar nicht oder informell sanktioniert werden (Ludwig- 
Mayerhofer 1998). Im Jugendstrafrecht liegt die sogenannte Diversionsrate der informell 
Sanktionierten seit dem Ende der 1990er Jahre bei circa 70 Prozent, bei Ersttätern sogar 
bei 88 Prozent (Heinz 2010: 103). 


4.2 Das Dunkelfeld 


Aus dem Wissen um die Selektivität oflizieller Statistiken entwickelte sich seit den 
1970er Jahren das Bemühen, systematische Erkenntnisse über das »Dunkelfeld« der 
Kriminalität zu gewinnen, also über die erheblich größere Menge aller potenziell straf- 
baren Handlungen unabhängig von ihrer Registrierung. Dunkelfeldbefragungen aus 
der Opfer- oder Täterperspektive mit Zufallsstichproben der Wohnbevölkerung kön- 
nen allerdings ebenfalls kein unverzerrtes Abbild der Kriminalitätswirklichkeit bieten, 
weil auch sie eine - wenn auch anders und viel breiter angelegte - Konstruktion der 
sozialen Realität darstellen, die den spezifischen subjektiven Perspektiven der beteilig- 
ten Akteure folgt und mit vielfältigen methodischen Problemen wie der schwierigeren 
Erreichbarkeit marginalisierter Bevölkerungsgruppen behaftet ist. Einige Bereiche wie 
z.B. Gewalt in Familien und Partnerschaften liegen in einem sogenannten »doppelten 
Dunkelfeld«, das in normalen Befragungen nur schwer aufgehellt werden kann. Daher 
gibt es spezielle Dunkelfeldbefragungen zu (sexueller) Gewalt gegen Frauen (Müller/ 
Schröttle 2004). 
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Während andere Staaten regelmäßige nationale Opferbefragungen durchführen, 
fand in Deutschland nach 1997 erst wieder 2012 eine solche Befragung statt. 1997 gaben 
rund 20 Prozent der Befragten an, im Laufe eines Jahres Opfer eines von 13 abgefrag- 
ten Delikten geworden zu sein (Heinz et al. 1998). Zu den häufigsten Delikten gehörten 
Sachbeschädigungen am Pkw (5,7 Prozent), Fahrraddiebstahl (5,2 Prozent) und Betrug 
(vier Prozent); Gewaltdelikte wurden noch seltener berichtet. In der Studie von Müller/ 
Schröttle (2004) berichtete ein Prozent der befragten Frauen, im letzten Jahr Opfer se- 
xueller Gewalt geworden zu sein; diese Rate steigt auf 12,8 Prozent, wenn alle Opfer- 
erfahrungen sexueller Gewalt ab dem 16. Lebensjahr berücksichtigt werden. Schulbe- 
fragungen zeigen, dass Jugendliche bedeutend öfter mit Gewalt konfrontiert werden 
als Erwachsene. Verschiedene Studien ergaben Opferraten von über zehn Prozent für 
Körperverletzung und einen bis fünf Prozent für sexuelle Gewalt gegen Mädchen (Baier 
et al. 2009; Oberwittler et al. 2001). 

Durchschnittswerte verdecken jedoch erhebliche Ungleichverteilungen des Opfer- 
risikos. Zum einen gibt es regionale und lokale Unterschiede im Opferrisiko, für deren 
Untersuchung es sehr großer Stichproben bedarf. Großstadtbewohner und besonders 
Bewohner sozial benachteiligter Wohnquartiere haben bei bestimmten Delikten wie 
Gewalt und Sachbeschädigung ein deutlich erhöhtes Viktimisierungsrisiko. Weitere in 
Deutschland wenig erforschte Aspekte der ungleichen Risikoverteilung sind Mehrfach- 
viktimisierungen und die Kopplung von Opfer- und Täterstatus. 


4.3 Zeitliche Trends im Hell- und Dunkelfeld 


Lange Zeitreihen der Kriminalitätsentwicklung sind aufgrund vieler rechtlicher und or- 
ganisatorischer Veränderungen kaum verlässlich. Die PKS lässt sich in weitgehend kon- 
stanter Form nur bis in die 1980er Jahre und mit einigen Strukturbrüchen bis in die 
1950er Jahre zurückverfolgen. Dabei zeigt sich eindrucksvoll - wie in allen westlichen 
Ländern - der langfristige und massive Anstieg der Eigentums- und Gewaltkriminalität 
in der Nachkriegszeit. Dass sich dieser Anstieg während einer Wohlstandsepoche ereig- 
nete, stellte traditionelle Annahmen über Kriminalitätsursachen in Frage. Seit dem Be- 
ginn der 1990er Jahre ist in vielen westlichen Ländern jedoch ein anhaltender Rückgang 
der »klassischen« Eigentumskriminalität zu beobachten. Zwischen 1993 und 2009 ging 
die Häufigkeitszahl der Diebstahlsdelikte in Deutschland insgesamt um 40 Prozent und 
die der Wohnungseinbrüche um 50 Prozent zurück, bei Kfz-Diebstahl und Raubüber- 
fällen auf Banken und Werttransporte beträgt der Rückgang sogar 80 Prozent. Ande- 
rerseits nehmen Betrugsdelikte, vor allem im Internet, deutlich zu. Warenkreditbetrug 
als ein neues Massendelikt sowie neuartige Formen von »Cybercrime« wie Phishing 
oder Bot-Netze reflektieren den sozialen Wandel vom Industrie- zum digitalen Zeitalter 
mit veränderten Gelegenheitsstrukturen, die teils nicht mehr räumlich gebunden und 
schwerer kontrollierbar sind. 
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Die PKS zeigt allerdings einen seit den 1960er Jahren anhaltenden starken Anstieg 
der Körperverletzungsdelikte besonders bei Jugendlichen und Heranwachsenden. Die 
wenigen wiederholt durchgeführten Opfer- und Täterbefragungen von Jugendlichen 
zeigen jedoch demgegenüber, dass Jugendgewalt im Dunkelfeld seit den 1990er Jah- 
ren zurückgeht (Baier et al. 2009). Das scheinbare Paradox dieser Entwicklung - Zu- 
nahme im Hellfeld, Abnahme im Dunkelfeld - lässt sich durch empirische Hinweise auf 
ein verändertes Anzeige- und Registrierungsverhalten von Opfern und Polizei auflösen 
(Köllisch/Oberwittler 2004). 

Mit der Frage nach der Entwicklung der Kriminalität während der Modernisierungs- 
phase des 19. und frühen 20. Jahrhunderts und in der Vormoderne begibt man sich in 
sehr unsicheres Gelände, da der Begriff selbst ebenso wie die Wahrnehmungen und 
Reaktionsformen auf abweichendes Verhalten einem historischen Wandel unterworfen 
sind (Schwerhoff 2011). Auf der Basis regional gestreuter Archivquellen konnte rekons- 
truiert werden, dass die Homizidraten in Europa im Spätmittelalter mit etwa 20 bis 40 
pro 100 000 Einwohner um ein Vielfaches über den heutigen (circa ein bis zwei) lagen, 
und dass der säkulare Rückgang der tödlichen Gewalt, der die Zivilisationstheorie von 
Norbert Elias zu bestätigen scheint, bereits im 16. Jahrhundert in England und den Nie- 
derlanden begann (Eisner 2001). 


5 Wahrnehmungen und Reaktionen auf Kriminalität 


Die soziologische Relevanz von Kriminalität liegt nicht nur in den strafbaren Handlun- 
gen selbst, sondern ebenso in der Frage, wie die Gesellschaft diese als soziales Problem 
wahrnimmt, und wie sie bzw. der Staat als Träger des Gewaltmonopols mit Kriminali- 
tät umgehen. 


5.1 Individuelle Wahrnehmungen und Reaktionen 


Die meisten Menschen begehen in ihrem Leben nicht nur selbst Straftaten, sondern wer- 
den auch Opfer von Kriminalität. Wie Menschen auf eine Viktimisierung (Opferwer- 
dung) reagieren, wird intensiver untersucht, seit das kriminalpolitische Klima zuneh- 
mend die Interessen der Opfer betont und die Belange der Täter in den Hintergrund 
rückt (Hassemer/Reemstma 2002). Viele Bagatelldelikte werden von den Betroffenen als 
ärgerliches, aber kalkulierbares finanzielles Risiko verbucht oder sogar als »Preis« für 
riskante, aber nichtsdestotrotz lohnende Erlebnisse in Kauf genommen. Länger andau- 
ernde Konflikt- und Opfererfahrungen in Partnerschaften und im sozialen Nahraum, 
die mit Ohnmacht und sozialer Isolation verbunden sind, haben jedoch weitreichende 
negative Konsequenzen für die Lebensqualität der Betroffenen (Hanak et al. 1989). Woh- 
nungseinbrüche werden häufig als ähnlich gravierend wie Gewaltdelikte empfunden. 


Kriminalität 487 


Dass schwere und insbesondere sexuelle Gewalt langanhaltende biografische Belas- 
tungen nicht nur für die Opfer, sondern auch für deren Angehörige bedeuten können, 
macht die gegenwärtige Diskussion über Missbrauchsskandale klar. 

Unabhängig von tatsächlichen Opfererfahrungen haben sich die Furcht vor Krimi- 
nalität und allgemeine Unsicherheitswahrnehmungen der Bevölkerung zu einem gesell- 
schaftlich höchst relevanten Thema entwickelt, und die Forschungsergebnisse zu Krimi- 
nalitätsfurcht füllen ganze Bibliotheken (Sessar 2010). Furcht vor Kriminalität erscheint 
vielfach als übertrieben und abgekoppelt von tatsächlichen Risiken. Obwohl nur ein 
Prozent der deutschen Befragten des 2005 durchgeführten »European Survey on Crime 
and Safety« im Vorjahr Opfer eines Wohnungseinbruchs geworden waren, hielten es 
23 Prozent für wahrscheinlich oder sehr wahrscheinlich, dass ihnen dies im darauffol- 
genden Jahr zustoßen könnte (van Dijk et al 2007: 127). Die Bevölkerung überschätzt 
den Anteil der Gewaltdelikte an der gesamten Kriminalität dramatisch und glaubt stets 
an einen erheblichen Kriminalitätsanstieg, obwohl die Kriminalstatistik über viele Jahre 
sinkende Fallzahlen verzeichnet (Pfeiffer et al. 2004). Da schwere Straftaten sehr selten 
selbst oder im persönlichen Umfeld erfahren werden, spielen die Massenmedien mit ih- 
rer oft sensationsorientierten Berichterstattung eine wichtige Rolle bei der Vermittlung 
von Unsicherheitswahrnehmungen. Die sogenannte »Generalisierungthese« erklärt, 
wie diffuse Lebensängste und gesellschaftliche Unsicherheitsgefühle, etwa in Bezug auf 
wirtschaftliche und soziale Absicherung, auf das greifbare Thema Kriminalität proji- 
ziert werden, das symbolisch für Unordnung und Abweichung schlechthin steht (Hum- 
melsheim et al. 2011). Dies erklärt auch, warum Menschen mit geringeren sozialen Res- 
sourcen (z.B. geringem Bildungsstatus), in benachteiligten und sozial desorganisierten 
Wohnvierteln und mit größerer persönlicher Verletzlichkeit (z. B. Frauen und alte Men- 
schen) mehr Furcht vor Kriminalität haben als andere. Im europäischen Vergleich liegt 
das Niveau der kriminalitätsbezogenen Unsicherheitsgefühle der Deutschen jedoch im 
unteren Mittelfeld und zudem ist es - in Übereinstimmung mit der Kriminalitätsent- 
wicklung - seit etwa 1993 deutlich gefallen, mit Ausnahme der Angst vor terroristischen 
Anschlägen (> Terrorismus). 


5.2  Kollektive Reaktionsformen und staatliche Kriminalpolitik 


Die Summe individueller Unsicherheitswahrnehmungen ergibt das Potenzial für eine 
populistische Kriminalpolitik, und umgekehrt kann kriminalpolitischer Populismus in 
Verbindung mit dramatisierender Medienberichterstattung zur » Anheizung« des Mei- 
nungsklimas beitragen. In dieser (hier vergröbert dargestellten) Perspektive beurteilen 
viele Kriminalsoziologen die aktuelle Entwicklung in westlichen Demokratien, vor allem 
in den USA und Großbritannien, als eine Abkehr von der wohlfahrtsstaatlich ausgerich- 
teten Kriminalpolitik der 1960er und 1970er Jahre hin zu einer »punitiven«, auf lange 
Gefängnisstrafen setzenden und sozial stark ausgrenzenden Kriminalpolitik (Garland 
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2001; Hess et al. 2007). Populistisch ist eine Kriminalpolitik, wenn Politiker mit »Law 
and Order«-Kampagnen die Bedrohungsgefühle und Strafbedürfnisse der Bevölkerung 
zur Machtsicherung einsetzen, wie dies in den USA schon seit den 1960er Jahren zu be- 
obachten ist (Beckett 1997). Die Gefangenenrate der USA (756 pro 100 000 Einwohner) 
ist heute die höchste der Welt - achtmal höher als der westeuropäische Durchschnitt mit 
95 pro 100 000 - und trifft überproportional junge männliche Afro-Amerikaner aus den 
Armenghettos der Großstädte (Wacquant 2009). Der staatliche Umgang mit Straftätern 
ist stets in breitere gesellschaftspolitische Strömungen eingebettet. Länder mit einem 
großzügigeren Wohlfahrtsstaat zeichnen sich sowohl durch weniger (schwere) Krimi- 
nalität als auch durch eine liberalere Kriminalpolitik aus, während die USA das Modell 
für den Ersatz von Sozialpolitik durch eine punitive Kriminalpolitik bilden (Cavadino/ 
Dignan 2006). 

Das Meinungsklima und die kriminalpolitische Praxis in Deutschland haben sich 
jedoch nicht in vergleichbarer Weise verändert. Jüngere Versuche deutscher Politiker, 
mit »Law and Order«-Parolen Wahlen zu gewinnen, blieben mit Ausnahme der Ham- 
burger Bürgerschaftswahl 2001 ohne Resonanz oder waren sogar mitverantwortlich für 
Niederlagen. Der Glaube an die Wirksamkeit sozialpolitischer und kriminalpräventiver 
Maßnahmen und die Skepsis gegenüber harten Strafen sind in der deutschen Bevölke- 
rung noch weit verbreitet (Klimke 2008). Allerdings haben sich seit den 1990er Jahren 
in Bezug auf Sexualstraftäter und schwere Gewalttäter sowohl das Meinungsklima als 
auch die strafrechtliche Behandlung verschärft (Kury et al. 2009), während sich für die 
große Masse der Straftäter keine bedeutsame Änderung der Sanktionspraxis feststellen 
lässt. Dies entspricht den Grundsätzen einer wohlfahrtsstaatlichen und rationalen Kri- 
minalpolitik, die die klassische Vergeltungsstrafe mit dem Bemühen um Prävention und 
Resozialisierung verbindet und dabei zumindest teilweise richtige Lehren aus der empi- 
rischen Kriminalitätsforschung zieht. 

Prävention wird im öffentlichen Diskurs jedoch weniger in Hinblick auf die »Ret- 
tung« individueller Personen vor der drohenden kriminellen Karriere, sondern zuneh- 
mend in Hinblick auf die Sicherheit der Gesellschaft vor schwerer Kriminalität wie z. B. 
Terroranschlägen und organisierter Kriminalität verstanden. Für dieses Ziel werden vor 
dem Hintergrund neuer terroristischer Bedrohungen technische Überwachungsmaß- 
nahmen und Fahndungsmethoden propagiert und auch akzeptiert, die potenzielle Ge- 
fahren für die Privatsphäre und Freiheitsrechte der Bürger darstellen (Albrecht 2010). 
Das Ausbalancieren des notwendigen Schutzes vor Kriminalität gegenüber zivilgesell- 
schaftlichen Freiheitsrechten ebenso wie die Einbindung von strafrechtlichen Sanktio- 
nen in sozialpolitische Konzeptionen stellen eine bleibende Aufgabe für den demokra- 
tischen Wohlfahrtsstaat dar. 
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Kultur und Kulturinstitutionen 


Armin Klein 


1 Der Kulturbegriff 


Der Begriff Kultur lässt sich eng definieren als den Bereich der Künste, der Bildung, der 
Wissenschaft, des Geistes und des Genies; in einer weiten Definition dagegen umfasst er 
nahezu den gesamten Bereich der Zivilisation. In diesem Sinn bezeichnet Kultur nach 
der klassischen Definition des britischen Ethnologen und Gründervaters der modernen 
Kulturanthropologie Edward Burnett Tylor »jenes komplexe Ganze, das Wissen, Glau- 
ben, Kunst, Moral, Recht, Sitte, Brauch und alle anderen Fähigkeiten umfasst, die der 
Mensch als Mitglied einer Gesellschaft erworben hat« (Tylor 1963: 32). Der enge Kultur- 
begriff ist hochgradig normativ und exklusiv: Es gibt demnach Hochkultur und niedrige 
bzw. Subkultur und man »hat« entweder Kultur oder keine. Der weite Kulturbegriff, wie 
er auch der Kultursoziologie zugrunde liegt, ist dagegen deskriptiv und inklusiv: Jeder 
Mensch hat Kultur, diese lässt sich wertfrei beschreiben, und es gibt eine Vielzahl von 
unterschiedlichen Kulturen, ohne dass eine »besser« oder »niedriger« wäre (vgl. aus- 
führlich Eagleton 2001; Hansen 1995). 

Für die begriffsgeschichtliche und konzeptionelle Entwicklung im deutschen Sprach- 
raum und den entsprechenden Denktraditionen bedeutsam war (und ist vielfach heute 
noch) die starke Trennung in Kultur einerseits und Zivilisation andererseits (Elias 1977). 
Während sich in Deutschland seit dem 18. Jahrhundert das Begriffsumfeld von Kultur 
vor allem auf geistige und künstlerische Leistungen verengte (vgl. hierzu den »aflirma- 
tiver Kulturbegriff« Herbert Marcuse 1980), haftete dem Begriff der Zivilisation, der 
im Zusammenhang mit Alltag, aber auch Politik, Technik, Wirtschaft usw. verwendet 
wurde, im Deutschen etwas vermeintlich Niederwertiges an. Im angelsächsischen und 
französischen Sprachraum dagegen werden die Begriffe nahezu synonym benutzt. 

Seit dem 18. Jahrhundert definiert sich Deutschland als » Kulturnation« bzw. als 
»Kulturstaat« (> Deutsche Nation). Dieses Selbstverständnis hängt vor allem mit so- 
zialgeschichtlichen Entwicklungen zusammen, die in anderen europäischen Ländern 
wie England und Frankreich grundlegend anders verliefen (Bollenbeck 1996; Haber- 
mas 1962). Die unterschiedliche Entwicklung, die Deutschland als »verspätete Nation« 
(Plessner 1974) erscheinen lässt, resultiert aus den verschiedenen Antworten auf die bei- 
den zentralen Probleme der entstehenden Nationalstaaten, nämlich die Fragen ı) der na- 
tionalen Einheit und 2) der politischen Rolle des Bürgertums in den jeweiligen Ländern. 
Während in England die nationale Frage relativ früh geklärt war und sich das Bürger- 
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tum spätestens in der »Glorious Revolution« von 1688 seinen politischen Platz erkämpft 
hatte, in Frankreich die nationale Einheit schon seit dem 14. Jahrhundert Realität war 
und sich das revolutionäre Bürgertum 1789 an die Macht brachte, sah die Situation in 
Deutschland gänzlich anders aus. 

»Deutschland« war im 18. Jahrhundert in eine Vielzahl kleiner und kleinster Fürsten- 
tümer zersplittert und das Bürgertum in der Kleinstaaterei weitgehend machtlos. Natio- 
nale Einheit realisierte sich daher vor allem in der gemeinsamen Sprache und Kultur - 
und Kultur und Bildung (vor allem Theater und Literatur) waren auch der bevorzugte 
Ort eines politisch engagierten Bürgertums. Während Jean-Jacques Rousseau 1762 mit 
seiner hochpolitischen Schrift »Du contrat social« eine wesentliche Grundlage des mo- 
dernen Verfassungsstaates vorlegte, veröffentlichte Friedrich Gottlieb Klopstock nur 
wenige Jahre später (1774) »Die deutsche Gelehrtenrepublik«. Nur aus diesen sozial- 
geschichtlichen Zusammenhängen heraus lässt sich die besondere Rolle der Kultur in 
Deutschland hinreichend erklären. Zugespitzt: Kultur war in Deutschland Jahrhunderte 
lang ein Substitut, ein Ersatz für fehlende nationale Einheit und mangelnde politische 
Betätigungsmöglichkeit des Bürgertums. Diese Tradition prägt die Kulturpolitik und 
die kulturellen Institutionen in Deutschland bis heute: Vielfach muten sich Kulturschaf- 
fende die Lösung gesellschaftlicher Aufgaben zu, die in anderen Subsystemen der Ge- 
sellschaft entstanden sind und dort gelöst werden müssten. Dazu zählen z. B. die Bewah- 
rung der Kulturnation zu Zeiten der politischen Trennung bis 1989, die Bekämpfung der 
»Unwirtlichkeit unserer Städte« (Alexander Mitscherlich) in den siebziger Jahren des 
letzten Jahrhunderts, die Integration des und der »Fremden«, die Simulation von öko- 
nomischem Wachstum in der Kulturwirtschaft oder aktuell die Bekämpfung manifesten 
Bildungsversagens in einer forcierten kulturellen Bildung. 

In dieser geistesgeschichtlichen Tradition stehend versteht sich die Bundesrepublik 
Deutschland ausdrücklich als Kulturstaat, auch wenn Kultur als Staatsziel - trotz der 
einstimmigen Empfehlung der Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages Kul- 
tur in Deutschland 2005 - nicht explizit in die Verfassung aufgenommen wurde. Sowohl 
spricht der Einigungsvertrag zwischen BRD und DDR vom 31.8.1990 in seinem Art. 35 
im Kontext von Deutschlands Bedeutung in der Welt ausdrücklich vom Kulturstaat, wie 
auch das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe in seinen Urteilen mehrfach die Be- 
stimmung von »Deutschland als Kulturstaat« aufgenommen hat (Naucke 2000). Diese 
Selbstdefinition unterscheidet Deutschland deutlich von anderen europäischen Staaten: 
Während beispielsweise Frankreich sein Selbstbild in der »Nation« bzw. »Republique«, 
England im »Empire« oder »Commonwealth« finden, war und ist in Deutschland » Kul- 
tur« ein zentrales Element des eigenen Selbstverständnisses. 
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2 Kulturelle Institutionen 
2.1 Historische Entwicklung und Kennzeichen des kulturellen Systems in Deutschland 


Die Produktion und Rezeption von Kunst und Kultur und die kulturellen Institutio- 
nen, die sich in diesem Prozess bilden, sind stets eng verbunden mit gesellschaftlichen 
Schichten und Gruppen, die sie tragen und deren Publikum sie darstellen (Hauser 1974). 
Wesentliche Kennzeichen des Systems der kulturellen Institutionen und der Kulturpoli- 
tik in der Bundesrepublik Deutschland sind ı) die ausgeprägte Dezentralität; 2) ihr Trä- 
gerpluralismus sowie 3) eine ausgeprägte Staatsferne. Diese das kulturpolitische System 
konstituierenden Merkmale sind zum einen das Ergebnis langfristiger historischer Tra- 
ditionen und Entwicklungen, zum anderen unmittelbares Resultat der jüngeren deut- 
schen Zeitgeschichte. 

Sowohl ihre ausgeprägte Dezentralität (anders als beispielsweise in Frankreich und 
England mit Paris und London gibt es in Deutschland kein kulturelles Zentrum, son- 
dern viele miteinander konkurrierende Kulturorte - von Großstädten wie Berlin, Mün- 
chen und Hamburg bis hin zu Städten wie Weimar und Bayreuth) wie auch ihr Träger- 
pluralismus (nicht nur der Zentralstaat, sondern auch die Länder und Kommunen sowie 
die zahlreichen Einrichtungen der Zivilgesellschaft sind Träger kultureller Einrichtun- 
gen) sind das Resultat einer über tausendjährigen Geschichte, in deren Verlauf sich in 
den unterschiedlichen historischen Phasen verschiedene gesellschaftliche Gruppen vor- 
rangig als Träger der Kultur herausbildeten (Wagner 2009). 

Im Mittelalter waren es vor allem die Klöster und Kirchen, die die Kultur prägten 
und bewahrten. Sie waren Institutionen im Dienste der christlichen Religion, der sich 
alles unterzuordnen hatte: Theologie, Philosophie, Wissenschaft sowie Kunst und Kul- 
tur dienten dem Lob Gottes. Im Deutschland des Spätmittelalters (14. und 15. Jahrhun- 
dert) und der beginnenden Neuzeit (16. Jahrhundert) bildete sich mit dem Aufbau fester 
Herrschersitze und dem Bau von Schlössern und Residenzen eine eigenständige höfi- 
sche Kultur heraus, in deren Mittelpunkt das höfische Fest stand. Eine eigenständige 
städtische Kultur trat, insbesondere in den Freien Reichsstädten, neben die sich paral- 
lel entwickelnde höfische Kultur und löste im Bildungs-, Wissenschafts- und kulturell- 
künstlerischen Bereich zunehmend die über viele Jahrhunderte dominierende klöster- 
liche und kirchliche Kultur ab. Neben der Kultur des Patriziats, der Kaufmannschaft, der 
Gelehrten, der Stadtschreiber und Ratsbibliotheken, der Stadt- und Kunstpfeifer und 
teilweise der Handwerksmeister (»Meistersang«) prägte die Volkskultur der Handwer- 
ker, der städtischen Bediensteten, der Händler und Kleingewerbetreibenden, der Be- 
dürftigen und Fahrenden die Kultur der Stadt. Im 17. und 18. Jahrhundert bildeten sich 
die in Deutschland so zahlreichen absolutistischen Höfe als Zentren der Kunstentwick- 
lung und Kulturförderung heraus; Kunst und Kultur dienten nun vor allem der symbo- 
lischen Machtrepräsentation. 
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Seit dem Beginn der Aufklärung geriet die sich entwickelnde bürgerliche Kultur ver- 
stärkt in Konkurrenz zur höfischen Kultur (Habermas 1962): Bürger gründeten Auf- 
klärungsgesellschaften und Geselligkeitsvereine, Lesegesellschaften und Leihbibliothe- 
ken, Kunstkabinette und Theaterunternehmen, die teilweise bis heute fortbestehen. Seit 
Mitte des 19. Jahrhunderts kamen dann die spezifischen Kulturorganisationen der sich 
neu herausbildenden Arbeiterschaft hinzu: Volkshochschulen, Naturfreunde, Arbei- 
terchöre und Volksbühnenbewegung, Arbeiterliteratur- und Musikvereine (von Rüden/ 
Koszyk 1979). 1918/19 gingen im Zuge der Gründung der Weimarer Republik viele ehe- 
dem höfische Einrichtungen, insbesondere die Theater, Orchester und Museen, in die 
Obhut des Staates über. So wurden aus den zahlreichen Hoftheatern Staatstheater, aus 
ehedem fürstlichen Sammlungen Landesmuseen in staatlicher Trägerschaft. Die soge- 
nannten »neuen sozialen Bewegungen « der siebziger Jahre des 20. Jahrhunderts schließ- 
lich bildeten ganz wesentlich das Trägerpublikum für die neu entstehende freie Kultur- 
arbeit: freie Theatergruppen, Soziokultur, Kleinkunst usw. 

Dezentralität und Trägerpluralismus sind zwei spezifische Merkmale der kulturel- 
len Landschaft in Deutschland, die sich über viele Jahrhunderte entwickelten. Die to- 
talitäre Indienstnahme von Kunst und Kultur durch die Nationalsozialisten in Form 
des Reichsministeriums für Volksaufklärung und Propaganda (RMVP) unter der Lei- 
tung von Propagandaministers Joseph Goebbels veranlasste die Alliierten, aber auch 
die deutschen Verfassungsgeber, Kunst und Kultur in der Bundesrepublik Deutschland 
staatsfern zu organisieren. So heißt es im Art. 5 Abs. 3 lapidar: » Kunst und Wissenschaft, 
Forschung und Lehre sind frei. Die Freiheit der Lehre entbindet nicht von der Treue zur 
Verfassung.«. 

Der zweite Satz macht deutlich, dass ausdrücklich nur die Lehre, nicht aber die Kunst 
an die Verfassung gebunden sind. Sie ist demnach völlig frei. Lediglich Art. ı GG, die 
Unantastbarkeit der konkreten Würde eines einzelnen Individuums, genießt höheren 
Schutzrang (sogenanntes » Mephisto-Urteil« des Bundesverfassungsgerichts). Nie wie- 
der soll der (Zentral-)Staat in die Lage versetzt werden, sich Kunst und Kultur zu propa- 
gandistischen Zwecken zu unterwerfen. Die Zuständigkeit für Kunst und Kultur wurde 
deshalb fernab des Zentralstaates, d.h. des Bundes, in die Kompetenz der Länder (Art. 
30 GG) bzw. der Kommunen (Art. 28) gegeben; dem Bund obliegen nur bestimmte Zu- 
ständigkeiten, die ebenfalls in möglichst »staatsfernen« Rechtsformen institutionalisiert 
sind (siehe weiter unten). 


2.2 Das Drei-Sektoren-Modell 


Der Kulturbetrieb in Deutschland kann analytisch zunächst in zwei große Bereiche auf- 
geteilt werden: den öffentlich-rechtlichen Sektor (zu dem beispielsweise die Staats- und 
Stadttheater, die Kulturorchester, die Landes- und Stadtmuseen, das Archivwesen gehö- 
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ren) und den privatrechtlichen Sektor. Allerdings kann bei genauerem Hinschauen fest- 
gestellt werden, dass die zweite Kategorie noch zu unscharf ist; sie lässt sich weiter diffe- 
renzieren in einen privatrechtlich-kommerziellen Sektor (zu dem z. B. das Verlagswesen, 
die Film- und Musikindustrie, die Musical-Iheater, der Kunstmarkt mit Galerien, Auk- 
tionshäusern und Messen zu rechnen sind) und einen privatrechtlich-gemeinnützigen 
Bereich (hierzu zählen unter anderem Kunst- und Literaturvereine, Musikvereine und 
Chöre, selbstverwaltete soziokulturelle Zentren und freie Theatergruppen). 

Diese drei Bereiche lassen sich vor allem hinsichtlich ihrer unterschiedlichen Ziel- 
setzung differenzieren: Geht es im öffentlich-rechtlichen Kulturbereich um die Erfül- 
lung eines wie auch immer formulierten kulturpolitischen Auftrags (z.B. auf gesetz- 
licher Basis im Archivwesen, im Denkmalschutz, in der kulturellen Bildung oder als 
Ergebnis eines gesellschaftlichen Diskurses; vgl. hierzu Klein 2009: 171-218), so orien- 
tiert sich der privatwirtschaftlich-kommerzielle Sektor primär am finanziellen Gewinn, 
zumindest aber an der Existenzsicherung des jeweiligen Kulturbetriebs. Der privat- 
rechtlich-gemeinnützige Sektor wiederum ist - wie auch der öffentlich-rechtliche - am 
Gemeinwohl orientiert. Seine Organisationen haben den Status der Gemeinnützigkeit 
und müssen nicht vorrangig kulturpolitisch festgelegte Ziele umsetzen, sondern wollen 
privat oder zivilgesellschaftlich formulierte Ziele realisieren: So hat beispielsweise der 
eingetragene Verein einen Vereinszweck, den seine Mitglieder festgelegt haben, oder die 
Stiftung orientiert sich an einem spezifischen Stifterwillen. 

Betrachtet man die einzelnen Sektoren in einem zweiten Schritt nicht getrennt (auf 
Grund ihrer unterschiedlichen Zielsetzungen), sondern gemeinsam (nämlich unter dem 
Aspekt ihrer wirtschaftlichen Leistung), so ergibt sich für die sogenannte »kleine Kultur- 
wirtschaft«' in Deutschland ein Bild, wie es Tabelle ı wiedergibt. 


Tabelle 1 Übersicht »kleine« Kulturwirtschaft 


Branche Zahl der Unternehmen Beschäftigte Umsatz in Tsd. € 
Musikwirtschaft 11 346 36 595 5442 
Buchmarkt 14101 78901 15 240 
Kunstmarkt 11628 15 827 1928 
Filmwirtschaft 18 998 56 238 7637 
Darstellende Künste 19509 40 308 4496 
Sonstige 5215 16 301 1325 
Summe 80 797 244 170 36 068 


Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (2009: 20 f.). 


1 Neben der »kleinen Kulturwirtschaft« zählen zur »großen Kulturwirtschaft« bzw. Kultur- und Krea- 
tivwirtschaft zusätzlich noch die sehr viel beschäftigungs- und umsatzintensiveren Branchen der Film- 
wirtschaft, der Rundfunkwirtschaft, der Designwirtschaft, des Architekturmarktes, des Pressemarktes, 
des Werbemarktes sowie der Software-/Games-Industrie (vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie 2009: 20 f.). Hier ergeben sich sehr viel größere Quantitäten. 
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Zusammengefasst heißt dies: In der »kleinen Kulturwirtschaft« erwirtschafteten in 
den drei oben genannten Sektoren 244170 Menschen in 80797 Betrieben einen Um- 
satz von rund 36 Mrd. Euro. Die öffentliche Hand (also Bund, Länder und Gemeinden 
zusammen) gab im öffentlich-rechtlichen Teil der kleinen Kulturwirtschaft 2010 rund 
9,558 Milliarden an Zuwendungen (Soll-Zahlen 2010 laut Kulturfinanzbericht 2010: 25), 
also etwa ein Viertel des insgesamt erwirtschafteten Umsatzes. Kunst und Kultur in 
Deutschland sind demnach weitaus mehr als das, was der öffentliche Sektor bereitstellt, 
obwohl dieser in der landläufigen Meinung weitgehend mit der Produktion von Kultur 
gleichgesetzt wird. 

Die spezifische Betriebsstruktur der Kulturwirtschaft kann am Beispiel des Buch- 
marktes verdeutlicht werden (Tabelle 2). 


Tabelle2 Branchenstruktur Verlagswesen 


Unternehmenstyp Größenklasse Unternehmen Umsatz Umsatz je Anteil Umsatz 
(Anzahl) (in Mio. €) Unternehmen (in %) 
(in Tsd. €) 
Kleinst-Unternehmen bis 2 Mio. € 7168 2382 332 16,7 
Kleine Unternehmen bis 10 Mio. € 402 1587 3947 11,0 
Mittlere Unternehmen bis 50 Mio. € 119 2456 20635 17,2 
Großunternehmen ab 50 Mio. € 34 7638 231259 55,0 


Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (2009: 20 f.). 


Die Kleinteiligkeit der Branche wird unmittelbar ersichtlich: 7168 der Unternehmen 
(das sind rund 93 Prozent) erwirtschaften lediglich 16,7 Prozent des Umsatzes, allein 
34 Unternehmen (das sind rund 0,4 Prozent) dagegen 55 Prozent. Der in der gesamten 
deutschen Wirtschaft ausgeprägte Mittelstand ist hier kaum vorhanden: Es gibt unzählig 
viele kleine Kulturbetriebe und einige ganz wenige »global Player«. 

Im Rahmen der rechtlichen Institutionalisierung hat die öffentliche Hand prinzi- 
piell zwei Möglichkeiten, diese zu gestalten: Sie kann sie öffentlich-rechtlich oder pri- 
vat-rechtlich ausgestalten. Greift der Staat auf die öffentlich-rechtliche Organisations- 
form zurück, so ist die jeweilige Kulturinstitution Teil der allgemeinen Verwaltung (z. B. 
das Stadttheater als städtisches Amt oder das Landesmuseum als Abteilung eines Mi- 
nisteriums für Wissenschaft und Kunst), und der Staat hat das volle Durchgriffsrecht. 
Öffentlich-rechtliche Rechtsformen sind beispielsweise der Regiebetrieb (oft bei Thea- 
tern), der Eigenbetrieb (z. B. bei Stadthallen), die öffentlich-rechtliche Anstalt (z. B. beim 
Rundfunk) oder die öffentlich-rechtliche Stiftung (z. B. die Museen in Hamburg). Der 
Staat kann die Kulturinstitutionen aber auch eher staatsfern organisieren, indem er die 
private Rechtsform wählt. Häufig anzutreffende privatrechtliche Rechtsformen im Kul- 
turbetrieb sind beispielsweise die GbR (Gesellschaft bürgerlichen Rechts), die gGmbH 
(gemeinnützige Gesellschaft mit beschränkter Haftung), der e. V. (eingetragener Verein) 
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oder die privatrechtliche Stiftung. In diesem Falle hat der Staat nur indirekte Einfluss- 
möglichkeiten, z.B. über den Verwaltungs- oder Stiftungsrat (vgl. hierzu ausführlich 
Schneidewind 2011). 


2.3  Kulturföderalismus 


Auf der Ebene des konkreten kulturpolitischen Handelns wird das Prinzip der Staats- 
ferne - bei allem kulturpolitischen Engagement des Bundes - deutlich. Unbestritten 
war und ist nach Art. 32/1 die Kompetenz des Bundes in der Auswärtigen Kultur- und 
Bildungspolitik. Aber anders als etwa Großbritannien, Frankreich oder die USA orga- 
nisiert die Bundesrepublik Deutschland ihre Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik 
nicht direkt über das Außenministerium, sondern über »Mittlerorganisationen«, die 
ihrerseits privatrechtlich organisiert und somit nicht weisungsgebunden sind. Zu die- 
sen Mittlerorganisationen zählen das Goethe-Institut e. V. und das Institut für Auslands- 
beziehungen ifa (beides eingetragene Vereine) oder die in der Organisationsform der 
Stiftung verfassten akademischen Fördereinrichtungen wie der Deutsche Akademische 
Austauschdienst oder die Alexander von Humboldt-Stiftung. 

Ähnliche Organisationsformen wählt der Bund auch für die innere Kulturpolitik, bei 
der die Zuständigkeit des Bundes - ganz anders als in der Auswärtigen Kulturpolitik - 
verfassungsrechtlich nicht klar geregelt ist. Bis zum Jahr 1989 hielt sich der Bund - arg- 
wöhnisch beobachtet von den Bundesländern, die auf ihre Kulturhoheit pochten - kul- 
turpolitisch weitgehend zurück. Vor allem zwei Entwicklungen waren es allerdings, die 
seit Beginn der neunziger Jahre ein stärkeres Engagement des Bundes nötig machten: 
Zum einen der Prozess der Europäischen Einigung; hier saß den Kulturministern der 
übrigen europäischen Staaten kein ranggleicher Vertreter Deutschlands gegenüber, son- 
dern ein Vertreter der Kultusministerkonferenz der einzelnen Bundesländer. Zum ande- 
ren forderte die deutsche Einigung den Bund vor allem in finanzieller Hinsicht. 

Das klassische Mittel zur Unterstützung finanzschwacher Bundesländer, der hori- 
zontale Finanzausgleich, griff im Falle der fünf neuen Bundesländer nicht: Zu hoch wa- 
ren die Zahlungsverpflichtungen für deren Kultureinrichtungen und zu gering damals 
deren Wirtschaftskraft. So engagierte sich der Bund in den 1990er Jahren mit kulturellen 
Unterstützungs- und Sicherungsprogrammen in Milliardenhöhe in den fünf neuen Bun- 
desländern, ohne dass dieser Prozess von einer entsprechenden administrativen Institu- 
tion (also einem spezifischen Ministerium) getragen bzw. einer legislativen Institution 
(also einem entsprechenden Bundestagsausschuss) kontrolliert worden wäre. 

Seit 1998/99 gibt es erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland 
einen - zunächst sogenannten - Beauftragten der Bundesregierung für Angelegenhei- 
ten der Kultur und der Medien im Bundeskanzleramt, der dann ab Februar 1999 in den 
Staatsminister beim Bundeskanzler für Angelegenheiten der Kultur und der Medien 
umgewandelt wurde. In derselben Legislaturperiode wurde ein Bundestagsausschuss für 
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Kultur und Medien zur parlamentarischen Kontrolle des Regierungshandelns gegrün- 
det. Seither lässt sich explizit von einer »Kulturpolitik des Bundes« sprechen (Endreß 
2005). Allerdings zeigt alleine die Tatsache, dass es bis heute politisch nicht möglich ge- 
worden ist, einen eigenständigen Bundeskulturminister zu ernennen, wie wirkmächtig 
die nähere deutsche Geschichte in diesem Bereich ist. 

Wesentliche Institutionen der »Bundeskulturinnenpolitik« sind in der staatsfernen 
Rechtsform der Stiftung eingerichtet. Dies ist zunächst die älteste Stiftung unter maßgeb- 
licher Beteiligung des Bundes, die Stiftung Preußischer Kulturbesitz. Nach dem zweiten 
Weltkrieg und der Auflösung Preußens im Jahre 1947 waren die Sammlungen des preu- 
Bischen Staates zum Teil zerstört, verschleppt oder zerstreut. 1957 wurde gemeinsam von 
Bund und Ländern die Stiftung Preußischer Kulturbesitz gegründet, um die verschiede- 
nen vorhandenen Einrichtungen unter einem Dach zu unterstützen. Nach diesem Vor- 
bild kamen im Laufe der Jahrzehnte weitere Stiftungen hinzu, für die weitgehend der 
Bund (mit teilweiser Unterstützung der Bundesländer) - auch finanziell - zuständig ist: 
die Stiftung Preußische Schlösser und Gärten Berlin-Brandenburg, die Stiftung Weima- 
rer Klassik und Kunstsammlungen Weimar. Auch die großen Museen, für die der Bund 
zuständig ist, sind explizit Stiftungen: das Deutsche Historische Museum in Berlin, die 
Kunst- und Ausstellungshalle der Bundesrepublik Deutschland und das Haus der Ge- 
schichte, beide in Bonn. Dem BKM (Beauftragten für Kultur und Medien) direkt unter- 
stehen dagegen lediglich das Bundesarchiv und das Bundesinstitut für Kultur und Ge- 
schichte der Deutschen im östlichen Europa als nachgeordnete Behörden. 

Eine Sonderolle spielt die Kulturstiftung der Länder; sie wurde am 4.6.1987 von den 
Ländern der (alten) Bundesrepublik Deutschland durch das Abkommen zur Errich- 
tung der Kulturstiftung der Länder gegründet und nahm am 1. 4.1988 ihre Arbeit auf. 
Ausdrücklich heißt es in diesem Länderabkommen: »Die Bundesrepublik Deutschland 
(Bund) kann nach Maßgabe eines mit den Ländern zu schließenden Abkommens an der 
Stiftung mitwirken.« Mit gleichem Datum wurde ein Abkommen über die Mitwirkung 
des Bundes an der Kulturstiftung der Länder geschlossen. In diesem Abkommen ist de- 
tailliert geregelt, welche Vorhaben in die Förderung einbezogen werden; nach der Eini- 
gung traten die neuen Bundesländer der Stiftung bei. 

Die Kulturstiftung des Bundes (mit Sitz in Halle) schließlich wurde erst nach hefti- 
gen Auseinandersetzungen mit den Ländern am 23.1.2002 als eine Stiftung des bürger- 
lichen Rechts gegründet. Die Bundesregierung wollte mit der Kulturstiftung des Bundes 
nach eigenem Bekunden ein Zeichen im Sinne eines »kooperativen Kulturföderalis- 
mus« setzen und damit die besondere Verantwortung insbesondere gegenüber den ost- 
deutschen Ländern bekräftigen. Die Ministerpräsidenten hatten zunächst aus Sorge um 
den Kulturföderalismus Vorbehalte gegen die Stiftung geäußert. Die Kulturstiftung des 
Bundes fördert Kunst und Kultur innerhalb der Zuständigkeit des Bundes. Gegründet 
wurde die Stiftung in einer privatrechtlichen Rechtsform; dadurch sollte ein späteres 
Zusammengehen mit der Kulturstiftung der Länder, die ebenfalls privatrechtlich orga- 
nisiert ist, ermöglicht werden. Die Stiftungssatzung enthält zudem Regelungen, die eine 
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Fusion erleichtern sollten. Eine geplante Fusion scheiterte jedoch im Jahr 2003. Als Kon- 
sequenz aus dem Scheitern der Verhandlungen zur Zusammenführung der Kulturstif- 
tung des Bundes und der Kulturstiftung der Länder will sich der Bund in Zukunft auf 
»seine« Stiftung konzentrieren und hat daher das Abkommen über die Mitwirkung an 
der Kulturstiftung der Länder gekündigt. 

Das Prinzip der Staatsferne bewirkt, dass das kulturelle Leben in Deutschland ganz 
wesentlich durch das kulturpolitische Wirken der Bundesländer (Art. 30 GG) und der 
Städte und Gemeinden (Art. 28 GG) geprägt wird. Entsprechend schrieb der Deutsche 
Städtetag schon vor drei Jahrzehnten: »Kulturpolitik ist in der Bundesrepublik Deutsch- 
land in erster Linie Kommunalpolitik. Sie ist es unbeschadet der den Ländern zugespro- 
chenen Kulturhoheit, unbeschadet wichtiger kulturpolitischer Initiativen des Bundes, 
unbeschadet der zunehmenden Aktivitäten großer gesellschaftlicher Organisationen « 
(Deutscher Städtetag 1979: 7). 

Das kulturelle Selbstverständnis bzw. die Kulturpolitik der einzelnen Bundesländer 
sind - wie sich dies bereits schon in sehr unterschiedlichen Formulierungen in den je- 
weiligen Landesverfassungen ausdrückt - sehr stark von den jeweiligen länderspezifi- 
schen Traditionen geprägt (Klein 2009: 137-159). In manchen Bundesländern wird die 
Hauptlast der Kulturausgaben vom jeweiligen Bundesland getragen (z.B. im Saarland 
60,8 Prozent, in Sachsen 56,6 Prozent und in Thüringen 55,7 Prozent), in anderen Bun- 
desländern (z.B. Nordrhein-Westfalen 21,2 Prozent und Hessen 36,9 Prozent) dagegen 
eher von den Gemeinden. Der Anteil der Kulturausgaben der Gemeinden an den Ge- 
samtaufwendungen für Kunst und Kultur bezeichnet den sogenannten »Kommunalisie- 
rungsgrad« der Kulturfinanzierung (Kulturfinanzbericht 2010: 35). 


2.4 Öffentliche Kulturförderung 


Aus dem bisher Gesagten folgt, dass der größte Anteil der Zuwendungen für öffentli- 
che Kultureinrichtungen von den Bundesländern und den Gemeinden aufgebracht wird. 
Allerdings sind die folgenden Zahlen mit einer gewissen Vorsicht zu betrachten, da es 

in Deutschland - wie es im Kulturfinanz- 
Tabelle3 Träger der öffentlichen Kulturfinan- bericht 2010 heißt - bislang noch »keine 
zierung 2007 nach Körperschaftsgruppen einheitliche Kulturstatistik [gibt]. Dies be- 

deutet, dass zum Zweck der Datenanalyse 


Träger Absolut Prozent für diesen Bericht auf amtliche Statistiken 
Bund 1065,8 12,6 mit kulturrelevanten Merkmalen und Ver- 
Länder 3033,8 43,0 bandsstatistiken zurückgegriffen« wer- 
Gemeinden/Zweck- 3759,9 44,4 den musste (Kulturfinanzbericht 2010: 22; 
verbände 

Tabelle 3). 
Summe 8459,5 100,0 


Es wird deutlich, dass Länder und 
Quelle: Kulturfinanzbericht (2010: 25). Kommunen zu etwa gleichen Teilen för- 
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Tabelle 4 Abgrenzung der öffentlichen Kulturfinanzierung nach staatlicher Haushaltssystematik 


Branche Aufgaben/Sachgebiete Ausgaben 2007 Anteil in % 
in Mio. € 
1 Theater- und Musik- Theater 3 069,6 36,3 
förderung Einrichtungen der Musikpflege 


Musikschulen 
Einzelmaßnahmen Theater und Mu- 
sikpflege 
2 Museen, Sammlun- Museen, Sammlungen, Ausstellungen 1575,5 18,6 
gen, Ausstellungen wissenschaftliche Museen 
Einzelmaßnahmen Museen und Aus- 


stellungen 
3 Bibliotheken Bibliotheken 1 238,9 14,7 
wissenschaftliche Bibliotheken, Ar- 
chive 
4 Denkmalpflege Denkmalschutz und -pflege 476,9 5,6 
sonstige Kulturför- sonstige Kultureinrichtungen 938,6 11,0 
derung andere Einzelmaßnahmen der Kul- 
turpflege 
6 Kulturverwaltung Kulturverwaltung 397,7 4,7 
7 Kunsthochschulen Kunsthochschulen 465,7 55 
8 Auslandskultur kulturelle Angelegenheiten im Aus- 296,6 3,5 
land 
Summe 8459,5 100,0 


Quelle: Kulturfinanzbericht (2010: 47). 


dern; das Engagement des Bundes beträgt 12,6 Prozent der Zuwendungen. Die einzel- 
nen Kulturinstitutionen in Deutschland, die von der öffentlichen Hand gefördert wer- 
den, lassen sich am besten anhand der Gliederungssystematik der staatlichen Haushalte 
(vgl. Kulturfinanzbericht 2010: 47; Tabelle 4) abbilden. 


2.5 Der Kulturbetrieb im Überblick 


Der Kulturbetrieb in Deutschland ist durch eine Vielzahl von Einrichtungen und Orga- 
nisationen im öffentlichen, im privatrechtlich-kommerziellen und im privatrechtlich- 
gemeinnützigen Sektor geprägt. Ganz ausführlich hat sich (auf rund 500 Seiten) zuletzt 
die Enquete-Kommission »Kultur in Deutschland« des Deutschen Bundestages 2007 
hiermit auseinandergesetzt (vgl. Deutscher Bundestag 2007; zum Kulturbetrieb auch 
Heinrichs 2006). Im Wesentlichen handelt es sich dabei um die nachfolgend vorgestell- 
ten Bereiche. 
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2.5.1 Darstellende Kunst 


Die Theaterlandschaft in Deutschland ist in ihrem Umfang und in ihrer Vielfältigkeit 
einmalig auf der Welt; so kann es kaum verwundern, dass sie den größten Anteil an der 
öffentlichen Förderung hat (zusammen mit dem Musikbetrieb über 36 Prozent der öf- 
fentlichen Zuwendungen). Für die Spielzeit 2008/09 konnten auf der Basis der Statistik 
des Deutschen Bühnenvereins folgende Angebote festgestellt werden: 


e 145 öffentliche Theater mit ca. 750 Spielstätten 

e 185 Theater in gemeinnütziger oder gewerblicher Ausrichtung mit festem Haus 

e Rund 75 Tournee- und Gastspieltheater ohne festes Haus 

e Rund 115 Theaterhäuser ohne festes Ensemble 

e Rund 50 selbständig betriebene Kulturorchester und 70 integrierte Kulturorchester, 
die regelmäßig Operndienste verrichten 

e Circa 35 Festspiele 

e Darüber hinaus zahllose Amateur- und Laientheater 


Wichtige Verbände sind der 1846 gegründete Deutsche Bühnenverein als Arbeitgeber- 
und Interessenvertreter der deutschen Theater, in dem die Träger der Theater und ihre 
Intendanten repräsentiert sind. Die Theaterbeschäftigten ihrerseits sind in der 1871 ge- 
gründeten Genossenschaft Deutscher Bühnenangehöriger (GDBA) organisiert. Die In- 
thega (Interessengemeinschaft der Städte mit Theatergastspielen) vertritt diejenigen 
Städte und Gemeinden, die über Spielstätten, aber keine eigenen Theaterensembles ver- 
fügen. Der Rat für Darstellende Kunst schließlich ist die kulturpolitische Vertretung der 
Theater und Teil des Deutschen Kulturrates. 


2.5.2 Musik 


Über das Musikleben gibt detailliert die Musikstatistik des Deutschen Musikrates zu- 
sammen mit dem Deutschen Musikinformationszentrum Auskunft. Es wird zunächst 
geprägt von den großen Orchestern; der Deutsche Bühnenverein zählte für die Spiel- 
zeit 2008/2009 insgesamt 130 Orchester, davon 48 selbständige Kulturorchester, 69 in 
Theater integrierte Orchester sowie 13 Rundfunkorchester. Für die Ausbildung in Mu- 
sikhochschulen ebenso wie in kommunalen Musikschulen (Verband deutscher Musik- 
schulen VdM) sind in Deutschland ebenfalls weitgehend die öffentliche Hand, teilweise 
auch die Kirchen (Kirchenmusik) zuständig. Neben dem öffentlichen Sektor spielt die 
Musikwirtschaft bzw. die Tonträgerindustrie eine wichtige Rolle; hier zählte das Bun- 
desministerium für Wirtschaft und Technologie im Jahr 2009 11 346 Unternehmen mit 
36595 Beschäftigten, die insgesamt 5 442 Millionen Euro erwirtschafteten. Besondere 
Bedeutung hat in Deutschland darüber hinaus die Laienmusik in den unterschiedlichs- 
ten Chören und Ensembles; hier zählt die Statistik insgesamt 172 600 verschiedene En- 
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sembles mit über 5 Millionen aktiven Mitgliedern (nimmt man die fördernden Mitglie- 
der hinzu, steigt die Zahl auf 6,8 Millionen in der Laienmusik Engagierte). 


2.5.3 Kulturelles Erbe 


Das kulturelle Erbe (»Cultural Heritage« im Angelsächsischen) umfasst zunächst ganz 
allgemein die Gesamtheit aller Kulturgüter; Kulturgüter sind das Ergebnis einer kultu- 
rellen/künstlerischen Produktion oder sonstige Zeugnisse, die als bedeutsam und erhal- 
tenswert anerkannt sind und somit einen gewissen Schutz genießen. Institutionell gehö- 
ren hierzu im Wesentlichen ı) Denkmäler und Denkmalschutz; 2) Archive; 3) Museen, 
Sammlungen Ausstellungen; die ersten beiden Bereiche sind - da es sich um hoheitliche 
Aufgaben handelt - weitgehend gesetzlich geregelt. 

Das Denkmalschutzgesetz (DSchG) aus dem Jahre 1978 definiert in $ 3 Kulturdenk- 
mäler als »Gegenstände aus vergangener Zeit, die Zeugnisse, insbesondere des geisti- 
gen oder künstlerischen Schaffens, des handwerklichen oder technischen Wirkens oder 
historischer Ereignisse oder Entwicklungen, Spuren oder Überreste menschlichen Le- 
bens oder kennzeichnende Merkmale der Städte und Gemeinden sind und an deren 
Erhaltung und Pflege oder wissenschaftlicher Erforschung und Dokumentation aus ge- 
schichtlichen, wissenschaftlichen, künstlerischen oder städtebaulichen Gründen ein 
öffentliches Interesse besteht. Als Kulturdenkmäler gelten Gegenstände aus vergange- 
ner Zeit, die Zeugnisse, Spuren oder Überreste der Entwicklungsgeschichte der Erde 
oder des pflanzlichen oder tierischen Lebens sind und an deren Erhaltung und Pflege 
oder wissenschaftlicher Erforschung und Dokumentation ein öffentliches Interesse « 
besteht. Je nach Bundesland ist der Denkmalschutz unterschiedlichen Ministerien zu- 
geordnet; er gliedert sich in Landesdenkmalamt sowie höhere und untere Denkmal- 
schutzbehörden. 

Das Bundesarchivgesetz (Gesetz über die Sicherung und Nutzung von Archivgut des 
Bundes) legt fest, wie das Archivgut (also Akten, Schriftstücke, Karten, Bilder, Plakate, 
Filme, Tonaufzeichnungen und maschinenlesbare Daten), das bei zentralen Stellen des 
Heiligen Römischen Reiches (1495-1806), des Deutschen Bundes (1815-1866), des Deut- 
schen Reiches (1867/71-1945), der Besatzungszonen (1945-1949), der Deutschen De- 
mokratischen Republik (1949-1990) und der Bundesrepublik Deutschland (seit 1949) 
entstanden ist, zu sichern ist. Archive finden sich - neben Kirchen-, Firmen- und Privat- 
archiven - auf Bundesebene; darüber hinaus auf Länderebene (entsprechende Landesar- 
chivgesetze) und auf der kommunalen Ebene (Kommunalarchive). 

Museen und Sammlungen haben die Aufgabe, wichtige kultur-, kunst-, natur- oder 
technikgeschichtliche Gegenstände zu sammeln, zu bewahren und zu pflegen, zu erfor- 
schen, auszustellen und zu vermitteln. Ein Museum ist nach der klassischen Definition 
des Internationalen Museumsverbandes (ICOM) »eine nicht gewinnbringende, ständige 
Einrichtung im Dienste der Gesellschaft und ihrer Entwicklung, die für die Öffentlich- 
keit zugänglich ist und materielle Belege des Menschen und seiner Umwelt zum Zwecke 
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Tabelle 5 Museen in Deutschland 


Museumsart Anzahl Besuche in Tsd. 
Volks- und Heimatkundemuseen 2155 15 828 
Kunstmuseen 498 19689 
Schloss- und Burgmuseen 217 12 645 
Naturkundliche Museen 235 7949 
Naturwissenschaftliche und technische Museen 557 14810 
Historische und archäologische Museen 343 16 444 
Kulturgeschichtliche Spezialmuseen 678 10 626 
Sonstige museale Einrichtungen 93 6 862 
Summe 4776 104 853 


Quelle: Institut für Museumskunde Berlin (2009). 


des Studiums, der Erziehung und der Freude erwirbt, erhält, erforscht, vermittelt und 
ausstellt.« Das Institut für Museumskunde in Berlin differenziert in verschiedene Mu- 
seumsarten (Tabelle 5; Zahlen für 2008): 


2.5.4 Bibliotheken 


Der Begriff Bibliothek steht in der Regel für öffentliche Einrichtungen, d.h. Orte bzw. 
Gebäude (z.B. Landes-, Stadt- oder Universitätsbibliothek) für eine geordnete und be- 
nutzbare Sammlung von Büchern bzw. anderen Medien und Informationen, schließlich 

auch für diese Sammlung selbst. Unter- 


Tabelle6 Bibliotheken in Deutschland schieden werden öffentliche und wissen- 
schaftliche Bibliotheken. Die Hauptfunk- 
Bibliotheken tionen einer Bibliothek sind zum einen 
wissen- öffent- eine (meist ungestörte) Kommunikation 
schaftliche liche . i . 
—— zwischen dem Leser und einer Publika- 
Verteilung 8 405 246 j i } 
tion, zum anderen gemeinsames oder in- 
Personalstellen 11459 11833 Aa N 
j . dividuelles Lernen zu ermöglichen. Zu 
Medienbestand (in Tsd.) 123 549 238 155 j g 
nee nase Rn diesem Zwecke sammelt, erschließt und 
aktive Nutzer (in Tsd. . ER i = 
macht die Bibliothek die publizierte In- 
Entleihungen (in Tsd.) 369523 96 469 i i u 
formation nutzbar. Die vom Statistischen 
Ausgaben (in Tsd.) 878070 843 806 


Bundesamt Deutschland (DESTATIS) ge- 
Quelle: DESTATIS/Hochschulbibliothekszentrum Köln. nannten Zahlen sind in Tabelle 6 ausge- 
wiesen (2009). 
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Landwirtschaft, Agrarpolitik und ländlicher Raum 
Claudia Neu 


1 Einführung 


Ganz klassisch kann die Definition von Theodor von der Goltz (1902: 2) zur Begriffser- 
klärung herangezogen werden: »Die Landwirtschaft ist dasjenige Gewerbe, welches die 
Erzeugung pflanzlicher und tierischer Rohstoffe zum Zwecke hat, welches daher mit 
der Bebauung des Bodens sowie mit der Zucht und Pflege der Haustiere sich beschäf- 
tigt. Im weiteren Sinne gehört zur Landwirtschaft die gesamte, auf Erzeugung pflanz- 
licher und tierischer Produkte gerichtete Tätigkeit des Menschen, also z.B. auch Forst- 
wirtschaft, Garten- und Obstbau.« Doch nicht allein Art und Umfang der agrarischen 
Produktion sind von Interesse, sondern auch die wirtschaftlichen, rechtlichen und so- 
zialstrukturellen Verhältnisse einer ländlichen Gesellschaft. Eine einheitliche Agrar- 
oder ländliche Sozialstruktur hat sich jedoch auf Grund der territorialen Vielgestaltig- 
keit in Deutschland nie herausgebildet. Bis heute zeigen sich grundlegende Unterschiede 
in der Größe der landwirtschaftlichen Betriebe und ihren Beschäftigungsverhältnissen. 
Unabhängig von den einzelnen Ausprägungen sind alle landwirtschaftlichen Unterneh- 
men gegenwärtig fest in das System der gemeinsamen europäischen Agrarpolitik integ- 
riert. Marktordnungen, Direktzahlungen und Subventionen, beispielsweise für umwelt- 
gerechte Produktion, bestimmen nicht nur Art und Umfang der Produktion, sondern 
entscheiden maßgeblich über das Einkommen der Unternehmen und letztlich auch 
über Landschaftsbild und ländliche Entwicklung. 

Mag die volkswirtschaftliche Bedeutung der Landwirtschaft in Deutschland auch 
seit Jahrzehnten rückläufig sein (> Arbeitsmarkt und Beschäftigung), weltweit betrachtet 
kommen zukünftig auf die Agrarwirtschaft jedoch ungeheure Aufgaben zu. Wie die Er- 
nährungssicherung angesichts von Bevölkerungswachstum, Klimawandel und knapper 
werdender Ressourcen gewährleistet werden soll, ist bisher völlig offen. 


2 Sozialgeschichtliche Entwicklung - Agrarstrukturwandel 


Unter Agrarstruktur wird die Gesamtheit der landwirtschaftlichen Produktionsbedin- 
gungen (Bodenqualität, Bewirtschaftungsformen, Eigentumsverhältnisse, Betriebs- 
größen, Anbauarten) und ländlichen Lebensbedingungen (Siedlungsformen, soziale 
Schichtung, Arbeitsbedingungen) verstanden. Die Agrarverfassung konzentriert sich 


S. Mau, N. M. Schöneck (Hrsg.), Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, 
DOI 10.1007/978-3-531-18929-1_34, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013 
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vor allem auf die sozialen und rechtlichen Beziehungen im ländlichen Raum. Hierzu 
zählen (Boden-)Besitzverhältnisse sowie Herrschafts- und Machtbeziehungen (Grund- 
oder Gutsherrschaft, Gesindeordnungen). Die Arbeitsverfassung umfasst beispiels- 
weise die Arbeitsbeziehungen, die Arbeits- oder Entlohnungsformen in der Land- 
wirtschaft. 


2.1 Mittelalter und frühe Neuzeit 


Viele Jahrhunderte war die Landwirtschaft Lebensgrundlage für mehr als Dreiviertel 
der Bevölkerung. Es wurde verbraucht, was angebaut und durch Jagen und Sammeln er- 
gänzt wurde. Ackerbau und Viehzucht spielten bereits bei den Germanen eine wichtige 
Rolle, wenngleich bis ins frühe Mittelalter Urwechsel-, Feldgras- oder Brandwirtschaft 
dominierten. Die bekannte Dreifelderwirtschaft - Wintergetreide, Sommergetreide, 
Brache - setzte sich wohl erst zu Beginn der Karolingerzeit durch. Im Laufe der Frü- 
hen Neuzeit wurden in einigen Regionen wie beispielsweise dem Niederrhein nun auch 
die Brachflächen mit Futterpflanzen oder Erbsen und Bohnen bebaut. Als Düngemittel 
kamen Viehdung oder Kalk zum Einsatz. Die »Besömmerung der Brache« durch den 
Anbau von Futter- und Blattpflanzen spielte, notwendig geworden durch den rasanten 
Bevölkerungsanstieg, ab Mitte des 18. Jahrhunderts eine zunehmend wichtige Rolle. Zur 
selben Zeit setzt sich in Holstein und Mecklenburg ein neues Bewirtschaftungssystem 
durch - die Koppel- oder Feldgraswirtschaft. Bei der Koppelwirtschaft handelt es sich 
um einen regelmäßigen Wechsel zwischen Weidenutzung und Getreideanbau. Sie diente 
vorrangig der Vieh- und Milchwirtschaft, die in den nördlichen Regionen bis heute von 
besonderer Bedeutung ist (Rösener 1997: 86 ff.). 

Ähnlich wie bei den Bewirtschaftungssystemen finden sich auch in den deutschen 
Territorien während des Mittelalters bis hinein in die Neuzeit keine einheitlichen Ag- 
rar- und Arbeitsverfassungen. Im frühen Mittelalter, wahrscheinlich zur Zeit der Karo- 
linger, breitete sich das System der Grundherrschaft über das Frankenreich und weite 
Teile des europäischen Kontinents aus. Die Grundherrschaft ist ein maßgebliches Ele- 
ment der mittelalterlichen Feudalgesellschaft (Bloch 1982; Ganshof 1989), bei der der 
Grundherr nicht allein Eigentümer an Grund und Boden oder Inhaber eines Lehens mit 
Verfügungsgewalt über das Land war, sondern zugleich (adlige) Herrengewalt über die 
auf dem Territorium lebenden Menschen besaß. Demnach beschränkt sich Grundherr- 
schaft keineswegs auf die Besitzverhältnisse, sondern beschreibt eine Herrschaftsbezie- 
hung zwischen dem Grundherren und seinen Grundholden (Bauern, Pächter, Unfreie). 
Für die »Landleihe«, also die Überlassung von Grund und Boden, schuldeten die Bau- 
ern nun ihren Grundherren Leistungen in Form von (Natural-)Abgaben, Frondiensten 
(Hand- und Spanndienste) oder mussten Geld abführen. Der Grundherr war nun sei- 
nerseits den Grundholden zu »Schutz und Schirm« (Otto Brunner 1939) verpflichtet. 
Die Grundherrschaft kannte vielfältige Formen der Abhängigkeit der Grundholde von 
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den Grundherren, die zugleich ihre soziale Stellung bestimmten: Sie reichten von freien 
Bauern, die als Pächter auftraten, über Hörige bis hin zu Leibeigenen. 

Vor allem in den nördlichen Regionen Holstein und Schleswig sowie den nordöst- 
lichen Gebieten (»Ostelbien«) bildete sich in der Frühen Neuzeit eine besondere Form 
der Grundherrschaft, die Gutsherrschaft, heraus. Im Fall der Gutsherrschaft vereinte 
der Gutsherr sowohl die Grund- als auch die Gerichtsherrschaft über die Untertanen 
in seinem Gutsbezirk, übernahm die Aufgabe der Polizei und hatte nicht selten die Kir- 
chenpatronage inne. Die Vereinigung dieser beiden Herrschaftsrechte ermöglichte den 
Gutsherren eine neue Machtfülle, bedeutete für die untertänige Bevölkerung hingegen 
zumeist eine Einschränkung ihrer Freiheitsrechte, die mit Schollenbindung, harten Ab- 
gaben und Gesindezwang (teilweise gar für die Kinder) einherging. Eine weitere Beson- 
derheit der Gutsherrschaft liegt darin, dass viele der adligen Grundbesitzer auch selbst 
als Landwirte auftraten und einen größeren Gutsbetrieb bewirtschaften ließen (Eigen- 
wirtschaften) (Achilles 1991: 29; Rösener 1997: 111 ff.). 

Die Befreiung der Bauern von ihren Frondiensten und Untertänigkeiten sollte noch 
bis weit ins 18. und 19. Jahrhundert dauern. Erst 1799 gab Preußen die Leibeigenschaft 
für Domänenbauern auf und 1811 wurde die Aufgabe der Erbuntertänigkeit für Bau- 
ern erlassen. Die vollständige Befreiung zog sich allerdings noch über Jahrzehnte hin. 
Für die Bauern bedeuteten diese Reformen vor allem einen Gewinn an Freizügigkeit, 
das Wegfallen von Fronen, Abgaben und Diensten, zugleich aber auch den Verzicht 
auf etwaige Ersatzleistungen für die erbrachten bäuerlichen Dienste und häufig hohe 
Belastungen durch die zu zahlenden Ablösesummen. Im Deutschen Reich blieb auch 
nach dem Ende von Frondiensten, Erbuntertänigkeit und Leibeigenschaft die »Grenze« 
zwischen den verschiedensten Typen von Grundherrschaft und Gutswirtschaft sichtbar. 
Bäuerliche Hofstellen unterschiedlicher Größe und Ausgestaltung befanden sich über- 
wiegend in den südwestlichen und mitteldeutschen Landesteilen. Großbäuerliche Struk- 
turen vor allem im Norden und in Ostelbien. 


2.2 Landwirtschaft im beginnenden Industriezeitalter 


Die Industrialisierung machte auch vor der Landwirtschaft nicht halt. Die Landmaschi- 
nenindustrie bot zum ausgehenden 19. Jahrhundert eine Vielzahl an technischen Gerä- 
ten an, die die Arbeit auf dem Hof und dem Feld erleichterten. Zugleich trat die chemi- 
sche Industrie mit einer Palette vielfältiger Angebote an Düngemitteln auf den Markt. 
Darüber hinaus zeigte die Pflanzenzüchtung erstaunliche Erfolge, von denen auch klein- 
bäuerliche Betriebe profitieren konnten. Gleichwohl verschärfte sich die Situation der 
deutschen Landwirtschaft seit Mitte der 1870er Jahre ernstlich, vor allem die Lage vie- 
ler ostelbischer Gutswirtschaften war besorgniserregend. Drei Ursachen wurden für die 
Agrarkrise verantwortlich gemacht: sinkende Getreidepreise hervorgerufen durch ver- 
stärkte Weltmarktkonkurrenz, (zum Teil daraus resultierend) eine hohe Verschuldung 
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der Güter und der verstärkte Einsatz von Landmaschinen. Der Übergang zur Maschi- 
nendrusch, der eine Verringerung des Arbeitskräftebedarfs im Winter bedingte, und die 
durch Abwanderung der Landarbeiter in die Industrie und Auswanderung nach Über- 
see verursachte »Leutenot« führten zu einem starken Einsatz von polnischen und rus- 
sischen Landarbeitern vor allem in den östlichen Provinzen Preußens. Die berühmten 
Studien von Max Weber (1984) zur »Lage der Landarbeiter im ostelbischen Deutsch- 
land« schildern dezidiert die teilweise bedrückende Lage der Landarbeiter. 


2.3  Kriegswirtschaft 


Da das Deutsche Reich zu Beginn des Ersten Weltkrieges zu gut einem Fünftel auf 
Nahrungsmittelimporte angewiesen war, traf die Kriegswirtschaft und die englische 
Blockade die deutsche Bevölkerung hart. Die Kriegs- und Nachkriegsjahre waren von 
landwirtschaftlicher Mangelwirtschaft und nicht selten auch Hungerperioden für die 
Bevölkerung gekennzeichnet. Nur langsam erholte sich die Landwirtschaft. Vor allem 
der verbreitete Einsatz von Düngemitteln und Landtechnik führte zu Produktionsstei- 
gerungen, die auch von klein- und mittelständischen Bauern realisiert werden konn- 
ten. Kaum hatte Deutschland sich auf dem Weltmarkt zurückgemeldet, da ließen in- 
ternationale Überproduktion und die Weltwirtschaftskrise die Getreidepreise in den 
1920/30er Jahren ins Bodenlose fallen. Verfall der Preise, nicht zurückgezahlte Kredite 
und Rückgang der Konsumnachfrage trieben besonders ostelbische Güter in den Ruin. 
Die umfangreichen Stützungsprogramme der Weimarer Regierung unter Reichskanzler 
Brüning für die verschuldeten Großbetriebe brachten nicht die erwünschten Erfolge. In 
den Jahren 1924 bis 1931 wurden rund 800 ooo Hektar (ha) Land verkauft, nicht selten 
zwangsversteigert (Kluge 2004: 23). 

Die bereits im Deutschen Reich und in der Weimarer Republik massiv betriebene 
Subventionspolitik der Agrarwirtschaft wurde auch nach der nationalsozialistischen 
Machtergreifung (im Hinblick auf den geplanten Krieg) weiter ausgebaut - mit dem Ziel 
der Produktionssteigerung und Autarkieverbesserung. Die landwirtschaftliche Produk- 
tion wurde immer deutlicher unter staatliche Kontrolle gebracht und ideologisch durch 
die »Blut und Boden«-Propaganda aufgeladen. Doch weder durch Abgabepflichten für 
einige Getreide und kontrollierte Festpreissysteme noch durch »Erzeugerschlachten« 
oder tiefe Eingriffe in die landwirtschaftliche Produktion konnte das politische Ziel der 
Autarkie erreicht werden. Während des Zweiten Weltkrieges wurde versucht, die Nah- 
rungsmittelengpässe mittels fortschreitender Rationierungen durch Ausbeutung der 
besetzten Gebiete, Zwangsarbeiter und Kriegsgefangenen aufzufangen. Die drohende 
Gefahr einer Hungersnot wurde letztlich aber erst durch das Kriegsende 1945 und das 
Eingreifen der Alliierten verhindert (Becker 2005; Klingemann 2007; Kluge 2004: 129 ff.). 
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2.4  Familienbäuerliche Landwirtschaft versus 
Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften 


Nach dem Zweiten Weltkrieg und der Aufteilung Deutschlands in vier Besatzungs- 
zonen geriet auch die Landwirtschaft in die Mühlen der Systemkonkurrenz. In den 
westlichen Besatzungszonen wurde der familienbäuerliche Betrieb zum Leitbild der 
Agrarpolitik erhoben, in der DDR hingegen ein neues agrarpolitisches Leitbild imple- 
mentiert. Ausgehend von den Lehren des Marxismus-Leninismus sollte auch in der 
Landwirtschaft das Privateigentum an Produktionsmitteln aufgehoben und durch ge- 
nossenschaftliches und staatliches Eigentum ersetzt werden. Ziel der Entwicklung war 
der industriemäßig produzierende, staatliche oder genossenschaftliche landwirtschaft- 
liche Großbetrieb. 

Unverzüglich wurde nach dem Kriegsende durch die Bodenreform mit der sozia- 
listischen Umgestaltung der Landwirtschaft und der ländlichen Sozialstruktur begon- 
nen (» Gesellschaft der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) von 1949-1990). Die 
Großgrundbesitzer wurden enteignet und das enteignete Land dann an sogenannte 
Neubauern (zumeist Flüchtlinge, Vertriebene, Landarbeiter) verteilt oder zum Aufbau 
von Volkseigenen Gütern (VEG) verwendet. In einem zweiten Schritt (Phase der Kol- 
lektivierung) wurde in den 1950er Jahren - die anfänglich freiwillige, später erzwun- 
gene - Bildung von landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (LPGen) forciert. 
Während in der ersten Phase der Kollektivierung noch eine gewisse Eigenständigkeit 
von Mischformen zwischen privater und genossenschaftlicher Landwirtschaft möglich 
war, wurde seit Beginn der 1960er Jahre die private Landwirtschaft fast vollkommen 
zurückgedrängt. Nun wurde verstärkt auf die Vergrößerung und Spezialisierung der 
LPGen gesetzt (Phase der Industrialisierung der Landwirtschaft). In der Folge dieser 
massiven politischen Eingriffe - Bodenreform, Kollektivierung und Industrialisierung - 
hatten sich sowohl die traditionelle Agrarstruktur als auch die ländliche Sozialstruk- 
tur in der DDR grundlegend verändert. Die überwiegend kleinbäuerliche Agrarstruktur 
Mitteldeutschlands und die gutsherrschaftliche Landwirtschaft »Ostelbiens« wurden in 
eine einheitlich nach industriemäßigen Planvorgaben strukturierte Landwirtschaft mit 
LPGen und VEG umgewandelt. Aus den Einzelbauern und Landarbeitern wurden Ge- 
nossenschaftsbäuerinnen und -bauern oder » Angehörige der Arbeiterklasse auf dem 
Land« mit spezialisierten Berufsausbildungen, formal festen Arbeitszeiten und Urlaubs- 
plänen (Neu 2004). 


2.5 Transformation der ostdeutschen Landwirtschaft 
Was sollte nun nach der Wende mit den 3 844 LPGen und den 464 VEG geschehen? 


(Glaab/Griepenkerl 1999: 88; Statistisches Amt der DDR 1990: 212). Statt der zu erwar- 
tenden Wiedergutmachung von Bodenreform und Kollektivierung verhinderte die 
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Rechtslage (BVerfGE 112, ı - Bodenreform III), dass das enteignete Land an die Alteigen- 
tümer zurückgegeben werden konnte. Außerdem entschied sich die Mehrzahl der LPG- 
Mitglieder auch nach dem 31.12.1991, dem Stichtag, an dem eine Rechtsformänderung 

erfolgt sein musste, für eine gemeinschaftliche Bewirtschaftung des Bodens - zumeist in 

Form der eingetragenen Genossenschaften. Aber auch Rechtsformen wie GmbHs oder 

Aktiengesellschaften wurden für die landwirtschaftlichen Unternehmen gewählt. Dass 

die ostdeutsche Landwirtschaft nicht dem allgemeinen Transformationspfad, sprich: der 

Übernahme der westdeutschen Institutionen folgte, ist allein dem Umstand zu verdan- 
ken, dass in der Landwirtschaft nicht das Volkseigentum, sondern das genossenschaft- 
liche Eigentum vorherrschte. Lediglich ı7 Prozent der landwirtschaftlichen Nutzfläche 

(LN) der DDR war »Volkseigentum« und dieses wurde überwiegend von VEG bewirt- 
schaftet. Der Hauptanteil der LN wurde von den LPGen bearbeitet. Die VEG wurden im 

Zuge der Privatisierung durch die Treuhandanstalt liquidiert, die Flächen verkauft oder 
verpachtet. Im Gegensatz zum Volkseigentum handelte es sich beim genossenschaft- 
lichen Eigentum aber um individuell zurechenbares Eigentum und dies unterstand 
nicht der Verfügungsgewalt der Treuhandanstalt, sondern der Mitgliederversammlung 
der Genossenschaft (Lehmbruch/Mayer 1998: 343 ff.). Die Mitglieder konnten mithin 

über das Schicksal ihrer LPG im Rahmen des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes vom 

29.6.1990 selbst entscheiden. 

Neben diesen rechtlichen Rahmenbedingungen lassen sich viele eher sozialpsycholo- 
gische Gründe für den Erhalt der landwirtschaftlichen Großbetriebe finden (ausführlich 
Barlösius/Neu 2003). Langjährige Erfahrung mit der kollektiven Landwirtschaft, hohe 
Betriebsidentifikation, mangelndes Eigenkapital sowie Unsicherheit in Bezug auf die 
neuen Marktstrukturen und -entwicklungen lassen die häufig getroffene Entscheidung 
für eine Weiterführung der kollektiven Landwirtschaft plausibel erscheinen. 


3 Landwirtschaft heute 


In der Bundesrepublik werden 16,7 Millionen ha Boden landwirtschaftlich genutzt (das 
entspricht gut der Hälfte der gesamten Landesfläche), weitere 30 Prozent entfallen auf 
Wald, rund 13 Prozent auf Siedlungs- und Verkehrsflächen. Die LN wird zu fast 70 Pro- 
zent für den Ackerbau verwendet (überwiegend zum Getreideanbau). Die restlichen 
Flächen entfallen beispielsweise auf Dauergrünland, Rebland oder Obstgärten. Im Jahr 
2010 wurden 12,5 Millionen Rinder produziert und der Schweinebestand lag bei 27 Mil- 
lionen Tieren (Statistisches Bundesamt 2011). 

Der Selbstversorgungsgrad des Landes mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen lag im 
Jahr 2010 bei 88 Prozent (ohne die Erzeugung aus Auslandsfutter). Überschüsse zei- 
gen sich vor allem bei Getreide, Milch- und Milcherzeugnissen, Kartoffeln und Zucker 
(BMELV 2o11a). Auf Importe ist Deutschland beispielsweise bei Eiern, Obst und Ge- 
müse angewiesen. 
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3.1 Landwirtschaftliche Betriebe 


Im Jahr 2010 wirtschafteten in Deutschland rund 300 ooo landwirtschaftliche Unter- 
nehmen mit einer durchschnittlichen Betriebsgröße von 56 ha LN. Fünfzig Jahre zuvor 
waren es in der BRD noch 1,4 Millionen Betriebe. Allein in den vergangenen 20 Jahren 
halbierte sich die Zahl der Betriebe (1991: 632 000). Auf den ersten Blick scheint die 
betriebliche Agrarstruktur fast vollständig durch die Vielzahl der Einzelunternehmer 
bestimmt zu sein, denn 91 Prozent aller Betriebe (274 600) werden als Einzelunterneh- 
men geführt (zur Hälfte im Nebenerwerb). Nur sieben Prozent der Betriebe bestehen in 
der Rechtsform der Personengesellschaften (21 000) und allein 1,7 Prozent als juristische 
Personen privaten Rechts (5 000). Allerdings bewirtschaften die beiden letztgenannten 
Betriebsformen ein Drittel der bundesdeutschen LN. Die überwiegende Mehrheit der 
Personengesellschaften und juristischen Personen wie Agrargenossenschaften, GmbHs 
und Aktiengesellschaften liegt in den neuen Bundesländern, da sie in Folge des Land- 
wirtschaftsanpassungsgesetztes entstanden ist. Entsprechend der norddeutsch-ostelbi- 
schen Tradition sind hier die Strukturen deutlich größer als im Süden und Westen der 
Republik. Die durchschnittliche Betriebsgröße liegt in den neuen Bundesländern bei 
rund 226 ha LN - im Westen bei 40 ha LN. So bewirtschaften in Bayern beispielsweise 
98 000 landwirtschaftliche Unternehmen 3 153 ha LN, in Mecklenburg-Vorpommern be- 
arbeiten allein 4700 Betriebe 1352 ha LN. Der Ökolandbau spielt in Deutschland noch 
immer eine untergeordnete Rolle. Im Jahr 2010 wirtschafteten 16 000 Ökobetriebe auf 
fast 100 000 ha Land, damit stellten die Ökobetriebe allerdings nur einen Anteil von 
fünf Prozent an allen landwirtschaftlichen Unternehmen (Statistisches Bundesamt 2011). 


3.2 Arbeitskräfte in der Landwirtschaft 


Arbeitete um 1900 noch gut jeder dritte und zu Beginn der 1950er Jahre noch immer 
jeder vierte Erwerbstätige in der Landwirtschaft, so ist es zu Beginn des dritten Jahr- 
tausends nur noch jeder vierzigste. Im Jahr 2010 waren lediglich 2,1 Prozent aller Er- 
werbstätigen in der Land-, Forstwirtschaft und Fischerei beschäftigt (1,1 Millionen) - 
fast 500 000 Personen weniger als 1993. So betrug im Jahr 2010 der Anteil des Primären 
Sektors (ohne Bergbau) an der volkswirtschaftlichen Gesamtleistung (Bruttowertschöp- 
fung) lediglich noch 0,8 Prozent; dies entspricht rund 19,5 Milliarden Euro (Statistisches 
Bundesamt 2011). 

Eine differenzierte Analyse der in der Landwirtschaft Beschäftigten fällt schwer, 
denn die deutsche Agrarstatistik unterscheidet lediglich zwischen Familienarbeitskräf- 
ten und familienfremden Arbeitskräften. Zu den Familienarbeitskräften zählen »der Be- 
triebsinhaber und seine sowohl auf dem Betrieb lebenden als auch mit betrieblichen 
Arbeiten beschäftigten Familienangehörigen und Verwandten« (Statistisches Bun- 
desamt 2003: 14). Von den 1,1 Millionen landwirtschaftlich Beschäftigten waren rund 
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Tabelle 1 Landwirtschaftliche Arbeitskräfte 2010 (in Tausend) 


Arbeitskräfte Deutschland Alte Bundesländer Neue Bundesländer 
Insgesamt 1097,6 950,1 147,6 
Familienarbeitskräfte 568,2 539,3 28,8 
Vollbeschäftigt 200,3 189,8 10,6 
Teilbeschäftigt 367,8 349,6 18,3 

Ständig (beschäftigte) 195,5 115,4 80,1 
Arbeitskräfte 

Vollbeschäftigt 121,0 56,6 64,3 
Teilbeschäftigt 74,5 58,8 15,7 
Saisonarbeitskräfte 334,0 295,4 38,6 


Quelle: Landwirtschaftszählung 2010 (Statistisches Bundesamt 2011). 


570 000 »Familienarbeitskräfte« (davon 200 000 vollbeschäftigt). Die familienfremden 
Arbeitskräfte werden getrennt danach erfasst, ob es sich um ständige oder nichtstän- 
dige Arbeitskräfte (einschließlich Saisonarbeitskräfte) handelt. Die »familienfremden 
Arbeitskräfte« setzten sich aus knapp 195 000 ständig Beschäftigten und rund 334 000 
Saisonarbeitern zusammen (Tabelle ı). Bedauerlicherweise ebnet diese Grobeinteilung 
die mit Strukturwandel und Wiedervereinigung deutlich vielfältiger gewordene Berufs- 
und Eigentumsstruktur landwirtschaftlicher Arbeitskräfte weitgehend ein und über- 
deckt die sozialstrukturellen Unterschiede und Interessenlagen zwischen mitarbeiten- 
den Genossenschaftsmitgliedern, landwirtschaftlichen Facharbeitern oder angelernten 
Erntehelfern (Neu 2005). 

Wie in vielen mittelständischen Unternehmen ist auch in der Landwirtschaft die 
Nachfolgeregelung oftmals eine heikle Angelegenheit. Nach ersten Ergebnissen der 
Landwirtschaftszählung 2010 (Statistisches Bundesamt 2011) ist die Hofnachfolge in 
nur 30 Prozent der Einzelunternehmen mit älterem Betriebsinhaber (45 Jahre oder äl- 
ter) geregelt. So deutet sich hier bereits die Fortsetzung des Agrarstrukturwandels an, 
denn jeder fünfte befragte Betriebsinhaber ohne Hofnachfolger war bereits mindestens 
60 Jahre alt. 


4 Agrarpolitik 


Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) ist eine der tragenden Säulen des europäischen 
Gedankens. Erste gemeinsame agrarpolitische Verträge wurden bereits 1957 geschlos- 
sen. Vorrangiges Ziel in den Nachkriegsjahren war die Sicherung der Lebensmittelver- 
sorgung, vor allem durch Produktivitätssteigerung bei gleichzeitiger Einkommenssi- 
cherung für die Landwirte. Mittels verschiedenster Agrarmarktordnungen wurde der 
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innergemeinschaftliche Markt gegen die Konkurrenz aus Nicht-EU-Ländern geschützt. 
Einerseits wurden Importabschöpfungen erhoben, die die Preisdifferenz zwischen dem 
EU-Schwellenpreis und dem zumeist günstigeren Weltmarktpreis ausglichen, anderseits 
wurden EU-Agrarexporte so stark subventioniert, dass sie auf dem Weltmarkt konkur- 
rieren konnten. Interventionspreise sorgten zudem dafür, dass auch innerhalb der EU 
beispielsweise die Getreidepreise für Erzeuger nicht unter den festgelegten Preis fielen. 
Neben Marktordnungen für Getreide gibt es bis heute unter anderem Marktordnungen 
für Zucker, Milch oder Tafelwein. Finanzielle Beihilfen existieren etwa für Hartweizen 
oder Ölsaaten. Neben diese Maßnahmen der Agrarpreispolitik treten die Instrumente 
der Agrarstrukturpolitik und der Agrarsozialpolitik als wichtige Teilbereiche der euro- 
päischen Agrarpolitik. Die Agrarstrukturpolitik versucht, die Folgen des wirtschaftli- 
chen Strukturwandels abzufedern. Sie soll vor allem die Produktionsbedingungen der 
Betriebe verbessern und günstigere Einkommensbedingungen schaffen. Agrarstruktu- 
relle Maßnahmen sind etwa Flurneuordnung, Ausbildung und Beratung, Vermarktungs- 
förderung oder Vergünstigungen bei der Vergabe von Krediten für Investitionen, aber 
auch Fördermittel für benachteiligte ländliche Gebiete. Die Agrarsozialpolitik umfasst 
alle Maßnahmen, die einer Sicherung der in der Landwirtschaft beschäftigten Personen 
dienen (wie etwa die landwirtschaftliche Altenhilfe oder Krankenversicherung). An den 
Kosten der landwirtschaftlichen Sozialversicherung beteiligt sich der Bund durch Kofi- 
nanzierung. Seit Beginn der 1990er Jahre hat zudem die Agrarumweltpolitik in der EU 
stark an Bedeutung gewonnen. Mittels finanzieller Anreize soll erreicht werden, dass 
Landwirte umweltfreundlicher und nachhaltiger produzieren. 

Die GAP verursacht nicht unerhebliche Kosten in den öffentlichen Haushalten der 
EU wie auch in Deutschland. Bis in die 1970er Jahre hinein umfassten die Ausgaben für 
die GAP noch rund 70 Prozent des EU-Gesamthaushaltes. Heute ist der Anteil auf unter 
40 Prozent reduziert worden, umfasst im Jahr 2010 aber immerhin noch 57,1 Milliarden 
Euro (+ 0,7 Milliarden Euro für die Fischerei). Rund 6,7 Milliarden Euro entfallen dabei 
auf Deutschland. Die Budgetausgaben für die GAP werden über zwei Fonds finanziert: 
den Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER). Dabei entfal- 
len 43,7 Milliarden Euro auf die Direktzahlungen und die Agrarmarktpolitik. 13,4 Mil- 
liarden Euro sind für die ländliche Entwicklung in der EU vorgesehen. 

Der EGEL finanziert unter anderem die Erstattungen bei der Ausfuhr landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse in Drittländer, die Interventionen zur Regulierung der Agrarmärkte, 
die Direktzahlungen an die Landwirte, aber beispielsweise auch Schulobstprogramme. 
Den größten Posten im EGFL nehmen die Direktzahlungen an die Landwirte ein, die 
heute nicht mehr an die Erzeugung bestimmter Agrarprodukte gebunden sind, son- 
dern in Form von »Betriebsprämien« unabhängig von Art und Umfang der landwirt- 
schaftlichen Produktion gewährt werden (»Entkopplung«). Mittlerweile sind die Di- 
rektzahlungen unmittelbar an die Einhaltung zahlreicher Umwelt-, Tierschutz- oder 
Verbraucherschutzauflagen gebunden (»Cross-Compliance-Instrument«) (Europä- 
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ische Kommission 2011; Weingarten 2010). Im Durchschnitt erhalten die Betriebe in 
Deutschland rund 22 000 Euro jährlich an unternehmensbezogenen Direktzahlungen. 
Diese EU-Direktzahlungen schlagen vor allem bei den großbetrieblichen ostdeutschen 
Strukturen günstig zu Buche (2009/10 erhielten die juristischen Personen in den neuen 
Ländern im Durchschnitt mehr als 380 000 Euro), sodass die Betriebsprämie nicht als 
besondere Unterstützung kleinerer oder mittlerer Betriebe angesehen werden kann 
(BMELV 2011b: Übersicht 13). 

Neben diesen Einkommensstützungs- und Marktregulierungsmaßnahmen des 
EGFL bietet auch der ELER weitere Fördermaßnahmen für Landwirte, wenn sie sich 
beispielsweise zu besonders umweltfreundlicher Produktion verpflichten oder ertrags- 
arme Standorte weiter bewirtschaften. Weiterhin sollen die Förderschwerpunkte des 
ELER einer Entwicklung des ländlichen Raumes und einer Steigerung der Lebensquali- 
tät zugutekommen. Die einzelnen Bundesländer stellen nun ihrerseits Programme zur 
ländlichen Entwicklung auf, die von der Kommission genehmigt werden müssen. Diese 
ELER-Verordnungen konzentrieren sich auf vier Schwerpunkte: ı) Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Land- und Forstwirtschaft; 2) Verbesserung der Umwelt und 
der Landschaft; 3) Verbesserung der Lebensqualität im ländlichen Raum und Diversi- 
fizierung der ländlichen Wirtschaft und - besonders hervorzuheben - 4) das seit 2007 
zum ELER gehörende Programm LEADER (frz. »Liaison entre actions de développe- 
ment de l'économie rurale«). Die LEADER-Programme haben vorrangig die ländliche 
Entwicklung auf lokaler Ebene im Blick. Mit Hilfe dieses bottom-up-Ansatzes soll den 
äußerst unterschiedlichen Anforderungen der ländlichen Räume auf dem EU-Territo- 
rium Rechnung getragen werden. LEADER will durch die Beteiligung von Landwirten, 
regionaler Wirtschaft und Bürgern, die sich in lokalen Aktionsgruppen zusammenfin- 
den, innovative Ideen fördern und lokale Lösungsstrategien entwickeln (Europäische 
Gemeinschaften 2006). 

Für die GAP gilt: »Nach der Reform ist vor der Reform.« So ist die gemeinsame 
Agrarpolitik seit ihrer Einführung mehrmals grundlegend - zuletzt 2003 - reformiert 
worden und eine Novellierung für die kommende Förderperiode 2013 bis 2020 steht 
unmittelbar bevor. In den vergangenen Jahren wurden die Preisgarantien weitgehend 
abgeschafft. Dies hat schließlich zu einer Eindämmung der Überproduktion geführt, 
sodass Milchseen und Butterberge der Vergangenheit angehören. In der Kritik steht die 
GAP weiterhin nicht allein wegen ihrer immensen Kosten, sondern auch weil die zwar 
reduzierten, gleichwohl bis heute bestehenden Exportsubventionen EU-Produkte auf 
dem Weltmarkt so billig machen, dass beispielsweise afrikanische Bauern mit diesen 
Dumpingpreisen nicht konkurrieren können und so lokale Märkte zerstört werden. Um 
diese Missstände zu beheben, wird die angestrebte weitere Liberalisierung des Welthan- 
dels auch unmittelbare Auswirkungen auf die zukünftige EU-Agrarförderung zeigen. 
Die neueste Reform der GAP wird nicht zuletzt den drängenden Herausforderungen von 
Klimawandel und Ressourcenknappheit Rechnung tragen müssen. Weitgehende Eini- 
gung besteht derzeit darüber, dass die Agrarsubventionen mittelfristig auf dem Niveau 
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von 2013 »einzufrieren« sind. Auch soll eine weitere Stärkung der zweiten Säule (länd- 
liche Entwicklung) vorangetrieben werden (Europäische Kommission 2011). Inwieweit 
aber die Vorschläge des derzeitigen EU-Agrarkommissars Dacian Ciolos, die zukünftige 
Agrarpolitik stärker ökonomisch und ökologisch auszurichten, um so einen besseren 
Schutz der Umweltressourcen und eine vielfältige Regionalentwicklung zu gewährleis- 
ten, EU-weit durchsetzbar sind, muss sich erst noch erweisen. Zumal eine »Deckelung« 
der Direktzahlungen und eine stärkere Unterstützung für Klein- und Kleinsterzeuger 
bei den Vertretern einer industriellen Landwirtschaft auf wenig Gegenliebe treffen wird. 


5 Demografie und ländlicher Raum 


Es versteht sich von selbst, dass es den ländlichen Raum nicht gibt. Besonders in 
Deutschland sind ländliche Räume geografisch, kulturhistorisch und demografisch sehr 
unterschiedlich (> Stadt und Land. Siedlungsstruktur): Alpine Bergregionen, Küsten- 
landschaften, Mittelgebirge oder niederrheinische Tiefebene. Seit Beginn des neuen 
Jahrtausends zeichnet sich allerdings eine Entwicklung ab, die ländlichen Räume we- 
niger nach ihren geografischen oder agrarwirtschaftlichen, denn ihren demografischen 
Merkmalen zu bestimmen. So spricht auch das Bundesamt für Bauwesen und Raum- 
ordnung (BBR) nicht mehr von ländlichen Räumen, sondern von dünn (weniger als 
100 Einwohner je km?) oder sehr dünn (weniger als 50 Einwohner je km?) besiedelten 
Räumen. In Verdichtungskernen leben hingegen mindestens 1000 Einwohner je km? 
(BBR 2005: 15 f.). Da das Merkmal » geringe Dichte« (weniger als 100 Einwohner je km?) 
allein nicht ausreicht, um den ländlichen Raum zu kennzeichnen, wird zusätzlich der 
Indikator Zentrenerreichbarkeit hinzugezogen. Werden nun die Raumstrukturparame- 
ter »Bevölkerungsdichte« und »Zentrenerreichbarkeit« (als Indikator für begünstigte 
und benachteiligte Räume) miteinander verschränkt, dann entstehen drei Grundtypen 
der Raumstruktur: Zentralraum - Zwischenraum - peripherer Raum. Insgesamt umfas- 
sen die Zentralräume (München, Berlin, Rhein-Main, Ruhrgebiet) lediglich elf Prozent 
der gesamten Fläche des Bundesgebiets, doch wohnen dort gut die Hälfte der gesam- 
ten Bevölkerung (49 Prozent) und sogar 57 Prozent aller sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigten. Zwischenräume sind bereits weit weniger dicht besiedelt (200 Einwoh- 
ner je km?) und deutlich weniger Menschen sind hier beschäftigt als in den großen Ag- 
glomerationen, doch diese Räume verfügen über guten Zugang zu größeren Zentren 
und damit zu Arbeitsplätzen und Infrastruktur. Immerhin leben hier gut 30 Prozent der 
Bevölkerung. Der periphere Raum wird definiert durch erschwerte Erreichbarkeit von 
Zentren und geringe Dichte. Die Gebiete mit unter 100 Einwohnern je km? sind über 
ganz Deutschland verteilt, sehr periphere Räume mit weniger als 50 Einwohnern je km? 
liegen mehrheitlich in Ostdeutschland. Insgesamt bedeckt der periphere Raum 58 Pro- 
zent der gesamten Fläche des Bundesgebiets und ein knappes Viertel der Bevölkerung 
lebt hier (BBR 2005: 19f.). 
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Werden die ländlichen Räume im Süden der Republik mehrheitlich als prosperie- 
rend, familienfreundlich und touristisch attraktiv wahrgenommen, so wird vielen länd- 
lichen Räume in Ostdeutschland hingegen (wirtschaftliches) Entwicklungspotenzial 
abgesprochen. Langanhaltende Arbeitslosigkeit, Geburtenrückgang und Wanderungs- 
bewegungen vor allem der Jüngeren und besser Gebildeten haben in der Tat in einigen 
Orten eine implosive Mischung aus unbewältigtem Strukturwandel, Entleerung und ra- 
santer Alterung entstehen lassen, die in der Konsequenz wiederum die Verkleinerung 
oder gar den Wegfall der Infrastruktur zur Folge hat. Diese Abkopplungs- oder Periphe- 
risierungsprozesse, die sich als Ineinandergreifen von ökonomischer Strukturschwäche 
und demografischen Veränderungen beschreiben lassen, führen für die Bewohner die- 
ser Regionen nicht selten zu empfindlichen Einbußen an Lebensqualität und Teilhabe- 
chancen am gesellschaftlichen Leben (Neu 2006, 2009). Infolge ungleicher Verteilung 
von demografischen, wirtschaftlichen und infrastrukturellen Ressourcen wird die räum- 
liche Differenzierung auch zukünftig zunehmen, nicht allein zwischen Stadt und Land, 
sondern auch zwischen einzelnen ländlichen Regionen. 


6 Global Food Trends 


Die Weltbevölkerung wächst. Die United Nations Population Division (2011) geht da- 
von aus, dass die Weltbevölkerung bis zum Jahr 2050 auf 9,1 Milliarden Menschen ange- 
wachsen sein wird. Allerdings geht der Anstieg der Bevölkerung allein auf die weniger 
entwickelten Länder zurück, die Industrieländer werden voraussichtlich schrumpfen 
oder im besten Fall stagnieren; es wird erwartet, dass die Gesamtbevölkerung der In- 
dustrienationen auch im Jahr 2050 bei rund 1,1 Milliarden Menschen liegen wird. Vor- 
ausberechnungen der Food and Agriculture Organization (FAO 2009) gehen davon aus, 
dass sich der Bedarf an Nahrungsmitteln zwischen 2030 und 2050 verdoppeln wird. 
Doch es ist keineswegs das Bevölkerungswachstum allein, das zu der rasanten Nach- 
frage nach Grundnahrungsmitteln führt. In Folge der (absehbar) knapper werdenden 
fossilen Brennstoffe entstehen Nutzungskonkurrenzen zwischen Lebensmitteln und bei- 
spielsweise Ethanol-Kraftstoff aus Rohrzucker (Teller-oder-Tank-Dilemma). Doch auch 
die sich weltweit verändernden Ernährungsgewohnheiten (Nutrition Transition) wir- 
ken als treibende Kräfte. Der Wunsch vor allem der erstarkenden Mittelschicht in den 
Schwellenländern Asiens nach hochwertigeren Fleisch- und Milchprodukten lässt zu- 
nehmend Getreide und Soja in die Tierfutterproduktion fließen. So sind es Nutzungs- 
konkurrenzen, Bevölkerungswachstum, Klimawandel (Wasserknappheit, Trockenheit), 
aber auch Kriege und Nahrungsmittelspekulationen an den internationalen Börsen, die 
seit 2007/08 die Preise für Lebensmittel wie Reis und Öl explodieren und weltweit Nah- 
rungsunsicherheit und Hungerwellen entstehen lassen. Ändert sich nichts an der augen- 
blicklichen Situation, so befürchtet die FAO (2009: 13), dass in vierzig Jahren weit mehr 
als drei Milliarden Menschen an Hunger leiden werden. 
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Die Nahrungskrise zeitigt zudem Wirkung an den internationalen Bodenmärkten. 
Private Unternehmen, aber auch Länder wie Indien, China oder die Golfstaaten - also 
Länder, die oftmals selbst von Nahrungsmittelimporten abhängig sind - treten zuneh- 
mend als Käufer oder Pächter von Agrarland in Afrika, auf den Philippinen oder auch 
in der Ukraine auf. Bisher ist die Praxis des land grabbings umstritten, denn einerseits 
bringen die ausländischen Käufer oder Pächter oftmals dringend benötigte Investitio- 
nen (Infrastruktur, technisches Know-how) und Arbeitsplätze in die Entwicklungslän- 
der. Anderseits besteht die Gefahr, dass auf diesen Flächen nicht Grundnahrungsmittel 
für die lokale Lebensmittelversorgung produziert werden, sondern Cash Crops (»Geld- 
Pflanzen«, häufig Monokulturen, die allein für den Export bestimmt sind). Damit nicht 
die lokale Bevölkerung ihren Zugang zu Land und Nahrungsmittelproduktion verliert, 
wird es entscheidend sein, existierende Landrechte nicht zu missachten, Entschädi- 
gungszahlungen vorzusehen und genau darauf zu achten, dass auch die lokale Gemein- 
schaft an den Gewinnen partizipiert (von Braun/Meinzen-Dick 2009). 

Bisher herrscht weitgehende Unklarheit darüber, wie diesen Herausforderungen zu 
begegnen ist. Klassische Lösungsvorschläge empfehlen eine weitere Intensivierung der 
landwirtschaftlichen Produktion (Steigerung der Düngung, Rationalisierung, Züchtung 
von Hochertragssorten) und die Bewirtschaftung von Minderertragsstandorten. Seit 
einigen Jahren kommen bereits gentechnisch veränderte Pflanzen (Soja, Mais, Baum- 
wolle, Raps) mit Resistenzen gegen Trockenheit oder Versalzung zum Einsatz. Ver- 
spricht die zukünftige Züchtung gentechnisch veränderter Pflanzen (GVP) Nahrungs- 
mittel für viele Millionen Menschen, so ist sie zugleich stark umstritten. Die Folgen des 
GVP-Einsatzes (Auskreuzung, Invasionsrisiko) scheinen bisher nicht hinreichend be- 
legt. Doch schon heute halten die Großanbieter von genmodifiziertem Saatgut, das nur 
einmal verwendet und nicht selbst nachgezüchtet werden kann und teuer gekauft wer- 
den muss, Millionen Kleinbauern in ständiger Abhängigkeit. 

Das 21. Jahrhundert gilt als das »Jahrhundert der Städte« - 2007 lebte erstmals die 
Hälfte der Weltbevölkerung in Städten. Im Jahr 2030 wird der Urbanisierungsgrad auf 
voraussichtlich 60 Prozent angestiegen sein (fünf Milliarden Menschen), sodass die 
Städte in den kommenden Jahrzehnten rund 1,8 Milliarden Menschen aufnehmen und 
versorgen müssen (UNFPA 2011). Es verwundert daher nicht, dass auch hier Obst und 
Gemüse angebaut und Vieh gehalten wird. Urban farming kann die unterschiedlichs- 
ten Formen annehmen, zumeist wird sie jedoch auf Flächen betrieben, die nicht für die 
landwirtschaftliche Produktion vorgesehen sind. So werden in großstädtischen Slums 
oder Ghettos (Industrie-)Brachen, Straßenränder oder Hinterhöfe vorrangig zur Selbst- 
versorgung genutzt. Auch in Deutschland erfreut sich die urbane Landwirtschaft zuneh- 
mend größerer Beliebtheit. Bienen halten wieder Einzug in die Städte, Gemeindegärten 
(communal gardens) werden angelegt und auch die vermeintlich spießigen Schrebergär- 
ten sind bei den jungen Städtern »en vogue«. Letztlich bleibt doch zu vermuten, dass es 
eher die urbane Sehnsucht nach Ländlichkeit und Ursprünglichkeit - gewürzt mit einer 
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Prise Konsumkritik - ist, die das Selbermachen augenblicklich so attraktiv macht und 
weniger Hunger und Nahrungsmittelknappheit. 


7 Gesellschaftliche Herausforderungen 


Klimawandel, Ressourcenknappheit, Hungerkatastrophen - allein diese wenigen Schlag- 
worte genügen, um zu belegen, dass die Landwirtschaft auch im 21. Jahrhundert von 
entscheidender Bedeutung sein wird, um die wachsende Weltbevölkerung zu ernähren 
(» Umwelt). Wurden Jahrhunderte lang Landwirtschaft und ländlicher Raum in einem 
Atemzug genannt, so wird gerade in Deutschland überdeutlich, dass eben diese Verbin- 
dung von landwirtschaftlicher Produktion, Landschaftsgestaltung und ländlicher Le- 
bensweise keine Einheit mehr bildet. Im Westen der Republik werden ländliche Räume 
in der Nähe von Ballungsgebieten durchaus als attraktive Wohnstandorte wahrgenom- 
men, da Städte wie München oder Stuttgart oft kaum erschwinglichen Wohnraum bie- 
ten. Ganz anders in vielen Regionen Ostdeutschlands: Die Suburbanisierung der frühen 
Nachwendejahre ist weitgehend zum Erliegen gekommen, Stadtkerne verwaisen und 
entlegene Dörfer drohen zu Altenheimen zu werden. Selbst wenn die Landwirtschaft 
in weiten Teilen Ostdeutschlands als Arbeitgeber noch immer eine wichtige Rolle spielt, 
so weist dies nicht auf eine starke Stellung des primären Sektors hin, sondern auf die 
Schwäche des produzierenden Gewerbes und der Dienstleistungen. Einmal mehr zeigt 
sich, vor welchen Herausforderungen Deutschland und die EU angesichts zunehmender 
regionaler Disparitäten stehen. Wenn Landleben nicht bloß zu einer vernachlässigbaren 
Größe werden soll, dann wird es darauf ankommen, auch in den peripheren Regionen 
Arbeitsplätze und Lebensqualität zu erhalten. 
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Bücher, Hörbücher und Hörspiele auf Deutsch- cambıi nyywnă na6nnk c 


KHMTAMM Ha HeMeUIKOM A3bIke BKOHTaKTe, PyKoBoauTenb UBaH BepemaruH 


Lebensstandard und Lebensqualität 
Petra Böhnke/Jan Delhey 


1 Vorbemerkung 


Die Konzepte Lebensstandard und Lebensqualität beziehen sich auf die Lebensver- 
hältnisse und damit das Wohlergehen der Menschen. Sie werden zum einen im Sinne 
eines Leitbildes verwendet, wie die Lebensverhältnisse konkret ausgestaltet sein sollen, 
und welche gesellschaftspolitischen Ziele sich die Politik dabei setzen soll. Zum ande- 
ren dienen sie dazu, die Lebensverhältnisse der Bevölkerung empirisch zu messen und 
auf dieser Grundlage als »gut«, »verbesserungswürdig« usw. zu bewerten. Dabei spielt 
insbesondere der zeitliche Vergleich eine Rolle, also die Frage, ob sich Lebensstandard 
und Lebensqualität einer Bevölkerung oder bestimmter Gruppen verbessert haben, 
was - nach wie vor - das zentrale Fortschrittsversprechen der Moderne ist. Moderni- 
sierungsforscher sehen in Lebensstandard und Lebensqualität zentrale Erfolgskriterien 
moderner Gesellschaften. Nach Wolfgang Zapf (1994) sind Gesellschaften, in denen die 
breite Bevölkerung von den Eliten umfassend an den wirtschaftlichen Erträgen beteiligt 
wird, jenen überlegen, in denen dies nicht geschieht. Massenkonsum und Wohlfahrts- 
staat zählen deshalb zu den modernen Basisinstitutionen, gleichberechtigt mit Demo- 
kratie und sozialer Marktwirtschaft. Für letztere ist eine positive und nachhaltige Wohl- 
fahrtsentwicklung, d.h. die kontinuierliche Verbesserung der Lebensverhältnisse der 
Bürger, eine wichtige Legitimationsgrundlage. 


2 Leitbilder im Wandel: Vom Lebensstandard zur Lebensqualität 


Der Begriff Lebensstandard umschreibt die sozioökonomischen Lebensbedingungen 
einer Person oder eines Haushalts in Relation zu den Lebensbedingungen einer Be- 
zugsgruppe und daraus abgeleiteten Normen von Mindeststandards. Trotz länder- und 
regionalspezifischer Variationen haben diese einen gemeinsamen Kern: Die Existenz 
sichernde Versorgung mit lebensnotwendigen Gütern und Dienstleistungen. Die UN- 
Menschenrechtscharta schreibt in Artikel 25 das Recht auf einen Lebensstandard fest, 
der Gesundheit und Wohlergehen für den Einzelnen und seine Familie sichert. Mit dem 
Verweis auf Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztliche Versorgung und soziale Sicher- 
heit werden dort wesentliche Charakteristika eines Mindeststandards benannt. Neben 
Grundbedürfnissen, die alle Menschen teilen, sind materielle Bedürfnisse jedoch stark 
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kulturell geformt und unterliegen dem sozialen Wandel. Was vor einer Generation noch 
als Luxus galt (z.B. Flugreisen), kann heute schon selbstverständlicher Standard der 
Mittelschicht sein. 

Sowohl im Alltagsverständnis als auch in der Sozialberichterstattung und wissen- 
schaftlichen Wohlfahrtsmessung lassen sich engere und weitere Definitionen von Le- 
bensstandard unterscheiden. Im engeren Sinne geht es um den Zugang zu Gütern und 
Dienstleistungen, die für die materielle Versorgungslage maßgeblich sind. Das Leitbild 
ist die Überwindung existenzieller Not. Minimalstandards werden festgelegt, deren Un- 
terschreitung als Indiz für Armut gilt. Im weiteren Sinne bezieht sich ein angemessener 
Lebensstandard auf Teilhabechancen, mit denen nicht nur die Verfügbarkeit materieller 
Ressourcen, sondern auch kulturelle und politische Partizipation, die Einbindung in so- 
ziale Netzwerke sowie der Zugang zu sozialer Sicherung umschrieben werden. Werden 
weiterhin die Arbeits-, Freizeit-, Infrastruktur- und Umweltbedingungen hinzugezählt, 
ist spätestens hier die begriffliche Grenze zur Lebensqualität nicht mehr klar zu ziehen. 
In diesem Beitrag folgen wir der engen Bedeutung von Lebensstandard, um diesen kla- 
rer vom umfassenderen Begriff der Lebensqualität abgrenzen zu können. 

Es kann als große Leistung von Industrialisierung und Wohlfahrtsstaat gelten, den 
Lebensstandard breiter Bevölkerungsschichten über die letzten 100 Jahre und insbeson- 
dere nach dem Zweiten Weltkrieg enorm verbessert zu haben. Historisch gesehen waren 
die USA die erste Massenkonsumgesellschaft. Nach 1945 wurde die Ära des Massenkon- 
sums auch in anderen Weltregionen eingeläutet, zunächst in Westeuropa und Ozeanien, 
dann in den Tigerstaaten Asiens, nach 1989 auch in Osteuropa. Heute bilden sich Mas- 
senkonsumgesellschaften in den städtischen Regionen Chinas und Indiens heraus, eine 
breite Mittelschicht ist im Entstehen. 

Der Begriff der Lebensqualität ist ein neueres, in den 1960er Jahren entstandenes 
Konzept zur Neuvermessung von Wohlergehen und Fortschritt, das über den Lebens- 
standard hinausgeht (Noll 2000). Eine eingängige Formel für individuelle Lebensqua- 
lität hat Erik Allardt (1993) geprägt: Having, Loving und Being. Dahinter steht die Idee, 
dass der Mensch neben materiellen Bedürfnissen (»Having« - Lebensstandard), auch 
soziale Bedürfnisse (» Loving« - soziale Beziehungen) sowie ein Bedürfnis nach Selbst- 
verwirklichung und Persönlichkeitsentwicklung (»Being«) hat. Lebensqualität ist im- 
mer mehrdimensional und materieller Wohlstand nicht automatisch mit Lebensqua- 
lität gleichzusetzen, z.B. wenn der Beruf zwar ein hohes Einkommen sichert, aber zu 
wenig Zeit für Familie, Freunde und Erholung lässt. In der neueren Debatte wurde das 
Konzept der Lebensqualität zudem um kollektive Aspekte wie sozialen Zusammenhalt 
und Sozialkapital angereichert - gesellschaftliche Qualitäten, die über den Einzelnen 
hinausreichen (Noll 2000; Zapf 2000). Neben der Mehrdimensionalität hat die Lebens- 
qualitätsforschung noch eine zweite konzeptionelle Neuerung gebracht: Während beim 
Lebensstandard die äußeren Verhältnisse zentral sind, lenkt das Konzept der Lebens- 
qualität die Aufmerksamkeit zusätzlich auf innere Befindlichkeiten der Menschen, sub- 
jektives Wohlbefinden genannt. Es geht also um Wohlfahrt in einem doppelten Sinne, 
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objektive Lebensbedingungen und subjektives Wohlbefinden (Glatzer/Zapf 1984; Zapf/ 
Habich 1996). Eine hohe Lebensqualität liegt dann vor, wenn die äußeren Umstände ein 
gutes Leben ermöglichen und die Menschen glücklich und zufrieden sind.' 

Im Anschluss an die Arbeiten von Ronald Inglehart (1998) lassen sich die beiden 
Leitbilder Lebensstandard und Lebensqualität idealtypisch als zeitlich aufeinanderfol- 
gend beschreiben. Materieller Wohlstand ist demnach zentrales Ziel sich industriali- 
sierender und industrieller Gesellschaften. Mit dem Aufkommen postmoderner Werte 
kommt der Lebensqualität als Leitidee eine wachsende Bedeutung zu, denn die Haupt- 
motivation vieler Bürger wandelt sich von »mehr haben« zu »gut leben«. Der Grund ist 
eine weitgehende Sättigung materieller Bedürfnisse und die aus ihr erwachsende Auf- 
wertung postmaterialistischer Wertprioritäten wie beispielsweise Autonomie, Selbstent- 
faltung und Umweltschutz (> Werte und Wertewandel). 

Der Bedeutungszuwachs von »Lebensqualität« in der öffentlichen Debatte erfolgte 
in zwei Wellen, die jeweils als Kritik an einem zu einseitigen Fokus auf dem Wirtschafts- 
wachstum als Leitidee von Fortschritt interpretiert werden können. In den 1970er Jahren 
sensibilisierte der Club of Rome (Meadows 1972) die Bürger der führenden Industrie- 
nationen für die ökologischen »Grenzen des Wachstums«: Ein übermäßiger Natur- und 
Ressourcenverbrauch könne die Basis für zukünftigen Wohlstand untergraben. Dies 
wird heute vor allem unter den Begriffen Nachhaltigkeit und »Green Economy« disku- 
tiert (Noll 2000). In der Folge sind eine Reihe von konkreten Vorschlägen einer verbes- 
serten Wohlfahrtsmessung entstanden, bei denen die ökologischen und auch sozialen 
Kosten des Wirtschaftens vom Bruttosozialprodukt abgezogen werden, um den »wah- 
ren Fortschritt« zu ermitteln (so auch der Name eines bekannten US-amerikanischen 
Index: » Genuine Progress«). 

Die zweite Welle kam mit dem Aufschwung der Glücksforschung in den 1990er Jah- 
ren, insbesondere dem Befund, dass das Wirtschaftswachstum der letzten Jahrzehnte 
das Wohlbefinden der Menschen in den führenden Industrienationen nicht (USA, Ja- 
pan) oder nur noch wenig (Europa) verbessert hat. Dieses sogenannte »Easterlin-Pa- 
radox« (Easterlin 1995) hat dazu geführt, subjektives Wohlbefinden als Zielgröße der 
Gesellschaftspolitik aufzuwerten, und einige Regierungen und internationale Organi- 
sationen haben Berichtssysteme zur Messung von Lebensqualität implementiert (Kroll 
2011). Bei aller Pluralität im Detail eint diese Initiativen die Überzeugung, dass sich die 
(westlichen) Gesellschaften zu einseitig auf die Mehrung ihres materiellen Wohlstands 
konzentriert haben, und dass Lebensqualität als Zielgröße besser geeignet ist, einen 
Fortschritt zu garantieren, bei dem der Mensch im Mittelpunkt steht. 


1 Andere Ansätze vertrauen hingegen allein objektiven Indikatoren, z.B. der schwedische »Level-of- 
living-Ansatz«. Umgekehrt basiert die Glücksforschung auf einer rein subjektiven Einschätzung der 
Lebensqualität. 
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3 Lebensstandard in Deutschland 


Im internationalen Vergleich zählt Deutschland zu den wohlhabenden Gesellschaften. 
Das westdeutsche Wirtschaftswunder und die goldenen Jahrzehnte des Wohlfahrtsstaats 
bescherten den Deutschen eine enorme Steigerung von Einkommen und Vermögen 
sowie Verbesserungen der Wohnqualität und der Ausstattung der privaten Haushalte - 
eine »verkannte Revolution« (Miegel 1983). Massenwohlstand und Massenkonsum ha- 
ben die Handlungsmöglichkeiten der Bürger stark erweitert und die Bundesrepublik zu 
einer differenzierten Mittelschichtgesellschaft werden lassen (> Gesellschaft der Bundes- 
republik Deutschland 1945/49-1990). 

Mit dem Sturz des DDR-Regimes 1989 und der Wiedervereinigung verbanden sich in 
Ostdeutschland Hoffnungen auf spürbare Verbesserungen des Lebensstandards. Mess- 
latte der Erwartungen waren dabei die Verhältnisse in Westdeutschland, und die Poli- 
tik hatte explizit das Ziel der Angleichung der Lebensverhältnisse formuliert, später ab- 
geschwächt zur Gleichwertigkeit. Diese Erwartungen haben sich zu einem großen Teil, 
aber nicht vollständig, erfüllt: Seit der Wende ist der Wohlstandsrückstand des Ostens 
deutlich geschrumpft, ein Abstand aber nach wie vor vorhanden. 

Zu den Schattenseiten dieser Erfolgsgeschichte gehört die starke Ungleichheit der 
Lebensbedingungen. Teile der Bevölkerung in Ost- wie Westdeutschland partizipieren 
an den gesellschaftlichen Erträgen nicht oder nur unzureichend. Insbesondere die In- 
tegration in den Arbeitsmarkt (> Arbeitsmarkt und Beschäftigung) entscheidet darüber, 
ob der Lebensstandard bestimmten Mindestanforderungen genügt. Der Wohlfahrtsstaat 
und die Ausweitung sozialer Sicherung - in historischer Sicht eine erfolgreiche Antwort 
auf die damals drängende soziale Frage - hat Armut, prekäre Lebenslagen und Depri- 
vation zwar quantitativ deutlich verringert und qualitativ verändert, aber nie beseiti- 
gen können. Das letzte Jahrzehnt mit seinen Rezessionen, Sozialausgabenkürzungen 
und in einigen Regionen hohen Arbeitslosenquoten hat eine neue Polarisierung der So- 
zialstruktur befördert und Einkommensungleichheit und Armutsquoten steigen lassen 
(> Armut und soziale Ausgrenzung; » Einkommen und Vermögen). Es wird befürchtet, 
dass ein Teil der Gesellschaft möglicherweise dauerhaft von einem angemessenen Le- 
bensstandard und damit verbundenen Teilhabechancen ausgeschlossen sei. Nach einer 
langen Phase der kontinuierlichen Verbesserung der Lebensbedingungen stellt sich mit 
Beginn des 21. Jahrhundert verstärkt die Frage, wie sich das erreichte Niveau halten und 
die soziale Ausgrenzung (> Armut und soziale Ausgrenzung) bestimmter Bevölkerungs- 
gruppen vermeiden lässt (Böhnke 2006; Kronauer 2010). 


3.1 Definition eines angemessenen Lebensstandards 


Vorstellungen von einem unzureichenden, angemessenen oder luxuriösen Lebensstan- 
dard transportieren geltende Normen und Ansprüche an ein soziokulturelles Existenz- 
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minimum. Was die Menschen sich unter einem notwendigen Lebensstandard vorstel- 
len, lässt sich beispielsweise per Umfrage herausfinden: Anhand einer Liste geben die 
Befragten an, ob bestimmte Güter oder Aktivitäten ihrer Meinung nach zum Leben un- 
bedingt dazugehören sollten oder nicht. Empirische Umsetzung fand dieses durch Peter 
Townsend (1979) inspirierte Konzept vor allem in Großbritannien. Mit der Studie » Ar- 
mut in Deutschland« wurden 1994 auch hierzulande Haushalte nach ihren Vorstellun- 
gen von einem angemessenen Lebensstandard befragt (Andreß/Lipsmeier 1995). Neben 
materiellen Dingen des alltäglichen Bedarfs nannten viele die Wohnungsversorgung, 
Zahlungsfähigkeit, Freizeitverhalten, Sozialkontakte, Qualifikationen, Gesundheit und 
Arbeitsplatzsicherheit. 

Weitere Umfragen griffen diesen Ansatz auf (z.B. der Wohlfahrtssurvey 1998 oder 
das Panel Arbeitsmarkt und Soziale Sicherheit 2006/2007). Dabei zeigte sich, dass es 
zwar einen breiten, schichtübergreifenden Konsens über eine »Grundausstattung« gibt, 
wie etwa eine warme Mahlzeit am Tag, ein Bad in der Wohnung, eine Waschmaschine 
(Böhnke/Delhey 2001), eine Wohnung ohne feuchte Wände, ausreichende Winterklei- 
dung oder Miete und Heizkosten bezahlen können (Andreß et al. 2010). Auch zwischen 
Ost und West besteht hier große Übereinstimmung. Bei anderen Indikatoren gibt es 
hingegen Unterschiede, die größtenteils alters- und bildungsabhängig sind: Der Com- 
puter gilt vor allem jüngeren Menschen als unverzichtbar, die private Altersvorsorge 
älteren Jahrgängen (Böhnke/Delhey 1999). Freizeitvergnügen wie ein monatlicher Res- 
taurantbesuch, Kino und Theater oder Freunde zum Essen einladen werden relativ ein- 
vernehmlich zwar als wünschenswert, aber nicht als unbedingt notwendig eingestuft. 


3.2 Objektiver Lebensstandard 


Die empirische Erhebung, was sich die Bürger unter einem angemessenen Lebens- 
standard vorstellen, ist aufwändig und wird deshalb nur selten in Umfragen integriert. 
Hingegen gehört die Abfrage der Verfügbarkeit bestimmter Lebensstandard-Indikato- 
ren mittlerweile zum Basisprogramm renommierter Bevölkerungsumfragen (z.B. So- 
zio-oekonomisches Panel, European Quality of Life Survey, EU-SILC). Dies trägt dem 
weitreichenden Konsens unter Sozialwissenschaftlern Rechnung, dass man vom Ein- 
kommen nur indirekt und oft sehr ungenau auf den tatsächlichen Lebensstandard 
schließen kann. 

Tabelle ı zeigt die Verfügbarkeit einiger Lebensstandard-Merkmale in Ost- und 
Westdeutschland 1998 und 2006/2007. Zum Existenzminimum zählende Dinge wie WC, 
Bad, Fernseher, Waschmaschine und eine warme Mahlzeit am Tag sind zu beiden Be- 
fragungszeitpunkten nahezu bevölkerungsweit vorhanden. Die Versorgung mit Wohn- 
raum hat sich verbessert, ebenso die Ausstattung mit neuer Kleidung. Vor allem die 
Verfügbarkeit von Computern ist beträchtlich angestiegen. Dennoch geben 2007 noch 
17 Prozent der ostdeutschen Bevölkerung an, sich keinen PC leisten zu können (West: 
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Tabelle 1 


WC und Bad oder Dusche in der Wohnung 
Fernseher 
Waschmaschine 


Im Durchschnitt täglich eine warme Mahl- 
zeit haben 


Wohnung mit ausreichend Zimmern 
Garten, Balkon oder Terrasse 

Auto 

Festen Betrag im Monat sparen können 
Einwöchige Urlaubsreise pro Jahr 


Sich regelmäßig neue Kleidung kaufen 
können 


Einmal/Monat Freunde zum Essen einla- 
den 


Abgenutzte Möbel durch neue ersetzen 
können 


Einmal im Monat ins Restaurant gehen 
Computer (PC) 


Wohlfahrtssurvey 1998 


Was sich die Deutschen leisten können und was nicht (in Prozent) 


Panel Arbeitsmarkt 
und soziale Sicherung 


2006/2007 

West Ost West Ost 

£ £ £ £ 
5 3 § 3 § 3 § 3 
Y = Y = Y = Y = 
gs > gs > gs > I > 
E = E = E Æ E Æ 
c Re} L c c Re} L c 
= os S = = S = = S = x S 
5 pE 3 E 2 pz 2 fe 
I Zv I Zv T Zv T Zv 
99 1 97 1 99 (0) 99 (0) 
99 (0) 98 (0) 97 1 96 1 
96 1 95 1 96 1 97 1 
96 1 95 1 93 1 91 2 
89 7 85 6 95 3 97 2 
87 4 76 5 90 3 83 4 
79 8 75 11 83 9 74 14 
71 19 62 30 62 30 53 41 
68 15 59 20 57 28 55- 32 
64 15 54 23 80 14 77 19 
55 11 41 16 44 13 40 20 
51 18 41 29 43 29 46 35 
48 17 33 23 42 32 31 42 
43 10 35 14 65 9 53 17 


Anmerkungen: Eigene Berechnungen, gewichtet. Gesamtanzahl der Fälle: PASS 2006/7, MICROM-Stichprobe: 
9568; WS98: 3042. Einige Items sind kursiv markiert, weil die dazugehörige Fragestellung in den beiden Um- 
fragen nicht exakt übereinstimmt. 1. PASS: »Ein separates Badezimmer mit Badewanne oder Dusche in der 
Wohnung«, WS98: »WC und Bad oder Dusche in der Wohnung«. 2. PASS: »Einen festen Betrag im Monat sparen 
können«, WS98: »Mindestens 100 DM pro Monat sparen können; 3. PASS: »Sich ab und zu neue Kleidung kau- 
fen können, auch wenn die alte noch nicht abgetragen ist.«, WS98: »Sich regelmäßig neue Kleidung kaufen 
können; 4. PASS: »Abgenutzte, aber sonst noch brauchbare Möbel durch neue ersetzen«, WS98: »Abgenutzte 
Möbel durch neue ersetzen können; 5. PASS: »Ein Computer mit Internetanschluss«, WS98: »Computer (PC)«. 


neun Prozent). Doch es gab auch Verschlechterungen: Deutlich weniger Menschen als 
1998 können im Jahr 2007 einen festen Betrag im Monat sparen. Auch eine einwöchige 
Urlaubsreise, im Restaurant essen, Freunde einladen oder alte Möbel ersetzen sind im 
Zeitvergleich weniger erschwinglich geworden, vor allem in den alten Bundesländern. 
Diese Entwicklung zeigt, dass über das Existenzminimum hinausgehende Güter und 
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Aktivitäten, die aber für die Aufrechterhaltung von Integration und Teilhabe notwendig 
sind, mittlerweile schlechter zugänglich sind. 


3.3 Relative Deprivation 


Die Messung des Lebensstandards hat auch die Armutsforschung bereichert. In Anleh- 
nung an Townsend (1979) lässt sich Armut als Mangel der Dinge verstehen, die Men- 
schen zur Aufrechterhaltung einer normalen Teilnahme am gesellschaftlichen Leben 
brauchen. Relative Deprivation als Einschränkung eines allgemein gültigen Lebensstan- 
dards bemisst sich an durchschnittlichen Versorgungsniveaus verschiedener Bevölke- 
rungsschichten. Güter, Dienstleistungen und Tätigkeiten, die mehrheitlich zum not- 
wendigen Lebensstandard gezählt werden, gelten als Mangelerscheinung, wenn sie sich 
jemand nicht leisten kann. Trifft das auf eine erhebliche Anzahl der abgefragten Lebens- 
standard-Merkmale zu, so spricht man von Deprivation. 

Im Zehnjahresvergleich ist eine Zunahme der durchschnittlichen Deprivation er- 
kennbar, was insbesondere auf die verschlechterten Lebensbedingungen der Einkom- 
mensschwachen zurückgeht (Andreß et al. 2010). Neben geringem Einkommen sind 


Abbildung 1 Durchschnitt Deprivationsindex, nach Einkommensquartilen und Ländern 2007 
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Anmerkungen: Für sechs Lebensstandard-Merkmale wurde gefragt, ob ein Haushalt sie sich leisten kann: 
Keeping your home adequately warm; paying for a week’s annual holiday away from home (not staying with 
relatives); replacing any worn-out furniture; meals with meat, chicken or fish every second day if you wanted it; 
buying new, rather than second-hand, clothes; having friends or family for a drink or meal at least once a month. 


Quelle: European Quality of Life Survey 2007, eigene Berechnungen, gewichtet. 
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ein niedriger oder fehlender Schul- bzw. Ausbildungsabschluss und Arbeitslosigkeit 
die bekannten Auslöser. Deprivation ist im Zeitverlauf vor allem bei Geringverdienern, 
Unqualifizierten, Arbeitslosen und Alleinerziehenden gestiegen. Die Ost/West-Unter- 
schiede fallen im Vergleich dagegen gering aus (ebd.). 

Der europäische Vergleich zeigt, dass Deutschland, wie auch die anderen konserva- 
tiv-korporatistischen Wohlfahrtsstaaten Westeuropas, einen existenzsichernden Lebens- 
standard relativ gut gewährleisten kann (Abbildung 1). Auch die Polarisierung zwischen 
oberen und unteren Einkommensgruppen (d.h. Unterschiede im Deprivationsniveau) 
ist in Deutschland vergleichsweise moderat. In den skandinavischen Ländern ist für 
die unteren Einkommensschichten der Mindest-Lebensstandard am ehesten gesichert, 
und auch der Abstand zwischen Arm und Reich fällt hier am geringsten aus. In vielen 
ost- und südosteuropäischen Ländern hingegen ist diese Lücke größer, vor allem weil 
die unteren Einkommensschichten stärker depriviert sind. Allerdings ist dort auch der 
Lebensstandard der Wohlhabenden deutlich schlechter als in Nord- und Westeuropa. 


3.4 Zufriedenheit mit dem Lebensstandard 


Neben diesen objektiven Komponenten des Lebensstandards ist auch dessen subjektive 
Bewertung eine wichtige Information, um das Verhältnis zwischen Anspruch und Rea- 
lisierung zu verstehen. Wie zufrieden sind die Menschen mit ihrem Lebensstandard? 
In Westdeutschland überwiegt die Zufriedenheit bei nur geringem Auf und Ab. In Ost- 
deutschland fällt die Bewertung des Lebensstandards zu Beginn der 1990er Jahre ent- 
sprechend der Versorgungslage noch deutlich schlechter aus als im Westen. In der ersten 
Hälfte der 1990er Jahre ist die Zufriedenheit mit dem Lebensstandard in den neuen Bun- 

desländern erkennbar gewachsen, aller- 


Abbildung2 Zufriedenheit mit dem dings ohne das höhere westdeutsche Ni- 
Lebensstandard 1991-2006 in Ost- und veau zu erreichen (Abbildung 2). Seit etwa 
Westdeutschland dem Jahr 1995 sieht man einen parallelen 


Verlauf in beiden Landesteilen, doch eine 


9 Lücke bleibt. Unterscheidet man die Zu- 
8 friedenheit nach Wohlstandslagen, so zei- 
7 m= LNO ] gen sich deutliche Abstufungen: In beiden 
eTa Landesteilen sind höhere Einkommensla- 
5 gen durchweg zufriedener mit ihrem Le- 
A ee a ae bensstandard als darunter liegende. 
aaa aaa a oo oo oo 09 09090 09 2 
DEN DANNORR SER Das Niveau des Lebensstandards so- 
ee = wie die Zufriedenheit mit ihm bestimmen 
Anmerkungen: Die Antwortskala reicht von o (ganz maßgeblich das generelle Wohlbefinden 
und gar unzufrieden) bis 10 (ganz und gar zufrieden). der Menschen, ein anerkannter Indika- 


Quelle: SOEP 25, eigene Berechnungen, gewichtet. tor für subjektive Lebensqualität. Stagnie- 
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rende Realeinkommen und eine angespannte Arbeitsmarktsituation erhöhen die Be- 
deutsamkeit der materiellen Lebensverhältnisse für Glück und Wohlbefinden. Dennoch 
spielen nicht-materielle Faktoren wie soziale Netzwerke, Teilhabe an einer demokrati- 
schen Gesellschaftsordnung sowie der Zugang zu Infrastruktur und sozialer Sicherung 
eine große Rolle für das Wohlergehen der Bürger. Der Begriff der Lebensqualität trägt 
dem Rechnung. 


4 Lebensqualität in Deutschland 


Wohlfahrtsmaße haben den Anspruch, das Wohlergehen der Menschen über den Le- 
bensstandard hinaus zu messen. Hierbei lassen sich Maße objektiver und subjektiver 
Lebensqualität unterscheiden. Erstere erfassen verschiedene objektive Lebensbedingun- 
gen und führen diese oftmals zu einem summarischen Index zusammen, der sich dann 
über die Zeit und zwischen Ländern vergleichen lässt. Ein Kennzeichen vieler Wohl- 
fahrtsmaße ist ihr hohes Aggregationsniveau: In der Regel geben sie Aufschluss über 
Stand und Entwicklung der »durchschnittlichen« Lebensbedingungen in einem Land. 
Nur wenn sie auf Mikrodaten beruhen, lassen sie sich für verschiedene, gesellschaftspo- 
litisch relevante Bevölkerungsgruppen aufschlüsseln. Für die subjektive Lebensqualität 
sind solche Detail- und Ursachenanalysen grundsätzlich möglich, da sie immer auf Mi- 
krodaten beruhen. Das Konzept der subjektiven Lebensqualität stellt das selbstberich- 
tete Wohlbefinden der Menschen in den Vordergrund. Dazu fragt man nach der Zu- 
friedenheit mit einzelnen Lebensbereichen (Bereichszufriedenheiten), mit dem Leben 
insgesamt (Lebenszufriedenheit und Glück) sowie nach Ängsten und Sorgen. Die Le- 
benszufriedenheit ist jüngst im Rahmen der Glücksforschung (Veenhoven 1997; 2007) 
in Medien und Wissenschaft sehr prominent geworden, gehört aber in Deutschland - 
für manche vielleicht überraschend - unter dem Stichwort subjektives Wohlbefinden 
schon lange zum Standardprogramm der soziologischen Wohlfahrtsforschung (Glatzer/ 
Zapf 1984; Zapf 1977; Zapf/Habich 1996). Auch der vom Statistischen Bundesamt und 
dem Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB) herausgegebene »Daten- 
report« berichtet darüber seit 1985. 


4.1 Objektive Lebensqualität 


Das wohl bekannteste Wohlfahrtsmaß ist der von den Vereinten Nationen veröffent- 
lichte »Index der menschlichen Entwicklung«, abgekürzt HDI (Human Development 
Index). Hier werden Wohlstand, Bildung und Gesundheit der Bevölkerung gleichge- 
wichtig zu einem Wert zwischen o und ı kombiniert (UNDP 2010). Deutschland gehört 
auch 2010 zur Spitzengruppe der »sehr hoch entwickelten Länder« (ein HDI-Wert von .7 
oder höher) und liegt weltweit auf Rang 10, in Europa auf Rang 5. Gemessen am HDI hat 
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sich in den vergangenen 20 Jahren die Lebenssituation in Deutschland verbessert, der 
Indexwert kletterte von .782 im Jahr 1990 auf .885 im Jahr 2010. Auf die heutige Situa- 
tion gemünzt entspricht dieser Fortschritt dem Unterschied zwischen Litauen (derzeit 
Rang 44 weltweit) und Deutschland (Rang 10). Der erzielte Fortschritt liegt zwar ganz 
im Trend anderer hochentwickelten Länder, gleichwohl stagnierte der deutsche HDI- 
Wert in den letzten fünf Jahren. 

Eine Alternative zum HDI ist der »Fortschrittsindex« (Bergheim 2010), der zusätz- 
lich zu Einkommen, Gesundheit und Bildung auch Umweltbedingungen berücksichtigt. 
Letztere werden über den ökologischen Fußabdruck gemessen.’ Der Fortschrittsindex 
liegt für 22 OECD-Länder vor. Deutschland schneidet mit Rangplatz 18 schlechter ab 
als beim HDI, vor allem weil Defizite in der Bildung die Wohlfahrtsbilanz belasten. Die 
»fortschrittlichsten« Länder sind Norwegen, Schweden und Finnland. Wie Beispielrech- 
nungen zeigen, schneidet Deutschland beim Fortschrittsindex umso besser ab, je höher 
man die Umweltbedingungen gewichtet; zumindest im Umweltbereich steht die Bun- 
desrepublik also besser da als andere OECD-Länder. Auch laut Fortschrittsindex ist das 
Leben in Deutschland seit den 1970er Jahren kontinuierlich besser geworden, auch im 
vergangenen Jahrzehnt. Allerdings konnten andere OECD-Länder zuletzt größere Fort- 
schritte verbuchen, sodass sich Deutschland in der Rangliste etwas verschlechtert hat, 
von Platz 15 im Jahr 1970 auf Platz 18 im Jahr 2010. 

Einen breiteren Ansatz verfolgt die » Better Life«-Initiative der OECD (OECD 2011), 
die elf Lebensbereiche berücksichtigt: Wohnen, Einkommen, Arbeit, Gemeinschaft, Bil- 
dung, Umwelt, Regieren, Gesundheit, Sicherheit, Work-Life-Balance und Lebenszufrie- 
denheit.’ Gewichtet man alle Bereiche gleich, liegt Deutschland mit Rang 16 im Mittel- 
feld der 34 OECD-Länder (Abbildung 3). Betrachtet man die einzelnen Lebensbereiche, 
so bekommt man einen guten Eindruck vom Stärken-Schwächen-Profil Deutschlands. 
Bei rund zwei Drittel der Indikatoren wird die deutsche Gesellschaft als etwas lebens- 
werter eingestuft als der OECD-Schnitt, bei einem Drittel als etwas weniger lebenswert. 
Zumeist liegt Deutschland aber recht nah am OECD-Mittel. Als Stärken werden Frei- 
zeit und öffentliche Sicherheit genannt, als Schwächen Langzeitarbeitslosigkeit, unge- 
nügende Bürgerbeteiligung am politischen Prozess und eine vergleichsweise niedrige 
Selbsteinstufung der eigenen Gesundheit. Interessanterweise sieht die OECD die Bil- 
dung nicht als deutsches Defizit, im Gegensatz zum »Fortschrittsindex« (siehe oben). 
Die Kernbotschaft von »Better Life« lautet: In Sachen Lebensqualität ist Deutschland 
nicht besser, aber auch nicht schlechter als der Durchschnitt der OECD-Länder.’ 


2 Den eigenen ökologischen Fußabdruck kann man ermitteln auf: <http://www.myfootprint.org/>. 

3 Genau genommen behandelt die OECD Wohnen, Einkommen und Arbeit unter der Rubrik materielle 
Lebensbedingungen und reserviert den Begriff der Lebensqualität für die übrigen Lebensbereiche. Wir 
folgen hier dieser Unterscheidung nicht. 

4 Unter (www.oecd.org/betterlifeinitiative) kann jeder die Lebensbereiche nach seinen eigenen Vorstel- 
lungen gewichten und so seine persönliche »Better Life«-Länderrangliste erstellen. 
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Abbildung 3 Lebensqualität im Vergleich (OECD-Länder) 
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Das einzige Wohlfahrtsmaß, das Deutschland für die letzten Jahre (seit 2000) eine sin- 
kende Lebensqualität bescheinigt, ist der »Index des sozialen Fortschritts« (Estes 2010). 
Dabei befindet sich Deutschland allerdings durchaus in guter bzw. schlechter Gesell- 
schaft, denn allen hochentwickelten Demokratien geht es nach diesem Index seit der 
Jahrtausendwende etwas schlechter. Dies ist ein Trendbruch, denn zuvor ging es seit 
den 1970er Jahren stetig bergauf. Der jüngste »Rückschritt« war in Deutschland aller- 
dings noch vergleichsweise moderat, sodass die Bundesrepublik im WISP-Ranking (ge- 
wichteter Index des Sozialen Fortschritts) einen Platz gewonnen hat. Sie steht nun auf 
Rang 4 weltweit, hinter Dänemark, Schweden und Norwegen. Mit 41 Indikatoren und 
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zehn Sub-Indizes ist der WISP sehr komplex angelegt und bei manchen Indikatoren 
kann man durchaus streiten, ob und in welcher Richtung - positiv oder negativ - sie zur 
Lebensqualität beitragen. So schlägt Bevölkerungswachstum automatisch negativ zu Bu- 
che, obwohl für viele europäische Länder Vergreisung und Bevölkerungsschrumpfung 
ernste Probleme darstellen (» Alter und Altern der Gesellschaft). 


4.2  Subjektive Lebensqualität 
Trends des subjektiven Wohlbefindens 


Der am häufigsten verwendete Indikator für die subjektive Lebensqualität ist die durch 
Umfragen erfasste Lebenszufriedenheit, bei der die Menschen ihr derzeitiges Leben »al- 
les in allem« auf einer Zufriedenheitsskala bewerten. Allen Umfragen zufolge sind die 
Menschen in Deutschland mit ihrem Le- 
ben eher zufrieden als unzufrieden. Auf 
einer Skala von o (ganz und gar unzufrie- 
den) bis 10 (ganz und gar zufrieden) lag 
die mittlere Zufriedenheit 2009 in West- 
deutschland bei 6,9, in Ostdeutschland 


Tabelle2 Entwicklung der Lebens- 
zufriedenheit 


Jahre West- Ost- Deutsch- 
deutsch- deutsch- land 


land land gesamt 

SOEP-Daten' etwas niedriger bei 6,5 (SOEP 2010). Da- 
1985-1989 7,1 _ _ bei ist die Lebenszufriedenheit der West- 
1990-1994 72 62 70 deutschen seit 1985 recht stabil, bei zu- 
as, Ai Es 68 letzt leicht rückläufigem Trend. Dieser 
soon zi gä en Trend steht durchaus im Einklang mit der 
oben geschilderten partiellen Verschlech- 

nn“ a o8 terung des objektiven Lebensstandards, 
ESSENER nicht aber mit den globalen Wohlfahrts- 
1280m 120 22 z u maßen wie HDI und Fortschrittsindex, 
1989-1289. 87 g = die nach wie vor leicht nach oben weisen. 
1990-1994 88 70 = Für die Ostdeutschen ist das Zufrieden- 
1995-1999 83 71 - heits-Barometer in den ersten Jahren nach 
2000-2004 83 71 - der Wiedervereinigung gestiegen und 
2005-2007 84 75 = seitdem praktisch unverändert - auch un- 


verändert niedriger als in den alten Bun- 
desländern. Spiegelbildlich dazu haben 
sich bei den Ostdeutschen Besorgnissym- 
ptome entwickelt: erst ein Rückgang nach 


1Skala der Lebenszufriedenheit von o (ganz und 

gar unzufrieden) bis 10 (ganz und gar zufrieden); 
ausgewiesen sind Mittelwerte. ? Skala der Lebens- 
zufriedenheit von 1 (sehr unzufrieden) bis 4 (sehr 
zufrieden); ausgewiesen ist der kombinierte Prozent- 


satz »sehr« und »ziemlich« zufrieden. 


Quellen: SOEPmonitor 1984-2009; EUSI-Indikatoren- 
system. 


der Wiedervereinigung, dann Stabilität 
(Glatzer 2000). 
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Auch das Eurobarometer (EB) der Europäischen Kommission erfasst regelmäßig die 
Lebenszufriedenheit in den EU-Mitgliedstaaten.° Die Frage ist anders gestellt als im 
SOEP, sodass die Ergebnisse nicht unmittelbar vergleichbar sind. Auch hier zeigt sich 
ein West/Ost-Unterschied, denn 88 Prozent der Menschen in Westdeutschland und 80 
Prozent in Ostdeutschland sind mit ihrem Leben »sehr« oder »ziemlich« zufrieden. Die 
Trends sind ganz ähnlich wie beim SOEP: Stabilität im Westen mit einem Zufrieden- 
heitshoch in der ersten Hälfte der 1990er Jahre; eine leichte Verbesserung des Wohlbe- 
findens im Osten, beim Eurobarometer allerdings zu einem späteren Zeitpunkt als in 
den SOEP-Umfragen. Diese allgemeinen Trends gelten für beide Geschlechter und alle 
Altersgruppen (vgl. EUSI Indikatorensystem). 


Das Wohlbefinden der Deutschen im internationalen Vergleich 


Im europäischen wie im OECD-Vergleich liegt Deutschland beim subjektiven Wohlbe- 
finden im Mittelfeld (vgl. Andersen et al. 2007; Keck/Delhey 2004). Laut dem European 
Quality of Life Survey von 2007 liegt die durchschnittliche Lebenszufriedenheit (gemes- 
sen auf einer Skala von 1-10) in Deutschland bei 7,2, bei einem EU-Durchschnitt von 7,1. 
Spitzenreiter ist Dänemark mit 8,5, Schlusslicht Bulgarien mit 5,0. Beim Glück (»Wie 
glücklich sind Sie derzeit?«) liegt der deutsche Mittelwert bei 7,5, was genau dem EU- 
Schnitt entspricht. Die glücklichsten Völker sind demnach die Dänen und die Finnen 
(jeweils 8,3), das unglücklichste Volk die Bulgaren (5,8). Auch in punkto Zukunftsopti- 
mismus (»Für die Zukunft bin ich optimistisch«) liegen die Deutschen mit 59 Prozent 
Zustimmung nahe beim europäischen Mittel von 55 Prozent. Gleiches gilt für Bewer- 
tungen der Gesellschaftsqualität, z.B. die Wahrnehmung von Konflikten. 36 Prozent der 
Deutschen sehen sehr starke oder starke Spannungen zwischen Arm und Reich und 
33 Prozent zwischen verschiedenen ethnischen Gruppen im Land - erneut eine unauf- 
fällige Position im europäischen Mittelfeld. 


Individuelle Unterschiede im subjektiven Wohlbefinden 


Informationen über die subjektive Lebensqualität bieten den Vorteil, Verteilungsanaly- 
sen zu ermöglichen. In Tabelle 3 wird gezeigt, welche demografischen und sozioökono- 
mischen Merkmale die individuelle Lebenszufriedenheit in Deutschland beeinflussen. 
Wie aus anderen Untersuchungen bereits bekannt (z.B. Noll/Weick 2009), schlägt Ar- 
beitslosigkeit besonders negativ zu Buche - ein Malus von mehr als einer Sprosse auf 
der zehnstufigen Leiter der Lebenszufriedenheit. Weiterhin erhöht sich das Wohlbe- 
finden mit dem Einkommen und der Berufsposition, hier erfasst über Leitungs- und 
akademische Berufe (die sogenannte »Dienstklasse«). All dies belegt das Gewicht wirt- 
schaftlicher Faktoren für das Wohlbefinden. Einen Einfluss hat weiterhin die regionale 


5  Befragt werden dabei nur Staatsbürger und EU-Ausländer, keine Drittstaatenausländer. 
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Herkunft, denn die Menschen in Ostdeutschland sind mit ihrem Leben weniger zufrie- 
den als ihre westdeutschen Landsleute. Ferner sind mit einem festen Partner Lebende 
zufriedener als Alleinstehende. Schließlich gibt es auch Altersunterschiede, wobei sich 
die für westliche Gesellschaften typische U-Kurve zeigt: Die Zufriedenheit ist in jun- 
gen Jahren am höchsten, sinkt dann und erreicht einen Tiefpunkt in der Altersgruppe 
der 50-64-Jährigen, um im Alter wieder anzusteigen. Keine Rolle für das Wohlbefinden 
spielen das Geschlecht und die Staatsbürgerschaft, wenn man für die anderen Merkmale 
kontrolliert. Andere Untersuchungen zeigen, dass es auch innerhalb der alten Bundes- 
länder durchaus Unterschiede gibt: So berichten die Menschen an der niedersächsischen 
Nordsee, in Bayern, Franken oder Schleswig-Holstein eine höhere Lebenszufriedenheit 
als die Einwohner Hessens oder Nordrhein-Westfalens (Glücksatlas Deutschland 2011). 

Was macht die Deutschen glücklich und zufrieden? Diese Frage nach dem Beitrag 
einzelner Lebensbereiche zur subjektiven Lebensqualität lässt sich am besten beantwor- 


Tabelle3 Determinanten der individuellen Lebenszufriedenheit 


Merkmal B T-Wert 
Erwerbsstatus (Referenz: Erwerbstätige) 
Arbeitslos —1,393*** (-6,39) 
Sonstiges 0,325* (2,30) 
Einkommen (Referenz: zweitunterstes Viertel) 
Unterstes Einkommensviertel —0,487** (-2,85) 
Zweitoberstes Einkommensviertel 0,289 (1,82) 
Oberstes Einkommensviertel 0,841*** (5,02) 
Keine Angabe zum Einkommen 0,304* (2,07) 
Beruf: Dienstklasse 0,408** (2,72) 
Neue Bundesländer —0,795*** (-6,35) 
Fester Partner 0,577*** (5,50) 
Alter (Referenz: Altersgruppe 35-49 Jahre) 
bis 24 Jahre 0,604** (3,01) 
25-34 Jahre 0,029 (0,18) 
50-64 Jahre —0,371** (-2,71) 
64+ Jahre 0,081 (0,48) 
Geschlecht: Mann 0,038 (-0,40) 
Ausländer 0,368 (-1,75) 
Konstante 6,593*** (39,13) 
Erklärte Varianz (r2) 14,8% 
Anzahl Befragte 1988 


Anmerkungen: OLS-Regression; Lebenszufriedenheit auf 1-10-Skala (10 = höchste Zufriedenheit). Signifikanz- 
niveaus: * p < 0,05; ** p < 0,01; *** p < 0,001. 


Quelle: EQLS 2007 - Deutschland, eigene Berechnung. 
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Tabelle4 Einfluss von Bereichszufriedenheiten auf die Lebenszufriedenheit 


B T-Wert 
Persönliche Lebensbereiche 
Zufriedenheit mit Lebensstandard 0,447*** (21,78) 
Zufriedenheit mit Familie 0,047* (2,15) 
Zufriedenheit mit dem sozialen Leben 0,087*** (3,31) 
Zufriedenheit mit der Gesundheit 0,043* (2,24) 
Kollektive Bereiche (Staat und Gesellschaft) 
Vertrauen in Mitmenschen 0,068*** (4,01) 
Wahrgenommene Verteilungskonflikte 0,064* (2,48) 
Politisches Vertrauen 0,100%* (3,99) 
Systemvertrauen in Rente und Gesundheit 0,070** (2,83) 
Konstante 1,662*** (7,65) 
Erklärte Varianz (r2) 42,5% 
Anzahl Befragte 1961 


Anmerkungen: OLS-Regression; Lebenszufriedenheit auf 1-10-Skala (10 = höchste Zufriedenheit). Signifikanzni- 
veaus: * P<0,05; ** P<0,01; *** p<0,001. 


Quelle: EQLS 2007 - Deutschland, eigene Berechnung. 


ten, indem man den Einfluss der Bereichszufriedenheiten auf die Lebenszufriedenheit 
untersucht (vgl. dazu auch Böhnke/Kohler 2008; Delhey 2004). Tabelle 4 zeigt zweier- 
lei: Erstens, subjektive Lebensqualität hat mehrere Quellen. Neben dem Lebensstandard 

spielen z.B. das Sozialleben, die Familie und die Gesundheit eine Rolle. Das bestätigt 
den mehrdimensionalen Ansatz der Lebensqualitätsforschung und deckt sich überdies 

weitgehend mit der Selbstauskunft der Menschen, was ihnen wichtig ist (vgl. Delhey 
2004). Allerdings ist die Zufriedenheit mit dem Lebensstandard der mit Abstand wich- 
tigste Pfeiler des Wohlbefindens, und damit das »Having« wichtiger als das »Loving« 
und das » Being« (Letzteres war im EQLS allerdings nur durch die Gesundheit vertreten). 
Zweite Beobachtung: Zwar bestimmen in erster Linie die persönlichen Lebensumstände 

das individuelle Wohlbefinden, doch sind die sogenannten öffentlichen Lebensbereiche, 
also Einschätzungen der Qualität von Staat und Gesellschaft, nicht unbedeutend. Wer 

den Mitmenschen vertraut und die bundesdeutsche Gesellschaft als konfliktfrei wahr- 
nimmt, ist mit seinem Leben zufriedener. Gleiches gilt für diejenigen, die zentralen öf- 
fentlichen Institutionen wie Parlament, Polizei und Justiz Vertrauen und Zutrauen in die 

Leistungskraft der sozialstaatlichen Sicherungssysteme haben. Somit hängt die individu- 
elle Lebenszufriedenheit immer auch von Staat und Gesellschaft ab. 
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5 Fazit und Ausblick 


Im historischen wie europäischen Vergleich leben viele Deutsche ein gutes Leben. Al- 
lerdings scheint es heute fraglicher als noch zur Jahrtausendwende, ob sich Lebensstan- 
dard und Lebensqualität für breite Bevölkerungsschichten weiter verbessern werden. 
Für einige ist der Wohlstand bereits fragiler geworden und es ist derzeit nicht abzuse- 
hen, wie tiefgreifend die realwirtschaftlichen Folgen der gegenwärtigen Finanzkrise in 
Europa mittel- und langfristig sein werden. Sollte die Wohlfahrtsentwicklung ins Sto- 
cken kommen, würde diese Legitimationsbasis für Demokratie und Markwirtschaft ge- 
schwächt. Offen ist auch, was eine stagnierende (materielle) Wohlfahrtsentwicklung für 
den eingangs skizzierten Paradigmenwechsel im gesellschaftspolitischen Leitbild be- 
deutet: Ein Zurück zum Lebensstandard ist ebenso denkbar wie ein Voran zur Lebens- 
qualität. 
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Lebensstile 


Gunnar Otte 


1 Definition und Abgrenzung 


Ein Lebensstil lässt sich als ein Muster von Verhaltensweisen definieren, die eine ge- 
wisse formale Kohärenz, alltägliche Zentralität und biografische Stabilität aufweisen, 
Ausdruck zugrundeliegender Orientierungen sind und von anderen Personen identifi- 
ziert werden können. Diese Definition bedarf einer näheren Erläuterung (vgl. ausführ- 
lich Hartmann 1999; Otte/Rössel 2011). Lebensstile werden demnach am Verhalten einer 
Person festgemacht, nicht an ihren Wertorientierungen, Einstellungen oder Präferenzen. 
Dabei konstituieren nicht schon einzelne Verhaltensweisen einen Lebensstil, sondern 
erst ganze Bündel. Besonders relevant sind Verhaltensmuster, die in Interaktionssitua- 
tionen auftreten, denn diese sind von anderen Personen identifizierbar und klassifizier- 
bar. Als Lebensstil lassen sie sich dann identifizieren, wenn sie einen kohärenten Zu- 
sammenhang bilden, wenn sie im Leben einer Person von zentraler Bedeutung sind 
und wenn sie über die Zeit stabil sind. Wenn hingegen das Verhaltensrepertoire frag- 
mentiert ist, häufigen Wandlungen unterliegt und keine übergeordneten Fluchtpunkte 
aufweist, ist es schwierig, einer Person einen bestimmten Lebensstil zuzuschreiben. De- 
finiert man Lebensstile über zentrale, kohärente und stabile Verhaltensmuster, sind sie 
meist Ausdruck innerer Wert- oder Grundorientierungen einer Person. Damit sind si- 
tuations- und bereichsübergreifende Bewertungsschemata ästhetischer und ethischer 
Art gemeint. In der Forschung überwiegt der Fokus auf alltagsästhetisch motivierte Aus- 
drucksformen. So manifestiert sich ein hochkultureller Lebensstil im häufigen Besuch 
von Kunstausstellungen, Theateraufführungen und Lesungen. Doch können Lebensstile 
auch durch Alltagsethiken geprägt sein, etwa durch religiöse Anschauungen, politische 
Ideologien oder ökologische Werte. Solche Wertorientierungen übersetzen sich aber 
nicht zwangsläufig und ungebrochen in Lebensstile, denn die Realisierung persönlicher 
Werte kann durch verfügbare Ressourcen und situative Gelegenheiten beeinflusst wer- 
den. Beispielsweise wird eine hedonistisch orientierte junge Frau durch Schwangerschaft 
und Kindererziehung in ihrem Aktionsradius erheblich eingeschränkt. Zudem können 
identische Wertorientierungen auf unterschiedliche Weise zum Ausdruck kommen: Der 
christliche Glaube kann mit verschiedenen Formen religiöser Praxis einhergehen. 

Die Perspektive der Lebensstilforschung unterscheidet sich von der der Wertefor- 
schung also dadurch, dass Verhaltens- und nicht Wertemuster im Mittelpunkt stehen. 
Hinzu kommt, dass die Lebensstilforschung primär an ästhetisierbaren Verhaltens- 
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bereichen ansetzt, insbesondere am Freizeit-, Kultur-, Medien-, Ernährungs-, Beklei- 
dungs- und Wohnverhalten. Die Werteforschung thematisiert hingegen stärker mora- 
lisch aufgeladene Bereiche wie Politik und Religion (vgl. Welzel 2009). Obwohl sich die 
beiden Forschungsfelder aufgrund der wechselseitigen Bezüge von Werten und Lebens- 
stilen nahestehen, sind sie in der Forschungspraxis weitgehend voneinander getrennt 
und befruchten sich kaum wechselseitig. Werte und Lebensstile zumindest analytisch 
zu trennen, ist durchaus sinnvoll, da Werte als Vorstellungen des Wünschenswerten dem 
Handeln kausal vorausgehen und zu seiner Erklärung beitragen. Nicht für alle Fragestel- 
lungen scheint jedoch eine strikte empirische Trennung nötig. Wenn man sich für die 
Entwicklung des Hochkulturinteresses oder der Religiosität im Lebenslauf interessiert, 
wird man beide Ebenen zugleich betrachten. Als übergreifender Terminus bietet sich da- 
für der auf Max Weber zurückgehende Begriff der Lebensführung an. Für Weber (1972: 
320f.) macht eine spezifisch religiös, ethnisch oder beruflich geprägte Lebensführung 
eine »Orientierung an einheitlichen Werten« aus, die zur »Systematisierung des prakti- 
schen Handelns« beiträgt. Obwohl der Begriff bei Weber nicht präzise definiert und ab- 
gegrenzt ist, wird er stärker auf Handlungsziele und Werte bezogen als der Lebensstilbe- 
griff, gleichwohl aber verhaltensverankert gebraucht (Hermann 2006). 

Im Kontext der Lebensstilforschung ist auch der Milieubegriff häufig anzutref- 
fen. Während Lebensstile, Wertorientierungen und Lebensführungsarten individu- 
elle - wenngleich auf Gruppen verallgemeinerbare - Merkmale sind, handelt es sich 
bei einem sozialen Milieu um ein Kontextmerkmal bzw. einen Aggregatbegriff. In der 
klassischen französischen Soziologie wurde damit die soziale Umgebung bezeichnet, in 
die ein Individuum eingebettet ist und deren »sozialer Druck« sein Handeln prägt. Das 
Problem ist, dass die Umgebung einer Person selten so homogen ist, wie das Milieu- 
konzept suggeriert, sondern dass von den Bezugspersonen in Familie, Beruf, Nachbar- 
schaft und Freizeit sehr unterschiedliche Anregungen und Sanktionen ausgehen können. 
Zur Erfassung dieser Pluralität von Einflüssen ist das Konzept des sozialen Netzwerks 
(» Soziale Netzwerke) angemessener, da es eine Zergliederung der sozialen Umgebung 
in mehrere Subgruppen mit unterschiedlichen Werten und Lebensstilen zulässt. Die 
heute in der Soziologie dominierende Begriffsverwendung betrachtet Milieus jedoch 
weniger als Kontextmerkmale, sondern als gesellschaftliche » Großgruppen«, d.h. sta- 
tistische Aggregate von Personen, die bestimmte Gemeinsamkeiten teilen. Als milieu- 
konstituierende Gemeinsamkeiten werden oft Einstellungen und Wertorientierungen 
herangezogen (Ascheberg 2006; Flaig et al. 1993; Vester et al. 2001), zum Teil ergänzt um 
Lebensstilmerkmale oder sogar soziodemografische Merkmale (Schulze 1992). Solche 
Großgruppen werden in der Forschung - je nach Konzeption - auch als Werte-, Lebens- 
stil- oder Lebensführungstypen bezeichnet. Da diese Bezeichnungen treffender und ein- 
deutiger sind als der von seinen etymologischen Wurzeln abgelöste Milieubegriff, sind 
sie diesem vorzuziehen. Trotz oder gerade wegen seines inflationären Gebrauchs hat der 
Milieubegriff nur einen geringen Nutzen. 
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2 Entwicklungslinien in der Konzeption von Lebensstilen 


Das Aufkommen der Lebensstilforschung kann - wie das der Werteforschung - auf die 
1970er und 1980er Jahre datiert werden. Zentral war dafür das Postulat, dass in fortge- 
schrittenen Industriegesellschaften nicht mehr von materiellen Ressourcen und beruf- 
lichen Positionen sowie den daraus abgeleiteten Konzepten der Klasse und Schicht auf 
subjektive Identitäten und individuelles Handeln geschlossen werden könne. Im Zuge 
des sozialen Wandels, der durch eine massive Wohlstandssteigerung und Bildungsex- 
pansion, durch erhöhte soziale Mobilität und erweiterte soziale Sicherung sowie eine 
Liberalisierung sozialer Normen gekennzeichnet sei, hätten die individuellen Wahlmög- 
lichkeiten zugenommen und postmaterialistische Entfaltungswerte an Bedeutung ge- 
wonnen. Die Lebensstilforschung geht jedoch nicht von einem radikal individualisier- 
ten Entscheidungsverhalten aus. Dem stehen zwei Umstände entgegen. Erstens ist die 
Ausformung von Lebensstilen so lange von verfügbaren Ressourcen und Opportuni- 
täten abhängig, wie diese sozial ungleich verteilt sind und das Spektrum zugänglicher 
Handlungsalternativen tangieren. Zu nennen sind hier monetäre Ressourcen (die maß- 
geblich über Erwerbsarbeit und Berufspositionen verteilt werden), Wissensbestände 
(die nach Bildungsniveaus differieren), zeitliche Restriktionen (die mit dem Erwerbs- 
status und der Lebens-/Familienform variieren) und räumliche Gelegenheiten (die vom 
Wohnort abhängen). Zweitens orientieren sich Akteure aufgrund ihrer Einbettung in so- 
ziale Netzwerke aneinander und üben wechselseitig Einfluss aufeinander auf. Wirksam 
werden dabei sowohl Lernprozesse, die auf Imitation beruhen (Modelllernen), als auch 
Lernprozesse, die auf der Vergabe sozialer Anerkennung und Sanktionen beruhen (so- 
ziale Verstärkung). Aus diesen Gründen bilden sich kollektiv geteilte Muster oder Typen 
des Lebensstils heraus. Mehr als Klassen- oder Schichtmodelle versucht die Lebensstil- 
forschung aber, den individuellen Freiheitsgraden Rechnung zu tragen, indem sie Men- 
schen nicht auf der Basis des Besitzes von Ressourcen und Opportunitäten klassifiziert, 
sondern anhand ihrer Verwendung und Nutzung. 

Die Lebensstilforschung in Deutschland hat neben der Individualisierungsdebatte 
zwei Wurzeln, die unterschiedliche - bis heute fortwirkende - Forschungskonzeptionen 
nach sich gezogen haben. Zunächst ist die kommerzielle Marktforschung zu nennen, die 
an Stelle von soziodemografischen Segmentierungs- und Zielgruppenansätzen zuneh- 
mend Einstellungs- und Lebensstilmodelle zu verwenden begann (Hartmann 1999: Ka- 
pitel 3). Diese Modelle sind meist Typologien, die clusteranalytisch unter Verwendung 
einer Vielzahl von Items gewonnen und zur besseren Visualisierung in einem zweidi- 
mensionalen Raum angeordnet werden. In Deutschland gehört die Anfang der 1980er 
Jahre erstmals vorgestellte Sinus-Typologie sozialer Milieus zu den prominentesten Ver- 
tretern dieser Art (Flaig et al. 1993). Sie hat mit ihrer typologischen Grundkonzeption 
die akademische Forschung stark angeleitet oder wurde sogar direkt aufgegriffen (z. B. 
Vester etal. 2001). 
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Die zweite Wurzel der Lebensstilforschung ist Bourdieus (1982) materialreiches 
und theoretisch bedeutsames Werk zum Zusammenhang von Klasse und Lebensstil in 
Frankreich. Empirisch wird dort eine Vielzahl von Verhaltensweisen auf ihre Veran- 
kerung in Bildungs- und Berufskategorien untersucht. Anders als beim clusteranalyti- 
schen Vorgehen werden mit dem - durch Bourdieu international popularisierten - Ver- 
fahren der Korrespondenzanalyse keine Typen abgegrenzt, sondern Zusammenhänge 
von Sozialstruktur- und Lebensstilmerkmalen in einem »sozialen Raum« entlang meh- 
rerer Achsen abgebildet. Auf diese Weise lassen sich Personengruppen identifizieren, 
die einander in ihren Lebensstilen konträr - zum Teil konfliktreich - gegenüberstehen. 
In theoretischer Hinsicht einflussreich ist Bourdieus These, dass antagonistische Sozial- 
beziehungen nicht nur in der Verteilung ökonomischer Ressourcen gründen, sondern 
dass in sozialen Auseinandersetzungen auch »kulturelles Kapital« zum Einsatz kommt. 
Darunter versteht Bourdieu die Verfügung über kulturelle Objekte (z.B. Kunstwerke, 
Musikinstrumente), kulturelle Kompetenzen (z.B. die Fähigkeit, Kunstwerke zu ent- 
schlüsseln und Musikinstrumente zu spielen) und kulturell anerkannte Titel (vor allem 
Bildungszertifikate). Nach Bourdieu werden kulturelle Kompetenzen von den Eltern 
an die Kinder weitergegeben. Weil sie den Schulerfolg begünstigten, trügen sie wesent- 
lich zur intergenerationalen Reproduktion sozialer Ungleichheit bei. Diese ungleich- 
heits- und herrschaftssoziologische These wurde besonders in der englischsprachigen 
Forschung aufgegriffen (Lareau/Weininger 2003). Man kann sagen, dass die Lebens- 
stilforschung sich dort überwiegend auf die Thematik kulturellen Kapitals konzentriert, 
während sie in Deutschland wesentlich breiter angelegt ist (Otte/Rössel 2011). Mit die- 
sem engen Fokus geht eine theoriegeleitete Erfassung spezifischer Elemente und Dimen- 
sionen des Lebensstils einher, die sich deutlich von der Ambition der typologischen For- 
schung unterscheidet, Lebensstile ganzheitlich zu erfassen. Da kulturelles Kapital meist 
über die Rezeption von Ausdrucksformen westlicher »Hochkultur« - z.B. klassischer 
Musik, bildender Kunst und anspruchsvoller Literatur - operationalisiert wird, weist 
die im angelsächsischen Raum verbreitete Lebensstilforschung aber eine erhebliche in- 
haltliche Beschränkung auf. 


3 Gegenwärtige Ausprägungen von Lebensstilen 


Die in Deutschland dominierende Forschung der vergangenen zwei Jahrzehnte, die ex- 
plorativ angelegt ist und die Identifikation von Typologien oder sozialen Räumen an- 
visiert, hat eine kleine Zahl wiederkehrender Dimensionen zum Vorschein gebracht, 
entlang derer Lebensstile variieren (vgl. Otte 2004: Kapitel 3; 2005). Die erste Dimen- 
sion lässt sich als Ausstattungsniveau bezeichnen. Sie zerfällt in zwei Subdimensionen: 
den materiellen Lebensstandard (ökonomische Subdimension) und das kulturelle An- 
spruchsniveau (kulturelle Subdimension). Nach Aspekten des materiellen Lebensstan- 
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dards unterscheiden sich Lebensstile, wenn man die Großzügigkeit der Wohnverhält- 
nisse, die Häufigkeit und Destination von Ferienreisen, den Besitz von Luxusobjekten 
(Antiquitäten, Schmuck, Kunstwerke), teurer oder ausgefallener Kleidung sowie den 
Besuch gehobener Restaurants und exklusiver Veranstaltungen betrachtet. Unterschiede 
im kulturellen Anspruchsniveau manifestieren sich in der Rezeptionshäufigkeit hoch- 
kulturell legitimierter Veranstaltungen und Werke, in einem kosmopolitischen Interes- 
senhorizont sowie im lektürebasierten Erwerb von Kennerschaft und Diskursfähigkeit 
(z.B. im Hinblick auf Kultur, Geschichte, Politik, Wissenschaft, Technik). 

Die zweite Dimension reflektiert die Zeitausrichtung des Lebensstils. Auch dazu ge- 
hören zwei Subdimensionen: die Modernität (Subdimension der historischen Zeit) und 
die biografische Perspektive (Subdimension der Lebenszeit). Entlang der Subdimension 
der Modernität variieren Personen in ihrer Bereitschaft, kulturelle Innovationen und 
neue Moden aufzugreifen oder aber das »Klassische« wertzuschätzen (z.B. im Hinblick 
auf Kultur, Kleidung, Technik) und ihren Lebensstil an neuen Werten oder aber alten 
Traditionen auszurichten (z.B. im Hinblick auf Religion, Familienformen). Entlang der 
Subdimension der biografischen Perspektive unterscheiden sich Personen in ihrer Er- 
fahrungsoffenheit, Explorationslust und Suche nach Abwechslung einerseits bzw. der 
Geschlossenheit ihres Erfahrungshorizontes und der Ordnung ihrer Alltagsroutinen an- 
dererseits. 

Wenn hier von Subdimensionen einer jeweils übergeordneten Dimension - und 
nicht von vier eigenständigen Dimensionen - gesprochen wird, ist das durch ihre enge 
Verzahnung begründet. Diese ist auf sozialstrukturelle Ressourcen und Opportunitä- 
ten zurückzuführen, die hinter den Ausprägungen des Lebensstils stehen. Der mate- 
rielle Lebensstandard ist durch monetäre Ressourcen bedingt, während das kulturelle 
Anspruchsniveau durch Bildungsressourcen (» Bildung und Bildungssystem) beein- 
flusst wird. Weil Bildungs- und Einkommensressourcen untereinander positiv korre- 
lieren - höhere Bildung ist Zugangsvoraussetzung für viele qualifizierte, gut bezahlte 
Berufspositionen -, sind Personen mit einem gehobenen Lebensstandard oft auch die- 
jenigen, die einen anspruchsvollen Kulturkonsum betreiben. Die Zeitausrichtung des 
Lebensstils ist in doppelter Weise altersabhängig: Zum einen zeichnen sich Angehö- 
rige historisch jüngerer Geburtskohorten durch eine größere Modernität des Lebens- 
stils aus als solche älterer Geburtskohorten (Lagerung in der historischen Zeit); zum 
anderen sind Personen in der Lebensphase der Postadoleszenz biografisch offener als 
solche, die bereits eine feste Berufslaufbahn eingeschlagen, eine Familie gegründet und 
Wohneigentum erworben haben, oder solche im fortgeschrittenen Alter (lebenszeitliche 
Lagerung). Diese Subdimensionen sind miteinander verzahnt, weil junge Menschen we- 
niger Lebenszeit in den Aufbau eines subjektiven Erfahrungsschatzes investiert haben 
und daher empfänglicher für das historisch »Neue« sind als ältere Menschen. Sowohl 
die Zusammenhänge zwischen den jeweiligen Subdimensionen als auch die zwischen 
den Sozialstrukturmerkmalen und dem Lebensstil sind probabilistischer, nicht determi- 
nistischer Art: So gibt es durchaus auch Menschen, die einen kulturell anspruchsvollen 
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Lebensstil pflegen, ohne Wert auf materiellen Statuskonsum zu legen - und dies bei ei- 
nem geringen Formalbildungsniveau. 

Ein Problem der explorativ arbeitenden Lebensstilforschung ist, dass zahlreiche ih- 
rer Typologien und Modelle zwar ähnliche Grunddimensionen enthalten und inhaltlich 
mehr oder weniger parallelisierbar sind, dass daraus aber kaum replizierbare Umfrage- 
instrumente entwickelt wurden. Eine Ausnahme ist die von Otte (2004; 2005) vorge- 
schlagene und validierte Lebensführungstypologie. Von »Lebensführung« ist die Rede, 
weil die Typologie konzeptuell auf einer Synopse diverser Lebensstil- und Wertestu- 
dien beruht und die beiden Komponenten der Lebensführung nicht systematisch trennt, 
sondern sie übergreifend zu erfassen beansprucht. Mit dem Messinstrument, das zehn 
verhaltensnah formulierte Items umfasst, werden zwei Indizes des Ausstattungsniveaus 
und der Modernität/biografischen Perspektive konstruiert. Die Typologie folgt also den 
Hauptdimensionen gegenwärtiger Formen der Lebensführung und ähnelt darin unter 
anderem den Milieutypologien von Schulze (1992) und des Sinus-Instituts (Flaig et al. 
1993). Anhand der Kombination ihrer Indexwerte kann jede Person einem von neun Ty- 
pen zugewiesen werden. 

Abbildung ı zeigt die Verteilung der Lebensführungstypen in West- und Ostdeutsch- 
land im Jahr 2011. Methodisch sei angemerkt, dass die Übergänge zwischen angren- 
zenden Typen fließend, die exakten Grenzen kaum stichhaltig begründbar und die 
Typenumfänge deshalb für sich genommen wenig aussagekräftig sind: Es gibt in West- 
deutschland nicht zwei Prozent Konservativ Gehobene im essentialistischen Sinne. Viel- 
mehr wird diese Kategorie relativ zu anderen Kategorien für Analysezwecke abgegrenzt. 
Aufschlussreich sind die Typengrößen somit erst in vergleichender Betrachtung, z.B. 
im West-Ost-Vergleich. Dabei wird erkennbar, dass das gehobene Ausstattungsniveau 
in den ostdeutschen Bundesländern seltener erreicht wird als in den westdeutschen; 
speziell der Typus der Liberal Gehobenen ist unterrepräsentiert. Näheren Analysen zu- 
folge impliziert dies nicht nur einen niedrigeren materiellen Lebensstandard im Osten, 
sondern auch eine geringere kulturelle Partizipation. Schwächer besetzt als im Westen 
ist ferner das traditionale, biografisch geschlossene Segment der Typologie, wobei dies 
maßgeblich den Typus der Traditionellen Arbeiter betrifft. Dahinter stehen ursächlich 
die fortgeschrittene Säkularisierung und der Bedeutungsverlust der Religion als tradi- 
tioneller Identitätsstütze in der ehemaligen DDR. Besonders hohe Anteile im Vergleich 
mit Westdeutschland erzielen die Heimzentrierten: Sie führen ein einfaches Leben, das 
sich um Haus und Heim dreht, familiäre und kinderbezogene Beschäftigungen zum 
Inhalt hat und von der Massenkultur im Fernsehen und auf Volksfesten begleitet wird. 

Zwar ist die Typologie an zentralen Lebensführungsdimensionen aufgespannt, doch 
gibt es innerhalb der Typen eine Heterogenität nach anderen Merkmalen. Beispielsweise 
identifiziert Spellerberg (1996) den Aktionsradius als eine solche Dimension. Auch die 
obigen Typen unterscheiden sich in der Reichweite ihrer Beschäftigungsfelder: Sie 
nimmt entlang der Diagonale von den Traditionellen Arbeitern (häusliche Aktivitäten, 
lokaler Interessenhorizont) zu den Reflexiven (außerhäusliche Aktivitäten, globaler In- 
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Abbildung 1 
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Verteilung von Lebensführungstypen in West- und Ostdeutschland 2011 
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Quelle: Testerhebung des Sozio-ökonomischen Panel 2011; CAPI-Befragung von 1030 zufällig ausgewählten Per- 
sonen der deutschsprachigen Wohnbevölkerung ab 16 Jahren in Deutschland (personengewichtete Daten). 


teressenhorizont) tendenziell zu. Der Aktionsradius könnte jedoch systematischer ab- 
gebildet werden, wenn eine Typologie konstruiert würde, die diese Dimension explizit 
vorsieht. Daran wird deutlich, dass ein und dieselbe Typologie nicht für alle Erkenntnis- 
interessen gleichermaßen geeignet ist. 


4 Sozialgeschichtliche Entwicklung 


Welche Wandlungsprozesse sind entlang der Dimensionen des Ausstattungsniveaus 
und der Modernität/biografischen Perspektive im Zeitverlauf zu beobachten? Hat sich 
die strukturelle Lagerung von Lebensstilen verändert? Derartige Prozesse historischen 
Wandels sind für Lebensstile noch schwieriger rekonstruierbar als für Sozialstruktur- 
merkmale. Idealerweise sollten ganze Bündel von Lebensstilelementen - nicht nur ein- 
zelne Indikatoren - untersucht werden. Selbst Messungen von Einzelindikatoren liegen 
aber für längere Zeiträume nur spärlich vor. Hinzu kommt, dass auch das Vorliegen 
einer Zeitreihe noch keine Bedeutungsäquivalenz der konkreten Indikatoren sicherstellt. 

Diese Problematik lässt sich an der ökonomischen Dimension des Ausstattungsni- 
veaus verdeutlichen. So betrachtet die Wohlfahrtsforschung die Ausstattung von Haus- 
halten mit langlebigen Konsumgütern als Indikator des Lebensstandards (Glatzer 1998). 
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Solange nur eine Minderheit der Haushalte über eine Waschmaschine, einen Fernseher 
oder ein Auto verfügte, konnten diese Objekte als Luxusgüter und Statussymbole ange- 
sehen werden. Mit zunehmender Verbreitung verlor der Besitz an sozialer Signifikanz. 
Das heißt nicht, dass es keine sozialen Ungleichheiten im Konsum mehr gäbe. Rele- 
vant sind nun zum einen differenzierte Informationen, z.B. zu Automarke und Fahr- 
zeugtyp, zum Besitz eines Zweitwagens oder zum Grund des Nichtbesitzes (finanziell 
erzwungener versus freiwilliger Autoverzicht). Zum anderen hat der technische Fort- 
schritt neue Konsumgüter hervorgebracht, denen für gewisse Zeit ein Distinktionswert 
anhaftet: CD-Player, Notebook, Mobiltelefon, Navigationssystem. Nicht allen techni- 
schen Geräten wird jedoch ein solcher Wert gesellschaftlich zugeschrieben: Gerade in 
höheren Sozialschichten, die Wert auf gesunde Ernährung und frisch zubereitete Spei- 
sen legen, stoßen etwa Mikrowellengeräte auf Vorbehalte. Ob sich die Zusammen- 
hangsstärke von Einkommen und materiellem Statuskonsum im Zeitverlauf verändert 
hat, muss unter Berücksichtigung derartiger Messprobleme noch gründlich untersucht 
werden. 

Einige Überlegungen sollen dennoch angestellt werden. Betrachtet man die vier 
größten Posten in der Struktur der Konsumausgaben in Deutschland im Jahr 2005, ent- 
fallen 33 Prozent auf Wohnen, 14 Prozent auf Transport, 13 Prozent auf Nahrungs- und 
Genussmittel sowie zwölf Prozent auf Freizeit und Kultur (Angele et al. 2008: 149). Auf- 
grund seiner steigenden finanziellen Bedeutung kann das Wohnen als ein Bereich gel- 
ten, über den heute vielleicht noch mehr als früher sozialer Status demonstrierbar ist. 
Ein gehobener Lebensstandard kann an der Qualität der Wohnlage, der Grundstücks-, 
Haus- und Wohnungsgröße, besonderen Ausstattungsmerkmalen (Garten, Swimming- 
Pool, Dachterrasse) sowie am Besitz einer Zweitwohnung oder eines Ferienhauses ab- 
gelesen werden. Hervorzuheben ist, dass Haushalte mit hohen Einkommen nur 39 Pro- 
zent ihrer Ausgaben für Wohnen und Ernährung tätigen, während es bei den ärmsten 
Haushalten 59 Prozent sind. Jenseits dieser »Grundversorgung« verausgaben Haushalte 
mit steigendem Einkommen also einen zunehmend größeren Anteil für die freie Aus- 
gestaltung des Lebensstils, etwa im Hinblick auf Reisen und Transport, Freizeit und 
Kultur, Gastronomie, Wohnungseinrichtung, Kleidung und Gesundheit. Entsprechend 
differiert der Konsum auch in absoluten Beträgen: Bei einem monatlichen Haushalts- 
nettoeinkommen unter 1300 Euro entfallen 93 Euro auf Freizeit- und Kulturausgaben, 
bei einem Einkommen ab 5 000 Euro sind es 469 Euro (Angele et al. 2008: 152). Die an- 
haltende Relevanz monetärer Ressourcen für die Stilisierbarkeit des Alltags scheint evi- 
dent und könnte sogar an Bedeutung gewinnen: Zwischen 1990 und 2003 hat sich die 
Einkommensabhängigkeit identisch gemessener außerhäuslicher Freizeitaktivitäten er- 
höht (Isengard 2005). Die zeitdiagnostisch beschworene Entkopplung des Konsumver- 
haltens von ökonomischen Ressourcen ist nach den Erkenntnissen der Lebensstilfor- 
schung also wenig plausibel. Zudem war das Konsumverhalten in der Vergangenheit 
komplexer als die Entkopplungsthese unterstellt: Eine umfangreiche Auswertung von 
Haushaltsrechnungen im deutschen Kaiserreich offenbart eine Vielzahl von Konsum- 
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mustern, die nur lose mit der »Kragenlinie« von Arbeitern und Angestellten korrespon- 
dieren (Fischer 2010). 

Für die kulturelle Dimension des Ausstattungsniveaus gilt die Teilnahme an klas- 
sischer europäischer Hochkultur als konstitutiv. Eine Auswertung zahlreicher Publi- 
kumsanalysen zeigt, dass klassische Konzerte, Opern, Theater und Kunstmuseen weit 
überdurchschnittlich von Personen mit höherer Bildung besucht werden (Rössel et al. 
2005). Vergleicht man Studien der frühen 1980er Jahre mit solchen um die Jahrtausend- 
wende, ist der Akademikeranteil deutlich angestiegen; diese Entwicklungsrichtung ver- 
läuft allerdings parallel zur allgemeinen Bildungsexpansion. Eine »Demokratisierung« 
der öffentlich subventionierten Kultur ist nach diesen Befunden nicht zu beobachten. 
Da aber nur eine kleine Bevölkerungsminderheit zum Kern des Hochkulturpublikums 
gezählt werden kann und entsprechende Veranstaltungsbesuche auch in den oberen Bil- 
dungsschichten nicht die Regel sind, wird verstärkt bezweifelt, dass Hochkulturkonsum 
heute noch eine zentrale »leitkulturelle« Aktivität darstellt. Besonders einflussreich ist 
in dieser Hinsicht die These von Richard Peterson (1992). Demnach gehören zwar hoch- 
kulturelle Formen zum Geschmacksrepertoire höherer Schichten, doch maßgeblich für 
deren Selbstverständnis ist ein breites kulturelles Interesse (»Omnivorizität«), das sich 
über zahlreiche populäre Genres erstreckt. Soziales Prestige genießen am stärksten die- 
jenigen, die Wissen über Filmklassiker haben, aber auch über Blockbuster und Fern- 
sehserien mitreden können; die sich mit bildender Kunst und Literatur auskennen, aber 
gleichzeitig Anhänger obskurer Nischenpopmusik sind; die bei besonderen Anlässen 
traditionelle Umgangsformen (Kleidung, Tanz, Manieren) beherrschen, aber ihre Ju- 
venilität sonst durch eine inszenierte Nachlässigkeit unterstreichen; die ihre Weltläu- 
figkeit durch eine globale Reisetätigkeit und Kenntnisse über fremde Kulturtraditionen 
(besonders deren Küche) demonstrieren. In der obigen Typologie sind diese Lebensstile 
für die Reflexiven und Liberal Gehobenen besonders kennzeichnend. Die wenigen für 
Deutschland vorliegenden Studien enthalten jedoch eher schwache Bildungseffekte auf 
die Omnivorizität. Zudem deuten empirische Studien der Nachkriegsjahrzehnte darauf 
hin, dass in den oberen Bildungsschichten damals schon ein vielseitiger Interessenho- 
rizont anzutreffen war und dass populäre Freizeitbeschäftigungen gleichberechtigt ne- 
ben elitär legitimierten praktiziert wurden. Die seit den »Goldenen Zwanzigern« und 
verstärkt seit den 1950er Jahren expandierende Massenkultur hat offenbar alle Schich- 
ten erfasst (Müller-Schneider 1994). Aus zeitvergleichenden Studien geht hervor, dass 
Kinofilme (Prommer 2010), populäre Tanzmusik (Otte 2010) und Fußballspiele (Fürtjes/ 
Hagenah 2011) schichtübergreifend rezipiert wurden und sich daran über die Jahrzehnte 
wenig geändert hat. Forschungsbedarf besteht zur Ergründung bildungsspezifisch diffe- 
renzierter Rezeptionsformen und -kontexte und der darin zum Ausdruck kommenden 
Distinktionsprozesse innerhalb der Populärkultur. So verweist die Überrepräsentation 
höherer Bildungsgruppen in Programmkinos auf ihre Präferenz für ausgefallene, künst- 
lerisch anspruchsvolle Filme. 
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Die Modernisierung (> Modernisierung und Individualisierung) von Lebensstilen 
wird durch Prozesse strukturellen Wandels (wie der Bildungsexpansion) und damit as- 
soziierte Prozesse des Wertewandels angetrieben. Als übergreifender Trend kann eine 
Verschiebung von Werten der Autoritätsfurcht und Konformität zu solchen der Selbst- 
entfaltung und Emanzipation identifiziert werden (Welzel 2009). Einige traditionelle 
Integrationsinstanzen wie die Kirchen (» Kirchen, Religionsgemeinschaften und Religio- 
sität) verlieren dadurch nicht nur auf der Werte-, sondern auch auf der Verhaltensebene 
an Rückhalt. Mit Blick auf den Kirchgang und andere religiöse Riten sind Lebensstile in 
Deutschland zunehmend säkularisiert (Lois 2011; Pollack/Pickel 2003). Bezogen auf die 
Lebensführungstypologie bedeutet dies ein Schrumpfen des traditionalen Segments zu- 
gunsten der anderen Segmente. Da Individuen aber nicht nur generationalen Prägungen, 
sondern auch lebenszyklischen Veränderungen unterliegen, wirken Sicherheits- und 
Bewahrorientierungen der Enttraditionalisierung entgegen. So steigt die Kirchgangs- 
häufigkeit mit zunehmendem Alter leicht an, forciert durch Lebensereignisse der Ehe- 
schließung, Einschulung der Kinder und Verwitwung (Lois 2011). Die Dynamik von 
Lebensstilen ist ferner dadurch gekennzeichnet, dass das moderne Segment fortlaufen- 
den Umwälzungen verschiedener Art unterworfen ist: Während dort in den 1980er Jah- 
ren das konsumasketische und technikskeptische »alternative Milieu« verortet werden 
konnte (Flaig et al. 1993), verbindet der Typus der »Reflexiven« heute Statuskonsum, 
Technikaffinität und ökologisches Handeln in einem ausgewogenen Verhältnis. Durch 
die gleichzeitige Lagerung in der historischen und biografischen Zeit bewegen sich viele 
Menschen im Zuge ihres Lebens vom modernen, offenen zum traditionalen, geschlos- 
senen Pol des sozialen Raumes. Die Wirksamkeit dieser ineinander verwobenen Teil- 
prozesse kann mit Paneldaten untersucht werden, wie Lois (2011) exemplarisch für die 
Religiosität vorführt. Eingehender Forschung bedarf die Frage, ob die Initiierung neuer 
Lebensstile früher vornehmlich von gehobenen sozialen Schichten ausging und sich 
durch das Aufkommen von Jugend- und Popkultur stärker auf junge Altersgruppen ver- 
lagert hat, ob also das vertikale »trickle-down«-Modell zunehmend durch eine horizon- 
tale Stildiffusion überlagert worden ist. 


5 Relevanz von Lebensstilen 


Die bisherigen Ausführungen haben die Relevanz von Lebensstilen wegen ihrer symbo- 
lischen Wirkungen deutlich werden lassen: Lebensstile können als symbolische Ebene 
der Sozialstruktur betrachtet werden. Sie bieten Orientierung im interpersonellen Um- 
gang, da sie - im Sinne der Definition - ästhetische und ethische Werthaltungen zum 
Ausdruck bringen und für andere identifizierbar machen. Anhand von Lebensstilen las- 
sen sich Zugehörigkeiten zu Eigengruppen und Abgrenzungen gegenüber Fremdgrup- 
pen markieren. So haben mehrere Studien demonstriert, dass sich die Gültigkeit des Ho- 
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mophilieprinzips (»Gleich und gleich gesellt sich gern«) auf verschiedene Dimensionen 
von Lebensstilen erstreckt. Als Freunde und Lebenspartner werden Personen bevorzugt, 
die einen ähnlichen Lebensstil haben. Dagegen liegen über konflikthafte Wirkungen von 
Lebensstilen kaum systematische Studien vor. Zwar wird in der Stadtsoziologie (> Stadt 
und Land. Siedlungsstruktur) darauf verwiesen, dass im Rahmen von Gentrification- 
Prozessen die Lebensstile der Zuzügler mit denen der alteingesessenen Quartiersbe- 
wohner konfligieren und Verdrängungsprozesse initiieren. Jedoch wurde kaum belegt, 
dass tatsächlich Lebensstile - und nicht etwa die Einkommensverhältnisse der beteilig- 
ten Gruppen - ursächlich für die Umzugsdynamiken sind. Des Weiteren zeigen empiri- 
sche Arbeiten, dass Haushalte nach den Lebensstilen ihrer Mitglieder differenziell über 
das Stadtgebiet verteilt sind. Kaum wurde aber untersucht, wie stark die Relevanz des 
Lebensstils für Wohnstandortwahlen ist. Die Forschung deutet darauf hin, dass Wohn- 
entscheidungen primär nach klassischen Determinanten getroffen werden, d.h. nach 
ökonomischen Ressourcen, der Stellung im Lebenszyklus und der ethnischen Zugehö- 
rigkeit (Otte 2004: Kapitel 10). Um diese Fragen zu klären, sind Untersuchungsdesigns 
nötig, die die Wirkungsmechanismen der einzelnen Variablen zu isolieren vermögen. 

Neben ihren Symbolwirkungen haben Lebensstile erhebliche Relevanz für indivi- 
duelle Lebenschancen. Das gilt etwa für gesundheitsrelevante Aspekte des Lebensstils 
(Abel 2004): Tabak- und Alkoholkonsum, sportliche Aktivität und Ernährung beeinflus- 
sen das Morbiditäts- und Mortalitätsrisiko nachhaltig. Auch die Reproduktionstheorie 
Bourdieus (1982) postuliert Wirkungen des Lebensstils auf Lebenschancen. Sie beziehen 
sich auf die innerfamiliäre Weitergabe kulturellen Kapitals. Bourdieus Ansicht nach sind 
Kinder privilegierter Herkunft in der Schule erfolgreicher, weil sie durch die Sozialisa- 
tion im Elternhaus über kulturelles Kapital verfügen, das die schulischen Leistungen för- 
dert und die Lehrer beeindruckt. Wie Sullivan (2011) in einem Literaturüberblick zeigt, 
findet eine intergenerationale Transmission in der Tat für viele Lebensstilelemente statt. 
Nur wenige Studien befassen sich jedoch mit der differenzierten Analyse ihrer weiteren 
Auswirkungen; diese kommen zu dem Schluss, dass es im Wesentlichen die im Eltern- 
haus vermittelten Lesekompetenzen sind, die schulischen Erfolg begünstigen, während 
etwa Kunst- und Musikkenntnisse allenfalls begrenzte Effekte (im Kunst- und Musik- 
unterricht) haben. Es sind also die schulisch generalisierbaren Fähigkeiten des Lesens 
und Schreibens, die zur Reproduktion von Bildungsungleichheiten beitragen, nicht kul- 
turelles Kapital im umfassenden Sinne. 

Darüber hinaus beansprucht die Lebensstilforschung, erklärungskräftige Modelle 
bereitzustellen, die sich auf eine große Breite von Erklärungsgegenständen anwenden 
lassen. Häufig handelt es sich bei diesen Modellen um Werte- oder Lebensführungsty- 
pologien. Postuliert wird, dass bereichsübergreifende Werte- oder Lebensführungsmus- 
ter herangezogen werden können, um konkrete Einstellungen und Verhaltensweisen in 
spezifischen Lebensbereichen zu erklären. Gerade in der angewandten Forschung ist 
damit die Hoffnung verbunden, Märkte trennschärfer zu segmentieren als mit klassi- 
schen Sozialstrukturkonzepten. Leider wird die Erklärungskraft verschiedener Ansätze 
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selten im Vergleich untersucht. Zudem verbleiben viele Studien auf einer deskriptiven 
Ebene, d.h. sie stellen Verteilungen der Merkmalsausprägungen der Zielvariablen über 
die Typen dar, ohne die Erklärungs- oder Prognoseleistung der Typologie zu evaluieren. 
Für die obige Lebensführungstypologie (Abbildung ı) findet sich eine solche Evaluation 
bei Otte (2011). Im Vergleich mit Konzepten vertikaler (Einkommen, Bildung) und ho- 
rizontaler (Alter, Geschlecht) Ungleichheit zeichnet sich die Typologie durch eine hohe 
Varianzerklärung in einer großen Breite von Anwendungsfeldern aus. Sie stellt somit 
eine relativ trennscharfe Personenklassifikation bereit. Als Hauptproblem erweist sich 
die mangelnde Zurechenbarkeit der gefundenen statistischen Zusammenhänge auf klar 
benennbare Wirkungsmechanismen der Lebensführung. Dieses Problem entsteht durch 
die ganzheitliche Konzeption solcher Typologien. Wenn man beispielsweise einen po- 
sitiven Zusammenhang zwischen dem Einkommen und der Nachfrage nach einem Gut 
feststellt, kann man ihn leicht damit erklären, dass sich nicht jeder das Gut leisten kann. 
Stellt man hingegen einen Zusammenhang zwischen der Zugehörigkeit zu einem Le- 
bensführungstypus und der Nachfrage fest, bleibt meist interpretationsoffen, wie er zu- 
stande kommt. Die Relevanz der Lebensstilforschung ließe sich also vergrößern, wenn 
Lebensstile systematischer in präzise formulierte Theorien eingebunden würden. 

Ein Forschungsfeld, das in Zukunft an Bedeutung gewinnen wird, ist der interna- 
tionale Vergleich von Lebensstilen. Aktuell lassen sich dazu kaum aussagekräftige Ergeb- 
nisse anführen, weil Lebensstilindikatoren nur selten in explizit komparativen Studien 
erhoben werden (Gronow/Southerton 2010). Die für viele Länder vergleichbar entwi- 
ckelten Typologien der Marktforschung (Ascheberg 2006) lassen ebenfalls nur wenige 
Rückschlüsse zu, da die Methodik der Typenbildung intransparent ist. Zwar ist es mög- 
lich, auf dieser Basis einzelne Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Lebensstilstruk- 
turen verschiedener Länder rudimentär zu beschreiben, doch lassen sich die Befunde 
ohne eine harmonisierte Messung, ohne eine vertiefte Auseinandersetzung mit den Län- 
derkontexten und ohne komparative Theoriebildung nicht zufriedenstellend erklären. 
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Lebensverlauf 


Martin Diewald 


1 Begriffliche Einordnung 


Die Soziologie des Lebensverlaufs ist Teil eines Untersuchungs- und Erklärungspro- 
gramms, das in mehreren verhaltenswissenschaftlichen Disziplinen beheimatet ist. Die 
Gemeinsamkeit besteht darin, theoretisch und methodisch alle beobachtbaren Phäno- 
mene menschlicher Entwicklung und menschlichen Verhaltens sowie deren unterschied- 
liche Muster in verschiedenen Gesellschaften als Prozesse zu betrachten und zu erklären. 
Solche längsschnittlichen Analysen sind querschnittlichen methodologisch überlegen, 
insofern die Beobachtung der zeitlichen Ordnung veränderlicher Zustände und Ereig- 
nisse es besser erlaubt, Ursache und Wirkung voneinander zu trennen. Langlaufende 
Forschungsprojekte zur Erhebung von Lebensläufen und individueller Entwicklung 
wurden und werden finanziert, weil sich damit die Hoffnung verknüpft, präzisere An- 
haltspunkte für eine effektivere und effizientere Gesellschaftspolitik liefern zu können. 

In diesem Kontext besteht die Spezialisierung der soziologischen Lebensverlaufs- 
forschung einerseits darin, dass sich ihr Erklärungsanspruch auf die äußere Gestalt des 
Lebenslaufs bezieht. Diese spiegelt über die Lebenszeit hinweg Stabilität und Wandel 
der Positionierung im Ungleichheitsgefüge der Gesellschaft sowie der sozialen Betei- 
ligung in verschiedenen Lebensbereichen wie Familie und Partnerschaft, Bildung und 
Arbeitsmarkt, politische und soziale Partizipation wider. In der Gesamtheit und dem in- 
neren Zusammenhang dieser verschiedenen Entwicklungsstränge ist der Lebensverlauf 
soziologisch zunächst und vor allem als eine soziale Konstruktion zu verstehen, die zwi- 
schen Gesellschaften große Unterschiede aufweisen kann. Entsprechend stehen als Er- 
klärungsfaktoren die sozialstrukturellen, kulturellen und institutionellen Merkmale von 
Gesellschaften im Vordergrund. Die grundlegende Idee des Lebensverlaufsansatzes ist 
also, dass gesellschaftliche Ordnungen und deren Stabilität und Wandel sich am besten 
dadurch erfassen lassen, dass man untersucht, wie individuelles Entscheiden und Ver- 
halten in Auseinandersetzung mit kulturellen, institutionellen und strukturellen Rah- 
menbedingungen das Leben der Gesellschaftsmitglieder prägen und eine charakteris- 
tische, mehr oder weniger homogene » Ablaufstruktur« des Lebens produzieren - im 
Vergleich zwischen verschiedenen Bevölkerungsgruppen, im historischen und im inter- 
nationalen Vergleich. 

Zeit spielt für die Beschreibung und Erklärung von Lebensverläufen eine mehrfache 
Rolle: als Lebenszeit; als Dauer des Verbleibs in bestimmten Lebensumständen wie ein 
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bestimmter Familienstand, Erwerbsdauer, Dauer der Zugehörigkeit zu einem bestimm- 
ten Betrieb oder Dauer einer Partnerschaft; und darüber hinaus als historische Zeit. Die 
historische Zeit verweist auf die Einlagerung von Lebensverläufen in bestimmte Ab- 
schnitte der Gesellschaftsgeschichte (vorindustrielle Zeit oder Wirtschaftswunder der 
Nachkriegszeit) bzw. ihre Beeinflussung durch singuläre historische Ereignisse wie die 
Weltwirtschaftskrise, den Zweiten Weltkrieg oder die deutsche Wiedervereinigung. Die 
Lebenszeit verweist auf ermöglichende oder einschränkende psychische und physische 
Einflüsse. Inwiefern sich historische Ereignisse und Phasen auf die Lebensverläufe aus- 
wirken, hängt deshalb auch davon ab, in welcher Lebensphase sich Gesellschaftsmitglie- 
der währenddessen befinden (Elder 1974). Die Perspektive des Alters fokussiert darüber 
hinaus auf altersspezifische Berechtigungen und Altersnormen als Verhaltenserwar- 
tungen für ein bestimmtes Alter. Die Verweildauern in bestimmten Lebensumständen 
schließlich beeinflussen auf verschiedene Weise die Wahrscheinlichkeit von Wechseln 
in andere Lebensumstände. Für die Beschreibung von Lebensverlaufsmustern spielt 
demnach nicht nur das »ob« des Eintretens von Lebensereignissen, wie der Besuch einer 
höheren Schule, berufliche Auf- und Abstiege, das Eingehen einer Ehe oder Elternschaf- 
ten eine Rolle, sondern jeweils auch das »wann« und »wie oft« sowie die zeitliche Ver- 
knüpfung von Lebensereignissen in verschiedenen Lebensbereichen, zum Beispiel: In- 
wiefern sind Ausbildung und Erwerbstätigkeit getrennte Phasen; inwiefern ist Ehe eine 
Voraussetzung für Elternschaft; inwiefern ist berufliche Etablierung eine Voraussetzung 
für Eheschließung? 

Der differenzierungstheoretische Beitrag der Lebensverlaufsforschung liegt darin, 
dass die Abstimmung zwischen den teilsystemisch differenzierten Lebensbereichen 
nicht allein in deren Synchronisierung im Alltag zu einem gegebenen Zeitpunkt gesehen 
wird, sondern auch in der diachronischen Perspektive biografischen Planens und Han- 
delns. Gerade die Ausdifferenzierung der Gesellschaft eröffnet potentiell Freiheitsgrade 
der Lebensgestaltung für das Individuum. Inwiefern es dabei jedoch innerhalb und zwi- 
schen einzelnen Lebensbereichen tatsächlich Gestaltungsmöglichkeiten gibt oder sich 
aus einer eher rigiden Gesellschaftsformation eine vergleichsweise uniforme Kanalisie- 
rung von Lebenswegen ergibt, ist zunächst offen. 

Der ungleichheitstheoretische Beitrag besteht zunächst darin, dass sich die Lebens- 
chancen, die einem Gesellschaftsmitglied offen stehen, aus einer Querschnittsbetrach- 
tung nur bedingt ableiten lassen. Sie können nämlich im Laufe des Lebens mehr oder 
weniger stabil sein, was eine eigene Qualität der Ungleichheitsstruktur einer Gesell- 
schaft darstellt. Darüber hinaus ist auch relevant, wie lang und stetig der Weg zum Er- 
reichen des höchsten Status ist, und welche Kosten und Verzichte auch in anderen Le- 
bensbereichen damit verbunden waren. Dies ist nicht zuletzt für Betrachtungen auf der 
Makroebene von Klassen und Schichten im sozialen Wandel von Bedeutung. So impli- 
ziert die Vorstellung sozialer Klassen oder gar einer Klassengesellschaft eine relativ hohe 
Dauerhaftigkeit einer Klassenzugehörigkeit über den Lebensverlauf hinweg. Die Fest- 
stellung, dass eine bestimmte Person zu einem bestimmten Zeitpunkt innerhalb einer 
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Klassentypologie eine bestimmte Position einnimmt, sagt uns nichts darüber, ob dies die 
Klasse ist, die für die meiste Zeit des Lebens prägend ist, und ob sie sich selbst als Mit- 
glied dieser Klasse wahrnimmt. 


2 Institutionelle Prägungen des Lebensverlaufs und Lebensverlauf 
als Institution 


Die Institutionalisierung des Lebensverlaufs ist ein Phänomen, das für alle modernisier- 
ten Gesellschaften konstitutiv ist. Für hoch regulierte Gesellschaften wie Deutschland 
wird angenommen, dass staatliche und korporative Regulierung den Lebensverlauf be- 
sonders engmaschig strukturieren, wie etwa durch die enge Verzahnung von Ausbil- 
dung und Beschäftigung sowie tarifvertragliche Abkommen (vgl. Mayer 2005; Soskice 
1991). Auf einem weiten Verständnis von Institutionen aufbauend, können unterschied- 
liche Formen und Grade einer Institutionenabhängigkeit von Lebensverläufen unter- 
schieden werden (vgl. Mayer/Diewald 2007): ı) Einzelne Altersnormen - oder ganze 
Bündel von Altersnormen, die sich zu Leitbildern für bestimmte Lebensphasen verdich- 
ten können - regeln, zu welchen Zeitpunkten im Leben bestimmte Verhaltensweisen 
erwartet werden; 2) rechtliche Regelungen können Verhaltensvorschriften mit einem 
bestimmten Lebensalter verknüpfen, so z.B. das Einschulungsalter, das Alter der Voll- 
jährigkeit oder das gesetzliche Ruhestandsalter (Mayer/Müller 1986); 3) gesellschaftliche 
Institutionen können eine lebensalterliche Lagerung und zeitliche Sequenz der Teilhabe 
vorschreiben oder nahelegen (Mayer/Müller 1986), woraus dann ein hochdifferenzierter, 
institutionalisierter und altersdifferenzierter Lebensverlauf als Durchlauf durch vorge- 
gebene Institutionen resultiert; 4) wenn es sich dabei in der Summe nicht nur um mehr 
oder weniger lockerverbundene Steuerungen innerhalb verschiedener Lebensbereiche 
oder Lebensphasen, sondern um ganzheitliche Muster als Ausprägungen übergreifender 
gesellschaftlicher Regime handelt, wird auch von einem Lebensverlaufsregime gespro- 
chen (vgl. Kohli 2003; Mayer 2005). 

Über die Betrachtung bereichsspezifischer oder auch bereichsübergreifender institu- 
tioneller Steuerungen des Lebenslaufs hinaus geht die Auffassung, den Lebenslauf selbst 
als moderne soziale Institution aufzufassen (Kohli 1985). Basis einer solchen Auffassung 
ist, dass Märkte und Wohlfahrtsstaaten den Einzelnen als Individuum und nicht als 
Gruppenmitglied ansprechen, und dass sich Individualismus als kulturelles Modell, vor 
allem im Sinne einer Verantwortlichkeit für das eigene Tun und Lassen, durchgesetzt 
hat. Erst das Spannungsverhältnis zwischen diesem Individualismus einerseits und den 
institutionellen Verhaltensanforderungen von Markt und Staat andererseits konstituiert 
den Lebenslauf als soziale Ordnung im Sinne eines Orientierungsrahmens, eines norma- 
tiven Musters und einer empirischen Regelhaftigkeit auf der Ebene von Lebensphasen 
und -ereignissen. Gestützt wird dieses Muster demnach durch einen interdependenten 
Wirkungszusammenhang: Einerseits wird für den Einzelnen durch medizinisch ermög- 
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lichte höhere Lebenserwartung sowie die institutionell erwartbaren Verhaltensanforde- 
rungen und Leistungsansprüche das Leben über die Zeit hinweg überschaubarer und 
damit planbarer. Andererseits orientieren sich die modernen Institutionen des Bildungs- 
und Beschäftigungssystems sowie des Wohlfahrtsstaats an Altersnormen und Lebens- 
phasen. Sie knüpfen ihre Ansprüche wie ihre Leistungen an eben diese Lebensphasen 
und Altersnormen, unterstellen eine verantwortliche Orientierung daran und bestrafen 
Abweichungen davon, etwa indem bestimmte Statuspassagen wie das Eingehen einer 
festen Partnerschaft in Form einer Heirat rechtlich und materiell belohnt, im anderen 
Fall relativ schlechter gestellt werden. 

Zum anderen beinhaltet die Institutionalisierung des Lebenslaufs biografische Orien- 
tierungsschemata. Sie stellen Normalitätsvorstellungen hinsichtlich dessen dar, was ein 
gelungenes Leben ausmacht (Zielbestimmung), welche Wege dafür zurückgelegt wer- 
den sollen (Erfolg im Beruf haben, heiraten, Kinder kriegen) und in welcher Reihen- 
folge und in welchem Lebensalter die verschiedenen Stationen zurückgelegt werden soll- 
ten. Solche Vorstellungen von einem »Normallebenslauf« als Erwartungsmuster sind 
nicht unbedingt identisch mit der empirischen Realität tatsächlicher Lebensverlaufs- 
muster. Zwar ist eine wechselseitige Stabilisierung von Verhaltensregelmäßigkeiten und 
normativen Orientierungen wahrscheinlich, doch die Dynamik gesellschaftlichen Wan- 
dels macht solche Gleichgewichte eher zum Ziel- als zum Ausgangspunkt. Einerseits 
können in Folge kulturellen Wandels bisherige Normalbiografien als zu überwindende 
Einschränkung angesehen und mithin verändert werden. Andererseits können Normal- 
biografien auch gegen Veränderungswünsche dominant bleiben, weil die Handlungs- 
möglichkeiten zur Veränderung trotz Unzufriedenheit nicht ausreichen. 


3 Sozialgeschichtliche Entwicklung 


Die Darstellung von Lebensverlaufsmustern kann perioden- oder kohortenspezifisch 
erfolgen. Für die Betrachtung einer Abfolge von Geburtskohorten spricht, hierüber am 
ehesten die oben angesprochenen Wirkungszusammenhänge zwischen historischer Zeit 
und Lebenszeit sowie altersspezifische Entwicklungen nachzeichnen zu können, wobei 
Lebensverläufe in der Regel mehrere historisch unterscheidbare Perioden umfassen und 
nicht nur einer davon zuordenbar sind. Hierzu stehen jedoch außer den Lebensverlaufs- 
studien des Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung, die zudem nicht bis in die neu- 
este Zeit reichen, kaum Darstellungen zur Verfügung. Für Betrachtungen bestimmter 
historischer Phasen spricht eine wesentlich breitere und aktuellere Verfügbarkeit von 
Daten, weshalb sich die folgenden Aussagen primär an historischen Phasen und weni- 
ger an der Abfolge von Alterskohorten orientieren. 

Altersnormen und Altersrollen hat es auch in vorindustriellen Zeiten gegeben. Wei- 
tergehende Formen der Institutionalisierung sind jedoch mit der Ausbildung von Ar- 
beitsorganisationen und Beschäftigungssystemen und der Entwicklung und Ausdeh- 
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nung moderner Wohlfahrtsstaaten (vor allem Mayer/Müller 1986) verbunden. Bis 
dahin lebten die Gesellschaftsmitglieder vor allem im Einflussbereich ihrer Familien 
und Haushalte, an die sie lebenslang gebunden blieben. Handwerker übten ein einmal 
erlerntes Gewerbe lebenslang aus. In diese sicher überspitzt dargestellten Verhältnisse 
brachte die Industrialisierung und die sich anschließende Bürokratisierung großer Ar- 
beitsorganisationen eine gewaltige Mobilisierung breiter Bevölkerungsschichten. Die 
Entwicklung hin zu spezialisierter, abhängiger Erwerbsarbeit beförderte die faktische 
Durchsetzung der Schulpflicht als notwendige Vorbereitung darauf gegen die familia- 
len Ansprüche, die Kinder vorrangig als Arbeitskraft in bäuerlichen Betrieben zu nut- 
zen. Für Männer schloss sich an die allgemeinbildende Schule zunehmend eine Phase 
der beruflichen Ausbildung an, die sie für eine besser bezahlte Facharbeit qualifizierte. 
Schließlich führten die steigenden qualifikatorischen Anforderungen dazu, dass Be- 
triebe für immer größere Teile ihrer Belegschaft Bindungsstrategien entwickelten, um 
sie im Betrieb zu halten, bisherige Investitionen in ihre Fort- und Weiterbildung zu si- 
chern und zu weiteren Anstrengungen anzuhalten. Die dafür entwickelten Anreizsys- 
teme schufen transparente Voraussetzungen für die Planung erfolgreicher beruflicher 
Mobilität. Damit wandelte sich die Erwerbsarbeit zunehmend von einem dauerhaften 
Lebensberuf hin zu einem Verlauf unterschiedlicher beruflicher Tätigkeiten oder Posi- 
tionssequenzen innerhalb eines beruflichen Tätigkeitsfeldes oder Betriebs. Dies betrifft 
auch das Versprechen von Aufstiegschancen über die Grenzen des eigenen Herkunfts- 
milieus hinaus (> Soziale Mobilität). 

Zusätzlich zu und teilweise mit der Regulierung von Beschäftigung verwoben, trug 
als zweite wichtige Komponente der Ausbau des Wohlfahrtsstaates zur Konstruktion 
moderner Lebensverläufe bei (> Sozialstaat und soziale Sicherheit). Entscheidend da- 
bei sind einerseits kollektive Verbesserungen, die insgesamt über den Ausbau des Bil- 
dungs- und Gesundheitswesens die allgemeine Gesundheit, Handlungsfähigkeit und Le- 
benserwartung sowie die Erwartungssicherheit von Beschäftigung über entsprechende 
Schutzregelungen steigerten. Andererseits baut der Wohlfahrtsstaat auf individuell zu- 
rechenbaren Anspruchsberechtigungen in definierten sozialen Situationen auf. Die vor- 
beugende Vermeidung von Lebensrisiken wie auch die Kompensation der Folgen bei 
ihrem Eintreten sind zu zentralen Aufgaben moderner Wohlfahrtsstaaten geworden 
(DiPrete 2002), die die Unvorhersehbarkeit der Lebensumstände im Vergleich zu frühe- 
ren Zeiten reduzieren und das Leben berechenbarer machen. 

Die Standardisierung eines in seiner Gesamtheit hochgradig institutionalisierten, 
geschlechtsspezifischen »Normallebensverlaufs« erreichte in der zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts - genauer: den 1960er und frühen 1970er Jahren - einen Höhepunkt. 
Die Verknüpfung der beiden Begriffe Standardisierung und Normallebensverlauf ist al- 
lerdings in zweierlei Hinsicht irreführend: Zum einen hat es keine lineare Entwicklung 
hin zu einer Standardisierung gegeben, sondern bei genauerer Betrachtung haben da- 
vor und auch danach historische Ereignisse und Kriege, ökonomische Auf- und Ab- 
schwünge für die Angehörigen aufeinanderfolgender Geburtsjahrgänge je spezifische 
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Auswirkungen gehabt. Zum zweiten stellt die hochgradige Standardisierung in der his- 
torischen Betrachtung keine Normalität, sondern sowohl in den Voraussetzungen als 
auch den Konsequenzen für die Lebensverlaufsmuster einen außerordentlichen Spe- 
zialfall dar (Kohli 2003). 

Dieses »fordistische« oder »arbeitsgesellschaftliche« Muster lässt sich differenzie- 
rungstheoretisch folgendermaßen beschreiben: Der Lebensverlauf war für Männer er- 
werbszentriert und wies deutlich abgegrenzt drei Phasen auf: Vor der Erwerbsarbeit 
als zweite Phase stand die Vorbereitung darauf in Form einer immer breitere Bevölke- 
rungskreise immer länger erfassenden Qualifizierung in Schule und Ausbildung. Bil- 
dungs- und Beschäftigungssystem waren stark aufeinander bezogen, sorgten für ein 
hohes Maß an Vorhersehbarkeit der Berufsverläufe und einen im internationalen Ver- 
gleich besonders glatten Übergang von der Bildungs- zur Beschäftigungsphase (> Bil- 
dung und Bildungssystem; » Berufs- und Qualifikationsstruktur). Die dritte Phase war 
der Ruhestand, dessen Beginn und Qualität sehr stark von der vorherigen beruflichen 
Tätigkeit abhängig war, jedoch durch gesetzliche Regelungen einen altersspezifisch 
vergleichsweise standardisierten Übergang und ein hohes Rentenniveau aufwies. Die 
Erwerbsarbeit war hochgradig standardisiert als Vollzeitarbeit mit hoher Beschäfti- 
gungssicherheit und -stetigkeit, sowohl hinsichtlich des ausgeübten Berufs als auch der 
Betriebszugehörigkeit. 

Für Frauen galt eine auf Teilzeit beschränkte oder nach einer Heirat ganz fehlende 
Erwerbstätigkeit. Damit korrespondierten männliche und weibliche Lebensverlaufs- 
muster in einer fast universell durchgesetzten Lebensform: einer auf Heirat und Eltern- 
schaft basierenden familialen Lebensform, die arbeitsteilig für Männer die Ernährerrolle 
und für Frauen die der Hausfrau und Mutter vorsah. Materiell und im Prestige waren 
die Frauen damit von den männlichen Alleinverdienern abhängig. Zudem hatten sie 
im Vergleich zu Männern unsicherere langfristige Erträge von Investitionen in beide 
Lebensbereiche, wie man an der Höhe der Renten (Allmendinger 1994) und den finan- 
ziellen Folgen einer Scheidung (Andreß et al. 2003) ablesen kann. Familien waren aller- 
dings vergleichsweise stabil, da Scheidungen einerseits kulturell anstößig, andererseits 
durch die Arbeitsteilung innerhalb der Ehe auch materiell schwer zu realisieren waren. 
Gestützt wurde dieses Arrangement institutionell durch soziale und Erwartungssicher- 
heit herstellende industrielle Beziehungen sowie sozialversicherungsrechtliche Regelun- 
gen, die die arbeitsteilige Ehe auch materiell begünstigten; kulturell durch die univer- 
selle, nicht hinterfragte Verbindlichkeit von Ehe und Elternschaft; strukturell durch eine 
fast ausschließlich auf die männliche Ernährerrolle zugeschnittene Arbeitsnachfrage; 
ökonomisch durch ein stetiges Wirtschaftswachstum, das die Rolle der Familienernäh- 
rer absicherte. 

In der Perspektive sozialer Ungleichheiten ist neben der Ungleichheit der Geschlech- 
ter vor allem die Erwartung und Faktizität eines ständigen Wohlstandswachstums be- 
merkenswert. Die ökonomische Prosperität sowie eine Aufwertung der Beschäftigungs- 
struktur infolge technologischen Wandels und einer Ausweitung qualifizierter und 
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hochqualifizierter Dienstleistungstätigkeiten ermöglichten es den Betrieben, ihren Be- 
schäftigten ein hohes Maß an Beschäftigungsstabilität und -sicherheit, innerbetriebliche 
Karriereleitern und Senioritätsregeln anzubieten. Darüber hinaus bildete dies die ökono- 
mische Basis für einen massiven Ausbau des Wohlfahrtsstaates, der nicht nur ein hohes 
Maß an Existenzsicherung, sondern auch an Statussicherheit garantieren konnte. Eine 
Öffnung der Chancen intergenerationaler Aufstiege fand hingegen nur begrenzt statt. 
Die Brisanz solcher Chancendisparitäten war jedoch dadurch eingehegt, dass der »Fahr- 
stuhleffekt« (Beck 1986) einer kollektiven materiellen Verbesserung die Stabilität von 
Ungleichheiten weniger spüren ließ. Insgesamt waren im internationalen Vergleich die 
erwartungs- und statusstabilisierenden Institutionalisierungen in Deutschland beson- 
ders deutlich ausgeprägt. Diese betreffen die früh im Lebenslauf stratifizierende schu- 
lische Bildung, die enge Kopplung von Ausbildung und Beruf, ein hohes Maß innerbe- 
trieblicher und beruflicher Schließung sowie korporatistische industrielle Beziehungen. 


4 Gegenwärtige und prognostizierte Ausprägung 


So wie die Koinzidenz mehrerer historischer Entwicklungen den Kulminationspunkt 
der Standardisierung bedingte, so kann der Beginn einer nachfolgenden De-Institu- 
tionalisierung ebenfalls mit mehreren gesellschaftlichen und ökonomischen Verände- 
rungen in Verbindung gebracht werden: Kulturell wurde die Hegemonie des Familien- 
modells durch die 1968er Bewegung infrage gestellt; der Ölpreisschock und sich daran 
anschließende Rezessionen beendeten den Wirtschaftsboom; die Bildungsexpansion er- 
höhte die Konkurrenz um attraktive Beschäftigung. Wie im Folgenden zu sehen sein 
wird, sind die dadurch induzierten Veränderungen in den verschiedenen Lebensberei- 
chen unterschiedlich stark ausgeprägt, und sie verlaufen weniger synchron, als es einfa- 
che Trendbeschreibungen nahelegen würden. 

Hinsichtlich der gesellschaftlichen Differenzierung sind die auffälligsten Verände- 
rungen wohl in den partnerschaftlichen und familialen Integrationsformen zu finden 
(> Familie und Lebensformen). Schon früh in den 1970er Jahren wurde innerhalb weniger 
Jahre zunächst die Geburt des ersten Kindes deutlich hinausgezögert, sank dann bereits 
zur Mitte der 1970er Jahre auf circa 1,4 Geburten pro Frau und ist seither stabil geblieben. 
Das Alter bei Elternschaften steigt dagegen weiter an, ebenso der Anteil lebenslanger 
Kinderlosigkeit, der bei jüngeren Frauen mittlerweile etwa ein Viertel erreicht hat. Die 
in Westdeutschland enge Kopplung zwischen Ehe und Elternschaft bröckelt. Obwohl die 
Singularisierung gerne als hauptsächlicher Trend ausgerufen wird, zeigen alle verfüg- 
baren Daten eine eher große Stabilität in der Häufigkeit partnerschaftlicher Lebensfor- 
men. Allerdings verschieben sich die Gewichte weg von der Ehe hin zu nichtehelichen 
Lebensgemeinschaften, vor allem im frühen Erwachsenenleben, und Partnerschaften 
mit getrennten Haushalten. Zudem ist die Häufigkeit von Trennungen und Scheidungen 
gestiegen. Die Vielfalt der Optionen hat demnach zweifellos zugenommen, auch wenn 
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die Bedeutung vieldiskutierter neuer Lebensformen wie Fortsetzungsfamilien, homo- 
sexuelle Familien oder alleinerziehende Väter trotz rasanter Wachstumsraten quantita- 
tiv immer noch wenig ins Gewicht fällt. Der steigende Anteil alleinerziehender Mütter 
stellt jedoch mit einem Anteil von mittlerweile mehr als 20 Prozent aller Familien auch 
quantitativ eine wichtige Veränderung dar. Die zweite hervorzuhebende, damit zusam- 
menhängende Veränderung ist die zunehmende Erwerbsbeteiligung der Frauen, im Be- 
sonderen der Mütter. Es gibt eine langsame aber stetige Entwicklung hin zu mehr Voll- 
zeiterwerbstätigkeit und qualitativ hochwertigerer Arbeit. Innerhalb von Familien ist 
dennoch die Teilzeitarbeit der Mütter die verbreitetste Vereinbarkeitsstrategie zwischen 
Ansprüchen in Familie und Beruf geblieben. So gibt es auch aktuell noch eine Diskre- 
panz zwischen Erwerbsbeteiligungswünschen und -chancen von Frauen, aber auch eine 
Pluralität von Lebensvorstellungen und -mustern zwischen Erwerbstätigkeit als faktisch 
allein dominanter Beteiligungsform auf der einen und nichterwerbstätigem Elternda- 
sein auf der anderen Seite (BMFSFJ 2005). 

Diese De-Institutionalisierungstendenzen sind als Ausdruck einer tiefgreifenden 
Änderung in den gesellschaftlichen Integrationsmodi zu begreifen. Die Situation eines 
einzigen favorisierten, d.h. durch institutionelle Regelungen in mehreren Teilsystemen 
gestützten Lebensmodells für beide Geschlechter, wurde abgelöst durch die Pluralität 
individuell und innerhalb von Partnerschaften zu lösender Integrationsleistungen einer 
gelingenden Abstimmung zwischen beiden Lebensbereichen - mit zum Teil unterstüt- 
zenden, zum Teil gegen die eigenen Vorstellungen gerichteten Regulierungen. Die Ar- 
beitsteilung innerhalb von Partnerschaften und die Vereinbarkeit von Berufs- und Pri- 
vatleben für beide Geschlechter wurden damit zum zentralen Thema des Lebensverlaufs 
als Ordnungsmuster, das nicht nur unter dem Lösungsdruck individueller Glücksvor- 
stellungen, sondern auch gesellschaftlicher Aufgaben der demografischen Reproduktion 
und Arbeitskräftesicherung steht. Der Rückgang von Heiratsneigung und Fertilität so- 
wie das gestiegene mittlere Alter bei der Heirat und der Familiengründung können auch 
als Indizien interpretiert werden, dass die Abstimmung zwischen Ausbildung, Erwerbs- 
arbeit und Familiengründung schwieriger geworden sein mag als unter den Bedingun- 
gen der hohen Systemintegration der alten Arbeitsgesellschaft. 

Haben dazu Destandardisierungs- und Flexibilisierungserscheinungen innerhalb 
der Sphäre der Erwerbsarbeit beigetragen, indem sie die gewohnte materielle und Er- 
wartungssicherheit von Berufseinstieg und -laufbahn deutlich reduziert sowie die All- 
tagsanforderungen erhöht haben? Obwohl auch hier seit den 1970er Jahren ein tiefgrei- 
fender Wandel postuliert wurde, sind die Veränderungen innerhalb der Erwerbsarbeit 
weniger offensichtlich und später einsetzend als vielfach behauptet. Die markanteste 
Veränderung stand bereits am Beginn der De-Institutionalisierung und betraf die ra- 
sche Etablierung einer Massenarbeitslosigkeit, die im Ausmaß zwar schwankte, aber nie 
wieder die fünf Prozent-Marke unterschritt. Vor allem hat sich der Anteil der Langzeit- 
arbeitslosen (ein Jahr oder länger) sukzessive erhöht und ist im internationalen Ver- 
gleich besonders hoch. Damit ist prekäre oder sogar dauerhaft fehlende Inklusion ins 
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Beschäftigungssystem zu einer neuen Position geworden, die insbesondere und im Zeit- 
verlauf zunehmend Menschen ohne Berufsausbildung betrifft (IAB 2011). Für diejeni- 
gen, die beschäftigt sind, haben Veränderungen in den Erwerbsformen in größerem 
Umfang erst sehr viel später, nämlich in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre, einge- 
setzt (Diewald/Sill 2004). Bis dahin beschränkte sich die vielbeschworene Destandar- 
disierung und Flexibilisierung der Erwerbsarbeit weitgehend auf eine Ausweitung der 
Teilzeitarbeit für Frauen und vor allem Mütter. Erst seitdem gewinnen neue instabilere 
Erwerbsformen wie Befristungen, Leih- und Zeitarbeit sowie Arbeitszeiten außerhalb 
der gewohnten Arbeitszeit an Bedeutung und innerbetriebliche Karriereleitern und Se- 
nioritätsregeln verlieren an Bedeutung, sodass insgesamt die langfristige Erwartungssi- 
cherheit von Beschäftigung sinkt. Gut dokumentiert ist eine sich seit den 1990er Jahren 
in Westdeutschland dennoch über alle Berufsklassen ausbreitende Sorge vor einem Ar- 
beitsplatzverlust, die in den mittleren Berufsklassen überproportional stark ansteigt. Al- 
lerdings demonstrieren diese Untersuchungen, dass die gefühlte Verunsicherung nicht 
durch die objektive Arbeitsmarktlage erklärt werden kann (Lengfeld/Hirschle 2009). 
Zu diesem Auseinanderdriften von objektiver und gefühlter Bedrohung mag auch bei- 
getragen haben, dass das im internationalen Vergleich eher niedrige Ausmaß sozialer 
Ungleichheiten seit etwa dem Ende der 1990er Jahre spürbar ansteigt (OECD 2008). 
Quantitativ bedeutsam ist dabei vor allem die zunehmende Abkoppelung der unteren 
Bildungs- und Einkommensschichten, das zunehmende Problem der »working poor« 
(Lohmann 2010) und die eingeschränkte Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarkts für äl- 
tere und gering qualifizierte Arbeitnehmer sowie Mütter. Von einem » Auslaufmodell 
Normalarbeitsverhältnis« kann dennoch nicht die Rede sein und auch die Erwartungs- 
sicherheit und Verstetigung beruflichen Erfolgs über Bildungszertifikate haben zwar in 
Form schwierigerer Einfädelungsprozesse in den Arbeitsmarkt gelitten, doch sind sie 
nicht ernsthaft erodiert. Schließlich ist anzumerken, dass von den Verunsicherungen 
im Beschäftigungssystem eher begrenzte Auswirkungen auf das Eingehen einer Partner- 
schaft oder Elternschaft ausgehen, insbesondere von Arbeitslosigkeit und kumulierten 
Negativerfahrungen (Szydlik 2008). Bedeutsamer dürfte sein, dass die quantitativ und 
qualitativ steigende Bildungs- und Erwerbsbeteiligung der Frauen auf Haushaltebene 
eine Akzentuierung sozialer Ungleichheit in Gang setzt, denn die Neigung zur Homo- 
gamie bei der Partnerschaftsfindung und Heirat konnte dadurch eher zur Geltung kom- 
men (Blossfeld 2007). 

Ob die skizzierten Veränderungen es erlauben, von einem neuen Lebenslaufregime 
zu sprechen, wird unterschiedlich gesehen. Weniger die Veränderungen im Erwerbsle- 
ben als die Veränderungen in den Lebensformen und insbesondere der grundsätzliche 
Wechsel von einem uniformen, durch ein hohes Maß an Systemintegration gestützten 
Lebensverlaufsmuster zu einer individuell bzw. in Partnerschaften auszuhandelnden 
Vielfalt von Mustern lassen diesen Schluss jedoch durchaus zu. 

Ein Überblick über Veränderungen von Lebensverläufen wäre allerdings unvollstän- 
dig, ohne die wohl wichtigste Veränderung einzubeziehen, nämlich die deutsche Wie- 
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dervereinigung. Die beschriebenen Veränderungen können im historischen Vergleich 
sinnvoll nur auf Westdeutschland bezogen werden. Allein aus Platzgründen kann hier 
keine parallele Darstellung für Ostdeutschland erfolgen (vgl. hierzu Diewald et al. 2006; 
Krause/Ostner 2010; Mayer/Solga 2010). Es muss bei einigen wenigen Aussagen dar- 
über bleiben, inwiefern die für Westdeutschland skizzierten Lebensverlaufsmuster auch 
auf Ostdeutschland zutreffen. Dieser Vergleich zeigt einerseits durchaus Angleichun- 
gen, aber zum Teil auch bemerkenswert deutliche Unterschiede. Angleichungen sind 
vor allem in den Mustern des Arbeitsmarktverhaltens und der gruppenspezifischen 
Chancen und Risiken nach der turbulenten Umbruchphase der ersten drei Transforma- 
tionsjahre zu erkennen (Mayer/Solga 2010: 53). Diese Ähnlichkeit kann allerdings nicht 
verdecken, dass insgesamt in Ostdeutschland wesentlich weniger Chancen vorhanden 
waren und sind, weshalb es deutlich weniger Aufstiege, mehr Abstiege und mehr Unsi- 
cherheit gibt (Diewald 2006). Arbeitslosigkeitserfahrungen sind doppelt so häufig wie 
in Westdeutschland, hohe Positionen seltener vorhanden, zwischenbetriebliche Arbeits- 
märkte weniger leistungsfähig. Stärkere Unterschiede sind in den familialen Verläufen 
und Verhaltensmustern zu sehen: Ehe und Elternschaft sind weit weniger als in West- 
deutschland miteinander verklammert, der Anteil der nichtehelichen Geburten liegt bei 
61 Prozent (Ost) zu 26 Prozent (West); die Frauen sind bei der Geburt des ersten Kindes 
trotz einer erheblichen Angleichung seit der Vorwendezeit immer noch jünger; und ob- 
wohl die Gesamtkinderzahl in beiden Landesteilen dicht beieinander liegt, ist Kinder- 
losigkeit in Ostdeutschland nur etwas mehr als halb so häufig, Mehrkindfamilien aller- 
dings auch, während die Einkindfamilie vergleichsweise verbreiteter ist und sich weiter 
ausbreitet (Goldstein et al. 2010). Dieser Umstand dürfte mit einer weiteren Besonder- 
heit Ostdeutschlands gegenüber Westdeutschland zusammenhängen: »Doppelverdie- 
ner«-Familien sind trotz eines deutlichen Rückgangs im Vergleich zur Vorwendezeit 
immer noch wesentlich häufiger, eine Re-Traditionalisierung als Angleichung an West- 
deutschlands »Zuverdiener«-Modell hat demnach nur teilweise stattgefunden (Klenner 
2009) und dieses wirkt - anders als im Westen - trennungsfördernd statt -vermeidend 
(Schmitt/Trappe 2010). 


5 Gesellschaftspolitische Relevanz 


So wie bereits die Institutionalisierung des Lebenslaufs ohne die umfassende Prägewir- 
kung des Wohlfahrtsstaats als » Lebenslaufpolitik« (Leisering/Leibfried 1999) undenkbar 
gewesen wäre, so werfen auch die beschriebenen Deinstitutionalisierungsprozesse auf 
der Ebene von Lebensverlaufsmustern die Frage nach möglichen Re-Institutionalisie- 
rungen auf, um dessen neue Risiken adäquat zu bearbeiten. Am nächstliegenden, unter 
Berücksichtigung tatsächlicher Entwicklungen wie auch reformpolitischer Diskussio- 
nen, scheint eine faktische Durchsetzung der schon etwas älteren Idee des lebenslangen 
Lernens zu sein, und zwar als Ausweitung in beide Altersrichtungen: als erwerbsarbeits- 
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begleitendes Lernen und als Lernen allgemeiner Kompetenzen und als Persönlichkeits- 
schulung schon vor dem Schuleintritt in Institutionen außerhalb der Herkunftsfamilie. 
Wenn die These zutrifft, dass der gestiegene globale Wettbewerb und der Wandel der Er- 
werbsarbeit mehr an Informations- und Entscheidungsnotwendigkeiten, an Kommuni- 
kations-, Flexibilitäts- und Orientierungsanforderungen mit sich bringt, dann führt an 
beiden Maßnahmen kein Weg vorbei. Dies ist nicht nur aus der Sicht funktionaler An- 
forderungen geboten, sondern auch, um eine Refeudalisierung der Ungleichheitsstruk- 
turen zu vermeiden: Die Genese der allgemein geforderten generellen Kompetenzen 
und Persönlichkeitseigenschaften hat starke Wurzeln bereits in den allerersten Jahren 
zwischen Zeugung und Schuleintritt und wäre ohne weitreichende institutionelle Refor- 
men zu sehr von der Herkunftsfamilie abhängig. 

Der zweite Aspekt betrifft die Abstimmung zwischen Beruf und Privatleben unter 
den Bedingungen gestiegener Kontingenz in beiden Lebensbereichen. Dies erfordert 
institutionalisierte Unterstützung für individuelles Kontinuitätsmanagement (Diewald 
et al. 2005). Im Berufsleben geht es darum, im Zuge lebenslangen Lernens die Kompe- 
tenzentwicklung so zu betreiben, dass deren Nutzen zwar beschäftigungsnah, doch ge- 
rade nicht auf den derzeitigen Betrieb beschränkt ist und damit zwischenbetriebliche 
Mobilitätsoptionen ebenfalls fördert. Das andere Angebot betrifft die Abstimmung 
zwischen biografischen Planungen im privaten und beruflichen Lebensbereich. Nicht 
umsonst haben work-life- oder work-family-balance-Programme derzeit Konjunktur. 
Diese fokussieren etwas kurzsichtig auf die Behebung bereits manifest gewordener Be- 
lastungssymptome. Vorausschauender wäre eine Flexicurity-Politik, die die private Le- 
benssphäre und die dort angesiedelten Wünsche, Abstimmungsprozesse und Verpflich- 
tungen von vornherein stärker berücksichtigt. Treibt man Arbeitnehmer in unlösbare 
Konflikte zwischen invariablen Arbeitsbedingungen und privaten Lebenszielen und 
Verpflichtungen, erhöht dies auch die Wahrscheinlichkeit beruflicher Friktionen, die 
letztlich wiederum die Notwendigkeit kompensatorischer staatlicher Maßnahmen er- 
höht. Wenn nicht nur vor Gefahren und Sackgassen im Erwerbsleben geschützt, son- 
dern auch darüber hinaus und generell zu krisenvermeidendem, aber gleichwohl nicht 
risikoscheuem Verhalten befähigt werden soll, müssen die Lebensziele und Handlungs- 
bedingungen beider Lebensbereiche berücksichtigt werden. 
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KHMTAMM Ha HeMeuIKOM A3bIke BKOHTaKTe, PyKoBoauTenßb UBaH BepemarnH 


Medien und Massenkommunikation 


Andreas Hepp/Marco Höhn 


1 Begriff und Entwicklung 


In der jüngeren Forschung werden westliche Demokratien häufig als »Mediengesell- 
schaften« und ihre Kulturen als »Medienkulturen« charakterisiert (Hepp 2011; Imhof 
et al. 2004; Jarren/Donges 2006). Eine solche Begrifflichkeit hebt darauf ab, dass die 
Form ihrer politischen, sozialen und kulturellen Verfasstheit technische Kommunika- 
tionsmedien voraussetzt: Erst die Existenz von Möglichkeiten einer mehr oder weni- 
ger flächendeckenden, translokalen Kommunikation ermöglicht in Territorialstaaten 
kommunikative Verständigungsprozesse, die als Grundlage sowohl der politisch-demo- 
kratischen Entscheidungsfindung und Legitimation als auch der kulturellen Identitäts- 
bildung und Vergemeinschaftung gelten können. Historische Studien zeigen, dass die 
Entstehung moderner Staaten bzw. Gesellschaften Hand in Hand geht mit der Etablie- 
rung technischer Kommunikationsmedien (Ihompson 1995: 44-80). Zuerst die Druck- 
medien (Buch, Zeitung, Zeitschrift), später Kino, Radio und Fernsehen ermöglichten 
die politisch geförderte und gewollte Schaffung nationaler Kommunikationsräume, die 
als Grundlage für demokratische Medienöffentlichkeiten gelten müssen. 

In einem solchen Zugang ist der Ausdruck des Mediums als Kommunikationsme- 
dium der allgemeinere Begriff. Gemeint sind damit nicht symbolisch generalisierte Me- 
dien wie Macht, Geld und Liebe, die in der soziologischen Systemtheorie diskutiert wer- 
den (Luhmann 1997: 316 ff.) oder die Sprache als ein »primäres Medium« (Beth/Pross 
1976: 112-119). Als Medien werden solche technischen Verbreitungsmittel gefasst, die fol- 
gende vier Dimensionen aufweisen (Beck 2010: 89): Erstens verfügen sie über ein tech- 
nisch basiertes Zeichensystem, das die Kommunikation mit ihnen auf eine bestimmte 
Art und Weise (vor-)strukturiert. Zweitens sind sie durch spezifische soziokulturelle In- 
stitutionen gekennzeichnet. Drittens haben Kommunikationsmedien charakteristische 
Organisationen. Und viertens erbringen sie für bestimmte soziale Gruppen und Gesell- 
schaften spezifische Leistungen, die es als kulturelle Konstruktionen gleichwohl kritisch 
zu hinterfragen gilt. 

Deutlich eingeschränkter sind die Begriffe Massenmedium bzw. Massenkommu- 
nikation. In einer klassischen Definition fasst Gerhard Maletzke Massenkommunika- 
tion als »Form der Kommunikation, bei der Aussagen öffentlich durch technische Ver- 
breitungsmittel indirekt und einseitig an ein disperses Publikum vermittelt werden« 
(Maletzke 1976: 4). Massenmedien sind Kommunikationsmedien wie Zeitung, Radio 
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oder Fernsehen, die der Massenkommunikation dienen. Deutlich verweist eine solche 
Definition von Massenkommunikation auf ein bestimmtes Bild ihrer Publika, die als 
»Masse« von verstreuten Einzelnen durch den »Sender« und seine » Aussage« einsei- 
tig miteinander kommunikativ verbunden sind. Auch wenn diese impliziten Annah- 
men empirischer Forschung widersprechen, die im Gegensatz zu solchen Konstruktio- 
nen von Publikumsbildern (Ang 1991) die Notwendigkeit der Berücksichtigung einer 
Einbindung von Menschen in verschiedene (Teil-)Gruppen und (Teil-)Kulturen zeigte, 
hat sich der Begriff der Massenkommunikation zur Charakterisierung der primär be- 
trachteten Form von öffentlicher Kommunikation spätestens seit den 1970er Jahren fest 
etabliert. 

Den Massenmedien wird dabei eine spezifische Funktionalität für (nationale) Ge- 
sellschaften zugesprochen (Beck 2010: 95-102; Burkart 2002: 378-412). Übergeordnet 
wird von der Informationsfunktion gesprochen. Gemeint ist damit, dass Massenmedien 
erhebliche Teile dessen, was wir über die soziale Wirklichkeit wissen, vermitteln und 
somit konstitutiver Bestandteil der heutigen kommunikativen Konstruktion von Wirk- 
lichkeit sind. Dieser allgemeinen Funktionalität untergeordnet sind die ökonomische, 
soziale und politische Funktion. Ökonomisch gesehen dienen Massenmedien nicht nur 
der Erholung und damit der Sicherung von Arbeitskraft. Sie sind selbst Wirtschaftsgü- 
ter und dienen darüber hinaus der Ökonomie, indem sie deren Verfasstheit legitimieren 
bzw. über deren Produkte informieren. Als soziale Funktion kann angesehen werden, 
dass Massenmedien in heutigen Mediengesellschaften und Medienkulturen wichtige 
Sozialisationsinstanzen darstellen, Orientierung bieten und durch die Herstellung von 
Vergemeinschaftung integrieren können. Als politische Funktion der Massenmedien ist 
anzusehen, dass diese die Herstellung translokaler Öffentlichkeiten ermöglichen, Kri- 
tik- und Kontrollinstanzen der Politik sein können, Bürgerinnen und Bürgern die Ar- 
tikulation ihrer Meinungen eröffnen und so der kollektiven Willensbildung dienen so- 
wie (aus Sicht der Regierenden, Parteien und Eliten) eine Politikvermittlung gestatten 
(» Öffentlichkeit). 

Diese Punkte unterstreichen nochmals den Stellenwert von Medien für westliche De- 
mokratien. Gleichzeitig wird aber deutlich, dass solche Funktionsbeschreibungen von 
Massenmedien bei ihrer Hochphase in den 1960er bis 1970er Jahren ansetzen. In die- 
ser waren die Massenmedien die mit Abstand dominierende Form von Kommunika- 
tionsmedien und der durch sie konstruierte, mit den Grenzen des (National-)Staats de- 
ckungsgleiche territoriale Kommunikationsraum galt als Normalfall. Die Etablierung 
von Satellitentechnologien, Internet und mobilen Kommunikationsmedien seit diesem 
Zeitraum steht für erhebliche Schübe des Medien- und Kommunikationswandels. Ge- 
fasst werden diese mit den Konzepten der Globalisierung und Mediatisierung. Globali- 
sierung der Medienkommunikation bezeichnet dabei die zunehmende weltweite kom- 
munikative Konnektivität (Hepp 2006; Tomlinson 1999). Als Mediatisierung wird die 
fortschreitende Verbreitung von technischen Kommunikationsmedien in verschiede- 
nen sozialen Bereichen bezeichnet, durch die diese auch von Medien geprägt werden 
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Tabelle 1 Grundtypen von Kommunikation 


Direkte Kommuni- Wechselseitige Me- Produzierte Me- Virtualisierte Me- 
kation dienkommunikation dienkommunikation dienkommunikation 
Raum/zZeit- Kontext der Ko- Separation von Kon- Separation von Kon- Separation von Kon- 
Konstitution präsenz; geteiltes texten; erweiterte texten; erweiterte texten; erweiterte 
räumliches/zeitli- Verfügbarkeit von Verfügbarkeit von Verfügbarkeit von 
ches Referenzsys- Raum/Zeit Raum/Zeit Raum/Zeit 
tem 
Bandbreite Vielfalt von symbo- Einengung von sym- Einengung und Relative Einengung 
symbolischer lischen Mitteln bolischen Mitteln Standardisierung und Standardisie- 
Mittel von symbolischen rung von symboli- 
Mitteln schen Mitteln 
Handlungs- Orientiert auf be- Orientiert auf be- Orientiert auf ein Orientiert auf einen 
orientierung stimmte Andere stimmte Andere unbestimmtes Po- potenziellen Hand- 
tenzial von Adres- lungsraum 
saten 
Kommunika- Dialogischer Mo- Dialogischer Modus Monologischer Mo- Interlogischer Modus 
tionsmodus dus der Kommuni- der Kommunikation dus der Kommuni- der Kommunikation 
kation kation 
Form der Lokale Konnekti- Translokal adressier- Translokal offene Translokal unbe- 
Konnektivität vität te Konnektivität Konnektivität stimmte Konnekti- 
vität 


Quelle: Eigene Systematisierung in Anlehnung an Krotz (2007: 90-92) und Thompson (1995: 85). 


(Krotz 2007; Lundby 2009). Beide Veränderungsprozesse tragen dazu bei, dass medien- 
vermittelte Kommunikationsräume wesentlich vielfältiger geworden sind und sich ge- 
rade nicht (mehr) zwangsläufig mit der Territorialität von (National-)Staaten decken. 
Beispiele hierfür sind nicht nur vielfältige, nach thematischen Interessen strukturierte, 
deterritoriale Kommunikationsräume im Internet. Man kann hier beispielsweise auch 
an die Kommunikationsräume von Migrationsgemeinschaften der Diaspora denken, die 
über verschiedene Länder und Kommunikationsmedien hinweg stabil bestehen. 

Vor einem solchen Hintergrund erscheint es nicht mehr hinreichend, Massenkom- 
munikation als Normalfall von medienvermittelter Kommunikation anzusehen und 
komplexere Begrifflichkeiten werden nötig (Krotz 2007: 90-92; Thompson 1995: 82-87). 
Hintergrund ist, dass Momente dessen, was klassischerweise als Massenkommunikation 
charakterisiert wurde, mit Online-Radios oder Online-Zeitungen auch im Internet be- 
stehen, dort gleichzeitig sich aber vielfältige andere Formen der personalen Kommuni- 
kation beispielsweise mit dem Chat etabliert haben. Deswegen kann das Internet nicht 
einfach als Massenmedium charakterisiert werden. Notwendig wird so eine grundlegen- 
dere Betrachtung von Typen der Kommunikation (Tabelle 1). 

Fine entsprechende Systematik unterscheidet vier Typen von Kommunikation: 


1) Kommunikation als direkte Kommunikation, also das Gespräch mit anderen Men- 
schen. 
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2) Kommunikation als wechselseitige Medienkommunikation, d.h. die technisch ver- 
mittelte personale Kommunikation mit anderen Menschen (beispielsweise mittels 
eines Telefons). 

3) Kommunikation als produzierte Medienkommunikation, womit der Bereich der Me- 
dienkommunikation bezeichnet wird, den klassischerweise das Konzept der Massen- 
kommunikation fasst, d.h. die Kommunikation mittels allgemein adressierter, stan- 
dardisierter Kommunikaten. 

4) Die virtualisierte Medienkommunikation, worunter die Kommunikation mittels 
»interaktiver Systemen« zu verstehen ist, die für diese Zwecke geschaffen wurden. 
Beispiele dafür sind Computerspiele oder Kommunikationsroboter. 


Insgesamt verdeutlicht diese Systematik, dass bei der wechselseitigen und produzierer- 
ten Medienkommunikation die Einengung von symbolischen Mitteln, die im Vergleich 
zur direkten Kommunikation besteht, damit einhergeht, dass die Kontexte der beteilig- 
ten Interaktanten voneinander separiert werden. Die Folge ist, dass eine erweiterte Ver- 
fügbarkeit von Kommunikation über Raum und Zeit hinweg möglich wird. Anders for- 
muliert: Technische Medien gestatten es, Kommunikation aus der Lokalität der direkten 
Beziehung zu »entbetten« (Giddens 1996: 33). Kommunikation eröffnet so translokale 
Konnektivitäten, ohne sich physisch bewegen zu müssen, d.h. im alltagssprachlichen 
Wortgebrauch » Verbindungen« jenseits des Lokalen. Am weitesten geht diese Entbet- 
tung in einem gewissen Sinne bei der virtualisierten Medienkommunikation. Bei die- 
ser werden letztlich durch Medientechnologien potenzielle Handlungsräume geschaffen, 
die dann auf sehr unbestimmte Weise über unterschiedliche Orte hinweg für verschie- 
denste Kommunikationshandlungen angeeignet werden können. 

Die Vielfalt dieser möglichen Kommunikationsbeziehungen wie auch deren Ver- 
schränkung macht greifbar, dass gerade im Hinblick auf Fragen von Politik und Demo- 
kratie ein differenzierterer Zugang zu Medienkommunikation notwendig ist, als er mit 
dem klassischen Paradigma der Massenkommunikation verbunden ist. Es gilt beispiels- 
weise auch zu berücksichtigen, welchen Stellenwert digitale Medien für das Entstehen 
transnationaler und transkultureller Kommunikationsräume haben, wie verschiedene 
Internet-Medien (gegebenenfalls global agierende) soziale Bewegungen stützen, wel- 
chen politischen Stellenwert verschiedene Formen virtualisierter Kommunikationsum- 
gebungen beispielsweise in Form von politischen »educational games« haben usw. An 
solchen Stellen bestehen erhebliche Herausforderungen für eine auf Fragen des Politi- 
schen ausgerichtete Kommunikations- und Medienforschung. 


2 Theoretische Einbettung 


Eine sozialwissenschaftliche Beschäftigung mit Medien und (Massen-)Kommunikation 
ist fest in der Kommunikations- und Medienwissenschaft verankert. Die Geschichte die- 
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ser Disziplin zeichnet dabei die bisher umrissene begriffliche Entwicklung nach. Hier 
von Kommunikations- und Medienwissenschaft zu sprechen, ist sicherlich eine spezifi- 
sche Akzentsetzung. So haben in Deutschland Kommunikationswissenschaft und Me- 
dienwissenschaft zwei unterschiedliche Fachgesellschaften. Vor dem Hintergrund des- 
sen, dass im europäischen Ausland (auch in der Schweiz) ein solcher Gegensatz nicht 
besteht, macht eine solche Bezeichnung jedoch Sinn. 

Im deutschen Sprachraum kann die Kommunikations- und Medienwissenschaft auf 
die Anfänge der Sozialwissenschaften überhaupt zurückgeführt werden, indem Max 
Weber (1911) früh auf dem ersten deutschen Soziologentag 1910 die Einrichtung einer 
»Soziologie des Zeitungswesens« einforderte. Etabliert hat sich die Kommunikations- 
und Medienwissenschaft dann zuerst als »Zeitungswissenschaft« mit der Einrichtung 
eines »Instituts für Zeitungskunde« an der Universität Leipzig 1916, dem dann bis 1935 
entsprechende Institute an zehn weiteren deutschen Universitäten folgten (zur Frühge- 
schichte der Zeitungswissenschaft siehe Groth 1948). Die Benennung des Fachs als Zei- 
tungswissenschaft machte dabei die strikte Orientierung auf das damals dominierende 
Massenmedium und damit auf Fragen der Massenkommunikation deutlich. Hierfür 
stand auch die bereits beginnende Diskussion um die Erweiterung der Fachbezeichnung 
auf Publizistik(wissenschaft). Nach der umfassenden Annäherung der Zeitungswis- 
senschaft an den Nationalsozialismus während des Dritten Reichs (siehe überblickend 
Pürer 2003: 39-42) und dem Verlust erheblicher Teile seiner sozialwissenschaftlichen 
Tradition (Averbeck-Lietz 2001) konnte sich nach 1945 trotz bestehender personeller 
Kontinuitäten ein sozialwissenschaftlicher Ansatz etablieren. Als Publizistik- und Kom- 
munikationswissenschaft weitete das Fach dann seinen Blick auch auf weitere Medien 
der öffentlichen Kommunikation aus, neben der Zeitung insbesondere das Radio und 
Fernsehen. 

Hierbei wurde zunehmend an die US-amerikanische Kommunikationsforschung 
angeschlossen. Strukturierend für das Selbstverständnis der Kommunikations- und 
Medienwissenschaft und ihrer Teilbereiche war in diesem Zeitraum die sogenannte 
»Lasswell-Formel«. Mit dieser hatte Harold D. Lasswell (1948) die im Hinblick auf Mas- 
senkommunikation aus seiner Sicht drängenden (Forschungs-)Fragen systematisiert: 
»Who says what in which channel to whom with what effect?« oder in der deutschen Va- 
riante »Wer sagt was in welchem Kanal zu wem mit welcher Wirkung?« Entlang dieser 
»Formel« wurden die Gegenstandsbereiche der Kommunikations- und Medienwissen- 
schaft unterschieden: Kommunikatorforschung, Aussagen- und Inhaltsanalyse, Medien- 
forschung, Rezeptions- und Nutzungsforschung sowie Wirkungsforschung. Hierbei do- 
minierte insbesondere die (auch auf Interesse der Politik stoßende) Wirkungsforschung. 
In diesem Bereich lag ebenfalls das erste von der Deutschen Forschungsgemeinschaft ge- 
förderte Schwerpunktprogramm der Kommunikations- und Medienwissenschaft »Pu- 
blizistische Medienwirkungen« (Schulz 1991). Dominierend waren verschiedene (beha- 
viouristische) Wirkungsmodelle und Theorien mittlerer Reichweite, die aber aufgrund 
ihrer nur bedingten Erklärungsleistung stark unter Druck gerieten (Neumann-Braun 
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2005: 58). Als deren Alternative gewannen bald verschiedene handlungstheoretische 
bzw. systemtheoretische Modelle an Stellenwert. 

Die 1990er Jahre können als eine Phase der nachhaltigen Differenzierung und theo- 
retischen Weiterentwicklung der Kommunikations- und Medienwissenschaft begrif- 
fen werden. So bestand in diesem Zeitraum an der Universität Siegen der Sonderfor- 
schungsbereich » Ästhetik, Pragmatik und Geschichte der Bildschirmmedien« (SFB 240, 
1986-2000), über den ursprünglich aus der Film- und Fernsehwissenschaft stammende 
Ansätze in die Kommunikations- und Medienwissenschaft integriert wurden. In dessen 
Kontext bzw. in dem des Funkkollegs »Medien und Kommunikation« (1990/91) etablier- 
ten sich konstruktivistische Theorien innerhalb der Kommunikations- und Medienwis- 
senschaft (Merten et al. 1994). Dies trug insofern zu einer Veränderung des Blickwinkels 
des Fachs auf Fragen der Massenkommunikation bei, als zunehmend - statt nach (beha- 
viouristisch gefassten) Wirkungen zu fragen - der Stellenwert von Medienkommunika- 
tion für Wirklichkeitskonstruktion untersucht wurde. Hinzu kam das Aufgreifen ande- 
rer internationaler Theorietraditionen wie beispielsweise die der Cultural Studies. Eine 
solche Differenzierung der Theorie- und Empirieperspektiven wurde weiter durch die 
Gründung einer beträchtlichen Zahl von kommunikations- und medienwissenschaft- 
lichen Instituten in den damals »neuen« Bundesländern (allein in Thüringen an den 
Universitäten Erfurt, Ilmenau, Jena und Weimar) gefördert. Diese Institute richteten 
sich in ihrem Lehr- und Forschungsprofil zum Teil dezidiert auf Fragen des aktuellen 
Medienwandels aus. 

Für die zunehmende Internationalisierung und theoretische wie methodische Dif- 
ferenzierung des Fachs stehen aktuell das von der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
eingerichtete Schwerpunktprogramm »Mediatisierte Welten: Kommunikation im me- 
dialen und gesellschaftlichen Wandel« (Koordination: Universität Bremen) sowie die 
Forschergruppe »Politische Kommunikation in der Online-Welt« (Koordination: Uni- 
versität Düsseldorf). Der in den 1970er und 1980er Jahren noch dominierende Blick auf 
Medienwirkungstheorien mittlerer Reichweite ist komplexeren Theorie- und Empirie- 
modellen gewichen. Unter diesen hat - gerade im Hinblick auf Fragen des Politischen - 
die der Mediatisierung einen herausgehobenen Stellenwert: In dem Moment, in dem wir 
mit einer »mediation of everything« (Livingstone 2009) konfrontiert sind, benötigt man 
Interpedenzmodelle, die nicht eindimensional nach der Wirkung von Medien auf an- 
dere gesellschaftliche Bereiche fragen, sondern sich damit befassen, wie Gesellschaft, Po- 
litik und Kultur vermittelt durch Prozesse der Medienkommunikation artikuliert wer- 
den (Imhof 2006; Krotz/Hepp 2011; Lundby 2009). 


3 Mediensystem in Deutschland 


Die bisherigen Darlegungen zeigen deutlich, dass eine Konzeptionalisierung des deut- 
schen Mediensystems als einem in sich abgeschlossenen, nationalen Mediensystem nur 
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noch schwer möglich ist. So wurde nicht nur die EU eine zunehmend relevante Regu- 
lationsinstanz. Wichtiger noch ist, dass gerade digitale Medien in erheblichem Maße 
auch von außereuropäischen Institutionen reguliert werden, wofür die Internet Cor- 
poration for Assigned Names and Numbers (ICANN) ein prominentes Beispiel ist. Vor 
diesem Hintergrund ist eine Beschreibung des Mediensystems in Deutschland - hier 
verstanden als System der politische Regulation von Medienkommunikation - in ihrem 
Aussagegehalt immer beschränkt, für einen weiteren Einstieg in die Thematik dennoch 
hilfreich. 

Das Mediensystem der Bundesrepublik Deutschland lässt sich in seiner heutigen 
Ausgestaltung nur in Gänze verstehen, wenn man den historischen Kontext beachtet, 
da grundsätzliche Strukturen und Vorgaben größtenteils auf (negative) Erfahrungen 
aus der Zeit der Weimarer Republik und des Dritten Reichs beruhen (Ausführliches 
zum historischen Kontext des deutschen Mediensystems findet sich bei Faulstich 2006a 
und 2006b sowie Wilke 2008). Darüber hinaus finden sich bis heute gültige organisa- 
torische Regeln, die aus sogar noch weiter zurück liegenden Entwicklungen resultie- 
ren. Beispielsweise lässt sich die immer noch existierende Impressumspflicht auf eine 
Entscheidung des Reichstages zu Speyer im Jahr 1529 zurückverfolgen, die zur Angabe 
des Druckernamens und des Druckortes in Presseerzeugnissen verpflichtete (vgl. Wilke 
2008: 35 ff.). Dies ist allerdings eher als Ausnahme in der Entwicklung des bundesdeut- 
schen Mediensystems zu sehen. 

Viel entscheidender sind die medienpolitischen Entwicklungen der Weimarer Zeit 
und nach der Machtergreifung der Nationalsozialisten. Während in Frankreich (1789) 
und in den USA (1791) recht frühzeitig die Meinungsfreiheit als Teil der Menschenrechte 
erklärt wurde, war echte Presse- und Meinungsfreiheit auf deutschem Boden erst in der 
Weimarer Republik beginnend ab 1918 vollständig durchgesetzt, aber zugleich auch wie- 
der neu durch Notverordnungen und allgemeine Gesetze eingeschränkt. Das Grundpro- 
blem der Weimarer Republik, die abnehmende Unterstützung weiter Teile der Gesell- 
schaft und die daraus resultierende schleichende Entdemokratisierung, zeigte sich auch 
in der Medienpolitik deutlich. Repressive Gesetzgebung wie das von Franz von Papen 
zu verantwortende Verbot pazifistischer Filme, die Verstaatlichung der Rundfunkge- 
sellschaft und die restriktive Aufsicht von Personal und Programm im Rundfunk bei 
kaum wettbewerbsrechtlicher Kontrolle privater Medienunternehmen bereiteten schon 
1932 den Boden für die Machtergreifung der Nationalsozialisten (vgl. Altendorfer 2001: 
16-20; Tonnemacher 2003: 26-32). 

Die Gleichschaltung der Medien erfolgte unmittelbar nach der Machtergreifung 
mit dem sogenannten »Ermächtigungsgesetz« des Frühjahrs 1933, infolge dessen die 
kommunistische und sozialdemokratische Presse komplett, die bürgerliche Presse spä- 
ter größtenteils enteignet oder eingestellt wurde. Auf Basis des in der Weimarer Zeit 
von staatlicher Stelle aus nahezu unkontrolliert gewachsenen Medienkonzerns Alfred 
Hugenbergs errichtete die NSDAP ein Konglomerat, dem 1944 ein Drittel aller Zeitun- 
gen mit 80 Prozent der Gesamtauflage angehörten. Die Gleichschaltung im ohnehin 
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staatlichen Rundfunk erfolgte denkbar einfacher und schneller und führte zum Umbau 
des Rundfunks in ein Propagandainstrument, wie es sich im sogenannten » Volksemp- 
fänger« manifestierte (vgl. Altendorfer 2001: 21-24; Tonnemacher 2003: 26-32). 

Die Medienpolitik der Alliierten nach 1945 legte die Grundsteine einer demokrati- 
schen Medienordnung. Im Bereich der Presse wurden bis September 1949 circa 160 Li- 
zenzen an Personen vergeben, die nicht der NSDAP angehörten oder bei (gleichgeschal- 
teten) Zeitungen gearbeitet hatten. So begannen die erfolgreichen Karrieren wichtiger 
Verlegerpersönlichkeiten wie z.B. Axel Springer oder Rudolf Augstein. Nach Aufhebung 
der Lizenzpflicht kam es zu Wiedergründungen von Altverlegern, die die Zahl der publi- 
zistischen Einheiten in der Bundesrepublik zunächst auf circa 500 hochschnellen ließen, 
infolge des daraufhin einsetzenden Zeitungssterbens bis Mitte der 1950er Jahre aber wie- 
der halbierte. Im Rundfunk verfolgten die Alliierten die Idee von nicht-kommerziellen, 
staats-, regierungs- und parteienfernen Rundfunkanstalten des öffentlichen Rechts nach 
dem Vorbild der britischen BBC. Wichtige Stationen waren hier die Gründung Radio 
Bremens 1945 als erste Rundfunkanstalt und nachfolgend des NWDR in der britischen 
Besatzungszone. 1950 schlossen sich fast alle Anstalten zur ARD zusammen (vgl. Schrag 
2007: 114-121, 170-178; Tonnemacher 2003: 33-35). 

Die Medienpolitik der Bundesrepublik Deutschland ist seitdem geprägt durch die 
Ideen der Meinungs- und Informationsfreiheit, der Vielfältigkeit und Ausgewogenheit 
in der Berichterstattung, der Unabhängigkeit von Staat und Regierungen, der Freiheit 
des Berufszugangs und der Berufsausübung für Journalisten, der Beachtung von Qua- 
litätsmaßstäben für journalistische Produkte und der internationalen Zusammenarbeit 
(» Öffentlichkeit). Im Laufe der Jahrzehnte wurden allerdings auch weitere Punkte in der 
Medienpolitik bedeutsam, so z.B. die Kontrolle der Medienkonzentration, der Jugend- 
schutz, der Schutz des geistigen Eigentums, die Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Medienunternehmen und die Sicherung der Arbeitsplätze sowie der Datenschutz (vgl. 
Tonnemacher 2003: 49 ff.). 

Als gesetzliche Grundlage ist hier vor allem der Artikel 5 GG zu nennen, der die 
sogenannten »Kommunikationsfreiheiten« schützt, d.h. vor allem die Meinungs- und 
Pressefreiheit als stärkstes Grundrecht garantiert, die Vorzensur verbietet, den Staat als 
Garant der Rundfunkfreiheit aber Kontrolleur der Rundfunkanbieter verpflichtet und 
eine freie, rein privatwirtschaftlich organisierte Presse ohne staatliche Zulassung und 
Kontrolle garantiert. 

Die Medienfreiheit wird auch in der europäischen Grundrechtecharta garantiert. Be- 
deutsamer ist die EU als Regulierungsinstanz aber im Bereich des Satellitenbetriebs und 
der audiovisuellen Medien, wo sie teilharmonisierend tätig ist, d.h. die Mitgliedstaaten 
sollen die EU-Richtlinien (z.B. was Jugendschutz, Werbung, Gegendarstellungen etc. 
angeht) angemessen (was auch strenger bedeuten kann) umsetzen. Wann jedoch die 
EU und wann die Mitgliedstaaten zuständig sind, ist bis heute weitgehend umstritten. 

Somit ergeben sich die in der nachfolgenden Tabelle 2 in Anlehnung an Altendor- 
fer (2001: 58) dargestellten Grundzüge der Regulierung des deutschen Mediensystems: 
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Tabelle2 Regulierung des deutschen Mediensystems 


Regulierungs- Regulierungskompetenz Regulierungsprinzip Regulierungsbehörde 
ebene 
Presse Bund (nur Rahmenkom- Gewerbefreiheit keine 
petenz); vor allem Länder (unbeschränkt) 
Rundfunk Länder keine Gewerbefreiheit; Gremien der öffentl.-rechtl. Rund- 
duales System funkanstalten; Landesmedienan- 
stalten und ihre Kommissionen 
Telemedien Bund und Länder Gewerbefreiheit; z.T. Landesmedienanstalten und 
z.T. mit Anzeigepflicht ihre Kommissionen; z.T. Bundes- 
netzagentur 


Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Altendorfer (2001: 58). 


4 Presse in Deutschland 


Unter dem Begriff Presse sind »alle periodisch erscheinenden und an die Öffentlich- 
keit gerichteten Druckwerke und elektronischen Informationswerke« (Frühschütz 
2000: 271) zusammengefasst, wobei hauptsächlich Zeitungen und Zeitschriften darun- 
ter verstanden werden. Sie werden in folgende Pressegattungen unterschieden: regionale 
Abonnementzeitungen, überregionale Abonnementzeitungen, Kaufzeitungen, Wochen- 
zeitungen, Sonntagszeitungen, Anzeigenblätter, Publikumszeitschriften, Fachzeitschrif- 
ten und Kundenzeitschriften. Die Presse ist in Deutschland grundsätzlich zulassungsfrei 
privatwirtschaftlich organisiert und finanziert sich somit in der Regel zu etwa gleichen 
Teilen aus Werbung/ Anzeigen und dem Verkaufserlös beim Leser (vgl. Heinrich 2001: 
188 ff, 209 ff.; Tonnemacher 2003: 117 ff.) 

Die Situation auf dem Pressemarkt! stellt sich wie folgt dar: Die Titelzahl bei Tages- 
und Sonntagszeitungen fällt seit Jahrzehnten und auch die Auflagen sinken seit einigen 
Jahren langsam, aber beständig. Gleiches gilt für die Auflagen der Publikumszeitschrif- 
ten, wobei hier aber die Titelzahl beständig ansteigt, wie in Tabelle 3 zu sehen ist: 

Die größten Verlage der Publikumszeitschriften und der Tagespresse sind in den fol- 
genden Tabellen 4 und 5 dargestellt. Bei den Publikumszeitschriften ergibt sich keine 
auffällige Marktmacht, obwohl die vier größten Verlage den Markt mit insgesamt fast 
60 Prozent Marktanteil schon dominieren: 

Bei den Abonnementzeitungen unter den Tageszeitungen ergibt sich bundesweit be- 
trachtet keinerlei Konzentrationsproblematik, wohl aber bei der Betrachtung einzel- 
ner Regionen, wo häufig sogenannte Einzeitungskreise mit durchaus übermäßiger Mei- 
nungsmacht und allen (potenziell) negativen Folgen auszumachen sind. Dennoch wird 
durch das flächendeckende Angebot überregionaler Zeitungen immer noch die Vielfalt 


1 Eine Übersicht über die großen Verlage und ihre Produkte auf dem deutschen Pressemarkt findet sich 
bei Schrag (2007). 
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Tabelle3 Titelzahl und Auflagen von Zeitungen und Zeitschriften 


1980 
Tages- und Sonntagszeitungen 
Titelzahl 407 
Verkaufte Auflage (in Mio.) 24,1 
Publikumszeitschriften 
Titelzahl 271 
Verkaufte Auflage (in Mio.) 84,6 


2000 2005 2010 
388 377 369 

24,7 28,3 25,1 22,5 
847 873 888 

109,7 124,4 123,1 112,9 


Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an ARD-Werbung Sales & Services GmbH (2010: 48). 


Tabelle 4 Konzentration auf dem Markt der 
Publikumszeitschriften 


Publikumszeitschriften der Marktanteil 
Verlage 2010 (in %) 
Bauer 19,0 
Burda 15,4 
Springer 13,4 
Gruner + Jahr 9,5 
Marktanteil der vier größten 57,3 
Verlagsgruppen 


Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an ARD- 
Werbung Sales & Services GmbH (2010: 57). 


Tabelle6 Konzentration auf dem Markt der 
Kaufzeitungen 


Kaufzeitungen der Verlage: Marktanteil 
2010 (in %) 
Axel Springer 79,8 
Verlagsgruppe DuMont 8,5 
Schauberg 
Abendzeitung (München) 3,7 
Ippen-Gruppe 3,7 
Morgenpost Sachsen 2,3 
Marktanteil der fünf größten 98,0 
Verlagsgruppen 


Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an ARD- 
Werbung Sales & Services GmbH (2010: 55). 


Tabelle 5 Konzentration auf dem Tageszei- 
tungsmarkt 


Tageszeitungen gesamt der Marktanteil 


Verlage 2010 (in %) 
Axel Springer 19,6 
Verlagsgruppe Stuttgarter 8,6 


Zeitung/Die Rheinpfalz/Süd- 
west Presse 


Verlagsgruppe WAZ 5,8 
Verlagsgruppe DuMont 55 
Schauberg 

Ippen-Gruppe 4,2 
Marktanteil der fünf größten 43,7 
Verlagsgruppen 


Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an ARD- 
Werbung Sales & Services GmbH (2010: 55). 
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gesichert. Bei den Kaufzeitungen lässt sich aber bundesweit eine erhebliche, natürlich 
gewachsene Konzentration bzw. Meinungsmacht des Axel Springer-Verlages durch die 
»Bild-Zeitung« erkennen, wie in Tabelle 6 zu sehen ist. Alle anderen Kaufzeitungen ha- 
ben hingegen nur regionale Bedeutung (vgl. Czepek/Klinger 2010: 820-830; Tonnema- 
cher 2003: 117-133). 

Bei der Abwehr von Konzentrationsproblematiken wird das Kartellamt aktiv, sobald 
eine marktbeherrschende Stellung missbraucht wird bzw. sich Verlage zusammenschlie- 
ßen möchten. Eine Marktbeherrschung liegt dann vor, wenn ein Verlag mit über 25 Mil- 
lionen Euro Jahresumsatz Marktanteile von mindestens einem Drittel auf dem Leser-, 
Anzeigen- und Vertriebsmarkt auf sich vereint (vgl. Altendorfer 2001: 119 ff.). 

Rechte und Pflichten der Presse, aber auch Rechte gegenüber der Presse (wie z.B. Ge- 
gendarstellung, Widerruf/Berichtigung oder Unterlassung) sind vor allem in den Lan- 
despressegesetzen? geregelt, die in der Regel einander sehr ähnlich sind. 


5 Rundfunk in Deutschland 


In der Bundesrepublik gilt de facto seit 1984 das duale System, d.h. eine Gleichrangigkeit 
und eine Gleichwertigkeit von öffentlich-rechtlichen und privaten Rundfunkanbietern, 
was im 4. Rundfunkurteil des Bundesverfassungsgerichts 1986 bestätigt und 1987 im 
Rundfunkstaatsvertrag endgültig geregelt wurde. Das duale System bezicht sich auf alle 
Rundfunkarten, also Voll-, Sparten- oder Special-Interest-Programme; Ballungsraum-, 
Regional- oder Lokalprogramme; Regionalfenster- oder Satellitenfensterprogramme 
(wobei letztere nur im Bereich der privaten Anbieter als Auflage an bedeutende Voll- 
programme zu finden sind) (vgl. Kops 2009; Schrag 2007: 170-191; Tonnemacher 2003: 
164-182). 

Private Anbieter sind hautsächlich werbefinanziert, weshalb an sie geringere Anfor- 
derungen hinsichtlich des Programms und seiner Ausgewogenheit gestellt wird. Den- 
noch tragen private Anbieter zur Sicherung der Vielfalt bei. Die Zulassung und Pro- 
grammaufsicht privater Rundfunkanbieter erfolgt durch die 15 Landesmedienanstalten’? 
bzw. deren gemeinsamen Gremien (vgl. Schrag 2007: 192-215; Tonnemacher 2003: 
182-189). 

Öffentlich-rechtliche Anbieter haben die Aufgabe der Grundversorgung der ge- 
samten Bevölkerung ohne Rücksicht auf Einschaltquoten, weshalb sie vor allem durch 
Rundfunkgebühren finanziert werden. Die Aufsicht über öffentlich-rechtliche Anbieter 


2 Die Landespressegesetze der einzelnen Bundesländer sind problemlos im Internet abrufbar. 

3 Jedes Bundesland verfügt über eine Landesmedienanstalt, lediglich Hamburg und Schleswig-Holstein 
teilen sich eine gemeinsame Anstalt. Die Arbeit der Landesmedienanstalten ist ausführlich in den Jahr- 
büchern der Arbeitsgemeinschaft der Landesmedienanstalten in der Bundesrepublik Deutschland 
(ALM) dargestellt. 


576 Medien und Massenkommunikation 


Tabelle7 Marktanteile in Prozent im Tagesdurchschnitt 2010 der größten Fernsehanbieter in 
Deutschland (Zuschauer ab drei Jahren) 


ARD ZDF ARD- RTL VOX RTL II Super Sat.1 Pro7 kabel 
Dritte RTL eins 
13,2 12,7 13,0 13,6 5,6 3,8 2,2 10,1 6,3 3,9 


Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Arbeitsgemeinschaft Fernsehforschung (2010). 


erfolgt durch Gremien wie z.B. den Rundfunkräten (bei den ARD-Anstalten) oder dem 
Fernsehrat des ZDF, in denen wichtige gesellschaftliche Großgruppen sowie politische 
Parteien vertreten sind (vgl. Schrag 2007: 73-113; Tonnemacher 2003: 151 ff.). 

Die aktuelle Situation auf dem deutschen Fernsehmarkt stellt sich wie folgt dar: Im 
Bereich des Pay-TV haben wir eine Art Quasi-Monopol des Anbieters »Sky« vorliegen, 
der aber im digitalen Bereich Konkurrenz von vor allem Breitbandnetzinhabern erfährt. 
Im Free-TV finden sich neben den zwei großen Anbietern »RTL-Group« (RTL, RTL 2, 
Super RTL, Vox, NTV) und »Pro7Sat.ı Media« (Sat.ı, Pro7, Kabel ı, Sixx, gLive*) nur 
kleinere private (Sparten-)Anbieter und die öffentlich-rechtlichen Anstalten - also liegt 
eine Art Oligopol vor. Die Reichweiten der jeweiligen Sender sind in der folgenden Ta- 
belle 7 dargestellt. 

Wie auch anhand der Tabelle ersichtlich ist, ergibt sich auf dem deutschen Fernseh- 
markt durch die Fokussierung auf zwei große private Anbietergruppen eine beachtliche 
Konzentrationsproblematik. Die Kontrolle der Konzentration obliegt der KEK (Kom- 
mission zur Ermittlung der Konzentration; ein Gremium der Landesmedienanstalten 
in Deutschland) und ist durch das Marktanteilsmodell zur Sicherung der Meinungs- 
vielfalt seit dem 6. Rundfunkänderungsstaatsvertrag geregelt. Demnach ergibt sich eine 
vorherrschende Meinungsmacht ab insgesamt 30 Prozent Zuschauermarktanteil der je- 
weils zurechenbaren Programme eines Anbieters oder ab 25 Prozent Zuschauermarktan- 
teil im Fernsehen bei gleichzeitiger marktbeherrschender Stellung auf weiteren relevan- 
ten Medienmärkten. Sollte also der Zuschauermarktanteil der Programme vor allem der 
»RTL-Gruppe« (zurechenbare Programme liegen bei Besitz ab jeweils 25 Prozent des 
Kapitals bzw. der Stimmrechte vor) weiterhin in dem Maße wachsen wie in den letzten 
Jahren, stellt sich absehbar die Frage der vorherrschenden Meinungsmacht (vgl. Schrag 
2007: 204-215; Tonnemacher 2003: 189-197). 

Im Bereich des öffentlich-rechtlichen Rundfunks sind die in der ARD (Arbeitsge- 
meinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik Deutsch- 
land) zusammengeschlossenen Sender NDR, RB, WDR, SWR, SR, HR, BR, MDR und 
RBB von Bedeutung. Hinzu kommt die »Deutsche Welle«, die als Auslandsrundfunk 


4 Der Sendebetrieb von »gLive« wird spätestens 2012 eingestellt. Die Pro7Sat.ı-Media AG plant für 2012, 
einen neuen Fernsehsender für eine ältere männliche Zielgruppe aufzubauen (vgl. Busse/Jakobs 2011). 
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allerdings anders als die gebühren- und werbefinanzierten Anstalten steuerfinanziert 
ist. Die ARD-Anstalten verfügen derzeit über elf Fernsehprogramme, 55 Hörfunkpro- 
gramme, 30 Auslandsstudios, aber auch 16 Orchester und acht Chöre, was aus einem ku- 
mulierten Gesamtbudget von über sechs Milliarden Euro finanziert wird. Dies macht die 
ARD als Ganzes zum weltweit größten öffentlich-rechtlichen Anbieter und zum größten 
Rundfunkanbieter außerhalb der USA. Das »Deutschlandradio« ist nicht Mitglied der 
ARD, sondern wird gemeinsam von ARD und ZDF getragen. Das ZDF ist der kleinere 
öffentlich-rechtliche Fernsehanbieter in Deutschland, verfügt aber immerhin über 17 In- 
lands- und 19 Auslandsstudios bei einem Budget von circa zwei Milliarden Euro (vgl. 
Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik 
Deutschland 2010: 307-346; Schrag 2007: 73-84; Tonnemacher 2003: 151 ff.). 

Der von allen Bundesländern ratifizierte Rundfunkstaatsvertrag bzw. die fortschrei- 
benden Rundfunkänderungsstaatsverträge und die Landesmediengesetze? regeln alle 
weiteren Belange der Rundfunkpolitik, sowohl für den öffentlich-rechtlichen als auch 
den privaten Rundfunk. Derzeit steht die Abstimmung über den 15. Rundfunkände- 
rungsstaatsvertrag durch die Länderparlamente an, der zum 1.1.2013 vor allem die Re- 
form der Rundfunkgebühren hin zur Haushaltsabgabe und somit die Abkehr von der 
geräteorientierten Gebühr mit sich bringen soll, sofern er angenommen wird.‘ 

Die Situation auf dem Hörfunkmarkt stellt sich relativ unübersichtlicher dar. Die 
Zahl der Sender wird bundesweit auf circa 200 geschätzt, davon sind 55 öffentlich- 
rechtliche Hörfunkwellen. Die überwiegende Mehrheit der Sender ist regional oder lo- 
kal, etwa 40 Sender sind landesweit ausgerichtet, wobei zwischen Voll-, Sparten- und 
nichtkommerziellen (auch bei privaten Anbietern) Programmen zu unterscheiden ist. 
Konzentrationsbewegungen sind somit auch nur auf Länder oder Regionen bezogen zu 
beschreiben, es sind aber kaum Konzentrationsproblematiken zu beobachten (Schrag 
2007: 216-220; Tonnemacher 2003: 205-214). 


6 Telemedien in Deutschland 


Telemedien ist ein anderer Begriff für elektronische Informations- und Kommunikati- 
onsdienste der digitalen Medien und umfasst somit nahezu alle Angebote im Internet, 
d.h. auch private Websites gehören zu den Telemedien. Schon allein dadurch wird er- 
sichtlich, dass dieser Teil des Mediensystems sehr unübersichtlich (geworden) ist, so- 
wohl was Anbieter und Nutzung angeht als auch was die Regulierung betrifft - so gehö- 
ren z.B. Internetradios oder andere nicht-lineare Dienste, die über Streaming-Verfahren 


5 Die jeweils aktuelle Fassung des Rundfunkstaatsvertrages und die Landesmediengesetze sind ebenfalls 
problemlos im Internet abrufbar. 

6 Derzeit ist der 15. Rundfunkänderungsstaatsvertrag nur online verfügbar unter: <http://www.rlp.de/mi- 
nisterpraesident/staatskanzlei/medien/> [Letzter Zugriff: 1.3. 2012]. 
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sich an mindestens 500 User gleichzeitig wenden, nicht zu den Telemedien, sondern 
zum Rundfunk und sind somit der zuständigen Landesmedienanstalt anzuzeigen. Gere- 
gelt werden Telemedien einerseits über das Telemediengesetz’ (ein Bundesgesetz), ande- 
rerseits, was Vorschriften zu den Inhalten von Telemedien betrifft, auch über den Rund- 
funkstaatsvertrag (der Bundesländer). Vielfach wird die Regulierung der Telemedien als 
unpassend und angesichts rasanter Entwicklungen als nicht mehr zeitgemäß angesehen: 
»Da das Internet komplexere Produktions- und Verweisstrukturen über » Audiovision« 
und »Text« hinaus ermöglicht, wird »Rundfunk« (Hörfunk und Fernsehen) zum Unter- 
fall des Internets [...]. Dagegen definiert die föderalistische Medienpolitik, vor allem aus 
Gründen der Selbsterhaltung, das Internet lediglich als Distributionsweg, den Rundfunk 
dagegen als »linearen Informations- und Kommunikationsdienst«« (Hachmeister et al. 
2009: 21). Die kommenden Jahre werden zeigen, ob die Regelung von Internetangebo- 
ten in einer integrierten allumfassenden Lösung für das Mediensystem aufgeht, oder 
ob die Trennung von Telemedien und Rundfunk (sowie Presse) in der Bundesrepublik 
Deutschland weiter Bestand hat. 
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Bücher, Hörbücher und Hörspiele auf Deutsch- cambi nyywnă na6nnk c 


KHUTAMW Ha HeMEUKOM A3bIKe BKOoHTaKTe, PyKoBoAuTenb MBaH BepemaruH 


Migranten 
Anja Weiß 


1 Definition 


Migranten sind Menschen, die sich nicht eindeutig einem einzigen Nationalstaat zuord- 
nen lassen,' weil sie ihren Lebensmittelpunkt über eine Staatsgrenze hinweg verlagert 
haben oder weil sie mehr als einem Staat verbunden sind. 2009 waren in Deutschland 
10,6 Millionen Menschen ansässig, die im Ausland geboren waren (»Migranten« im en- 
geren Sinne), also 13 Prozent der Gesamtbevölkerung. Ein zweiter wichtiger Anhalts- 
punkt für ein mehrdeutiges Verhältnis zum Nationalstaat ist der ausländerrechtliche 
Status und insbesondere die Staatsangehörigkeit. 2009 lebten in Deutschland 7,2 Millio- 
nen Menschen ohne deutsche Staatsbürgerschaft (» Ausländer«), darunter 4,7 Millionen 
Personen ohne eine EU-Staatsbürgerschaft. Die Gruppen der Migranten und der Aus- 
länder unterscheiden sich stark, unter anderem weil Spätaussiedler als deutsche Staats- 
bürger einwandern und weil viele Kinder und Enkel angeworbener Arbeitsmigranten 
Ausländer geblieben sind. Seit 2005 werden Migranten und Ausländer sowie ihre Kinder 
(» Zweite Generation«) zu »Menschen mit Migrationshintergrund« zusammengefasst: 
Dabei »handelt es sich um Personen, die nach 1949 auf das heutige Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland zugezogen sind, sowie alle in Deutschland geborenen Auslän- 
der/-innen und alle in Deutschland Geborene mit zumindest einem zugezogenen oder 
als Ausländer in Deutschland geborenen Elternteil«.” Einen Migrationshintergrund in 
diesem Sinn hatten 2009 16 Millionen Personen und damit 19,6 Prozent der Bevölke- 
rung. Diese Definition schließt Kinder aus binationalen Ehen ein. 

Ein mehrdeutiges Verhältnis zum Nationalstaat lässt sich nur bedingt mit objektiven 
Kriterien messen. Der im Englischen gängige Begriff »visible minorities« (»sichtbare 
Minderheiten«) bringt zum Ausdruck, dass Menschen unter Verweis auf ihren Namen, 
ihr Aussehen, ihre Religion oder weitere Merkmale unabhängig von ihrem Migrations- 
status zu »Anderen« gemacht werden und/oder dass sie sich selbst als nicht-zugehörig 
fühlen. Eine wachsende Literatur zu Rassismuserfahrungen (Melter et al. 2009; Nduka- 


1 Diese Definition weicht von den nachfolgend vorgetragenen Operationalisierungen ab, wird aber in- 
haltlich unter anderem von Bommes (1999; 2011: 21) und von Mecheril (2003: 26 f.) vorgeschlagen und 
entwickelt. 

2 Diese Definition und die nicht näher gekennzeichneten Zahlen in diesem Beitrag beziehen sich auf den 
Mikrozensus 2009 (Statistisches Bundesamt 2010), teils mit eigenen Berechnungen. 


S. Mau, N. M. Schöneck (Hrsg.), Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, 
DOI 10.1007/978-3-531-18929-1_39, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013 
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Agwu et al. 2010) zeigt, dass in Deutschland sichtbare Minderheiten existieren, deren 
natio-ethno-kulturelle Zugehörigkeit (Mecheril 2003) durch Bezeichnungspraktiken 
(Castro Varela et al. 2011) mehrdeutig gemacht wird, unabhängig davon, ob eine Migra- 
tionserfahrung vorliegt. 


2 Sozialgeschichtliche Entwicklung 


Die soziale Lage von Migranten ist stark durch zeitgeschichtliche Entwicklungen ge- 
prägt. Erstens neigen nicht alle Menschen gleichermaßen zur Migration und nicht alle 
werden gleich freundlich aufgenommen. Migration ist daher ein sozial hoch selekti- 
ver Prozess: Die Migranten im Deutschland der 1950er Jahre bestanden überwiegend 
aus »Vertriebenen«, in den 1960er Jahren überwiegend aus »Gastarbeitern« und in 
den 2oooer Jahren zu erheblichen Teilen aus »Spätaussiedlern«, »Flüchtlingen« und 
»Undokumentierten« mit jeweils deutlich verschiedener sozialstruktureller und ethni- 
scher Zusammensetzung (> Migration). Zweitens sind Migranten mit historisch spezi- 
fischen Gelegenheitsstrukturen konfrontiert. Während des Wirtschaftswunders lag die 
Erwerbsquote der überwiegend jungen Arbeitsmigranten deutlich über der der Einhei- 
mischen (Herbert 2001: 206f.). Hingegen haben Migranten heute, in Zeiten von Mas- 
senarbeitslosigkeit, überdurchschnittlich hohe Arbeitslosenquoten. Drittens sind so- 
wohl das Migrations- als auch das Integrationsgeschehen von politischen Programmen 
geprägt, wobei die erklärten Ziele der Migrationspolitik oft vom tatsächlichen Migra- 
tionsgeschehen abweichen (Castles 2007). Während Herrscher in der frühen Neuzeit 
Siedler gleicher Konfession anwarben, wurde die deutsche Politik gegenüber Minder- 
heiten mit dem zunehmenden Nationalismus im 19. Jahrhundert immer ablehnender 
(Bade et al. 2007: 150), ohne dass das Wanderungsgeschehen deshalb zum Erliegen ge- 
kommen wäre. Noch bis zur Jahrtausendwende fand Integrationspolitik unter der Prä- 
misse statt, Deutschland sei kein Einwanderungsland. Angesichts des demografischen 
Wandels gewinnen heute Argumente, die für eine ökonomisch erwünschte Zuwande- 
rung sprechen, an Gewicht. 

Die Selektivität der Migration und die historischen Besonderheiten der Aufnahme- 
situation stehen in engem Zusammenhang mit den Zielen und den nicht-intendierten 
Folgen der Migrations- und Integrationspolitik. Alle drei Faktoren wirken sich stark und 
langfristig auf die soziale Lage der Migranten aus. So wich der Bildungsstand der Ver- 
triebenen und Spätaussiedler wenig von dem der alteingesessenen Bevölkerung ab; sie 
verfügten teils über deutsche Sprachkenntnisse und immer über die deutsche Staatsbür- 
gerschaft. Dennoch haben z.B. akademisch gebildete Spätaussiedler überdurchschnitt- 
lich hohe Arbeitslosenquoten (Brück-Klingberg et al. 2011), unter anderem weil sie in 
Zeiten hoher Arbeitslosigkeit und oft im mittleren Lebensalter zugewandert sind, aber 
auch weil das vergleichsweise hohe Maß an staatlichen Integrationsangeboten gehobene 
Bildungs- und Berufsverläufe eher erschwerte als ermöglichte (Nohl 2010). » Gastarbei- 
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ter« wurden hingegen nur für Beschäftigungsverhältnisse angeworben, für die keine 

deutschen Arbeitnehmer gefunden werden konnten. Ihr durchschnittlicher Bildungs- 
stand war deutlich geringer; politisch wurde die Rückkehr nach einem Jahr erzwungen, 
und unter denen, die ihren Aufenthalt verstetigen konnten, sind viele bis heute » Auslän- 
der« geblieben. Rechtlich und damit auch sozial besonders problematisch erscheint die 

Lage geduldeter Asylbewerber oder undokumentierter Migranten, obwohl es Anhalts- 
punkte dafür gibt, dass diese Migranten über eine mindestens durchschnittliche Bildung 
verfügen (Söhn 2011: 205). Flüchtlinge sind schon durch die Flucht besonderen Belas- 
tungen ausgesetzt. Dass sie zu mehrjährigen Aufenthalten in Sammellagern gezwungen 

werden und einem nur durch wenige Ausnahmen durchbrochenen Arbeitsverbot un- 
terliegen, verbessert ihre Lebenschancen nicht. Dennoch gelingt es anscheinend zumin- 
dest einigen Familien, Statuskontinuität bei ihren Kindern zu erreichen (Soremski 2010). 
Hingegen sind die in Deutschland lebenden EU-Bürger zwar oft als Ausländer erkenn- 
bar und verstehen sich durchaus nicht immer als zukünftige Deutsche; ihre Ressourcen- 
ausstattung ist aber mit der der Sesshaften vergleichbar (Verwiebe 2008) und ihre recht- 
liche Situation ist gesichert. 

Mit der Reform des Staatsbürgerschaftsrechts im Jahre 2000 und der Verabschie- 
dung einer neuen Zuwanderungsgesetzgebung in 2004 hat sich das Selbstverständnis 
der deutschen Migrationspolitik insofern geändert, als nicht nur die politisch jeweils er- 
wünschten Migranten, sondern alle legal in Deutschland ansässigen Ausländer eine for- 
malrechtliche Integrationsperspektive zumindest in der Zweiten Generation gewinnen. 
Eine Affirmation kultureller Heterogenität wie in einigen klassischen Einwanderungs- 
ländern ist aber nicht vorgesehen, sodass man Deutschland derzeit als sich allmählich 
auch im Selbstverständnis öffnendes Land mit einem de facto recht hohen Migranten- 
anteil charakterisieren kann. 


3 Der Blick (der Wissenschaft) auf Migranten 


Eine soziologische Analyse von Migranten steht vor einer Reihe von Problemen: Da- 
durch dass sich Migranten nicht grundsätzlich von der sesshaften Bevölkerung unter- 
scheiden, sondern nur durch ihr mehrdeutiges Verhältnis zum Nationalstaat, ist die De- 
finition der interessierenden Gruppe erstens von politischen Entwicklungen abhängig. 
Zum Beispiel wurden lange vor allem » Ausländer« als Migranten untersucht, sodass die 
in den 1990er Jahren in großer Zahl zugewanderte Gruppe der Spätaussiedler erst seit 
2005 durchgängig in die deutsche Migrationsforschung einbezogen wird. Die mehrdeu- 
tigen Bezüge von Migranten zu verschiedenen Nationalstaaten haben zur Folge, dass 
Migration aus der Sicht des politischen Systems fast immer als regelungsbedürftig, wenn 
nicht gar als Problem angesehen wird. 

Wenn Migrationsforschung im Rahmen von Auftrags- oder Drittmittelforschung 
erfolgt, neigt sie zweitens dazu, politische Problemkonstruktionen zu übernehmen 
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(Bommes 2011). Zum Beispiel geht die Bundesagentur für Arbeit davon aus, dass aus- 
ländische Berufsabschlüsse am deutschen Arbeitsmarkt irrelevant sind, solange sie nicht 
als deutsche Abschlüsse anerkannt wurden. Dadurch führen die Datensätze des Insti- 
tuts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) z.B. ausländische Lehrerinnen und 
Automechaniker als beruflich nicht qualifiziert (Englmann et al. 2007: 204). Ein großer 
Teil der arbeitssoziologischen Migrationsforschung bezieht sich auf diese Daten und da- 
mit auf eine soziologisch schwer zu rechtfertigende Definition beruflicher Qualifikation. 

Drittens sind Migranten in Deutschland zwar derzeit hinsichtlich der durchschnitt- 
lichen Bildungsabschlüsse und der Arbeitsmarktintegration schlechter gestellt als der 
Durchschnitt der Alteingesessenen. Jedoch lassen sich die Ursachen für diese Schlech- 
terstellung nicht eindeutig auf die Migrationserfahrung und ihre Folgen zurückführen. 
Wenn die Migrationsforschung nicht soziale Probleme erklärt, sondern »Migranten« 
beschreibt, trägt sie selbst dazu bei, dass das Verhältnis von Migranten zum National- 
staat prekär wird. 

Die Forschung über Migranten unterscheidet sich unter anderem danach, wie und 
auf welche Weise sie mit der Problematik umgeht, dass ihr Gegenstand politisch geprägt 
ist. Die Auftragsforschung übernimmt die Kategorien politischer Intervention und neigt 
dazu, Problemdefinitionen durch deskriptive Maßzahlen zu verfestigen. Ökonomische 
Analysen streben danach, kausale Zusammenhänge zwischen migrationsspezifischen 
und ungleichheitsrelevanten Merkmalen von Individuen abzuschätzen. Sie werden von 
institutionenanalytischen Ansätzen dafür kritisiert, dass sie die diskriminierenden Rah- 
menbedingungen individuellen Handelns nur sehr eingeschränkt in den Blick bekom- 
men. Die kritische Migrationsforschung untersucht Diskurse über Migranten. Sie inter- 
essiert sich dafür, wie Bezeichnungspraktiken Menschen zu »Migranten« werden lassen. 


4 Bildung 


Die formale Bildung aller Menschen mit Migrationshintergrund liegt im Durchschnitt 
unter der der Gesamtbevölkerung. Allerdings sind sowohl der Hauptschulabschluss 
(35,8 Prozent mit zu 31,9 Prozent ohne Migrationshintergrund) als auch die Hochschul- 
reife (28,7 Prozent mit zu 29,3 Prozent ohne Migrationshintergrund) unter der Bevölke- 
rung im Erwerbsalter sehr ähnlich verteilt.” Dass im Durchschnitt dennoch eine gerin- 
gere Bildungsausstattung der Menschen mit Migrationshintergrund zu beobachten ist, 
erklärt sich dadurch, dass Menschen mit Migrationshintergrund zu gut 13 Prozent gar 
keinen Abschluss aufweisen können, während in der Bevölkerung ohne Migrationshin- 
tergrund lediglich eineinhalb Prozent ohne Schulabschluss blieben. Auch ist die öffent- 


3 Die nicht näher gekennzeichneten Zahlen in diesem Abschnitt beziehen sich auf den Bericht der Auto- 
rengruppe Bildungsberichterstattung (2010). 
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liche Wahrnehmung durch die deutlich ungünstigere Bildungsausstattung einiger Her- 
kunftsgruppen geprägt, die dann vorschnell mit »allen Migranten« gleichgesetzt werden. 

Von besonderem Interesse ist eine differenzierte Auseinandersetzung mit den Bil- 
dungschancen der Zweiten Generation. In zahlreichen deutschen Großstädten hat jedes 
zweite Neugeborene einen Migrationshintergrund, und in der Bevölkerung insgesamt 
gilt das für immerhin gut ein Drittel der unter Fünfjährigen (Statistisches Bundesamt 
2010: 8). Die Bandbreite aller bildungsbezogenen Indikatoren ist in der Zweiten Ge- 
neration deutlich höher als unter der Gesamtbevölkerung, sodass die leistungsstärkste 
Gruppe durchaus mit den leistungsstärksten Nicht-Migranten konkurrieren kann 
(Fincke 2009: 128). Der Migrationshintergrund wirkt sich also nicht bei allen Kindern 
negativ auf den Bildungserfolg aus. 

Im Durchschnitt sind Migrantenkinder aber gemäß der üblichen Erfolgskriterien im 
Bildungswesen schlechter gestellt. Dieser Nachteil geht einerseits auf das gehäufte Auf- 
treten sozioökonomischer Risiken zurück, die nur sehr mittelbar mit Migration zusam- 
menhängen. 2008 waren gut 42 Prozent der Kinder in Familien mit Migrationshinter- 
grund von mindestens einer für Bildung relevanten Risikolage betroffen, d.h. entweder 
waren beide Eltern arbeitslos oder kein Elternteil hatte mindestens einen Sekundar- 
schulabschluss oder das Familieneinkommen lag unter der Armutsgefährdungsgrenze 
(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 27). Andererseits ist Bildungsarmut 
zumindest zum Teil direkt auf migrationsspezifische Nachteile zurückzuführen: Ers- 
tens erreichen Schüler, die während ihrer Schullaufbahn in das deutsche Bildungssys- 
tem wechseln, nur in Ausnahmefällen mehr als einen Hauptschulabschluss (Söhn 2011), 
denn sie werden unabhängig von ihren Leistungen regelmäßig an Hauptschulen verwie- 
sen. Zweitens kommt bei den Kindern, die z. B. als Flüchtlinge nach Deutschland einge- 
wandert sind, ein nachweisbar negativer Effekt rechtlicher Benachteiligung auf die Bil- 
dungschancen hinzu (Söhn 2011). 

Auch unter den in Deutschland geborenen Kindern sind drittens diejenigen im Nach- 
teil, in deren Familie selten Deutsch gesprochen wird und die aus verschiedenen Grün- 
den geringe Chancen haben, Deutsch außerhalb der Familie zu erlernen. Am Beispiel der 
Sprachkenntnisse lässt sich gut nachvollziehen, wie im Verlauf von Bildungskarrieren 
migrationsbedingte Besonderheiten und institutionelle Diskriminierung ineinander- 
greifen und sich kumulativ verfestigen. So zeigen z.B. Gomolla und Radtke (2002: 161) 
in einer Studie über Bielefelder Schulen in den 1980er Jahren, dass sich die organisa- 
tionale Anforderung leistungshomogener Unterrichtsgruppen schlecht umsetzen ließ, 
wenn Schulanfänger wenig Deutsch sprachen. Daher wurden Sechsjährige auf Schul- 
kindergärten verwiesen, obwohl diese nicht primär darauf ausgerichtet waren, ihnen 
Deutsch beizubringen. Solche Rückstellungen wurden bei späteren Bildungsentschei- 
dungen als »Überalterung« und damit als Hinweis auf mangelnde Leistungsfähigkeit 
interpretiert und gingen dann wieder in Begründungen für Sonderschulüberweisungen 
ein (Gomolla/Radtke 2002: 213 ff.). Auch Förderschulen mit dem Schwerpunkt Lernen 
sollen aber nicht mangelnde Sprachkenntnisse, sondern Lernbehinderungen kompen- 
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sieren. Im Jahr 2006 war die Quote der Schüler mit ausländischer Staatsangehörigkeit 
an deutschen Förderschulen mit 19,4 Prozent gegenüber allen Schülern (9,6 Prozent) 
auf das Doppelte erhöht (Diefenbach 2010: 67). Offensichtlich übersetzen sich ge- 
ringe Deutschkenntnisse und soziale Risiken schon zu Beginn der Schulkarriere in be- 
trächtliche Nachteile, die - wie die starke Streuung zwischen den Bundesländern zeigt 
(Diefenbach 2010: 69) - nicht unvermeidbar, sondern stark institutionell überformt sind. 

Je nach methodischem Zugriff wird die Verwobenheit von migrationsspezifischen 
und anderen Nachteilen kontrovers diskutiert. Wenn man z.B. untersucht, wem der 
Übergang auf Realschule und Gymnasium gelingt, kommen hypothesenprüfende Ver- 
fahren auf der Grundlage von Querschnitts- und Individualdaten überwiegend zu dem 
Befund, dass die individuelle Leistungsfähigkeit des Schülers den größten Teil der Un- 
gleichheit erklärt und dass der sozioökonomische Hintergrund der Herkunftsfamilie 
und Kontexteffekte wie die Klassenzusammensetzung zusätzliche Erklärungskraft ha- 
ben (Wagner et al. 2009). Es bleibt aber ungeklärt, wieso Kinder schon in jungem Alter 
so deutlich unterschiedliche Leistungen erzielen und warum Bildungserfolge so stark 
zwischen den Bundesländern schwanken. Die mittlerweile große Zahl qualitativer Stu- 
dien über Kinder, die als »statistische Ausreißer« aufgestiegen sind, lässt die Komplexi- 
tät von Wirkungszusammenhängen erahnen. Zum Beispiel scheinen Nachbarn (Humm- 
rich 2009) oder einzelne Lehrer, die an das Kind glauben und es gezielt fördern, eine 
wichtige Rolle für den Bildungsaufstieg zu spielen, wobei Beschwerden von Bildungsauf- 
steigern darüber, dass Lehrer ihnen trotz sehr guter Leistungen eine Gymnasialempfeh- 
lung verweigerten, regelmäßig in der Fachliteratur angesprochen werden (Schittenhelm 
2010). Bei Mädchen kann ein konservatives Geschlechterverhältnis in der Familie einen 
Bildungsaufstieg fördern, weil sie durch Bildungserfolge in einer für ihre Eltern akzep- 
tablen Weise selbstständig werden können (Ofner 2003). Auch wenn Migranten ihre Zu- 
gehörigkeit zu einer ethnischen Minderheit betonen, kann das einen Aufstieg nicht nur 
in der ethnischen Nische ermöglichen (Pott 2002). 

Die Bildungssituation der Menschen mit Migrationshintergrund stellt sich damit als 
ausgesprochen heterogen dar. Einerseits sind Gruppen, in denen sozioökonomische und 
migrationsspezifische Risiken kumulieren, einem stark erhöhten Risiko der Bildungsar- 
mut ausgesetzt, das im öffentlichen Diskurs und deskriptiven Darstellungen mit über- 
wiegend politischem Auftrag skandalisiert wird, ohne dass immer klar ist, worauf dieses 
Risiko ursächlich zurückzuführen ist. Hierzu zählen insbesondere die in Deutschland 
geborenen Kinder der Gastarbeiteranwerbung. Unter den Kindern türkischer Herkunft 
erreicht z.B. mehr als die Hälfte nicht die Kompetenzstufe, die laut der von der OECD 
in Auftrag gegebenen PISA-Studie für eine nachhaltige Partizipation am Arbeitsmarkt 
ausreichend wäre (vgl. PISA-Konsortium 2004: 264). Außerdem sind Kinder, die als 
Quereinsteiger ins deutsche Schulsystem zuwandern, benachteiligt. Zum Beispiel er- 


4 Die Vor- und Nachteile der (Selbst-)Ethnisierung werden allerdings in der Migrationsforschung kon- 
trovers beurteilt (Esser 2004). 
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reichen auch unter den jugendlichen Spätaussiedlern der ersten Migrationsgeneration 
mehr als 30 Prozent die genannte PISA-Kompetenzstufe nicht. Andererseits verfügt un- 
ter allen Menschen mit Migrationshintergrund jeder Zehnte über einen Hochschulab- 
schluss und im Erwerbsalter hat fast ein Drittel eine Hochschulzugangsberechtigung. 
Auch die ethnische Gruppe mit den in der Zweiten Generation deskriptiv ungünstigs- 
ten Bildungsergebnissen, die Kinder türkischer Migranten, erreicht zu 14 Prozent ter- 
tiäre Bildung, also einen Meister-, oder (Fach-)Hochschulabschluss oder die Promotion 
(Fincke 2009: 121). Migrationshintergrund übersetzt sich also nicht durchgängig und 
eindeutig in geringe Bildung. 


5 Arbeit 


Der Durchschnitt der Menschen mit Migrationshintergrund ist in erhöhtem Maß von 
Erwerbslosigkeit, niedrig qualifizierter, schlecht bezahlter und prekärer Beschäftigung 
betroffen. Insbesondere Ausländer sind ungleich über die Branchen und die beruflichen 
Statusgruppen verteilt und sie verlieren in Krisenzeiten überdurchschnittlich häufig ih- 
ren Arbeitsplatz (Sauer 2010: 67 ff.). Die Zweite Generation gleicht sich in der Beschäf- 
tigungsstruktur langsam an die der sesshaften Bevölkerung an, wobei Nachteile weiter- 
hin zu beobachten sind. 

Zur Erklärung der Nachteile am Arbeitsmarkt sind mehrere Faktoren wichtig. Zum 
einen wurde schon dargestellt, dass ein Teil der Menschen mit Migrationshintergrund 
über eine geringere schulische Bildung verfügt als Menschen ohne Migrationshinter- 
grund. Dieser Nachteil übersetzt sich direkt in eine geringere berufliche Bildung mit 
entsprechend schlechteren Arbeitsmarktchancen (Brück-Klingberg et al. 2009). Aller- 
dings zeigt die Forschung über den Zugang der Zweiten Generation zu beruflicher Bil- 
dung Nachteile unter anderem für türkische Jugendliche, die sich nicht allein durch 
deren geringere Schulbildung erklären lassen (Seibert et al. 2005). Als ergänzende Erklä- 
rung wurden der sprachliche und soziale Integrationsgrad vorgeschlagen (Kalter 2006). 
Studien, die speziell Schulabgänger befragen, kommen aber übereinstimmend zu dem 
Befund, dass vor allem junge Männer unabhängig von ihrer sprachlichen und sozialen 
Integration und auch bei guten Noten und hoher Schulbildung im Vergleich zu jungen 
Menschen ohne Migrationshintergrund deutliche Nachteile im Zugang zu einer Lehr- 
stelle erleiden (Diehl et al. 2009; Ulrich et al. 2006). Diese Befunde deuten darauf hin, 
dass einige ethnische Gruppen einem erheblichen Maß von direkter und indirekter Dis- 
kriminierung bei der Lehrstellensuche ausgesetzt sind (Seibert et al. 2009). 

Für die etwa fünf Millionen Menschen, die im Erwerbsalter selbst nach Deutschland 
eingewandert sind, verschlechtert sich die Arbeitsmarktsituation durch weitere Fakto- 
ren. Auch unter günstigen Bedingungen, z. B. bei einer Wanderung innerhalb der EU, 
geht die Migration nach Deutschland in der Regel mit einer Neuorientierungsphase auf 
dem Arbeitsmarkt einher (Nohl 2010; Verwiebe 2008), die unter anderem dem Sprach- 
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erwerb dient. Außerdem ist der deutsche Arbeitsmarkt ethnisch segmentiert, d.h. Neu- 
zuwanderer finden sich überdurchschnittlich häufig in statusniedrigen Positionen bzw. 
nachteiligen Branchen wieder. Für die Erwerbsverläufe vor allem von Gastarbeitern lässt 
sich z.B. zeigen (Constant et al. 2005), dass eine höhere Schulbildung völlig unbedeu- 
tend dafür war, welche Positionen ihnen angeboten wurden. Trotz einer relativ groß- 
zügigen formalen Anerkennung ausländischer Bildungstitel arbeiten auch Spätaussied- 
ler seltener im erlernten Beruf als Deutsche ohne Migrationshintergrund (Konietzka 
et al. 2001). 

Die heutigen Neuzuwanderer verfügen mit einer (Fach-)Abiturientenquote von 
47 Prozent über eine durchschnittlich höhere Bildung als die ansässige Bevölkerung 
(Diehl et al. 2006: 1144). Der Arbeitsmarkt honoriert aber weder die akademische noch 
die berufliche Bildung von Menschen mit Migrationshintergrund in dem Maße wie 
bei Menschen ohne Migrationshintergrund. Bei denjenigen, die ihren Bildungsweg im 
Ausland absolviert haben, erklären sich Nachteile dadurch, dass bisher nur in Ausnah- 
mefällen Verfahren zur Anerkennung ausländischer Bildungstitel für den deutschen 
Arbeitsmarkt existieren (Englmann et al. 2007). Eine Studie über Hartz IV-Empfänger 
mit Migrationshintergrund (Brussig 2010) zeigt, dass auch in dieser ressourcenarmen 
Gruppe noch fast ein Drittel über eine berufliche Bildung im Ausland verfügt, die aber 
von der Arbeitsagentur nicht berücksichtigt wird. Die Vermittlungsquote dieser Mi- 
granten unterscheidet sich dann auch nicht von der der Unqualifizierten. 

Auffällig ist, dass Menschen mit Migrationshintergrund sogar dann Nachteile am Ar- 
beitsmarkt hinnehmen müssen, wenn sie über einen deutschen Hochschulabschluss ver- 
fügen (Nohl et al. 2010: 68f.). Diese Nachteile sind derzeit noch wenig untersucht. Ex- 
perimente, bei denen Bewerbungen gleichen Inhalts mit einem türkischen und einem 
deutschen Namen versehen und an den selben Arbeitgeber gerichtet werden (Zegers de 
Beijl 2000), zeigen für niedrig und mittel qualifizierte Berufe signifikante Diskriminie- 
rungseffekte, die die ungleiche Lage von Migranten am Arbeitsmarkt mit erklären kön- 
nen. Ungeachtet solcher relativer, gleichwohl bedeutsamer Nachteile sind akademisch 
qualifizierte Migranten in der Mehrzahl erwerbstätig und haben dann auch überwie- 
gend Zugang zu unbefristeten Vollzeitstellen (Nohl et al. 2010: 68). 

Diese Befunde betreffen Migranten, die mit der Einwanderung einen stabilen Auf- 
enthaltstitel erhielten. Mindestens eineinhalb Millionen Ausländer, darunter auch einige, 
die seit längerer Zeit in Deutschland leben, verfügen aber nur über befristete Aufent- 
haltstitel (Migrationsbericht 2009: 211; eigene Berechnungen), was vielfältige Nachteile 
im Arbeitsmarktzugang mit sich bringt. Einige befristete Aufenthaltstitel, wie die für 
(noch) nicht anerkannte Flüchtlinge, schließen Migranten weitgehend von einem lega- 
len Arbeitsmarktzugang aus (Weiß 2010: 135). Andere rechtliche Beschränkungen, wie 
das Professionsrecht, führen dazu, dass z.B. auch Ärzte, deren Qualifikation anerkannt 
wurde und die über eine Arbeitserlaubnis verfügen, nicht oder nur sehr eingeschränkt 
in ihrem Beruf tätig werden können (Nohl 2010; Weiß 2010). Außerdem hielten sich 
2008 200 000 bis 450 000 Migranten ohne Dokumente in Deutschland auf (Migra- 
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tionsbericht 2009: 183), die in keiner der genannten Statistiken berücksichtigt und aus- 
schließlich im unqualifizierten Sektor erwerbstätig werden. Da sich längere Phasen der 
Erwerbslosigkeit bzw. der unterqualifizierten Beschäftigung negativ auf den gesamten 
Erwerbsverlauf auswirken, lässt sich die nachteilige Arbeitsmarktposition etlicher Mi- 
granten auch durch die Spätfolgen ausländerrechtlicher Restriktionen erklären. 


6 Gesellschaft, Wissenschaft und Politik 


Analysen der kulturellen, politischen und sozialen Partizipation von Migranten wer- 
den oft auf die Frage zugespitzt, wodurch Migranten »Integration« fördern oder behin- 
dern können. Das wiederum zieht Kritik auf sich. Wenn man untersucht, wer die Frage 
nach Integration stellt und dabei Gehör findet, zeigt sich z. B., dass der öffentliche Dis- 
kurs über » Integrationsförderung« mit patronisierenden Grenzziehungen verbunden ist 
(Castro Varela et al. 2011; Goel 2009). Begriffsneuschöpfungen wie » Integrationswillige« 
und »Selbstghettoisierung« verweisen auf widersprüchliche Anforderungen, wie sie für 
den öffentlichen Diskurs über Migration insgesamt kennzeichnend sind. Zum Beispiel 
stimmten 2011 47 Prozent der Bevölkerung der Aussage zu »Es leben zu viele Auslän- 
der in Deutschland«.° Zugleich zeigen Analysen der interethnischen Beziehungen, dass 
rund 70 Prozent der Bevölkerung sowohl die eigene als auch die je andere ethnische 
Gruppe für zumindest »teils-teils« an Integration interessiert halten (Sachverständigen- 
rat deutscher Stiftungen für Integration und Migration 2010: 32). 

Auch manche sozialwissenschaftliche Debatte lässt sich besser durch den öffent- 
lichen Diskurs als durch die Datenlage erklären. Zum Beispiel zeigt die neuere For- 
schung zu »Parallelgesellschaften«, dass es in Deutschland keine ethnischen Enklaven 
gibt, wenn man diese wie in Kanada als Stadtviertel definiert, in denen eine einzelne eth- 
nische Gruppe mehr als 30 Prozent der Bewohner stellt (Schönwälder et al. 2009: 1446). 
Eher finden sich multi-ethnische Viertel, in denen überdurchschnittlich viele Ausländer 
unterschiedlicher Nationalitäten leben, wobei auch in diesen Vierteln Deutsche fast im- 
mer die Bevölkerungsmehrheit bilden. Dass es dennoch zu einer Außenwahrnehmung 
solcher Viertel als »sozialer Brennpunkt« mit ethnischen Konnotationen kommt, wird 
verständlicher, wenn man die Folgen von Stigmatisierungsprozessen bedenkt. Zifonun 
(2011) kann in einer Quartiersstudie zeigen, dass türkische Etablierte in einem solchen 
Viertel wohnen bleiben, weil ihr Aufstieg dort anerkannt wird, während deutsche Eta- 
blierte eher abwandern. Dadurch wird eine wichtige, das Viertel integrierende Institu- 
tion, der Fußballverein, in Selbst- und Fremdwahrnehmung »türkisch«. Die zahlreichen 
ebenfalls im Viertel lebenden sozial Deklassierten gehören unterschiedlichen Nationali- 


5 Gemäß aktueller Erhebungen des Instituts für interdisziplinäre Konflikt- und Gewaltforschung der 
Universität Bielefeld (zum Design der Studie siehe Heitmeyer 2002). 
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täten, unter anderem der deutschen an, sind aber wenig organisiert, sodass sie der Stig- 
matisierung ihres Viertels als »asozial« kaum etwas entgegenhalten können. 

Die politische Debatte über Migration war in den letzten vier Jahrzehnten anhal- 
tend und häufig polarisiert. Aktuell fordern Spitzenpolitiker unter Verweis auf ökono- 
mische Notwendigkeiten in Zeiten des demografischen Wandels eine vermehrte Zu- 
wanderung Höherqualifizierter. Dem halten die sich zunehmend besser organisierenden 
Migrantenverbände entgegen, dass man - um ein Schlagwort aus der Zeit der Gast- 
arbeitermigration zu parodieren - zwar Arbeitskräfte rufen kann, aber dann Menschen 
mit Menschenrechten kommen. Hinzu kommt, dass die Debatte über die nationale 
Identität Deutschlands einschließlich ihrer islamfeindlichen und rassistischen Ausläu- 
fer (Foroutan 2010) auch in jüngster Zeit unvermindert heftig geblieben ist. Es ist da- 
her völlig offen, wie sich die Situation von Migranten in Deutschland in Zukunft ent- 
wickeln wird. 

Angesichts der politischen Aufgeladenheit des Themas obliegen der Migrationsfor- 
schung zwei Aufgaben: Einerseits kann und sollte sich die Migrationsforschung damit 
auseinandersetzen, auf welche empirischen Sachverhalte sich Problembeschreibungen 
wie z.B. die der »Parallelgesellschaften« beziehen. Ist der Sachverhalt gut als residen- 
zielle Segregation erfasst oder geht es nicht eher um Ethnisierungsprozesse? Wenn die 
Migrationsforschung ihre Position als Hilfswissenschaft der Politik (vgl. Bommes 2011) 
überwinden will, muss sie andererseits die Konstruktion des eigenen Gegenstandes in 
gesellschaftlichen und wissenschaftlichen Auseinandersetzungen gründlicher reflektie- 
ren. Wer profitiert symbolisch von der Ausgrenzung von Migranten (Eggers et al. 2005) 
bzw. wie werden aus sozialen Auseinandersetzungen Konflikte über Migration? 
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1 Begriffsbestimmung und Erhebung der Migration 


Migration (Wanderung) ist ein Spezialfall der räumlichen Mobilität. Sie ist definiert als 
auf Dauer angelegter bzw. dauerhaft werdender Wechsel in eine andere Gesellschaft bzw. 
in eine andere Region (Treibel 1999: 21). Migration impliziert eine räumliche Verlage- 
rung des Lebensmittelpunktes (Oswald 2007: 13). Es existieren zahlreiche Übergangs- 
formen zwischen der endgültigen Verlagerung des Lebensmittelpunktes (permanente 
Wanderung), der zeitlich befristeten (temporären) Wanderung und dem Pendeln zwi- 
schen zwei Wohnorten (zirkuläre Migration, Migrationskreisläufe). Es wird zwischen 
Emigration (Auswanderung), Immigration (Einwanderung) und Remigration (Rück- 
wanderung) unterschieden. Je nach Anzahl der Migranten wird zwischen Wanderun- 
gen von Individuen oder Gruppen, Familienwanderung und Massenmigration unter- 
schieden. Pionierwanderung bezeichnet die erstmals auftretende Wanderung zu einem 
Zielort (Petersen 1958: 263). Stützen sich nachfolgende Wanderer auf bereits etablierte 
soziale Kontakte im Zielland, wird von Kettenmigration gesprochen. 
Binnenwanderungen sind Wohnortwechsel innerhalb eines Staatsgebiets (> Räum- 
liche Mobilität). Bei internationaler Migration (= Außenwanderung) liegen Herkunft 
und Ziel der Migranten in verschiedenen Nationalstaaten. Wanderungen zwischen den 
Ländern der Europäischen Union werden auch als EU-Binnenmigration bezeichnet. 
Unterschiedliche Typen internationaler Migration sind mit bestimmten Migrationsmo- 
tiven verbunden; so führt Tilly (1990: 88) neben der Kettenmigration auch erzwungene 
Migration und Karrieremigration auf. In diesem Sinne lassen sich die Formen Flucht- 
migration, Arbeitsmigration und Expertenmigration, Familiennachzug oder Heirats- 
migration unterscheiden. Einer internationalen Wanderung liegen oft mehrere Motive 
zugrunde, da jede Migration mit einer Hoffnung auf eine bessere Zukunft im Zielland 
verbunden ist, sei es im Hinblick auf die Sicherheit, die finanzielle Lage oder die fa- 
miliäre Situation. Insofern ist eine trennscharfe Abgrenzung zwischen freiwilliger oder 
erzwungener Migration, zwischen Arbeitsmigranten oder Armuts- und Wirtschafts- 
flüchtlingen schwierig. Unterschiede bestehen aber durch den rechtlichen Status im 
Aufnahmeland. In der internationalen Wanderungsforschung hat sich inzwischen auch 
der Begriff transnationale Migranten (Pries 1997) etabliert, wobei die durch Pendelmi- 
gration dauerhaft zwischen zwei Ländern entstehenden Beziehungen im Fokus stehen. 


S. Mau, N. M. Schöneck (Hrsg.), Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, 
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Aus den bei den kommunalen Meldeämtern registrierten Zu- und Fortzügen gene- 
riert das Statistische Bundesamt die Wanderungsstatistik (BAMF 2011). Touristen oder 
Saisonarbeitnehmer mit einer Aufenthaltsdauer unter zwei Monaten unterliegen nicht 
der Meldepflicht und sind daher darin nicht aufgeführt. Der Wanderungsstatistik ist 
auch nicht zu entnehmen, ob der Zuzug temporär oder dauerhaft ist, d.h. eine Unter- 
scheidung zwischen Kurzzeitmigranten (»short term migrants«) und »long term mig- 
rants« mit einer mehr als einjährigen Aufenthaltsdauer ist nicht möglich. 

Migration bestimmt neben der Fertilität (Fruchtbarkeit) und der Mortalität (Sterb- 
lichkeit) die Bevölkerungsentwicklung. Weitere Kennziffern sind Wanderungsvolumen 
(Summe aller Zu- und Fortzüge), Wanderungssaldo (= Nettomigration, Differenz zwi- 
schen Zu- und Fortzügen) und Remigrationsquote (Anteil der Fortzüge an den Zuzü- 
gen). Üblich ist eine Unterscheidung zwischen erster und zweiter Zuwanderergenera- 
tion (in Deutschland Geborene). Traditionell ist in Deutschland die Staatsangehörigkeit 
das Kriterium der Erfassung von Migranten in der amtlichen Bevölkerungsstatistik. 
Seit 2005 wird im Mikrozensus zusätzlich das Merkmal Migrationshintergrund erho- 
ben (Statistisches Bundesamt 2010). Neben ausländischen Staatsbürgern werden unter 
Personen mit Migrationshintergrund Deutsche der ersten und zweiten Zuwandererge- 
neration subsumiert. 


2 Forschungsansätze zur Migration 


Die Migrationsforschung ist keine eigenständige Disziplin, sondern ein »multi- und 
interdisziplinäres Konglomerat an Forschungen« (Bommes 2011: 37). Die Migrations- 
forschung gewinnt innerhalb verschiedener ausdifferenzierter Fächer (Soziologie, Öko- 
nomie, Demografie, Geografie, Pädagogik) und deren Teildisziplinen zunehmend an 
Bedeutung; hierbei werden unterschiedliche Ansätze verfolgt. Klassische Theorien der 
Migration befassen sich mit der Frage, warum Menschen wandern, d.h. mit Ursachen 
der Migration. In zweiter Linie geht es um die Konsequenzen für die Herkunfts- und 
Ankunftsgesellschaft. Ein Großteil der migrationssoziologischen Literatur bezieht sich 
auf letztere, insbesondere den Integrationsprozess im Aufnahmeland (Esser 1980; 2001; 
Han 2000; Heckmann 1992; Kalter 2008; Oswald 2007; Treibel 1999; auf diese Thematik 
wird an dieser Stelle nicht eingegangen) (> Migranten). 


Traditionelle Ansätze der Migrationsforschung 


Klassische Migrationstheorien setzen auf der Makro- oder Mikro-Ebene an (zu einem 
Überblick siehe Han 2006; Haug 2000a; 2000b; Kalter 2000; Massey et al. 1998). Mi- 
grationsbeeinflussende Faktoren in Herkunfts- und Zielland werden hierbei in Relation 
gesetzt. 
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Eine traditionelle Sichtweise ist das Push-Pull-Paradigma, wobei Faktoren aufgelistet 
werden, die eine Abwanderung aus der Herkunftsregion fördern (Push) oder den Zuzug 
in eine Zielregion attraktiv machen (Pull). Bevölkerungsgeografische und makroökono- 
mische Ansätze gehen davon aus, dass die Entfernung als Kostenfaktor eine Rolle spielt 
und dass die verfügbaren Arbeitsplätze, die Konkurrenzsituation auf dem Arbeitsmarkt, 
die Arbeitslosenquote oder die Lohnhöhe in Herkunfts- und Zielländern das Ausmaß 
der Migration bestimmen. 

Nach der Weltsystemtheorie sind Regionen und Staaten in ein weltweites System der 
Arbeitsteilung und kapitalistischer Machtstrukturen eingebunden und die Migrations- 
ströme zwischen Ländern hängen von deren Funktion ab. Im Aufnahmeland setzt die 
Theorie des dualen Arbeitsmarktes an. Sie postuliert die Segmentierung des Arbeits- 
marktes in einen sicheren primären und einen instabilen flexiblen sekundären Ar- 
beitsmarkt. Als Grund für Arbeitsmigration in die hochindustrialisierten Länder wird 
der ständige Bedarf der Zuwanderung befristeter unqualifizierter Beschäftigter im se- 
kundären Arbeitsmarktsegment gesehen. 

Die (neoklassische) Humankapitaltheorie geht von der individuellen Entscheidung 
von Arbeitskräften aus, die sich bei ihrer Suche nach einem optimalen Arbeitsort im 
In- oder Ausland nach den für ihr Bildungsniveau verfügbaren Arbeitsplätzen und der 
Lohnhöhe richten. Die Neue Migrationsökonomie setzt bei Haushalten an und basiert 
darauf, dass Migration eine Strategie zur Erhöhung und Absicherung des Haushaltsein- 
kommens sein kann. Häufig erfolgt die Migration einzelner Haushaltsmitglieder mit 
dem Ziel, das erworbene Einkommen ins Heimatland zu transferieren (Rimessen). Die 
Wert-Erwartungstheorie (Rational Choice-Iheorie) bezieht weitere soziale, psycholo- 
gische oder kulturelle Faktoren im Herkunfts- und Zielland ein. Es wird angenommen, 
dass Individuen eine rationale Wahl aus ihren Migrationsoptionen treffen, wobei ihre 
Ressourcenausstattung und die erwarteten Möglichkeiten im Zielland entscheidend 
sind. Aufgrund begrenzter oder verzerrter Informationen ist diese Entscheidung ein 
Optimum aus subjektiver Perspektive (»Bounded Rationality«). 


Neuere Ansätze der Migrationssoziologie 


Neuere Theorien der Migration beziehen sich auf die soziale Einbettung der Migration, 
auf unterschiedliche Migrantentypen und die mit Migration verbundene soziale Kon- 
struktion von Wirklichkeiten (Pries 2001: 54). Bei den klassischen Theorien bleibt letzt- 
lich unerklärlich, warum es so wenig internationale Migration gibt, da die Mehrzahl 
der Menschen Grund zur Emigration hätte (Faist 1997). Die neueren Ansätze sind un- 
terschiedlich; viele gehen von einem Meso- oder Mehrebenenansatz aus, beziehen sich 
stärker auf zirkuläre Migration oder betrachten die Entstehung neuer »sozialer Verflech- 
tungszusammenhänge« (Pries 1997: 33 £.). 
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Migrationsnetzwerke in Zielländern verbreiten Informationen und geben Unterstüt- 
zung nach der Ankunft; sie erleichtern die Wanderungsentscheidung potenzieller Mi- 
granten. Migrationsnetzwerke sind Bedingung für Kettenmigration, die häufigste Form 
internationaler Wanderungen. Beim Konzept des sozialen Kapitals werden Beziehun- 
gen als Ressource für Migranten betrachtet. Nach einer Weiterentwicklung der Rational 
Choice-Theorie wirkt soziales Kapital am Herkunftsort (herkunftsortspezifisches sozia- 
les Kapital) hemmend auf Emigrationsentscheidungen, zielortspezifisches soziales Kapi- 
tal hingegen förderlich (Haug 2000b). Durch Migration verringert sich herkunftsspezifi- 
sches soziales Kapital, gleichzeitig entstehen neue interethnische Beziehungsnetzwerke 
und eine ethnische Gemeinschaft im Aufnahmeland. 

Die Verbindung individueller Migrationsentscheidungen mit strukturellen Migra- 
tionskontexten (lokale Ökonomie, Politik, soziale Veränderungen in den Herkunftsge- 
meinden) und Migrationserfahrungen der Vergangenheit führt zur kumulativen Ver- 
ursachung von Migration (Massey et al. 1998). Migration wird dabei als dynamischer 
Prozess verstanden. Internationale Migrationssysteme beruhen auf historisch gewach- 
senen ökonomischen, politischen und rechtlichen Strukturen und Kettenwanderungen. 

Internationale Arbeitsmigration wird in Fortführung klassischer Ansätze zur Globa- 
lisierung auch im Zusammenhang globaler Waren- und Kapitalströme gesehen. Große 
Metropolen (»Global Cities«) ziehen vor allem Migrationsströme aus den Peripherien 
und nichtindustrialisierten Ländern an. 

Zentraler Gedanke beim Konzept der transnationalen Migration (» Transmigration«) 
ist die Entstehung grenzüberschreitender sozialer Räume durch Migration und den da- 
mit verbundenen Austausch von Gütern und Informationen. Infolgedessen werden her- 
kömmliche Begriffe von Nationalstaat (Pries 2001: 53) und ethnischen Gruppen nicht 
mehr angemessen gesehen und eine transnationale Gemeinschaft wird zum Bezugsrah- 
men der Forschung (> Transnationalisierung; » Staatsbürgerschaft). 

Im Rahmen der soziologischen Systemtheorie werden hingegen weiterhin nationale 
Paradigmen der Migrationsforschung gesehen, die sich auf ein politikzentriertes Gesell- 
schaftsverständnis stützen und sich in den Forschungsfeldern Migration und Entwick- 
lung wie auch Integration zeigen (Bommes 2011: 35). 


3 Migrationsgeschehen in sozialhistorischer Perspektive 


Migration ist ein universelles Phänomen. Bereits in der Steinzeit traten große Wande- 
rungsbewegungen auf. Beispiele für bedeutende Wanderungsbewegungen in Europa 
sind die sogenannte Völkerwanderung der germanischen Völker nach dem Einbruch 
der Hunnen nach Ostmitteleuropa und der darauf folgenden Fluchtbewegung anderer 
Völker sowie die Auswanderungsbewegung aus Europa nach Übersee. In der moder- 
nen Welt spielt die Migration eine zunehmend wichtige Rolle, sowohl in Hinsicht auf 
die wirtschaftliche als auch die gesellschaftliche Entwicklung. In den letzten 25 Jahren 
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hat sich die Zahl der internationalen Migranten nach einer Bewertung der Weltkom- 
mission für internationale Migration verdoppelt, obwohl ihr Anteil im Verhältnis zur 
Gesamtbevölkerung, nämlich ungefähr drei Prozent, weltweit relativ gering ist (GCIM 
2005). Durch das steigende Wanderungsvolumen wird es immer schwieriger, die tradi- 
tionelle Unterscheidung in Herkunfts-, Transit- und Zielländer aufrechtzuerhalten. Im 
deutschsprachigen Raum lassen sich seit der frühen Neuzeit größere grenzüberschrei- 
tende Wanderungsbewegungen feststellen. Migration ist somit der »Normalfall« (Bade/ 
Oltmer 2004), auch wenn Emigration immer nur für einen Teil der Bevölkerung eine 
Option ist. 


Migration in Deutschland nach 1945 


Das 19. Jahrhundert war durch die transatlantische Massenauswanderung aus Europa 
geprägt. So wanderten seit 1816 rund 7,5 Millionen Deutsche in die Vereinigten Staaten 
aus. In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts führten Erster und Zweiter Weltkrieg und 
Nationalsozialismus zu einer beispiellos hohen Zahl an Zwangswanderungen, zu Flucht, 
Vertreibung und Deportation. Im 20. Jahrhundert wurde Deutschland vom Auswan- 
derungs- zum » Arbeitseinfuhrland« (Bade/Oltmer 2004: 5). De facto ist Deutschland 
ein Einwanderungsland. Die deutsche Geschichte wird seit fünfzig Jahren durch unter- 
schiedliche Zuwanderergruppen geprägt (Motte et al. 1999). 

Nach dem zweiten Weltkrieg wanderten 12,5 Millionen Flüchtlinge und Vertriebene 
aus den ehemaligen Ostgebieten des Deutschen Reiches in Polen und der damaligen So- 
wjetunion und deutschen Siedlungsgebieten in Rumänien, dem damaligen Jugoslawien, 
Ungarn und der damaligen Tschechoslowakei in die Bundesrepublik Deutschland und 
die DDR (Bade/Oltmer 2004: 53). 

Wie in vielen westeuropäischen Staaten ist die Wanderungsgeschichte Deutschlands 
durch Arbeitsmigration geprägt (Motte et al. 1999). Dies führte zur Internationalisie- 
rung und ethnischen Pluralisierung der Bevölkerung (Heckmann 1992: 4). Die erste Ver- 
einbarung zur Arbeitskräfterekrutierung wurde in Deutschland im Jahr 1955 mit Italien 
geschlossen; weitere Anwerbeabkommen folgten (Spanien und Griechenland 1960, Tür- 
kei 1961, Marokko 1963, Portugal 1964, Tunesien 1965, das damalige Jugoslawien 1968). 
Dabei galt das Rotationsprinzip: Die » Gastarbeiter« sollten nach einer befristeten Be- 
schäftigung zurückkehren und durch neue Arbeitnehmer ersetzt werden. 

Der Anwerbestopp beendete 1973 die Anwerbephase, nicht jedoch die Zuwande- 
rung. Die Mehrheit der heutigen Migrantenbevölkerung stammt so aus den Anwer- 
beländern (Reimann/Reimann 1987; Schöneberg 1993). Zwischen 1973 und 1990 ist die 
Zuwanderung aus den Anwerbeländern vor allem auf den Familiennachzug und die in- 
tra- und interethnische Heiratsmigration zurückzuführen. Hinzu kommt für die EU- 
Staatsbürger aus Italien, Spanien, Griechenland und Portugal das Recht auf Personen- 
freizügigkeit. 
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Abbildung 1 Internationale Wanderungen in Deutschland 1955-2009 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik. Außenwanderungen ausländische Staatsbürger. 
1955-1990: alte Bundesländer, seit 1991: Deutschland. 


In der ehemaligen DDR gab es ebenfalls eine Anwerbung von Arbeitskräften aus Ungarn, 
Polen, Algerien, Kuba, Mosambik und Vietnam und ein Rotationsprinzip (Gruner- 
Domić 1999). Die ehemaligen Vertragsarbeitnehmer der DDR sind mit Ausnahme der 
Vietnamesen größtenteils nach der Wiedervereinigung 1990 in ihre Heimatländer zu- 
rückgekehrt. Die Gruppe der Vietnamesen in Deutschland ist inzwischen auf knapp 
84.000 Personen angewachsen. 

Insgesamt sind die Außenwanderungsbewegungen ausländischer Staatsbürger in 
Deutschland seit 1955 durch ein hohes Wanderungsvolumen und häufiges Pendeln ge- 
prägt. In wirtschaftlich schwächeren Phasen - dem Rezessionsjahr 1967, den Jahren nach 
dem »Ölpreisschock« 1973 sowie 1982 bis 1984 - war der Wanderungssaldo negativ. In 
den Jahren 1997 und 1998 war durch die Rückkehr von Bürgerkriegsflüchtlingen aus 
dem ehemaligen Jugoslawien ein negativer Wanderungssaldo zu verzeichnen; derzeit 
ist der Saldo wieder negativ. 


Neue Zuwanderergruppen seit 1990 
Insgesamt wurden im Zeitraum von 1955 bis 2009 etwa 31,3 Millionen Zuzüge und 


23,7 Millionen Fortzüge von Ausländern registriert (Saldo 7,6 Millionen). Seit Beginn 
der 1990er Jahre sind neue Zuwanderergruppen aufgetreten. Der bisherige Höhepunkt 


Migration 599 


der Zuwanderung wurde 1992 mit 1,2 Millionen Zuzügen erreicht. Beigetragen haben 
insbesondere die Öffnung des »Eisernen Vorhangs«, die eine erleichterte Ausreise für 
Aussiedler aus den osteuropäischen Staaten ermöglichte, sowie die Bürgerkriegssitua- 
tion im ehemaligen Jugoslawien. 

Die größte Zuwanderergruppe in Deutschland seit Mitte der 1980er Jahre sind Aus- 
siedler (ab 1993 als Spätaussiedler bezeichnet). Ihre Zuwanderung ist nach dem Bun- 
desvertriebenengesetz geregelt. Sie betrifft Personen, die von mindestens einem Eltern- 
teil mit deutscher Staatsangehörigkeit oder deutscher Volkszugehörigkeit abstammen 
und zumindest ein einfaches Gespräch auf Deutsch führen können. Hauptherkunfts- 
länder sind die Russische Föderation, Kasachstan, die Ukraine und Kirgisistan sowie 
Polen und Rumänien. Insgesamt sind seit 1985 3,2 Millionen Aussiedler/Spätaussiedler 
zugewandert, darunter 2,3 Millionen aus den Nachfolgestaaten der Sowjetunion (Bal- 
tische Staaten und GUS). Der Höchststand der Aussiedlerzuwanderung war 1990 mit 
397 073 Zuzügen zu verzeichnen. Danach wurde die Zahl der jährlich aufgenommenen 
Spätaussiedler kontingentiert. Ein hoher Anteil der im Rahmen des Aussiedlerverfah- 
rens zugewanderten Personen verfügt nicht selbst über die deutsche Abstammung, son- 
dern reiste als Familienmitglied ein. Seit 2005 müssen auch Familienangehörige von 
Spätaussiedlern einfache Deutschkenntnisse nachweisen, wodurch die Zahl stark zu- 
rückging (BAMF 2o11: 58). Aussiedler/Spätaussiedler und ihre Familienangehörigen 
erhalten die deutsche Staatsbürgerschaft. Eine weitere Besonderheit bestand bis 2009 
in der Wohnortzuweisung; Aussiedler/Spätaussiedler wurden nach dem »Königsteiner 
Schlüssel« auf die Bundesländer und Gemeinden verteilt und waren verpflichtet, dort 
für mindestens drei Jahre zu bleiben (Haug/Sauer 2007). 

Politisch verfolgte Ausländer haben in Deutschland ein Recht auf Asyl. In den Jah- 
ren von 1987 bis 1992 stieg die Zahl der Asylanträge von 57 379 auf 438 191 jährlich. Ein 
großer Teil der Asylantragsteller hatte kaum eine Chance, als asylberechtigt anerkannt 
zu werden. Dies galt für Flüchtlinge aus Rumänien (103 787 im Jahr 1992) und Bulgarien, 
die Anfang der 1990er Jahren nach Deutschland wanderten und nach Ablehnung ih- 
res Antrags meist zurückkehrten. In Deutschland wurden 1991/1992 auch bis zu 345 000 
bosnische Bürgerkriegsflüchtlinge aufgenommen, die 1997 und 1998 mehrheitlich zu- 
rückkehrten. Nach der Änderung der Asylgesetzgebung im Jahr 1993, insbesondere 
durch die Definition sicherer Dritt- und Herkunftsstaaten, sank die Zahl der Asylan- 
tragsteller stetig. Von 1990 bis 2009 haben in Deutschland über 2,3 Millionen Menschen 
um politisches Asyl nachgesucht, 2009 waren es 27 649. Die Herkunftsländer variieren 
je nach internationalen Krisenherden, die zu internationalen Fluchtbewegungen führen. 
Wichtige Hauptherkunftsländer sind seit längerem Irak und Afghanistan, Türkei, Ko- 
sovo, Iran und Vietnam. Ein großer Teil der Anträge wird abgelehnt (2009: 39 Prozent), 
die Anerkennungsquote lag 1995 bei neun, 2009 unter zwei Prozent (BAMF 2o11: 126). 
Steigend ist der Anteil der Asylbewerber, die als Flüchtling anerkannt werden (27 Pro- 
zent) oder bei denen ein Abschiebungsverbot festgestellt wird. Die Zahl der Abschiebun- 
gen ist rückläufig, im Jahr 2009 betrug sie 7 830. 
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Die Regierung der ehemaligen DDR beschloss 1990 die Gewährung der Einreise und 
des ständigen Aufenthalts jüdischer Zuwanderer aus der damaligen Sowjetunion. Seit 
1991 erfolgt deren Einreise nach Deutschland gemäß dem sogenannten » Kontingent- 
flüchtlingsgesetz«. Bedingung ist der Nachweis jüdischer Herkunft und seit 2005 für 
nach 1945 Geborene zudem der Nachweis deutscher Sprachkenntnisse, eine positive In- 
tegrationsprognose und die Aufnahme in eine jüdische Gemeinde. Motiv für dieses Pro- 
gramm war unter anderem der Erhalt und die Stärkung der jüdischen Gemeinden in 
Deutschland. Zwischen 1993 und 2009 sind insgesamt 203 215 jüdische Zuwanderer ein- 
schließlich ihrer Familienangehörigen aus der ehemaligen Sowjetunion nach Deutsch- 
land zugewandert. Hinzu kommen 8535 Personen, die bis Ende 1992 eingereist waren 
(BAMF 2011: 113). 

Seit Ende der 1990er Jahre gibt es einen Trend zu neuen Formen der temporären Ar- 
beitsmigration. Dies sind erstens Saisonarbeitnehmer, die bis zu vier Monate beschäf- 
tigt werden können. Die überwiegende Mehrheit der etwa 300 000 Saisonarbeitnehmer 
stammt aus Polen. Zweitens gibt es zunehmend Werkvertragsarbeitnehmer, die von Fir- 
men mit Sitz im Ausland beschäftigt sind. Neue Möglichkeiten der Beschäftigung von 
Fachkräften und des Zuzugs von Hochqualifizierten und Selbständigen für Nicht-EU- 
Bürger wurden 2005 durch Ausbau der »Green-Card-Regelung« für Fachkräfte aus dem 
IT-Sektor geschaffen. 


4 Gegenwärtige und prognostizierte Migration 


Aktuell leben in Deutschland laut Ausländerzentralregister (AZR) 6,7 Millionen aus- 
ländische Staatsangehörige (BAMF 2011: 228), laut dezentral geführten Melderegistern 
(Bevölkerungsfortschreibung) 7,1 Millionen. Der Mikrozensus weist 15,7 Millionen Per- 
sonen mit Migrationshintergrund aus (19 Prozent der Bevölkerung, Statistisches Bun- 
desamt 2010). 10,6 Millionen haben eigene Migrationserfahrung, 5 Millionen gehören 
zur zweiten Generation. Mehr als die Hälfte der Personen mit Migrationshintergrund 
(8,5 Millionen) sind deutsche Staatsbürger, meist Aussiedler/Spätaussiedler oder Einge- 
bürgerte und deren Nachkommen (> Migranten). 

Der aktuelle Trend geht zur temporären Zuwanderung auf der einen Seite und zur 
Remigration bzw. Auswanderung auf der anderen Seite. Der Wanderungssaldo deut- 
scher und ausländischer Migranten zusammengenommen bewegt sich seit mehr als 
zehn Jahren auf relativ niedrigem Niveau und wurde 2008 erstmalig negativ (-55 743). 
2009 lag er bei - 13 782 (721 014 Zuzüge, 733 796 Fortzüge). Aufgrund dieser Charakteris- 
tik wird Deutschland inzwischen als Auswanderungsland bezeichnet. 
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Temporäre Arbeits- und Bildungsmigration 


Typisch für die Migration in Deutschland ist generell ein hohes Wanderungsvolumen 
bei niedrigem Saldo. Insgesamt ist etwa die Hälfte der zuziehenden Ausländer Kurz- 
zeitmigranten. Betrachtet man die Zugewanderten, die sich nach einem Jahr noch in 
Deutschland aufhalten, so sank deren Zahl seit 2004 von 292 900 auf 270 028 2009 
(BAMF 2011: 36). Diese Entwicklung ist durch den Rückgang der Gruppen mit länger- 
fristiger Aufenthaltsabsicht wie Spätaussiedler, jüdische Zuwanderer und im Rahmen 
des Familiennachzugs zuwandernde Ehegatten und Kinder bedingt. Gleichzeitig ist eine 
Zunahme temporärer Migrationsformen wie Saisonarbeit und Aufenthalt zum Studium 
feststellbar. Die Zahl der Asylantragsteller ist insgesamt rückläufig, stieg 2009 jedoch 
wieder an, vor allem durch Flüchtlinge aus dem Irak und Afghanistan. 

Unter den insgesamt 721 014 Zuziehenden im Jahr 2009 bildeten deutsche Staatsbür- 
ger (114700, Spätaussiedler und Rückkehrer) die größte Gruppe. Bei den Herkunftslän- 
dern dominieren ansonsten zahlenmäßig EU-Binnenmigranten. Dabei ist die Migra- 
tionsentwicklung stark durch die neuen mittel- und osteuropäischen EU-Länder geprägt. 
Polen ist seit Jahren mit Abstand bedeutendstes Herkunftsland (2009 insgesamt 122 797 
Zuzüge, darunter 112 027 polnische Staatsangehörige). Polnische Staatsbürger sind auch 
nach türkischen und italienischen die drittgrößte ausländische Nationalitätengruppe. 
Die höchsten Zuwachsraten haben seit 2007 Zuwanderer aus Rumänien und Bulgarien. 
Nach Ablauf der siebenjährigen Wartefrist für die osteuropäischen EU-Beitrittsländer 
2011 bzw. 2014 gilt für sie nicht nur Personenfreizügigkeit, sondern auch freier Zugang 
zum Arbeitsmarkt. 


Tabelle 1 Zuwanderergruppen in Deutschland 1998 bis 2009 


1998 2000 2002 2004 2006 2007 2008 2009 


Familiennachzug 62992 75 888 85 305 65 935 50 300 42219 39717 42 756 
(Spät-)Aussiedler 103 080 95 615 91416 59093 7747 5792 4362 3360 
Jüdische Zuwanderer 17 788 16 538 19 262 11208 1079 2502 1436 1088 
Asylantragsteller 98 644 78654 71124 35 607 21029 19 164 22085 27649 
Bildungsausländer 34 760 45 652 58480 58247 53554 53759 58350 60 910 
(Studienanfänger) 

Werkvertragsarbeit- 32 989 43 682 45 446 34 211 20 001 17 964 16 576 16 208 
nehmer 


Saisonarbeitnehmer 207927 263805 307182 333690 303429 299657 285217 294828 


Quelle: BAMF (2011: 41); verschiedene Datenquellen. 
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Remigration in die ehemaligen Anwerbeländer 


Für alle traditionellen Anwerbeländer der Arbeitsmigranten lässt sich ein Trend zur 
Remigration feststellen. Damit setzt sich die bereits nach Ende der Anwerbephase im 
Jahr 1973 begonnene Entwicklung fort. Hierbei spielt die Rückkehr im Rentenalter eine 
große Rolle. Gegenüber den Mitgliedstaaten der EU (Italien, Griechenland, Portugal) ist 
seit der zweiten Hälfte der 1990er Jahre ein Wanderungsverlust festzustellen, gegenüber 
Spanien seit 1973. Im Fall der Türkei war nach der verstärkten Rückkehr in der ersten 
Hälfte der 1980er Jahre bis 2005 eine Nettozuwanderung zu verzeichnen. Im Jahr 2006 
wurde der Wanderungssaldo gegenüber der Türkei negativ (2009 —10 000). Aufgrund 
der bürgerkriegsbedingten Wanderungsentwicklung trat beim ehemaligen Jugoslawien 
1991/1992 eine zweite große Zuwanderungswelle auf, die 1997 und 1998 durch Rückkehr 
beendet wurde. Inzwischen sind bei den Nachfolgestaaten Jugoslawiens (ohne Slowe- 
nien) zwar steigende Zuzugszahlen zu verzeichnen, aber die Fortzüge übersteigen diese. 


Auswanderung von Deutschen 


Das Wanderungsgeschehen in Deutschland ist seit mehr als zehn Jahren durch die ver- 
stärkte Auswanderung Deutscher gekennzeichnet (154988 im Jahr 2009, BAMF 2011: 
170). Dabei kann es sich um »klassische Auswanderer« oder »temporäre« Abwanderer 
mit einem zeitlich befristeten Auslandsaufenthalt zur Arbeit oder zum Studium handeln. 
2008 waren etwa 102800 deutsche Studierende an ausländischen Hochschulen einge- 
schrieben. Es treten Bildungsmigration, Arbeitsmigration und Ruhesitzwanderung auf. 
Die Abwanderer sind meist männlich, ledig, jung und stammen aus Städten in den alten 
Bundesländern. Die überwiegende Mehrzahl der fortziehenden Deutschen ist zwischen 
25 und 40 oder jünger als 25 Jahre. Lediglich bei einzelnen Zielländern wie Spanien liegt 
der Anteil der über 50- oder 65-Jährigen höher. Über die Gruppe der »Rentner-Residen- 
ten«, in der Regel älter, verheiratet und wohlhabend, gibt es keine verlässlichen Daten, 
da sie häufig die Abmeldung unterlassen und hin- und herpendeln (saisonale Mobilität). 
Insgesamt ist eine Europäisierung der Auswanderung feststellbar (Ette/Sauer 2010). Die 
beliebtesten Zielländer sind neben den USA vor allem die Schweiz, zunehmend Polen, 
Österreich, Großbritannien, Spanien und Frankreich. Ein weiterer Trend besteht in der 
Zunahme Hochqualifizierter unter den Abwanderern, wobei die Auslandsaufenthalte 
meist zeitlich befristet sind. 


Irreguläre Migration 


Unter die Begriffe »illegale« oder »irreguläre« Zuwanderer fallen ausländische Staats- 
bürger, die sich ohne gültigen Aufenthaltstitel oder Duldung und ohne behördliche Re- 
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gistrierung (z.B. undokumentierte Einreise oder Überschreiten der Aufenthaltsdauer 
eines Touristenvisums) in Deutschland aufhalten. Die Zahl der sich illegal in Deutsch- 
land aufhaltenden Zuwanderer ist unbekannt (Dunkelziffer). Als Untergrenze dürfte 

die Zahl von etwa 50 000 Personen gelten, als Obergrenze ist bei verschiedenen Auto- 
ren von bis zu einer Million die Rede. Es wird derzeit von einer rückläufigen Entwick- 
lung ausgegangen (Cyrus 2009; Sinn et al. 2006). Grund ist die EU-Osterweiterung und 

die Legalisierung des Aufenthalts der neuen EU-Bürger, die sich zuvor teilweise irregu- 
lär in Deutschland aufhielten. Vielfach handelt es sich bei irregulärer Migration um Ar- 
beitsmigration in die Wirtschaftssektoren Landwirtschaft, Baugewerbe, Gesundheitswe- 
sen und Pflege, Hotellerie, Gastronomie und Sexindustrie, aber auch private Haushalte. 
Migrationsnetzwerke spielen dabei eine zentrale Rolle. Im Kontext der irregulären Mi- 
gration treten auch Phänomene wie Menschenschmuggel durch professionelle Schleu- 
serorganisationen, Menschenhandel oder allgemein organisierte Kriminalität auf. Die 

Situation von irregulären Migranten ist besonders prekär (Diakonie Hamburg 2009). 


5 Gesellschaftspolitische Relevanz der Migration 


Migration hat sich zu einem der gesellschaftspolitisch bedeutendsten Themen entwi- 
ckelt. In vielfältiger Weise haben Migration und Niederlassungsprozesse von Zugewan- 
derten die deutsche Gesellschaft verändert (Bommes 2008). 


Migration und Arbeitsmarkt 


In der internationalen Migrationsdebatte sind die Verbindungen zwischen Migration 
und Bildung, Beschäftigung und Entwicklung zentral (Keeley 2010). In Deutschland 
wird Zuwanderung traditionell unter Arbeitsmarktgesichtspunkten und vor dem Hin- 
tergrund der Arbeitslosenquoten betrachtet. Die Anwerbung der Arbeitsmigranten 
1955 bis 1973 war durch den Arbeitskräftemangel gesteuert. Migrationsperspektiven in 
Deutschland waren hierbei durch niedrigqualifizierte Beschäftigte und die Frage von 
Bleiben oder Rückkehr geprägt. Dahingegen waren die 1990er Jahre durch die Zuwande- 
rung von Migranten aus humanitären Gründen (Flucht und Asyl) oder durch ethnische 
Kriterien (Spätaussiedler und jüdische Zuwanderer) geprägt. Neue Zuwanderergruppen 
sind inzwischen weitgehend als Arbeitsmigranten charakterisiert (Saisonarbeit, prekär 
Beschäftigte, Hochqualifizierte). Im Zuge der EU-Osterweiterung konzentrierte sich die 
Fachdiskussion auf Prognosen der zu erwartenden Migrationsbewegungen. Inzwischen 
wurde das Migrationssystem Deutschland - Polen mit einem hohen Maß an Pendelmi- 
gration etabliert (Dietz 2004); auch aus Rumänien und anderen neuen EU-Staaten ent- 
wickelt sich die Zuwanderung dynamisch. Die Struktur der Migranten in Deutschland 
hat sich durch den höheren Anteil osteuropäischer Herkunftsländer verändert. Viele Zu- 
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wanderer aus Mittel- und Osteuropa verfügen über ein relativ hohes Schulbildungsni- 
veau, ein Studium oder eine berufliche Ausbildung. Im Ausland erworbene Berufsqua- 
lifikationen können auf dem Arbeitsmarkt jedoch nur eingeschränkt eingesetzt werden; 
Abschlüsse werden oft nicht anerkannt, sodass eine ausbildungsadäquate Beschäftigung 
für Migranten in der Regel nicht gewährleistet ist. Migranten nehmen somit im Gefüge 
der sozialen Ungleichheit untere Positionen ein (> Sozialstruktur). 


Migrationspolitik und Steuerung der Migration 


Ein Schwerpunkt der gesellschaftspolitischen Dimension der Migration liegt auf der Mi- 
grationspolitik und -steuerung (Müller-Schneider 2000). Dies betrifft Programme zur 
Bekämpfung irregulärer Migration, Visaregimes, Grenzkontrollen und der Asylpolitik 
auf der einen Seite und der Anwerbung spezieller Personengruppen wie hochqualifi- 
zierter IT-Experten (»Greencard«) auf der anderen Seite. Deutschland ist ein Einwan- 
derungsland wider Willen. Diese Erkenntnis setzt sich langsam in Gesetzen durch. Nach 
isolierten Maßnahmen wie der Änderung des Asylrechts Mitte der 1990er Jahre hat sich 
im Zusammenhang mit den Gutachten der »Unabhängigen Kommission Zuwande- 
rung« 2001 und des »Sachverständigenrates für Zuwanderung und Integration« 2004 
die Ausrichtung der Migrationspolitik grundlegend geändert. Insgesamt zeichnet sich 
eine Tendenz der Inklusion im Wohlfahrtsstaat bei gleichzeitiger Exklusion nach außen 
ab (Bommes 2011: 23). Während die zivilen und sozialen Rechte der Migrantenbevölke- 
rung ausgeweitet und deren Aufenthaltsstatus verfestigt wurde (unbefristete Niederlas- 
sungserlaubnis, vereinfachte Einbürgerung, ius soli), gab es wie in allen europäischen 
Wohlfahrtsstaaten Bestrebungen zur stärkeren Zuwanderungskontrolle (Bommes 2006: 
11). Manifestiert wird diese neue Form der Migrationssteuerung im Aufenthaltsgesetz 
von 2005 (»Zuwanderungsgesetz«) und dem Richtlinienumsetzungsgesetz 2007, wobei 
eingebettet in eine gesamteuropäische Strategie die Möglichkeit des Familiennachzugs 
eingeschränkt und des Zuzugs von Fachkräften erleichtert wurde (siehe die Dokumen- 
tation im Migrationsreport des Rats für Migration, Peucker/Heckmann 2004; Drexler/ 
Heckmann 2006). 


Migration vor dem Hintergrund des demografischen Wandels 


Durch den demografischen Wandel ist eine Alterung und Schrumpfung der Bevölke- 
rung in Deutschland prognostiziert. Da Migranten generell jünger als die einheimische 
Bevölkerung sind, wird Migration als ein Gegenmittel zur Bevölkerungsalterung ge- 
sehen (»Replacement Migration«). Die Zuwanderung der letzten fünfzig Jahre hat so 
in Deutschland den Alterungsprozess verlangsamt. Zunehmend kommt die Behebung 
des Fachkräftemangels in verschiedenen Bereichen des Arbeitsmarktes durch Arbeits- 
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migranten in den Fokus. Auf der anderen Seite wird die Abwanderung von Fachkräf- 
ten in diesem Kontext diskutiert. Die Abwanderung junger gebildeter Bevölkerungs- 
schichten, d.h. der volkswirtschaftliche Verlust und die Schwächung der einheimischen 
Wirtschaft durch die Emigration von Akademikern (unter anderem Ärzten), wird als 
»Brain Drain« bezeichnet. Hierbei ist die Dauerhaftigkeit der Abwanderung entschei- 
dend. Ein Teil der abwandernden hochqualifizierten Führungskräfte verlässt Deutsch- 
land auf Dauer, wohingegen bei Auslandsstudium oder Forschungsaufenthalten eher 
von einer »Brain Circulation« gesprochen werden kann (Ette/Sauer 2010). Von einem 
umfassenden Gewinn durch zurückkehrende Emigranten (»Brain Gain«) lässt sich in 
Deutschland nicht sprechen. 


Geschlechtsspezifische Migration 


Die Arbeitskräfteanwerbung war in Deutschland überwiegend männlich geprägt. Mi- 
grantinnen zogen primär im Familiennachzug oder durch Heiratsmigration zu. Insge- 
samt sind in der zugewanderten Bevölkerung Männer überrepräsentiert. Weltweit ist 
ein Trend der Feminisierung der Migration zu beobachten, der sich inzwischen auch 
in Deutschland in einer anderen Geschlechterzusammensetzung zeigt. Die Zuwande- 
rung von Arbeitsmigrantinnen in Deutschland hängt mit dem wachsenden Pflege- und 
Gesundheitssektor und dem zunehmenden Bedarf an häuslichen Dienstleistungen zu- 
sammen. Hausarbeiterinnen in anderen Industrieländern stammen häufig aus Entwick- 
lungsländern, in Deutschland ist Mittel- und Osteuropa wichtigste Herkunftsregion 
(Metz-Göckel et al. 2008). 


6 Fazit 


Migration ist ein zentraler Bestandteil der demografischen und gesellschaftlichen Ent- 
wicklung. Bei der Untersuchung der Ursachen der Migration ergänzen sich klassische 
und neuere Migrationstheorien. Die Migrationsgeschichte in Deutschland hat seit 1955 
mehrere Phasen mit unterschiedlichen Formen der Zuwanderung durchlaufen. Die 
Anwerbung von Arbeitsmigranten, der Familiennachzug, die Flucht- und Asylmigra- 
tion, die Zuwanderung von Aussiedlern und die mit der Osterweiterung der Europäi- 
schen Union verbundenen neuen Formen der Arbeitsmigration waren prägend. Trotz 
der Beeinflussung der Migration durch die Gesetzgebung ist eine politische Steuerung 
nur bedingt möglich, da ihre Dynamik mit sozialen Netzwerken der Migranten zusam- 
menhängt. Deutschland wurde so ohne explizites Zuwanderungsgesetz vom Auswande- 
rungsland zum inofliziellen Einwanderungsland und neuerdings wieder zum Auswan- 
derungsland. 
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Bücher, Hörbücher und Hörspiele auf Deutsch- cambıM nyywnă na6nnk c 
KHUFAMW Ha HeMELIKOM A3bIke BKOHTaKTe, pykoBognTenb MBaH BepemarnH 
Militär 


Sven Bernhard Gareis 


1 Definition und Abgrenzung 


Der Begriff »Militär« leitet sich aus dem lateinischen »miles« (Soldat) bzw. »milita- 
ris« (soldatisch, kriegerisch) ab und bezeichnet die bewaffneten Kräfte, die ein Staat 
für die organisierte und planvolle Androhung oder Anwendung von Gewalt zur Ab- 
sicherung bzw. Durchsetzung seiner grundlegenden auswärtigen Interessen bereithält. 
Wenngleich Militär vorrangig zur Abwehr externer Bedrohungen dient, werden ihm in 
vielen Ländern auch innerstaatliche Ordnungs-, Schutz- oder Hilfsaufgaben übertra- 
gen, deren Art und Umfang sich je nach den politischen und rechtlichen Ordnungen 
deutlich unterscheiden können. Während etwa in Frankreich militärische Formationen 
Polizeiaufgaben wahrnehmen (Gendarmerie) oder in der Terrorprävention eingesetzt 
werden können, bleibt in Deutschland die Verwendung des Militärs im Inneren im we- 
sentlichen auf Katastrophenhilfe bzw. andere unbewaffnete Unterstützungsleistungen 
beschränkt. 

Zumindest in modernen Staaten ist das Militär ein wichtiges Symbol staatlicher Sou- 
veränität und unterscheidet sich grundlegend von Privatarmeen, Milizen oder anderen 
Gewaltakteuren, die nicht der Kontrolle der jeweiligen Regierung unterliegen. Aller- 
dings ergeben sich an dieser Stelle angesichts der verbreiteten Neigung vieler Staaten, 
originär militärische Aufgaben an private Gewaltdienstleister (sogenannte »private mi- 
litary companies«) auszulagern, immer wieder funktionale, organisatorische und nicht 
zuletzt rechtliche Abgrenzungsprobleme (Jäger/Kümmel 2007). 

Die weit überwiegende Zahl der Staaten rekrutiert ihr Militärpersonal aus den Rei- 
hen der eigenen Staatsbürger, wobei hier grundsätzlich unterschieden wird zwischen 
den Wehrformen der reinen Freiwilligen- bzw. Berufsarmee und der Wehrpflichtarmee, 
zu welcher meist junge Männer für eine bestimmte Zeit einberufen werden (Werkner 
2005). Einige Staaten bieten auch Ausländern den Dienst in ihrem nationalen Militär 
an (z.B. Frankreich mit seiner Fremdenlegion); in der Europäischen Union (EU) haben 
etwa Belgien, Luxemburg und Spanien ihr Militär für Staatsangehörige anderer EU- 
Länder geöffnet. 

Bei allen politischen, rechtlichen, funktionalen und kulturellen Unterschieden zwi- 
schen den Militärs der Welt sind ihnen doch in der Regel grundlegende Strukturprin- 
zipien und Organisationsmerkmale gemeinsam. Hierzu gehören vor allem die zentrale 
Führung und Kontrolle durch eine strikt hierarchische Ordnung und das Prinzip von 
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Befehl und Gehorsam sowie eine starke Formalisierung und Ritualisierung der Interak- 
tionen zwischen den Militärangehörigen (Gareis et al. 2006). 

Das Militär in Deutschland bilden seit der Wiedervereinigung die Streitkräfte der 
Bundeswehr, die 1955 in der Bundesrepublik Deutschland gegründet wurde, und die 
nach 1990 als » Armee der Einheit« rund 11 000 Angehörige der Nationalen Volksarmee 
(NVA) der untergegangenen DDR aufnahm. Neben den Streitkräften, deren Aufstellung 
verfassungsrechtlich in Artikel 87a des Grundgesetzes (GG) verankert ist, umfasst die 
Bundeswehr als zweite Säule die zivile Bundeswehrverwaltung. Diese wird durch Arti- 
kel 87b GG begründet und ist als eigenständige Verwaltungsbehörde des Bundes für die 
Territoriale Wehrverwaltung (z.B. das Wehrersatz- und Personalwesen oder die Verwal- 
tung des Finanzhaushaltes) sowie für die Rüstungsbeschaffung zuständig. 

Seit mehr als zwei Jahrzehnten durchläuft die Bundeswehr einen grundlegenden 
Funktionswandel von einer ausschließlich auf die Landes- und Bündnisverteidigung 
ausgerichteten Truppe hin zur »Armee im Einsatz«, die sich an einer Vielzahl bewaff- 
neter Unternehmungen im Rahmen kollektiver Sicherheitssysteme wie Vereinten Na- 
tionen (VN), NATO oder auch EU beteiligt hat und weiter beteiligt. Mit diesen Wand- 
lungsprozessen ging die deutliche Reduzierung des Umfangs der Streitkräfte einher, von 
rund 490 000 Soldaten im Jahr 1990 auf circa 220 000 im Jahr 2011. Im Zuge der 2010 
begonnenen Neuausrichtung soll die Bundeswehr auf maximal 185 000 Soldaten und 
55 000 Zivilbedienstete reduziert werden (BMVg 2o11a: 2) und ihre Einsatzaufträge effi- 
zienter wahrnehmen können. Zu den für die Binnenstruktur der Bundeswehr ebenfalls 
grundlegenden Veränderungen gehören ferner die 2001 erfolgte Öffnung aller Laufbah- 
nen und Tätigkeitsfelder der Streitkräfte für Frauen sowie die zum 1.7.2011 in Kraft ge- 
tretene Aussetzung der allgemeinen Wehrpflicht. 


2 Entstehung und Entwicklung der Bundeswehr als Armee einer Zivilmacht 


Wie bereits eingangs erwähnt, sind in den meisten Staaten Streitkräfte der sichtbare 
Ausdruck des Willens, die eigene politisch-gesellschaftliche Ordnung sowie grundle- 
gende Interessen gegebenenfalls auch mit militärischen Mitteln zu schützen bzw. durch- 
zusetzen. Dabei spiegeln Umfang, Struktur, Doktrin und Ausstattung der Streitkräfte 
wider, wie ein Staat seine internationale Umwelt und die von ihr ausgehenden Gefah- 
ren und Risiken wahrnimmt und interpretiert. Zugleich positioniert er sich so gegen- 
über seinen Mitspielern im internationalen System, die hieraus wiederum Rückschlüsse 
für ihre eigene Sicherheitsvorsorge treffen. Wie dieser sicherheitspolitische Auftritt zu 
gestalten ist, hängt neben zahlreichen objektiven Gegebenheiten wie Lage und Größe 
eines Landes, seiner Ressourcenausstattung, Energieversorgung etc. vor allem in Demo- 
kratien - und allemal in Deutschland - maßgeblich von »Weltbildern« (Krell 2009) ab, 
die das Regierungshandeln leiten, und die wiederum eng mit den vorherrschenden ge- 
sellschaftlichen Wertvorstellungen verbunden sind. Sicherheitspolitisches Regierungs- 
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handeln bedarf also einer steten politischen und gesellschaftlichen Legitimation (Gareis 
2006: 17f.). 

Wie jedes andere Land hat auch die Bundesrepublik Deutschland aus ihren histo- 
rischen und politischen Erfahrungen in der Interaktion mit ihrer internationalen Um- 
welt ein Set von Normen, Wertvorstellungen und Handlungsmaximen entwickelt, die 
ihren auswärtigen Auftritt bzw. die Modi ihrer Interessenartikulation und -realisierung 
nachdrücklich prägen, und die so zu maßgeblichen Elementen der außenpolitischen 
Kultur Deutschlands geworden sind. Dabei gehörte der Verzicht auf unilaterale Macht- 
politik und Interessensdurchsetzung von Beginn an zu den entscheidenden Lehren, die 
Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg aus seinen verheerenden Alleingängen gezo- 
gen hatte. Deutschland entwickelte sich vielmehr konsequent zu einer Zivilmacht (siehe 
Maull 2006), die Dominanzstreben und Aggression zugunsten von Interessensausgleich 
und multilateraler Kooperation aufgegeben hat. Dabei gehörte es zu den für die bundes- 
republikanische Staatsräson prägenden Erfahrungen, dass sie sich durch die Pflege einer 
stabilen Kultur der machtpolitischen Zurückhaltung nicht nur behaupten, sondern ih- 
ren internationalen Einfluss und politischen Handlungsspielraum kontinuierlich stei- 
gern konnte (ausführlich dazu Haftendorn 2001) und dass seine auf strikter Friedens- 
orientierung, Integrations- und Kompromissbereitschaft beruhende auswärtige Politik 
Vorbildcharakter in Europa und darüber hinaus entwickelte. 

Diesem Selbstbild mussten auch die neuen deutschen Streitkräfte entsprechen. Der 
1955 beginnende Aufbau neuer Streitkräfte war so kurz nach Kriegsende gegen eine 
breite »Ohne-mich«-Bewegung nur unter der strikten Limitierung des Auftrages der 
Bundeswehr auf die oben dargelegte Verteidigungsbereitschaft gegen die sowjetische 
Bedrohung sowie die enge Einbindung des deutschen Militärs in die multilateralen 
Strukturen von NATO und Westeuropäischer Union (WEU) möglich. Ein Krieg hätte 
das vollständige bundesdeutsche Staatsgebiet mit seiner gesamten Bevölkerung betrof- 
fen; um ihn durch eine glaubwürdige Abschreckung bereits auf der konventionellen 
Ebene zu verhindern, wurden ab 1955 Schritt für Schritt in Heer, Luftwaffe und Ma- 
rine gegliederte Streitkräfte bis zum Umfang von 495 000 Soldaten aufgestellt, die zu- 
dem im Verteidigungsfall auf rund 1,34 Millionen Mann anwachsen sollten (vgl. BMVg 
1985: 114). 

Dennoch wurde die Wahrnehmung dieser neuen militärischen Funktionen durch 
Deutschland aufmerksam und kritisch von einer skeptischen Öffentlichkeit begleitet 
(Kutz 2007; ausführlich Bald 1994), die genauestens darauf achtete, jegliche Anknüpfung 
an die Traditionen der unseligen Vorgängerstreitkräfte zu verhindern. Während ihres 
gesamten Bestehens verzichtete die Bundeswehr daher auf jegliche zur weitreichenden 
Machtprojektion geeigneten Waffensysteme sowie auf strategische Führungseinrichtun- 
gen wie einen Generalstab. Die unter dem Paradigma der Abschreckung entwickelte Fi- 
gur des »Soldaten für den Frieden« (Baudissin 1970), der kämpfen können soll, um nicht 
kämpfen zu müssen, prägt bis in die Gegenwart die gesellschaftliche Vorstellung des Da- 
seinszwecks des Soldaten als »miles protector«. 
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Hinzu kam, dass Deutschland seine Kolonien schon mit dem Ende des Ersten Welt- 
krieges verloren hatte und seither folglich auch nicht mehr - wie Frankreich und Groß- 
britannien, aber auch die Niederlande und Belgien - vor der tatsächlichen oder ver- 
meintlichen Notwendigkeit militärischer Interventionen in den alten Besitzungen 
stand. Bis zur Wiedervereinigung waren Militäreinsätze zur Interessensdurchsetzung 
für Deutschland tabu, einzig unbewaffnete humanitäre und unterstützende Missionen 
prägten die Wahrnehmung des auswärtigen Wirkens der Bundeswehr in der deutschen 
Öffentlichkeit (Rauch 2004). 

Auf der Grundlage dieser Funktionszuschreibung entwickelte sich die Bundeswehr zu 
einem im internationalen Vergleich geradezu zivilen Militär, welches zudem engen po- 
litisch-parlamentarischen Kontrollen unterworfen ist. Mit der Konzeption des »Staats- 
bürgers in Uniform« und der » Unternehmensphilosophie« der Inneren Führung sollte 
die elitäre »sui generis«-Rolle, die das Militär im Deutschen Reich für sich beanspruchte, 
überwunden und die Bundeswehr als integriertes Element einer demokratischen Gesell- 
schaft aufgebaut werden. Die jedem anderen Staatsbürger qua Verfassung zukommen- 
den Rechte und Pflichten gelten auch für die Soldaten; Einschränkungen und Erweite- 
rungen dürfen in engen Grenzen und auf gesetzlicher Grundlage (Soldatengesetz, SG) 
nur erfolgen, wo dies der militärische Dienst erfordert ($ 6 SG). Statt bedingungsloser 
Unterordnung wird den Soldaten ein »mitdenkender Gehorsam« auf der Grundlage 
von Recht und Gesetz nicht nur zugestanden, sondern geradezu abverlangt. Auch wer- 
den ihnen über die Vorgesetztenverordnung, die Wehrbeschwerdeordnung, das Amt des 
Wehrbeauftragten sowie über Personalvertretungsrechte zahlreiche Instrumente an die 
Hand gegeben, um Befehle und Anweisungen auf ihre Zulässigkeit zu überprüfen und 
gegebenenfalls. dagegen vorzugehen. Nur so konnte die in zwei vorangegangenen Welt- 
kriegen von einer autokratischen Monarchie und dem Verbrechensregime des Natio- 
nalsozialismus in mörderischer Weise missbrauchte Wehrpflicht ab 1956 von der neuen 
Bundesrepublik als »legitimes Kind der Demokratie« (Theodor Heuss) angenommen 
werden, jahrzehntelang eine wichtige und dauerhafte Verbindung zwischen Bundeswehr 
und umgebender Zivilgesellschaft leisten und sich schließlich zum Bestandteil der poli- 
tischen Kultur der Bundesrepublik entwickeln (Werkner 2004). 

Die Einbettung der Bundeswehr in die zivile Gesellschaft kommt weiterhin darin 
zum Ausdruck, dass stets rund 80 Prozent der Freiwilligen nur als Soldat auf Zeit (SaZ) 
in den Streitkräften dienen und daher auf eine zivilberufliche Verwertbarkeit ihrer in 
den Streitkräften absolvierten Ausbildungen angewiesen sind. Um mit der ab dem Ende 
der 1960er Jahre einsetzenden »Bildungsrevolution« Schritt zu halten und für qualifi- 
zierte Bewerber attraktiv zu bleiben, musste die Bundeswehr ein Aus- und Weiterbil- 
dungsprogramm entwickeln, das nicht nur militärischen Erfordernissen, sondern zu- 
nehmend denen des Arbeitsmarktes zu entsprechen hatte. Mit der Einführung eines 
wissenschaftlichen Studiums an den beiden 1973 in Hamburg und München geschaf- 
fenen Hochschulen, später Universitäten der Bundeswehr für die Offiziere und der 
Fachschul- und Meisterausbildungen für die Feldwebeldienstgrade näherten sich die 
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militärischen Qualifikationsniveaus nicht nur der zivilen Berufswelt an, sondern die 
Bundeswehr wurde gerade auch wegen ihrer Förderungsmaßnahmen beim Übergang 
in den Zivilberuf zu einer durchaus anerkannten (Aus-)Bildungseinrichtung - deren 
Vorzüge jedoch mitunter den Blick auf die Realitäten und Anforderungen des militäri- 
schen Dienstes verstellten. 

Allerdings schufen die strikte Orientierung der Bundeswehr an der Landesverteidi- 
gung sowie die enge zivile Einbettung ein willkommenes Tabu: Im Gegensatz zu ihren 
Verbündeten, die als ehemalige Kolonialmächte oder als globale Mächte immer wieder 
schwierige militärische Einsätze durchführten, blieben der Bundesrepublik jahrzehn- 
telang »Entscheidungen von strategischer Reichweite und moralischer Tragik erspart« 
(Stürmer 1990: 247). In der waffenstarrenden Stabilität des Ost-West-Konflikts konnte 
sich die Bundesrepublik so in der Gewissheit einrichten, dass sie ihr Militär nie würde 
einsetzen müssen. 


3 »Armee im Einsatz« - Wandel nach der Wiedervereinigung 


Das Ende der Blockkonfrontation 1989/90 brachte Deutschland nicht nur Wiederverei- 
nigung und volle Souveränität, sondern stellte das Land umgehend vor neue sicherheits- 
politische Risiken sowie bislang ungewohnte Erwartungen seiner Verbündeten hinsicht- 
lich des Einsatzes des deutschen Militärs. 


3.1 Neue Rahmenbedingungen 


Deutschland wechselte nach 1990 von der prekären Position als doppelter Frontstaat in 
die europäische Kernlage, ist mit seinen neun Nachbarstaaten freundschaftlich verbun- 
den und auch in der erweiterten Nachbarschaft sind keinerlei militärische Bedrohungs- 
potenziale mehr auszumachen. Aber das internationale System wandelte sich rasant: Der 
zentrale Weltkonflikt zwischen Ost und West wich einem dezentralen und vielgesichti- 
gen globalen Konfliktszenario, der Krieg als organisierte und intentionale Anwendung 
von Gewalt durch souveräne Staaten wurde immer seltener. Dafür verlagerte sich das 
Gewaltgeschehen zunehmend in Staaten und Gesellschaften hinein; entlang ethnischer, 
religiöser, weltanschaulicher, ökonomischer oder territorialer Konfliktlinien entzünde- 
ten sich in vielen Teilen der Welt Auseinandersetzungen, die während des Ost-West- 
Konflikts vielfach unterdrückt oder verdrängt worden waren. Mit der Entstaatlichung 
der Gewalt ging ihre Privatisierung und Ökonomisierung einher, zunehmend aber auch 
ihre Entgrenzung und weitere Brutalisierung. Die rasch voranschreitende Globalisie- 
rung (> Globalisierung) machte die Welt zum »global village«, dessen zunehmende wirt- 
schaftliche Verflechtung und Interdependenz zudem bis heute dafür sorgen, dass kein 
Staat in den westlich geprägten Stabilitätsoasen mehr von den direkten und indirek- 
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ten Folgen der Krisen und Kriege auch in vermeintlich entfernten Weltregionen ver- 
schont bleibt. 

Angesichts dieser neuen Herausforderungen drängten Deutschlands Verbündete in 
der sich rasch zu einer globalen Sicherheitsagentur entwickelnden NATO immer nach- 
drücklicher auf militärische Beiträge zum internationalen Krisenmanagement. Die jahr- 
zehntelang gern gesehene deutsche Zurückhaltung in Militärfragen einerseits und die 
erheblichen finanziellen Kompensationen andererseits wurden zunehmend als »Scheck- 
buch-Diplomatie« kritisiert und solidarisches Verhalten wurde auch in den bald zahl- 
reich einsetzenden internationalen Militäreinsätzen eingefordert. Mehr aus Bündnisrä- 
son denn aus eigenen machtpolitischen Intentionen heraus begann Deutschland, sich 
aktiv am Aufbau neuer multilateraler Streitkräftestrukturen und Instrumente der Si- 
cherheitsvorsorge und schließlich auch an bewaffneten Unternehmungen im Kontext 
von NATO, EU und UNO zu beteiligen. 

Bezogen auf die deutsche Sicherheitspolitik stellten bereits die 1992 erlassenen Ver- 
teidigungspolitischen Richtlinien (VPR) nach einer klarsichtigen Analyse der sich ab- 
zeichnenden neuen Weltlage fest, dass Krisenmanagement als künftige Schwerpunkt- 
aufgabe an die Stelle der bisherigen Ausrichtung auf die Abwehr einer großangelegten 
Aggression treten werde (BMVg 1992: Ziff. 25). Die Erosion von Landesverteidigung als 
der zentralen Legitimationsgrundlage für die Bundeswehr hatte begonnen. In den fol- 
genden Jahren fuhr Deutschland seine Friedensdividende ein, reduzierte seinen Streit- 
kräfteumfang schrittweise auf 250 000 Soldaten, hielt aber bis ins neue Jahrtausend hin- 
ein ofliziell an eben der Fixierung auf die Verteidigung fest. »Missions out of area«, wie 
sie seit 1991 vom Nordirak über Kambodscha, den Balkan bis hin zur Beteiligung am 
Kosovo-Krieg 1999 immer zahlreicher, robuster und gefährlicher wurden, sollten als 
»besondere Auslandseinsätze« stets als Ausnahme von der Regel der Landesverteidi- 
gung erscheinen. Erst die VPR von 2003 bestimmten, dass die Landesverteidigung ge- 
gen einen konventionellen Angriff nicht länger die »allein strukturbestimmende Auf- 
gabe der Bundeswehr« ist und die »nur für diesen Zweck bereitgehaltenen Fähigkeiten « 
nicht mehr benötigt werden (BMVg 2003: Ziff. 12). Folgerichtig führt auch das 2006 vor- 
gelegte »Weißbuch zur Sicherheitspolitik Deutschlands und zur Zukunft der Bundes- 
wehr« denn auch an erster Stelle einer Aufzählung von Aufgaben der Bundeswehr die 
Sicherung der außenpolitischen Handlungsfähigkeit Deutschlands an, gefolgt vom Bei- 
trag zur Stabilität im europäischen und globalen Rahmen. Erst im dritten Punkt taucht 
nach der Sorge für die nationale Sicherheit auch der Begriff » Verteidigung« auf (BMVg 
2006: 13, 70). 

Anders als die meisten seiner europäischen Nachbarn aber überführte Deutsch- 
land seine Streitkräfte nicht hin zu einer professionellen Interventionsarmee (Werkner 
2005), sondern hielt lange formell an der Allgemeinen Wehrpflicht fest, auch wenn die 
Dienstzeit der Grundwehrdienstleistenden immer kürzer wurde und ihr Anteil am 
Gesamtpersonalumfang der Bundeswehr von einst über 50 Prozent auf rund zehn bis 
15 Prozent im Jahr 2010 sank. Der alte Begründungszusammenhang »Landesverteidi- 
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gung-Wehrpflicht« zerbrach damit weitgehend; im Jahr 2011 wurde die Wehrpflicht 
dann ausgesetzt. 


3.2 Auslandseinsätze 


Seit ihrer Gründung hat die Bundeswehr eine lange Reihe von überwiegend humanitä- 
ren Hilfseinsätzen im Ausland unterhalb der Schwelle von bewaffneten Unternehmun- 
gen durchgeführt. An diese Tradition knüpften auch die ersten militärischen Engage- 
ments des deutschen Militärs nach der Wiedervereinigung an. Bereits im Frühjahr 1991 
beteiligten sich unbewaffnete Sanitäts- und Hilfskräfte an der US-geführten » Operation 
Provide Comfort« zur Unterstützung der kurdischen Zivilbevölkerung im Nordirak. 
Von Mai 1992 bis November 1993 betrieben deutsche Sanitätssoldaten in Pnom Penh ein 
Militärhospital im Rahmen der Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen in Kam- 
bodscha. Allerdings galten diese Beteiligungen ebenso wie die Entsendung von Minen- 
suchbooten in den Persischen Golf nach dem Golfkrieg 1991 nicht als Einsätze nach den 
Bestimmungen des Artikels 87a GG. 

Die Situation änderte sich, als der VN-Sicherheitsrat ein Handels- und Waffenem- 
bargo sowie ein Flugverbot gegen das ehemalige Jugoslawien verhängte und NATO und 
WEU sich zur Überwachung dieser Sanktionen bereit erklärten. Deutschland betei- 
ligte sich an der maritimen Überwachungsaktion in der Adria durch die Entsendung 
eines Kriegsschiffes der Bundesmarine und beließ seine Soldaten an Bord der im Luft- 
raum über dem Balkan eingesetzten AWACS-Aufklärungsflugzeuge. Von August 1993 
bis März 1994 stellte die Bundeswehr ein verstärktes Nachschubbataillon zu der VN- 
Friedensmission UNOSOM II in Somalia ab. In allen drei Einsätzen bestand die Mög- 
lichkeit der Einbeziehung deutscher Soldaten in Kampfhandlungen außerhalb der Lan- 
des- und Bündnisverteidigung. Die Bundesregierung unter Bundeskanzler Helmut Kohl 
hatte hier politische Fakten geschaffen, ohne zunächst eine politisch-rechtliche Klärung 
der Bedingungen solcher Einsätze herbeizuführen. Das daraufhin von mehreren Bun- 
destagsfraktionen angerufene Bundesverfassungsgericht bestätigte jedoch in seinem Ur- 
teil vom 12. Juli 1994 die grundsätzliche Rechtmäßigkeit von Bundeswehreinsätzen im 
Rahmen kollektiver Sicherheitssysteme wie den VN, der NATO oder der WEU auf der 
Grundlage von Art. 24 (2) GG. Als Neuerung aber verlangte es die konstitutive Zustim- 
mung des Bundestages zu derartigen Unternehmungen (Parlamentsvorbehalt) und be- 
gründete so eine gemeinsame Verantwortung von Regierung und Parlament für die Aus- 
landseinsätze. 

In den darauffolgenden Jahren wurde die Bundeswehr immer häufiger in bewaffnete 
Unternehmungen der verschiedensten Art und in den unterschiedlichsten Kontexten 
entsandt. Dazu gehörten zunächst Beteiligungen an VN-geführten Beobachtungs- und 
Friedensmissionen wie UNPROFOR im ehemaligen Jugoslawien (1995) oder UNOMIG 
in Georgien (1994-2009), bevor sich Deutschland dann ab 1995 zusammen mit den Ver- 
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bündeten verstärkt in VN-mandatierten Einsätzen zu engagieren begann. Darunter wer- 
den Missionen verstanden, die zwar durch den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
autorisiert wurden (sogenanntes »VN-Mandat«), deren Durchführung aber vollständig 
in der Verantwortung der beteiligten Organisationen bzw. Staaten liegt. In diese Ka- 
tegorie fallen die NATO-geführten Operationen IFOR/SFOR (1994-2004) bzw. KFOR 
(seit 1999) auf dem Balkan ebenso wie die EU-Missionen »Concordia« in Mazedonien 
(2003), » Artemis« (2003) und EUFOR DR Congo (2006) in der Demokratischen Re- 
publik Kongo, aber auch Beteiligungen an Ad-hoc-Koalitionen wie INTERFET in Ost- 
Timor (1999) oder zu Beginn der ISAF-Mission in Afghanistan (2001/02). Von Ende 
2001 bis 2010 nahm die Bundeswehr zudem an der »Operation Enduring Freedom« teil, 
die von den USA als Verteidigungsmaßnahme gegen den internationalen Terrorismus 
geführt wird und die ihre Rechtsgrundlagen in Art. 51 der VN-Charta (individuelle und 
kollektive Selbstverteidigung) sowie in Art. V des NATO-Vertrages findet. 

Bewegten sich alle diese Einsätze in einem klaren, völkerrechtlich abgesicherten 
Rahmen, zeigte sich Deutschland auch zur Überschreitung rechtlicher Grenzen bereit: 
An dem ohne Mandat des VN-Sicherheitsrates geführten Luftkrieg der NATO (»Ope- 
ration Allied Force«) gegen die Bundesrepublik Jugoslawien im Frühjahr 1999 nahmen 
deutsche Kampfflugzeuge teil. Innerhalb weniger Jahre wurden die deutschen Streit- 
kräfte so vor die Aufgabe gestellt, sich im gesamten Spektrum internationaler Militär- 
einsätze zu engagieren. 

Blickt man auf die Missionen, in welche die Bundeswehr im Jahr 2011 eingebunden 
ist, wird deutlich, dass die Zahl der eingesetzten Kräfte mit rund 7 000 Soldaten über 
die Jahre weitgehend konstant geblieben ist, sich jedoch Breite und Komplexität des Auf- 
gabenspektrums für die deutschen Soldaten weiterhin schrittweise vergrößern. Wäh- 
rend in Bosnien-Herzegowina die deutsche Beteiligung an der EU-geführten Operation 
»EUFOR Althea« deutlich auf gerade elf Soldaten reduziert wurde (alle Zahlenangaben: 
Juli 2011), bleibt die Zahl der im Rahmen der NATO-Operation KFOR im Kosovo ein- 
gesetzten Kräfte mit 938 noch deutlich höher. 

Bezüglich der Entsendung militärischer Kräfte in VN-geführte Operationen zeigt 
sich Deutschland traditionell eher zurückhaltend: 35 unbewaffnete Soldaten arbeiten in 
drei Blauhelmmissionen im Sudan bzw. im Südsudan. Einen Sonderfall stellt die etwas 
größere Beteiligung der Bundeswehr an der VN-Operation UNIFIL im Libanon dar: 
Nach dem sogenannten Sommerkrieg 2006 zwischen Israel und der vom Libanon aus 
operierenden Hisbollah-Organisation wurde die seit 1978 im Libanon stehende Frie- 
denstruppe deutlich vergrößert mit dem Ziel, das Wiederaufflammen von Kampfhand- 
lungen zu unterbinden. Nachdem die Deutsche Marine zu Beginn den multinationalen 
maritimen Anteil der UNIFIL geführt hatte, reduzierte sie ihr Engagement schrittweise 
von rund 1000 auf 221 Soldaten. 

Waren die meisten der bislang genannten Einsätze insgesamt eher unstrittig, steht die 
Beteiligung an der NATO-geführten »International Security Assistance Force« (ISAF) in 
Afghanistan seit Jahren immer stärker in der politischen und gesellschaftlichen Diskus- 
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sion. Hintergrund ist die wachsende Einbeziehung der rund 5 300 deutschen Soldaten in 
Kampfhandlungen, die im September 2009 mit einem von einem deutschen Komman- 
deur in Kundus angeforderten Luftschlag mit vielen Toten einen Höhepunkt erreichte 
und die angesichts steigender Verlustzahlen weiterhin sehr kritisch geführt wird. 
Wenngleich die Auslandseinsätze der Bundeswehr seit 1991 überwiegend im Rah- 
men von Stabilisierungsoperationen durchgeführt worden sind, zeigt gerade das Afgha- 
nistan-Beispiel, dass diese Missionen keineswegs ungefährlich sind. 2001 kam im Zuge 
der Beobachtungsmission UNOMIG erstmals ein deutscher Soldat durch Kampfhand- 
lungen ums Leben, als ein Hubschrauber von Aufständischen abgeschossen wurde. In 
Afghanistan starben seit 2001 mehr als 50 Soldaten durch Kampfhandlungen, Selbst- 
mordanschläge bzw. Unfälle mit (Luft-)Fahrzeugen, Waffen, Sprengstoff oder Minen. 
Insgesamt mehr als 80 Tote und eine nicht bekannte Zahl von verletzten und psychisch 
traumatisierten Soldaten zeigen, dass sicherheitspolitische Entscheidungen permanent 
von der Gefahr des Todes und der Verwundung eigener Staatsbürger begleitet sind, und 
unterstreichen die besondere Verantwortung der Politik gegenüber ihrem Militär. 


3.3  Zögerlicher Reformprozess 


Die neuen Einsätze verlangten der Bundeswehr einen tiefgreifenden und fortdauernden 
Reformprozess ab. Doch trotz weggefallener Bedrohung und zunehmender Einsatzauf- 
gaben vollzog sich der Wandel der Bundeswehr von der Verteidigungs- zur Einsatzarmee 
langsam und unvollständig. Die Gründe für diesen verschleppten Reformprozess sind 
vielfältiger Natur. Den für eine tiefgreifende Modernisierung und Neustrukturierung 
der Bundeswehr erforderlichen Kosten standen real sinkende Verteidigungsaufwendun- 
gen ebenso gegenüber wie erhebliche Kosten aus langfristigen Beschaffungsprogram- 
men, die bis in Zeiten lange vor dem Wegfall des Ost-West-Konflikts zurückreichen. So 
wurde etwa die Entwicklung des Jagdflugzeugs » Jäger 90« im Jahr 1983 unter den Vorzei- 
chen einer massiven Bedrohung durch die konventionellen Streitkräfte der Sowjetunion 
begonnen - die Einführung von 180 Maschinen des inzwischen in »Eurofighter 2000« 
umgetauften Kampfflugzeugs erfolgte dann ab 2006. 

Vor allem aber vollzog sich der Wandel der strategischen Kultur in Deutschland lang- 
samer als die sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen. Die neuen Aufgaben sollten 
stets - darum bemühten sich politische und militärische Führung nachdrücklich - als 
Ausnahme vom eigentlichen Auftrag der Bundeswehr, der Landesverteidigung, erschei- 
nen. So stellten zwar bereits die im November 1992 durch Verteidigungsminister Volker 
Rühe erlassenen Verteidigungspolitischen Richtlinien (VPR) nach einer klarsichtigen 
Analyse der sich abzeichnenden neuen Weltlage fest: »Krisenmanagement wird als künf- 
tige Schwerpunktaufgabe an die Stelle der bisherigen Ausrichtung auf die Abwehr einer 
großangelegten Aggression treten« (BMVg 1992: Ziff. 48). Doch das bald danach vor- 
gelegte Weißbuch 1994 machte deutlich, dass es die primäre Aufgabe der Bundeswehr 
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bleibe, »das Territorium der Bundesrepublik Deutschland, den Luftraum und die Küs- 
tengewässer« zu verteidigen (BMVg 1994: Ziff. 520), auch wenn die Verschiebung des 
»zentralen Bezugspunktes und Maßstabes verteidigungspolitischer Überlegungen« hin 
zur Krisenbewältigung akzeptiert wurde (BMVg 1994: 89). Das zahlenmäßige Verhält- 
nis der dann geschaffenen Krisenreaktionskräfte (KRK) zur Gesamtstärke der Bundes- 
wehr (nie erreichte 50 000 zu 370 000, später 340 000), das Festhalten an panzerstarken 
Hauptverteidigungskräften (HVK) sowie die Aufrechterhaltung der nur in ihrer Dauer 
reduzierten Wehrpflicht belegten dann auch in der Struktur der Bundeswehr den Aus- 
nahmecharakter des sogenannten besonderen Auslandseinsatzes. 

Dabei blieb es zunächst auch nach dem Wechsel zur rot-grünen Bundesregierung im 
Jahr 1998. In einer verteidigungspolitischen Bestandsaufnahme stellte Verteidigungsmi- 
nister Rudolf Scharping fest, dass »die Landesverteidigung zum unwahrscheinlichsten 
Einsatzfall geworden« sei (BMVg 1999: 25), nur um ein Jahr später in seiner Reformkon- 
zeption »Eckpfeiler für eine Erneuerung von Grund auf« in eindeutiger Klarheit fest- 
zustellen: »In erster Linie bestimmen Landesverteidigung und kollektive Verteidigung 
Umfang und Struktur der Bundeswehr.« (BMVg 2000: Ziff. 20). Zwar hob dieser Refor- 
mansatz die Unterscheidung zwischen Krisenreaktions- und Hauptverteidigungskräften 
auf, schuf eigene Einsatzkräfte in der Größenordnung von 150 000 Soldaten sowie ein 
Einsatzführungskommando zur Leitung der Auslandseinsätze. Der Grundsatz blieb in- 
des erhalten, dass die Verteidigungskräfte auch die Krisenbewältigung zu leisten haben 
(zu den Reformen der 1990er Jahre ausführlich: Meiers 2006: Kap. 4). 


4 Zwischen Transformation und Neuausrichtung: 
Stand und Entwicklungsperspektiven des deutschen Militärs 


Im Jahr 2011 befindet sich die Bundeswehr wieder in einer Phase des Übergangs. Die 
im Jahr 2003 durch die Verteidigungspolitischen Richtlinien (VPR) angestoßene Trans- 
formation der Bundeswehr zur vorrangig auf den Auslandseinsatz orientierten Streit- 
macht hatte die Schaffung neuer Prioritäten und Strukturen zum Ziel, die jedoch noch 
nicht vollständig realisiert waren, als im Jahr 2010 der damalige Verteidigungsminister 
Karl-Iheodor zu Guttenberg einen erneuten grundlegenden Umbau der Bundeswehr 
ankündigte. Diese von seinem Nachfolger Thomas de Maiziere dann so bezeichnete 
» Neuausrichtung der Bundeswehr« (BMVg 2011b) lag Mitte 2011 erst in ihren Grund- 
zügen vor. Diese knüpfen durchaus an die Ziele der Transformation an, »die Einsatzfä- 
higkeit der Bundeswehr in einem sich wandelnden Umfeld zu erhöhen und auf Dauer 
zu erhalten«, und führt auch den Gedanken fort, dass dieser Prozess »alle Dimensio- 
nen der Streitkräfte und ihrer Verwaltung - Fähigkeiten, Umfänge, Strukturen, Statio- 
nierung, Personal, Material, Ausrüstung und Ausbildung« umfasst (BMVg 2006: 102). 
Dahinter verbirgt sich der Anspruch, schnell und flexibel die geeigneten militärischen 
Mittel für neue oder unerwartet auftretende Bedrohungen zur Hand zu haben. Vor al- 


618 Militär 


lem aber geht es um die Überwindung überholter Denkschemata, die sich in den Ka- 
tegorien der alten Teilstreitkräfte Heer, Marine und Luftwaffe und deren spezifischen 
Führungs- und Einsatzmustern bewegen, zugunsten sogenannter streitkräftegemeinsa- 
mer Fähigkeiten und Einsatzmuster. In deren Rahmen sollen die unterschiedlichen mi- 
litärischen Funktionsbereiche der Bundeswehr, aber auch ihrer multinationalen Partner 
diejenigen Fähigkeiten einbringen, die zur Bewältigung des jeweiligen Einsatzauftrages 
erforderlich sind. 

Hierzu wurde die Führungsorganisation der Bundeswehr gestrafft, Ebenen wurden 
reduziert und - jedenfalls der Konzeption nach - Einsatzführung von Amts- und Ver- 
waltungsaufgaben getrennt. Der Generalinspekteur der Bundeswehr erhielt neue, zu- 
sätzliche Zuständigkeiten: Als Vorsitzender des Einsatzrates wie auch des Rüstungsrates 
ist er seit 2005 für die Planung, Durchführung und Nachbereitung von Einsätzen ebenso 
verantwortlich wie für die Ausstattung der Streitkräfte. Im neuen Kompetenzbereich 
des Generalinspekteurs angesiedelt ist der Einsatzführungsstab sowie das Einsatzfüh- 
rungskommando der Bundeswehr in Potsdam, das alle Auslandseinsätze der Bundes- 
wehr führt. 

Die insgesamt rund 220 000 Soldaten der Bundeswehr verteilen sich 2011 noch auf 
fünf Organisationsbereiche: die klassischen Teilstreitkräfte Heer, Luftwaffe und Marine, 
den Zentralen Sanitätsdienst sowie die für alle übergreifenden Aufgaben wie Führungs- 
organisation, Logistik oder Territorialverteidigung zuständige Streitkräftebasis. 

Bezogen auf die Einsatzaufgaben der Bundeswehr sollten die Soldaten aller Organi- 
sationsbereiche mit ihren jeweiligen Spezialisierungen und Befähigungen drei übergrei- 
fenden sogenannten Kräftekategorien zugeordnet werden: rund 35 000 Soldaten in den 
für Kampfaufgaben vorgesehenen Eingreifkräften, rund 70 ooo Soldaten in den für die 
Absicherung von Friedensprozessen vorgesehenen Stabilisierungskräften sowie die rund 
147 500 Soldaten in den mit der Aufrechterhaltung des Grundbetriebs im Inland beauf- 
tragten Unterstützungskräften. 

Die Fokussierung der Bundeswehr auf den internationalen Einsatz hat Konsequen- 
zen auch für die Ausstattung der Streitkräfte. Beispielsweise sollen mit dem Airbus 
A 400M strategische Transportkapazitäten geschaffen werden; geplant ist, die Führungs- 
fähigkeit im Einsatz durch integrierte Kommunikations- und Informationssysteme zu 
optimieren; die Wirksamkeit im Einsatz soll durch den luftverlastbaren Schützenpan- 
zer »Puma«, den »Eurofighter«, den Unterstützungshubschrauber »Tiger« und den 
Transporthubschrauber NH 90 gesteigert werden; mit Geräten zur Erkennung von He- 
ckenschützen soll der Schutz der eingesetzten Soldaten verbessert werden. Diese und 
eine Reihe weiterer Modernisierungsprojekte würden tatsächlich die Einsatzfähigkeit 
einer Bundeswehr steigern, die bislang noch überwiegend mit für ihre neuen Aufga- 
ben weniger geeignetem oder veraltetem Material ausgestattet ist. Allerdings sind so 
entscheidende Fähigkeiten wie Lufttransport und geschützte Fahrzeuge noch nicht bzw. 
nur unzureichend in die Truppe eingeführt worden, worauf der Wehrbeauftragte des 
Deutschen Bundestages immer wieder verweist. Auch die Absicht, die Ausstattung der 
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Bundeswehr mit modernem Gerät nach Kräftekategorien abgestuft vorzunehmen, zeigt 
die Grenzen der Transformation: Modernes Material wurde allenfalls für die Kräfte im 
Auslandseinsatz beschafft; für die Ausbildung in Deutschland standen viele Fahrzeuge, 
Waffen, Geräte etc. nicht oder nur eingeschränkt zur Verfügung. Auch zeigte sich, dass 
die Unterscheidung nach kampffähigen Eingreifkräften und Stabilisierungskräften nicht 
möglich ist. Wie in Afghanistan kann jede Stabilisierungsoperation in eine höchst inten- 
sive Kampf- oder Kriegssituation kippen. 

Auch in den durch die Transformation angestrebten Strukturen bleibt die Bundes- 
wehr aber am äußersten Rande ihrer Belastbarkeit, wenn sie rund drei Prozent oder 
7300 ihrer Soldaten in acht Einsatzszenarien gebunden hat. Die seit 2010 laufende 
»Neuausrichtung« soll daher durch eine weitere drastische Reduzierung des Umfangs 
der Bundeswehr auf bis zu 185 000 Soldaten sowie eine weitere Straffung der (Füh- 
rungs-)Strukturen die Fähigkeiten der Bundeswehr verbessern, mehr Kräfte (bis zu 
10 000) eflizienter in den Einsatz zu bringen. Begründet wird dies in den VPR 2011 nicht 
zuletzt wiederum mit verlässlichen Beiträgen zu den Bündnissen, denen Deutschland 
zur Wahrnehmung seiner Sicherheitsinteressen angehört: »Durch die Befähigung zum 
Einsatz von Streitkräften im gesamten Intensitätsspektrum ist Deutschland in der Lage, 
einen seiner Größe entsprechenden, politisch und militärisch angemessenen Beitrag zu 
leisten und dadurch seinen Einfluss, insbesondere seine Mitsprache bei Planungen und 
Entscheidungen sicherzustellen. Nur wer Fähigkeiten für eine gemeinsame Aufgaben- 
wahrnehmung anbietet, kann im Bündnis mitgestalten.« (BMVg 2o11a: 10). Damit un- 
terstreichen die VPR 2011 noch einmal deutlich, dass die Aufgaben und die Struktur der 
Bundeswehr weiterhin am multinationalen Einsatz im Rahmen des weltweiten Krisen- 
managements (VN, EU, NATO, OSZE) ausgerichtet bleiben - auch wenn im Auftrag der 
Bundeswehr wieder die Landesverteidigung an die erste Stelle rückt (BMVg 2011a: 11). 

Inwieweit diese Neuausrichtung die angestrebten Erfolge erreichen wird, bleibt in- 
des abzuwarten. Begonnen wurde der Prozess mit dem Blick auf weitere Einsparungen 
im Verteidigungshaushalt, nicht auf der Grundlage einer stringenten sicherheitspoli- 
tischen Analyse und daraus abgeleiteten Fähigkeiten und Umfängen. Die Wehrpflicht 
wurde ausgesetzt und damit de facto abgeschafft, ohne dass ein durchdachtes Konzept 
vorgelegen hätte, wie die zuvor in großer Zahl über den Grundwehrdienst rekrutierten 
Nachwuchskräfte in der Zukunft gewonnen werden können. Vor allem aber bleiben die 
VPR ein »top down«-Papier des Verteidigungsministers, in welchem dieser wiederum 
Aufgaben und Ziele formuliert, Soldaten und Zivilpersonal der Bundeswehr einschwört 
und schließlich auch Wirtschaft und Gesellschaft in die Pflicht nimmt - ohne dass die 
so Angesprochenen zuvor in einen sicherheitspolitischen Diskurs über Sinn und Zweck 
dieser Einsätze eingebunden worden wären. So formulieren die VPR: »Die Soldaten der 
Bundeswehr werden ihr berufliches Selbstverständnis im Einsatz für unsere Sicherheit 
und den Schutz unserer Bürger umso besser annehmen und erfüllen, je aufgeschlos- 
sener und verständnisvoller die deutsche Gesellschaft die Besonderheiten des soldati- 
schen Dienens und den Beitrag der Streitkräfte insgesamt für Deutschland anerkennt 


620 Militär 


und würdigt.«(BMVg 2011a: 20) Wie diese größere Kongruenz zwischen militärischem 
Auftrag und dessen gesellschaftlicher Wertschätzung erreicht werden soll, ist jedoch seit 
langem eine offene Frage. 


5 Gesellschaftspolitische Relevanz: Welche Streitkräfte braucht Deutschland? 


Jahrzehntelang ruhte der strategische Konsens in Politik, Gesellschaft und Militär 
Deutschlands fest auf zwei wesentlichen Säulen: der Kultur militärischer Zurückhal- 
tung, nach der die Bundeswehr nur zur Verteidigung des eigenen Landes bzw. seiner 
Verbündeten eingesetzt werden durfte, auf der einen Seite sowie der strikt multilateralen 
Ausrichtung der Außen- und Sicherheitspolitik auf der anderen. Die Bündnisintegration 

galt zugleich als probate und dauerhafte Absicherung gegen eine wie auch immer gear- 
tete missbräuchliche Verwendung des deutschen Militärs. Mit der Wiedervereinigung 

und den weltpolitischen Veränderungen nach dem Ende des Ost-West-Konflikts geriet 
diese Statik ins Wanken. Die Alliierten drängten auf verstärkte militärische Beiträge 

Deutschlands im internationalen Krisenmanagement und die jeweiligen Bundesregie- 
rungen mussten - aus Gründen der Bündnissolidarität und zur Wahrung ihrer Einfluss- 
möglichkeiten - diesem Drängen verstärkt Folge leisten. Diese neuen Handlungszwänge 

trafen indes auf eine Gesellschaft, die in ihrer großen Mehrheit militärischen Unterneh- 
mungen mit großer Skepsis gegenübersteht. Blickt man auf die Funktionszuschreibun- 
gen, die die deutsche Gesellschaft noch immer für ihr Militär präferiert, so steht der 
Schutz des eigenen Landes nach wie vor an erster Stelle und werden Katastrophenhilfen 

hoch bewertet. In den Auslandseinsätzen sind es vor allem die humanitären und stabili- 
sierenden Einsätze, die im öffentlichen Meinungsklima unterstützt werden; die Zustim- 
mungswerte sinken rapide, wenn es um den Einsatz von militärischer Gewalt oder gar 
um Krieg geht (Bulmahn 2010: 29 f.). 

Beispielhaft lässt sich dies am Einsatz in Afghanistan erkennen, der im Winter 
2001/02 als Hilfs- und Stabilisierungsmission begann und in den letzten Jahren Formen 
annahm, die denen eines Krieges immer ähnlicher wurden. Begleitete die deutsche Ge- 
sellschaft das ISAF-Mandat zunächst mit wohlwollender Unterstützung, steht sie der 
Fortführung dieses zunehmend gewaltsamen Unternehmens mit wachsender Skepsis, 
gleichwohl aber differenziert gegenüber. Gefragt nach den von der Bundeswehr zu leis- 
tenden Aufgaben sprechen sich zwei Drittel für die Aufbauhilfe durch die Bundeswehr 
aus, gefragt nach Ausdehnung der Kampfhandlungen deutscher Soldaten im Norden 
wie im Süden des Landes, lehnt dies eine ebenso große Mehrheit ab (Bulmahn 2010: 41). 
Die Vorstellungen des » miles protector« finden sich also auch nach fast zwei Jahrzehn- 
ten von Auslandseinsätzen der Bundeswehr fest verankert in der öffentlichen Wahrneh- 
mung in Deutschland wieder - was auch erklärt, warum innerhalb des politischen Ap- 
parates so lange ängstlich versucht wurde, eine strategische Debatte über die Realitäten 
des oft ganz und gar nicht friedlichen Geschehens vor allem in Afghanistan nach Kräf- 
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ten zu verschleiern. Wie untauglich diese Bemühungen waren, zeigte sich spätestens seit 
dem im September 2009 von einem deutschen Oberst in Kunduz angeforderten Luft- 
schlag gegen entführte Tanklastzüge mit vielen Toten sowie den 2010 und 2011 intensi- 
vierten Kampfhandlungen, bei denen mehr als zehn deutsche Soldaten getötet wurden. 
Diese Ereignisse verdeutlichen den kriegerischen Alltag in Afghanistan und machen die 
langjährige »Lebenslüge« (Karl-Theodor zu Guttenberg) der politischen und militäri- 
schen Führung bezüglich der Militäreinsätze offenkundig. Die Folgen solcher » Lebens- 
lügen« können bis zur gesellschaftlichen Delegitimation eines Einsatzes reichen, wenn, 
wie im Falle Afghanistans, die politische Rhetorik in Deutschland nicht mehr mit der 
Realität vor Ort in Deckung gebracht werden kann. 

Damit einher geht die Frage, inwieweit die Bundeswehr auch in Zukunft eine vor- 
bildlich in Staat und Gesellschaft integrierte Streitmacht sein kann. Zwar ist das Anse- 
hen der Streitkräfte in der deutschen Bevölkerung stark ausgeprägt; außer der Polizei 
wird in Deutschland kaum einer Institution so großes Vertrauen entgegengebracht wie 
der Bundeswehr (Bulmahn 2010: 20f.). Folglich scheinen auch die alten Befürchtun- 
gen, nach denen die Streitkräfte sich von der Gesellschaft abkoppeln und einen »Staat 
im Staate« bilden könnten, als rechtschaffen überholt. Nach mehr als 55 Jahren sind Of- 
fiziere und Unterofliziere längst tief in der Mitte der Gesellschaft verankert, der Primat 
des Politischen ist in jeder Hinsicht akzeptiert, auch wissen die allermeisten Soldaten 
um die Notwendigkeit der gesellschaftlichen Legitimation ihres Handels. Daran dürfte 
auch die 2011 erfolgte Aussetzung der Wehrpflicht nichts ändern - auch wenn gerade 
über die Wehrpflicht vielfältige Verbindungen zwischen Bundeswehr und Gesellschaft 
bestanden, die nunmehr wegfallen. 

Gleichwohl könnte sich eine gegenseitige Entfremdung zwischen Gesellschaft und 
Militär einstellen, sollte die Bundeswehr - auf Geheiß der Politik und unter dem Druck 
der Alliierten bzw. der sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen - auf einen Kurs 
gebracht werden, der den fundamentalen Überzeugungen und der politisch-strategi- 
schen Kultur im Lande nicht entspricht. Die neuen Einsätze fordern ein zunehmend auf 
den Kampf ausgerichtetes, professionelles Militär - dessen Handeln jedoch zugleich den 
eher pazifistischen Grundströmungen in der Gesellschaft entsprechen soll. Diese Grat- 
wanderung stellt das Militär wie auch Politik und Gesellschaft vor Herausforderungen. 

So weist Elmar Wiesendahl darauf hin, dass die Bundeswehr die Entwicklung einer 
neuen militärischen Kultur noch keineswegs abgeschlossen hat, sondern sich weiter- 
hin - und wohl noch lange - in »einem schwierigen Such- und Selbstfindungsprozess 
[befindet], der seine Zeit braucht, um sich am Ende orientierungs- und verhaltensstabi- 
lisierend im Bewusstsein der Bundeswehr niederzuschlagen« (Wiesendahl 2010: 2). Wie 
gelingt ihr der offenkundige Spagat zwischen den militärisch-professionellen Anforde- 
rungen von Kampfeinsätzen einerseits und den gesellschaftlichen Anforderungen nach 
der Fortführung eines stärker zivilen Paradigmas? 
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6 Ausblick 


Nach zwei Jahrzehnten grundlegender Veränderungen in Auftrag, Struktur und Um- 
fang der Bundeswehr sowie nach zahlreichen militärischen Einsätzen in aller Welt steht 
in Deutschland eine gesellschaftliche Debatte über die Verwendung seines Militärs 
weiterhin aus. Dabei stellt sich eine Reihe immer drängenderer Fragen: Müssen deut- 
sche Soldaten in internationale Kampfeinsätze gehen? Welchen Zielen sollen diese die- 
nen? Unter welchen Voraussetzungen und Bedingungen sollen sie erfolgen? Müssen 
die knappen Gelder fokussierter eingesetzt werden und folglich überbrachte Strukturen 
neu überdacht werden? Wie finden die Streitkräfte nach der Aussetzung der Wehrpflicht 
genügend qualifizierte junge Menschen, die zur verantwortungsvollen Ausführung die- 
ses komplexen und gefährlichen Berufs bereit und in der Lage sind? 

Über diese und viele andere Fragen werden politische und militärische Entscheidun- 
gen zu treffen sein, die zuvor - so sollte es in einer Demokratie sein - intensiv in der 
Öffentlichkeit diskutiert werden. Ein neuer strategischer Konsens, der sicherheitspoli- 
tische Rahmenbedingungen und gesellschaftliche Erwartungen an die Verwendung des 
Militärs wieder in konsistenter Weise verbindet, erscheint lange überfällig. Bislang hat 
gerade die Politik, die häufig das mangelnde Interesse der Öffentlichkeit an sicherheits- 
politischen Gegenständen beklagt, viel dazu beigetragen, eine offene Debatte um die 
Rolle der Streitkräfte als Instrument deutscher auswärtiger Politik zu verhindern. Immer 
wieder ließen sich die Bundesregierungen aus Gründen der Bündnisräson in Szenarien 
drängen, auf die weder das Militär noch Politik und Öffentlichkeit hinreichend vorberei- 
tet waren. Dieser reaktive Ansatz erscheint als das Gegenteil von vorausschauender und 
souveräner Politik und wird nicht auf Dauer Bestand haben können, weil er regelmäßig 
zu Irritationen sowohl bei den Verbündeten wie auch bei der eigenen Bevölkerung ge- 
führt hat. Wie kaum ein anderes Land profitiert die Exportnation Deutschland von sta- 
bilen Verhältnissen in der Welt. Sie wird gerade auch über ihren militärischen Beitrag 
hierzu befinden müssen. 
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Modernisierung und Individualisierung 
Hans-Peter Müller/Erika Alleweldt 


Unter Modernisierung versteht man ganz allgemein den Prozess der stetigen Verbesse- 
rung und damit der Leistungssteigerung von Gesellschaften (Berger 1986; Müller 2010; 
Parsons 1971). Ursprünglich von Europa ausgegangen, hat die Idee der Moderne die 
ganze Welt erobert, weshalb auch Entwicklung vor allem als Modernisierungspolitik 
verstanden wird. Heute scheinen sich fast alle Gesellschaften dieser Welt das Motto 
der Olympischen Spiele: »citius, altius, fortius« - also »schneller, höher, stärker« - auf 
die Fahnen geschrieben zu haben. Die Perfektibilität von Mensch und Organisation, 
wie Jean-Jacques Rousseau das Modernisierungsideal der Vervollkommnungsfähigkeit 
nannte, wird zum obersten Ziel auch und gerade moderner Gesellschaften und zum 
wichtigsten Parameter der Gesellschaftspolitik schlechthin. Der ständige Wandel und 
die permanente (Weiter-)Entwicklung von Wissenschaft und Technik, Wirtschaft, Po- 
litik und Kultur werden zum einzigen und einzigartigen Stabilitätsanker der Moderne. 
Alle Traditionen, Institutionen und Routinen in einer Gesellschaft werden stets und 
ständig auf ihre Leistungs- und Entwicklungsfähigkeiten und -möglichkeiten hin in- 
frage gestellt, bei Bedarf reformiert und bei Versagen sang- und klanglos durch Neu- 
schöpfungen ersetzt. Die Modernisierungsformel lautet: Reform als permanente Revo- 
lution. Seit der industriellen Revolution und der Entstehung des Kapitalismus, seit der 
politischen Revolution und der Durchsetzung der Demokratie und seit der kulturellen 
Revolution und der Heraufkunft des Individualismus geht es in Wissenschaft und Tech- 
nik um weitere Inventionen und Innovationen, in der Wirtschaft um Produktivität und 
Effizienz, in der Politik um Partizipation und Effektivität, in der Kultur um die Vervoll- 
kommnung des Menschen und seiner Lebensführung. Dieses Steigerungsspiel, dieser 
permanente Kampf um Modernität dauern im Westen schon über 250 Jahre und ha- 
ben längst die gesamte Welt, wenn auch in unterschiedlicher Weise, erfasst. Heute ist 
die Rede nicht mehr von der Moderne, sondern von multiplen Modernen (Eisenstadt 
2002; Schwinn 2006), denn es gibt viele Wege der Modernisierung und mehrere Spiel- 
arten moderner Gesellschaften. Während Wissenschaft und Technik tatsächlich univer- 
saler Natur zu sein scheinen, wie die rasche Verbreitung von Technologien wie z.B. die 
des Computers über die ganze Welt illustriert, gibt es verschiedene Spielarten des Ka- 
pitalismus, diverse Formen der Demokratie und unterscheidbare Varianten des Indi- 
vidualismus. Im Folgenden soll der letztgenannte Zusammenhang, das Verhältnis von 
Modernisierung und Individualisierung, im Mittelpunkt stehen. Ähnlich wie bei Mo- 
dernisierung, Modernität und Moderne sollen eingangs die drei »I« - Individualisie- 
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rung, Individualismus und Individualität - zur besseren Orientierung (Bellah et al. 1985; 
Dumont 1983; Ebers 1995; Elias 1987; Friedrichs 1998; Kron 2000; Lukes 1973; Schroer 
2001) definiert und näher erläutert werden. 

Individualisierung bezeichnet im Zuge der Modernisierung einen vielschichtigen 
Prozess mit ganz unterschiedlichen Facetten, je nachdem, welche Denktradition man 
konsultiert. Für unsere Zwecke lassen sich indes mindestens drei Dimensionen als ver- 
bindlich auszeichnen: 


1) Die Freisetzung des Menschen aus traditionellen Identitäten - vom Stamm über die 
Familie bis zur Klasse (Freiheitsdimension); 

2) Die freie Wahl von Kommunikationen, Kontakten und Beziehungen (Bindungs- 
oder Sozialitätsdimension); 

3) Die Selbstverwirklichung der Persönlichkeit über autonome Lebensführung, ein »in- 
dividuelles Gesetz« und Selbstbestimmung (Individuierungsdimension). 


Individualismus verweist auf eine Weltanschauung oder Ideologie, die den Menschen 
oder das Individuum ins Zentrum des Lebens stellt. Georg Simmel etwa, der in seinem 
Werk in besonderem Maße dem Verhältnis von Modernisierung und Individualisierung 
nachgegangen ist, unterscheidet den romanischen Individualismus, in dem es um den 
Typus Mensch wie den kultivierten »honn&te homme« geht, und den germanischen In- 
dividualismus, bei dem sich alles um die Einzigartigkeit des Menschen dreht. 

Unter Individualität soll die Einheit, die Eigenart und die Einzigartigkeit eines Ichs 
verstanden werden. Mit der Einheit wird signalisiert, dass der moderne Mensch über 
eine eigene, nämlich seine intime Innenwelt verfügt; häufig wird in diesem Zusammen- 
hang auch von der Ich-Identität gesprochen. Mit der Eigenart wird die Besonderheit 
oder Partikularität eines Menschen adressiert, also das, was im Volksmund gern als die 
»Ecken und Kanten einer Persönlichkeit« bezeichnet wird. Mit Einzigartigkeit wird die 
romantisch anmutende Vorstellung verbunden, dass ein Mensch ein Unikat sein kann, 
sein möchte und sein soll. Von Goethe etwa wird behauptet, dass dieses Individuum 
par excellence die Furcht umgetrieben habe, es könne auf der Welt noch jemanden ge- 
ben, der ihm gleicht. Diese Sorge um Unikalität bringt den Einzigartigkeitsanspruch 
des Menschen sinnfällig auf den Begriff. Die drei »E« umreißen ganz gut die landläu- 
fige Auffassung von Individualität. Das erste »E« (Einheit) zielt eher auf die sogenannte 
» Allgemeinheitsindividualität« (Kohli 1988), in der sich ein Mensch als selbstständige 
Person in der Gesellschaft deklariert, das zweite und das dritte »E« (Eigenart und Ein- 
zigartigkeit) verweisen eher auf die »Besonderheitsindividualität«, in der sich eine Per- 
sönlichkeit als Unikat inszeniert. 

Schon die Klassiker der Sozialwissenschaften diskutierten unter verschiedenen Vor- 
zeichen diese Beziehung zwischen Modernisierung und Individualisierung. Man könnte 
geradezu sagen, dass sie den ersten Individualisierungsschub im Rahmen der indus- 
triegesellschaftlichen Moderne reflektiert haben. In einem ersten Schritt sollen deshalb 
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ihre wichtigsten Erkenntnisse geschildert werden, da sie nach wie vor unser heutiges 
Selbstverständnis informieren. In einem zweiten Schritt werden ausgewählte Bereiche 
der Individualisierung untersucht, um festzustellen, in welchen Formen und wie weit 
der Prozess heute vorangeschritten ist. Das Verhältnis von Modernisierung und Indivi- 
dualisierung wird anhand von Arbeitsmarkt und Beruf einerseits, Familie und Partner- 
schaft andererseits nachgezeichnet. In einem dritten Schritt soll der Versuch unternom- 
men werden, die Entwicklungschancen der Individualisierung vor dem Hintergrund 
gegenwärtiger Modernisierungsprozesse abschließend einzuschätzen. 


1 Klassische Vorstellungen von Individualisierung 


Als Alexis de Tocqueville (1987) seinen Reisebericht von der Neuen Welt Amerikas im 
Jahre 1835 der staunenden europäischen Öffentlichkeit präsentierte, notierte er drei 
Dinge: die Demokratie als neue Regierungs- und Lebensform; die Gleichheit der Mit- 
glieder dieser neu geformten Gesellschaft, also ihre Menschen- und Bürgerrechte; den 
Individualismus, den er unter den Amerikanern vorgefunden hatte. Es ist Tocqueville, 
der diesen Begriff prägt und ihn als friedfertiges Gefühl definiert, das nicht einfach mit 
Egoismus zu verwechseln sei; trotzdem geht der Individualismus einher mit einem prak- 
tischen Materialismus. Gerade weil alle Menschen in der neuen, modernen Gesellschaft 
gleichgestellt sind und das Geld zum alleinigen Wertmaßstab für erfolgreiche Lebens- 
führung wird, muss der Sinn für die Freiheit in den Menschen wachgehalten werden, 
wenn die Individualisierung nicht die demokratischen Tugenden dieser neuen Gesell- 
schaft zerstören soll. Das Resultat wäre politischer Despotismus, der durchaus nicht ge- 
walt-, sondern wohltätig sein könnte, indem er den Bürgern die »Last« der politischen 
Partizipation abnimmt und sie im Gegenzug durch einen Wohlfahrtsstaat großzügig 
versorgt. Einen solch benevolenten Despotismus in Knechtschaft hält Tocqueville für 
unwiderstehlich und sieht ihn daher als die größte Gefahr für die Demokratie, zwar 
nicht als Regierungsform, aber als Lebensform an. Eine demokratische Gesellschaft 
ohne lebendige Demokratie hält Tocqueville für die unglückseligste Legierung von Mo- 
dernisierung und Individualisierung. 

Während Tocqueville die sozialpolitische Dimension der Individualisierung be- 
leuchtet, indem er Demokratie nicht nur als Gesellschafts-, sondern auch als Lebens- 
form untersucht, betrachtet Karl Marx (1973) eher die sozioökonomische Dimension 
des Verhältnisses von Produktions- und Lebensweise im Kapitalismus. Zwar schaffen 
der Kapitalismus und sein wichtigster Akteur, die Bourgeoisie (Marx/Engels 1990), noch 
nie in der Geschichte der Menschheit dagewesene Reichtümer, aber durch die gesell- 
schaftliche Produktion bei privater Aneignung fallen die Gewinne üppig, die Löhne hin- 
gegen niedrig aus. Angesichts der starken Nachfrage nach Arbeit bei knappem Ange- 
bot entsteht eine »industrielle Reservearmee« von Arbeitslosen, die so viel Druck auf 
den Arbeitsmarkt ausübt, dass die Löhne um das Existenzminimum oszillieren oder gar 
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darunter fallen. Die Folgen sind Ausbeutung, Entfremdung und Verarmung. Die Arbei- 
terschaft oder das Proletariat wird in die Verelendung und in den Pauperismus getrieben. 
Trotz dieser ambivalenten Einschätzung der kapitalistischen Arbeitsteilung angesichts 
der Ungleichheit zwischen Bourgeoisie und Proletariat - dort Reichtum, hier Armut - 
notiert Marx die emanzipatorische Rolle eines freien Arbeitsmarktes. Tatsächlich sind 
freies Kapital und freie Arbeit auf der Basis verbürgter Eigentumsrechte die wichtigsten 
institutionellen Voraussetzungen für einen dynamischen Kapitalismus. Zwar kann der 
Arbeitgeber die »terms of trade« für den Arbeitnehmer, also die Höhe von Arbeitszeit 
und Entlohnung, weitgehend diktieren, aber die Arbeiter haben die formale Freiheit, 
einen Arbeitsvertrag einzugehen - oder nicht. Sie können nicht mehr, wie in traditio- 
nellen Gesellschaften üblich, zur Arbeit gezwungen werden. Marx ist also einer der ers- 
ten Theoretiker der » Arbeitsmarktindividualisierung«, der das Verhältnis von Moder- 
nisierung und Individualisierung über die Institution des Arbeitsvertrages als Basis für 
die Gesetzmäßigkeiten der kapitalistischen Produktions- und Lebensweise beschreibt. 

Emile Durkheim adressiert nicht Arbeitsteilung und Ausbeutung, sondern das Ver- 
hältnis von Arbeitsteilung und Integration einerseits, Arbeitsteilung und Individualisie- 
rung andererseits. Seine Kernfrage lautet: »Wie geht es zu, dass das Individuum, wäh- 
rend es immer autonomer wird, immer mehr von der Gesellschaft abhängt? Wie kann es 
zu gleicher Zeit persönlicher und solidarischer sein?« (Durkheim 1988: 82). Die wach- 
sende Arbeitsteilung schafft nicht nur eine neue Form der Interdependenz und des Zu- 
sammenhalts, die Durkheim »organische Solidarität« nennt. Vielmehr übt die Arbeits- 
teilung auch Druck auf die Spezialisierung von Berufen aus, die von ihren Inhabern eine 
individuelle Persönlichkeit verlangen. Diese paradoxe Antwort von Durkheim - die 
gleichzeitige Steigerung von Abhängigkeit, denn durch die komplexe Arbeitsteilung 
hängt alles von allem und damit jeder von jedem ab, sowie die wachsende Unabhän- 
gigkeit, denn die Spezialisierung schafft eigene Sphären des Berufs, welche die Persön- 
lichkeit des Individuums entwickeln - wird durch die organische Solidarität bewerk- 
stelligt, die den Einzelnen nicht direkt in die Gesellschaft integriert, sondern über den 
Arbeits- und Berufsbereich, in dem er tätig ist. Organische Solidarität heißt berufliche 
Integration. Da immer mehr Menschen arbeiten, werden sie auch immer besser inte- 
griert. Dieses Arrangement von Modernisierung und Individualisierung wird zusätzlich 
gestützt durch ein neues Kollektivideal, das Durkheim (1986) »Kult des Individuums« 
nennt. Durkheim, der zu den Mitbegründern der »Liga für Menschenrechte« im Frank- 
reich der Dritten Republik gehört, kämpft in der Dreyfus-Affäre für die Menschen- und 
Bürgerrechte von Hauptmann Dreyfus. Die Staatsraison darf niemals die Rechte des 
Menschen verletzen, sonst begeht eine moderne Gesellschaft »moralischen Selbstmord«. 
Indem die Person des Hauptmanns Dreyfus geschützt wird, wird, so Durkheims Argu- 
ment, das höchste und letzte Kollektivideal der Moderne, der moralische Individualis- 
mus, verteidigt. Sein Arrangement von Modernisierung und Individualisierung stützt 
sich also auf den Zusammenhang von Arbeitsteilung und beruflicher Spezialisierung so- 
wie organischer Solidarität und moralischem Individualismus als Kollektivideal. 
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Georg Simmel (1987; 1989) verfolgt ein ähnliches Argument zum Verhältnis von Mo- 
dernisierung und Individualisierung. Auch er sieht in der Funktions-, Berufs- und Rol- 
lendifferenzierung als Folge der Arbeitsteilung die Chance, dass der Einzelne die wach- 
sende Freiheit nutzt, sich von traditionellen Banden zu emanzipieren. Seine Sorge indes 
ist auf die Frage gerichtet, ob die »Freiheit von« auch zur »Freiheit zu« einer autonomen 
Lebensführung genutzt werden kann. Seine Antwort fällt zwiespältig aus: Die Spitzen 
der Gesellschaft, worunter Simmel in erster Linie Bildung und nicht Geld versteht, wer- 
den ihr »individuelles Gesetz« finden, das sie zu autonomer Lebensführung befähigt. 
Hier wird die Individualisierung zur erfolgreichen Individuierung und zur gelungenen 
Ich-Identität. Dieser aristokratischen Individualität steht die große Masse der Gesell- 
schaft gegenüber, der nichts übrig bleibt, als kollektive Lebensstilangebote zu nutzen, 
um sich mit dem Dekor von Individualität auszustatten. Simmel, der als Theoretiker von 
Mode, Geld und Konsum gelten darf, erkannte weitsichtig die Chancen zur kommer- 
ziellen Stilisierung des Lebens. Die konsumistische Individualisierung wird zum Treib- 
satz der wachsenden Modernisierung, sodass Produktion und Konsum in ein wechsel- 
seitiges Steigerungsspiel eintreten. 

Max Weber fasst Modernisierung über die wachsende Rationalisierung der Gesell- 
schaft. Darunter versteht er nicht nur Arbeitsteilung und Differenzierung, sondern auch 
die Entstehung von Wertsphären und Lebensordnungen, die eigene Werte und Stan- 
dards ausbilden. Die Wirtschaft folgt der Rationalität von Produktivität und Effizienz, 
die Politik der Rationalität von Macht und Entscheidung, die Wissenschaft der Ratio- 
nalität von Wahrheit und Erkenntnis usw. Wie Marx erachtet auch Weber (1972: 4) den 
Kapitalismus als die »schicksalsvollste Macht des modernen Lebens«, der im Verein mit 
Wissenschaft und Technik, Wirtschaft und Recht, Staat und Bürokratie ein » stahlhar- 
tes Gehäuse« entstehen lässt, das den Einzelnen wie ein Rädchen ins Getriebe einbin- 
det. Ähnlich wie Tocqueville gilt seine Befürchtung der Gefahr, dass sich die Menschen 
diesem Gehäuse willig und folgsam anpassen, wenn es ihnen nur Ordnung, Sicher- 
heit und Wohlleben verheißt; am Ende, so Webers (1972: 204) pessimistische Vision, 
könnte diese moderne Gesellschaft von »Fachmenschen ohne Geist, Genussmenschen 
ohne Herz« bevölkert werden: »dies Nichts bildet sich ein, eine nie vorher erreichte 
Stufe des Menschentums erstiegen zu haben.« Modernisierung heißt Rationalisierung 
als unaufhörlicher Prozess, »bis der letzte Zentner fossilen Brennstoffs verglüht ist.« 
(Weber 1972: 203). Ähnlich wie Simmel sieht Weber Individualisierung als Fabrikation 
des disziplinierten und hedonistischen Menschen, dessen methodisch-rationale Le- 
bensführung durch eine Fülle von Erlebnis-, Konsum- und Stilangeboten verziert und 
aufgewertet wird. 

Alle klassischen Ansätze greifen die Beziehungen zwischen Modernisierung und In- 
dividualisierung auf. Tocqueville und Marx tun dies, indem sie sich jeweils auf eine revo- 
lutionäre Entwicklung stützen und von da aus die weitere gesellschaftliche Entwicklung 
abzuschätzen versuchen. In diesem Sinne studiert Tocqueville die Demokratie als Re- 
gierungs-, Gesellschafts- und Lebensform, während Marx den Kapitalismus als Produk- 
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tions- und Lebensweise begreift. Mit Durkheim, Simmel und Weber wird eine weitere 
analytische Abstraktion vorgenommen, um Modernisierung und Individualisierung in 
komplexer Weise zu erfassen. Im Mittelpunkt stehen Arbeitsteilung und Differenzie- 
rung gleichsam als sozialstrukturelles Rückgrat weiterer Modernisierung; von dort aus 
kann man untersuchen, was das für die gesellschaftliche Integration (Durkheim), für 
die Individualität (Simmel) und für diemoderne Lebensführung (Weber) bedeutet. Was 
ihre Erklärung von Individualisierung anbetrifft, so betonen alle Klassiker die Freiset- 
zungs- bzw. Freiheitsdimension und suchen die Sozialitätsdimension zu ermitteln. Nur 
Simmel lässt sich auf die Individuierungsdimension ein, um in der Gestalt aristokrati- 
scher Individualität zumindest die gelungene Individualisierung einer elitären Minder- 
heit zu beschreiben. 

Mit dem Ersten Weltkrieg bricht diese Tradition des Denkens ab, und die klassi- 
sche Soziologie kommt an ihr vorläufiges Ende. Die Weimarer Republik kämpft um die 
Errungenschaften der ungeliebten Demokratie vor dem Hintergrund eines verlorenen 
Weltkrieges und des oktroyierten Versailler Friedensvertrages. Es schieben sich neue 
Ideologien in den Vordergrund, die das Erbe der Französischen Revolution - Freiheit, 
Gleichheit, Brüderlichkeit - verleugnen und damit kapitalistische Marktwirtschaft, li- 
berale Demokratie und die Kultur des Individualismus. Es folgt ein Paradigmenwech- 
sel. Von nun an heißt das Ziel: Modernisierung und Kollektivierung. In Russland geht 
es um sozialistische Planwirtschaft, totalitär gelenkte Volksdemokratie und einen bol- 
schewistischen Kollektivismus. Die angestrebte sozialistische Produktions- und Lebens- 
weise versucht, das Erbe von Marx anzutreten, ohne den Sinn für Freiheit, den Marx 
(»Je ne suis pas marxiste«) hatte, zu teilen. In Deutschland stehen kriegerische Planwirt- 
schaft, totalitäre Führerdiktatur und die arische Kultur des nationalsozialistischen Kol- 
lektivismus auf der Tagesordnung. Es sollte im Westen bis 1945 dauern, im Osten sogar 
bis 1989, bis man daran gehen konnte, das gesellschaftliche Erbe der Französischen Re- 
volution und das wissenschaftliche Erbe der klassischen Soziologie wiederzuentdecken. 
Der Wiederaufbau, der lange Nachkriegsboom und der beispiellose Wohlstand, der im 
Westen geschaffen wurde, setzten einen zweiten Modernisierungs- und Individualisie- 
rungsschub in Gang. 


2 Zeitgenössische Vorstellungen von Modernisierung und Individualisierung 


Dieser zweite Individualisierungsschub in der prosperierenden Nachkriegsära der Bun- 
desrepublik wird vor allem auf der Folie von Ulrich Becks »Individualisierungsthese« 
(Beck 1983; 1986) diskutiert. In seinen Augen kommt es zu einem regelrechten » Gestalt- 
wandel« im Verhältnis von Modernisierung und Individualisierung. Beck behauptet eine 
zweite Moderne und spricht deshalb von reflexiver Modernisierung (vgl. Beck/Giddens/ 
Lash 1996). Seine Lesart von Individualisierung, verstanden als ein widersprüchlicher 
Prozess gegenwärtiger Vergesellschaftung, betont drei Dimensionen (Beck 1986: 206): 
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1) Herauslösung aus historisch vorgegebenen Sozialformen und -bindungen im Sinne 
traditionaler Herrschafts- und Versorgungszusammenhänge (Freisetzungsdimen- 
sion); 

2) Verlust von traditionalen Sicherheiten im Hinblick auf Handlungswissen, Glauben 
und leitende Normen (Entzauberungsdimension); 

3) Eine neue Art der sozialen Einbindung (Kontroll- bzw. Reintegrationsdimension). 


Der individualisierte Mensch bewegt sich in diesem Sinne in einem Spannungsfeld zwi- 
schen erweiterten Handlungsoptionen und Gestaltungsmöglichkeiten des eigenen Le- 
bens einerseits und neuen institutionellen Zwängen und Vorgaben andererseits. Die 
Freisetzungsdimension meint sowohl eine Herauslösung aus Familien- und Verwandt- 
schaftsbeziehungen als auch ein Heraustreten aus ständisch geprägten sozialen Klassen. 
Beck zufolge befindet sich die bundesrepublikanische Gesellschaft trotz fortbestehen- 
der und neu entstehender Ungleichheiten bereits in Verhältnissen jenseits der Klassen- 
gesellschaft (vgl. Beck 1986: 121). Während einerseits Ungleichheitsrelationen, also die 
Abstände zwischen oben und unten, konstant geblieben sind, haben sich die Lebensbe- 
dingungen durch den neuen Wohlstand und die gesellschaftlichen Entwicklungen nach 
dem Zweiten Weltkrieg, wie soziale und geografische Mobilität, Ausbau des Sozialstaa- 
tes, Bildungsexpansion und Anhebung des materiellen Lebensstandards, insgesamt im 
Sinne eines »Fahrstuhleffekts« verbessert. Dadurch wurde ein Prozess der Individuali- 
sierung und Diversifizierung von Lebenslagen und Lebensstilen in Gang gesetzt, der die 
Interpretation von sozialer Ungleichheit nach dem Hierarchiemodell sozialer Klassen 
und Schichten unterläuft (> Soziale Ungleichheiten. Klassen und Schichten). 

Die Entzauberungsdimension verweist darauf, dass traditionelle Gewissheiten, Nor- 
men und Werte nicht mehr als handlungsleitend angesehen werden können, sondern 
dass diese zunehmend in den Entscheidungsbereich des Individuums wandern. Damit 
wird das kulturelle Ideal der subjektiven Lebensführung bzw. der individuellen Autono- 
mie zum gesellschaftlichen Leitbild erhoben. 

Mit der Kontroll- und Reintegrationsdimension wird der Blick auf eine neue soziale 
Einbindung des Individuums gerichtet: »Der oder die einzelne selbst wird zur lebens- 
weltlichen Reproduktionseinheit des Sozialen« (Beck 1986: 209). Allerdings geht die 
Ausdifferenzierung von Individuallagen mit neuen Abhängigkeiten und Standardisie- 
rungen einher. Die Freisetzung der Individuen aus den traditionellen Bindungen wird 
begleitet von neuen Abhängigkeitsformen von Staat, (Arbeits-)Markt und technischen 
Systemen, also von Organisationen, Institutionen und Infrastrukturen, wobei insbeson- 
dere wohlfahrtsstaatliche Regelungen für die Verwirklichung der Lebensplanung an Be- 
deutung gewinnen. Institutionelle Regelungen des Bildungssystems, des Arbeitsmarktes 
oder der sozialen Versorgung führen zu neuen Abhängigkeiten des Individuums. Kurz, 
es erfolgt eine Umstellung von einer Klassen- und Familien- zu einer Institutionenab- 
hängigkeit. Die neueren, als sekundär bezeichneten Institutionen steuern das Handeln 
des Einzelnen indirekter als der ältere Institutionentypus der Klassen oder traditionel- 
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len Familie. »Der Einzelne kann dies als Chance nutzen, er kann aber auch daran schei- 
tern oder durch die » Verhältnisse: zum Scheitern verurteilt sein« (Leisering 1997: 144). 

Ein Zuwachs an Einkommen, Bildung, sozialer Sicherheit, Freizeit und Mobilität 
hat dazu geführt, dass weite Teile der Bevölkerung über mehr Ressourcen und vielfäl- 
tigere Optionen für individuelles Handeln verfügen. In der Folge wenden sie sich von 
den normativen Verhaltensregeln ihrer Herkunftsgemeinschaften wie der Familie, der 
lokalen Gemeinde, der Religion und der sozialen Klasse/Schicht ab. Das versetzt sie 
in die Lage, zwingt sie aber auch, selbst »zum Handlungszentrum, zum Planungsbüro 
in Bezug auf ihren eigenen Lebenslauf zu werden« (Beck 1986: 217). Als Beispiel kann 
hier die Wahlbiografie genannt werden: Mit zunehmendem Wohlstand und mit der Ent- 
wicklung des Wohlfahrtsstaates werden vorgeformte Biografiemuster aufgeweicht und 
durch sogenannte Wahlbiografien ersetzt. Die Verantwortung für eine gelingende Bio- 
grafie wird damit zunehmend auf das Individuum übertragen, ohne dass es über die 
Rahmenbedingungen mitbestimmen könnte. Die Freiheiten der Lebensführung wach- 
sen, gleichzeitig steigen aber auch die Risiken des Scheiterns. Subkulturelle Klassen- 
identitäten schmelzen weg. Individualisierung meint also sowohl neue Chancen als auch 
neue Zumutungen. 

Während Beck mit Individualisierung einen neuen Modus von Integration und Ver- 
gesellschaftung im Blick hatte, betonen andere Soziologen stärker die Herausbildung 
neuer Strukturierungsformen. Zugleich muss die Frage gestellt werden, ob das, was Beck 
für die prosperierende bundesrepublikanische Nachkriegsgesellschaft angenommen hat, 
auch heute in Zeiten von Globalisierung (> Globalisierung) und dem Rückzug des So- 
zialstaates (> Sozialstaat und soziale Sicherheit) im wiedervereinten Deutschland noch 
empirische Geltung hat. So demonstriert Koppetsch (2010), dass die Freisetzung aus 
Klasse und Stand in der alten Bundesrepublik einer Individualisierungsbewegung ent- 
sprach, die ohne die Kollektivbindungen an die Lohnarbeitsgesellschaft und den So- 
zialstaat nicht möglich gewesen wäre. Gegenwärtig müsse jedoch von einem neuen 
Kapitel der Individualisierung die Rede sein, das man auch als dritten Individualisie- 
rungsschub bezeichnen könnte. Der Rückbau des Wohlfahrtsstaates und die Herausbil- 
dung eines aktivierenden Sozialstaates (vgl. Lessenich 2008; Vogel 2009) führen dazu, 
dass immer mehr Verantwortung auf das Individuum zur erfolgreichen Verwertung sei- 
ner Arbeitskraft abgeschoben wird. Als paradigmatisch kann dabei die Formel »fordern 
statt fördern« gelten. In diesem Aktivierungsdispositiv überwiegen die Zumutungen 
und nicht die Chancen von Individualisierung. Vulnerabilität und prekärer Wohlstand 
(vgl. Castel/Dörre 2009) stellen das gesellschaftliche Ideal einer autonomen Lebensfüh- 
rung - zumindest für große Teile der Bevölkerung - infrage. 

Am Beispiel von Erwerbsarbeit und moderner Partnerschaft wollen wir zentrale Frei- 
setzungs- und Individualisierungstendenzen und deren Konsequenzen näher betrach- 
ten. Individualisierung zeigt sich in der Arbeitswelt vor allem als Entstandardisierung 
von Erwerbsarbeit. Schon seit den 1980er Jahren wird von der Erosion des Normal- 
arbeitsverhältnisses (vgl. Mückenberger 1985), ja der Krise der Arbeitsgesellschaft ge- 
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sprochen (vgl. Offe 1984). Nunmehr werden Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung, aber 
auch gesteigerte Exploitation der Arbeitnehmer zur Realität - Phänomene, die Folge 
einer massiven Umstrukturierung der Arbeitsverhältnisse sind. An die Stelle von Voll- 
zeit tritt Teilzeit, an die Stelle von fester rückt temporäre Beschäftigung, an die Stelle von 
tarifentlohnter setzt sich mehr und mehr untertariflich bezahlte Arbeit durch. Diese 
Entwicklung zeigt sich besonders deutlich an der starken Zunahme von atypischen Ar- 
beitsverhältnissen in Deutschland. In den Jahren von 1983 bis 2007 haben sich diese Be- 
schäftigungsformen von 12,2 Prozent auf 25,6 Prozent verdoppelt (vgl. auch Pelizzari 
2008). Sachers Untersuchung (1998) zum Berufseinstieg macht ebenfalls deutlich, dass 
es zu starken Verschiebungen zulasten des Vollzeiteinstiegs in Richtung Teilzeiteinstieg/ 
Teilzeitbeschäftigung gekommen ist. Zugleich wird ein Gutteil höher qualifizierter Tä- 
tigkeiten durch unbezahlte Arbeit in Form von Volontariaten und Praktika erbracht. 
Das Gros einfacher Beschäftigungsformen indes erheischt kein Lohnniveau mehr ober- 
halb des Existenzminimums. Zudem nimmt die Vermögensungleichheit in Deutschland 
seit 2002 weiter zu (vgl. Frick/Grabka 2009). Diese Tendenzen - Flexibilisierung der Ar- 
beit bei gleichzeitig abgesenkter Remuneration - charakterisieren die strukturelle Aus- 
höhlung des Faktors Arbeit im Vergleich zum Produktionsfaktor Kapital, die zu sozialer 
Verunsicherung und ständiger Sorge, ja Angst um den Arbeitsplatz führen. Parallel dazu 
steigt die Intensität der Ausnutzung des verbilligten Faktors Arbeit. 

Unter dem kulturellen Stichwort der »Subjektivierung von Arbeit« werden insbeson- 
dere in der arbeits- und industriesoziologischen Debatte sowohl neue Herausforderun- 
gen und Zwänge für die Beschäftigten im Gefolge von Globalisierung, Flexibilisierung 
und Restrukturierung der Arbeit konstatiert. Das kann mit Subjektivitätsgewinnen ein- 
hergehen, wird aber auf jeden Fall mit einem erweiterten Zugriff auf die subjektiven Po- 
tenziale menschlicher Arbeitskraft bezahlt (Lohr/Nickel 2005). Einerseits erlaubt diese 
Entwicklung den Menschen, ihre Persönlichkeit stärker in den Arbeitsprozess einzu- 
bringen, andererseits müssen sie diese aber auch »zweckrational zur Realisierung der 
Anforderungen des Auftrag- oder Arbeitgebers« (ebd.: 8) einsetzen. Als Konsequenz 
dieser Entwicklung wird befürchtet, dass der Mensch mit all seinen Ressourcen zuneh- 
mend ökonomischen Verwertungszwecken unterworfen wird. Die neuen Arbeitsver- 
hältnisse fordern die permanente Bereitschaft zur Selbstaktivierung. Das Leitbild des 
flexiblen und mobilen Menschen - das unternehmerische Selbst (Bröckling 2007) oder 
der Arbeitskraftunternehmer (Pongratz/Voß 2003) - zeigt eine weitere Radikalisierung 
der Freisetzungs- und Individualisierungsdynamik an. Für den individualisierenden Ef- 
fekt des Arbeitsmarktes sprechen auch andere empirische Belege. So wird die Freiset- 
zung aus traditionalen Lebensformen durch die Mobilitätsanforderungen des Arbeits- 
marktes mitbestimmt. Ausmaß und Veränderungen der beruflichen Mobilität zeigen 
Untersuchungen zur Mobilitätsdynamik. Berger (1995) macht für die Zeit von 1940 bis 
Anfang der 1980er Jahre eine intergenerationale Öffnung der westdeutschen Sozialstruk- 
tur aus (> Soziale Mobilität). Doch spätestens seit Mitte der 1990er Jahre ist dagegen 
eine Zunahme von sozialen Abstiegen zu verzeichnen. Untersuchungen zur Einkom- 
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mensmobilität zeigen einen deutlichen Trend zur Abwärtsmobilität. Etwa 14 Prozent der 
Mittelschicht des Jahres 2002 befanden sich 2006 im Bereich der Armutsgefährdung ge- 
genüber elf Prozent im Zeitraum von 1996-2000 (vgl. Frick/Grabka 2008). 

Die arbeitsmarktbedingte Freisetzung interagiert dabei mit einem zweiten Bereich, 
der Familie, die eine weitere Dimension der Individualisierung darstellt: »In dem zu 
Ende gedachten Marktmodell der Moderne wird die familien- und ehelose Gesellschaft 
unterstellt« (Beck 1986: 191; Hervorh. im Orig.), also das den Ansprüchen des Arbeits- 
marktes angepasste »bindungslose« Individuum. Erwerbsarbeit hat vor allem durch Er- 
weiterung ökonomischer Selbstständigkeit und Unabhängigkeit eine Herauslösung aus 
der traditionellen weiblichen Rolle begünstigt. Dieser Prozess »weiblicher Emanzipa- 
tion« ist in seinen Auswirkungen jedoch durchaus widersprüchlich: Einerseits haben 
sich die Bildungs- und Berufschancen von Frauen stark vermehrt, andererseits beste- 
hen geschlechtsbedingte Benachteiligungen und Ungleichheiten in vielen Bereichen fort, 
wobei vor allem der Arbeitsmarkt zu nennen ist. Die Formel von der »doppelten Indi- 
vidualisierung« der Frauen verweist auf eine gestiegene Anforderungsstruktur: Verlust 
von Versorgungszusammenhängen und Herauslösung aus familienzentrierten Lebens- 
modellen bei gleichzeitiger Fortexistenz familiärer Verantwortung. 

Auch mit Blick auf Partnerschaft und Familie lassen sich Individualisierungsprozesse 
aufzeigen. So wird die Normalfamilie zunehmend durch Ein-Eltern-Familien, Single- 
haushalte oder kinderlose Ehepaare abgelöst. Aber auch die traditionelle Ehe durchlebt 
einen Wandel. Diese Entwicklungen sind maßgeblich durch die Herauslösung der Frau 
aus den traditionellen Geschlechterrollen geprägt. Während die einen die Auflösung der 
traditionellen Familie konstatieren, sehen andere Sozialforscher eher einen grundlegen- 
den Gestaltwandel familialer Strukturen. So spricht Bertram (2002) von der »multilo- 
kalen Mehrgenerationenfamilie«, die die Normalfamilie abgelöst habe. Generell ist zu 
konstatieren, dass für die Moderne das normative Leitbild von Ehe und Familie als mo- 
nogamer Gattenehe und der auf dieser basierenden Kernfamilie kennzeichnend war. Im 
Vordergrund stand das »Familienernährermodell«, während gegenwärtig das »Selbster- 
nährermodell« zum Bezugspunkt der eigenen Lebensführung wird. Veränderte Rechts- 
positionen, aber auch das mit der Deregulierung des Wohlfahrtsstaates vorangetriebene 
»adult worker«-Modell der Lebensführung für beide Geschlechter haben eine wech- 
selseitige »Entpflichtung« der Partner vorangetrieben. Dieser institutionelle Rahmen- 
wandel eröffnet eine größere Partnerunabhängigkeit und begünstigt eine Freisetzung 
aus Beziehungsgeflechten. Diese Entwicklungen haben beispielsweise Hirseland/Leuze 
(2010) an Veränderungen von Beziehungskonzepten der Individuen aufgezeigt. Dabei 
unterscheiden sie ein kollektivistisches, an Ehe und Paar orientiertes, und ein individua- 
listisches Beziehungskonzept, das die persönliche Freiheit betont. Während die Vor- 
stellungen der Befragten zum kollektivistischen Beziehungskonzept gebrochen waren, 
waren individualistische Orientierungen insgesamt weit verbreitet, obgleich diese eine 
starke schicht- und geschlechtsspezifische Ausprägung hatten. Im Rahmen der Indivi- 
dualisierungsthese wird die wachsende Instabilität von Zweierbeziehungen damit er- 


634 Modernisierung und Individualisierung 


klärt, dass die Ansprüche der Menschen - vor allem der Frauen - an ein selbstbestimm- 
tes Leben gewachsen seien (vgl. Peuckert 2008). Die Instabilität der Ehe wird in der 
Regel mit den gestiegenen Scheidungsraten und der rückläufigen Entwicklung der Zahl 
der Eheschließungen erklärt. Gleichzeitig haben Ehe und Familie trotz steigender Schei- 
dungsraten im Vergleich zu anderen Lebensformen nicht an Attraktivität verloren (ebd.). 
Jenseits des Normalarbeitsverhältnisses, der Normalfamilie mit männlichem Ernäh- 
rermodell und des Standardlebenslaufs werden Lebensformen gegenwärtig immer un- 
steter und fragmentierter (vgl. Koppetsch 2010). Die Vergesellschaftung von Subjektivi- 
tät kommt sowohl in den verschärften Anforderungen auf dem Arbeitsmarkt als auch in 
den schwierigen Herausforderungen an moderne Beziehungsstrukturen zum Ausdruck. 
Unabhängig davon, ob tatsächlich von einem dritten Individualisierungsschub gespro- 
chen werden kann, ist festzustellen, dass die Zumutungen und Risiken des Individuali- 
sierungsprozesses gegenüber dessen Chancen deutlich zugenommen haben. 


3 Fazit 


Das Verhältnis von Modernisierung und Individualisierung erweist sich als durch und 
durch ambivalent. Zwar erscheinen die Chancen zu autonomer Lebensführung infolge 
der Freisetzung von traditionellen Banden wie Klassen, Schichten, Milieus und Familien 
größer denn je; zugleich jedoch haben die Risiken zum Scheitern der Individualisierung 
auf breiter Front zugenommen. In dem Maße, wie die sekundären Institutionen wie ein 
tarifvertraglich gesicherter Arbeitsmarkt und ein großzügiger Sozialstaat durch Austeri- 
tätspolitiken von Unternehmen und Staat unterhöhlt werden, wird der Einzelne auf sich 
selbst oder auf seine Familie zurückgeworfen. Was Ulrich Beck noch für undenkbar er- 
achtete, könnte im 21. Jahrhundert erfolgreich Einzug halten: die Rückkehr zu sozialer 
Herkunft und damit von Klassen mit ständischer Lebensführung im Zeitalter der Indivi- 
dualisierung. Das Verhältnis von Klasse und Individualität rückt damit auf die Tagesord- 
nung. Wie das verbindliche Kulturideal der Individualisierung für alle durch die soziale 
Ungleichheit von Klassen und Milieus gebrochen wird, müssen die Sozialwissenschaften 
in Zukunft genauer analysieren. 
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Öffentlichkeit 
Hartmut Wessler/Eike M. Rinke 


1 Begriffsbestimmung und Theorietraditionen 


Öffentlichkeit ist ein sozialer Raum, in dem unterschiedliche Erfahrungen und Meinun- 
gen ausgedrückt, allgemein interessierende Fragen diskutiert und kollektive Lösungen 

kommunikativ entwickelt werden. In Flächenländern wie der Bundesrepublik Deutsch- 
land sind die Massenmedien (Zeitungen, Zeitschriften, Fernsehen, Radio) und seit Ende 

der 1990er Jahre auch Online-Medien (Webseiten, soziale Netzwerke, Diskussionsforen, 
Blogs etc.) die zentralen Foren öffentlicher Kommunikation (> Medien und Massenkom- 
munikation). Aufgrund der Vielzahl der Foren wird Öffentlichkeit zumeist als ein Netz- 
werk aus Teilöffentlichkeiten aufgefasst, die sich jedoch vielfach gegenseitig beobachten. 
Medial vermittelte Öffentlichkeiten werden auch heute noch ergänzt durch Versamm- 
lungsöffentlichkeiten (Podiumsdiskussionen, Protestveranstaltungen etc.) und infor- 
melle Encounters in öffentlichen oder halböffentlichen Räumen (Gespräche in der War- 
teschlange, am Arbeitsplatz etc.) (Gerhards 1993). Öffentlichkeit wird hergestellt durch 

die Äußerungen unterschiedlicher Sprechertypen (Neidhardt 1994; Peters 2007: 76 f.): 

Repräsentanten sind Sprecher, die individuelle oder organisationale Eigeninteressen 

vertreten, seien sie nun im Zentrum des politischen Systems angesiedelt (Akteure aus 

Regierung, Parlament, politischen Parteien) oder in dessen Peripherie (Verbände, Ge- 
werkschaften, Unternehmen, neue soziale Bewegungen, einfache Bürger auf der Input- 
seite, Judikative und Verwaltungen auf der Outputseite des politischen Systems). Ne- 
ben solchen Repräsentanten melden sich in der Öffentlichkeit Advokaten (Fürsprecher 
für die Interessen unterprivilegierter oder nichtartikulationsfähiger Gruppen), Exper- 
ten und Intellektuelle zu Wort. Auch Journalisten sind Öffentlichkeitssprecher eigenen 

Rechts, wenn sie öffentliche Debatten nicht nur beschreiben, sondern durch Kommen- 
tare selbst eingreifen. 

Der Begriff der Öffentlichkeit vereinigt empirische und normative Bedeutungsge- 
halte. In empirischer Hinsicht geht es in der Öffentlichkeitsanalyse um die Untersuchung 
der tatsächlich vorfindbaren Strukturen, Akteure und Prozesse der allgemein sichtbaren 
Meinungsbildung. Die empirische Öffentlichkeitsanalyse umfasst daher vieles von dem, 
was in der Kommunikations- und Medienwissenschaft und dort vor allem im Hinblick 
auf politische Kommunikation untersucht wird. In normativer Hinsicht verbinden sich 
mit dem Begriff der Öffentlichkeit bestimmte Sollensvorstellungen über das Funktionie- 
ren öffentlicher Meinungsbildung, die sich aus unterschiedlichen normativen Vorstel- 
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lungen von Demokratie speisen. Normative Öffentlichkeitsvorstellungen geben ideale 
Merkmale öffentlicher Kommunikation an, spezifizieren Bedingungen ihrer Verwirk- 
lichung und ermöglichen eine kritische Bewertung tatsächlicher Kommunikationsver- 
hältnisse. In Deutschland erhielt die normative Auseinandersetzung mit Öffentlichkeit 
einen entscheidenden Impuls durch das 1962 erschienene Buch »Strukturwandel der Öf- 
fentlichkeit« von Jürgen Habermas (Habermas 1990), das nach seiner späten Überset- 
zung ins Englische 1989 auch international viel Resonanz ausgelöst hat (Calhoun 1992). 
In dieser Studie interpretiert Habermas die Entwicklung von Öffentlichkeit seit dem 
18. Jahrhundert als Degenerationsprozess von einer kritisch-räsonierenden zu einer auf 
pure Akklamation durch das Massenpublikum abzielenden vermachteten Öffentlich- 
keit. Diese kulturkritische Verfallsthese hat Habermas selbst im Vorwort zur Neuauf- 
lage 1990 relativiert und in mehreren Schritten zu einem Modell deliberativer Öffent- 
lichkeit weiterentwickelt (Habermas 1992; 2008; vgl. auch Peters 2007). Heute lässt sich 
das breite Feld unterschiedlicher normativer Öffentlichkeitstheorien vereinfachend in 
drei wesentliche Traditionen unterteilen: die liberale, die deliberative und die agonisti- 
sche Tradition (Tabelle ı). 

Die liberale Tradition normativer Öffentlichkeitsvorstellungen lässt sich mit der 
Spiegelmetapher auf den Punkt bringen. Die Funktion von Öffentlichkeit besteht dem- 
nach darin, das in der Gesellschaft vorhandene Spektrum an Positionen und Sprechern 
proportional zu ihrer jeweiligen Stärke naturgetreu abzubilden. Man kann innerhalb der 
liberalen Tradition eine eher elitäre Vorstellung und eine eher inklusive Vorstellung von 
Repräsentation unterscheiden (vgl. Ferree et al. 2002). Entscheidend ist in jedem Fall, 
dass die Repräsentation von Interessen und Positionen im Vordergrund steht und nicht 


Tabelle 1 Normative Anforderungen an Öffentlichkeit: Drei Traditionen 


Zentrale Meta- 
pher(n) für Öf- 


Wer soll kommuni- 
zieren? 


Wie soll kommuni- 
ziert werden? 


Mit welchem Ergeb- 
nis soll kommuniziert 


fentlichkeit werden? 
Liberale Spiegel Repräsentationsmo- Verschiedene Kommu- Abschluss der Debatte 
Tradition dell: nikationsstile zugelas- nach Feststellung des 
Vertreter gesellschaft- sen (unter Wahrung Mehrheitsinteresses 
licher Gruppen (pro- hinreichenden Res- 
portional) pekts) 
Delibera- Diskussions- Partizipationsmodell: Dialog, Respekt, Be- Abschluss durch ar- 
tive Tradi- runde Einschluss aller betrof- gründung, Zivilität gumentativ gestütz- 
tion fenen Gesellschafts- te Mehrheitsmeinung 
gruppen (oder Konsens) 
Agonisti- Protestmarsch Empowermentmodell: Narration, Selbstex- Vermeidung des Ab- 
sche Tradi- Einschluss aller, voral- pression, Rhetorik schlusses, Offenhalten 
tion lem auch subalterner von autonomen Artiku- 


Gruppen 


lationschancen 


Quelle: Eigene Zusammenstellung auf Basis von Ferree et al. (2002: 229); Gerhards et al. (1998: 37); Peters (2007: 


188). 
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besondere Anforderungen an die Qualität der Kommunikation oder ihr Ergebnis. Unter 
Wahrung eines Mindeststandards an gegenseitigem Respekt sind unterschiedliche, auch 
nichtdialogische Kommunikationsstile wie Verlautbarung und Agitation (vgl. Neidhardt 
1994: 20) erlaubt. Debatten sollen abgeschlossen werden, sobald sich das Mehrheitsin- 
teresse herauskristallisiert hat. Normative Öffentlichkeitsvorstellungen in der liberalen 
Tradition weisen zudem Ähnlichkeiten mit den betont nichtnormativen Konzepten von 
Öffentlichkeit innerhalb der soziologischen Systemtheorie auf, die auf die Ermöglichung 
gesellschaftlicher Selbstbeobachtung durch Öffentlichkeit abheben (vgl. etwa Luhmann 
1996; Marcinkowski 1993). Auch wenn verschiedene systemtheoretische Konzeptionen 
das in Rede stehende System unterschiedlich benennen (Massenmedien, Publizistik, Öf- 
fentlichkeit oder Journalismus) und die systemische Primärfunktion dementsprechend 
auch unterschiedlich bestimmen, steht in jedem Fall die Vorstellung Pate, dass gesell- 
schaftliche Kommunikationen nur durch die Systemlogik der Öffentlichkeit gefiltert der 
Gesellschaft zur Verfügung gestellt werden. 

Die deliberative Tradition folgt demgegenüber eher der Metapher einer Diskus- 
sionsrunde. Möglichst unterschiedliche Akteure sollen an der öffentlichen Kommuni- 
kation beteiligt werden. Vor allem aber sollen sie dialogisch und respektvoll aufeinander 
eingehen und dabei ihre eigenen Positionen nicht nur behaupten, sondern begründen 
und einen zivilen Kommunikationsstil praktizieren. Auf diese Art und Weise sollen ge- 
sellschaftliche Konflikte eingehegt und in lösungsorientierte Debatten verwandelt wer- 
den. Das normative Ziel öffentlicher Kommunikation besteht darin, dass sich eine ar- 
gumentativ erhärtete Mehrheitsmeinung herausbildet, wenn kein Konsens möglich ist 
(vgl. Habermas 1992; Peters 2007; Wessler 2008a). Der Prozess öffentlicher Delibera- 
tion stellt eine Alternative zum Verhandeln einerseits und zur reinen erfolgsorientier- 
ten Rhetorik andererseits dar. Öffentlicher Deliberation werden dabei positive Effekte 
sowohl für die Qualität politischer Urteile und Entscheidungen (kognitiver Gewinn) 
als auch für den Zusammenhalt der Diskutierenden zugeschrieben (sozialintegrativer 
Gewinn). 

Die agonistische Tradition schließlich dreht sich um den freien Selbstausdruck und 
die Selbstermächtigung insbesondere marginaler und unterdrückter Gruppen und Ge- 
meinschaften (vgl. Mouffe 1999; Sanders 1997). Öffentlichkeit stellt sich metaphorisch als 
bunter Protestmarsch dar. Robuste Konflikte über unterschiedliche Erfahrungen, Werte 
und Identitäten werden nicht nur als unvermeidlich, sondern als erwünscht angesehen. 
Öffentliche Kommunikation soll denn auch nicht zu einem besonderen Ziel führen, son- 
dern die autonomen Artikulationschancen subalterner Gruppen und damit die Existenz 
von Gegenöffentlichkeiten dauerhaft offen halten. Das deliberative Modell von Öffent- 
lichkeit wird in dieser Tradition häufig dafür kritisiert, dass es unzivile Ausdrucksfor- 
men abwerte und damit marginale Gruppen und militante Formen des Protests aus der 
Öffentlichkeit ausschließe. Emanzipativer Selbstausdruck umfasse aber notwendiger- 
weise nichtargumentative Formen wie narrative Selbstoffenbarung, Rhetorik oder auch 
öffentliche Wertschätzung und Anerkennung (vgl. Young 2000). 
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Alle drei Traditionen normativer Öffentlichkeitstheorie sind empirisch anschluss- 
fähig. Das heißt, dass sich die jeweils formulierten normativen Kriterien als Messlat- 
ten nutzen lassen, mit deren Hilfe die empirische Beschaffenheit von Öffentlichkeit(en) 
ermittelt und bewertet werden kann. In den folgenden Abschnitten wird diese Art von 
normativ angeleiteter und folgenreicher empirischer Öffentlichkeitsforschung beleuch- 
tet. Dabei wird Deutschland jeweils im internationalen Vergleich betrachtet, um etwaige 
Besonderheiten der deutschen Öffentlichkeit offenzulegen. 


2 Öffentlichkeitsrelevante Medienstrukturen 


Hallin und Mancini (2004) unterscheiden in den europäischen und nordamerikani- 
schen Demokratien drei Modelle des Zusammenspiels von Medien und Politik: neben 
dem demokratisch-korporatistischen Modell, das sich in West- und Nordeuropa, also 
auch in Deutschland findet, ein polarisiert-pluralistisches Modell, das in Südeuropa vor- 
herrscht, und ein liberales Modell in den angelsächsischen Ländern. Sie machen das je- 
weils herrschende Öffentlichkeitsmodell an den Ausprägungen fest, die die Länder auf 
vier verschiedenen Makro-Dimensionen aufweisen. Da ist zunächst die historische Ent- 
wicklung der Medienmärkte, für Deutschland insbesondere die vergleichsweise frühe 
und weite Verbreitung von Tageszeitungen und die relative Stabilität und Akzeptanz öf- 
fentlich-rechtlicher Rundfunkangebote auch nach der Einführung kommerzieller Fern- 
seh- und Radioanbieter Mitte der 1980er Jahre. 

Die zweite Dimension - politischer Parallelismus - betrifft das Ausmaß, zu dem sich 
politische Konfliktlinien im Feld der Medienanbieter abbilden. Der politische Paralle- 
lismus des deutschen Mediensystems ist gemäßigt. Bei den nationalen Qualitätszeitun- 
gen existiert - mit »tageszeitung«, »Frankfurter Rundschau«, »Süddeutsche Zeitung«, 
»Frankfurter Allgemeine Zeitung« und »Die Welt« - eine politische Links-Rechts-Dif- 
ferenzierung nach Anbietern. Ähnliches gilt in gewissem Ausmaß für die Nachrichten- 
magazine »Der Spiegel« und »Focus«. Bei den Boulevardzeitungen dominiert eindeutig 
die rechts von der Mitte angesiedelte »Bild«. In den öffentlich-rechtlichen Rundfunk- 
anstalten ist bei aller verfassungsrechtlich geforderten Staatsferne ein gewisser Einfluss 
der politischen Parteien in den Aufsichtsgremien und der Personalpolitik unverkenn- 
bar. Die Mehrzahl der Vertreter in den Rundfunkräten stellen jedoch zumeist die gesell- 
schaftlich relevanten Gruppen aus Kultur, Sport, Wirtschaft, Gewerkschaften, Wohlfahrt, 
Religion und der weiteren Zivilgesellschaft. Damit folgt Deutschland dem »civic model« 
der Rundfunkaufsicht, das gesellschaftliche Kontrolle mit einem gewissen politischen 
Einfluss verbindet, ohne eine direkte Regierungsabhängigkeit des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks zu tolerieren, wie sie etwa in Südeuropa anzutreffen ist. Dadurch hat sich 
eine milde Form des externen Pluralismus zwischen den verschiedenen Landesrund- 
funkanstalten herausgebildet. In den übrigen Medienbereichen, insbesondere bei der in 
Deutschland traditionell bedeutenden Regionalpresse und im kommerziellen Fernsehen 
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und Radio lässt sich eine politische Differenzierung auf Anbieterebene kaum erkennen. 
Politische Blogs, die etwa in den USA eine starke politische Rechts-Links-Polarisierung 
aufweisen, sind in Deutschland noch vergleichsweise schwach ausgeprägt. 

Die dritte Dimension bei Hallin und Mancini (2004) betrifft den Grad der jour- 
nalistischen Professionalisierung, wobei die Autoren neutrale und ausgewogene Be- 
richterstattung nicht als die einzige Form von Professionalität gelten lassen, sondern 
auch begrenzt advokatorische Formen als professionell ansehen, sofern sie mit subjek- 
tiver Gemeinwohlorientierung und einem unter Journalisten geteilten Verständnis von 
Qualität einhergehen (Hallin/Mancini 2004: 41). Gemessen an dieser Definition sowie 
weiteren strukturellen Merkmalen - Qualität der Journalistenausbildung, Existenz von 
Selbstkontrollorganen etc. - ist die journalistische Professionalität in Deutschland ver- 
gleichsweise hoch. 

Viertens schließlich prägt das Ausmaß an staatlicher Intervention in den Medien- 
markt das Öffentlichkeitsmodell. Jenseits der notwendigen Grundsicherung von Presse- 
und Informationsfreiheit spielen hier Regelungen zur institutionellen Absicherung 
von Medienvielfalt eine große Rolle. In Deutschland existieren Anti-Konzentrationsre- 
geln im Bereich des kommerziellen Rundfunks sowie für den Besitz unterschiedlicher 
Medientypen (Presse, Radio, Fernsehen) durch ein und dasselbe Unternehmen. Zwar 
wurden diese Regeln bis zu einem gewissen Grad an die reale Entwicklung des Me- 
dienbesitzes angepasst, aber sie verhindern inzwischen wirksam die Entstehung eines 
Medienmonopols, wie es etwa in Italien zu beobachten war. 

Die Medienstrukturen in Deutschland sind in mehrerer Hinsicht gemäßigt, gemischt 
und relativ stabil. Das Rundfunksystem vereinigt in Deutschland wie in den meisten 
europäischen Ländern kommerzielle und öffentlich-rechtliche Anbieter, wodurch die 
Marktorientierung im Mediensystem insgesamt geringer ausfällt als in Ländern mit rein 
kommerziellem System. Deutschland weist im internationalen Vergleich zusammen mit 
Dänemark und Norwegen die höchste öffentliche Pro-Kopf-Finanzierung des Rund- 
funks auf (jährlich rund 100 Euro); die USA bilden unter den westlichen Demokratien 
hier das Schlusslicht mit rund drei Euro öffentlicher Rundfunkfinanzierung pro Kopf 
und Jahr (Benson/Powers 2011: 61). Der Einfluss partikularer Interessen aus Wirtschaft 
und Politik auf das Medienangebot und insbesondere auf die politische Berichterstat- 
tung ist durch journalistische Selbstkontrolle, gesetzliche Konzentrationskontrolle so- 
wie gesellschaftliche Aufsicht und föderale Differenzierung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks zumindest gebremster als in Südeuropa. Extern plurale, d.h. politisch iden- 
tifizierbare Medienanbieter finden sich Seite an Seite mit intern pluralen und apoliti- 
schen Anbietern, sodass es zu keiner durchgängigen politischen Polarisierung im Me- 
diensystem kommt. 
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3 Öffentlichkeitsrelevante Medienleistungen 
3.1 Die Sprecher 


Im Hinblick auf die in den Qualitätszeitungen zu Wort kommenden Sprecher sind 
in Deutschland staatliche Akteure stärker vertreten als in angelsächsischen Ländern 
(Ferree et al. 2002: 90; Wessler 2008b: 232), wo umgekehrt zivilgesellschaftliche Grup- 
pen und einfache Bürger häufiger in den Qualitätszeitungen vertreten sind. Eine gewisse 
etatistische Tradition scheint sich also nach wie vor durchzusetzen, sodass die deut- 
schen Qualitätszeitungen den Partizipations- und Empowerment-Forderungen des de- 
liberativen bzw. des agonistischen Modells etwas weniger nachkommen als ihre angel- 
sächsischen Pendants. Das in den deutschen Fernsehnachrichten zu Wort kommende 
Sprecherensemble unterscheidet sich dagegen kaum von dem Sprecherensemble in US- 
amerikanischen (und russischen) Fernsehnachrichten (Rinke/Wessler 2011). Allerdings 
zeigen sich in der Prominenz staatlicher Sprecher in den deutschen Fernsehnachrichten 
starke Unterschiede zwischen einzelnen Sendern: Die öffentlich-rechtliche ARD gibt 
staatlichen Sprechern deutlich mehr Gewicht als die kommerziellen Sender »RTL« und 
»n-tv«. Auch insgesamt ist der Anteil politischer Themen in den Nachrichten der ARD 
deutlich höher als bei der kommerziellen Konkurrenz. 

Das Internet bietet potenziell deutlich größere Artikulationschancen für Sprecher 
aus der Peripherie des politischen Systems, vor allem auch für subalterne und mar- 
ginale Akteure, weil die technischen und finanziellen Voraussetzungen für die Publi- 
kation eigener Inhalte vergleichsweise gering sind. Allerdings ist es im Internet auch 
deutlich schwieriger, mit den eigenen Äußerungen gesamtgesellschaftliche Resonanz zu 
erzeugen. So zeigen Gerhards/Schäfer (2010: 149) in ihrer vergleichenden Fallstudie der 
Berichterstattung über die Genomentschlüsselung in Qualitätszeitungen und auf pro- 
minenten Webseiten, dass es im Sprecherensemble keine dramatischen Unterschiede 
zwischen beiden Foren gab. Auch bei der Bewertung der Genomforschung und bei den 
von den Sprechern verwendeten Interpretationsrahmen (Frames) boten die Webseiten 
keine größere Vielfalt der Meinungen und Deutungen. Allerdings fanden sich zum Teil 
erhebliche Unterschiede zwischen den deutschen und den US-amerikanischen Websei- 
ten, wobei die deutschen Seiten ein breiteres Sprecherspektrum und mehr Kritik am Ge- 
nomprojekt zur Verfügung stellten (Gerhards/Schäfer 2010). Die durch Suchmaschinen 
zugänglichen Webseiten stellen also insgesamt kein partizipativeres Forum dar als Qua- 
litätszeitungen, unter anderem weil die von Suchmaschinen verwendeten Algorithmen 
die Verlinkung einer Webseite mit und von anderen Webseiten durch eine hohe Position 
in der Ergebnisliste belohnen und eine solche Vernetzung für ressourcenschwächere 
und subalterne Akteure nur schwer zu erreichen ist. 

Das Internet bietet solchen Akteuren gleichwohl verbesserte Möglichkeiten, durch 
Webseiten, Blogs oder Social Media wie »Facebook« oder » Twitter« kleinere autonome 
Teilöffentlichkeiten auszubilden, wie sie vom agonistischen Öffentlichkeitsmodell gefor- 
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dert werden. Sobald es aber um gesamtgesellschaftliche Beachtung und weiter reichen- 
den Einfluss geht, sind gerade ressourcenschwächere zivilgesellschaftliche Akteure dar- 
auf angewiesen, dass ihre Online-Äußerungen selbst wieder durch die Massenmedien 
aufgegriffen und verstärkt werden. Die Beobachtung der Blogosphäre hat sich seit Mitte 
der 2000er Jahre als neue journalistische Recherchetechnik eingebürgert, die Wahr- 
scheinlichkeit des »bottom-up intermedia agenda setting« steigt, bei dem marginale 
und alternative Medien Öffentlichkeit für neue Themen generieren, die dann im Main- 
stream aufgegriffen werden. Als Beispiel für dieses Muster kann die »Guttenberg-Affäre« 
gesehen werden, die in einer Fachöffentlichkeit initiiert und sodann durch Medienbe- 
richterstattung zur Online-Mobilisierung exponentiell in ihrer Öffentlichkeitswirksam- 
keit gesteigert wurde. In der Folge musste der deutsche Bundesverteidigungsminister, 
dem Plagiarismus in seiner Doktorarbeit nachgewiesen wurde, im Frühjahr 2011 zu- 
rücktreten. Die allgemeinere Frage allerdings, inwiefern der Einfluss von Online-Öffent- 
lichkeiten auf das politische System in Häufigkeit und Folgenschwere zunimmt, bleibt 
einstweilen offen. Gleiches gilt auch für die Frage danach, ob der Aufstieg von Online- 
Öffentlichkeiten mit einem Bedeutungsverlust für klassische massenmediale Öffentlich- 
keiten einhergeht. 


3.2 Die Qualität des Medieninhalts 


Mit Blick auf das Wie der öffentlichen Kommunikation, insbesondere die deliberative 
Qualität von Medieninhalten, weist die existierende Literatur keine bemerkenswerten 
Niveauunterschiede zwischen deutschen Medien und Medien in anderen westlichen 
Ländern aus. Sie lenkt den Blick vielmehr auf Besonderheiten der journalistischen Kul- 
tur. Viel Aufmerksamkeit hat dabei die Frage erhalten, wie einseitig oder ausgewogen 
die Medienberichterstattung ist. Eine Form, gegenläufige Positionen transparent zu ma- 
chen, besteht darin, beide Seiten eines Konflikts in ein und demselben Zeitungsartikel 
oder ein und derselben Fernsehnachricht zu Wort kommen zu lassen. Diese Form de- 
battenartiger Darstellung eines Disputs findet sich eher in (Teil-)Systemen mit inter- 
nem Pluralismus, in denen einzelne Medien versuchen, den Meinungspluralismus in- 
tern abzubilden. So zeigen Ferree et al. (2002: 240) am Beispiel der Abtreibungsdebatte, 
dass die binnenplural strukturierten US-Qualitätszeitungen einen größeren Anteil an 
nachrichtlichen Artikeln mit widerstreitenden Meinungen aufweisen, während in den 
politisch stärker identifizierbaren deutschen Qualitätszeitungen häufiger Nachrichten 
mit nur einer Meinungsrichtung auftauchen. Dies verweist auf einen Unterschied in 
der journalistischen Arbeitsweise, bedeutet jedoch nicht, dass die deutschen Zeitungen 
deshalb grundsätzlich weniger deliberativ wären. Denn Ferree et al. (2002) weisen auch 
nach, dass in Debattenartikeln sowohl deliberative als auch respektlose und unzivile 
»Interaktionen« zwischen den Sprechern häufiger vorkommen als in Artikeln mit nur 
einer Meinung. 
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Auch die vergleichende Analyse der Deliberativität von Fernsehnachrichten von 
Rinke und Wessler (2011) findet in deutschen Sendern etwas weniger Nachrichtenbei- 
träge mit gegenläufigen Positionen (das Äquivalent zu Debattenartikeln in der Presse) 
und etwas weniger Sprecheräußerungen, die sich explizit auf eine gegenläufige Äuße- 
rung beziehen als in US-amerikanischen Fernsehsendern. Der Vergleich der deutschen 
und US-amerikanischen Fernsehnachrichten mit Nachrichten in Russland ergibt dem- 
gegenüber einen klaren Deliberativitäts- und Inklusivitätsvorsprung für die beiden 
etablierteren Demokratien (Rinke/Wessler 2001). Und sowohl in den USA als auch in 
Deutschland schneiden die öffentlich organisierten Sender bei fast allen Qualitätskrite- 
rien besser ab als ihre kommerziellen Konkurrenten. 

Aalberg et al. (2010) ergänzen diese Studien mit ihrer Untersuchung von Medienin- 
halten in sechs westlichen Ländern in einer Langzeitperspektive. Sie zeigen im Zeit- und 
Ländervergleich, dass der Grad der Kommerzialisierung eines Mediensystems negativ 
assoziiert ist mit dem Ausmaß politischer Informationen, die es bereitstellt: Je markto- 
rientierter Medien sind, desto weniger leisten sie an politischer Berichterstattung. Dabei 
weisen die ländervergleichenden Befunde darauf hin, dass eine starke Stellung des öf- 
fentlich-rechtlichen Rundfunks im gesamten Mediensystem - so wie es in Deutschland 
der Fall ist - nicht etwa, wie häufig behauptet wird, eine Verabschiedung des privaten 
Rundfunks aus der aktuellen Nachrichtenberichterstattung nach sich zieht. Im Gegen- 
teil bieten in diesen Ländern auch private Sender durchschnittlich mehr politische Be- 
richterstattung an. Der allgemeine Standard hinsichtlich der Versorgung mit Nachrich- 
ten durch das Fernsehen insgesamt wird durch öffentlichen Rundfunk also angehoben. 
Zugleich ist in solchen Ländern der Anteil der regelmäßig Nachrichten konsumierenden 
Bevölkerung größer als in Ländern mit stärker kommerzialisierten Mediensystemen. 

Neben Nachrichten in Printmedien und Fernsehen sind es vor allem politische Fern- 
sehtalkshows, die die Bürger mit gesellschaftsweit relevanten Themen in Berührung 
bringen und insofern für die Konstitution von Öffentlichkeit wichtig sind. Auch wenn 
es zur Qualität von Talkshows bislang keine international vergleichende Forschung gibt, 
kann man sagen, dass Deutschland in diesem Bereich ein differenziertes Angebot auf- 
weist, das von Politikerauftritten in Unterhaltungstalkshows über die Polit-Talks am 
Abend (»Hart aber fair«, »Maybrit Illner« etc.) bis zu politischen Expertengesprächen 
wie z.B. dem »Presseclub« reicht. Schultz (2006) zeigt auf, worin die öffentlichkeits- 
relevante Qualität von politischen Fernsehtalkshows bestehen kann: in einem mittle- 
ren Niveau der journalistischen Intervention und im Stellen von Rechtfertigungsfragen, 
die die beteiligten Politiker dazu anhalten, ihre Positionen nicht nur zu äußern, son- 
dern auch zu begründen. Ein zu großes Maß an Konfrontativität zwischen den Beteilig- 
ten ist dagegen der Akzeptanz unterschiedlicher möglicher Standpunkte abträglich (vgl. 
Mutz 2007). 
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4 Öffentlichkeitsrelevante Medienwirkungen 
4.1 Politisches Wissen 


In einem Vergleich der Inhalte und Wirkungen von Nachrichten in der Schweiz und 
den USA finden Iyengar et al. (2009), dass mehr »harte« Nachrichten zu einem insge- 
samt höheren Niveau politischen Wissens in der Gesamtgesellschaft sowie zu einem 
stärkeren Zusammenhang von Nachrichtennutzung mit individuellem politischen Wis- 
sen führen. Damit eng verbunden ist der Befund, dass ein Mediensystem mit öffentlich- 
rechtlichem Einfluss Ungleichheiten hinsichtlich des politischen Wissens in der Ge- 
sellschaft zu verringern im Stande ist. Ähnlich kommen Curran et al. (2009) in einem 
Vergleich verschiedener Mediensystemmodelle in vier Ländern zu dem Schluss, dass 
ein durch einen öffentlichen Auftrag gelenktes öffentlich-rechtliches System Nachrich- 
ten im Durchschnitt mehr Aufmerksamkeit schenkt und diese prominenter platziert, 
was die Auseinandersetzung mit politischen Fragen in der Bevölkerung fördert und 
letztlich zu geringeren Ungleichheiten zwischen sozioökonomisch privilegierten und 
benachteiligten Bevölkerungsgruppen hinsichtlich des politischen Wissens führt (siehe 
auch Curran et al. 2010). Eine großangelegte Studie auf Basis von Umfragedaten aus 
allen EU-Mitgliedsländern (Popescu/Töka 2009) wiederum macht deutlich, dass sich 
Fernsehnachrichten allgemein - unter anderem durch beiläufige bzw. unbeabsichtigte 
Rezeption - positiv auf das politische Wissen weniger politisch interessierter Bürger 
auswirken. Ebenso finden die Autoren, dass dieser positive Lerneffekt für die Rezep- 
tion von öffentlichen Sendern stärker ausgeprägt ist als für die Nutzung privater Sender. 
Öffentlicher Rundfunk kann diese Stärke dabei besonders ausspielen, wenn er von Fi- 
nanzierung durch Werbung unabhängig ist, einen klaren Informationsschwerpunkt auf- 
weist und als General-Interest-Programm breite Teile der Bevölkerung als Zielgruppe 
definiert - Kriterien, die der deutsche öffentlich-rechtliche Rundfunk zum größeren 
Teil erfüllt. Etwas detailliertere Ergebnisse zu der Frage nach Medienwirkungen auf po- 
litisches Wissen präsentieren Holtz-Bacha und Norris (2001). Sie bestätigen das Bild 
eines allgemein positiven Zusammenhangs der Nutzung öffentlich-rechtlicher Sender 
mit politischem Wissen. Jedoch zeigen sie in ihrer Studie über 15 europäische Länder 
für Deutschland ein Muster, demzufolge die Nutzung von Nachrichtenformaten per se 
wichtiger ist für das Niveau politischen Wissens als eine Nutzung von öffentlich-recht- 
lichen Sendern. 

Vor dem Hintergrund des dualen Rundfunksystems in Deutschland und seiner ge- 
nannten Folgen ist eine spezielle Entwicklung der letzten Jahre relevant für die Ent- 
wicklung von Öffentlichkeit in Deutschland: die Entwicklung hin zu einem sogenann- 
ten »high choice media environment« (Prior 2005), in dem eine Vielzahl an Kanälen 
für die Bürger verfügbar ist und die als Ergebnis eines »neuen Strukturwandels der Öf- 
fentlichkeit« bezeichnet werden kann (Imhof 2006). Mit dieser Entwicklung steigt die 
Relevanz einander verstärkender Spiralprozesse (sogenannte »reinforcing spirals«, vgl. 
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Slater 2007), in denen kognitive und soziale Voraussetzungen, mit denen Menschen sich 
Medienangeboten zuwenden, zunehmend die Folgen der Mediennutzung vorbestim- 
men. Dies kann zu sogenannten »virtuous circles« (Norris 2000) führen, in denen Me- 
dien entsprechend prädestinierte Nutzer »belohnen«, beispielsweise mit Wissenszuge- 
winnen. Die großen Wahlmöglichkeiten können aber auch zu Abwärtsspiralen führen, 
in denen die sozioökonomische Position von Individuen verfestigt wird bzw. die soziale 
Mobilität in der Gesellschaft durch die Struktur der Medienangebote und deren Nut- 
zung insgesamt verringert wird. 


4.2 Politisches Vertrauen, politische Toleranz und bürgerschaftliches Engagement 


Mit Blick auf das politische Vertrauen der Bürger gegenüber dem politischen System 
(» Politisches System) und den Politikern ist zu vermuten, dass die Wahrscheinlichkeit 
von »Zynismusspiralen« (Cappella/Jamieson, 1997) ansteigt, in denen eine abwertende 
Politikberichterstattung, beispielsweise über die vermeintlich rein eigennützigen Hand- 
lungsmotive von Politikern, ein zynisches Bürgerpublikum hervorbringt. Dieser allge- 
mein in den entwickelten westlichen Demokratien zu beobachtende Trend dürfte in 
Deutschland jedoch durch den öffentlich-rechtlichen Rundfunk gedämpft sein, der sich 
Prozessen der Boulevardisierung von Politikberichterstattung bis zu einem gewissen 
Grad entzieht. 

Im Hinblick auf die politische Polarisierung und Toleranz gegenüber abweichenden 
Meinungen sei daran erinnert, dass das deutsche Mediensystem durch einen mäßigen 
politischen Parallelismus geprägt ist (vgl. Hallin/Mancini 2004). Auf der Grundlage in- 
ternational vergleichender Untersuchungen kann davon ausgegangen werden, dass das 
deutsche Mediensystem die deutsche Bevölkerung daher relativ stark mit widerstrei- 
tenden politischen Ansichten konfrontiert (vgl. Goldman/Mutz 2011). Eine solche »ex- 
posure to disagreement« hat sich in verschiedenen Studien als zuträglich für die Wahr- 
nehmung politischer Opposition als legitimem Bestandteil demokratischer Prozesse 
erwiesen (Mutz 2007) sowie als eine zentrale demokratische Funktion von Massenme- 
dien allgemein (Mutz/Martin 2001). Jedoch nähren die steigenden Wahlmöglichkeiten 
im politischen Informationssystem Deutschlands Befürchtungen einer ebenso anstei- 
genden selektiven Zuwendung zu Medieninhalten, die den eigenen politischen Vorlie- 
ben entsprechen. Solchermaßen erleichterte Selektivität in der Nutzung politischer Me- 
dienangebote birgt dabei das Potenzial einer »Cyber-Balkanisierung« (Kobayashi/Ikeda 
2009) sowie die Gefahr zunehmender »enclave deliberation« - voneinander isolierter 
Diskussionen politisch Gleichgesinnter. Erneut ist in diesem Zusammenhang jedoch 
anzunehmen, dass solche Tendenzen in der deutschen Öffentlichkeit, im Vergleich zu 
rein marktförmig organisierten Mediensystemen, geringer ausgeprägt sind (vgl. Sun- 
stein 2007). Weiterhin werden solche Tendenzen zur Fragmentierung der deutschen Öf- 
fentlichkeit dadurch abgemildert, dass 
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e die Strukturen von Online-Medienangeboten jene etablierter massenmedialer Ange- 
bote zum großen Teil widerspiegeln; 

e Menschen im Allgemeinen zwar selektive Zuwendung zu politisch genehmen Me- 
dieninhalten betreiben mögen, weniger aber eine selektive Vermeidung dissonanter 
Online-Medieninhalte (siehe Garrett 2009); 

e die relativ geringe Polarisierung der politischen Eliten und der politischen Kultur in 
Deutschland einerseits politische Selbstidentifikationen von Bürgern weniger ein- 
deutig und dauerhaft macht und andererseits eine auf einfachen Signalen basierende 
Identifikation der politischen Ausrichtung von Medienangeboten erschwert. 


Schließlich sind auch die Folgen von Öffentlichkeitsstrukturen für das Niveau des po- 
litischen und bürgerschaftlichen Engagements in der Gesellschaft wiederholt Gegen- 
stand empirischer Forschung geworden. So zeigt eine jüngere vergleichende Studie 
von 74 Ländern, dass eine öffentlich-rechtliche Organisation des Rundfunksystems die 
Wahlbeteiligung im Durchschnitt steigert, weil in Rundfunksystemen, die einem öffent- 
lichen Auftrag dienen, die Informationskosten der Bürger systematisch gesenkt werden 
(Baek 2009). Wie die hinsichtlich Datenbasis und -analyse vermutlich stärkste empiri- 
sche Studie zum Zusammenhang von Internetnutzung und politischer Mobilisierung 
in Deutschland zeigt, wird durch eine Nutzung des Internets die politische Mobilisie- 
rung der deutschen Bevölkerung zwar moderat gesteigert; diese Wirkung ist aber un- 
gleich über die Bevölkerung verteilt, wodurch soziale Ungleichheiten hinsichtlich des 
Niveaus der politischen Aktivierung durch die Veränderung der gesellschaftlichen Kom- 
munikationsstrukturen mit Aufkommen des Internets eher verstärkt als abgebaut wer- 
den (Kroh/Neiss 2009). Auch in dieser Hinsicht kann also von einer »reinforcing spi- 
ral« gesprochen werden. Eine wichtige Ausnahme von diesem Trend sind allerdings die 
Ungleichheiten zwischen verschiedenen Altersgruppen hinsichtlich ihrer durchschnitt- 
lichen politischen Aktivierung: Junge Deutsche nutzen das Internet (bislang) häufiger 
als alte und erfahren hierdurch einen größeren Zuwachs an politischem Interesse als äl- 
tere Bürger (vgl. Kroh/Neiss 2009: 12). Das politische Interesse gleicht sich dadurch in- 
tergenerationell also ein Stück weit an. 


5 Fazit 


Bei aller gebotenen Vorsicht lassen sich die hier zusammengetragenen Erkenntnisse wie 
folgt zusammenfassen: Im Vergleich zu anderen westlichen Demokratien ist die Ver- 
sorgung mit und die Nutzung von politischen Informationen sowie entsprechend auch 
das Wissen der Bevölkerung über politische Zusammenhänge in Deutschland relativ 
gut ausgeprägt. Dies ist unter anderem eine Folge des nach wie vor starken öffentlich- 
rechtlichen Rundfunks, der zu den am besten finanzierten Rundfunksystemen der Welt 
gehört. Im Hinblick auf die Medienleistungen stellt sich die deutsche Öffentlichkeit als 
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etwas weniger inklusiv dar als die Öffentlichkeit anderer Länder (ressourcenschwache 
Akteure haben etwas schlechtere Zugangschancen). Bei der deliberativen Qualität des 
Medienangebots scheint es dagegen keine gravierenden Niveauunterschiede zu anderen 
etablierten Demokratien zu geben. Die deutsche Medienöffentlichkeit zeichnet sich da- 
bei durch eine journalistische Kultur aus, die milde Formen des politischen Parallelis- 
mus mit relativ starker journalistischer Professionalisierung verbindet und deshalb ge- 
mäßigt advokatorische Formen des Journalismus umfasst. 

In einem »high choice media environment« und unter Bedingungen der dynami- 
schen medientechnologischen Entwicklung müssen die öffentlichkeitsrelevanten Leis- 
tungen und Wirkungen der Medien in Zukunft stärker für bestimmte Medientypen und 
Segmente der Bevölkerung differenziert analysiert werden. Dass die deutsche Öffent- 
lichkeit dabei weniger als etwa in den USA in voneinander abgeschottete Enklaven poli- 
tisch Gleichgesinnter zu zerfallen droht, kann zwar vermutet werden, ist aber nicht lang- 
fristig gesichert. Ebenso scheint das deutsche Öffentlichkeitsmodell extremen Formen 
des politischen Zynismus und einem drastischen Absinken der politischen Mobilisie- 
rung keinen Vorschub zu leisten; auch diese Entwicklungen sind jedoch empirisch wei- 
ter genau zu beobachten. Allgemeine Trendaussagen zur Entwicklung der deutschen Öf- 
fentlichkeit, häufig in Form von Verfallsthesen vorgebracht, sind dabei allerdings kaum 
hilfreich. Dies gilt gerade auch dann, wenn das normative Grundanliegen der Öffent- 
lichkeitsanalyse unverändert aktuell bleibt: Medien und Demokratie im Öffentlichkeits- 
begriff zusammenzudenken. 
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KHMTAMM Ha HeMEeUIKOM A3bIke BKOHTaKTe, PyKoBoauTenb UBaH BepemarnH 


Politisches System 


Frank Nullmeier 


1 Begriff des politischen Systems 


Die Beschreibung der Politik und der staatlichen Institutionen als »politisches System« 
ist eine Betrachtungsweise, die sich seit den 1960er Jahren durchgesetzt hat. Vorher war 
es üblich, allein vom »Staat« zu sprechen. Die ebenfalls gebräuchliche Redeweise »Re- 
gierungssystem« (Hesse/Ellwein 2012) impliziert weiterhin eine Top-Down-Perspektive 
auf Politik, wie sie auch mit dem traditionellen Staatsbegriff verbunden war, mit einer 
Konzentration auf die Regierung als Spitze der Exekutive. Erst der Begriff »politisches 
System« wendet sich ab von derart hierarchisch-staatszentrierten Sichten auf Politik. 
Der Systembegriff ist den Systemtheorien von Parsons, Easton und Luhmann entnom- 
men, doch wird die Bezeichnung »politisches System« heute ohne Referenz auf diese 
theoretischen Hintergründe verwendet. Allerdings schwingt im Systembegriff immer 
die Unterstellung einer gewissen Einheit in Abgrenzung zur Umwelt oder zu anderen 
Systemen, so insbesondere zum ökonomischen System, mit. Die wesentliche Leistung 
des Begriffs liegt darin, eine bis dahin vor allem auf den Staat und das Staatsrecht kon- 
zentrierte Analyse für eine stärker politisch-soziologische Betrachtungsweise zu öffnen, 
die eine deutlichere Einbeziehung von Parteien, Verbänden, sozialen Bewegungen, der 
politischen Kultur, der Öffentlichkeit und den Medien als grundlegenden Momenten 
des Politischen erlaubt. Doch findet sich in der Literatur auch die Unterscheidung zwi- 
schen politisch-administrativem System oder den Kerninstitutionen des politischen Sys- 
tems einerseits, dem politischen Vermittlungssystem mit Parteien, Verbänden, Bewe- 
gungen und Medien andererseits. Durch den Begriff des »Vermittelns< wird allerdings 
nahegelegt, dass die Bürger außerhalb des politischen Systems stehen und als Gegenpol 
zu den staatlichen Verfassungsinstitutionen gedacht werden - eine Sicht, die sich mit 
einem demokratischen Grundverständnis von Staatlichkeit nicht gut verbinden lässt. 


2 Grundstrukturen des politischen Systems der Bundesrepublik Deutschland 


Seit der Gründung der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1949 (> Gesellschaft der 
Bundesrepublik Deutschland 1945/49-1990) hat sich ein sehr stabiles, nur von weni- 
gen grundlegenden Änderungen geprägtes demokratisches System entwickelt. Ange- 
sichts der nur 14 Jahre, die die Weimarer Republik, das erste demokratische Regime in 
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Deutschland, bestand, muss die Geschichte der bundesrepublikanischen Demokratie 
als Erfolgsgeschichte erscheinen (Wolfrum 2006), zumal es gelungen ist, 1989/90 die 
Wiedervereinigung (> Wiedervereinigung) politisch so zu organisieren, dass die Stabili- 
tät des bundesdeutschen politischen Systems gewahrt werden konnte. Der Zusammen- 
bruch des »realsozialistischen« Systems der Deutschen Demokratischen Republik, poli- 
tisch besiegelt durch den friedlichen Protest der Bürger, mündete in eine institutionelle 
Selbsttransformation, die am 3.10.1990 mit dem Beitritt der fünf neuen Bundesländer 
zur Bundesrepublik vollendet wurde. Höchst bemerkenswert ist, dass diese einschnei- 
dende Veränderung ohne grundlegendere Veränderungen im institutionellen Gefüge 
vollzogen wurde. 

Das politische System der Bundesrepublik wird meist über die fünf in der Verfas- 
sung (Art. 20 und 28 GG) verankerten normativ-institutionellen Prinzipien der Repu- 
blik, der Demokratie, des Rechtsstaates, des Bundesstaates und des Sozialstaates be- 
schrieben. Angesichts des gewachsenen Internationalisierungsgrades von Politik wird 
oft ein sechstes Prinzip, das des offenen Staates, hinzugefügt. Dass man sich in der Be- 
schreibung der Staatscharakteristika auf das Grundgesetz beruft, ist bereits Ausdruck 
der Verankerung des Prinzips des Verfassungsstaates (Teilelement der Rechtsstaatlich- 
keit): Die Verfassung bildet die rechtlich alle Gewalt bindende Grundordnung des po- 
litischen Gemeinwesens. Mit der Formulierung des Art. 20 GG »Alle Staatsgewalt geht 
vom Volke aus« wird die auf Volkssouveränität gegründete Demokratie zur zentralen 
Struktur des politischen Systems erklärt. Realisiert wird dieses Demokratieprinzip in ei- 
ner parlamentarischen - und nach den Erfahrungen in der Weimarer Republik gerade 
nicht - präsidentiellen Demokratie. Direktdemokratische Elemente im Bund bleiben 
auf die Länderneugliederung beschränkt, während auf kommunaler und Länderebene 
die 1990er Jahre zum Jahrzehnt der breiten Einführung der Volksgesetzgebung wurden. 
Als parlamentarische Demokratie verfügt Deutschland über eine Doppelspitze in der 
Exekutive; das Amt des Staatsoberhauptes und des Regierungschefs fallen nicht zusam- 
men, zudem verfügt das Parlament über die Möglichkeit der Wahl und Abberufung der 
Regierung. Die Demokratie des Grundgesetzes ist zudem als »wehrhafte Demokratie« 
institutionalisiert: Zum Schutze der demokratischen Verfassungsordnung sind Parteien- 
und Vereinsverbote sowie Grundrechtsverwirkung rechtlich möglich. Die Bindung al- 
ler Staatsorgane an Recht und Gesetz und die unmittelbare Geltung der liberalen und 
demokratischen Grundrechte stehen im Zentrum des Staatsverständnisses als Rechts- 
staat. Die Garantie, den Rechtsweg beschreiten zu können, die Unabhängigkeit der Ge- 
richte als ein Element der Gewaltenteilung sowie prozessuale Rechte für die Bürger bil- 
den unverzichtbare Instrumente dieser Bindung der Politik an das positiv gesatzte Recht. 
Durch die Möglichkeit der Normenkontrolle wird zudem die Überprüfung der Verfas- 
sungsbindung der staatlichen Gesetzgebung möglich. Die Staatsbestimmung als Repu- 
blik meint heute nur den Ausschluss der Monarchie bzw. die Wahl eines Staatsoberhaup- 
tes auf Zeit. Im Grundgesetz ist der Sozialstaat (> Sozialstaat und soziale Sicherheit) als 
allgemeine Staatszielbestimmung normiert worden. Das Gemeinwesen wird durch das 
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Sozialstaatsgebot zur Förderung sozialer Gerechtigkeit als allgemeiner Richtschnur der 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben verpflichtet. Prinzipiell wird die Offenheit des Sozial- 
staatsprinzips betont, wonach es dem Gesetzgeber obliegt, die angemessenen Mittel und 
Wege zur Realisierung sozialer Gerechtigkeit zu bestimmen. Das Grundgesetz enthält 
auch keine Festlegung auf eine bestimmte Wirtschaftsordnung, verpflichtet aber jede 
Gestaltung von Wirtschaftsordnung (> Wirtschaft) und Sozialpolitik auf die Einhaltung 
des grundrechtlichen Rahmens. Die Bundesrepublik ist schließlich ein Bundesstaat, sie 
kennt ı7 Staaten, die 16 Länder und den Bund. Die Gemeinden bilden keine eigene staat- 
liche Ebene, sie besitzen nur Selbstverwaltungsrechte. Deutschland ist daher kein Ein- 
heitsstaat, folgt mit seinem Verbundföderalismus auch einem anderen Muster als trenn- 
föderale Systeme: Die Länder sind für die Verwaltung auch der Bundesgesetze zuständig 
und über den Bundesrat an der Gesetzgebung des Bundes beteiligt. Der Föderalismus ist 
ein das alltägliche Politikgeschäft stark prägendes Element - werden alle politischen Fra- 
gen doch auch von Kompetenz- und Finanzverteilungskonflikten zwischen Bund und 
Ländern bestimmt. Der Charakter als offener Staat zeigt sich daran, dass alle Staatsge- 
walt an das Völkerrecht, die Ziele des friedlichen Zusammenlebens der Völker und eines 
vereinten Europas gebunden ist und das Grundgesetz die Delegation von Kompetenzen 
an internationale Organisationen vorsieht. Internationale Zusammenarbeit als Zielvor- 
stellung löst das traditionelle Konzept nationalstaatlicher Souveränität ab. 

Die vergleichende politikwissenschaftliche Forschung (vgl. Caramani 2008; Ismayr 
2009), die Verfassungsnormen und das reale Funktionieren der Institutionen in der Ent- 
wicklung von Typologien demokratischer politische Systeme verbindet, zählt das deut- 
sche politische System zum Typus der Konsensdemokratie (im Unterschied zu dem 
Westminster-Modell einer majoritären Demokratie; Lijphart 1999), weil eine bei Wah- 
len siegreiche Partei durch eine Fülle von anderen Instanzen daran gehindert ist, ihre 
Vorstellungen in Politik umzusetzen. In der Bundesrepublik gibt es eine hohe Anzahl 
an » Vetospielern«, so der Föderalismus als Verteilung von Kompetenzen auf mehrere 
Ebenen, die Mitwirkung des Bundesrates an der Gesetzgebung und das Bundesverfas- 
sungsgericht. Aufgrund des Verhältniswahlrechts sind Koalitionsregierungen erforder- 
lich, sodass hier mindestens zwei Parteien zusammenwirken müssen. Durch die hohen 
Hürden für Verfassungsänderungen oder die Richterwahl und parlamentarische Rechte 
für Minderheiten ist auch die Opposition beteiligt. Daneben sind auch nicht-majori- 
täre Einrichtungen wie die Bundesbank, nun die Europäische Zentralbank, bestimmend, 
die jenseits der Wählermehrheiten ganze Politikfelder beherrschen. Alle diese Faktoren 
verlangen, dass sich die Akteure aufeinander zu bewegen, sodass in Deutschland eine 
Verhandlungs- oder Konsensdemokratie entstanden ist. Dennoch findet sich in Publi- 
zistik und Wissenschaft oft eine dritte Weise der Charakterisierung des politischen Sys- 
tems in Kategorien, die man vielleicht »Dominanzbegriffe« nennen kann: So wird von 
der Bundesrepublik als Parteienstaat, Verbändestaat, Richterstaat oder als Verwaltungs- 
staat, als Kanzlerdemokratie oder Mediendemokratie gesprochen. Jeweils ist es eine In- 
stitution oder ein Akteur, die bzw. der im politischen System dominiert. Letztlich haben 
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sich all diese Bezeichnungen nicht als treffend erwiesen, unterschätzen sie die Multipo- 
larität, Verflochtenheit und Balanciertheit des deutschen politischen Systems (Schmidt 
2011). Vorsichtigere Varianten der Zeitdiagnostik verwenden daher eher Tendenzaus- 
sagen: Deparlamentarisierung, Medialisierung, Justizialisierung oder auch Depolitisie- 
rung. Jeweils wird eine Entwicklungsrichtung unterstellt, wobei fraglich ist, wann je- 
weils bestimmte kritische Schwellenwerte überschritten sind. 


2.1 Parlamentarische Demokratie 


Als repräsentative Demokratie' stehen die Wahlen zum Parlament im Zentrum des po- 
litischen Systems (Falter/Schoen 2005). Die Bundestagswahlen erfolgen gemäß den 
Grundsätzen der allgemeinen, unmittelbaren, freien, gleichen und geheimen Wahl nach 
dem System der personalisierten Verhältniswahl, wie es seit 1956 gilt. In den Grenzen, 
die durch die Fünf-Prozent-Hürde der Repräsentation kleiner Parteien (alternativ drei 
Direktmandate) gesetzt sind, spiegelt die Zusammensetzung des Parlaments die Ver- 
teilung der Wählerstimmen. Ernsthafte Versuche, ein Mehrheitswahlrecht einzuführen, 
hat es seit den 1960er Jahren nicht mehr gegeben. Allerdings ergeben sich durch die 
Verrechnung von Erst- (relative Mehrheitswahl in Einerwahlkreisen) und Zweitstimme 
(Parteilisten auf Landesebene) Überhangmandate (bis zu 24 bei der Bundestagswahl 
2009), deren bis heute (Stand: Januar 2012) fortwährende Gestaltung das Bundesverfas- 
sungsgericht bereits 2008 für verfassungswidrig erklärt hatte. Das Personalisierungsele- 
ment des deutschen Wahlrechts konzentriert sich auf die Erststimme, da die Parteilisten 
für die Zweitstimme starr sind, der Wähler also auf die Reihenfolge nicht einwirken 
kann: Dies ist eine stark kritisierte Regelung, die bereits bei einer Anzahl von Land- 
tagswahlen durch die Möglichkeit des Kumulierens und Panaschierens ersetzt wor- 
den ist. Trotz dieser wahlrechtlichen Zentrierung auf die Stimmabgabe für Parteien hat 
sich bei Bundestagswahlen eine öffentliche Wahrnehmung des Wahlkampfes als Aus- 
einandersetzung über den Kanzler bzw. die Kanzlerin eingespielt, ohne dass sich aller- 
dings dadurch eine Zentrierung der Stimmen auf die beiden größten Parteien ergeben 
würde - ganz im Gegenteil, der Stimmenanteil von CDU/CSU und SPD ist von 91,2 Pro- 
zent (1976) auf 56,8 Prozent (2009) geschrumpft. Das Verhältniswahlrecht zieht in al- 
ler Regel Koalitionsregierungen nach sich. Dieser Zwang zu Koalitionsbildungen spielt 
auch in Wahlkämpfen eine dominante Rolle: Koalitionsaussagen als Vorfestlegungen 
auf eine bestimmte Parteienkonstellation erzeugen das Risiko, im Falle unerwarteter 
Wahlergebnisse gegen diese Festlegung handeln zu wollen; der Verzicht auf Koalitions- 
aussagen kann dagegen generelles Misstrauen erzeugen, weil damit Wahl und Regie- 


1 Die Darstellung in den folgenden Abschnitten beruht unter anderem auf Kaina/Römmele (2009); Mar- 
schall (2007); Rudzio (2011). Die beste Analyse zum politischen System Deutschlands bietet Schmidt 
(2011). 
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rungsbildung entkoppelt werden - unter Schaffung maximalen Spielraums für die po- 
litischen Eliten. Die zurückgehende Wahlbeteiligung (bei Bundestagswahlen von mehr 
als 90 Prozent in den 1970er Jahren auf 70,8 Prozent im Jahre 2009; bei manchen Land- 
tagswahlen nun unter 50 Prozent), die vor allem aber mit einer abnehmenden politi- 
schen Beteiligung der unteren sozialen Schichten und Bildungsgruppen erklärt werden 
kann, lässt nach Wegen suchen, die soziale Selektivität des politischen Systems wieder 
zu verringern. E-Voting und Online-Wahlen sowie das von den Eltern treuhänderisch 
wahrgenommene Wahlrecht für Kinder werden als Reformschritte diskutiert. Experi- 
mente mit Vorwahlsystemen (als Mitgliederentscheide über Spitzenkandidaten) finden 
seit den 1990er zunehmend Aufmerksamkeit. 

Von 1949 bis 1972 vollzog sich im Parteiensystem ein beinahe ungebrochener Kon- 
zentrationsprozess. Kleinere bürgerliche Parteien wurden von der CDU/CSU in den 
1950er Jahren aufgesogen, rechtsradikale (Sozialistische Reichspartei, SRP) und kom- 
munistische Parteien (Kommunistische Partei Deutschlands, KPD) vom Bundesverfas- 
sungsgericht (1952 und 1956) verboten (> Extremismus, politischer). Das »Zweieinhalb- 
Parteiensystem« aus CDU/CSU, SPD und FDP konnte sich aber bis Ende der 1970er 
Jahre halten, als sich mit den Grünen (nach der Vereinigung Bündnis 90/Die Grünen) 
zum ersten Mal eine neue Partei dauerhaft erfolgreich im Bund etablieren konnte. Neu- 
gründungen von rechtsextremer Seite konnten sich zwar zeitweise in einzelnen Länder- 
parlamenten verankern (NPD, DVU), ein erstes NPD-Verbotsverfahren scheiterte 2003 
vor dem Bundesverfassungsgericht. Ganz entgegen der Erwartung der Gegner der Ver- 
hältniswahl weist das deutsche Parteiensystem nur einen geringen bis mittleren Frag- 
mentierungsgrad auf. Das gilt auch noch für das heutige Fünf-Parteiensystem im Bund, 
das durch das Hinzutreten der PDS (nun nach der Vereinigung mit der WASG als Die 
Linke) entstanden ist - bei Wählerschwerpunkten in Ostdeutschland. Eine Besonder- 
heit der deutschen Entwicklung liegt darin, dass es nicht zum Aufstieg einer rechtspo- 
pulistischen Partei gekommen ist wie mittlerweile in fast allen europäischen Ländern. 

Durch die Vereinigung hat sich vor allem die Bedeutung der konfessionellen bzw. 
religiös-säkularen politischen Konfliktlinie für die Wahlergebnisse vermindert. Zwar 
sind auch heute noch katholische Konfession und Kirchgangshäufigkeit ein Hinweis auf 
CDU/CSU-Wählerschaft, aber die entsprechenden Milieus haben sich entscheidend ver- 
kleinert. Die zweite zentrale Konfliktlinie, die soziökonomische, hat sich durch den zah- 
lenmäßigen Rückgang der Arbeiter, das Entstehen der Wissens- und Dienstleistungsge- 
sellschaft > Dienstleistung und Dienstleistungsgesellschaft), höhere Bildungsgrade und 
die Akademisierung der Wahlbevölkerung abgeschwächt. Zwar wählt, wer heute Ge- 
werkschaftsmitgliedschaft und Arbeiter ist, eher SPD, doch die traditionellen Arbei- 
termilieus finden sich kaum noch. Die traditionellen Milieus und die relative Domi- 
nanz der beiden Volksparteien werden noch durch die höheren Altersgruppen gestützt 
(mehr als ein Fünftel der Wähler sind mittlerweile Rentner, aber weniger als ein Fünftel 
der Wahlberechtigten ist unter 30). Die ideologische Konfrontation zwischen CDU/CSU 
und SPD war bis zur Wahl 1980 recht hoch, auch geprägt durch den Ost-West-Konflikt. 
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Diese Polarisierung zwischen »Freiheit oder (statt) Sozialismus« - so die Wahlslogans 
der CSU bzw. CDU aus dem Jahre 1976 - hat sich schon in den 1980er Jahren abge- 
schwächt, damit aber auch die Parteiidentifikation, das ist die psychologisch tief ver- 
ankerte Bindung an eine Partei unabhängig von deren aktuellem Spitzenpersonal und 
Ihemen, weiter gelockert. Die Vereinigung hat zu all diesen Trends wesentlich beigetra- 
gen, zudem die parteipolitische Ausrichtung durch die Stabilisierung von PDS bzw. Die 
Linke leicht nach links verschoben. Bei den Wahlen 1998 bis 2005 verfügten die »lin- 
ken« Parteien Die Grünen, SPD und PDS über mehr als 50 Prozent aller Wählerstim- 
men, mithin eine Dominanz gegenüber dem »bürgerlichen« Lager. Insgesamt haben 
durch die Abschwächung struktureller Faktoren die Bedeutung von Kandidat, Medien- 
präsentation und Themensetzung deutlich gewonnen, was die Veränderlichkeit (Vola- 
tilität) in der Wählerstimmung erhöht hat. Es hat sich im letzten Jahrzehnt eine in der 
ideologischen Spannweite wieder verbreiterte parteipolitische Landschaft ergeben - mit 
einer international einmalig starken Rolle der Grünen, was sich auch an deren Regie- 
rungsbeteiligung von 1998 bis 2005 zeigt, während sich ansonsten SPD, CDU/CSU und 
FDP in konservativ-liberalen Koalitionen, sozialliberalen oder Großen Koalitionen die 
Regierungsarbeit teilten. 

In parlamentarischen Demokratien ist die entscheidende Konfliktlinie nicht die zwi- 
schen Parlament und Regierung, sondern die zwischen Regierung und den Fraktionen 
der Regierungsparteien einerseits, der Opposition andererseits. Das hat Konsequenzen 
für die Parlamentsfunktion der Regierungskontrolle. Rechte für die Fraktionen unab- 
hängig von ihrer Größe und Rechte für Parlamentsminoritäten bekommen eine hohe 
Bedeutung, so z.B. die Regel, dass es nur eines Viertels der Abgeordneten bedarf, um 
einen Untersuchungsausschuss einzurichten. Frage- und Antragsrechte sowie die Ver- 
teilung der Ausschussvorsitze nach Fraktionsstärke geben den Oppositionsparteien Ge- 
legenheit, das Geschehen im Bundestag mitzugestalten, sodass dieser eher ein Arbeits- 
denn ein Redeparlament geworden ist. 

Die institutionelle Machtverteilung zwischen Bundespräsident, Bundeskanzler und 
Parlament wird durch vier aufeinander bezogene grundgesetzliche Regelungen festge- 
legt: die Kanzlerwahl, das konstruktive Misstrauensvotum, die Vertrauensfrage und 
die Möglichkeit zur Auflösung des Bundestages. Es ist der Bundestag, der in geheimer 
Abstimmung und ohne Aussprache den Bundeskanzler für die Dauer einer Legislatur- 
periode wählt. Eine dreistufige Regelung sorgt dafür, dass auch bei komplizierten 
Stimmverhältnissen im Parlament die Chancen steigen, eine Wahl vollenden zu kön- 
nen. Nur im ersten (alleiniges Vorschlagsrecht) und im dritten Wahlgang (bei nur rela- 
tiver Mehrheit kann die Ernennung des Gewählten erfolgen oder eine Bundestagsauf- 
lösung mit anschließenden Neuwahlen) kommt dem Bundespräsidenten jeweils eine 
wichtige Funktion zu. Es gibt nur eine zweite Möglichkeit der Auflösung des Bundes- 
tages, nämlich das Scheitern einer Vertrauensfrage, und auch dort ist der Bundespräsi- 
dent ein entscheidend Mitwirkender. Ein Selbstauflösungsrecht des Parlaments gibt es 
dagegen nicht. Das konstruktive Misstrauensvotum ist eine institutionelle Innovation, 
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die kanzlerlose Zeiten verhindert. Ein Bundeskanzler kann nur dadurch abgewählt wer- 
den, dass ein neuer gewählt wird, womit sich auch hier kein Weg zu Neuwahlen eröffnet, 
sondern nur zu einer anderen Regierung. Damit sind Möglichkeiten des Parlaments, die 
Regierungsarbeit zu blockieren, entscheidend gehemmt; der Bundeskanzler ist gestärkt 
gegenüber dem Parlament, während der Bundespräsident nur bei einem wenig konsens- 
fähigen Parlament aktiv werden kann und muss. Der Bundeskanzler verfügt zusätzlich 
zusammen mit dem Finanzminister über ein Veto gegenüber Parlamentsbeschlüssen in 
Haushaltsfragen und er - und nicht der Bundespräsident - besitzt im Verteidigungsfall, 
den allerdings das Parlament feststellen muss, die Befehlsgewalt über die Streitkräfte. 

Die Machtstellung des Bundeskanzlers beruht auch auf seiner Stellung innerhalb der 
Regierung. Auf seinen Vorschlag hin werden Minister vom Bundespräsidenten ernannt 
und auch entlassen, er verfügt über das Organisationsrecht und die Richtlinienkompe- 
tenz, während die Minister ihre Ressortverantwortung nur in dem dadurch abgesteckten 
Rahmen wahrnehmen können. Das Kabinett als Entscheidungsgremium hat sich auch 
aufgrund der informellen Mechanismen der Koordination von Koalitionsregierungen 
über Koalitionsausschüsse und -gipfel als relativ schwach erwiesen. Die seit Adenauers 
Zeiten übliche Rede von der Kanzlerdemokratie mag anzeigen, dass sich in diesem Amt 
die Zuschreibung politischer Entscheidungsfähigkeit bündelt. Mit der gestiegenen Be- 
deutung von EU, internationalen Verflechtungen, Medien und nicht-majoritären Insti- 
tutionen ist allerdings auch die Handlungsfähigkeit des Kanzlers trotz Unterstützung 
durch ein ausgebautes Bundeskanzleramt eingeschränkt: Dieselben Tendenzen schwä- 
chen jedoch auch die Rolle des Parlaments, weshalb zuweilen von Deparlamentarisie- 
rung gesprochen wird. 

Im Unterschied zur Weimarer Republik hat das Amt des Bundespräsidenten im We- 
sentlichen nur repräsentative Funktionen. Seine Legitimation ist durch den Verzicht 
auf Direktwahl durch das Volk entscheidend vermindert. Der Bundespräsident wird 
auf fünf Jahre bei einer Wiederwahlmöglichkeit ohne Aussprache von der Bundesver- 
sammlung als allein für diese Aufgabe jeweils zusammentretendes Organ (hälftig aus 
den Bundestagsabgeordneten und Vertretern der Landesparlamente gebildet) gewählt. 
Neben einigen im Krisenfall relevanten Kompetenzen lebt das Amt des Bundespräsi- 
denten von der ihm zugeschriebenen Rolle, durch Reden und Ansprachen als politisch- 
moralische Instanz die demokratische Kultur der Republik zu stützen. 


2.2 Gesetzgebung, Verwaltung und Judikative 


Der Bundestag ist in der Gesetzgebung nicht autonom. Die zentrale Institution der Mit- 
wirkung der Länder an der Gesetzgebung des Bundes ist der Bundesrat, der in der in- 
ternationalen Literatur gern als zweite Parlamentskammer bezeichnet wird, aber eine 
eigenständige Institution ist. Er setzt sich aus den Regierungen der Bundesländer (ge- 
wichtet nach Bevölkerungsstärke der Länder) zusammen, ist damit eine Vertretung 


658 Politisches System 


der Exekutiven. Über diese Konstruktion erhält die bundesdeutsche Politik ihre Exe- 
kutivlastigkeit (» Exekutivföderalismus«). Zustimmungspflichtige Gesetze sind auf eine 
Mehrheit im Bundesrat angewiesen, während bei Einspruchsgesetzen der Bundestag mit 
der Kanzlermehrheit die Position des Bundesrates zurückweisen kann. Die Kompetenz 
für die Steuergesetzgebung liegt überwiegend beim Bund, aber die Steuergesetze sind 
in der Regel zustimmungspflichtig. Wann und wodurch ein Gesetz zustimmungspflich- 
tig wird, ist daher auch Gegenstand der Föderalismusreform in den 2000er Jahren ge- 
worden, die den Verflechtungsgrad zwischen Bund und Ländern verringern wollte. Bei 
Grundgesetzänderungen ist eine Zweidrittelmehrheit auch in der Länderkammer erfor- 
derlich. Bei Auseinandersetzungen kann der Vermittlungsausschuss angerufen werden, 
der sich hälftig aus Vertretern des Bundestages und der Länder zusammensetzt. Die- 
ser Ausschuss wird bei gegenläufigen Mehrheiten zum zentralen Verhandlungs- und 
Kompromissbildungsorgan. Ob die Länderkammer dabei über dieselbe parteipolitische 
Mehrheit verfügt wie der Bundestag, ist daher eine gesetzgeberisch entscheidende Frage. 
Statistischer Normalfall ist eine derartige gegenläufige Mehrheit, das gilt für alle sozial- 
demokratisch geführten Regierungen, aber auch für die Regierung Kohl nach 1990 und 
die Regierung Merkel seit 2010. Aufgrund der Verbindung von bundesstaatlicher Ver- 
flechtung in der Gesetzgebung und Parteienwettbewerb kann ein »Durchregieren« nicht 
gelingen, es ergeben sich vielmehr hohe Einigungszwänge, die Deutschland auf den Weg 
einer Konkordanz- oder Verhandlungsdemokratie geführt haben. Durch die EU kommt 
noch eine dritte Ebene hinzu, sodass man zur Bezeichnung der Komplexität heutiger 
Entscheidungen von » Mehrebenenpolitik« spricht. Der Kompetenzzuwachs der EU hin 
zum Lissabonner Vertrag führte bereits zu einer gewissen inneren Europäisierung des 
bundesdeutschen politischen Systems. Im Gegenzug wurden die Mitwirkungsrechte der 
Länder bei europäischen Entscheidungen gestärkt. 

Die Verwaltung der Bundesgesetze obliegt ganz überwiegend den Ländern. Der Bund 
verfügt über die Ministerialverwaltung und nur in wenigen Bereichen über einen eige- 
nen Verwaltungsunterbau. Die Länder führen die Bundesgesetze als eigene Angelegen- 
heiten aus, auch eine Mischverwaltung ist verboten. Diese wesentlich von den Ländern 
getragenen Verwaltungsstrukturen haben sich seit Mitte der 1990er Jahre unter dem 
Einfluss der internationalen New Public Management-Bewegung stark verändert. Seit 
der Proklamation eines »Neuen Steuerungsmodells« gehören klare Verantwortungsab- 
grenzung zwischen Politik und Verwaltung über Zielvereinbarungen, Outputsteuerung 
mittels definierter Produkte, Ausbau von Controllingkapazitäten und die Umstellung 
auf kaufmännisches Rechnungswesen, Qualitätsmanagement und Outsourcing, Public- 
Private-Partnerships und Privatisierungen zu den Grundelementen einer Verwaltungs- 
reform, die am weitestgehenden auf der Kommunalebene realisiert worden ist. Der Auf- 
bau unabhängiger Regulierungsagenturen bildet die zweite große Innovation auf der 
Ebene der Verwaltung. Den Aufstieg solcher Agenturen als Formen nicht-majoritärer, 
expertisezentrierter Politik mit der Integration legislativer, exekutiver und judikativer 
Funktionen zur Regulierung von Märkten entzieht dem politischen Prozess ganze Re- 
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gelungsbereiche und erscheint unter Gesichtspunkten der Demokratie durchaus pro- 
blematisch. 

Die Rechtssprechung ist weitestgehend einer Profession, den Richtern, anvertraut. 
Die demokratische Legitimationskette ist qua Wahl der Richter durch Ausschüsse der 
Landtage bzw. des Bundestages gesichert. Das Justizwesen ist in fünf Gerichtszweige mit 
jeweils einem Bundesgericht als oberster Instanz gegliedert. Von diesen Gerichten ab- 
gehoben ist das dem österreichischen Modell folgende Bundesverfassungsgericht. Seine 
16 Richter werden je zur Hälfte von Bundestag und Bundesrat mit Zweidrittelmehrheit 
gewählt, was die Beteiligung der Opposition im Bund und parteipolitisch unterschied- 
lich ausgerichteter Regierungen in den Ländern verlangt. Es hat sich daraus ein Proporz- 
system entwickelt, bei dem in Vorverhandlungen zwischen den Parteien Richter - bis- 
her meist unter Wahrung hoher fachlicher Standards - gewählt wurden. Die wichtigsten 
Verfahrenstypen sind die allen Bürgern offenstehende Verfassungsbeschwerde (auch in- 
ternational eine Innovation), die abstrakte Normenkontrolle (antragsberechtigt sind die 
17 Regierungen sowie der Bundestag mit mindestens 25 Prozent seiner Mitglieder) und 
die konkrete Normenkontrolle (Vorlage durch jedes Gericht möglich), die Verfahren 
wegen Organ- oder Bund-Länder-Streitigkeiten sowie Parteienverbotsverfahren und 
Anklagen gegen Richter und den Bundespräsidenten (antragsberechtigt sind hier Bun- 
destag und -rat). Für die institutionelle Architektur ist die Normenkontrolle von be- 
sonderer Bedeutung, ermöglicht sie doch einer Gruppe von acht Richtern in einem der 
beiden Senate mit Mehrheit Gesetze für verfassungswidrig zu erklären und dem Gesetz- 
geber konkrete Vorgaben für eine Neufassung zu machen. Da dies bei einer durchaus 
erheblichen Zahl von Gesetzen erfolgt ist, drängt sich die Frage auf, ob es hier zu einer 
Herrschaft der Richter und Gerichte kommt. Bisher hat das Verfassungsgericht eine 
Balance zwischen richterlichem Aktivismus und Zurückhaltung gewahrt, sodass seine 
Stellung relativ unangefochten blieb. Das Verfassungsgericht hat allerdings eine Inter- 
pretation der Verfassung als einer über die Grundrechte konstituierten Wertordnung 
entwickelt, wodurch es dem Gericht möglich wird, seine Kompetenz auf alles Recht 
auszuweiten und damit der Politik einen Maßstab vorzugeben. Angesichts dieser Aus- 
dehnung der Entscheidungshoheit des Verfassungsgerichtes und der Selbst-Sicherung 
der Verfassung gegen grundlegende Änderungen in der Ewigkeitsklausel hat sich die 
Vorstellung entwickelt, nicht Volkssouveränität, sondern » Verfassungssouveränität« sei 
der normative Leitgedanke des bundesdeutschen politischen Systems, womit aber dem 
Recht ein Übergewicht über die Demokratie gegeben würde. 


2.3 Politische Akteure und demokratische Öffentlichkeit 
Die innere Struktur der Parteien als der einzigen Organisationsform (neben Wählerver- 


einigungen), der es erlaubt ist, Kandidaten bei Wahlen aufzustellen, ist durch das Par- 
teiengesetz auf einen demokratischen Aufbau festgelegt. Erst in den 1970er Jahren sind 
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aber die vormaligen Strukturen von Wahl- und Honoratiorenvereinen bei allen Par- 
teien zugunsten von professionalisierten Mitgliederparteien modernisiert worden. Der 
Einfluss der Medien auf die innere Struktur der Parteien wächst (> Medien und Mas- 
senkommunikation), wobei allerdings die Entwicklung zu einer »Mediokratie« (Meyer 
2001) wie in Italien nicht erfolgte. Allerdings steigt aufgrund der Bedeutungszunahme 
der Wahlkämpfe und sinkender Mitgliederzahlen (bei der CDU von fast 800 000 im 
Jahre 1990 auf 505 000 im Jahre 2010; bei der SPD von knapp 950 000 im Jahre 1990 auf 
502 000 im Jahre 2010; Niedermayer 2011) das Gewicht der Parteienfinanzierung, die 
nach etlichen Verfassungsgerichtsurteilen so geregelt ist, dass die staatliche Parteienfi- 
nanzierung in Abhängigkeit von der gesellschaftlichen Verankerung der Partei erfolgt, 
also dem Wahlerfolg und den Zuwendungen seitens der Mitglieder und den Spenden 
seitens natürlicher Personen. 

Neben den Parteien gelten Verbände als die zentralen Organisationen der Interes- 
senvermittlung (> Interessenorganisation). Im Unterschied zu den Parteien ist das Sys- 
tem der Interessenverbände politisch nicht reguliert: Es gibt kein Verbändegesetz. Der 
Bundestag führt ein Verbänderegister mit derzeit circa 2200 Verbänden, die auf Bun- 
desebene politisch tätig sind. Im Unterschied zu Parteien müssen Verbände keine demo- 
kratische Struktur aufweisen. Allgemein werden die Beziehungen zwischen Staat und 
Verbänden mit Hilfe der Begriffe Pluralismus und Korporatismus beschrieben. Wo eine 
Vielzahl von staatsfernen Verbänden um politischen Einfluss konkurriert, spricht man 
von pluralistischer Interessenvermittlung, wo wenige oder gar nur ein Verband ein In- 
teresse monopolistisch vertritt und in enge Austauschbeziehungen zu staatlichen Ein- 
richtungen tritt und intermediäre Institutionen mit Verbandsbeteiligung entstanden 
sind, ist von korporatistischer Interessenvermittlung die Rede. In den zentralen wirt- 
schafts- und sozialpolitischen Feldern dominiert in Deutschland der Korporatismus als 
enge Verbindung zwischen Arbeitgeberverbänden, Gewerkschaften und Staat (Tripar- 
tismus). Zwar wurde auch schon das Ende des Korporatismus in der Bundesrepublik 
beschworen, doch die Zusammenarbeit zwischen Staat und Verbänden hat sich gerade 
während der Finanzmarktkrise seit 2008 wieder gefestigt - und dies angesichts der deut- 
lichen Schwächung der Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften aufgrund teilweise 
dramatisch sinkender Mitgliederzahlen. Der Zusammenarbeit der Verbände von Ar- 
beitgebern und Arbeitnehmern mit dem Staat liegt die grundgesetzlich geschützte Ta- 
rifautonomie voraus, die die Grundlage für ein entfaltetes Verhandlungssystem ohne 
staatliche Schlichtung und Lohnfestlegung (und ohne staatliche Mindestlöhne) bildet. 
Deutschland verfügt zudem über ein ausgebautes Kammerwesen: Als öffentlich-recht- 
liche Selbstverwaltungseinrichtungen werden hier öffentliche Aufgaben an Organisa- 
tionen der Unternehmen und an Berufsgruppen delegiert. Weniger korporatistisch sind 
dagegen Bereiche jenseits von Wirtschafts- und Sozialpolitik, auch wenn sich z.B. bei 
den Umweltverbänden Organisationsdomänen und feste Einflusskanäle zu den Minis- 
terien ergeben haben. Auch hier haben Verbände ein hohes Maß an Organisations- und 
Konfliktfähigkeit bewiesen, im Zusammenspiel mit sozialen Bewegungen, durch Schaf- 
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fung medialer Aufmerksamkeit oder durch die Nutzung des Rechtsweges oder rechtlich 
vorgesehener Partizipationsformen. Einzelne Unternehmen mit ihren Repräsentanzen 
in Berlin und selbständige Lobbyisten sowie die wachsende Gruppe der Politik- und 
Kommunikationsberatungsfirmen, operativ tätige Stiftungen sowie Rechtsanwaltskanz- 
leien, die sich auf politische Beratung spezialisiert haben, sind als intermediäre Akteure 
seit den 1990er Jahren verstärkt aufgetreten und haben die Bedeutung der Verbände oft 
relativiert. Zudem hat die Europäisierung großen Einfluss: Verbände werden zugleich 
in Berlin und Brüssel tätig, um ihre Ziele zu erreichen, besitzen so immer eine zweite 
Chance der Einflussnahme. 

Ohne politische Öffentlichkeit (> Öffentlichkeit) kann es keine funktionierende De- 
mokratie geben. Neben der alltäglichen Interaktion der Bürger ist die medienvermittelte 
Öffentlichkeit zentraler Bestandteil demokratischer Meinungsbildung. Die rechtliche 
Regulierung der Medienlandschaft (unter anderem Errichtung eines öffentlich-recht- 
lichen Rundfunks, Verbot des Staatsfernsehens, Öffnung für das Privatfernsehen neben 
den privatwirtschaftlich organisierten Printmedien, jetzt auch: Internetregulation) ist 
mithin wesentlich auch für die Gestalt der politischen Kultur eines Landes. Deutschland 
zählt zum demokratisch-korporatistischen Typus eines Mediensystems aufgrund seiner 
Mischung aus öffentlich-rechtlicher, aber nicht staatlicher Verfassung des Rundfunks 
und der Rolle privater Märkte im Medienbereich. Wichtige und zeitweise prägende 
Kräfte der demokratischen Öffentlichkeit sind auch soziale Bewegungen (» Soziale Be- 
wegungen). In den 1950er Jahren dominierte noch die traditionelle Arbeiterbewegung. 
Mit der Entstehung der Neuen Linken und der Studentenbewegung in den 1960er Jah- 
ren, verstärkt durch die Neuen Sozialen Bewegungen der späten 1970er Jahre, wurde 
die Öffnung des Parteiensystems und ein grundlegender Wandel zu einer stärker par- 
tizipationsorientierten, postmaterialistischen politischen Kultur in Deutschland gelegt. 
Bis in die 2000er Jahre verflachte zwar das Bewegungsgeschehen, doch 2011 wurde we- 
gen des Wiederauflebens bürgerschaftlicher Proteste zum Jahr der »Wutbürger«. Trä- 
ger der politischen Öffentlichkeit sind dabei jene Kräfte, die seit den 1990er Jahren un- 
ter dem Begriff »Zivilgesellschaft« zusammengefasst werden: alle jene nicht vom Staat 
oder von gewinnorientierten Unternehmen getragenen Initiativen und Einrichtungen 
bürgerschaftlichen Engagements. 

Die Entfaltung einer lebendigen Zivilgesellschaft und einer demokratischen politi- 
schen Kultur hat eine längere Vorgeschichte. Sozialstrukturell beförderte der Untergang 
der alten ostelbischen Eliten, der Junker und Militärs die junge deutsche Demokratie. 
Zwar konnten sich in Wirtschaft und Wissenschaft, in Gerichten und Ministerien alte 
Führungsschichten trotz ihrer Mitwirkung in der nationalsozialistischen Diktatur hal- 
ten, doch in den Parlamenten, Parteien und Regierungen, Medien und Gewerkschaften 
kam es zum Kontinuitätsbruch. Neben die geschwächten katholischen und Arbeitermi- 
lieus traten seit den späten 1970er Jahren neue Milieus als Träger veränderter politischer 
Haltungen, so beispielsweise die grün-alternativen und späteren Mittelschichtsmilieus 
der großstädtischen Akademiker in Humandienstleistungsberufen. Städtische Problem- 
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zonen mit hohem Anteil an Personen mit Migrationshintergrund und hoher Arbeitslo- 
sigkeit bilden den sozioökonomischen Hintergrund für eine weitere Milieuneubildung. 
Doch zu einer politischen Artikulation oder Organisierung der Unterschichten, zu Pro- 
testen oder lokalen Rebellionen ist es in Deutschland bisher nicht gekommen. Höhere 
Bedeutung für die Politikentwicklung erhalten die sozialstrukturellen Merkmale Ge- 
schlecht, Migrationshintergrund, Alter und Bildungsgrad. Die Männerdominanz wurde 
in vielen politischen Bereichen erst nach 1980 langsam abgebaut. Quotenregelungen in 
den Parteien erwiesen sich dabei als ein wichtiges und wirksames Instrument, deshalb 
werden sie nun auch für die Vergrößerung des Anteils von Migranten in der Politik ein- 
gesetzt. Die Alterung der Gesellschaft intensiviert die Suche nach jungen politischen 
Talenten, wobei diese sich auf eine mangelnde Professionalisierung des Berufs (es gibt 
keine Berufsausbildung zum Berufspolitiker und keine Absicherung bei Abwahl) und 
auf Akademisierung (Hochschulabschluss als Grundlage des Eintritts in eine politische 
Karriere) einlassen müssen. Die Differenz zwischen dem Bildungsgrad der Gesamtbe- 
völkerung und der politischen Elite steigt auch deshalb. 


3 Legitimationsprobleme 


Aus dieser Spaltung zwischen Eliten und Bürgerschaft, aber auch aufgrund der sinkenden 
Handlungsfähigkeit der demokratischen Nationalstaaten entstehen Legitimationspro- 
bleme im politischen System Deutschlands. Die Qualität und Reichweite der Demokra- 
tie werden thematisch. Einige Beobachter sprechen gar von einer Tendenz zur »Postde- 
mokratie« (Colin Crouch, Jürgen Habermas): eines Fortbestehens der Demokratie nur 
noch als Fassade. Sinkende Wahlbeteiligung und der Rückgang der Mitgliedschaften in 
Parteien und Verbänden erscheinen als Symptome einer generellen Politikverdrossen- 
heit. Als Gegenevidenzen können die neuen Proteste (z.B. Stuttgart 21), erhöhte Aktivi- 
täten bei Volksentscheiden und internetbasierten Kampagnen dienen. Die Proteste ste- 
hen eher im Zeichen einer Forderung nach mehr Demokratie (Norris 2011). Eine andere 
Form von Legitimationsproblem scheint sich dadurch aufzutun, dass Deutschland seit 
der Finanzmarktkrise 2008 in Europa zunehmend als Hegemonialmacht auftritt und 
seine wirtschaftliche Stärke in politische Dominanz umzusetzen sucht, eine Strategie, 
die unter friedenspolitischen Gründen bisher nicht eingeschlagen wurde. Gewachsenes 
Misstrauen gegenüber einem übermächtigen Deutschland scheint nun in etlichen euro- 
päischen Ländern neu aufzutreten. Deutschland tritt in der Schuldenkrise als eine Na- 
tion auf, die die demokratischen Mechanismen anderer Nationalstaaten zugunsten eines 
europäischen Wirtschaftsregimes beschneidet. Wenn die weitere Europäisierung sich in 
Gegensatz bringt zu den nationalstaatlichen Demokratien, bedürfte es zwingend mehr 
Demokratie auf der europäischen Ebene, damit das Gesamtsystem als legitim gelten 
kann. Eine Europäisierung ohne europäische Demokratie stellte auch die oflizielle Aner- 
kennung des Primats der Ökonomie dar; das politische System würde sich vorrangig als 
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Diener wirtschaftspolitischer Interessen definieren. Dann würde aber auch die Betrach- 
tung der politischen Institutionen als eines »politischen Systems«, eines vom ökonomi- 
schen System gerade getrennten Systems, zunehmend hinfällig werden. 
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Räumliche Mobilität 
Michael Windzio 


1 Einleitung: Definition und Abgrenzung 


Ein wesentlicher Bestandteil von sozialer Dynamik ist die Mobilität. Sie wird allgemein 
definiert als Wechsel eines Individuums oder eines Haushaltes zwischen den Einheiten 
eines Systems. Betrachten wir die Einheiten eines räumlichen Systems wie der Bundes- 
republik Deutschland, dann bezeichnet das sozialwissenschaftliche Konzept der räum- 
lichen Mobilität Bewegungen über räumliche Einheiten hinweg (Franz 1984: 24). Um 
das Konzept in der theoretischen und empirischen Anwendung zu präzisieren, müssen 
aber möglichst signifikante räumliche Kategorien definiert werden (Zimmermann 1998), 
bei deren Überschreiten räumliche Mobilität entsteht. Sowohl die Aktionsräume in der 
Nahumgebung einer Nachbarschaft, die routinemäßig durchquert werden, als auch Be- 
wegungen über die Grenzen von Gemeinden, Kreisen oder Bundesländern hinweg stel- 
len Prozesse räumlicher Mobilität dar. Dieses Überschreiten der Grenzen vollzieht sich 
entweder als zirkuläre oder als residenzielle Mobilität. Im Anschluss an Franz (1984: 34) 
soll der Begriff der zirkulären Mobilität Bewegungen im Raum bezeichnen, die »einen 
identischen Ausgangs- und Zielpunkt haben«. Darunter fallen die von Berufspendlern 
zurückgelegten Distanzen, aber auch andere regelmäßige alltägliche Aktivitäten, die die 
Akteure in wiederkehrenden Mustern zu Orten innerhalb oder außerhalb ihres Wohn- 
ortes führen, dabei aber eine Hauptwohnung als » Ankerpunkt« beibehalten. Zirkuläre 
Mobilität schließt also nicht aus, dass andernorts eine weitere Wohnung bezogen wird, 
die z.B. als Zweitwohnung am Arbeitsort genutzt wird. Für zirkuläre Mobilität im wei- 
teren Sinne wird auch der Begriff der Alltagsmobilität verwendet. Wenngleich beide 
Begriffe hinreichend abstrakt sind, um synonym verwendet werden zu können, werden 
durch zirkuläre Mobilität eher Bewegungen von Berufspendlern beschrieben (> Verkehr 
und Mobilität), während Alltagsmobilität Bewegungen bezeichnet, die Pflichtaktivitäten 
wie Arbeit und Ausbildung, aber auch regelmäßige Teilpflicht- und Freizeitaktivitäten 
wie Einkauf, Sport und Spaziergänge umfassen (Jürgens/Kasper 2006). 

Residenzielle Mobilität bezeichnet den Wechsel eines Hauptwohnsitzes. Erfolgt die- 
ser Wechsel über signifikante räumliche Kategorien hinweg, spricht man von Binnen- 
migration, oder auch von Binnenwanderungen. So weisen die Statistischen Ämter unter 
der Bezeichnung » Wanderungen« Wechsel der Wohnorte über Gemeinde-, Kreis- oder 
Bundesländergrenzen hinweg aus. In der Literatur scheint eine allgemein akzeptierte 
Unterscheidung zwischen residenzieller Mobilität und Migration allerdings nicht zu 
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existieren. So findet sich eine einfache Definition von Migration bei Wagner (1989: 26), 
nach der bereits das Kriterium eines dauerhaften Wohnortswechsels konstitutiv für eine 
Migration ist. Hoerder et al. (2007: 37) liefern eine » Typologie der Migrationen«, aus der 
sie kleinräumige Wanderungen, z. B. »innerhalb einer Gemeinde«, explizit ausschließen 
(ebd.: 36; vgl. auch Kley 2009: 19). Auch Nelson und Edwards (1993) verwenden den spe- 
ziellen Begriff der »intra-urban mobility« anstelle von »Migration«, um kleinräumige 
innerstädtische Wanderungen zu bezeichnen. 

Wenngleich der Begriff der Migration keineswegs nur für nationalstaatliche Gren- 
zen überschreitende Bewegungen verwendet wird, wie etwa das breit etablierte Konzept 
der »Binnenmigration« bzw. der »internal migration« (Kulu/Billari 2004) verdeutlicht, 
werden kleinräumige Wohnortswechsel doch tendenziell eher als »residenzielle Mobi- 
lität« bezeichnet. Dies zeigt sich nicht zuletzt in Studien, die auf Basis von Mikrodaten 
ethnische Segregationsprozesse erklären (Alba et al. 2000). Eine besondere Form der 
residenziellen Mobilität zwischen Stadtteilen, die in US-amerikanischen Studien unter- 
sucht wurden, stellen Prozesse des »White-Flight« dar, bei denen innerstädtische Weg- 
zugsraten der weißen Mittelschicht sprunghaft ansteigen, wenn der Anteil ethnischer 
Minderheiten einen Schwellenwert überschreitet (Crowder 2000). Bei diesem Phäno- 
men reagieren Haushalte auf Veränderungen der ethnischen Komposition der Nachbar- 
schaft mit Fortzügen und verstärken dadurch wiederum das Ausmaß der Segregation, 
die als struktureller Kontextfaktor auch die Entscheidung über Zu- und Fortzüge der im 
Stadtteil Verbliebenen beeinflusst (vgl. Schelling 1978). Derartige Mikro-Makro-Interde- 
pendenzen sind für Deutschland aus der Forschung zur »Gentrification« bekannt (Lees 
et al. 2008). Beispielsweise wird der »doppelte Invasions-Sukzessionszyklus« dadurch 
ausgelöst, dass bestimmte Stadtteile auf die spezielle Population der »Pioniere« attraktiv 
wirken. Jedoch verändern die zugezogenen Pioniere durch ihre kulturellen und sozialen 
Aktivitäten den Stadtteil, wodurch gutsituierte » Gentrifier« angezogen werden und die 
Alteingesessenen (z. B. Immigranten, Arme und Ältere) abwandern. Infolge des Zuzugs 
der »Gentrifier« und der ökonomischen Aufwertung des Stadtteils wandern schließlich 
auch die Pioniere selbst wieder aus dem Stadtteil ab (vgl. Huinink 1990). 

Räumliche Arbeitsmarktmobilität kann sowohl mit zirkulärer als auch mit residen- 
zieller Mobilität einhergehen. Es handelt sich dabei um Wechsel zwischen regionalen 
Arbeitsmärkten, bei denen nicht zwangsläufig zugleich der Wohnort gewechselt wer- 
den muss. Räumliche Arbeitsmarktmobilität entsteht durch Fluktuationen, bei denen 
der Wechsel der Arbeitsstelle gleichzeitig mit einem Wechsel des Ortes der Beschäfti- 
gung eintritt, wobei auch hier wieder signifikante räumliche Kategorien zu definieren 
sind (Windzio 2010). 

Neuerdings werden in der Forschung zur transnationalen Migration mehr oder we- 
niger regelmäßig wiederkehrende Prozesse räumlicher Mobilität beobachtet, die über 
nationale Grenzen hinweg stattfinden. Unter der Bedingung der Globalisierung, so die 
Implikationen dieses neuen Paradigmas, weist die transnationale Migration nun para- 
doxerweise konstitutive Merkmale einer zirkulären Mobilität auf, da sie zumindest par- 
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tiell auf transnationaler Mobilität in Form von routinisierten Pendelbewegungen basiert 
(Schunck 2011). 


2 Empirische Trends der räumlichen Mobilität 
2.1 Zirkuläre Mobilität 


Zirkuläre Mobilität in Form des beruflichen Pendelns setzt eine adäquate Infrastruktur 

voraus, die werktägliche längere Anfahrtswege zumutbar macht. Tabelle ı zeigt den zwi- 
schen 1995 und 2006 erfolgten Ausbau des Straßennetzes in 1000 km. Seit Anfang der 

1980er Jahre wird im Wesentlichen nur noch in den Bestandserhalt der volkswirtschaft- 
lich wertvollen und bereits weitgehend lückenlosen Infrastruktur investiert. Daher sind 

die Straßenlängen seit 1991 nur um zwei Prozent gestiegen, was vor allem durch die in 

den neuen Bundesländern notwendigen Neubauten zu erklären ist (Statistisches Bun- 
desamt 2008). Auffällig ist dagegen der Rückbau des Schienennetzes bei den Eisenbahn- 
strecken. Zahlreiche unrentable Nebenstrecken wurden stillgelegt; zugleich wurde aber 
in den 1990er Jahren ein Hochgeschwindigkeitsnetz etabliert und ausgebaut, welches 

Reisegeschwindigkeiten von bis zu 300 km/h ermöglicht. Die sich dadurch ergebenden 

verbesserten Möglichkeiten für Berufspendler beschränken sich auf die größeren Städte 

und die Verdichtungskerne, die über einen ICE-Anschluss verfügen, während in einigen 

peripheren Regionen Deutschlands durch den Rückbau des Schienennetzes das Berufs- 
pendeln mit der Bahn schwieriger geworden ist. 

Selbstverständlich ist die Entwicklung des zirkulären Mobilitätsaufkommens nicht 
allein durch die Infrastruktur bestimmt. Ein Wandel der Pendelbelastung kann ebenso 
durch den Wandel der Raumstruktur bedingt sein (Siedentop 2007). Die Raumstruktur 
wurde häufig durch ein monozentrisches Stadtregionenmodell beschrieben, bei dem 
von einer Konzentration von Industrie und Dienstleistungen - und damit auch der Ar- 
beitsplätze - auf ein Zentrum ausgegangen wurde. Es wurde seit den 1960er Jahren eine 


Tabelle 1 Länge der innerdeutschen Verkehrswege 


1995 2000 2005 2006 
Straßen (in Tsd. Kilometern) 
Straßen des überörtlichen Verkehrs 228,6 203,7 231,5 231,5 
darunter Autobahnen 11,1 11,5 12,2 12,4 
Schienenstrecken (in Tsd. Kilometern) 
Eisenbahnstrecken 45,1 41,7 38,2 38,2 
Straßen-, Stadt- und U-Bahnstrecken 2,9 3,1 3,1 3,2 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Datenreport (2008: 313). 
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Bevölkerungssuburbanisierung festgestellt, die in Deutschland ihren Höhepunkt in den 
1970er Jahren erreichte (Schäfers 2006: 92). Wenn sich wachsende Teile der Bevölkerung 
von den Städten in das Umland verlagern, die Arbeitsplätze jedoch tendenziell in den 
Städten verbleiben, ist ein Anstieg des Pendleraufkommens wahrscheinlich. Folgt nun 
jedoch der Bevölkerungssuburbanisierung zeitversetzt auch eine Suburbanisierung der 
Arbeitsplätze des Industrie- und Dienstleistungssektors (industrielle und tertiäre Subur- 
banisierung), nimmt die Notwendigkeit des Pendelns ab und die Intensität des Pendler- 
aufkommens geht zurück. So weist Siedentop (2007: 113) darauf hin, dass in der Bundes- 
republik seit den 1970er Jahren tatsächlich ein räumlicher Dekonzentrationsprozess der 
Beschäftigung stattgefunden hat, der sich in den 1990er Jahren sogar beschleunigte. Al- 
lerdings wurde die tendenzielle Verlagerung der Arbeitsplätze in den suburbanen Raum 
durch einen noch stärkeren Trend der Bevölkerungssuburbanisierung überkompensiert. 
Insgesamt haben in den untersuchten Regionen Hamburg, Hannover, München, Rhein- 
Main und Stuttgart zwischen 1994 und 1999 die Anteile jener Pendler, die in einer Um- 
landgemeinde wohnen und in einer anderen Umlandgemeinde arbeiten, sogar deutlich 
zugenommen. Es kam zwischen 1990 und 1998 zwar durchaus tendenziell zu einer Sub- 
urbanisierung der Beschäftigung, diese reduzierten aber nicht die Intensität des Pendler- 
aufkommens. Zudem haben sich in allen diesen Regionen die mittleren Pendeldistanzen 
zwischen acht Prozent und 13 Prozent erhöht, im Raum Stuttgart sogar um 20 Prozent 
(Siedentop 2007: 120). 

Untersucht man die Agglomerationsräume Bremen, München, Stuttgart, Hanno- 
ver, Rhein-Ruhr, Berlin, Dresden-Leipzig, Frankfurt/Main, Hamburg und Nürnberg 
in der Periode 1999 bis 2007, ist nur in der Hälfte der Fälle eine relative Bedeutungs- 
zunahme des suburbanen Raumes als 
Beschäftigungsstandort festzustellen. Be- 
trachtet man darüber hinaus die klassische Tabelle2 Entwicklung der Intensität des 
Beschäftigungssuburbanisierung, bei der  Pendelaufkommens 1999-2007 
ein Wachstum der Arbeitsplätze im Um- 
land bei gleichzeitigem Rückgang in den Region PI1999 PI2007 
Großstädten stattfindet, so zeigt sich die- Saner 0561 0507 164 
ses klassische Muster in keiner der Regio- Hamburg 0,474 0,506 467 
nen mehr (Guth et al. 2010: 286). Dazu Stuttgart 0,609 0,659 48,1 
passt der Befund, dass die Intensität des frankfurt 0,650 0,690 +6,2 
Pendleraufkommens zwischen 1999 und 
2007 zumindestin einigen der wichtigsten Anmerkung: Die Intensität des Pendelaufkommens 

3 N (Pl) gibt den Anteil der Arbeitsverhältnisse in der 
Regionen nicht ab- sondern zugenommen Region an, bei denen über Gemeindegrenzen hin- 
hat (Tabelle 2), und zwar immerhin zwi- weg gependelt wird. 
schen sechs Prozent und acht Prozent. Quelle: Guth et al. (2010: 292). 
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2.2  Binnenwanderungen 


Während sich bei der zirkulären Mobilität in Form des beruflichen Pendelns ein stei- 
gender Trend feststellen lässt, sind die Trends bei den unterschiedlichen Formen der 
residenziellen Mobilität uneinheitlich bzw. tendenziell eher rückläufig. In Abbildung ı 
sind Wechsel der Wohnsitze über die Grenzen von Gemeinden, Kreisen und Bundeslän- 
dern hinweg angegeben. Die sogenannte Mobilitätsziffer misst für jedes Jahr die Anzahl 
der jeweiligen Wanderungen pro 1000 Einwohner. Zunächst wird deutlich, dass diese 

Wechsel umso seltener vorkommen, je größer das untersuchte räumliche Aggregat ist. 
Insgesamt werden die meisten Wohnsitzwechsel über eher kurze Distanzen hinweg voll- 
zogen. Auffällig ist zunächst der scheinbar drastische Rückgang der Mobilitätsziffer zwi- 
schen 1970 und 1980 bei den Wanderungen über Kreis- und Gemeindegrenzen hinweg. 
Jedoch handelt es sich hier um ein Artefakt aufgrund einer Gebietsreform in den alten 

Bundesländern, in deren Folge zahlreiche Eingemeindungen stattfanden und viele Um- 
züge nun nicht mehr gemeindeübergreifend waren (Statistisches Bundesamt 2008). Än- 
dern sich die signifikanten räumlichen Kategorien, ändert sich natürlich auch das Mobi- 
litätsaufkommen. Allerdings sind in dieser Periode ebenfalls die Wanderungen über die 

Grenzen der Bundesländer hinweg zurückgegangen. Infolge der Öffnung der innerdeut- 
schen Grenze seit Ende 1989 kam es zu einem deutlichen Anstieg; seit Ende der 1990er 

Jahre geht die residenzielle Mobilität tendenziell zurück. 


Abbildung 1 Binnenwanderungen in Deutschland, 1970-2006 
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In der DDR war die Intensität der Binnenwanderungen insbesondere in den 1950er und 
frühen 1960er Jahren hoch, als neue Produktionszentren im Industriesektor geschaffen 
und bestehende Produktionszentren ausgebaut wurden. Dies löste in größerem Umfang 
Binnenwanderungen von Arbeitskräften aus. Seit 1963 ging die auf Gemeindegrenzen 
bezogene Mobilitätsziffer zurück und seit den 1970er und 1980er Jahren stabilisierte sie 
sich auf durchschnittlich circa 25 Wanderungsfälle pro 1 000 Einwohner. Dieser Wert ist 
nicht nur weitaus geringer als in Westdeutschland, sondern spiegelt die auch im inter- 
nationalen Vergleich eher geringe residenzielle Mobilität in der DDR wider (Zimmer- 
mann 1998: 535). 

Abwanderungen aus den alten in die neuen Bundesländer traten insbesondere un- 
mittelbar nach dem Fall der Mauer auf. Abbildung > zeigt die Salden der Wanderungen 
zwischen Ost- und Westdeutschland zwischen 1991 und 2008. Zu sehen ist der Verlust 
von mehr als 165 000 Personen, die Ostdeutschland allein im Jahre 1991 an den Wes- 
ten abgegeben hat; 1992 waren es noch etwas mehr als 90 000. In Kombination mit den 
starken Geburteneinbrüchen ab 1990 (Sackmann 2000) wurde dieser Verlust durch- 
aus als dramatisch angesehen. Auffällig sind auch die Geschlechterunterschiede, da bis 
Mitte der 1990er Jahre deutlich mehr Frauen an Westdeutschland abgegeben wurden als 
Männer, sodass sich Mengenrelationen zu Ungunsten der in Ostdeutschland verbliebe- 
nen Männer entwickelten. Im Betrag ging der negative Wanderungssaldo bis Mitte der 
1990er Jahre aber deutlich zurück und man hoffte nun auf eine Entschärfung des Abwan- 


Abbildung2 Ost-West-Wanderungssalden Ostdeutschlands 
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derungsproblems. Jedoch stiegen die Verluste ab 1997 wieder an, sodass im Jahr 2001 ein 
Verlust von mehr als 97 000 Personen zu verzeichnen war. Seit 2005 stabilisierten sich 
die Verluste auf Werte zwischen 54 200 im Jahr 2006 und 51 000 im Jahr 2008. 

Neben den regional unterschiedlichen Geburten- und Sterberaten wirken sich Bin- 
nenwanderungen auch auf demografische Gleich- und Ungleichgewichte in den Regio- 
nen aus. Vergleicht man die altersspezifischen Wanderungszahlen für das Jahr 2009 über 
die Bundesländer hinweg, zeigt sich in allen Bundesländern die typische Altersvertei- 
lung der Wanderungen. Wanderungen über die Grenzen der Bundesländer hinweg kon- 
zentrieren sich auf die Altersgruppen zwischen 18 und 35 Jahren (Wagner 1989). Die 
Gründe liegen zumeist in Lebenslaufereignissen wie dem Beginn einer weiterführenden 
Ausbildung oder der Mobilität am Arbeitsmarkt, die mit steigendem Alter bzw. mit zu- 
nehmender Verweildauer im Erwerbssystem zurückgeht. In der Regel erfolgen Wande- 
rungen also stark altersselektiv. Der in Ostdeutschland auch im Jahr 2008 noch deutlich 
negative Wanderungssaldo ist folglich auf eine Gruppe konzentriert, die in Demografie 
und Soziologie als besonders bedeutsam angesehen wird. Schließlich deckt diese Alters- 
phase einen wesentlichen Teil des Fertilitätszyklus der Frauen ab und im Prinzip bedeu- 
tet jede Frau, die ihr erstes Kind nach Abwanderung aus einem Bundesland bekommt, 
dass dort zwei Personen dem temporären Bevölkerungsbestand entzogen sind. Außer- 
dem erwerben Menschen in dieser Altersphase die jeweils aktuellen Qualifikationen. 
Norman B. Ryder (1965) lieferte das berühmte Argument, dass die in den Arbeitsmarkt 
eintretenden Kohorten als Transmissionsriemen des sozialen Wandels fungieren, weil 
sie neues Wissen in der Gesellschaft implementieren. Weist eine Region nun gerade in 
diesen Altersgruppen einen negativen Wanderungssaldo auf, kann dies gesellschaftliche 
Modernisierungsprozesse in der betroffenen Region beeinträchtigen. 

Abbildung 3 zeigt für das Jahr 2009 die Bevölkerungsverluste und -gewinne durch 
Wanderungen über die Grenzen ausgewählter Bundesländer hinweg. Nicht dargestellt 
ist die altersspezifische Verteilung der Wanderungen für Mecklenburg-Vorpommern, 
die aber der Brandenburgs sehr ähnlich ist (Windzio/Huinink 2010). Es zeigt sich in 
den ostdeutschen Bundesländern eine klare Tendenz zu einem negativen Saldo in den 
Altersgruppen zwischen 18 und 35 Jahren, was bedeutet, dass die in Abbildung 2 gezeig- 
ten Wanderungsverluste Ostdeutschlands insbesondere in dieser eher jungen und für 
die regionale Entwicklung überaus wichtigen Altersgruppe entstehen. Eine Ausnahme 
stellt Sachsen dar, das 2009 in der Gruppe der 15- bis 20-Jährigen einen Gewinn von 
817 Personen aufwies, in der Gruppe der 20- bis 25-Jährigen jedoch wieder einen Ver- 
lust von 402 Personen. 

Auch für das Jahr 2010 zeigt sich dieses Muster in Sachsen. Einschränkend ist hin- 
zuzufügen, dass Abbildung 2 nur die reinen Ost-West-Wanderungen darstellt, während 
Abbildung 3 alle Wanderungen über die Grenzen der Bundesländer hinweg zeigt. Den- 
noch werden die ostdeutschen Problemlagen, insbesondere die schrumpfende Bevölke- 
rung, durch diese altersselektiven Wanderungsverluste verschärft. In den westdeutschen 
Bundesländern stellt sich die Situation dagegen eher uneinheitlich dar. Bayern und Ba- 
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Abbildung 3 Wanderungen über Bundesländergrenzen 2009, nach Altersgruppen 
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den-Württemberg konnten 2009 Wanderungsgewinne in der Gruppe der ca. 25-Jähri- 
gen verbuchen. Ebenso war dies in Hessen der Fall (hier nicht gezeigt), während Rhein- 
land-Pfalz bei den 20- bis unter 30-Jährigen leichte Verluste zu verzeichnen hatte. Auch 
das Saarland hatte einen negativen Saldo bei den 25- bis unter 50-Jährigen, Niedersach- 
sen verlor 1 815 Personen bei den 18- bis unter 25-Jährigen (hier nicht gezeigt). Relativ zur 
Größe der Bevölkerung sind die Verluste in den ostdeutschen Bundesländern weitaus 
dramatischer als in jenen westdeutschen Ländern, bei denen ebenfalls Verluste bei den 
jungen Erwachsenen festzustellen sind. 


3 Die Entscheidung über die Mobilitätsform - Pendeln oder Umziehen? 


Im europäischen Vergleich stellt sich Deutschland als eine Gesellschaft mit hoher ar- 
beitsmarktbedingter Mobilität dar. Allerdings besteht die räumliche Mobilität zu circa 

80 Prozent aus Pendelmobilität (zirkuläre Mobilität) und nur zu 20 Prozent aus residen- 
zieller Mobilität (Schneider et al. 2008: 139). Schon in der Studie von Kalter (1994) deu- 
tete sich an, dass Pendelmobilität tendenziell zum Substitut für residenzielle Mobilität 

wird, was angesichts zunehmender Frauenerwerbstätigkeit insbesondere in der Gruppe 

der Hochqualifizierten auch nicht überrascht. Die Mobilitätsentscheidung von qualifi- 
zierten und eher egalitär orientierten Paaren wird zu einer Dilemmasituation, die nach 

Abwägung der monetären und nicht-monetären Kosten des Fernpendelns einerseits und 

der Beschäftigungschancen des Partners/der Partnerin im Falle eines Umzugs anderer- 
seits entschieden wird (Abraham/Schönholzer 2009). Es stellt sich angesichts der insge- 
samt großen Bedeutung des Pendelns allerdings die Frage, ob mit der Entscheidung zum 

Fernpendeln auch langfristig eine rationale Wahl getroffen wird. Auf Basis einer verglei- 
chenden Studie über den Zusammenhang von Lebenszufriedenheit und Mobilität konn- 
ten Limmer und Rüger (2010: 276) zeigen, dass insbesondere Pendeln über längere Dis- 
tanzen hinweg zu einem erhöhten und dauerhaften Stressempfinden führt. Zwar neigen 

umzugsmobile Personen kurzfristig in erhöhtem Maße zu depressiven Verstimmungen; 

für Deutschland wurde festgestellt, dass kurz nach einem Umzug (bis 1,5 Jahre) ein Ein- 
bruch in Wohlbefinden und Gesundheitsempfinden sowie eine erhöhte Stressbelastung 
auftreten, in der Folgeperiode die Situation sich aber wieder verbessert (Rüger 2010). 
Also scheint sich nach einer kurzen »Schockphase«, die sich in erhöhten Beeinträchti- 
gungen infolge eines Umzuges niederschlägt, längerfristig eine Adaptation einzustellen. 
Das Problem der Fern- oder Wochenendpendler besteht vor allem darin, dass deren 

Belastungen im Vergleich zu jenen der Umziehenden eher dauerhaft sind (Schneider 
et al. 2009), die Lebensqualität nachhaltig einschränken und gesundheitliche Risken 
mit sich bringen. 
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4 Transnationale Mobilität im Kontext der Globalisierung 


Ein wesentliches Merkmal der Globalisierung besteht in der schwindenden Bedeutung 
nationalstaatlicher Grenzen für Wirtschaft und Gesellschaft. Ein wichtiger Einwand 
gegen die etablierte Definition von internationaler Migration als relativ dauerhaftem 
Wohnortwechsel verweist auf neue, transnationale Lebensformen, die durch die heu- 
tigen Kommunikationstechnologien und Transportwege möglich wurden und die sich 
mit der Analyse dauerhafter Überschreitungen nationalstaatlicher Grenzen nicht mehr 
sinnvoll beschreiben lassen: »Was als einmaliger [...] befristeter Arbeitsaufenthalt be- 
gann, wird zu einem mehrfachen Hin- und Herwandern mehrerer Familienmitglieder« 
(Pries 2008: 254), wobei gleichzeitig enge Bindungen zum Herkunfts- und zum Auf- 
nahmeland aufrechterhalten werden (Glick Schiller et al. 1997: 121). Ähnlich der zirku- 
lären Mobilität werden nun Bewegungen in einem sich konstituierenden transnationa- 
len Raum routinisiert. Die in der Humangeografie breit diskutierte Neudefinition des 
Raumes, der nun nicht mehr als »Container« zu verstehen ist, sondern als Verdichtung 
grenzüberschreitender Ströme von Interaktionen und Kommunikation in sozialen Netz- 
werken, bleibt somit nicht folgenlos für das Konzept der räumlichen Mobilität. Akteure 
agieren heute, so die Annahme, zunehmend in transnationalen sozialen Räumen (Pries 
2008), die sich in den letzten zwei Jahrzehnten aus den Flächenräumen der Nationalstaa- 
ten sukzessive ausdifferenziert haben. Aus der Perspektive des nationalstaatlichen »Con- 
tainers« leben sie, vereinfacht ausgedrückt, in zwei Ländern, haben mehrere Wohnsitze 
und sprechen zwei Sprachen. Transnationale Mobilität ist zirkulär. Sie ist zwar grenz- 
überschreitend, aber im transnationalen Raum im Prinzip grenzindifferent - zumindest 
solange die nationalstaatlichen Rechtsräume die Mobilität nicht verhindern oder er- 
zwingen. Nicht allein die grenzüberschreitende Kommunikation, sondern insbesondere 
auch das permanente » Vor- und Zurückwandern« bindet die Orte des transnationalen 
sozialen Raumes zusammen und kann durch die Verdichtung der transnationalen so- 
zialen Netzwerke sogar weitere Mobilität auslösen. 

Geht man von der Existenz eines transnationalen Raumes zwischen Deutschland 
und der Türkei aus, dann existieren neuerdings empirische Hinweise auf die Existenz 
zirkulärer Formen der Mobilität in diesem Raum. Schunck (2011) konnte für die Periode 
von 1994 bis 2008 zeigen, dass in Deutschland lebende Personen mit türkischem Migra- 
tionshintergrund zwar eine im kalenderzeitlichen Trend abnehmende Wahrscheinlich- 
keit aufweisen, in den jeweils letzten beiden Jahren die Türkei für eine Dauer von einem 
bis drei Monaten besucht zu haben. Die Anteile gingen von 46 Prozent im Jahr 1996 
auf immerhin noch 30 Prozent im Jahr 2008 zurück. Zugleich nahm der Anteil jener, 
die sich in den letzten beiden Jahren bis zu drei Wochen in der Türkei aufhielten, von 
21 Prozent auf 33 Prozent zu. Ungefähr zehn Prozent hielten sich in den jeweils letzten 
beiden Jahren sogar vier Monate oder länger in der Türkei auf. Wenngleich diese Zah- 
len bislang keine Aussagen über die Gründe der Reisen oder über die konkreten Aktivi- 
täten und Interaktionen zulassen, so deuten sie doch auf ein beachtliches Potenzial des 
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zirkulären Mobilitätsaufkommens zwischen den beiden Ländern hin. Gegenwärtig dau- 
ert die wissenschaftliche Diskussion über die tatsächliche Relevanz der transnationalen 
Mobilität von Immigranten an. 
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Regionen und Regionalismus 


Sebastian M. Büttner 


1 Definitionen, Abgrenzungen und Definitionsschwierigkeiten 


Der Begriff » Region« ist so tiefin unserem alltäglichen Sprachgebrauch verwurzelt, dass 
erin der Regel unwillkürlich ganz konkrete Vorstellungen und Assoziationen hervorruft. 
Man denkt sofort an eine bestimmte Landschaft, typische regionale Speisen, einen be- 
sonderen Baustil oder unterschiedliche regionale Dialekte und Sprachfärbungen. Oder 
man hat vielleicht auch ganz unmittelbar ein kleineres bis mittelgroßes Territorium vor 
Augen, das aus mehreren Gemeinden, Landkreisen und Städten besteht. Dieses alltäg- 
liche Verständnis von Regionen bzw. »des Regionalen« ist weitgehend deckungsgleich 
mit Definition und Erläuterungen, die sich in einschlägigen Lexika und Wörterbüchern 
finden lassen. Im frei zugänglichen Online-Wörterbuch »Wiktionary« etwa wird die 
»Region« definiert als ein »lokal begrenztes Gebiet, das mehrere Städte und Gemein- 
den umfasst« (vgl. <http://de.wiktionary.org/>). Und der »Duden« definiert die Re- 
gion als ein »in bestimmter Weise geprägtes, größeres Gebiet« bzw. einen »durch be- 
stimmte Merkmale (z.B. Klima, wirtschaftliche Struktur) gekennzeichneten räumlichen 
Bereich«. Als Synonyme werden Begriffe wie »Bezirk«, »Distrikt«, »Gegend«, »Land- 
strich«, »Lebensbereich« oder » Umkreis« angegeben. 

Bei genauerer Betrachtung ist der Regionsbegriff jedoch äußerst vage, unbestimmt 
und vieldeutig. Denn es ist weitgehend unklar, was eigentlich die besonderen Merkmale 
und Kennzeichen von Regionen sind. Es ist auch nirgends genauer bestimmt und fest- 
gelegt, wie groß oder wie klein ein geografisches Gebiet zu sein hat, damit es eindeutig 
und zweifelsfrei als »Region« bezeichnet werden kann. Die verschiedenen mit Regionen 
befassten Raum- und Sozialwissenschaften zeigen sich in dieser Frage höchst uneindeu- 
tig und uneinheitlich. Einerseits korrespondieren viele wissenschaftliche Verwendungs- 
weisen mit dem oben dargestellten alltäglichen Verständnis von Regionen als kleinere 
sub-nationale Territorien. Andererseits ist vor allem in der Geografie und in den Politik- 
wissenschaften häufig von Regionen die Rede, wenn Erdteile und ganze Kontinente, also 
sogenannte »Makro«- oder »Weltregionen«, in den Blick genommen werden. Entspre- 
chend firmiert ein Großteil der Länder übergreifenden Integrationsforschung in den Po- 
litikwissenschaften zumeist unter dem Stichwort » Regionalismus«- bzw. »Regionenfor- 
schung« wie z.B. die Europa-, die Nordamerika- oder die Afrika-Studien. 

Die Frage nach einer eindeutigen Bestimmung des Regionsbegriffs lässt sich also 
nicht ein für alle Mal klären und beantworten. Die Verwendung des Regionsbegriffs 
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ist zu vielfältig. Und es hängt von jeweiligen Bezugspunkten und Verwendungskontex- 
ten, von divergierenden alltäglichen Verwendungsweisen und nicht zuletzt auch von zu- 
grunde liegenden wissenschaftlichen Beschreibungen und Kategorien ab, was wir unter 
einer »Region« verstehen bzw. zu verstehen haben. Im Mittelpunkt der folgenden Er- 
läuterungen steht daher nicht der Versuch einer endgültigen Bestimmung der Begriffe 
»Region« und »Regionalismus«, sondern vielmehr die Erörterung dieser Begriffe am 
Beispiel regionaler Entwicklungsprozesse in Deutschland und Europa. Wir knüpfen da- 
mit in erster Linie an das alltägliche Verständnis von Regionen als subnationale Einhei- 
ten an, ohne die supranationale Dimension von Regionalisierungsprozessen außer Acht 
zu lassen. 


2 Unterschiedliche Konzepte von Regionen 
in der Raum- und Regionalforschung 


Um die unterschiedlichen Dimensionen und Verwendungsweisen des Regionsbe- 
griffs und die damit verbundenen methodologischen Grundpositionen in der Raum- 
und Regionalforschung genauer erfassen zu können, müssen zunächst zwei prinzipiell 
entgegensetzte Konzeptionen von Raum unterschieden werden: die »absolute« bzw. 
»substanzialistische« und die »relationale« bzw. »(sozial-)konstruktivistische« Raum- 
konzeption. Diese Unterscheidung spielt in allen neueren raumtheoretischen Debatten 
eine zentrale Rolle (vgl. Dünne/Günzel 2006; Löw 2001; Werlen 1995: 135 ff.). Die »ab- 
solute« (oder: »substanzialistische«) Raumkonzeption entspricht wohl am ehesten dem 
Alltagsverständnis von Raum als eine greifbare und physisch vorfindbare Größe und 
»Gegebenheit«. Sie korrespondiert weitestgehend mit der Vorstellung von Regionen als 
relativ stabile, historisch gewachsene, sozial-kulturell und politisch-institutionell tief 
verankerte Kulturlandschaften, die der dort ansässigen Bevölkerung als selbstverständ- 
liche und unhinterfragte Bezugspunkte und Rahmen ihres alltäglichen Denkens und 
Handelns dienen. Auf Grundlage dieser Vorstellung wurden und werden Regionen in 
der Geografie und in der Regionalforschung als » Behälterräume« konzipiert und ent- 
sprechend kartografiert, gemessen, kategorisiert, aufgelistet und anhand vorstechen- 
der geologischer, kultureller, wirtschaftlicher und politischer Merkmale miteinander 
verglichen. 

Die relationalen bzw. (sozial-)konstruktivistischen Raumkonzeptionen stellen diese 
Verabsolutierung von räumlichen Merkmalen und die damit verbundene Verding- 
lichung von räumlichen Vorstellungen prinzipiell in Frage. Ausgehend von klassischen 
konstruktivistischen Positionen in Philosophie und Sozialtheorie lehnen die Vertreter 
der relationalen Konzeption die Annahme, dass sich Raum bzw. geografische Merkmale 
einfach vorfinden und messen lassen, rigoros ab. In der Vorstellung relationaler Raum- 
und Regionskonzeptionen gibt es somit keinen geografischen Raum »per se« bzw. als 
»Ding an sich«, sondern nur soziale, kulturelle und geistige Prozesse, die unser Bild 
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und unsere Vorstellungen von konkreten Räumen und Regionen herstellen und damit 
entscheidend prägen. Dies heißt nicht, dass relationale Raumkonzeptionen die Begriffe 
und Zuschreibungen der substanzialistischen Raum- und Regionalforschung völlig ab- 
lehnen. Doch im Gegensatz zu absoluten Raumkonzeptionen reflektiert und problema- 
tisiert die relationale Position die absolutistischen Deutungen als Teil eines größeren Zu- 
schreibungsprozesses und als einen zentralen Aspekt der Entstehung und Produktion 
von geografischen Räumen. Dementsprechend stehen beide Konzeptionen nicht nur für 
unterschiedliche philosophische und wissenschaftstheoretische Konzeptionen, sondern 
auch für unterschiedliche methodische Zugänge in der Raum- und Regionalforschung. 


3 Sozialhistorische Wurzeln des Regionsbegriffs und des Regionalismus 


Unabhängig von allen Fragen nach einer adäquaten methodischen und methodolo- 
gischen Erfassung von Regionen gilt, dass unser heutiges Verständnis von Regionen 
und aktuelle Regionalisierungsformen nur historisch und vor dem Hintergrund eines 
zum Teil sehr weit zurückreichenden Entwicklungsprozesses begreifbar sind. Doch die 
sozialhistorischen Ursprünge von heutigen Regionen und Regionalismen sind allein 
schon in Deutschland so komplex und vielschichtig, dass sie nur schwer auf einen ge- 
meinsamen Nenner gebracht werden können. Es wird angenommen, dass der Regions- 
begriff etymologisch auf das lateinische Wort »Regio« (»Herrschaftsgebiet«) bzw. des- 
sen Verbform »regere« (»herrschen«) zurückgeht. Daher wird davon ausgegangen, dass 
sich der Regionsbegriff bereits zur Zeit der römischen Besatzung in Mittel- und Nord- 
europa als Bezeichnung für kleinere und zum Teil recht eigenständig verwaltete Herr- 
schaftsgebiete etabliert hat; endgültig jedoch mit der Ausbreitung des Feudalismus im 
Früh- und Hochmittelalter. Dem Regionsbegriff wohnt somit immer schon eine beson- 
dere politische Dimension inne. Die Existenz von Regionen ist ohne den Einfluss von 
jeweils historisch wirkenden politischen Kräfteverhältnissen und entsprechenden poli- 
tischen Grenzziehungen gar nicht zu denken. 

In der Tat werden viele bis heute in Deutschland alltagsweltlich wahrnehmbaren re- 
gionalen Unterschiede und Grenzziehungen auf die relativ lange Dauer des sogenann- 
ten »Heiligen Römischen Reichs deutscher Nationen« zwischen circa 1000 n. Chr. und 
Anfang des 19. Jahrhunderts und Persistenz vieler kleiner, relativ eigenständiger Fürsten- 
tümer und Königreiche zurückgeführt. Regionale Formationen und Regionstypen wie 
wir sie heute kennen, sind jedoch ohne die Entstehung größerer Territorialstaaten - und 
insbesondere die Herausbildung moderner »Nationalstaaten« und die damit verbun- 
dene Zentralisierung von Regierungs- und Verwaltungsaufgaben - nicht zu denken. 
Denn spätestens mit der Entstehung moderner Nationalstaaten gegen Ende des 18. Jahr- 
hunderts wandelte sich die ursprüngliche Stellung von Regionen als relativ eigenstän- 
dige, lokale begrenzte Herrschaftsgebiete. Mit der Nationenbildung wird die »Region« 
endgültig zur nach- und untergeordneten Verwaltungsebene in einem größeren terri- 
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torialstaatlichen Verwaltungssystem und zur »Peripherie« des Planungs- und Verwal- 
tungszentrums transformiert. 

Staatengründungen und die Ausdehnung staatlicher Herrschaft gehen immer mit 
einschneidenden Gebietsreformen und immensen verwaltungstechnischen Umstruk- 
turierungsmaßnahmen einher. Diese Maßnahmen wurden und werden von der ansäs- 
sigen Bevölkerung nicht selten als Verlust von politischer und kultureller Selbstbestim- 
mung empfunden. Dies hat in der Geschichte immer wieder zu regionalen Aufständen 
und regionalistisch aufgeladenen sozialen Bewegungen geführt. »Regionalismus« gilt 
daher häufig als Inbegriff partikularer Selbstbehauptung und als Gegenbewegung gegen 
allzu einseitige Universalisierungs- und Vereinheitlichungstendenzen. Er bezieht seine 
politische Stärke und Durchschlagskraft zumeist aus der Abgrenzung vom Zentrum 
bzw. von einer als allzu bevormundend und fremd empfundenen Zentralgewalt. Umge- 
kehrt wird ein gewisses Maß an regionaler Selbstbestimmung und Autonomie nicht sel- 
ten auch von staatlicher Seite gefördert und eingefordert - zumindest in einem für die 
staatliche Bürokratie tolerierbaren und kontrollierbaren Maße. Das heißt, Regionalis- 
mus als Idee und als politisches Projekt ist immer als ein doppeldeutiges, von zwei dia- 
metral entgegengesetzten Kräften erzeugtes Phänomen zu begreifen. Entsprechend wird 
in der einschlägigen Literatur in der Regel zwischen zwei unterschiedlichen Richtungen 
von Regionalisierungsprozessen unterschieden: der »Bottom-up-Regionalisierung«, die 
nicht selten auch als »die eigentliche«, weil »von unten« initiierte und getragene Regio- 
nalisierung angesehen wird, und der von oflizieller Seite und von staatlichen Stellen be- 
triebenen »Top-down-Regionalisierung« (vgl. Keating 2003). 

Diese Unterscheidung ist jedoch nicht unumstritten. Zwischen und neben diesen 
beiden Polen gibt es noch andere Spielarten und Formen von Regionalisierung und 
Regionalismen. Zudem geht nicht jedes regional ausgerichtete Politikprogramm und 
nicht jede staatliche Dezentralisierungsmaßnahme notwendigerweise mit einer stärke- 
ren »Regionalisierung« einher oder kann gar als »Regionalismus« aufgefasst werden. 
Es muss hier also schärfer zwischen den Begriffen » Dezentralisierung«, »Regionalisie- 
rung«, »Regionalismus« und »Regionalpolitik« unterschieden werden. 


4 Typen und Dimensionen von Regionalisierungsprozessen 
und Regionalismen 


Dezentralisierung, Regionalisierung, Regionalismus und Regionalpolitik sind zen- 
trale regionalwissenschaftliche Begriffe, die sich nicht allein in das oben genannte Top- 
Down vs. Bottom-Up-Schema einfügen lassen. Instruktiv ist hier auch die Unterschei- 
dung von »Regionen als Handlungseinheiten« und »Regionen als Handlungsräume« 
von Schmitt-Egner (2005: 55 ff.). » Dezentralisierung« bedeutet demnach vor allem eine 
stärkere Berücksichtigung sub-nationaler Ansprüche, die stärkere Ausrichtung (natio- 
nal-)staatlicher Programme auf sub-nationale Bezüge und die Schaffung von regionalen 
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Handlungsräumen durch supra-regionale Institutionen, ohne dass damit notwendiger- 
weise mehr regionale Autonomie und Regionsbildung, d.h. die Entstehung einer »re- 
gionalen Handlungseinheit«, einhergeht. »Regionalisierung« bedeutet hingegen nicht 
nur die Schaffung von regionalen Handlungsräumen, sondern explizit die Entstehung 
von Regionen als Handlungseinheiten - sei es durch staatlich initiierte Programme 
oder »von unten« durch regionale Akteure erwirkt oder errungen. Diesem Konstruk- 
tions- und Konstitutionsprozess liegen in der Regel auch regionalistische Strömungen 
und entsprechende Konzepte und Ideen zugrunde. Grundsätzliches Ziel des »Regiona- 
lismus« sei es, so Schmitt-Egner (2005: 61), aus dem regionalen Handlungsraum eine 
Handlungseinheit und einen kollektiven Akteur mit einem eigenständigen regionalen 
Programm zu bilden. Ganz im Gegensatz dazu ziele die staatlich initiierte » Regional- 
politik« in aller Regel nicht auf die Schaffung und Etablierung neuer regionaler Hand- 
lungsräume und Handlungseinheiten, sondern einzig und allein auf die Steuerung und 
Durchsetzung von regional ausgerichteten Politikxprogrammen. 

Nicht nur die Regionalismen und Regionalisierungsformen, auch die Grundmus- 
ter von Regionalisierungsprozessen und ihre zugrundeliegenden Motive sind höchst 
verschieden und variabel. Der Regionalismusforscher Michael Keating (2003) unter- 
scheidet insgesamt sechs verschiedene Typen von Regionalismen, die - je nach histo- 
rischen und politischen Konstellationen und Kräfteverhältnissen - innerhalb Europas 
während des 19. und 20. Jahrhunderts ganz unterschiedliche Regionalisierungsprozesse 
prägten: a) konservativer Regionalismus; b) bürgerlicher Regionalismus; c) progressiver 
Regionalismus; d) Regionalisierung bzw. Regionalismus als Modernisierungsstrategie; 
e) (rechts-)populistischer Regionalismus; f) Separatismus. 

Es versteht sich von selbst, dass es sich hierbei - wie bei jeder Typenbildung - um 
eine recht grobe Systematisierung und Einteilung handelt und einzelne Typen empi- 
risch nie in Reinform auftreten. Dennoch lassen sich viele historisch wirkungsvolle Re- 
gionalbewegungen und empirisch beobachtbare Regionalismen zuordnen: So entspricht 
der Typus des »konservativen Regionalismus« in etwa der Situation in Deutschland zur 
Zeit der Nationsgründung 1870/71. Die Schaffung des Deutschen Kaiserreichs sollte der 
bis dahin vorherrschenden Kleinstaaterei endgültig ein Ende setzen. Faktisch wurde die 
Gründung des Nationalstaats jedoch dadurch »erkauft«, dass viele Privilegien der alten 
Herrschaftshäuser und des Landadels bestehen blieben und damit auch ein relativ ho- 
hes Maß an politischer Eigenständigkeit und Selbstbestimmung für einzelne Königrei- 
che (allen voran Bayern) und einige kleinere Fürstentümer. 

»Progressive« und »bürgerliche« Regionalismen bilden in der Regel das Gegenstück 
zum »konservativen« Regionalismus. Sie traten historisch überall dort auf, wo die bür- 
gerlichen Schichten und die im Zuge der Industrialisierung immer stärker aufblühende 
Arbeiterbewegung regionale Identität und Eigenständigkeit im Kampf gegen das poli- 
tische Zentrum und den Status Quo ins Feld führten. Beide Regionalismus-Typen sind 
heute in Europa weniger stark verbreitet als etwa zu Hochzeiten der bürgerlichen Eman- 
zipations- und vor allem der Arbeiterbewegung. Auch sind sie im Laufe des 20. Jahrhun- 
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derts immer stärker von gezielten regionalpolitischen Entwicklungsprogrammen und 
Modernisierungsoffensiven absorbiert worden - dem »Regionalismus als Modernisie- 
rungsstrategie«, der in der Praxis jedoch kaum regionalistisch-partikularistisch gefärbt 
ist, sondern vor allem universalistisch, progressiv und entwicklungsorientiert. 

Betont partikularistisch tritt in der Regel hingegen der » (rechts-)populistische Re- 
gionalismus« auf. Eine wesentliche ideologische Grundlage dieses Regionalismus-Typs 
ist die starke Idealisierung und Überhöhung der Herkunftsgruppe und Heimatregion 
sowie eine entsprechende Beschwörung der Bedrohung der eigenen Lebensgrundlagen 
durch »schädliche Einflüsse« im Inneren und von außen (etwa die Zunahme von orts- 
fremden Bevölkerungsgruppen und als fremdartig empfundenen kulturellen Einflüs- 
sen). Dies geht meist auch mit einer (Re-)Aktivierung von Stadt-Land bzw. Zentrum- 
Peripherie-Unterscheidungen einher, die sich in einer Ablehnung des Kosmopolitismus 
urbaner Eliten und in einer betont anti-liberalen und anti-intellektuellen Haltung äußert. 

Die schärfste Form der Artikulation regionaler Eigenständigkeit kommt schließlich 
im »Separatismus« zum Ausdruck, d.h. in der erklärten Absicht zur Abspaltung einer 
Region bzw. einer regionalen Bevölkerung aus der nationalstaatlichen Umklammerung 
und zur Gründung eines eigenen Staates. Separatismusbewegungen haben in der Ge- 
schichte bisweilen äußerst brutale militante und blutige Züge angenommen. Auch wenn 
in Europa heute militante Regionalismen und Separatismusbewegungen weniger ver- 
breitet sind als noch vor einigen Jahrzehnten, ist der regionale Separatismus bis heute 
eine verbreitete und attraktive politische Option. Von Nordirland und Schottland über 
Flandern bis zum Balkan und vielen Regionen Spaniens flammen auch heute immer 
wieder Separatismusbestrebungen und -bewegungen auf, die, wie aktuell im Fall von 
Belgien, nicht nur für enormen innenpolitischen Zündstoff, sondern für ausgewachsene 
Regierungskrisen sorgen können. 

Doch woraus schöpfen separatistische Strömungen und Regionalbewegungen ihre 
besondere soziale Geltung und Durchschlagskraft? Was sind die wesentlichen Quel- 
len und Grundlagen von Regionalbewegungen? Zusammengefasst lassen hier im 
Wesentlichen drei Dimensionen bzw. Grundtypen von Regionalismen unterscheiden 
(vgl. Stiens 2001: 541£.): a) kultureller bzw. kulturalistisch aufgeladener Regionalismus; 
b) struktureller bzw. sozio-ökonomisch fundierter Regionalismus; c) politischer Regio- 
nalismus. 

Der »kulturelle Regionalismus« ist die typischste und am weitesten verbreitete Ar- 
tikulation von regionaler Identität und Regionalbewusstsein. Er speist sich aus der Be- 
schwörung der kulturellen Besonderheit und der Singularität der Herkunftsregion bzw. 
des Herkunftsgebiets. Dabei können die unterschiedlichsten kulturellen Merkmale und 
Besonderheiten als charakteristisch und schützenswert erachtet werden, etwa die Spra- 
che bzw. der regionale Dialekt, die Religion, historisch und ethnokulturell geprägte 
Bräuche und Konventionen. Diese Merkmale sind natürlich nie und zu keinem Zeit- 
punkt gleichmäßig über alle Einwohner verteilt, sie können sogar quer durch einen vor- 
gestellten sozio-kulturellen Einheitsraum gehen und »die Region« spalten. Auch ent- 
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wickeln sich regionale Kulturen und Identitäten nie unabhängig von äußeren Einflüssen 
und Entwicklungen. Dennoch - oder gerade deshalb - besitzen kulturalistisch begrün- 
dete Regionalismen nach wie vor ein hohes Mobilisierungspotenzial. 

Kulturelle Regionalismen existieren und entwickeln sich prinzipiell unabhängig 
von strukturellen und sozioökonomischen Faktoren. Häufig treten sie jedoch in Ver- 
bindung mit strukturellen bzw. sozio-ökonomischen Argumentations- und Legitima- 
tionsmustern auf. Dieser sogenannte »strukturelle Regionalismus« nimmt sozio-Öko- 
nomische Ungleichentwicklungen und Fragen der ungleichen Verteilung von Armut 
und Reichtum zwischen Regionen sowie die ungleiche wirtschaftliche Entwicklung zwi- 
schen Zentrum und Peripherie zum Ausgangspunkt regionaler Mobilisierung. Hier ist 
der Übergang zum »politischen Regionalismus« letztlich fließend. Doch im Gegensatz 
zum strukturellen Regionalismus stellt der »politische Regionalismus« nicht auf sozio- 
ökonomische Asymmetrien, sondern auf Machtungleichgewichte zwischen Regionen 
bzw. zwischen Zentrum und Peripherie ab und hebt die Forderung nach mehr politi- 
scher Selbstbestimmung und Autonomie in den Mittelpunkt des Interesses. 

Regionalismen bzw. Artikulationen von Regionalbewusstsein, regionaler Identität 
und regionaler Eigenständigkeit lassen sich schließlich auch nach ihrer Intensität und 
Ausprägung unterscheiden. Auch hier gibt es erhebliche Unterschiede innerhalb Euro- 
pas. Die Stärke von Regionalbewegungen hängt letztlich davon ab, inwieweit die drei ge- 
nannten Faktoren Kultur, sozio-ökonomische Entwicklung und politischer Einfluss von 
politischen Bewegungen aufgegriffen und zur Formierung einer politisch wirksamen 
Bewegung genutzt werden. Dies gelingt dann am ehesten - wie viele historische und ak- 
tuelle Beispiele von radikalen Regionalbewegungen in Europa zeigen -, wenn sich eine 
regionale Bewegung zum Kampf eines »alten«, jedoch weitgehend »unterdrückten Vol- 
kes« bzw. einer »historischen«, aber »verhinderten Nation« stilisieren kann. Der Natio- 
nalstaat ist in der heutigen Weltgesellschaft kulturell, sozial und politisch zum dominan- 
ten Modell und zur einzig legitimen Form souveräner Herrschaftsausübung geworden 
(vgl. Meyer 2005: 85 ff.). Nicht ohne Zufall sind Separatismusbewegungen daher zumeist 
Kämpfe um nationale Selbstbestimmung. Der Separatismus muss sich als nationale Be- 
wegung formieren, wenn er überhaupt Aussicht auf Erfolg haben möchte. 

Abgesehen von solchen politisch - und nicht selten auch ideologisch - stark artiku- 
lierten Regionalbewegungen finden sich heute zumeist weniger scharf artikulierte For- 
men von Regionalismen. Sie reichen vom »latenten Regionalismus«, bei dem die Region 
zwar als Idee und Imagination, jedoch nicht als alltagswirksame Handlungseinheit exis- 
tiert, über den »praktizierten Regionalismus«, der eine hohe alltägliche Relevanz besitzt, 
jedoch nicht unbedingt in politisierter Form, bis hin zum »politisch gemäßigten Regio- 
nalismus«, bei dem die regionale Bevölkerung durchaus als »Region« politisch mobili- 
siert und aktiv ist, jedoch nicht wie in der radikalisierten Form in scharfer Abgrenzung 
zum gegebenen nationalstaatlichen Rahmen. 


Regionen und Regionalismus 683 


5 »Wiederkehr des Regionalen« und »neuer« Regionalismus? 


Obwohl die Bundesrepublik Deutschland bis heute relativ stark ausgeprägte regionale 
Eigenheiten und Differenzen aufweist, sind in Deutschland, anders als in vielen ande- 
ren europäischen Ländern, derzeit keine stark artikulierten Regionalbewegungen sicht- 
bar. Dies ist sicherlich vor allem auf die ausgeprägte föderale Verfassung der Bundes- 
republik Deutschland und die lange Tradition relativer politischer Autonomie und 
Mitbestimmung der sub-nationalen Einheiten zurückzuführen. Der in Deutschland im 
Grundgesetz in Art 79.3 verankerte Föderalismus, der den derzeit existierenden 16 Bun- 
desländern ein relativ hohes Maß an politischer Mitbestimmung und Eigenständigkeit 
garantiert, scheint den Großteil regionaler Politik und regionaler Interessen zu absor- 
bieren. Dies heißt nicht, dass regionale Themen und Streitigkeiten zwischen den ein- 
zelnen Ländern sowie zwischen Bund und Ländern in Deutschland keine Rolle spielen. 
Im Gegenteil: Die in der Verfassung von 1949 festgelegte Arbeitsteilung zwischen Bun- 
desregierung und Bundesrat und insbesondere der ebenso im Grundgesetz verankerte 
Länderfinanzausgleich, der dem Ziel einer ausgewogenen Entwicklung zwischen wirt- 
schaftsstarken und wirtschaftsschwächeren Ländern dienen soll, stößt immer stärker auf 
Kritik. Die im Juli 2006 beschlossene und ab 1.9.2006 in Kraft getretene Föderalismus- 
reform sollte hier neue Impulse und erhebliche Veränderungen schaffen. Viele der ur- 
sprünglich geplanten und ehrgeizig formulierten Ziele und Reformideen sind jedoch im 
üblichen Verteilungskampf zwischen Bund und Ländern aufgerieben worden. 

Die 16 Bundesländer sind jedoch keineswegs die einzige und die wichtigste Instanz 
zur Repräsentation und Artikulation von »regionale Interessen«. Denn die Bundeslän- 
der sind in Größe und Struktur sehr unterschiedliche, zum Teil recht willkürlich ge- 
schaffene politische Einheiten, die in der heutigen Form erst seit Gründung der Bun- 
desrepublik Deutschland im Jahr 1949 (die zehn westdeutschen Bundesländer Bayern, 
Baden-Württemberg, Hessen, Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfalen, Niedersach- 
sen, Bremen, Hamburg und West-Berlin) beziehungsweise seit der Wiedervereinigung 
im Jahr 1990 bestehen (die ostdeutschen Länder Thüringen, Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und Berlin). Drei der 16 Bundesländer sind 
im Grunde keine Regionen im klassischen Sinne, sondern Städte (Berlin, Bremen, Ham- 
burg), die übrigen 13 Flächenstaaten sind größtenteils hybride Regionengebilde, die aus 
ganz aus unterschiedlichen historischen Regionen und regionalen Traditionen hervor- 
gegangen sind. 

Es verwundert also nicht, dass in Deutschland auch jenseits der ofliziellen politi- 
schen und administrativen Strukturen - und unabhängig von den Debatten über die 
Reform der bestehenden föderalen Entscheidungsstrukturen - seit einiger Zeit eine stär- 
kere »Wiederkehr des Regionalen« zu beobachten ist (vgl. Lindner 1994). Das heißt, die 
Einhegung von politischen Konflikten durch den Föderalismus und eine auf die Aufhe- 
bung regionaler Differenzen ausgerichtete Industrie- und Wirtschaftsförderung in der 
Zeit der Wohlfahrtsexpansion nach dem Zweiten Weltkrieg hat nicht zur Beseitigung 
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von regionalen Differenzen und regional strukturierten Handlungs- und Identifika- 
tionsräumen geführt. Es wird ganz im Gegenteil davon ausgegangen, dass die mit der 
nationalstaatlichen Modernisierungspolitik assoziierten sozialen, wirtschaftspolitischen 
und kulturellen Standardisierungs- und Universalisierungstendenzen die zentrale Kon- 
trastfolie für neue regionale Identifikationen bieten. Und auch die zunehmende Trans- 
nationalisierung und Globalisierung des Alltagslebens sowie die durch Motorisierung, 
Infrastrukturentwicklung und Digitalisierung immens gestiegene Ausdehnung und 
Beschleunigung von räumlicher Mobilität und grenzüberschreitenden Kommunika- 
tionsprozessen hat nicht zu einer Entwertung des kleinräumigen geografischen Raums 
geführt. Stattdessen wird eine deutliche Bedeutungsaufwertung und Neubewertung 
konkreter lokaler Orte und Regionen sichtbar. 

Ein weiterer Grund für die aktuelle »Wiederkehr des Regionalen« und die Entste- 
hung neuer regionaler Protestbewegungen wird auch in der wachsenden Entfremdung 
zwischen immer größeren Teilen der Bevölkerung und den existierenden Staatsorganen 
und politischen Institutionen gesehen. Gerade die in den vergangenen Jahrzehnten ver- 
stärkt in den Vordergrund gerückten »neuen sozialen Bewegungen« (» Soziale Bewe- 
gungen) sind häufig als lokale Bewegungen gegen eine vermeintlich »undemokratische 
Arkanpolitik« aufgetreten sowie gegen zu weit gehende Eingriffe der Regierung in den 
lokalen Nahbereich. Unzählige soziale Gruppierungen - angefangen von der politischen 
Emanzipationsbewegung der 1960er Jahre bis hin zur Umweltweltbewegung der 1980er 
Jahre - zielten auf mehr lokale Mitbestimmung und den Schutz und die Bewahrung lo- 
kaler und regionaler Lebensräume ab. 

Es ist jedoch fraglich, ob sich diese Entwicklung auf das in der Soziologie in diesem 
Zusammenhang häufig bemühte Analyseschema »globale Systeme« vs. »lokale Lebens- 
welt« reduzieren lässt. Denn Systemlogiken machen nicht an geografischen Grenzen 
halt, sie greifen vielmehr mitten durch die regionale Ebene hindurch. Und auch die heu- 
tigen Nachhaltigkeits-, Umwelt- und Protestbewegungen setzen in der Regel nicht dar- 
auf, das Lokale bzw. das Regionale gegen einen moralischen Universalismus ins Feld zu 
führen, sondern vielmehr moralischen Universalismus mit lokalem Handeln zu verbin- 
den. Es gilt also auch hier vorsichtig zu sein mit einfachen Schematisierungen und Zu- 
schreibungen. Die Faktoren, die zur Herausbildung eines »Neuen Regionalismus« und 
zur »Wiederkehr des Regionalen« geführt haben, sind jedenfalls höchst unterschiedlich 
und verlaufen häufig quer zur Dichotomie »regional« versus »global« oder »räumlich 
entkoppelt« vs. »räumlich verankert«. 

Dazu passt auch die Feststellung, dass politische Emanzipationsbewegungen und 
wachsende regionale Autonomie- und Identifikationsbestrebungen längst nicht die ein- 
zigen Ursachen für den gegenwärtigen Bedeutungsgewinn der regionalen Ebene sind. 
Blickt man auf die allseits beobachtbare Mobilisierung von regionalen Wachstums- und 
Entwicklungspotenzialen, die Errichtung von neuen regionalen Wirtschaftszentren 
und die Förderung von neuen Tourismuspotenzialen, lässt sich feststellen, dass auch hier 
die sub-nationale Ebene heute immer mehr als besondere Triebfeder von Innovationen 
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und wirtschaftlicher Entwicklung angesehen wird. Entgegen der Erwartung, dass der 
konkrete Ort (»space of places«) gegenüber dem virtuellen und transnationalen Raum 
(»space of flows«) zunehmend an Bedeutung verliert (vgl. Castells 2002), hat sich heute 
die Erkenntnis durchgesetzt, dass örtliche geografische und sozio-kulturelle Gegeben- 
heiten nicht nur passive Grundlage von wirtschaftlichen Prozessen darstellen, sondern 
einen ganz wesentlichen Einfluss auf Erfolg und Misserfolg wirtschaftlicher Wertschöp- 
fung ausüben. Hinzu kommt, dass gerade im Zeitalter der »just-in-time«-Produktion 
in der räumlichen Nähe von Produzenten, Zulieferern und Endverbrauchern, in der 
Konzentration von wirtschaftlichen Aktivitäten in sogenannten » Wirtschafts-Clustern« 
und in der Vernetzung von Akteuren aus den Bereichen Wirtschaft, Wissenschaft und 
Forschung ein wesentlicher Vorteil im Kampf um Marktanteile und Wettbewerbsvor- 
teile gesehen wird (vgl. Ohmae 1995; Porter 1998). Entsprechend hat die räumliche Kon- 
zentration von wirtschaftlichen Aktivitäten, die Errichtung von regionalen »Leuchttür- 
men« sowie die Förderung innovativer Regionalökonomien heute oberste Priorität in 
der Wirtschaftsförderung. 

Die Wiederkehr des Regionalen und die Aufwertung der Region als Handlungsraum 
und als Handlungseinheit ist somit auch das Ergebnis einer veränderten Raumentwick- 
lungs- und Wirtschaftsförderungspolitik und einer neuen Logik gesellschaftlicher Steu- 
erung (vgl. Büttner 2012). Während die alte Planung stärker hierarchisch und bürokra- 
tisch organisiert war, ist heute eine eigentümliche Kombination aus bürokratischen und 
marktwirtschaftlichen Elementen zu beobachten. Politisch initiierte und bürokratisch 
administrierte Förderprogramme zielen auf die Aktivierung regionaler Akteure und 
Entwicklungspotenziale ab. Damit kommt es auch zu einer endemischen Ausbreitung 
neuer Planungs- und Entwicklungsansätze im Bereich der Standort- und Regionalent- 
wicklung. Leitbildorientierte Stadt- und Regionalentwicklung sowie die offensive und 
umfassende Vermarktung regionaler Besonderheiten und Wachstumszweige - von der 
Wirtschaft über die Kultur bis hin zu landschaftlichen und touristischen Attraktionen - 
stehen heute im Mittelpunkt regionalen Handelns. 

Dieser Wandel lässt sich in Deutschland derzeit auch an der Schaffung neuer regiona- 
ler Wirtschaftszentren und die Integration größerer Städte und ihre umliegenden Kreis 
in elf sogenannte » Metropolregionen« beobachten: die Metropolregionen Hamburg, Ol- 
denburg-Bremen, Hannover-Braunschweig-Göttingen-Wolfsburg, Mitteldeutschland, 
Rhein-Ruhr, Frankfurt/Rhein-Main, Rhein-Neckar, Stuttgart, Nürnberg und München 
sowie die sog. »Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg« (vgl. <http://www.deutsche-me- 
tropolregionen.org>). Ziel dieser neuen regionalen Zusammenschlüsse und Koopera- 
tionen ist es, neue Wachstums- und Innovationspotenziale durch Ausnutzung des Ag- 
glomerationseffekts der größeren deutschen Städte zu erschließen. Die urbanen Zentren 
sind die Orte mit der höchsten Quantität und Dichte an internationaler Vernetzung. 
Daher werden den Metropolregionen besondere Gateway-Funktionen in der globalen 
Ökonomie zugeschrieben. Die Schaffung von Metropolregionen soll somit die interna- 
tionale Strahl- und Anziehungskraft des Standorts Deutschland erhöhen und die In- 
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tegration der nationalen Wirtschaft in das Netz der globalen Ökonomie stärken (vgl. 
Ludwig et al. 2009). 

Eine weiteres Indiz für die gestiegene Bedeutung regionaler Entwicklungsförderung 
ist die Zunahme neuer regionaler Vermarktungskooperationen und Tourismusverbände 
sowie der Aufstieg neuer regionaler Idiome und Marken wie die » Metropole Ruhr«, die 
»Genussregion Oberfranken«, das »Sächsische Zweistromland« oder die » Urlaubsre- 
gion Harz«. Unzählige weitere neue regionale Marken und Zusammenschlüsse ließen 
sich hier aufzählen. Und auch in einer so alten und traditionsreichen Tourismusregion 
wie dem Schwarzwald haben sich die einzelnen Bezirke und 320 Schwarzwaldgemein- 
den nach über 100 Jahren der Zersplitterung und Parallelvermarktung im Jahr 2006 nun 
auch dazu entschlossen, sich unter einem gemeinsamen Dach zu vereinen und einheit- 
lich zu vermarkten (Schenk et al. 2010). 


6 Regionalisierung und regionale Differenzierung durch Europäisierung? 


Im Hintergrund dieser Veränderungen stehen heute längst nicht mehr nur nationale 
Entwicklungspläne und einzelne Entwicklungsprogramme der Bundesländer, Bezirke 
und Kommunen. Ein wesentlicher Initiator und Motor der umfassenden wirtschaft- 
lichen, kulturellen und sozialen Mobilisierung sub-nationaler Räume und der Entste- 
hung neuer Regionen und Regionenverbünde ist auch die zunehmende Europäisierung 
(vgl. Büttner 2012; Mau/Büttner 2008; Schmidt-Egner 2005). Spätestens mit der Inten- 
sivierung der europäischen Integration Ende der 1980er Jahre und der Schaffung eines 
gemeinsamen europäischen Markts hat die Europäische Union auch ihre Bemühungen 
um die Einführung einer eigenständigen europäischen Regionalentwicklungspolitik im 
Rahmen der sogenannten »Kohäsionspolitik«, wie die gemeinsamen Anstrengungen 
zur Struktur- und Regionalförderung auf EU-Ebene genannt werden, erhöht. 

Das erklärte Ziel der EU-Kohäsionspolitik ist es, die regionalen Disparitäten inner- 
halb der Europäischen Union sowie die Entwicklungsunterschiede der rückständigsten 
Regionen nachhaltig zu verringern und damit den wirtschaftlichen und sozialen Zu- 
sammenhalt innerhalb Europas langfristig zu stärken. Seit Beginn der Kohäsionspolitik 
im Jahr 1989 sind nahezu 700 Milliarden Euro überwiegend in die Förderung regiona- 
ler und lokaler Entwicklungsprojekte geflossen. Allein im aktuellen, mittlerweile vier- 
ten Planungszeitraum von 2007 bis 2013 flossen knapp 350 Milliarden Euro in die Ko- 
häsionspolitik. Das ist mehr als ein Drittel des gesamten EU-Budgets. Damit stellt die 
Kohäsionspolitik - neben den Aufwendungen für die Agrarpolitik, die ebenfalls einen 
besonderen Ausstrahlungseffekt auf die regionale Ebene hat - den zweitgrößten Ausga- 
benposten der Europäischen Union dar. 

Ein Großteil dieser Mittel, d.h. circa 80 Prozent, fließt in weniger entwickelte Länder 
und Regionen der Europäischen Union bzw. in die Regionen mit den größten Entwick- 
lungsdefiziten im Vergleich aller EU-Regionen. Dies betrifft nach der Erweiterung der 


Regionen und Regionalismus 687 


Europäischen Union in Richtung Mittel- und Osteuropa in den Jahren 2004 und 2007 
etwas mehr als ein Drittel aller Regionen bzw. etwas mehr als einem Drittel der Fläche 
des gesamten Territoriums der Europäischen Union. Als zentrales Maß für die Defini- 
tion von besonders förderungsintensiven Zielregionen dient die statische Erfassung von 
Abweichungen in der Wirtschaftsleistung gegenüber dem EU-Durchschnitt. Die Euro- 
päische Union hat zu diesem Zweck eigene Standards und eine eigene Klassifikation in 
der Messung und Erhebung der Regionalstatistik eingeführt, die sogenannte » Nomen- 
clature des unités territoriales statistiques« (NUTS), die die nationalen Standards und 
Klassifikationen der einzelnen EU-Mitgliedstaaten allmählich ablöst. Demnach gelten 
all jene subnationalen Regionen (NUTS-II-Ebene) als arm, unterentwickelt und als be- 
sonders förderungsbedürftig, die weniger als 75 Prozent des Bruttoinlandsprodukts pro 
Kopf des EU-Durchschnitts aufweisen. 

Doch auch die anderen EU-Regionen erhalten und erhielten finanzielle Unterstüt- 
zung durch die EU-Regionalförderung etwa im Rahmen von Programmen zur Erhö- 
hung von Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung und insbesondere zur Förderung 
von grenzüberschreitender Kooperation und Netzwerkbildung. Auf diese Weise bindet 
die EU-Regionalpolitik alle subnationalen Regionen der EU-Mitgliedsländer in den Pla- 
nungs- und Steuerungsprozess der europäischen Regionalentwicklungsförderung ein, 
was in den vergangenen zwei Jahrzehnten ohne Zweifel zu einer Stärkung und (Wieder-) 
Belebung der regionalen Ebene geführt hat. Die EU-Kohäsionspolitik trägt damit ganz 
entscheidend zur Förderung von Regionalisierungsprozessen und neuen Formen der re- 
gionalen Mobilisierung bei - selbst in Ländern ohne ausgeprägte föderale oder regional- 
politische Traditionen. Inwiefern es der EU-Kohäsionspolitik jedoch gelingt, ihr ehrgei- 
ziges Ziel - die Verringerung von regionalen Entwicklungsunterschieden - zu erreichen, 
ist äußerst umstritten und nur schwer abzuschätzen. Es ist allerdings davon auszugehen, 
dass nicht alle Gebiete in gleichem Maße von den EU-Fördermitteln profitieren kön- 
nen und die in Gang gesetzten regionalen Mobilisierungsprozesse eher weitere regio- 
nale Differenzierungen als eine ausgewogenere sozialräumliche Entwicklung befördern. 
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Bücher, Hörbücher und Hörspiele auf Deutsch- cambiň nyywnă na6nnk c 


KHUTAMN Ha HeMeLIKOM A3bike BKoHTaKTe, PyKoBoauTenb UBaH BepemarnH 


Rentner und Ruhestand 


Karl Hinrichs 


1 Begrifflichkeit und gesellschaftspolitische Relevanz 


Als Rentner bezeichnet man die Bezieher einer regelmäßig wiederkehrenden Geldleis- 
tung, die für einen vorab bestimmten Zeitraum, häufiger jedoch bis zum Ableben des 
Empfängers gezahlt wird. Der Anspruch auf eine Rente kann entweder sozialrechtlich 
definiert sein oder privatrechtlich auf Eigentumstiteln beruhen. 

Ruhestand bedeutete ursprünglich die Entpflichtung eines Beamten oder Berufssol- 
daten vom aktiven Dienst bei Fortzahlung eines (gegenüber den vorherigen Bezügen 
zumeist verringerten) »Ruhegehalts«. Der (arbeitsfreie) Ruhestand wurde nach dem 
zweiten Weltkrieg infolge der Expansion des Sozialstaates auch den Beschäftigten in der 
Privatwirtschaft zugänglich und damit verallgemeinert. Der Begriff meint heute eine 
in der individuellen Lebensplanung verankerte (dritte) Lebensphase, die mit dem Aus- 
scheiden aus dem Erwerbsleben wegen Erreichens einer Altersgrenze oder nach Feststel- 
lung der (dauerhaften) Erwerbsunfähigkeit beginnt und die überwiegend durch öffent- 
liche Transferleistungen - Renten oder Beamtenpensionen - finanziell abgesichert ist. 
Rentenbezug muss nicht mit der (vollständigen) Aufgabe der Erwerbstätigkeit einher- 
gehen; der Ruhestand setzt aber in jedem Fall die Verfügbarkeit über bedarfsadäquate 
und den früheren Status sichernde Lohnersatzleistungen voraus. 

Das Deutsche Reich gilt als Pionier beim Aufbau staatlicher Alterssicherung. Die 
Gesetzgebung von 1889 beeinflusste die Entwicklung in anderen europäischen Natio- 
nen, wenngleich einige Länder einen anderen Weg einschlugen (namentlich Dänemark, 
Großbritannien und Schweden) und diesen dauerhaft oder für längere Zeit beibehiel- 
ten. Ein arbeitsfreier Ruhestand war mit den bescheidenen Leistungen aus dem dritten 
Zweig der Sozialversicherung (nach der Gesetzlichen Kranken- und der Unfallversiche- 
rung aus den Jahren 1883 bzw. 1884) nicht unmittelbar intendiert. Die Sozialversiche- 
rungsrente war zunächst als ein Zuschuss zum Lebensunterhalt gedacht, der vorrangig 
durch eigene Ersparnisse, Betriebsrenten, (verringerten) Einkünften aus fortgeführter 
Erwerbstätigkeit und nicht zuletzt durch die Unterstützung im Familienverband aufge- 
stockt werden sollte. In der Definition einer Grenze für den Anspruch auf eine Alters- 
rente (anfangs nach Vollendung des 70., ab 1916 des 65. Lebensjahres) war allerdings die 
Perspektive eines tatsächlichen Ruhestands angelegt (Conrad 1994). 

Dabei stellte in der deutschen Rentenversicherung »Alter« zunächst nur einen Un- 
terfall von »Invalidität« dar und dementsprechend hieß es auch »Gesetz betreffend die 
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Invaliditäts- und Altersversicherung« (IAVG). Das typische Lohnarbeiterrisiko, auf das 
dieser Zweig der Sozialversicherung zielte, war die häufig bereits nach dem 40. Lebens- 
jahr auftretende Einschränkung bzw. der vollständige Wegfall der »Marktgängigkeit« 
der Arbeitskraft und als Folge die Verarmung des (Industrie-)Arbeiters (Ehmer 1990: 
64-73). So dominierten noch bis zu den 1960er Jahren unter den Neubewilligungen die 
Erwerbsunfähigkeitsrenten. Die Festlegung eines chronologischen Lebensalters für den 
Anspruch auf eine Altersrente war demzufolge Ausdruck einer generalisierten Invalidi- 
tätsvermutung, dessen Erreichen bedeutete, dass die Rente ohne medizinische Überprü- 
fung der tatsächlichen Arbeitsfähigkeit gewährt wurde. Auch aus diesem Grund wird 
nach wie vor das »erwerbsfähige Alter« in der offiziellen Statistik als die Spanne zwi- 
schen dem 15. und 64. Lebensjahr definiert. Die Rolle von Regelaltersgrenzen hat sich 
seit 1889 grundlegend gewandelt. Weniger körperlich belastende Arbeitsbedingungen 
und ein generell verbesserter Gesundheitszustand der Bevölkerung haben dazu geführt, 
dass zunehmend die Arbeitsfähigkeit bis zum Bezug einer nun durchweg auskömm- 
lichen Altersrente erhalten bleibt und danach eine immer längere Ruhestandsphase bei 
guter Gesundheit bis zum 75. oder 80. Lebensjahr folgt. Dies wird unter anderem durch 
Begriffe wie die »neuen Alten« (oder: »best ager«) ausgedrückt oder die Identifizierung 
eines »dritten Alters«, dem sich ein »viertes Alter« mit höherem Risiko der Gebrech- 
lichkeit anschließt. Denn erst ab dem 80. Lebensjahr steigt der Anteil der auf Pflege an- 
gewiesenen Menschen steil an (Statistisches Bundesamt 2011: 82). 

Gesellschafts- und finanzpolitische Relevanz erlangt der universalisierte arbeitsfreie 
Ruhestand durch die weiter steigende Lebenserwartung. Schon jetzt (2010) zahlt allein 
die Gesetzliche Rentenversicherung (GRV) 17,6 Millionen Altersrenten. Hinzu kommen 
die Pensionen der Beamten und Hinterbliebenenrenten. Für etwa neun Zehntel der Be- 
völkerung oberhalb des 65. Lebensjahres (und weitere Rentenbezieher unterhalb die- 
ser Grenze) stellen öffentliche Transferzahlungen die alleinige oder die Hauptquelle des 
Lebensunterhalts dar. Erwerbstätigkeit nach Erreichen des 65. Lebensjahres ist bislang 
wenig verbreitet (4,1 Prozent in 2009), wird überwiegend als Teilzeitbeschäftigung aus- 
geübt (69 Prozent) und macht zumeist keinen wesentlichen Teil des Alterseinkommens 
aus (Statistisches Bundesamt 2011: 47, 51, 55-56). Innerhalb des Sozialbudgets wurden 
für den Funktionsbereich » Alter und Hinterbliebene« 2009 etwa 280 Milliarden aufge- 
wandt. Das waren knapp zwölf Prozent des Sozialprodukts (BMAS 2010: 14 - Leistungen 
aufgrund privater Vorsorge sind unberücksichtigt). Im Jahr 2009 hatten in Deutschland 
etwa 17 Millionen Menschen das 65. Lebensjahr überschritten. Das waren fünf Millio- 
nen mehr als noch 1990, und bis 2040 werden weitere sieben Millionen hinzukommen 
und dann einen Bevölkerungsanteil von 32 Prozent ausmachen. Etwa viereinhalb der 
im Jahr 2040 erwarteten 24 Millionen Menschen oberhalb des 65. Lebensjahres werden 
älter als 85 Jahre sein (Statistisches Bundesamt 2011: 7-12). Mit Blick auf die prognosti- 
zierten gravierenden Veränderungen im Bevölkerungsaufbau wurden verschiedene Re- 
formen des Alterssicherungssystems beschlossen, die unter anderem das Niveau der öf- 
fentlichen Rentenleistungen sowie den Beginn und die Dauer des Ruhestands betreffen. 
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2 Zielsetzung von Alterssicherungssystemen 


Alterssicherungssysteme erfüllen regelmäßig vier Funktionen (Barr/Diamond 2008: 
25-33). Sie dienen zuallererst der Vermeidung von Armut im Alter (und bei Invalidi- 
tät). In einigen Ländern ist die staatliche Verantwortung darauf beschränkt, wenn le- 
diglich eine bedürftigkeitsgeprüfte oder universelle Grundrente ab einem bestimmten 
Lebensalter gezahlt wird (so z.B. in den Niederlanden, Dänemark oder Australien). Die 
Einkommensverstetigung im Lebenslauf stellt ein weiteres Ziel dar. Es soll ein starker 
Einkommensabfall nach Eintritt in den Ruhestand vermieden und die Aufrechterhal- 
tung des bisherigen Lebensstandards ermöglicht werden (Lohnersatzfunktion). Alterssi- 
cherungssysteme versichern drittens gegen sogenannte »biometrische Risiken «: Langle- 
bigkeit, Tod und Invalidität. Wegen des Risikos, die durchschnittliche Lebenserwartung 
zu übertreffen, ist es bedeutsam, dass die Rente bis zum Ableben als »Leibrente« gezahlt 
wird. Hinterbliebenenrenten dagegen versichern gegen das Risiko des (vorzeitigen) To- 
des des Versicherten bzw. Rentenempfängers, und Invalidenrenten kommen zum Tra- 
gen, wenn der Risikotatbestand der Erwerbsunfähigkeit vor Erreichen einer bestimmten 
Regelaltersgrenze eintritt. Schließlich erfüllen Alterssicherungssysteme regelmäßig eine 
Umverteilungsfunktion, die dem Ziel der Armutsvermeidung eng verbunden ist. Um- 
verteilung in der vertikalen Dimension kann bedeuten, ehemaligen Geringverdienern 
eine höhere Lohnersatzrate zuzugestehen als Versicherten mit höherem Verdienst. Ho- 
rizontale Umverteilung findet statt, wenn bestimmte Tatbestände zu einer höheren Ren- 
tenleistung führen, wie z.B. Kindererziehung, unverschuldete Nicht-Zahlung von Bei- 
trägen aus eigenem Verdienst wegen Kriegs-/Wehrdienst oder Arbeitslosigkeit. 

Grundsätzlich können alle vier Zielsetzungen von einer öffentlichen Einrichtung er- 
füllt werden, wie dies beispielsweise von der GRV in Deutschland ab 1957 geleistet wurde, 
als massiv erhöhte Leistungen sowohl Lebensstandardsicherung nach einem »erfüllten « 
Arbeitsleben gewährleisteten als auch Altersarmut weitgehend verhinderten. Im inter- 
nationalen Vergleich finden sich aber auch nach Funktionen getrennte öffentliche Ein- 
richtungen (Grundrenten- und verdienstbezogenes System oder die Zuordnung des Er- 
werbsunfähigkeitsrisikos zum Krankenversicherungssystem) sowie eine geplante oder 
naturwüchsige Arbeitsteilung zwischen staatlichen und privaten Einrichtungen, wobei 
die privaten Komponenten eines Alterssicherungssystems sich auf die Einkommens- 
verstetigung richten und regelmäßig keine Umverteilung über den versicherungstech- 
nischen Risikoausgleich hinaus kennen. Faktisch zeichnen sich alle Alterssicherungs- 
systeme durch einen »public-private mix« aus, wobei das Mischungsverhältnis im 
Ländervergleich stark variiert und sich auch im Zeitablauf verändert. 
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3 Struktur und Entwicklung des deutschen Alterssicherungssystems 


Der Terminus »Mehr-Säulen-System« (multi-pillar system) fand Eingang in die inter- 
nationale Rentendiskussion durch eine Studie der Weltbank (World Bank 1994), die sich 
vor allem an Schwellenländer sowie die Transformations-Staaten in Mittel- und Ost- 
europa richtete und eine bestimmte Ausgestaltung des Alterssicherungssystems emp- 
fahl, dessen tatsächliche Einführung die Weltbank mit Krediten und organisatorischen 
Hilfestellungen vorantrieb. Das Modell entfaltete aber auch politische Wirkungen in 
den entwickelten westlichen Wohlfahrtsstaaten, insbesondere was die Bedeutung pri- 
vater Komponenten und des Kapitaldeckungsverfahrens im Gesamtsystem angeht. Die 
erste Säule im Weltbank-Modell zielt auf die Vermeidung von Armut durch eine steu- 
erfinanzierte, einheitliche Grundrente, die ab einem bestimmten Lebensalter pauschal 
oder nach einer Bedürftigkeitsprüfung gezahlt wird. Als zweite Säule ist eine verpflich- 
tende, an die Erwerbstätigkeit anknüpfende Rentenversicherung vorgesehen, die partiell 
Lohnersatz bieten soll, das Kapitaldeckungsverfahren anwendet und in privater Träger- 
schaft durchgeführt wird. Ergänzende private Vorsorge auf freiwilliger Basis ist das Ziel 
der dritten Säule. 

In der Bundesrepublik Deutschland war das »Drei-Säulen-Konzept« stets ein To- 
pos, entsprach aber nur bedingt der Realität. Gemeint war damit die GRV als erste Säule 
(Regelsystem), die aufstockenden Leistungen aus der betrieblichen Altersversorgung 
als zweite Säule (Zusatzsystem), abgerundet durch die individuelle private Vorsorge als 
dritte Säule (Ergänzungssystem). Seit Inkrafttreten der Rentenreform 1957 bestimmt bis 
heute allerdings eindeutig die erste Säule die finanzielle Situation der älteren Menschen. 
Die zweite und dritte Säule sind nicht flächendeckend verbreitet und machen derzeit nur 
etwa 20 Prozent der laufenden Einkommen im Alter aus. 

120 Jahre nach der Einführung des IAVG stellt sich die Struktur des deutschen Al- 
terssicherungssystems recht komplex dar (Übersicht ı). Dies ist typisch für konserva- 
tiv-korporatistische Wohlfahrtsstaaten (wie z. B. auch Frankreich, Italien oder Belgien), 
die zumeist nach Berufsgruppen und Erwerbsstatus differenzierte Einrichtungen schu- 
fen. Demgegenüber sind in liberalen (USA, Großbritannien) und sozialdemokratischen 
Wohlfahrtsstaaten (Schweden, Norwegen) nahezu alle Erwerbstätigen einschließlich der 
Selbständigen in ein öffentliches System der Regelsicherung einbezogen. In der Über- 
sicht ı findet sich das »3-Säulen-Konzept« wieder, wobei es sich - wie auch im Welt- 
bank-Modell - tatsächlich eher um »Schichten« als um »Säulen« handelt. Die Übersicht 
zeigt auch eine vierte, allerdings zuunterst liegende Schicht, nämlich die seit 2003 ein- 
geführte (bedarfsorientierte) »Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung«. 
Sie stellt eine gruppenspezifische Sozialhilfeleistung für bedürftige ältere und dauerhaft 
voll erwerbsgeminderte Menschen dar und unterscheidet sich von der bisherigen »Hilfe 
zum Lebensunterhalt« dadurch, dass im Regelfall kein Unterhaltsrückgriff bei den Kin- 
dern oder Eltern stattfindet. Im Jahr 2012 beläuft sich der monatliche Anspruch (ein- 
schließlich durchschnittlicher Unterkunfts- und Heizkosten) auf knapp 700 Euro. 
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Übersicht 1 Struktur des Alterssicherungssystems für verschiedene Bevölkerungsgruppen 


Individuelle 


Nicht geförderte private Alterssicherung (Lebensversicherungen, Ersparnisse, Altenteil usw.) 


ergänzende 
Sicherung 


Zusatzsysteme 


Berufsständ. 
Versorgungs- 


kati werke? 
Gesetzlich Freiwillige 
verankerte Versicherung 


Systeme 


Nicht pflichtver- 
sicherte 
Selbständige 


Freiberuflich 
Tätige 


Geförderte zertifizierte private Alterssicherung’ 


Knappschaft 
(Deutsche Betriebl. Alters- 
Renten- versorgung 
versicherung) 


Zusatzver- 
sorgung im öff. 
Dienst 


Sondereinrich- 
tungen oder 
-regelungen 
Alters- für Regional- und Bundesträger der Deutschen 
sicherungder | Selbstständige Rentenversicherung 
Landwirte? innerhalb der 
GRV 


Gesetzliche Rentenversicherung (GRV) 


Bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter 
Selbstständige 
nach §§ 2und 
45GB VI 
(Handwerker, | Beschäftigte im 
Künstler u.a, Bergbau 
Versicherungs 


Landwirte Sonstige 


Beamten- 
versorgung 


Beamte, 
Richterund 
Berufssoldaten 


Pi krei. 
ersonenkreis pflichtige auf 


Antrag) 


Arbeiter und Angestellte 


Selbstständige 


‚Abhängig Beschäftigte 


1 Förderung auch für Ehepartner ohne eigenen Anspruch, wenn der erste Ehepartner den vollen Mindestei- 
genbetrag leistet und ein eigener Vertrag besteht. ? Einschließlich mithelfender Familienangehöriger; als 
Teilversorgung, ergänzt durch betriebliche Maßnahmen (Altenteil). ° Berufsständische Versorgungswerke, teil- 
weise auch für abhängig Beschäftigte in der jeweiligen Branche. 


Quelle: Schmähl (2011: 237). 


Die in jeder Hinsicht bei weitem bedeutendste Einrichtung der Alterssicherung ist die 
GRY und innerhalb des in die GRV einbezogenen Personenkreises stellen ausgerechnet 
die »Sonstige(n)« die größte Gruppe dar. Das waren Ende 2009 etwa 26,2 Millionen ab- 
hängig Beschäftigte. Zusätzlich waren in der GRV 253 000 Selbständige pflichtversichert 
und entrichteten Beiträge. Die GRV erfasst insgesamt 81 Prozent aller Erwerbspersonen 
in Deutschland (DRV 2011: 15, 30, 252). Verschiedene Sondersysteme decken einen gro- 
ßen Teil der übrigen Erwerbstätigen ab. 

So wurden für nicht in der GRV pflichtversicherte Selbständige eigenständige Ein- 
richtungen geschaffen, z. B. im Jahr 1957 die Altershilfe für die Landwirte, und seit jeher 
sind die sogenannten »Freien Berufe« (Anwälte, Apotheker, Ärzte, Architekten usw.) 
verpflichtet, Beiträge zur Alterssicherung an ihre jeweiligen berufsständischen Versor- 
gungswerke zu leisten. Es gibt jedoch weiterhin eine Mehrheit unter den Selbständigen, 
die nicht - wie Handwerker (ab 1938) oder Künstler (ab 1983) - verpflichtet sind, für 
das Alter vorzusorgen. Sie können freiwillig der GRV beitreten, (ausschließlich) privat 
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vorsorgen oder es auch ganz unterlassen. Nach Schätzungen des Sachverständigenra- 
tes (2011: 318) sind dies zwischen 75 und 80 Prozent der insgesamt 4,3 Millionen Selb- 
ständigen. 

Die Beamtenversorgung (die auch Soldaten, Richter, Kirchenbeamte und Abgeord- 
nete einschließt) stellt das größte Sondersystem dar. Erfasst werden dadurch etwa fünf 
Prozent aller Erwerbstätigen. Beamte leisten keine Beiträge für ihre Altersversorgung. 
Ihr Anspruch auf eine steuerfinanzierte Pension ergibt sich aus der lebenslangen An- 
stellung beim Dienstherrn und dessen Alimentationspflicht. Die Höhe der Brutto-Pen- 
sion bemisst sich nach dem aktuellen Wert der Bezüge der Besoldungsgruppe, die sie 
zwei Jahre vor der Pensionierung innehatten. Nach 40 Dienstjahren wird (derzeit) ein 
Höchstversorgungssatz von 71,75 Prozent erreicht. Dieses Sicherungsniveau ist damit 
deutlich höher als für Versicherte der GRV mit gleichlanger Beschäftigungsdauer, weil 
die Beamtenpensionen »bi-funktional« sind, d.h. Leistungen einer betrieblichen Zu- 
satzversorgung gewissermaßen schon »eingebaut« sind. Ähnlich verhält es sich für die 
im Bergbau Beschäftigten (Knappschaft), für die ebenfalls vor allen anderen Erwerbs- 
tätigen eine öffentliche Alterssicherungseinrichtung etabliert wurde (1854 in Preußen). 
Ihre Arbeitgeber zahlen in diesem Zweig der Rentenversicherung einen erhöhten Bei- 
tragssatz (2011: 16,45 Prozent) und sie erhalten gegenüber den Beschäftigten in anderen 
Wirtschaftszweigen eine um ein Drittel höhere Altersrente. 

Die Struktur des Alterssicherungssystems mit der zentralen Rolle der GRV ist das 
Resultat eines ziemlich genau einhundertjährigen Expansionspfads, den Deutschland 
- wie auch andere entwickelte Industrienationen - insbesondere nach 1945 beschritt und 
der mit der 1989 beschlossenen Rentenreform sein Ende fand. Dabei waren drei Trends 
zu beobachten: 


1) Es fand eine Erweiterung des (Pflicht-)Versichertenkreises statt. Anfangs waren nur 
Arbeiter und gering verdienende Angestellte in die GRV einbezogen. Nach und nach 
wurden alle Angestellten der Pflichtversicherung unterworfen sowie auch verschie- 
dene Gruppen von selbständig Erwerbstätigen (siehe oben). Schließlich wurden Zei- 
ten nicht erwerbsmäfßiger Pflege (ab 1995) und der Kindererziehung (für die ersten 
drei Lebensjahre bei Geburten ab 1992; ein Jahr für davor geborene Kinder) beitrags- 
pflichtiger Erwerbstätigkeit gleichgestellt. 

2) Es kamen neue Leistungen bzw. Leistungstatbestände hinzu. So waren bis 1911 in 
der GRV keine Hinterbliebenenrenten vorgesehen. 1929 wurde der Rentenzugang für 
60-jährige Versicherte ermöglicht, wenn sie zuvor ein Jahr arbeitslos gewesen waren, 
und seit 1972 können langjährige Versicherte (mindestens 35 Jahre) eine Altersrente 
bereits ab Vollendung des 63. Lebensjahres beanspruchen (»flexible Altersgrenze«). 

3) Das Rentenniveau wurde wesentlich angehoben und die laufenden Renten indexiert. 
Während bis zur »Großen Rentenreform« von 1957 insbesondere für frühere Arbei- 
ter und deren Witwen die Formel »alt gleich arm« galt, bedeutete die Einführung 
der dynamischen Rente im April 1957 eine unmittelbare Leistungsverbesserung um 
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65 Prozent für Arbeiter- und 72 Prozent für Angestelltenrenten (Hockerts 1980: 422). 
Nachfolgend wurden die Renten entsprechend der Lohnentwicklung des Vorjahres 
angepasst, wodurch die jeweilige Rentnergeneration an den steigenden Reallöhnen 
der aktiv Versicherten teilhatte. Die erhöhten und indexierten Rentenleistungen lie- 
ßen - eine durchgängige Versicherungskarriere vorausgesetzt - die Altersrente tat- 
sächlich zum Lohnersatz (» Alterslohn für Lebensleistung«) werden. 


Die Lohn- und Beitragsbezogenheit war von Anfang an ein konstitutives Merkmal der 
GRV. Ein striktes Äquivalenzprinzip wurde jedoch erst durch die 1957er Reform reali- 
siert und daran haben auch die Neuregelungen nach 1989 nicht gerüttelt - im Gegenteil 
(siehe unten). Die Höhe der Altersrente wird bestimmt durch die Versicherungsdauer 
und das beitragspflichtige Entgelt: Wer länger erwerbstätig war und/oder mehr verdient 
hat und deshalb in der Summe ein höheres versicherungspflichtiges Entgelt erzielte, er- 
hält eine höhere Rente. Für jedes Versicherungsjahr wird der individuelle Bruttover- 
dienst in Beziehung gesetzt zum durchschnittlichen Bruttojahresentgelt aller Versicher- 
ten (2011: circa 30 300 Euro). Ein erzieltes Durchschnittsentgelt erbringt somit genau 
einen Entgeltpunkt, ein geringerer Verdienst entsprechend weniger als einen Entgelt- 
punkt, ein höheres Entgelt (bis zur Beitragsbemessungsgrenze von 66 000 Euro in 2011) 
einen Punktwert von größer als eins. Bei Renteneintritt werden die gesammelten Ent- 
geltpunkte addiert und mit dem »aktuellen Rentenwert« (27,47 Euro ab Juli 2011 in den 
alten Bundesländern) multipliziert, woraus sich dann die monatliche Bruttorente ergibt, 
von der die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung abgezogen werden. Diese Be- 
rechnungsformel sorgt dafür, dass sich die individuelle Verdienstposition während des 
Erwerbslebens innerhalb der Einkommensverteilung der beitragspflichtig Beschäftigten 
in der Rentenhöhe widerspiegelt. 

In der kapitalgedeckten privaten Altersvorsorge sind dagegen der Zeitpunkt der Bei- 
tragszahlung (wegen des Zinseszinseffekts) und ein variierender Beitragssatz (wegen 
der Wirkung auf den angesammelten Kapitalstock) wesentlich für die Rentenhöhe, die 
sich nach der Höhe des zur Verrentung vorhandenen Kapitals, der ferneren Lebenser- 
wartung und dem aktuellen Zinssatz, der für das jeweils verbleibende Restkapital in An- 
schlag zu bringen ist, bemisst. All diese Faktoren spielen in der umlagefinanzierten GRV 
dagegen keine Rolle. 


4 Die Alterssicherungspolitik nach 1989 und die gegenwärtige 
finanzielle Situation der Rentner 


Die Finanzierung staatlicher Rentenprogramme erfolgt üblicherweise nach dem Umla- 
geverfahren, das auch als (fiktiver) Generationenvertrag bekannt ist: Die eingehenden 
Beiträge der aktuell erwerbstätigen Generation (oder Steuereinnahmen) werden unmit- 
telbar für die Zahlung der Renten an die jetzige Altengeneration verwandt. Daneben 
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verfügen die meisten Rentenversicherungen auch über teils erhebliche Kapitalreserven, 
die in einigen Ländern die Rentenzahlungen für mehrere Jahre auch ohne laufende Bei- 
tragseinnahmen sicherstellen könnten (z.B. in Kanada oder Schweden). In Deutschland 
ist die sogenannte »Nachhaltigkeitsrücklage« der GRV dagegen sehr gering; sie soll le- 
diglich 1,5 Monatsausgaben betragen. Sieht man von solchen mehr oder minder großen 
Reserven ab, dann sind im Umlageverfahren vier Größen entscheidend, die sich in fol- 
gender Gleichung ausdrücken lassen: 


b=(R:B)*(P:W)* (1-85) 


Der Beitragssatz (b) ergibt sich aus der Multiplikation von drei Faktoren, nämlich dem 
Verhältnis der Rentenbezieher (R) zu den beitragspflichtig Beschäftigten (B), der durch- 
schnittlichen Rentenhöhe (P) zum Durchschnittslohn (W) und den Zuwendungen an 
die Rentenversicherung aus Steuermitteln (S). Beginnend mit der Rentenreform 1992 
wurden alle vier »Stellschrauben« bewegt. Diese Reform und eine Reihe weiterer Neu- 
regelungen hatten zum Ziel, das Ausgabenwachstum durch die weiter steigende Lebens- 
erwartung und die damit einhergehende höhere Beitragsbelastung für die durch den 
Geburtenrückgang künftig kleineren Alterskohorten zu begrenzen und gleichzeitig ne- 
gative Auswirkungen auf die Beschäftigungsentwicklung zu vermeiden. Vor der 1989 
verabschiedeten Rentenreform 1992 war eine Verdoppelung des Beitragssatzes bis zum 
Jahr 2030 auf etwa 36 Prozent prognostiziert worden. Die verschiedenen Neuregelun- 
gen, die die rechte Seite der Gleichung betreffen, werden dazu führen, dass diese Marke 
deutlich unterschritten wird. Zudem wurden 2001 Höchstgrenzen gesetzlich festgelegt: 
Bis 2020 soll der Beitragssatz nicht über 20 Prozent und bis 2030 nicht über 22 Prozent 
steigen. 

Zu den Maßnahmen, die diese Beitragsziele erreichen helfen sollen, gehörten Er- 
höhungen der jährlichen Bundeszuschüsse (S) an die GRV, für deren Finanzierung die 
Mehrwertsteuer erhöht und die Ökosteuer eingeführt wurde. Machten diese Bundesmit- 
tel 1990 noch weniger als 20 Prozent der Rentenausgaben aus, so belaufen sie sich seit 
einigen Jahren auf etwa ein Drittel. Weitere Einsparungen werden sich durch Verände- 
rungen der Rentner-Beitragszahler-Relation (R : B) ergeben, denn nur dieses Verhältnis 
ist für die Finanzsituation einer umlagefinanzierten Rentenversicherung entscheidend 
und nicht der Altenquotient als solcher. So ist es seit 2008 nicht mehr möglich, dass 
Beschäftigte, die nicht schwerbehindert sind, eine Altersrente vor Erreichen des 63. Le- 
bensjahres beziehen; die Pfade in einen früheren Ruhestand mit Rentenbezug wurden 
also geschlossen. Weiterhin soll sich die Relation dadurch günstiger entwickeln, dass die 
Regelaltersgrenze im Zeitraum 2012 bis 2029 schrittweise von 65 auf 67 angehoben wird. 
Schließlich wurde die Sozialversicherungsfreiheit geringfügig Beschäftigter abgeschafft, 
sodass mehr Beitragseinnahmen in die Kassen der GRV fließen. 

Gravierende Auswirkungen auf die finanzielle Situation der jetzigen und vor allem 
der künftigen Rentnergenerationen werden die Reformmaßnahmen zeitigen, die das 
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Rentenniveau (P : W) betreffen. So wurde mit der Rentenreform 1992 ein » Zugangsfak- 
tor« in die Rentenberechnung eingeführt, der bei Inanspruchnahme der Rente vor Er- 
reichen der Regelaltersgrenze dauerhafte Abschläge (0,3 Prozent pro Monat) zur Folge 
hat (ein aufgeschobener Renteneintritt wird mit Zuschlägen von 0,5 Prozent pro Mo- 
nat belohnt). Auf diese Weise werden die Mehrausgaben der GRV aufgrund der länge- 
ren Rentenlaufzeit ausgeglichen. Weiterhin wurden Regelungen, die zu einer höheren 
als allein durch Beitragszahlungen aus versicherungspflichtiger Beschäftigung erwor- 
bener Rente führten, eingeschränkt oder ganz gestrichen. Dazu gehören unter ande- 
rem der Wegfall von faktischen Entgeltpunkten für Zeiten schulischer und universitärer 
Ausbildung, das Ende höher bewerteter Versicherungsjahre nach 1992 mit weniger als 
75 Prozent des Durchschnittsverdienstes (»Rente nach Mindestentgeltpunkten«) oder 
die Einschränkung der Höherbewertung der ersten fünf Versicherungspflichtjahre auf 
maximal drei Jahre der Berufsausbildung. Von dieser Stärkung der Beitrags/Leistungs- 
Beziehung ausgenommen wurden einzig Phasen der Kindererziehung und informellen 
Pflege, die Rentenansprüche begründen bzw. steigern, ohne dass diese Erziehungs- und 
Pflegepersonen selbst Beiträge leisten. Sie werden aus Bundesmitteln bzw. von der Pfle- 
geversicherung entrichtet. 

Die massivste negative Wirkung auf das künftige Rentenniveau wird jedoch von dem 
sogenannten »Nachhaltigkeitsfaktor« ausgehen, der mit der Reform von 2004 in die 
Rentenformel eingefügt wurde. Veränderungen im Zahlenverhältnis von Rentnern und 
Beitragszahlern beeinflussen den »aktuellen Rentenwert«, der maßgebend ist für die 
jährliche Anpassung der Bestandsrenten sowie (siehe oben) für die Bestimmung der 
Höhe der neu bewilligten Renten. Der »aktuelle Rentenwert« folgt damit nicht eins zu 
eins der Lohnentwicklung des Vorjahres, sondern bleibt hinter dieser zurück, wenn sich 
die Rentner/Beitragszahler-Relation ungünstig entwickelt und ebenso, sollte der Bei- 
tragssatz zur GRV aufgrund von demografischen Entwicklungen oder einer ungünstigen 
Arbeitsmarktsituation angehoben werden müssen. 

Es wurde kalkuliert, dass diese Maßnahmen das Brutto-Rentenniveau für den »Stan- 
dardrentner« - ein Artefakt, das in 45 Versicherungsjahren stets den Durchschnittsver- 
dienst erzielt hat und bei Erreichen der Regelaltersgrenze die Rente beantragt - zwischen 
dem Jahr 2000 und 2030 um etwa 17 Prozent vermindern werden (Bundesregierung 
2008: 87; DRV 2011: 238). Um dennoch den bis dato allein durch die GRV gesicher- 
ten Lebensstandard im Alter zu erreichen, sind die Beschäftigten angehalten, die sich 
vergrößernde Lücke durch eigene freiwillige Sparanstrengungen zu schließen. Das zen- 
trale Vehikel sind Verträge für die sogenannte »Riester-Rente«. Auf diese Weise wurde 
mit der Rentenreform von 2001 ein Wohlfahrtsmarkt für (zertifizierte) Altersvorsorge- 
produkte etabliert (Übersicht ı), die von Privaten (Banken, Versicherungen) angeboten, 
aber staatlich reguliert und gefördert werden. Beiträge zur »Riester-Rente« - steigend 
von einem Prozent (2002) des individuellen Bruttoverdienstes bis auf vier Prozent (ab 
2008) - werden durch steuerfinanzierte Zulagen bzw. Sonderausgabenabzug begünstigt. 
Zugleich wurden die Anreize für einen Ausbau der betrieblichen Altersversorgung ge- 
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stärkt - nun aber weniger als personalpolitisches Instrument der Arbeitgeber zur Re- 
krutierung, Motivation und Bindung von Mitarbeitern und deshalb ausschließlich von 
ihnen finanziert, sondern überwiegend in Form einer Umwandlung von Entgeltbestand- 
teilen der Beschäftigten (oder anderweitigen Eigenleistungen) und mit oder ohne ergän- 
zende Beiträge der Arbeitgeber. 

Die »Riester-Reform« von 2001 ist insoweit als ein Pfadbruch in der deutschen Al- 
terssicherungspolitik anzusehen, als die zentrale Verantwortung der GRV für die Siche- 
rung des Lebensstandards im Alter zurückgeschraubt und teilweise auf die Beschäftigten 
verlagert wurde. Gleichzeitig wurde die staatliche Verantwortung gestärkt, nämlich im 
Hinblick auf die Regulierung der privaten Altersvorsorge, die nun ein nicht mehr den 
Lebensstandard sicherndes Niveau der Leistungen der GRV kompensieren soll. Mit die- 
ser Neuausrichtung steht die deutsche Alterssicherungspolitik nicht alleine. Auch in an- 
deren europäischen Ländern, die mit vergleichbaren demografischen Herausforderun- 
gen konfrontiert sind, standen bzw. stehen ein höheres Rentenalter, eine Stärkung der 
Beitrags/Leistungs-Beziehung bei der Rentenfestsetzung (Äquivalenzprinzip) und eine 
für die Rentner ungünstigere Indexierung der laufenden Renten auf der politischen Ta- 
gesordnung - und nicht zuletzt die Ausdehnung der privaten, kapitalgedeckten Kompo- 
nenten im Alterseinkommensmix auf freiwilliger oder verpflichtender Basis (European 
Commission 2010). Insoweit kann man eine gewisse Konvergenz der Alterssicherungs- 
systeme feststellen (Hinrichs 2011). In allen Ländern, die ihr Alterssicherungssystem 
ähnlich der deutschen GRV ausgestaltet hatten, wird die öffentliche Rentenversicherung 
ihre dominante Rolle behalten, aber ihr Beitrag zum Alterseinkommen wird abnehmen. 

Die finanzielle Situation der Altenhaushalte hat sich durch die in den letzten beiden 
Jahrzehnten verabschiedeten Reformen noch nicht gravierend verändert. Im Durch- 
schnitt verfügten zur Mitte des letzten Jahrzehnts die über 65-Jährigen über ein nur un- 
wesentlich geringeres Nettoeinkommen als die Bevölkerung insgesamt (91,5 Prozent) 
und ihre relative Einkommensposition hatte sich während der vorangegangenen zwan- 
zig Jahre sogar noch verbessert (OECD 2011: 147). Die Zahl der 65-jährigen und älteren 
Empfänger von »Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung« ist zwar von 
260 000 im Jahr der Einführung auf 410 000 (2010) gestiegen, was aber - wie intendiert - 
wesentlich dem Abbau der »verschämten Armut« geschuldet ist. Dies entspricht einer 
Quote von 2,4 Prozent (Sachverständigenrat 2011: 313-4). Auch die relative Armut unter 
der älteren Bevölkerung (65+) liegt unterhalb des EU-Durchschnitts. Die sogenannte 
» Armutsrisikoquote« - ein Nettoäquivalenzeinkommen von weniger als 60 Prozent des 
Median - belief sich im Jahr 2010 auf 14,1 Prozent und lag damit geringfügig unter der 
in der Altersgruppe der 18- bis 64-Jährigen (15,6 Prozent). Für Schweden wird eine Ar- 
mutsrisikoquote bei den Älteren von 15,5 Prozent ausgewiesen, während sie in Großbri- 
tannien mit 22,3 Prozent deutlich höher liegt (EUROSTAT-Datenbank). 
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5 Aktuelle und künftige Probleme 


Trotz der momentan relativ günstigen finanziellen Situation der Altenbevölkerung steht 
seit etwa 2007 das Thema » Altersarmut« wieder im Blickpunkt der medialen und po- 
litischen Diskussion (> Armut und soziale Ausgrenzung). Die auf Ausgabenbegrenzung 
gerichteten Reformen seit 1989 zeigen jedoch bereits jetzt erste Wirkungen. So liegt die 
Höhe der neu bewilligten Renten bei den männlichen Versicherten bereits jetzt unter- 
halb des Zahlbetrags der Bestandsrenten und nur durch die Tatsache, dass jede nach- 
folgende Kohorte von (westdeutschen) Frauen aufgrund ihrer dauerhafteren Arbeits- 
marktbeteiligung höhere Rentenansprüche erworben hat, wurde das Alterseinkommen 
von Rentnerehepaaren bislang stabilisiert (Goebel/Grabka 2011). Gefahren, dass künftig 
kein angemessener Lohnersatz erreicht wird oder es gar zu deutlich ansteigender Alters- 
armut und entsprechend vermehrten Ansprüchen auf Grundsicherung kommt, drohen 
von drei Seiten. 


1) Nach 2001 hat der Anteil der abhängig Beschäftigten mit einem Anspruch auf eine 
Betriebsrente deutlich zugenommen, nachdem die Quote für mehr als dreißig Jahre 
rückläufig gewesen war. Hauptverantwortlich für die Steigerung ist das Recht der 
Beschäftigten, Teile ihres Verdienstes steuer- und sozialabgabenfrei als »Entgeltum- 
wandlung« in eine vom Arbeitgeber anzubietende Betriebsrenteneinrichtung einzu- 
bringen (Bundesregierung 2008: 71-75). Diese Form der Altersvorsorge stellt eine 
Alternative oder auch Ergänzung zur Riester-Rente dar. Ihre Verbreitung hat nach 
2004 ebenfalls stark zugenommen. Am 30. 6. 2011 wurden 14,8 Millionen Riester-Ver- 
träge gezählt, eine Steigerung um mehr als 10 Millionen gegenüber 2004. Dennoch 
verbleibt ein beträchtlicher, allerdings nicht exakt zu quantifizierender Anteil der ab- 
hängig Beschäftigten, die keine Betriebs- und/oder Riester-Rente zu erwarten haben, 
um ihre GRV-Rente aufzustocken, und das sind wegen der selektiven Verbreitung 
der freiwilligen Altersvorsorge vor allem Niedrigverdiener (Geyer 2011). Die derzei- 
tige Rentnergeneration und die künftigen Rentner, die ausschließlich auf Leistungen 
der GRV angewiesen sind bzw. sein werden, müssen damit rechnen, wegen der in 
die Rentenformel eingebauten Bremsfaktoren mit ihren Alterseinkünften hinter der 
Lohnentwicklung der Beschäftigten zurückzubleiben. Sie werden möglicherweise 
auch einen (weiteren) Kaufkraftschwund zu vergegenwärtigen haben, denn die Ren- 
tenformel garantiert keine jährlichen Anpassungen, die mindestens die Preissteige- 
rungsrate ausgleichen. 

Aber auch diejenigen, die ein sinkendes Leistungsniveau der GRV durch zusätz- 
liche Altersvorsorge zu kompensieren versuchen, haben sich auf geringere als er- 
wartete Rentenzahlungen einzustellen. Zum einen geht ein erheblicher Prozentsatz 
der Einzahlungen durch Vertriebs- und Verwaltungskosten der Anbieter von Al- 
tersvorsorgeprodukten gewissermaßen »verloren«; im letzten Alterssicherungsbe- 
richt (Bundesregierung 2008: 94) wurden zehn Prozent unterstellt - ein vermutlich 
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2) 


noch zu niedriger Durchschnittswert. Zum anderen ist auch die kapitalfundierte Al- 
tersvorsorge nicht immun gegenüber demografischen Veränderungen, wenn wegen 
steigender Restlebenserwartung das bei Eintritt in den Ruhestand zur Verfügung 
stehende Kapital über eine längere Bezugsdauer gestreckt werden muss und sich des- 
halb geringere monatliche Zahlbeträge ergeben. 

Im Jahr 2007 wurde die Anhebung der Grenze für den abschlagfreien Bezug einer 
Altersrente von 65 auf 67 Jahre im Zeitraum 2012 bis 2029 beschlossen (ausgenom- 
men: Versicherte mit 45 Beitragsjahren). Diese Maßnahme soll das Verhältnis von 
Erwerbs- zu Ruhestandsphase neu balancieren und Ausgabesteigerungen der GRV 
aufgrund der weiter steigenden Restlebenserwartung im Alter 65 begrenzen. Hatten 
in den alten Bundesländern die im Jahr 1980 verstorbenen Bezieher einer Versicher- 
tenrente diese im Durchschnitt für 12,1 Jahre bezogen, so hatte sich die Rentenbe- 
zugsdauer für die im Jahr 2010 Verstorbenen bereits auf 18,5 Jahre ausgedehnt, also 
um 50 Prozent (DRV 2o11: 137). Dennoch ist diese Maßnahme sehr unpopulär und 
wird insbesondere von den Gewerkschaften aus zwei Gründen abgelehnt. 

Zum einen wird die nach wie vor hohe (Langzeit-) Arbeitslosigkeit älterer Er- 
werbspersonen ins Feld geführt, denn wenn Beschäftigte nach dem 55. Lebensjahr 
ihren Arbeitsplatz verlieren, ist die Chance auf eine (unbefristete) Neueinstellung 
deutlich verringert. Zudem vergrößert sich das gesamtwirtschaftliche Arbeitskräf- 
teangebot, wenn ältere Beschäftigte länger (letztlich zwei Jahre mehr) im Erwerbs- 
leben verbleiben wollen, um Rentenabschläge zu vermeiden. Dagegen steht, dass 
sich die Beschäftigungssituation älterer Arbeitskräfte nach der Jahrtausendwende 
deutlich verbessert hat: Die Erwerbstätigenquote der 55- bis 65-Jährigen stieg bis 
2010 von 37,6 auf 57,7 Prozent an und verdoppelte sich in der Altersgruppe 60 bis 
unter 65 Jahre (41,0 zu 20,0 Prozent - OECD Employment Database). Die Situa- 
tion dürfte sich allein dadurch weiter günstig entwickeln, dass aufgrund des Gebur- 
tenrückgangs immer kleinere Kohorten ins Erwerbsleben eintreten und demzufolge 
(qualifizierte) ältere Arbeitskräfte stärker umworben werden. 

Zum anderen wird eingewandt, dass ungeachtet des Rückgangs von Arbeitsplät- 
zen mit körperlich belastenden Anforderungen nach wie vor Beschäftigte in be- 
stimmten Berufen nur selten imstande sind, diese bis zum 65., geschweige denn bis 
zum 67. Lebensjahr auszuüben und vorzeitig aus dem Erwerbsleben ausscheiden 
müssen (z.B. im Baugewerbe, der Automobilproduktion oder der Alten- und Kran- 
kenpflege). Ihnen fehlen dann Beschäftigungsjahre zur Ansammlung weiterer Ent- 
geltpunkte und sie müssen zusätzlich Abschläge hinnehmen, wenn sie eine Erwerbs- 
minderungs- oder vorzeitig eine Altersrente beantragen. In der Tat schloss auch 
noch im Jahr 2010 für nur eine Minderheit der Zugänge die Altersrente unmittelbar 
an eine versicherungspflichtige Beschäftigung an (21,4 Prozent; 37,3 Prozent wenn 
Versicherte in Altersteilzeit/Vorruhestand hinzugerechnet werden). 16,1 Prozent hat- 
ten vorher Arbeitslosengeld (I oder II) bezogen (DRV 2011: 60; vgl. OECD 2011: 45). 
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Allerdings spricht grundsätzlich nichts dagegen, dass in Deutschland ähnlich hohe 
Erwerbstätigenquoten wie in Schweden oder der Schweiz erreicht werden könnten. 
Die OECD (Employment Database) weist in der Altersgruppe 55 bis 64 Jahre für 
Schweden (2010) eine Quote von 70,6 Prozent, 68,3 Prozent für die Schweiz und le- 
diglich 57,7 Prozent für Deutschland aus. Folglich liegt auch das durchschnittliche 
Erwerbsaustrittsalter von Männern in diesen beiden Ländern deutlich höher: Schwe- 
den 66,0 Jahre, Schweiz 65,7 Jahre, Deutschland 61,8 Jahre (OECD 2011: 43). Um die- 
sen Werten nahe zu kommen, bedarf es mehr als was allein die Rentenpolitik leis- 
ten könnte, nämlich verstärkte Weiterbildungsanstrengungen für ältere Arbeitskräfte, 
besseren Gesundheitsschutz, altersgerechte Arbeitsplatz- und Arbeitszeitgestaltung 
und weitere Maßnahmen, die einen längeren Verbleib im Erwerbsleben ermöglichen. 
Die vermutlich größte Gefahr einer in Zukunft stark ansteigenden Altersarmut 
dürfte vom Wandel der Beschäftigungsverhältnisse ausgehen, der sich in atypi- 
schen Erwerbsverläufen manifestiert. Stark auf die Bewahrung des Lebensstandards 
ausgerichtete öffentliche Rentenversicherungen basieren auf einer Normalitätsunter- 
stellung, nämlich dass die Versicherten im Regelfall eine kontinuierliche Erwerbs- 
karriere in Vollzeit und stets die Existenz sichernden Löhne realisieren. Während 
durch die Reformen von 1989 bis 2007 dieses Erwerbsmuster noch stärker zur Vor- 
aussetzung für eine auskömmliche Rente gemacht wurde, kommen Abweichungen 
davon immer häufiger vor. 

Phasen der Arbeitslosigkeit von mehr als einem Jahr, in denen geringere oder gar 
keine Rentenansprüche erworben werden, sind künftig in der Mehrheit individueller 
Erwerbskarrieren zu finden. Insbesondere Zeitarbeitnehmer, befristet Beschäftigte 
und Personen in geringfügigen Arbeitsverhältnissen (»Mini-Jobber«) tragen ein hö- 
heres Risiko, wiederholt arbeitslos zu werden. Sozialversicherungspflichtige Teilzeit- 
beschäftigung ist am wenigsten »atypisch«, was die Verbreitung angeht (19,4 Prozent 
insgesamt; 35,1 Prozent der Frauen in 2010 - Statistik Bundesagentur für Arbeit), 
führt aber regelmäßig auch zu einer unzureichenden Zahl von Entgeltpunkten, wenn 
sie über längere Zeit ausgeübt wird. Dies gilt auch für Niedriglohnbeschäftigung - 
der üblichen Definition nach weniger als zwei Drittel des Medianverdienstes (pro 
Arbeitsstunde). Davon sind in Deutschland mittlerweile 20 Prozent der Arbeitneh- 
mer betroffen (BpB 2011: 124). Die Zunahme der selbständigen Erwerbstätigkeit ist 
ganz wesentlich getragen von den »Solo-Selbständigen«, deren Zahl zwischen 1991 
und 2010 von 1,4 auf 2,4 Millionen anstieg (Sachverständigenrat 2011: 315-316). Sie, 
aber auch Selbständige mit Beschäftigten, sind wegen ihres oftmals geringen oder 
schwankenden Einkommens nur begrenzt zur Altersvorsorge bereit bzw. in der Lage 
und können im Alter auch regelmäßig nicht auf ununterbrochene Beitragszeiten in 
der GRV zurückblicken. Der Sachverständigenrat (2011: 320-321) empfiehlt deshalb 
eine Versicherungspflicht für bislang nicht obligatorisch in private oder öffentliche 
Alterssicherungseinrichtungen einbezogene Selbständige. 
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Die Gefahr zunehmender Altersarmut aufgrund von Rentenreformen, die allmählich 
ihre volle Wirkung entfalten, und der Ausbreitung atypischer Erwerbskarrieren ist nicht 
nur ein deutsches Problem. Es betrifft unter anderem auch Italien und Polen (Hinrichs/ 
Jessoula 2012). Es ist von daher nicht verwunderlich, dass die Bevölkerung dieser Län- 
der 2008 signifikant weniger zuversichtlich war, was die Rentensicherheit anbelangt 
(Deutschland: 41 Prozent), als z.B. in Dänemark (74 Prozent) oder den Niederlanden 
(68 Prozent - BpB 2011: 422), wo die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes durch eine 
recht generöse universelle Grundrente abgefedert wird. Wegen der künftigen Virulenz 
des Themas »Altersarmut« hat das Bundesarbeitsministerium im Herbst 2011 einen 
»Rentendialog« begonnen, dessen zentrale Diskussionsgrundlage der Vorschlag einer 
»Zuschussrente« ist (dazu Sachverständigenrat 2011: 321-326). Mit 850 Euro monatlich 
soll sie um gut 150 Euro oberhalb der Grundsicherung liegen und nur langjährig Versi- 
cherten (in der Endstufe 45 Versicherungs- und 35 Beitragsjahre) gewährt werden, die 
zudem noch 35 Jahre zusätzlich für das Alter vorgesorgt haben müssen. Es ist fraglich, 
ob die »Zuschussrente«, wenn sie denn 2013 eingeführt würde, dem Problem der Alters- 
armut gerecht wird. 
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Sexualität 


Oliver König 


1 Konstruktion des Gegenstandes 


Der Begriff »Sexualität« und die moderne Vorstellung von einem abgrenzbaren Phä- 
nomen entsteht im Übergang vom 18. zum 19. Jahrhundert zu Beginn der neuzeitlichen 
Gesellschaftsformen in Europa, zeitgleich mit dem modernen Verständnis anderer Be- 
griffe aus dem makrosozialen Bereich wie »Gesellschaft«, »Staat« und »Nation«, zu de- 
nen es eine Art Gegenbild darstellt. Einen wichtigen Hintergrund hierzu bildet die tief 
in die kulturelle Basis Europas eingesunkene Leibfeindlichkeit des Christentums. In der 
bürgerlichen Weltsicht des 19. Jahrhunderts wird Sexualität als Begriff und Erscheinung 
in gleicher Weise den Anforderungen einer bürgerlich-männlichen Selbstbeherrschung 
untergeordnet wie die Natur der Kultur, der Körper dem Geist und im sozialen Feld die 
Frau dem Mann. Eine neue Formulierung und einen Höhepunkt findet diese Vorstel- 
lung im Übergang zum 20. Jahrhundert in der Psychoanalyse Sigmund Freuds. Zugleich 
ist im Weltbild Freuds eine doppeldeutige Botschaft enthalten. Zwar sei die Kanalisie- 
rung und Sublimierung von Sexualität durch Kultur notwendig, doch in Form einer 
»Wiederkehr des Verdrängten« verlangten die Lustregungen des naturhaften »Es« ihren 
Tribut, denen sich die zivilisierenden Kräfte des Über-Ichs zwar entgegenstellen, aber sie 
nicht besiegen könnten. Das (bürgerliche, männliche) »Ich«, so die Botschaft Freuds, sei 
eben nicht »Herr im Haus«. 

Aus dieser Zuordnung von Sexualität zum Bereich des Natürlich-Triebhaften ent- 
stehen zwei konträre und zugleich aufeinander angewiesene Positionen, der Diskurs 
der Repression und der Diskurs der Befreiung (Aries et al. 1984; Foucault 1977), die 
bis in die Gegenwart den Sexualitätsdiskurs (mit-)bestimmen. Zum einen wird die Na- 
turbeherrschung am Menschen zur Bedingung und Begleiterscheinung der Industria- 
lisierung des 19. und 20. Jahrhunderts. Mit der »Erfindung« der Sexualität als moder- 
nem Phänomen wird sie katalogisiert entlang den Unterscheidungskriterien normal/ 
pervers, gesund/krank, legitim/illegitim und die daraus entstehenden Kontrollideen fin- 
den Eingang in die Vorstellungen von Medizin, Erziehung, Ehe und Familie, Mann und 
Frau. Zum anderen wird Sexualität erst durch diese Katalogisierung als eigenständiger 
Gegenstand konstruiert, und es entwickelt sich - zum Teil vermischt mit dem Kon- 
trolldiskurs, zum Teil davon abgegrenzt - ein Befreiungsdiskurs. So sind die Klassiker 
der im 19. Jahrhundert entstehenden Sexualwissenschaft, z.B. Richard von Krafft-Ebing, 
Heinrich Kaan und Havelock Ellis, sowohl Erfinder und Verwalter des »Perversen«, als 
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sie auch von aufklärerischem Gedankengut gegenüber den derart kategorisierten Er- 
scheinungen durchdrungen sind. Ähnliches gilt für die Vielzahl von Körpertechniken, 
die ab Mitte des 19. Jahrhunderts in Medizin, Naturkunde, Sport, Erziehung und Le- 
bensreformbewegung entstehen (König 1990). Als für die Erforschung der Sexualität zu- 
ständige Wissenschaft etablieren sich in dieser Phase Biologie, Medizin, und Psychiatrie. 

Inzwischen ist dieser doppelte Diskurs am Ende seiner Möglichkeiten angekommen. 
Mögliche begriffliche Unterscheidungen werden nicht mehr als Abbild »natürlicher« 
Wirklichkeiten gedacht, sondern als kulturelle bzw. wissenschaftliche (Re-)Konstruktio- 
nen, z.B. die Unterscheidung zwischen »Sexuellem« als körperlicher, biophysiologischer 
Grundlage, »Sexualität« bzw. »Sexualitäten« als kulturell Geformtem, »Sex« als körper- 
lich registrierbarem Geschehen. Von der Denaturalisierung betroffen sind gleichfalls die 
Vorstellungen von den Sexualsubjekten. Lange wurde auch in den Sozialwissenschaften 
die Kategorie »Geschlecht« in ihren Ausprägungen »Mann« und »Frau« als eine nicht 
weiter zu befragende Grundlage des Sexuellen angesehen. Nun werden die Kategorien 
selbst als soziale Konstrukte sichtbar. Dies gilt auch für die Vorstellungen vom Sexual- 
objekt, die in den Begriffen »Heterosexualität« und »Homosexualität« aufgehoben sind, 
mit denen nicht nur Verhalten beschrieben wird, sondern Eindeutigkeit sexueller Prä- 
ferenz und darauf aufbauende Identitäten. Heterosexualität, bislang als nicht weiter zu 
befragende Normalität gedacht, bzw. die Monosexualität insgesamt wird genauso erklä- 
rungsbedürftig wie Homosexualität. 


2 Sexualität im sozialen Wandel 


Den historischen Wandel von Sexualität und sexuellen Erscheinungsformen zu be- 
schreiben, heißt nicht nur, von ihrer Ausdifferenzierung und zunehmenden Vergesell- 
schaftung zu reden, sondern auch von der Gleichzeitigkeit von Gegensätzlichem. Für 
das 19. Jahrhundert, das den Wissenschaften des 20. Jahrhunderts gerne als rückständige 
Kontrastfolie dient, hat dies Peter Gay (1986) herausgearbeitet. Für das 20. Jahrhundert 
kleidet sich in den westlichen Gesellschaften der Wandel in die Metaphorik der »se- 
xuellen Revolution« - und den dazu gehörenden konservativen Reaktionen. Volkmar 
Sigusch (2005) z.B. beschreibt diese »Revolutionen« in drei Etappen; die erste noch 
vor dem ersten Weltkrieg, die zweite in den 1970er Jahren, die dritte »Neosexuelle Re- 
volution« ab den 1980er Jahren. In Deutschland erscheint aus dieser Sicht die kurze 
Zeit der Weimarer Republik als liberales, der Nationalsozialismus als repressives Inter- 
mezzo. Bei genauerem Hinsehen zeigt aber auch der Nationalsozialismus ein Doppel- 
gesicht von Repression und Freisetzung, von Kampf gegen »falsche Prüderie« und se- 
xualpolitischer Repression, von Aufforderung zur Promiskuität und der Sexualisierung 
antisemitischer Propaganda, von männerbündischer Rhetorik und Homophobie, von 
Mütterlichkeitsideologie und Familienfeindlichkeit. Eine zwangsläufige und eindeu- 
tige Verbindung zwischen politischem und gesellschaftlichem System und Sexualkultur 
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lässt sich nicht konstruieren, sie ist »lediglich eine historisch hervorgebrachte« (Herzog 
2005: 315). Ähnlichkeiten und Unterschiede in der Entwicklung von BRD und DDR in 
der Nachkriegszeit belegen dies nochmals eindringlich. 

Die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg verharrt in beiden Teilen Deutschlands kurz 
in einer Art sexualmoralischem Vakuum, nicht zuletzt aufgrund der wirtschaftlichen 
Probleme und sozialen Desintegrationserscheinungen der deutschen Nachkriegsgesell- 
schaft vor der wirtschaftlichen Aufbauphase. Erst allmählich setzen sich in der BRD 
kulturell klerikal-konservative Kräfte durch, die sich rhetorisch gleichermaßen gegen 
die Sittenlosigkeit der Weimarer Republik wie des Nationalsozialismus wenden und die 
enge Weltsicht der bürgerlichen Gesellschaft des Kaiserreichs fortzuführen scheinen. 
Dazu gehört ein konservatives Verständnis des Verhältnisses von Mann und Frau in- 
nerhalb wie außerhalb der Ehe. Die Frau soll unberührt in die Ehe gehen, sich in der Ehe 
dem Mann unterordnen, Kinder bekommen und aufziehen. Dem Mann werden zwar 
vor der Ehe mehr Erfahrungen erlaubt als der Frau, aber so wie sie sich nicht »wegwer- 
fen« soll, so soll er sich nicht »verschwenden«, sich vielmehr um sein berufliches Fort- 
kommen und das wirtschaftliche Wohlergehen der (zu gründenden) Familie sorgen. Die 
Primärtugenden der Pflicht stehen im Vordergrund. Dieses Bild von Sexualität und Fa- 
milie dominiert normativ und weitgehend auch faktisch die kulturell legitimen Lebens- 
formen in der BRD bis in die Mitte der 1960er Jahre. Die DDR ist anfangs ebenfalls ge- 
prägt von einer »sozialistischen Variante sexualkonservativer Vorstellungen« (Herzog 
2005: 224), ohne dass dabei in einem säkularisierten Staat christliche Moralvorstellun- 
gen eine Rolle gespielt hätten. Nicht der Nationalsozialismus, sondern der kapitalisti- 
sche Westen dient als Abgrenzungsfolie. Der Umgang mit Sexualität entwickelt sich je- 
doch innerhalb der restriktiven Alltagswelt der DDR schon bald zu einem wichtigen 
privatem Freiraum, sozialstrukturell getragen vor allem von einem anderen Verständnis 
der Frauenerwerbstätigkeit. 

Mit der wirtschaftlichen Konsolidierung treten in der BRD die kulturellen Ausein- 
andersetzungen stärker in den Vordergrund. Vor allem initiiert von der entstehenden 
Jugendkultur, z.B. in Studentenbewegung und Popkultur, wird das traditionelle Ver- 
hältnis von Familie und Sexualität in Frage gestellt. Im Vordergrund der (sozial- und 
sexualwissenschaftlichen) Debatte stehen zwar Schicht- bzw. Klassenunterschiede in 
Form von Untersuchungen über Arbeitersexualität und Studentensexualität. Nutznie- 
Ber der Bildungsreform der 1960er und 70er Jahre sind jedoch die Frauen (aus den Mit- 
telschichten), die sich nun verstärkt auf den Arbeitsmarkt hin orientieren. Die Verände- 
rungen bezüglich der geschlechtsspezifischen Aufteilung von Familie und Beruf sowie 
der dazugehörige Segregation des Arbeitsmarktes werden kulturell und ideologisch vor- 
wärtsgetrieben vom entstehenden Feminismus in seinen verschiedenen Schattierungen. 
Klassengegensatz und Klassenkampf weichen Geschlechtergegensatz und Geschlech- 
terkampf. Zugleich unterstützt die Entwicklung von Verhütungsmitteln, vor allem der 
»Pille«, die beginnende Entkoppelung von Liebe, Ehe, Sexualität und Fortpflanzung, 
was die Gestaltungsräume vor allem weiblicher Sexualität vergrößert. 
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Ihren Niederschlag findet die sexuelle Liberalisierung dieser Zeit in der 5. Straf- 
rechtsreform von 1974, die von einem Rückzug strafrechtlicher Sexualkontrolle geprägt 
ist. Dies betrifft das Sexualstrafrecht selber, z.B. in den Regelungen über Pornografie 
und Homosexualität, in der Abschaffung des Kuppeleiparagraphen und des dazugehö- 
rigen Begriffes der » Unzucht«; es zeigt sich aber auch im Familienrecht in den Regelun- 
gen zum »Ehebruch«, zur Scheidung und in der beginnenden rechtlichen Angleichung 
der zahlreicher werdenden nichtehelichen Lebensgemeinschaften sowie durch die Re- 
form des $ 218, die Abtreibungen erleichtert. Mit der 6. Reform 1998 setzt sich diese 
Entwicklung fort; eine Tendenz zu einer erneuten Verrechtlichung entsteht erst wieder 
durch das Internet, vor allem hinsichtlich Herstellung, Besitz und Weitergabe von Kin- 
derpornografie. 

Obwohl die 1980er Jahre wirtschaftlich instabiler und politisch restaurativ sind, ver- 
stärkt sich die Tendenz zur Pluralisierung familialer wie nichtfamilialer Lebensformen. 
Der Rückgang von Heiratszahlen und Geburten, der Anstieg von Scheidungen und 
nicht-ehelichen Lebensgemeinschaften sind ein Ausdruck davon ebenso wie gestiegene 
Glückserwartungen an Beziehung, Ehe und Familie. Aus dieser Perspektive bleibt die 
Entwicklung von Sexualität gekoppelt an Veränderungen im heterosexuellen Geschlech- 
terverhältnis. 

Zugleich treten nun zunehmend Lebensformen in den Vordergrund, die bislang auf- 
grund ihrer Sexualität ausgegrenzt waren, vor allem Homosexuelle beiderlei Geschlech- 
tes. Die Eindeutigkeit geschlechtlicher Erscheinungsformen wird dadurch weiter dy- 
namisiert. Zudem tritt die Homosexualität selbst keineswegs eindeutig auf, sondern 
sowohl als Mischung sexueller Stile - Männer als Frauen, Frauen als Männer - wie in 
der Überbetonung geschlechtlich konnotierter Stilelemente. Dadurch trägt sie entschei- 
dend dazu bei, die symbolische Ordnung des Sexuellen (Bourdieu 2005) in Bewegung 
zu bringen. Da in homosexuellen Beziehungen die Regulierungsmechanismen des he- 
terosexuellen Geschlechterverhältnisses nicht zur Verfügung stehen, werden in ihnen 
die reflexiven Formen einer »reinen Beziehung« (Giddens 1993) besonders sichtbar, die 
auch in heterosexuellen Beziehungen eine zunehmende Rolle spielen. In dem Maße, wie 
dies auch den Umgang mit Sexualität betrifft, verwandeln sich alte patriarchale Muster 
in eine neue Verhandlungsmoral. 

Die Aidsangst der 1980er Jahre dämpft diese Entwicklung nur vorübergehend. Nor- 
malitätsannahmen und Vorstellungen über sexuelle Perversion werden zunehmend 
außer Kraft gesetzt, dies ist die zentrale These von Sigusch (2005) zur neosexuellen Re- 
volution seit den 1980er Jahren. Die Grenzziehungen zwischen »normal« und »pervers« 
werden als Setzungen auf einem Kontinuum von möglichen Verhaltensweisen sichtbar. 
Hatten in der BRD pornografische Produkte noch bis in die 1970er Jahre hinein einen 
Beigeschmack von Aufstand gegen eine repressive Sexualmoral, so werden sie jetzt zum 
Konsumgut wie anderes auch. Widersprüchlicher ist die Entwicklung der Prostitution. 
Sie erfährt zwar eine allmähliche soziale Normalisierung, bleibt aber rechtlich einge- 
schränkt und wird nicht als »normale« berufliche Tätigkeit anerkannt. 
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Diese Freisetzung von sexuellen Erscheinungsformen aus einer zurückweichenden 
Verbotspolitik geht einher mit der Ausdifferenzierung einer Freizeit- und Körperkul- 
tur, die Sexualität unter den Slogans von Fitness, Gesundheit, Spaß und Wohlbefinden 
in einer domestizierten Form integriert. Eng gekoppelt damit ist die Entwicklung einer 
Sex-Industrie, die aus ihrem Schattendasein heraustritt und auf die Massenkultur zu- 
rückzuwirken beginnt. Nach der Wende wird in der DDR diese Entwicklung im Zeitraf- 
fertempo nachgeholt. Den letzten Schub hat diese Entwicklung durch das Internet er- 
fahren, das Pornografie in einem Maße ausdifferenziert und öffentlich zugänglich macht 
wie noch nie zuvor - bei gleichzeitiger Privatisierung ihrer Nutzung. Aussagen zu ih- 
rer Wirkung unterliegen der gleichen Problematik wie die Medienforschung insgesamt 
(Schetsche/Schmidt 2010). Vor allem aber steht die Aufmerksamkeitsökonomie der Me- 
dien in zunehmender Spannung zu den alltagsweltlichen Realitäten sexueller Akteure, 
die uns die empirische Forschung präsentiert. 

Aus kultursoziologischer Sicht im Sinne Pierre Bourdieus zeugt die Ausdifferenzie- 
rung von sexuellen Lebensstilen nicht von einem Verschwinden normativer Vorstellun- 
gen über Sexualität. Vielmehr lassen der Rückgang der Verbotspolitik und ihre Erset- 
zung durch die Leitwerte von Gesundheit und »Fun« Sexualität zu einem kulturellen 
Phänomen werden wie andere auch. Die Unterschiede zwischen legitim und illegitim 
verschwinden nicht, sie verändern ihre Referenzgrößen und werden kleiner und fei- 
ner. Gut sehen lässt sich dies am Strukturwandel von Prostitution und Pornografie als 
den traditionellen Institutionen einer geregelten Abweichung, die sich der Regeln einer 
Konsumgesellschaft bedienen (> Werte und Wertewandel). Während die früheren Geg- 
ner der Liberalisierung, z.B. Kirche und konservative Moralunternehmer, weitgehend 
verstummt sind, sind es Teile der feministischen Bewegung, die diese Entwicklung als 
Prostituierung und Pornografisierung der Gesellschaft anklagen und den im Befreiungs- 
diskurs an die Seite gedrängte Zusammenhang zwischen Sexualität und Gewalt wie- 
der in die Diskussion bringen, und zwar als strukturelle Gewalt von Männern gegen- 
über Frauen und Kindern. Die Forderungen nach Legitimität der Abweichung und der 
Schutz der sexuellen Selbstbestimmung geraten in Widerspruch. Der konsum- und frei- 
zeitorientierte Diskurs der Permissivität, der eine von allen aggressiven und überschrei- 
tenden Anteilen gereinigte »gesunde« Sexualität zum legitimen kulturellen Leitbild zu 
erheben versucht, wird von einem Gegendiskurs der sexualisierten Gewalt kontrastiert, 
aus dem heraus sich Tendenzen zu einer neuen Verrechtlichung ergeben. 


3 Sexualität in den Sozialwissenschaften 
Von einer sozialwissenschaftlichen Thematisierung von Sexualität lässt sich erst für die 


Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg reden - so wie die Soziologie in ihren Anfängen, bis 
auf Ausnahmen (z.B. Norbert Elias), dem Körper wenig Aufmerksamkeit widmet bzw. 
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in einer eher sozialphilosophischen und empirieabstinenten Herangehensweise ver- 
harrt. Die sexualwissenschaftliche Debatte der Weimarer Republik ist von Medizinern 
(z. B. Iwan Bloch, Magnus Hirschfeld) und Psychoanalytikern (Sigmund Freud, Wilhelm 
Reich) dominiert und wird durch den Nationalsozialismus zum Stillstand gebracht bzw. 
durch Rassen- und Erblehre ersetzt (Sigusch 2008). 

Den Anfang einer sozialwissenschaftlichen Erforschung der Sexualität, die den Ge- 
genstand auch empirisch zu erfassen versucht, macht ein Biologe. Der Amerikaner 
Alfred Kinsey legt mit einem Team von Forschern 1948 und 1953 zwei Untersuchungen 
über das sexuelle Verhalten des Mannes bzw. der Frau vor. Der Erfolg dieser Kinsey-Stu- 
dien, die 1964 in deutscher Übersetzung erschienen, liegt darin begründet, dass sie - im 
Gegensatz zu den Forderungen und Behauptungen der rechtlichen, sexualmoralischen 
und normativen Zeitstimmung - die faktische Ausdifferenzierung sexueller Verhaltens- 
weisen in allen untersuchten Bevölkerungsgruppen aufweisen. Der konservative politi- 
sche Druck blieb jedoch, sodass es zu einer ähnlich groß angelegten Studie in den USA 
erst wieder Ende der 1980er Jahre kam (Laumann et al. 1994), die ihre Finanzierung un- 
ter dem Eindruck der zunehmenden Verbreitung des Aids-Virus gesundheitspolitisch 
legitimieren konnte. 

Der erste und lange Zeit einzige Soziologe, der sich in der Bundesrepublik zu einer 
»Soziologie der Sexualität« äußert, ist Helmut Schelsky (1955). Die »umgekehrten Moral- 
predigten« Kinseys und der darin enthaltene » Anspruch, die normativen Bewertungen 
den Tatsachen anzugleichen oder wenigstens anzunähern« (ebd.: 52) sind ein Hauptziel 
seiner Kritik, die sich insgesamt gegen die normative Aufweichung, die Gleichzeitigkeit 
von Publizierung und Psychologisierung der Sexualität und ihre Ersetzung durch Kon- 
sum wendet und stattdessen die Wichtigkeit der Einbettung von Sexualität in die gesell- 
schaftlichen Institutionen von Ehe und Familie betont. 

Im Rückblick auf diese Diskurse fällt die Parallelität von rechter und linker Zeitdia- 
gnose auf. Die sozialwissenschaftliche Debatte über Sexualität ist von Anfang an von den 
Fallen der Kulturkritik bedroht. Deutlich wird dies an der von beiden Seiten gleicher- 
maßen geäußerten Kritik, dass Sexualität in zunehmendem Maß kommerzialisiert und 
»geschäftsfähig« werde, ohne zu thematisieren, dass dies Begleiterscheinung ihrer »Kul- 
turfähigkeit« und »Demokratisierung« sind. So ist es paradoxerweise gerade der Erfolg 
des Befreiungsdiskurses, der sich an einer zunehmenden »Freisetzung« des Sexuellen 
zeigt, der ihm allmählich den Boden entzicht, da dies gleichzeitig mit einer verstärkten 
Vergesellschaftung des Sexuellen einhergeht. Der Befreiungsdiskurs wendet sich in der 
Folge davon vor allem gegen die »falsche« Freiheit der »repressiven Entsublimierung« 
(Herbert Marcuse), der die sexualontologische »Wahrheit des Sexuellen« (Volkmar 
Sigusch) entgegengesetzt wird. Die »Unwahrheit« der Sexualität wird nun nicht mehr in 
ihrer Unterdrückung, sondern in ihrer gesellschaftlichen Formierung gesehen. Rechte 
und linke Zeitkritik begegnen sich in kulturkritischen Klagen über die Sexualisierung 
der Warenwelt, über Narzissmus und Hedonismus und produzieren ähnliche Abgren- 
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zungen gegenüber dem »billigen« und »rohen« Vergnügen wie andere kulturelle Felder 
auch. Der (sexuelle) Körper und seine Darstellung werden zum Medium sozialer Dis- 
tinktion (Bourdieu) und modernen Lebensstils. 

Die empirische Arbeit Kinseys wird in der Bundesrepublik durch eine psychiatrisch 
und medizinisch orientierte Sexualwissenschaft aufgenommen, die vor allem um den 
Hamburger Mediziner Hans Giese angesiedelt ist. Auf seine Initiative hin kommt es 
1950 zur Gründung der Deutschen Gesellschaft für Sexualforschung (DGfS). Von der 
psychiatrischen Tradition her als liberal einzustufen, ist es für diese sexualwissenschaft- 
liche Schule dennoch ein weiter Weg von der klinischen Diagnose und Therapie se- 
xueller Perversionen zu einem sozialwissenschaftlich fundierten Verständnis der so- 
zialen Formierung von Sexualitäten. Aus ihr gehen viele der bundesrepublikanischen 
Sexualwissenschaftler hervor, z.B. Volkmar Sigusch und Gunter Schmidt. 1973 grün- 
det Sigusch, in der Tradition der Kritischen Theorie stehend, in Frankfurt ein Institut 
für Sexualwissenschaft, das er bis zu seiner Emeritierung 2006 leitet. Mitarbeiter des 
Frankfurter und des Hamburger Instituts geben seit 1988 eine » Zeitschrift für Sexual- 
forschung« heraus. 

Die Entwicklung der Sexualwissenschaft in der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik (> Gesellschaft der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) von 1949-1990) bis 
zum Zusammenbruch des politischen Systems weist, bei allen Unterschieden aufgrund 
der anderen politischen Rahmenbedingungen, viele Parallelen zur Bundesrepublik auf. 
Auch hier wird sie von medizinisch-psychiatrischen Ansätzen dominiert, die sich erst 
allmählich zu sozialwissenschaftlichen Fragestellungen vorarbeiten, welche jedoch von 
sozialmoralischen Maximen dominiert bleiben (Hohmann 1991). Auch in der DDR be- 
schäftigt sich die Sexualforschung vorrangig mit Jugendlichen und Studenten und sieht 
eines ihrer Hauptziele darin, dem sexualpolitischen, -rechtlichen und -pädagogischen 
Diskurs sowie den dahinter stehenden Institutionen wissenschaftliche Materialien über 
die »sexuelle Befindlichkeit« der Bürger zur Verfügung zu stellen. Ebenso wie in der 
BRD entsteht ab den 1960er Jahren ein dichtes Netz von Ehe-, Erziehungs- und Sexual- 
beratungsstellen. Der Trend zur Psychologisierung und Pädagogisierung von Sexualität 
lässt sich also zeitgleich in BRD wie DDR ausmachen. 

Die in beiden politischen Systemen dominierende Ausrichtung der Sexualforschung 
auf sexualpolitische und sexualpädagogische Ziele trägt zu einer Abkoppelung von re- 
levanten theoretischen Diskursen und einer weitgehenden Theoriearmut bei. In der 
BRD bleiben auch größere empirische Untersuchungen lange die Ausnahme. Bevor- 
zugt untersuchte Populationen sind Jugendliche und Studenten. Hinzu kommt, dass 
die dominierende rationalistische Tradition der Sozialwissenschaften Schwierigkeiten 
hat, Themen wie Körper, Emotion und Sexualität überhaupt als Teil ihres Gegenstands- 
bereiches zu verstehen und methodisch zu erfassen. Selbst die bahnbrechenden Analy- 
sen von Michel Foucault ab den 1970er Jahren, die sich als eine »politische Anatomie 
des Körpers« lesen lassen, bzw. aktuell als »Bio-Macht«, erscheinen in ihrer Diskurs- 
orientierung eigentümlich entkörpert, so der Bremer Soziologe Rüdiger Lautmann 
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(2002: 30 f.), einer der wenigen des Faches, der sich seit langem kontinuierlich mit dem 
Thema beschäftigt. 

Diese Abstinenz des Faches verändert sich erst im Laufe der 1990er Jahre. Ein erster 
Versuch, auf die Veränderungen in den westlichen Industrienationen zu reagieren, stellt 
die »Scripting«-Theorie sexueller Verhaltensweisen dar (Laumann et al. 1994). Sie löst 
sich von dem Gedanken, dass Sexualität und Kultur bzw. Gesellschaft entgegengesetzte 
Kräfte seien und geht davon aus, dass Sexualität sich als kulturell vermittelte Praktiken 
darstellt, die auf biologischen »Instinkten« aufbauen, aber nicht von diesen determiniert 
sind. Diese kulturellen Praktiken werden in einem andauernden Akkulturationspro- 
zess lebenslang erworben und individuell variiert. Ergänzt wird diese Sichtweise durch 
Marktmodelle sozialen Handelns. Beschreibt man sexuelles Verhalten als ein sozial se- 
gregiertes Marktgeschehen, dann richtet sich die Aufmerksamkeit darauf, wie soziale 
Akteure, ausgestattet mit spezifischen und zumeist begrenzten Ressourcen, bestimmte 
Ziele zu erreichen versuchen. Die für das Handeln notwendigen Ressourcen umfassen 
Zeit, Geld, emotionale und physische Energien sowie Merkmale persönlicher Attrakti- 
vität, Prestige und Status. Dem Marktkonzept entnommen sind ebenfalls die Idee des 
einsetzbaren Humankapitals, z.B. Gesundheit und gutes Aussehen, sowie die Kenntnis 
der nötigen Interaktionsstrategien und basalen Spielregeln. Vier mögliche Ziele für das 
Verhalten auf diesem Markt lassen sich formulieren: ı) sexuelle Lust bzw. sexuelles Ver- 
gnügen; 2) emotionale Befriedigung in einer intimen Beziehung bzw. Bindung; 3) der 
Wunsch nach Kindern; 4) soziales Ansehen im jeweiligen relevanten Umfeld. 

Seitdem sind einige Arbeiten entstanden, in denen Sexualität entweder im Zentrum 
steht oder mitbehandelt wird, z. B. in einer Soziologie des Körpers, der Emotionen oder 
der Genderforschung (Schmerl et al. 2000; Villa 2006). Hinzu treten historische (Eder 
2002; Herzog 2005) und ethnologisch-kulturvergleichende Studien (Duerr 2002). Wäh- 
rend in der früheren sexualwissenschaftlichen Forschung dominant quantitative An- 
sätze zur Anwendung kommen, so finden sich inzwischen gleichbedeutend qualitative 
Verfahren, die die Sinnhaftigkeit sexuellen und körperlichen Handelns zu rekonstruie- 
ren versuchen. Eine besondere Rolle nehmen diskursive Ansätze in der Tradition von 
Michel Foucault ein. Die Aufmerksamkeit für diskursive Effekte ist unabdingbar für eine 
sich reflexiv verstehende Soziologie, die ihren Gegenstand aus immer neuen Naturali- 
sierungs- und Essentialisierungstendenzen herauszupräparieren versucht, wie dies für 
Sexualität (und Geschlecht) erforderlich ist. 


4 Ergebnisse der empirischen Forschung 


In der Bundesrepublik stammt die kontinuierlichste Forschung aus der Abteilung für 
Sexualforschung der Universität Hamburg, deren Publikationen einen repräsentati- 
ven Überblick über die Entwicklung seit den 1960er Jahren erlauben (zur Übersicht vgl. 
Schmidt et al. 2006: 9). Es sind vorrangig quantitativ ausgerichtete Untersuchungen zu 
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verschiedenen Aspekten sexuellen Verhaltens. Werden in den frühen Forschungen zu- 
meist isolierte sexuelle Handlungen wie Masturbation, erster Beischlaf, verschiedene 
Sexualtechniken, Orgasmus usw. untersucht, die dann mit den (üblichen) Statusmerk- 
malen, also Alter, Geschlecht, Schicht, Religion, Regionalität, politische Einstellung kor- 
reliert werden, so betten spätere Forschungen ihre Fragestellungen stärker in Partner- 
schaftsformen und -situationen, biografische Verläufe sowie das soziale Umfeld ein. 

Die Ergebnisse ordnen sich ein in einen allgemeinen Trend der westlichen Industrie- 
nationen in Richtung größerer »Permissivität« gegenüber Sexualität sowohl in Einstel- 
lung wie Verhalten. Dieser Wandel ist besonders deutlich für die 1960er und 70er Jahre 
nachweisbar und »lässt sich so zusammenfassen: Schichtunterschiede im sexuellen Ver- 
halten werden geringer, der Einfluss der mit sexueller Permissivität hoch korrelierten 
religiösen Bindung schwindet und der (restriktive) Einfluss der Eltern auf die Sexuali- 
tät ihrer Kinder lässt nach« (Clement 1986: 17). Diese Entwicklungsrichtung wird durch 
weitere Forschung bestätigt (Schmidt et al. 2006). 

Bei beiden Geschlechtern sinkt das Alter, in dem die ersten Masturbations- bzw. Ko- 
ituserfahrungen gemacht werden. Am deutlichsten ist der Wandel bei den Frauen nach- 
zuweisen. In Bezug auf Koituserfahrungen kommt es schon in den 1980er Jahren zu 
einem »>Umkippen« des Geschlechtsunterschiedes zugunsten der Frauen« (Clement 
1986: 76), von denen Anfang der 1980er Jahre 80 Prozent bis zum 20. Lebensjahr eine 
erste Erfahrung haben - gegenüber 67 Prozent bei den Männern (ebd.: 44). Mastur- 
bation verändert zunehmend ihre Bedeutung; sie wird nicht mehr als Ersatz und als 
Ausdruck von Unzufriedenheit, sondern als eigenständige Sexualform angesehen. Es 
kommt, bei den Frauen etwas weniger als bei den Männern, zu einer Koexistenz von 
Partnersex und Masturbation (Schmidt et al. 2006: 115). Insgesamt vergrößert sich die 
Bandbreite von praktizierten Sexualtechniken und verringert sich die Relevanz von nor- 
mativ-moralischen Bewertungen dieser Techniken, sodass zunehmend von den Sexual- 
partnern selbst ausgehandelt wird, welche sexuellen Praktiken akzeptiert sind und wel- 
che nicht. 

Vergleicht man die Angaben der Männer mit denen der Frauen, so lässt sich das 
Resultat als eine Angleichung im Verhalten interpretieren. Jungen und junge Männer 
erleben ihre Sexualität nicht mehr als so »dranghaft« und verbinden sie stärker mit 
Liebe, Beziehung und Treue. Mädchen und junge Frauen machen früher, häufiger und 
selbständiger sexuelle Erfahrungen, sind aber zugleich weniger zufrieden mit diesen 
Erfahrungen als früher (Schmidt 1993: 6). Dies kann als Ausdruck stärkerer sexueller 
Selbstbehauptung oder größerer Nüchternheit im »Geschlechterkampf« angesehen wer- 
den. Es entspricht zugleich dem generell kritischer gewordenem Verhalten von Frauen 
in Beziehungen, was sich auch in einer größeren Bereitschaft zu Trennung und Schei- 
dung zeigt. 

Die zunehmende Entkoppelung der Sexualität von Fortpflanzung, Ehe und Familie 
geht - zumindest für Jugendliche - einher mit einer Familialisierung von Sexualität, da 
die Haltung der Eltern zur Sexualität ihrer Kinder sich verändert: Im Vordergrund steht 
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nicht mehr das Verbot, sondern die Duldung und Unterstützung - damit aber auch die 
familiäre Einbindung der jugendlichen Sexualität. Jungen wie Mädchen übernehmen 
zwar aufgrund der permissiveren Einstellung ihrer Eltern früher als bisher mehr Ver- 
antwortung für ihre Sexualität; zugleich unterliegt diese stärker der familiären Kommu- 
nikation und ist daher weniger als bisher ein Vehikel der Loslösung von der Herkunfts- 
familie. 

Durch die Entkoppelung von Ehe und Sexualität kommt es zu einer Zunahme 
»nichtkonventioneller« Beziehungen (» Familie und Lebensformen). Dennoch bleibt der 
(institutionell schwächer definierte) Beziehungsstatus wichtigste Determinante sexuel- 
ler Aktivität. »Zwar wird der Sex heute nicht mehr von der Ehe beschlagnahmt, die feste 
Partnerschaft hat ihn aber fest im Griff« (Schmidt et al. 2006: 114). Es lässt sich eine 
Konkurrenz zweier Ideale feststellen: der Wunsch nach Dauer und der nach der Qua- 
lität der Beziehung. Sexualität ist dafür ein wesentlicher Faktor, vor allem am Anfang 
einer Beziehung. Die Beziehungsdauer hat insgesamt den größten Einfluss auf sexuelle 
Aktivität. Ihre Bedeutung nimmt mit zunehmender Beziehungsdauer als »Maintenance 
Ritual« (ebd.: 125) ab und es kommt zu einem Gendering sexueller Wünsche entlang 
traditioneller Geschlechterbilder - der Mann will mehr als die Frau. Ob dies dann zu 
einem Problem wird, hängt stark von Paardynamik und der Frage ab, wie die Partner das 
nachlassende oder divergierende sexuelle Interesse im Hinblick auf ihre sexuelle Selbst- 
definition als Mann/Frau verarbeiten. Erst dann steigt die Wahrscheinlichkeit, dass es 
zu Problemdefinitionen kommt, z.B. im Sinne von sexueller Langeweile. Als zentraler 
Entstehungshintergrund für sexuelle Probleme zeigen sich die Schwierigkeiten, die All- 
tagsbelastungen in Familie, mit Kindern und im Beruf bei gleichzeitiger Auflösung kla- 
rer Geschlechterbilder mit der Aufrechterhaltung von sexuellem Begehren in Einklang 
zu bringen. 

Aufgrund der abnehmenden Bedeutung von Ehe und der Zunahme von vor- und 
unehelichen sexuellen Kontakten steigt die Anzahl der Sexualpartner im Lebensverlauf 
deutlich an. D.h. es wandeln sich die Organisationsformen von Beziehungen (Fluktua- 
tion, Dauer), nicht aber die Beziehungsneigung und -bereitschaft. Treue in einer Paar- 
beziehung spielt nicht mehr eine so große Rolle. Akzeptiert wird jedoch sowohl von 
verheirateten wie von nichtverheirateten Paaren nur der »Seitensprung«, nicht die dau- 
erhafte Zweitbeziehung (Schmidt et al. 2006: 134). Es bildet sich das Muster einer seriel- 
len Monogamie auf Zeit heraus, d.h. Beziehungen werden kürzer, Trennungserfahrun- 
gen nehmen zu, der Status als Single bleibt zumeist nur Übergangserscheinung. 

Homosexuelle Erfahrungen haben bei den Frauen etwas zugenommen, sind aber im- 
mer noch geringer als bei den Männern. In der Untersuchung von Clement (1986: 51 f.) 
hatten im Jahr vor der Befragung fünf Prozent der Männer und vier der Frauen homose- 
xuelle Erlebnisse. Diese Zahlen steigen 20 Jahre später nur geringfügig an (Schmidt et al. 
2006: 132). Vergrößert hat sich jedoch die allgemeine Akzeptanz von Homosexualität. 
Und allmählich lässt sich, etwas stärker bei Frauen als bei Männern, eine »vorsichtige 
Lockerung monosexueller Festlegungen« (ebd.) als hetero- oder homosexuell feststellen. 
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5 Aktuelle theoretische Entwicklungen und Auseinandersetzungen 


Rüdiger Lautmann hat am kontinuierlichsten daran gearbeitet, eine Soziologie der Se- 
xualität zu formulieren (zuletzt 2002), jedoch darauf verzichtet, eine alles umfassende 
theoretische Rahmung anzubieten. Dafür arbeitet er bei den Klassikern der Soziolo- 
gie deren explizite oder (häufiger) implizite Rekurse auf Sexualität heraus und zeigt 
die Beiträge einer Fülle von Theorien mittlerer Reichweite zum Thema auf, die zusam- 
mengenommen die möglichen Zugänge ausmachen. Zentrales Anliegen ist es, aufzu- 
zeigen, dass die Einschränkungen, die sich aus einem »überrationalisierten Menschen- 
bild« (ebd.: 27) ergeben, nur überwunden werden können, wenn soziales Handeln nicht 
nur als mental, d.h. vernunftgeleitet verstanden wird, sondern immer auch in seinem 
körperlichen Vollzug. Um dies zu leisten, beschreibt er die Relevanz des soziokulturel- 
len Körpers für soziales Handeln, seine unterschiedliche Rahmung (im Sinne Erving 
Goffmans) unter anderem durch Geschlecht und Biografie, Phänomene der Attraktion 
und des erotischen Geschmacks, die Rolle von Emotionen, die Strukturen sexuellen 
Handelns als symbolische Interaktion, ihre (institutionellen) Einbindungen durch Welt- 
anschauung, Familie, Beziehungsformen und kulturellen Vorstellungen über Geschlecht. 
Der Anspruch ist auch hier, dass die Analyse von Sexualität nicht in eine weitere Bin- 
destrich-Soziologie einmündet, sondern ein Untersuchungsgebiet darstellt, »für das die 
Allgemeine Soziologie - entgegen der grassierenden Spezialisierungstendenzen - prin- 
zipiell immer schon zuständig ist« (Benkel/Akalin 2010: 11). 

Erstaunlich ist es nun, dass zwei soziologische Entwürfe, die mit einem gesellschafts- 
theoretischen Anspruch antreten und dabei dem Thema Sexualität einen Platz einräu- 
men, an entscheidenden Punkten zu konträren Aussagen kommen. Es ist dies die Sys- 
temtheorie nach Niklas Luhmann und die Analyse moderner Herrschaftsformen nach 
Pierre Bourdieu. 

Sven Lewandowski (2004) hat, in der Tradition Niklas Luhmanns stehend, einen 
Entwurf vorgelegt, der alle Erscheinungsweisen der Sexualität in einem einheitlichen 
theoretischen Rahmen erfassen will. Im Zentrum steht die Herausarbeitung eines Dif- 
ferenzierungsprozesses, in dem sich das » Funktionssystem« Sexualität verselbständigt 
und damit von anderen Teilsystemen unterschieden werden kann, insbesondere Fort- 
pflanzung, Liebe, Intimität, Ehe und Familie, aber auch der Geschlechterdifferenz. Es 
zielt jetzt allein auf die Erlangung sexueller Lust. 

Die (relative) Einheit vormoderner Gesellschaftssysteme verwandelt sich aufgrund 
dieser Differenzierungsdynamik in »polykontexturale Konstruktionen« (Lewandowski 
2004: 145), die mit ihrer zunehmenden »Freisetzung« nun auch die Sexualität erfas- 
sen. Moderne Gesellschaften bilden »eine Mehrzahl körperprozessierender Systeme« 
aus, »das Sexualitätssystem stelle eines von ihnen dar« (ebd.: 197). Als Leitdifferenz 
arbeitet Lewandowski die Unterscheidung von sexuellem Begehren und sexueller Be- 
friedigung heraus. Von diesem differenzierungstheoretischen Ausgangspunkt können 
dann »strukturelle Koppelungen« zu anderen Teilsystemen untersucht werden, z.B. 
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zum Wirtschaftssystem (in Gestalt von Prostitution), zu den Massenmedien (in Gestalt 
von Pornografie), zum Intimsystem (in Gestalt von Liebe). Lewandowski billigt dem 
Teilsystem Sexualität innerhalb der Systemtheorie allerdings nicht den gleichen Status 
zu wie anderen »klassischen« Teilsystemen (Wirtschaft, Recht, Wissenschaft etc.), da 
gerade die Ausdifferenzierung autonomer Sexualitäten die sozialstrukturelle Irrelevanz 
des Sexuellen aufgezeigt habe (Lewandowski in Benkel & Akalin 2010). Erst vor diesem 
Hintergrund ist die Entwicklung moderner Individualität möglich, auch und gerade im 
Hinblick auf Sexualität. 

Der Anspruch der Systemtheorie wird hier - wie sonst auch - durch Formalisierung 
und Abstrahierung eingelöst, aus denen heraus überraschenden Einsichten möglich 
werden. So kann Lewandowski plausibel herausarbeiten, wie flexibel moderne Gesell- 
schaften sind im Hinblick auf die Integration vielfältiger, auch abweichender sexueller 
Erscheinungsweisen, ohne dass dies gesellschaftsverändernde Auswirkungen hat, wie 
dies gleichermaßen vom Repressions- und Befreiungsdiskurs unterstellt wird. Zugleich 
setzt die Systemtheorie mit ihren Prämissen (Lewandowski 2004: 11 ff.) eine Ableitungs- 
logik in Gang, deren Ergebnisse zwar in sich eine gewisse Schlüssigkeit aufweisen, dafür 
aber einen Preis zahlen, wie andere Zugänge zum Gegenstandsbereich aufzeigen. 

»Eine politische Soziologie des Geschlechtsaktes würde zeigen, dass die sexuellen 
Praktiken und Vorstellungen der beiden Geschlechter, wie es bei einem Herrschaftsver- 
hältnis stets der Fall ist, keineswegs symmetrisch sind« (Bourdieu 2005: 39). In seinem 
letzten zu Lebzeiten veröffentlichten Buch zielt Pierre Bourdieu darauf ab, die Natura- 
lisierungslogik männlicher Herrschaft zu rekonstruieren, wie sie sich am nachhaltigs- 
ten am vergeschlechtlichten sexuellen bzw. sexualisierten Körper zeigt. Er schließt da- 
mit explizit an feministische Denktraditionen an, die neben Klasse und Ethnie auch 
Geschlecht und Sexualität (bzw. genauer: sexuelles Begehren) als grundlegend für die 
Subjektkonstitution in der Moderne ansehen und ihr damit einen zentralen gesell- 
schaftstheoretischen Platz zuweisen. Obwohl auch bei Bourdieu die Ausdifferenzierung 
gesellschaftlicher Felder im Zentrum steht, so wird im Unterschied zur Systemtheorie 
davon ausgegangen, dass quasi quer zu ihnen bzw. durch sie hindurch Herrschaftsver- 
hältnisse wirksam sind, in denen sich simultan die Wirkungen dieser vier Ausprägun- 
gen eines zentralen Klassifikationsprinzips der sozialen Welt realisieren. In dieser Sicht 
gibt es keinen Körper »an sich« oder eine Sexualität »an sich«, d.h. ein von allen die- 
sen Einteilungsprinzipien freigesetztes Phänomen. Die symbolische Ordnung, die als 
konstitutiv für Herrschaft angenommen wird, setzt am Körper und seiner Sexualität an. 
Das mit unterschiedlichen sozialen Positionen jeweilig verbundene sexuelle Begehren 
ist als Ausdruck dieser symbolischen Ordnung zu verstehen - und damit hochrelevant 
für eine soziologische Theorie, deren Ziel eine Analyse von Herrschaftsverhältnissen ist. 
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Soziale Bewegungen 


Christian Lahusen 


1 Begriff und Abgrenzung 


Soziale Bewegungen sind Teil moderner Gesellschaften und haben auch die Geschichte 
Deutschlands begleitet und geprägt. Der Begriff der sozialen Bewegung wird seit der 
Französischen Revolution verwendet und bezieht sich auf eine gesellschaftliche Kraft 
oder Strömung, die auf kulturelle, soziale und politische Veränderungen der bestehen- 
den gesellschaftlichen Verhältnisse abzielt. Zunächst galt die Arbeiterbewegung als her- 
ausstechendes Beispiel, seit dem Zweiten Weltkrieg wird aber auch auf weitere Beispiele 
verwiesen, so etwa die Studenten-, Frauen-, Friedens-, Umwelt- oder Bürgerbewegun- 
gen, zum Teil auch auf die rechtsextremistische Bewegung. 

In der sozialwissenschaftlichen Forschung hat sich eine Begriffsbestimmung eta- 
bliert, die dieser Vielgestaltigkeit gerecht zu werden sucht. Unter sozialen Bewegungen 
wird ein Gefüge oder Netzwerk aus Organisationen, Gruppen und Individuen verstan- 
den, das mittels Protesthandeln gesellschaftlichen Wandel befördern, verhindern oder 
umkehren möchte, und das auf der Basis gemeinsamer Organisations- und Handlungs- 
formen und geteilter Identitäten Beständigkeit entwickelt (Kern 2008: 12-16; Raschke 
1985: 77). 

Für soziale Bewegungen sind somit vier Merkmale kennzeichnend, die sie von an- 
deren Phänomenen abgrenzen: Erstens werden soziale Bewegungen von Organisatio- 
nen (z.B. Initiativen, Vereinen, Verbänden, womöglich auch Parteien) getragen, sind 
aber nicht mit ihnen identisch, denn Bewegungen bestehen aus einem breiteren Netz- 
werk von Organisationen und nicht-formalisierten Gruppierungen sowie aus einer Viel- 
zahl von mobilisierten, aber nicht notwendigerweise organisierten Menschen. Zweitens 
üben soziale Bewegungen Kritik an Gesellschaft, Politik und Kultur und sind darin pro- 
grammatisch auf gesellschaftlichen Wandel ausgerichtet, unabhängig davon, ob es ihnen 
um Revolution, Reform oder Restauration geht. Damit unterscheiden sie sich von kol- 
lektiven Strömungen ohne explizite Veränderungsziele, wie Moden oder Szenen. Drit- 
tens sind kollektive Aktionen des öffentlichen Protests kennzeichnend für soziale Be- 
wegungen. Obwohl ein breites Repertoire von Aktionsformen zur Anwendung kommt, 
so geht dies aber deutlich über konventionelle Formen der politischen Beteiligung (ins- 
besondere Wahlen) hinaus. Es umschließt zumeist demonstrative, konfrontative und 
gewalttätige Aktivitäten (z.B. Demonstrationen, Blockaden oder Sabotagen). Viertens 
sind soziale Bewegungen ein relativ strukturiertes und dauerhaftes Handlungsgeflecht, 
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das durch ein gemeinsames Repertoire an Aktions- und Organisationsformen struktu- 
rell und durch kollektive Identitätsmerkmale symbolisch stabilisiert wird. Soziale Bewe- 
gungen vereinen damit zwar Akteure mit unterschiedlichen Interessen, Orientierungen 
und Forderungen. Sie teilen aber die Überzeugung, konkrete Probleme und Konflikte 
zu adressieren, die für die Gesellschaft grundlegend sind, und sehen sich als kollektive 
Akteure mit einer gemeinsamen Aufgabe oder Mission. Damit lassen sich soziale Bewe- 
gungen von kurzlebigen und losen Protestereignissen (z.B. Revolten, Kommunikations- 
kampagnen) abgrenzen. 

Diese Merkmale verdeutlichen, dass soziale Bewegungen fließende Grenzen besitzen. 
So können Bewegungen aus kulturellen Strömungen, Moden oder Szenen ebenso entste- 
hen, wie aus kurzlebigen Protesten oder Kampagnen. Sie können sich aber ebenso gut 
wieder auflösen oder in Form von Parteien oder Verbänden etablieren oder institutio- 
nalisieren. Ob und ab welchem Punkt wir es mit einer sozialen Bewegung zu tun haben, 
lässt sich daher empirisch nicht immer trennscharf klären. 


2 Theoretische Ansätze 


Die Forschung zu sozialen Bewegungen hat erst nach 1970 als eigenständiger Bereich 
Formen angenommen. Sie ist interdisziplinär besetzt, denn die vorliegenden Erkennt- 
nisse stammen aus einer Vielzahl von historischen, soziologischen, politikwissenschaft- 
lichen, sozialpsychologischen, in jüngerer Zeit auch kultur-, kommunikations- und me- 
dienwissenschaftlichen Arbeiten. Noch bis in die frühen 1970er Jahre hinein war die 
Wissenschaft an sozialen Bewegungen nur marginal interessiert. Zu nennen sind zum 
einen geschichtswissenschaftliche Arbeiten zu Revolutionen, Arbeiterbewegungen 
und Bauernaufständen. Zum anderen interessierten sich Psychologen und Soziologen 
für die Erklärung »kollektiven Verhaltens«, so wie es im Massenverhalten (z.B. Panik, 
kollektive Empörung, gewalttätige Unruhe) zu Tage tritt (siehe Kern 2008: 9-ı2 und 
Hellmann/Koopmans 1998 für einen Überblick). Diese Forschungsrichtung behandelte 
soziale Bewegungen daher als Teil eines allgemeineren Phänomens, das recht spontan 
auftritt und eigenen Dynamiken folgt. 

Unter dem Eindruck der neuen Protestwellen seit Ende der 1960er Jahre entwickelte 
sich in den USA und in Europa eine Forschungsrichtung, die soziale Bewegungen zu 
einem eigenen Untersuchungsgegenstand kürte und bis in die 1980er Jahre neue Be- 
schreibungs- und Erklärungsansätze begründete. In Deutschland und Europa wurde 
ein Forschungsansatz unter dem Schlagwort der »neuen sozialen Bewegungen« bekannt 
(Klein et al. ab 1994), für den, trotz unterschiedlicher Modellierungen, ein gesellschafts- 
theoretischer Bezugsrahmen kennzeichnend war. Für diese Autoren waren die »neuen« 
sozialen Bewegungen (insbesondere die Studenten-, Frauen-, Ökologie-, Anti-Atom- 
kraft- und Friedensbewegungen) eine Antwort auf die Kernprobleme und Konfliktlagen 
der postindustriellen Gesellschaft (Touraine 1972) mit ihren ökonomischen Umwälzun- 
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gen (»Postfordismus«), sozial-kulturellen Veränderungen (»Postmaterialismus«) und 
klassenspezifischen Lagen (»Mittelklassenradikalismus«) (Wasmuth 1989). 

In den USA dominierte eine auf die Innenansicht gerichtete Bewegungsforschung, 
die Mobilisierungsbedingungen, -formen und -wirkungen zu entschlüsseln suchte, und 
die in den Folgejahren zum »mainstream« der Bewegungsforschung avancierte. Dieser 
Forschungszweig wandte sich explizit gegen die Forschungsansätze der Vorjahre, indem 
er die Rationalität sozialer Bewegungen unterstrich. Proteste sind voraussetzungsvoller, 
organisierter und strukturierter als der von der frühen Forschung vorgebrachte Begriff 
des Massenverhaltens unterstellte, denn kollektive Aktionen erfordern Ressourcen, Ge- 
legenheiten und Überzeugungskraft (McAdam et al. 1996): Erstens setzen Proteste die 
aktive Mitwirkung vieler Personen voraus. Hierzu bedarf es zunächst materieller und 
ideeller Anreize, sodann auch informeller Rekrutierungsnetzwerke (Familie, Freunde, 
Nachbarschaft etc.) und ein Feld von Bewegungsorganisationen und Gruppierungen, 
die Proteste organisieren, koordinieren oder kanalisieren. Zweitens sind soziale Bewe- 
gungen auf politische Gelegenheiten zur eigenen Entfaltung angewiesen, weshalb die 
Strukturen des politischen Systems prägend auf Protesthandeln und Bewegungen ins- 
gesamt wirken. Drittens wurde argumentiert, dass Protestmobilisierung der kommuni- 
kativen Rahmung oder Inszenierung des Problems, der eigenen Identität und Mission 
bedarf, um Unterstützung zu sichern und in Gang zu halten. 

In den 1990er Jahren setzte ein reger transatlantischer Gedankenaustausch ein, der 
von dem Bemühen um eine Integration und Kanonisierung der bisherigen Erkenntnisse 
und Ansätze geleitet war. Obschon ein »Werkzeugkasten« zur Analyse sozialer Bewe- 
gungen entwickelt wurde (Kern 2008; McAdam et al. 1996), der weite Verbreitung fand, 
bleibt die Forschungs- und Theorielandschaft plural. Zu dem gesellschaftstheoretischen 
Ansatz der neuen sozialen Bewegung gesellen sich in jüngerer Zeit Vertreter interaktio- 
nistischer, konstruktivistischer und kulturwissenschaftlicher Ansätze, die sich für weni- 
ger sichtbare Widerstandsformen jenseits des Straßenprotestes, für neue Kommunika- 
tions- und Vernetzungsformen (etwa im Zusammenhang mit neuen Medien) und für 
die bei kollektivem Protesthandeln notwendige » Aushandlung« von Identitäten, Strate- 
gien, Aktions- und Organisationsformen interessieren (Goodwin/Jasper 2004). Schließ- 
lich hat die Bewegungsforschung vor einigen Jahren angefangen, sich auftransnationale 
Protestwellen ebenso wie auf Bewegungen außerhalb der westlichen Erfahrungswelt 
einzulassen (Klein et al. 2001). 


3 Sozialhistorischer Hintergrund 


Soziale Bewegungen sind in der jüngeren deutschen Geschichte gleich mehrfachen Ver- 
änderungen unterworfen worden. Zum einen ist es für einzelne Bewegungen (etwa die 
Studenten- oder die Friedensbewegung) kennzeichnend, dass die Protestintensität und 
Mobilisierungsfähigkeit im Zeitverlauf deutlich schwankt, da sie unter anderem von 
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konkreten Problemlagen, gesellschaftlichen Kontextbedingungen oder politischen Kon- 
fliktkonstellationen abhängt (Roth/Rucht 2008: Kap. 29). Damit sind Bewegungen auch 
einem kontinuierlichen internen Wandel ausgesetzt, denn Bewegungsorganisationen, 
Allianzen, Unterstützerkreise etc. formieren und konsolidieren, lösen oder institutiona- 
lisieren sich, gleichwie es zur Formierung, Stabilisierung, Auflösung oder Institutionali- 
sierung wesentlicher Anteile oder ganzer Bewegungen kommen kann. 

Zum anderen muss der Blick auch jenseits einzelner Bewegungen auf den breiteren 
» Bewegungssektor« (Roth/Rucht 1991) gerichtet werden. Dieser ist ebenfalls - hier aber 
nun von längerfristigen - Veränderungen geprägt. So verweist die Forschung darauf, 
dass Bewegungen in ihrer Mobilisierungsintensität Phasen der Latenz und Sichtbarkeit 
durchlaufen (Melucci 1989). Damit wird argumentiert, dass sich Unterstützerkreise (Ak- 
tivisten, Gruppierungen und Organisationen, Sympathisanten etc.) in Zeiten schwacher 
oder ausbleibender Protestaktivität nicht komplett auflösen, sondern zum Teil für künf- 
tige und/oder ähnliche Proteste bereit stehen. In diesem Sinne hatten wir es im Falle der 
Bundesrepublik Deutschland gleich mit mehreren Bewegungen zu tun, die zwar jeweils 
eigene, aber nicht immer getrennte Entwicklungsverläufe nahmen. Einige der »neuen 
sozialen Bewegungen« (z. B. die Friedens-, Studenten-, Umwelt- oder Anti-AKW -Bewe- 
gungen) hatten überlappende Unterstützungskreise und damit auch verschränkte Mo- 
bilisierungswellen. 

Aus diesem Grund ist es im Folgenden erforderlich, die Entwicklung des Bewe- 
gungssektors seit 1949 ebenso zu beleuchten wie die Entfaltung konkreter Konfliktlagen 
und Bewegungen. Bis zur Wiedervereinigung wird die Situation in der Bundesrepublik 
Deutschland (BRD) und der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) getrennt dar- 
gestellt, denn beide deutschen Staaten fußten auf grundlegend unterschiedlichen Gesell- 
schaftsmodellen und politischen Systemen. 


3.1 Bewegungen in der Bundesrepublik Deutschland (1949-1989) 


Das nationalsozialistische Dritte Reich und der Zweite Weltkrieg brachten einen Bruch 
in der Geschichte sozialer Bewegungen, denn die Nationalsozialisten hatten jegliche Op- 
position gewaltsam unterdrückt und vorhandene Organisationen (Parteien, Verbände, 
Vereinigungen aus Politik, Wirtschaft und Kultur) aus- oder gleichgeschaltet. Zudem 
präsentierte sich der Nationalsozialismus als völkisch-rassische Bewegung, weshalb der 
Bewegungsbegriff in der Folgezeit in Misskredit fiel. Nach 1945 führten die Militärregie- 
rungen in den amerikanischen, britischen und französischen Besatzungszonen demo- 
kratische Strukturen wieder ein, verboten aber politische Initiativen jenseits der zuge- 
lassenen Parteien. Mit der Verabschiedung des Grundgesetzes am 23.5.1949 wurde die 
BRD als demokratischer Rechtsstaat gegründet, der die neue Grundordnung allerdings 
ausdrücklich gegen subversive und umstürzlerische Bestrebungen zu schützen suchte. 
Mehrere Weichenstellungen dokumentieren diese Vorbehalte gegen eine weitreichende 
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Beteiligung der Bevölkerung, so etwa die fehlende Verankerung von Volksentscheiden 
in der Verfassung, die Bündelung der politischen Kräfte in große Volksparteien und 
Einheitsgewerkschaften, die Einschränkung der Demonstrationsrechte mit Verweis auf 
den Straftatbestand des Landfriedensbruchs, die Schaffung des Verfassungsschutzes und 
andere mehr. 

Proteste fanden in den Anfangsjahren der BRD gleichwohl statt und richteten sich 
gegen Probleme des Wiederaufbaus und gegen die restaurative Politik der Regierung 
Konrad Adenauers. Die Protestintensität blieb bis in die frühen 1960er Jahre aber recht 
gering, folgen wir einer Erhebung, die circa 100 kollektive Protestaktionen pro Jahr in 
der überregionalen Presse ermittelte (Neidhardt/Rucht 1999). Die Situation sollte sich 
ab den späten 1960er Jahren nachhaltig ändern, denn in diesen Jahren setzte eine »par- 
tizipative Revolution« ein (Kaase 1982), die sich vor allem an einer steigenden Zahl von 
Protestereignissen festmachen lässt. Die jährliche Zahl der Protestaktionen stieg gegen 
Ende der 1960er Jahre rasant auf über 500 an, um die Marke von 300 bis 400 Protesten 
pro Jahr seit Mitte der 1970er Jahre nicht mehr zu unterschreiten. 

Die Gründe für diesen nachhaltigen Wandel sind vielfältig (Kern 2008: 48-64; 
Raschke 1985; Wasmuth 1989): Erstens ist auf den wirtschaftlichen Aufschwung zu ver- 
weisen, der mit dem deutschen Wirtschaftswunder während der 1950er Jahre Wohlstand 
und Konsum beförderte, aber spätestens mit den Wirtschaftskrisen von 1966/67 und 
1974/75 an seine Grenzen stieß. Zugleich gerieten Risiken für Natur und Mensch deut- 
licher ins Bewusstsein (> Umwelt). Zweitens ist der Wertewandel zu nennen, der sich in 
der Abkehr von Pflicht- und Akzeptanzwerten und einer Verbreitung postmaterialis- 
tischer Werte der Autonomie und Selbstentfaltung zeigte (> Werte und Wertewandel). 
Dieser wurde von den Nachkriegsgenerationen vorangetrieben, die sich gegen die nicht 
eingelösten Versprechen des deutschen Entwicklungsmodells (Frieden, Aufarbeitung 
der Nazi-Vergangenheit, mehr Demokratie) auflehnten. Drittens ist auf die stetig wach- 
sende Bedeutung der Massenmedien (Printmedien und Hörfunk; seit den 1950er Jahren 
das Fernsehen) hinzuweisen, die den Protesten eine wichtige Bühne und ein Mittel der 
Verbreitung ihrer Anliegen lieferten (> Medien und Massenkommunikation). Viertens 
dürfen die Einflüsse sozialer Bewegungen aus anderen westlichen Ländern nicht verges- 
sen werden, denn die Protagonisten der deutschen Friedens-, Studenten-, Frauen- oder 
Umweltbewegungen standen mit den Aktiven in den USA und den europäischen Nach- 
barländern in Kontakt. Und fünftens haben Staat und Politik nicht nur wiederkehrende 
Anlässe für Proteste geliefert. Spätestens seit 1969 wurde mit der sozial-liberalen Regie- 
rung unter Willy Brandt ein Reformprogramm verfolgt, das mehr Demokratie in Poli- 
tik, Wirtschaft, Bildung und Universitäten wagen wollte. Dieser Liberalisierungskurs 
verbesserte Protestbedingungen nachhaltig. 

Die Entwicklung dieses breiten Bewegungssektors war an konkrete Konfliktlinien 
rückgebunden und wurde von spezifischen Protestthemen und Bewegungen geprägt 
und geformt (im Folgenden siehe auch Raschke 1985; Klein et al. ab 1994 und Roth/ 
Rucht 2008). Bis zur Wiedervereinigung lassen sich mehrere solcher Konfliktlinien und 
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Einzelbewegungen ausmachen. Zunächst gab es bereits Proteste während der kurzen 
Zeitspanne vor der Gründung der BRD. Zu nennen sind die spontanen Streiks und Hun- 
germärsche aus dem Frühjahr 1947 in den industriellen Zentren der britischen und US- 
amerikanischen Besatzungszonen, bei denen die Teilnehmer die schlechte Versorgungs- 
lage beklagten und höhere Löhne forderten. Proteste wandten sich aber auch gegen die 
ausbleibende Verstaatlichung der Montanindustrie, die geringe betriebliche Mitbestim- 
mung und die fehlenden Ansätze einer Demokratisierung, die von antifaschistischen 
Gruppierungen und lokalen Betriebs- und Gewerkschaftsausschüssen getragen wurden. 
1948 organisierten die Gewerkschaften einen Generalstreik gegen die negativen Auswir- 
kungen der Währungsreform. 

Mit der Gründung der BRD und dem Wahlsieg der Koalition von CDU/CSU und 
FDP sowie der Deutschen Partei (DP) im Jahre 1949 setzte eine Phase ein, in der sich 
Proteste vor allem gegen die restaurative Regierungspolitik richteten. Adenauers Augen- 
merk galt dem wirtschaftlichen Aufschwung und der Wiedererlangung der staatlichen 
Souveränität. Offensiv betrieb er die Einbindung der BRD in die westliche Militäral- 
lianz (Westeuropäische Union, NATO), die Gründung und Bewaffnung der Bundes- 
wehr (1955) und den Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften (1958). In diesem 
politischen Kontext formierte sich Protest gegen die Wiederbewaffnung, die Militari- 
sierung der deutschen Gesellschaft und die Blockkonfrontation zwischen Ost und West. 
Er folgte der Überzeugung, dass von deutschem Boden »Nie wieder Krieg« ausgehen 
dürfe. Zu nennen ist hier zunächst die »Ohne-mich Bewegung« Anfang der 1950er Jahre, 
die sich für eine Volksabstimmung gegen die Wiederbewaffnung einsetzte und meh- 
rere Millionen Unterschriften sammelte. Ihr folgte Mitte der 1950er Jahre die Kampa- 
gne »Kampf dem Atomtod«, die die Stationierung von Atomwaffen unter NATO-Befehl 
verhindern wollte und zahlreiche Massendemonstrationen durchführte. Nach den Bun- 
destagsbeschlüssen zur Wiederbewaffnung (1954) und Stationierung von Atomwaffen 
(1958) entstanden die Ostermärsche als jährlich organisierte Demonstrationen, die sich 
zunächst gegen das atomare Wettrüsten und ein Ende des atomaren Zeitalters einsetz- 
ten, im Laufe der 1960er Jahre aber auch das Thema Demokratie mit aufnahmen. Diese 
Ihemenerweiterung hatte mit den Notstandsgesetzen zu tun, die von der Adenauer- 
Regierung seit Anfang der 1960er Jahre vorangetrieben wurden, um die Handlungsfä- 
higkeit des Staates in Krisensituationen zu gewährleisten. Kritiker verwiesen auf die Er- 
mächtigungsgesetze, die 1933 das Ende der Weimarer Republik eingeläutet hatten. Als 
die 1966 neu gewählte Große Koalition aus CDU und SPD die Gesetze weiter beriet und 
zur Beschlussfassung dem Parlament vorlegte, formierte sich eine »außerparlamentari- 
sche Opposition« (APO), die von der Friedensbewegung, den Gewerkschaften und der 
Studentenbewegung getragen wurde. 

Die hohe Protestintensität dieser Jahre ging auf die Mobilisierungsfähigkeit der 
Gewerkschaften und der Friedensbewegung zurück, wurde aber vor allem durch die 
Studentenbewegung entfesselt. Der Unmut der Studierenden hatte sich zunächst in 
West-Berlin an universitätsinternen Fragen entzündet (insbesondere an mangelnder 


Soziale Bewegungen 723 


Mitbestimmung), breitete sich aber schnell auf andere Universitätsstädte aus und erwei- 
terte die Kritik an den sozialen und politischen Verhältnissen der BRD. Unter dem Ein- 
fluss ähnlicher Proteste in den USA, Frankreich, Italien und anderen Ländern wandten 
sich die Studierenden gegen die Notstandsgesetze, das unbearbeitete Erbe des Nazi-Re- 
gimes und die Verstrickung der BRD in die Unterstützung von Diktaturen oder Kriegen 
(z.B. Iran, Vietnam). Sie übten scharfe Kritik an der spätkapitalistischen Konsumgesell- 
schaft und den mächtigen Medienkonzernen in einer nur noch »formalen« Demokratie. 

Mit der Verabschiedung der Notstandsgesetze im Jahre 1968 zerfiel die APO und da- 
mit auch die breite Protestwelle dieser Jahre. Die 1970er Jahre wurden aber dessen un- 
geachtet ein bewegtes Jahrzehnt, wenngleich ein widersprüchliches. Zum einen setzte 
eine Zersplitterung und Radikalisierung des linksradikalen Bewegungsspektrums ein. 
Mit den Attentaten der Roten Armee Fraktion (RAF) und spätestens seit der Eskalation 
des Konflikts 1977 (» Deutscher Herbst«) diskreditierte sich der gewaltsame Protest aber 
nachdrücklich (» Terrorismus). Zum anderen entwickelte sich eine Vielzahl von Bewe- 
gungen, unter ihnen die Frauen-, Grün-Alternativ-, Anti-AKW- oder Bürgerinitiativ- 
Bewegungen, die von der APO, ihren Debatten und Forderungen, Aktions- und Orga- 
nisationsformen geprägt waren und die Protestlandschaft bis zur Wiedervereinigung 
bestimmen sollten. Sie gelten als Teile eines neuen Phänomens, den »neuen sozialen 
Bewegungen«, denen es nicht mehr ausschließlich um Teilhabe- und Verteilungsfragen 
geht, wie dies für die Arbeiterbewegung galt, sondern auch um Fragen eines selbstbe- 
stimmten, authentischen oder guten Lebens (Melucci 1989; Wasmuth 1989). 

Die bewegungsintensiven 1970er Jahre waren von der Politik der sozial-liberalen Ko- 
alition geprägt, die 1969 mit Willy Brandt in die Regierungsverantwortung kam. Sie lei- 
tete einen weitreichenden Reformkurs ein, der auf die Entspannung des Verhältnisses 
zur DDR und dem Ostblock setzte, mehr Demokratie wagen wollte, das Bildungswesen 
und den Sozialstaat ausbaute und das Rechtswesen in vielen Bereichen liberalisierte. 
Dieser Reformeifer war von der beginnenden »partizipativen Revolution« der 1960er 
Jahre inspiriert, gleichwie es den sozialen Bewegungen mehr Akzeptanz und Freiraum 
bot. Dennoch blieben wichtige Konfliktlinien bestehen, vor allem nach der Ablösung 
Willy Brandts durch Helmut Schmidt an der Spitze der Koalitionsregierung im Jahr 
1974, und nach der Regierungsübernahme durch die christlich-liberale Koalition unter 
Helmut Kohl (1982-1998). Die wachsende Protestintensität in dieser Zeit ging etwa zu- 
rück auf die Anti-AKW-Bewegung, die sich gegen den Ausbau der Atomkraft und die 
Erschließung von Endlagerstätten richtete, oder die Friedensbewegung, die sich gegen 
den NATO-Doppelbeschluss wandte, durch den sich die Regierungen 1979 und 1983 auf 
die Stationierung von Mittelstreckenraketen festlegten. Zu nennen sind darüber hinaus 
die Frauenbewegung, die sich gegen den $ 218 und für eine Legalisierung des Schwanger- 
schaftsabbruches einsetzte, oder die Umweltbewegung, die gegen Umweltschäden (z.B. 
Luftverschmutzung, Waldsterben) protestierte und eine ökologische Umsteuerung der 
Industriegesellschaft einforderte. Im städtischen Umfeld kam es zu zahlreichen Haus- 
besetzungen, die sich gegen Gentrifizierung und Wohnungsspekulation wandten, oder 
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zu Protesten gegen Großprojekte (z. B. Startbahn-West in Frankfurt). Aber auch Dritte- 
Welt-Gruppen, Bürger- und Menschenrechtsorganisationen, Schwulenverbände und 
viele andere machten ihre Forderungen publik und organisierten Proteste. Viele die- 
ser Bewegungen standen dem Gedankengut, den Aktions- und Organisationsformen 
der »neuen« sozialen Bewegungen seit den späten 1960er Jahren nahe. Neu an der Zeit 
nach 1980 war indes, dass sich mit den »Grünen« eine politische Partei etablierte, die 
sich als parlamentarischer Arm der neuen sozialen Bewegungen verstand und seit 1983 
im Bundestag vertreten ist. 


3.2  Dissidenz und Protest in der Deutschen Demokratischen Republik (1949-1990) 


Von sozialen Bewegungen lässt sich in der Geschichte der DDR nicht sprechen (» Ge- 
sellschaft der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) von 1949-1990). Breit getra- 
gene, öffentliche Proteste gab es nur kurzzeitig in den Anfangsjahren (die Unruhen des 
17.6.1953) und am Ende ihres Bestehens (die große Protest- und Bürgerbewegung von 
1989/90). In den Jahren zwischen diesen Massenprotesten fehlte es aber nicht an oppo- 
sitionellen oder regimekritischen Aktivitäten und Diskussionen. Diese wurden jedoch 
von Dissidenten und politisch-alternativen Gruppierungen getragen, die kaum Zugang 
zum öffentlichen Raum hatten, unter Beobachtung und Kontrolle der Sicherheitsorgane 
standen und damit von der breiten Bevölkerung abgesondert blieben. Obschon wir es 
mit einem sehr fragmentierten und brüchigen Feld von Akteuren zu tun haben, bildeten 
sich im Laufe der 1970er und 1980er dennoch verschiedene oppositionelle Milieus her- 
aus, die Träger regimekritischen Engagements waren. Diese Gruppierungen sind zwar 
für die Massenbewegung vom Herbst 1989 nicht verantwortlich, boten ihr aber eine 
wichtige Mobilisierungsbasis. 

Dass sich oppositionelle Gruppierungen und Aktivitäten in einem totalitären Sys- 
tem entwickeln und halten konnten, ist ohne die Bruchstellen und Widersprüche des 
DDR-Regimes nicht zu verstehen (Roth/Rucht 2008: Kap. 6). So war die DDR eine plan- 
wirtschaftlich regulierte Industriegesellschaft, die der Bevölkerung bis in die »golde- 
nen 1970er Jahre« zwar einen im osteuropäischen Vergleich vorzeigbaren Lebens- und 
Konsumstandard sicherte, aber wiederkehrende Versorgungsprobleme nicht verhindern 
konnte. Des Weiteren erleichterte der Einzug von Fernseh- und Rundfunkgeräten in 
die ostdeutschen Haushalte den Zugang zum »Westfernsehen« und » Westrundfunk« 
und den dort gezeigten Sendungen und Informationen zu Politik und Gesellschaft der 
beiden deutschen Staaten. Schließlich war die DDR-Führung um internationale Aner- 
kennung bemüht. Mit der Aufnahme in die Vereinten Nationen (1973) und mit der Un- 
terzeichnung der KSZE-Schlussakte (1975) verpflichtete sich die DDR auf die Wahrung 
von Frieden und Menschenrechten, womit sich ein schmaler Grad für friedenspolitische 
und bürgerrechtliche Forderungen öffnete. Die politische Abhängigkeit von der Sowjet- 
union hielt die DDR-Führung zwar lange auf einem unnachgiebigen innenpolitischen 
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Kurs. Allerdings zwangen Kurswechsel in Moskau (z.B. der »Neue Kurs« nach Stalins 
Tod 1953, die Politik von Perestroika und Glasnost nach 1987) die DDR zur innenpoliti- 
schen Liberalisierung, die von Oppositionellen wiederholt genutzt wurde. 

Die Entwicklung von oppositionellen Protesten ist deshalb von der wechselvollen 
Geschichte des DDR-Regimes und seinen wiederkehrenden Repressions- und Libera- 
lisierungsphasen geprägt (siehe im Folgenden Pollack 2000). Die Anfangsjahre sind 
durch die Durchsetzung des uneingeschränkten Herrschaftsanspruches der 1946 neu ge- 
gründeten Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED) gegenüber Staat und Ge- 
sellschaft gekennzeichnet. Gegen diese Bestrebungen regte sich vereinzelt Widerstand, 
etwa bei betrieblichen Gewerkschaftsgruppen und Brigaden, bei studentischen Hoch- 
schulgruppen oder Schülerkreisen, aber auch bei Kirchen- und Studentengemeinden, 
die in besonderem Maße staatlicher Repression ausgesetzt waren. Mit dem Tod Stalins 
im März 1953 setzte ein Kurswechsel ein, der von Nikita S. Chruschtschow eingeleitet 
wurde und das DDR-Regime vor Probleme stellte, da die bisherige Wirtschafts- und In- 
nenpolitik in Frage gestellt wurde. Was als spontane Arbeitsniederlegungen gegen Ver- 
sorgungsengpässe und höhere Arbeitsnormen am 16.6.1953 begann, verwandelte sich 
am darauf folgenden Tag in Massenproteste, die den Rücktritt der Staats- und Partei- 
führung, freie Wahlen und die Wiedervereinigung forderten. Die Unruhen konnten nur 
durch die sowjetische Armee erstickt werden. 

Die DDR-Führung zog ihre Lehren aus diesen Ereignissen und legte sich auf ei- 
nen repressiven Überwachungs- und Kontrollkurs fest, der solche Proteste vorbeugend 
verhindern sollte. In den Folgejahren kam es daher nur zu vereinzelten Protesten (z.B. 
die sogenannten »Halbstarkenkrawalle« Ende der 1950er Jahre oder die Leipziger »Be- 
atdemo« 1965). Unter diesen Umständen bot vor allem die evangelische Kirche einen 
Raum für Widerspruch. Seit Beginn der 1960er Jahre betätigten sich Dritte-Welt-Grup- 
pen und Kriegsdienstverweigerer im Schoße der Studentengemeinden und Jungen Ge- 
meinden. Während der 1970er und 1980er Jahre wandten sich immer mehr Gruppen 
gegen die Blockkonfrontation und das atomare Wettrüsten. Sie sprachen sich für Ab- 
rüstungsverhandlungen und eine Entmilitarisierung der Gesellschaft aus. Ab 1981 wur- 
den Aktivitäten unter dem Wahlspruch »Schwerter zu Pflugscharen« intensiviert. Nach 
der Ratizifierung des NATO-Doppelbeschlusses in der BRD im Jahre 1983 schwand das 
friedenspolitische Engagement auch in der DDR. In den folgenden Jahren gewann der 
Natur- und Umweltschutz an Bedeutung, obschon das Thema Frieden und Menschen- 
rechte weiterhin relevant blieb, nicht zuletzt durch Kontakte zu anderen osteuropäi- 
schen Dissidenten. 

Neben der evangelischen Kirche waren zwei weitere regimekritische Milieus von Be- 
lang. Zum einen ist die Künstler- und Literatenszene zu nennen, die nach dem kultur- 
politischen Liberalisierungskurs Anfang der 1960er und erneut Mitte der 1970er Jahre 
Wortführer der ostdeutschen Dissidenz hervorbrachte. Obschon der Kontrollanspruch 
der Kulturbürokratie nie aufgehoben und ein repressives Umsteuern die Regel war, bil- 
dete sich bis in die 1980er Jahre eine künstlerisch-alternative Szene um Rockgruppen, 
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Schriftsteller, Künstler, Liedermacher und Schauspieler, der es aber nicht primär um 
politische Kritik denn um die Schaffung kulturell-emanzipatorischer Freiräume ging. 
Dem Selbstverständnis nach explizit politisch waren linksintellektuelle Gruppierungen 
im Kreise der Universitäten und Akademien. Diese Gesprächszirkel sahen ihre Rolle vor 
allem in der Entwicklung möglicher Wege einer Reformierung und Demokratisierung 
des Sozialismus. 

Bis Ende der 1980er Jahre hatten sich damit verschiedene Gruppierungen entwi- 
ckelt, die aber untereinander wenig vernetzt waren und kaum in die breitere Öffent- 
lichkeit ausstrahlten. Für die »friedliche Revolution« vom Herbst 1989 sind sie damit 
nicht verantwortlich, gleichwohl sie ihr Räume, Mittel und Wortführer verliehen. Die 
breiten Proteste setzen nach der Massenflucht von DDR-Bürgern über die ungarisch- 
österreichische Grenze ein und weiteten sich durch die prinzipielle Reformunwilligkeit 
der Staats- und Parteiführung und das harte Vorgehen von Polizei und Staatssicherheit 
schnell zu einer Bürgerbewegung aus. Letztere forderte schon recht bald nicht mehr nur 
Dialog, Reformen und Reisefreiheiten, sondern freie Wahlen und Demokratie. Eine Un- 
terdrückung dieser schnell anwachsenden Massenbewegung war nicht mehr möglich. 
Dies lag an der Politik der russischen Regierung unter Michail Gorbatschow, die inner- 
halb der Sowjetunion gesellschaftliche Umstrukturierung und Offenheit proklamierte 
und darüber hinaus nicht mehr aktiv in die Entwicklung anderer Ostblockstaaten ein- 
greifen wollte. Hinzu kamen die anschwellende Ausreisewelle und der wachsende Stra- 
ßenprotest, der sich nun öffentlich artikulierte und nur durch massive Gewalt hätte un- 
terbunden werden können. Mit dem Fall der Mauer am 9.11.1989 und der Bekanntgabe 
des Wahltermins zur Volkskammer im März 1990 endete eine bemerkenswerte Mobili- 
sierungsphase in der Geschichte der DDR. 


4 Gegenwärtige Situation: Soziale Bewegungen seit der Wiedervereinigung 


Soziale Bewegungen spielten bei den gesellschaftlichen Umbrüchen von 1989/90 eine 
maßgebliche Rolle, wenngleich die friedliche Revolution auf die tatsächliche Ausgestal- 
tung der neuen Bundesrepublik kaum einwirken konnte. Immerhin verschafften sich 
aber soziale Bewegungen einen deutlichen Legitimitätsgewinn, denn heute sind kollek- 
tive Proteste ein akzeptiertes und normales Element unserer Gesellschaft. Die gegen- 
wärtige Lage sozialer Bewegungen im wiedervereinten Deutschland ist im Wesentlichen 
durch vier Kennzeichen markiert. 

Erstens ist die Zahl der jährlichen Protestereignisse durch den Beitritt der neuen 
Bundesländer zwar höher als zuvor (Roth/Rucht 2008: Kap. 29). Seitdem ist aber eine 
Stagnation oder Sättigung eingetreten. Die Mobilisierungsintensität schwankt stark und 
wird von spezifischen Konfliktlagen bestimmt (z.B. die Studierendenproteste 2003/04, 
die Proteste gegen die Hartz-Reformen 2004, die Massendemonstrationen zum Atom- 
ausstieg 2011, die Proteste gegen das Bahnhofsprojekt »Stuttgart 21« 2010/11). Abgesehen 
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von diesen öffentlich hochgradig sichtbaren Mobilisierungsepisoden besteht die Mehr- 
zahl der Proteste aber vornehmlich aus kleineren Ereignissen mit einer höheren Zahl 
beteiligter Organisationen. 

Zweitens ist eine deutliche Pluralisierung der Themen offenkundig. Damit ist nicht 
primär die Zahl der verschiedenen Protestthemen, sondern der Grad der Gewichtung 
einzelner Gegenstandsbereiche gemeint. Schon während der 1970er und 1980er Jahre 
gingen die Menschen wegen sehr unterschiedlicher Belange auf die Straße (dazu zähl- 
ten unter anderem Bildung, Ökologie, Atomkraft, Soziales, Frauenrechte). Gleichwohl 
dominierten bestimmte Themenbereiche das Feld, hier vor allem Demokratie, Arbeit 
und Frieden. Heute besitzt kein einzelner Themenbereich mehr eine so zentrale Mobili- 
sierungsfähigkeit. Dies gilt vor allem für die Belange neuer sozialer Bewegungen, die an 
Gewicht verlieren, aber dennoch virulent bleiben. Zugleich haben » alte« Themen erneut 
an Bedeutung gewonnen, unter ihnen Arbeitnehmerbelange, Zuwanderung, Integration 
und ethnische Minderheiten sowie sozialpolitische Fragen. 

Zu den wichtigen Trägern von Protesten gehören heute nicht mehr nur vornehm- 
lich Arbeitnehmer, Studenten und Jugendliche, sondern auch Migranten und ethnische 
Gruppen. Bemerkenswert ist die zeitweise Präsenz von Gruppen, die seltener auf die 
Straße gehen, wie etwa Arbeitslose. Diese Entwicklung hat mit den Konfliktlagen des 
wiedervereinten Deutschlands zu tun, denn neben den »neuen« Themen boten Pro- 
bleme gesellschaftlicher Exklusion und mangelnder Teilhabe im Laufe der 1990er Jahre 
Anlässe für Proteste angesichts zunehmender Arbeitslosigkeit und prekärer Beschäfti- 
gung, Zuwanderung und Einschnitte in sozialstaatliche Leistungen. Zu dieser Plura- 
lisierung von Themen und Trägergruppen gehört auch, dass sich politischer Unmut, 
der sich bislang nicht bewegungsförmig organisiert und ausgedrückt hat, nun solche 
Strukturen wählt. Ein zentrales Beispiel bildet der Rechtsradikalismus, der bis in die 
1990er Jahre primär von Parteien und kameradschaftlichen Organisationen getragen 
wurde. Seit der Wiedervereinigung entwickelt er aber Bewegungsstrukturen (Hellmann/ 
Koopmans 1998), da er nun vermehrt auf ein Netzwerk von Parteien, Freien Kamerad- 
schaften, »unterwanderten« lokalen Vereinen, subkulturellen Milieus und Sympathisan- 
ten-Szenen aufbaut. 

Drittens sind Protest- und Aktionsformen einem Veränderungsprozess unterworfen, 
der zwei Entwicklungslinien erkennen lässt (Neidhardt/Rucht 1999). Zum einen haben 
sich Demonstrationen spätestens seit den 1990er Jahren zur gebräuchlichsten Aktions- 
form fortentwickelt. Sie verlieren damit aber zum Teil auch ihren Protestcharakter, den- 
ken wir etwa an Veranstaltungen mit allgemeinem Appellcharakter (z.B. gegen Frem- 
denfeindlichkeit). Zum anderen hat die Zahl konfrontativer Aktionen (z.B. Blockaden), 
insbesondere aber die der gewalttätigen Proteste seit den 1980er Jahren deutlich zuge- 
nommen. Vor allem rechtsextreme und fremdenfeindliche Gruppierungen greifen auf 
gewaltsame Protestformen zurück. 

Viertens bleiben deutliche Unterschiede zwischen den neuen und alten Bundeslän- 
dern bestehen. So spielten und spielen die neuen sozialen Bewegungen zwar in West- 
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deutschland eine wichtige Rolle, in Ostdeutschland sind sie aber bislang kaum verankert. 
Hier dominieren eher die verteilungspolitisch relevanten Fragen von Wirtschaft, Arbeit 
und sozialer Sicherheit. Fremdenfeindliche Proteste sind in Ostdeutschland verbreiteter, 
und auch die Gewaltförmigkeit ist wesentlich höher. Schließlich ist die Dichte an bewe- 
gungsaflinen Organisationen und ihre gegenseitige Vernetzung geringer. Bündnis 90/ 
Die Grünen spielen als parlamentarischer Arm sozialer Bewegungen in den neuen Bun- 
desländern kaum eine Rolle, während die Linke, die eine solche Funktion übernehmen 
könnte, primär parteipolitisch und innerparlamentarisch orientiert ist. 

Insgesamt zeichnet sich das Bild eines Bewegungssektors, der an seine Wachstums- 
grenze gestoßen zu sein scheint, und der intern plural aufgestellt ist. Womöglich haben 
wir es heute nicht mehr mit einem primär in spezifische Bewegungen untergliederten 
Feld zu tun, sondern mit einem modularen Raum unterschiedlicher Organisationen, 
Personen und Unterstützermilieus, die zu verschiedenen Themen und Konfliktlagen 
mobilisiert werden können. Zu erkennen ist auch, dass soziale Bewegungen ein so hohes 
Maß an Normalität erlangt haben, dass sich Politik - in Bezug auf Akteure, Themen, Ak- 
tions- und Kommunikationsformen - insgesamt deutlicher bewegungsaflin organisiert. 


5 Gesellschaftspolitische Relevanz 


Soziale Bewegungen werden in Wissenschaft und Öffentlichkeit als ein wichtiger Teil 
unserer modernen Gesellschaft gesehen (Roth/Rucht 1991). Eine eindeutige Bewertung 
aber ist kaum möglich, haben wir es doch mit einem sehr breiten Feld von - »linken« 
und »rechten«, moderaten und extremistischen - Protesten zu tun. Soziale Bewegun- 
gen werden einerseits als Garant einer gelebten Demokratie gewürdigt, da sie neben 
Parteien (Wahlen) und Verbänden (Lobbying) unmittelbar zwischen Politik und Gesell- 
schaft durch Protestmobilisierung vermitteln. Darüber hinaus gelten sie als Instanz einer 
kritischen Reflexion der gesellschaftlichen Realität, durch die es gelingt, zentrale Pro- 
bleme zu identifizieren und zu bearbeiten - vor allem in Bezug auf Themen ohne starke 
Lobby (z.B. Umwelt, Dritte Welt, Armut). Andererseits wird gegenüber sozialen Bewe- 
gungen kritisch vorgebracht, dass sie die gesellschaftliche und demokratische Ordnung 
überschreiten oder gefährden können, sobald sie die demokratischen Spielregeln verlas- 
sen und den demokratisch legitimierten Organen einen Willen aufzuzwingen versuchen. 

Unabhängig von dieser normativen Bewertung wird sozialen Bewegungen eine Re- 
levanz auch deshalb zugeschrieben, weil sie die gesellschaftliche Wirklichkeit verändern 
(Kern 2008: 175-188). Obwohl es schwierig ist, diese Wirkungen eindeutig zu messen, 
hat die Forschung kurz-, mittel- und langfristige Veränderungseffekte in unterschied- 
lichen Gesellschaftsbereichen beobachtet. So stoßen soziale Bewegungen politische Ver- 
änderungen an, beispielsweise neue gesetzliche Regelungen in konkreten Politikfeldern 
(z.B. der Ausstieg aus der Atomkraft) oder institutionelle Reformen des politischen Sys- 
tems (z.B. Volksbegehren, Demonstrationsrechte). Sie verändern Märkte, etwa durch 
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Waren- oder Firmenboykotte, Fair Trade oder die ökologische Landwirtschaft. Schließ- 
lich prägen sie gesellschaftliche Einstellungen, Werte und Praktiken (z.B. Umweltbe- 
wusstsein, Gleichstellung von Mann und Frau, Tierschutz). Unmittelbare Wirkungen 
sind eher die Ausnahme, denn das Ausmaß des sozialen Wandels hängt von den Struk- 
turen der Gesellschaft (Politik, Recht, Wirtschaft, Medien oder Kultur) mit ab. Zugleich 
verfolgen verschiedene Protestbewegungen unterschiedliche, zum Teil widerstreitende 
Interessen, Ziele und Weltanschauungen. Ob soziale Bewegungen damit einen Beitrag 
zur gesellschaftlichen Entwicklung leisten, und ob dieser stets produktiv ist, kann letzt- 
lich nur die Geschichte zeigen. 
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Soziale Mobilität 
Peter A. Berger 


1 Begriff, theoretische Bedeutung, Messung 


Mit Mobilität sind Veränderungen der Positionen oder Lagen von Personen oder Grup- 
pen im sozialen Raum gemeint. In der Regel wird zwischen räumlicher oder regionaler 
Mobilität (Migration, Fern- und Nahwanderungen, Pendeln) und sozialer Mobilität in 
engerem Sinne unterschieden, obwohl beide Mobilitätsarten oftmals zusammen auftre- 
ten (z.B. Ruppenthal/Lück 2009). Unter sozialer Mobilität im engeren Sinne versteht 
man Bewegungen und Wechsel zwischen beruflichen Positionen und Berufsgruppen 
(berufliche Mobilität) oder zwischen sozialen Lagen, Schichten und Klassen (Schich- 
ten- oder Klassenmobilität). Weitere Formen sozialer Mobilität sind unter anderem die 
Erwerbsmobilität (z.B. Übergänge von Erwerbstätigkeit in Arbeitslosigkeit oder umge- 
kehrt), die Einkommensmobilität, etwa zwischen Einkommenslagen der relativen Armut, 
des Wohlstands oder des Reichtums (Groh-Samberg 2009), und die »konnubiale« oder 
Heiratsmobilität, also die Wahl eines Partners mit ähnlicher oder unterschiedlicher sozia- 
ler Herkunft (Blossfeld/Timm 2008; Wirth 2000). 

Wenn berufliche Positionen, soziale Lagen, Klassen oder Schichten ungleich be- 
wertet (besser/schlechter, höher/niedriger) oder ungleich mit Ressourcen (z.B. Ein- 
kommens- oder Machtchancen) ausgestattet sind, spricht man bei Bewegungen zwi- 
schen diesen Sozialkategorien seit den Pionierarbeiten von Pitirim A. Sorokin (1927) 
von vertikaler Mobilität oder von Auf- und Abstiegen. Bewegungen zwischen gleich 
(oder ähnlich) ausgestatteten bzw. bewerteten Positionen einerseits, Bewegungen in- 
nerhalb von Klassen und Schichten andererseits werden dann als horizontale (seltener 
als laterale) Mobilität bezeichnet. In zeitlicher Hinsicht unterschied schon Max Weber 
(1976: 177) zwischen intragenerationeller oder Karrieremobilität (Positionswechsel im 
Lebenslauf) und intergenerationeller oder Generationenmobilität (Wechsel zwischen 
den Eltern- und Kindergenerationen). Mit Theodor Geiger (1962), einem weiteren Pio- 
nier der Mobilitätsforschung, kann man individuelle Mobilität von Personen, Familien 
oder Haushalten von kollektiver Mobilität als Auf- oder Abstiege ganzer sozialen Grup- 
pen, Schichten oder Klassen unterscheiden. Wichtig ist zudem Geigers Verweis auf die 
»doppelte Dynamik« sozialer Mobilität: Fluktuationen als Bewegungen in Positions- 
strukturen können, wenn Strukturen in Bewegung geraten, von Umschichtungen über- 
lagert werden - was insbesondere für sozialstrukturelle Wandlungen im Zuge der deut- 
schen Wiedervereinigung charakteristisch war (Berger 1991). 


S. Mau, N. M. Schöneck (Hrsg.), Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, 
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Soziale Mobilität kann durch Mobilitätsquoten oder -raten gemessen werden, in de- 
nen die Anzahl mobiler Personen in Form von Prozent- bzw. Verhältniszahlen in Be- 
ziehung gesetzt wird zur Anzahl der insgesamt oder in der jeweiligen Start- bzw. Ziel- 
kategorie erfassten Personen - ein auf ALLBUS-Daten beruhendes, wegen der groben 
Kategorien besonders übersichtliches Beispiel dafür stellt Tabelle ı dar: Wird eine Aus- 
gangsmenge von 1181 Personen zugrunde gelegt, von denen zwischen zwei Beobach- 
tungszeitpunkten (z.B. Eltern- und Kindergeneration) 684 ihre Position gewechselt ha- 
ben, erhält man eine Gesamtmobilitätsquote von rund 58 Prozent; komplementär dazu 
ergibt sich hier eine Stabilitäts- oder Immobilitätsquote von 42 Prozent. Anschaulich 
dargestellt werden Muster sozialer Mobilität in Form von Kreuztabellen oder »Mobili- 
tätsmatrizen«, die auf der vertikalen Achse meist die Startkategorien (bei intergenera- 
tioneller Mobilität z.B. die beruflichen Positionen der Väter oder Mütter) und auf der 
horizontalen Achse die Zielkategorien (Positionen der Söhne oder Töchter) enthalten. 
Die jeweiligen Randverteilungen stehen im Falle der Mobilität zwischen Generationen 
zum einen für die Berufs- oder Klassenstruktur der Elterngeneration, zum anderen für 
die entsprechende Verteilung in der Kindergeneration. Mobilitätsvorgänge spiegeln sich 
dann in den Besetzungen der Zellen im Inneren der Tabelle wider, wobei immobile Per- 
sonen, deren Positionen sich in der Generationenfolge nicht ändern, meist auf der Dia- 
gonalen von links oben nach rechts unten angeordnet sind (in Tabelle ı grau hinterlegt). 

Bei vergleichenden Analysen sozialer Mobilität ist vor allem der enge Zusammen- 
hang zwischen dem Umfang der registrierten Mobilität und dem Zuschnitt sowie der 
Anzahl der zugrunde gelegten Ausgangs- und Zielkategorien zu beachten: Eine niedrige 
Anzahl von Kategorien, etwa eine grobe Unterscheidung in Ober-, Mittel- und Arbei- 
terklasse, ergibt meist niedrigere Mobilitätsraten; feinere Klassifizierungen, die von ein- 
zelnen Berufen oder eng umgrenzten Berufsgruppen ausgehen, ergeben eine höhere 
(gemessene) Mobilität. Zwischen eng benachbarten oder voneinander nicht deutlich 
unterscheidbaren sozialen Lagen wird man in der Regel ebenfalls höhere Mobilität als 
zwischen weit entfernten oder klar abgegrenzten Sozialkategorien feststellen (Geißler 
2011: 255 ff.). Darüber hinaus führen sowohl längere Beobachtungszeiträume wie auch die 
Berücksichtigung zusätzlicher Beobachtungszeitpunkte in der Regel zu höheren Mobili- 
tätsraten. 

Geht man bei der Messung sozialer Mobilität von Start- oder Herkunftskategorien 
aus (bei intergenerationeller Mobilität werden meist die beruflichen Positionen der Vä- 
ter herangezogen, die der Mütter wurden und werden häufig nicht berücksichtigt), ge- 
ben Abstromquoten (»outflows«) Aufschluss darüber, wie groß der Anteil derjenigen 
Personen (bei intergenerationeller Mobilität häufiger Söhne, immer noch seltener Töch- 
ter) ist, die sich zu einem späteren Zeitpunkt in derselben Kategorie befinden wie ihre 
Eltern bzw. in eine andere gewechselt sind. Insbesondere bei intergenerationeller Mo- 
bilität werden Abstromquoten dabei als ein Maß für die Wahrscheinlichkeit der sozia- 
len »Vererbung« oder Reproduktion von Positionszugehörigkeiten bzw. für ungleiche 
Chancen des Zugangs zu bestimmten Positionen, also für Mobilitätsbarrieren, aufge- 
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Tabelle 1 Intergenerationelle Mobilität nach beruflicher Stellung 2002 


Kindergeneration 


Elterngenera- Land- Selbstän- Beamte Ange- Arbeiter Insge- 
tion wirte dige stellte samt 
Landwirte 3 7 8 23 14 55 
Abstrom 5S 12,7 14,5 41,8 25,5 100,0 
Zustrom 60,0 4,9 8,9 3,7 4,4 4,7 
Selbständige 1 27 7 62 14 111 
Abstrom 0,9 24,3 6,3 55,9 12,6 100,0 
Zustrom 20,0 18,8 78 9,9 4,4 9,4 
Beamte 0 13 17 57 14 101 
Abstrom 0,0 12,9 16,8 56,4 13,9 100,0 
Zustrom 0,0 9,0 18,9 9,1 4,4 8,6 
Angestellte 0 53 29 223 46 353 
Abstrom 0,0 15,0 82 63,2 13,6 100,0 
Zustrom 0,0 36,8 32,2 35,7 15,1 29,9 
Arbeiter 1 44 29 260 227 561 
Abstrom 0,2 78 5,2 46,3 40,5 100,0 
Zustrom 20,0 30,6 32,2 41,6 71,6 47,5 
Insgesamt 5 144 90 625 317 1181 
Abstrom 0,4 12,2 7,6 52,9 26,8 100,0 
Zustrom 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 


Anmerkungen: Gesamtmobilitätsquote: 57,9 Prozent (684 mobile Personen); Immobilitätsquote: 42,1 Prozent 
(497 immobile Personen). 


Quelle: Eigene Darstellung nach Groß (2008: 122); ALLBUS 2002. 


fasst. Im Jahre 2002 lag z. B. die Wahrscheinlichkeit, als Kind von Landwirten selbst wie- 
der Landwirt geworden zu sein, bei rund sechs Prozent, während die Chance, als Ar- 
beiterkind in eine Angestelltenposition einzurücken, über 46 Prozent betrug (Tabelle ı). 
Als erste und bis heute vorherrschende Perspektive der Mobilitätsforschung verbindet 
sich mit der Analyse von Abstromquoten meist ein Interesse am Ausmaß von Chancen- 
ungleichheiten. Relativ hohe Mobilitätsraten aufweisende und in diesem Sinne »offene« 
Gesellschaften gelten aus dieser Perspektive auch als eine Voraussetzung für moderne, 
demokratisch-pluralistische Herrschaftsstrukturen. Die Starrheit »geschlossener« Ge- 
sellschaften wurde dagegen mit traditionalen oder mit totalitären Herrschaftsformen in 
Verbindung gebracht (Lipset/Bendix 1959). 

Werden gegenüber diesem »meritokratischen«, auf Chancenungleichheiten gerich- 
teten Blickwinkel die Ziel- bzw. Ankunftskategorien zur Berechnung von Mobilitäts- 
quoten herangezogen, ergeben sich Zustromquoten (»inflows«). Sie informieren über 
die Zusammensetzung von Zielkategorien nach der Herkunft der aktuellen Mitglieder 
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und können als ein Maß für die Heterogenität oder Homogenität einer Berufsgruppe, 
Schicht oder sozialen Klasse verwendet werden. Diese zweite Blickrichtung, die sich z. B. 
schon bei Karl Marx (1982: 122), aber auch bei Max Weber (1976: 170) findet, zielt auf die 
»Identität« sozialer Klassen oder Schichten bzw. auf ihre Formierung zu »kollektiven 
Akteuren« und wurde in klassentheoretischen und sozialhistorischen Forschungen in 
den 1970er und 1980er Jahren vermehrt aufgegriffen (Berger 1986; Giddens 1979; Kocka 
1983). Mit Blick auf die Zustromquoten zeichnen sich in Deutschland im Jahr 2002 die 
schrumpfenden Kategorien der Landwirte (60 Prozent), vor allem aber der Arbeiter, 
von denen über 70 Prozent aus der Arbeiterschaft stammten, durch hohe Homogenität 
aus. Die expandierenden Kategorien der Beamten und der Angestellten, von denen nur 
19 bzw. 36 Prozent die gleiche Herkunftskategorie aufwiesen, stellten sich demgegenüber 
als deutlich heterogener dar (Tabelle ı). 

Eine längere Geschichte weist auch ein dritter Fragenkomplex auf, der im Anschluss 
an Pitirim A. Sorokin (1927) auf die individuellen und die soziokulturellen Folgen sozia- 
ler Mobilität zielt: Inter- wie intragenerationelle Mobilität kann, wie z.B. Peter L. Berger 
und Thomas Luckmann (1980: 148 ff.) argumentierten, soziale und personale Identitäten 
gefährden, da durch die mit Mobilität verbundenen Milieuveränderungen eine »Spal- 
tung zwischen vergangener und gegenwärtiger Identität« eintreten könne. In jüngerer 
Zeit wird das damit verbundene Herauslösen aus vertrauten sozialen Kontexten im Zu- 
sammenhang mit der von Ulrich Beck (1986) vorgetragenen »Individualisierungsthese« 
(Berger 1996; Berger/Hitzler 2010), aber auch mit Blick auf die Auswirkungen berufs- 
bedingter räumlicher Mobilität und beruflicher Flexibilisierungsanforderungen auf die 
Stabilität von Partnerschaften, Ehe und Familien verstärkt diskutiert (Lück/Schneider 
2010; Schneider et al. 2002; Szydlik 2007). 

Um diese theoretischen Fragestellungen empirisch angemessen behandeln zu können, 
hat sich die Mobilitätsforschung intensiv mit methodisch-statistischen Fragen ausein- 
andergesetzt (Groß 2008: 118 ff.; Huinink/Schröder 2008: 216 ff.; Weischer 2011: 450 ff.): 
In einer ersten Phase, in der es inhaltlich häufig um (Makro-)Zusammenhänge zwi- 
schen Industrialisierung und sozialer Mobilität einerseits, Modernisierung und Demo- 
kratisierung andererseits ging, wurden dazu vergleichsweise einfache Maße wie Zu- und 
Abstromquoten (Tabelle ı) und zusammenfassende Maßzahlen wie der »Dissimilari- 
tätsindex«, der Veränderungen der Randverteilungen misst, und » Assoziationsindices«, 
die die Perspektive von Zu- und Abströmen zusammenfassen, verwendet (Berger 1986: 
199f.; Groß 2008: 124ff.). Eine zweite Phase ist durch die Entwicklung des »Statusat- 
tainment«- oder Statuserwerbs-Ansatzes gekennzeichnet, in dem nicht nur bivariate 
Zusammenhänge zwischen Herkunfts- und Zielstatus nachgezeichnet, sondern in so- 
genannten »Pfadmodellen« weitere Einflussgrößen (wie Bildung und Beruf der Eltern 
und Kinder) getrennt und in ihrem Zusammenspiel erfasst werden sollten. Prägend wa- 
ren hier in den USA die Untersuchungen von Peter M. Blau und Otis D. Duncan (1967) 
zur » American Occupational Structure« oder in Deutschland die Arbeiten von Walter 
Müller (1972) zu »Bildung und Mobilitätsprozeß«. Im Gefolge einer leistungsorientier- 
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ten, funktionalistischen Ungleichheitstheorie (vgl. Davis/Moore 2009) verlagerte sich 
der Fokus damit auf die Mikro-Ebene des individuellen Erwerbs und der familienspe- 
zifischen Reproduktion von »kulturellem Kapital« (Bourdieu 1983) - als Beispiel dafür 
können auch die sogenannten PISA-Studien dienen. 

In der dritten, wegen der Orientierung an weber-marxistischen Klassentypologien 
(Erikson/Goldthorpe 1992) wieder eher makrostrukturell ausgerichteten Phase von Mo- 
bilitätsstudien standen schließlich Fragen der Unterscheidung und Modellierung mo- 
bilitätsspezifischer Teilprozesse im Zentrum: Da nicht nur Einzelpersonen mobil sind, 
sondern in modernen Gesellschaften die Berufsstruktur ebenso wie das Gefüge sozia- 
ler Klassen oder Schichten einem fortwährenden Wandel unterliegen, sind Mobilitäts- 
vorgänge ja nicht allein durch die Muster von Chancenungleichheiten oder durch Mo- 
bilitätsbarrieren bestimmt. Vielmehr können strukturelle Wandlungen einerseits zum 
Schrumpfen von Berufsgruppen oder sozialen Lagen (z.B. der Landwirte oder der 
handwerklich-gewerblichen Selbständigen) führen, sodass für eine Statusvererbung an 
nachrückende Generationen nicht genügend »freie« Positionen (Leerstellen oder »Va- 
kanzen«) zur Verfügung stehen - dies wird auch als push-Faktor oder Abstoßeffekt be- 
zeichnet. Wachsende Soziallagen oder Berufskreise (wie z.B. die Angestelltenschaft) 
können andererseits durch ein »Überangebot« an freien Plätzen einen Sogeffekt aus- 
üben (pull-Faktor). Mobilitätsströme, die durch Veränderungen im Umfang von Start- 
und Zielkategorien, also z.B. durch die Abnahme der Arbeiter von 48 auf 27 Prozent 
oder die Zunahme der Angestellten von 30 auf 53 Prozent (Tabelle ı) »verursacht« sind, 
werden als »erzwungene« oder strukturelle Mobilität bezeichnet. Sie werden damit un- 
terschieden von der als »freiwillig« bezeichneten Austausch- oder Zirkulationsmobilität, 
deren Umfang dann als der eigentliche Indikator für Chancenungleichheiten gilt. 

Während die in der ersten Phase der Mobilitätsforschung meist verwendeten »ab- 
soluten« Mobilitätsraten nun zwar das ganze Ausmaß individuell erfahrener Mobili- 
tät erfassen können (Berger 2004), dabei jedoch Einflüsse von Verteilungsänderungen 
zwischen Ausgangs- und Zielkategorien und von Veränderungen in den Chancen für 
Statusvererbung oder Positionswechsel vermengen, war und ist man insbesondere in 
international vergleichenden Untersuchungen bestrebt, mithilfe »relativer« Mobilitäts- 
raten den Einfluss struktureller Verschiebungen zu kontrollieren (Breen 2004; Erikson/ 
Goldthorpe 1992). Dazu werden Chancenverhältnisse oder »odds ratios« verwendet, 
die von Veränderungen in den Randverteilungen (statistisch) unabhängig sind. Aus- 
gangspunkt dafür sind Verhältniszahlen (»odds«), die z. B. einerseits angeben, wie hoch 
die Chancen eines Kindes aus einem Angestelltenhaushalt gegenüber einem Kind aus 
einem Arbeiterhaushalt ist, Angestellter zu werden, sind (223 / 48 = 4,6), andererseits 
die Chancen eines Kindes aus einem Arbeiterhaushalt, Angestellter zu werden, erfas- 
sen (260 / 227 = 1,1). Diese werden dann selbst miteinander ins Verhältnis gesetzt, so- 
dass sich am Beispiel von Tabelle ı (schraffierter Teilbereich) ein Chancenverhältnis von 
rund 4,2 (4,6 / 1,1) ergibt, gemäß dem die Chancen eines Kindes aus einem Angestellten- 
haushalt, wiederum als Angestellter tätig zu sein, rund viermal höher sind als für ein Ar- 
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beiterkind. Komplexe »log-lineare Modelle« ermöglichen es darüber hinaus, nicht nur 
solche Paarvergleiche vorzunehmen, sondern die Struktur größerer Tabellenbereiche 
oder ganzer Mobilitätstabellen abzubilden und zu vergleichen (Breen 2004). 


2 Soziale Mobilität in Deutschland 
2.1  Intergenerationelle oder Generationenmobilität 


Die Nachkriegszeit ist durch eine durchgängige Tertiärisierung, also durch ein Wachs- 
tum des tertiären oder Dienstleistungssektors, geprägt (> Dienstleistung und Dienstleis- 
tungsgesellschaft): In Westdeutschland ging von 1950 bis zum Ende des 20. Jahrhunderts 
der Anteil der im primär-agrarischen Sektor Erwerbstätigen von rund einem Viertel auf 
gut zwei Prozent zurück. Der sekundäre oder industrielle Sektor wuchs von etwa 43 Pro- 
zent im Jahre 1950 auf fast 50 Prozent in den 1970er Jahren, verkleinerte sich dann aber 
auf knapp 30 Prozent am Ende der 1990er Jahre. Der tertiäre Sektor dehnte sich dagegen 
kontinuierlich von rund einem Drittel auf mehr als 70 Prozent aus. Und während sich 
im Zuge dieser Entwicklung Angestellte und Beamte deutlich vermehrten (von zusam- 
men rund einem Fünftel um 1950 auf 57 Prozent im Jahre 2004), schrumpfte die Arbeiter- 
schaft in diesem Zeitraum von rund 50 auf gut 30 Prozent (Geißler 2011: 163 ff.). 

International vergleichende Mobilitätsuntersuchungen zeigten, dass sich die Muster 
intergenerationeller Mobilität in der Nachkriegszeit zwischen verschiedenen National- 
gesellschaften zum Teil deutlich unterschieden und Veränderung in den Mustern von 
Chancenungleichheiten eher langsam verliefen. Mit Blick auf absolute Mobilitätsraten 
findet man dabei in europäischen Gesellschaften bis in die 1980er Jahre einen durchgän- 
gigen Rückgang der Immobilität bei den Landwirten, einen Anstieg der Mobilität aus der 
Landwirtschaft in den Bereich der industriellen Arbeiterschaft sowie eine leichte Zunahme 
bei den Söhnen, deren Väter Landwirte oder Arbeiter waren und die nun als Angestellte 
oder Beamte in »Dienstklassenpositionen« einrückten (Erikson/Goldthorpe 1992). Neuere 
Untersuchungen lassen erkennen, dass im europäischen Durchschnitt und um die Wende 
ins 21. Jahrhundert rund zwei Drittel der Männer im Vergleich zu ihrer sozialen Herkunft 
eine andere Klassenposition einnehmen, 40 bis 50 Prozent von ihnen vertikale Mobilität 
erfahren haben, 20 bis 35 Prozent auf, zwölf bis 25 Prozent abgestiegen sind und zwischen- 
gesellschaftliche Unterschiede von den 1970er bis in die 1990er Jahre tendenziell abnahmen 
(vgl. Breen/Luijkx 2004a, b). 

Berufsstrukturelle Wandlungen in Richtung einer Dienstleistungsgesellschaft und 
die Bildungsexpansion (> Bildung und Bildungssystem), die zum deutlichen Abbau von 
Chancenungleichheiten zwischen Männern und Frauen beitrug, haben in der Bundes- 
republik vor allem in den 1970er Jahren zu einer Zunahme der Aufstiegsmobilität bei 
einem gleichzeitigem Rückgang der Abstiege geführt: Im Rahmen einer Klassifikation 
nach beruflicher Stellung und gemessen in absoluten Mobilitätsraten konnten z.B. von 
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Abbildung 1 Intergenerationelle Mobilität (bis zum Alter 27) nach Geburtskohorten 1920-1971, 
(West)Deutschland 
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Quelle: Eigene Darstellung nach Mayer/Aisenbrey (2007: 134); Lebensverlaufsstudie des Max-Planck-Instituts 
für Bildungsforschung. 


den in den 1940er Jahren in den Beruf eingetretenen, westdeutschen Männern (Frauen) 
etwa 27 Prozent (35 Prozent) einen Aufstieg im Vergleich zur Berufsstellung der Väter- 
generation vollziehen; rund 35 Prozent (40 Prozent) erfuhren einen sozialen Abstieg. Bei 
einem Berufseintritt in den 1970er Jahren finden sich dann bei den Männern Aufstiegs- 
quoten von etwa 38 Prozent (Abstiege: rund 29 Prozent); bei den Frauen können so- 
gar rund 52 Prozent als Aufsteigerinnen bezeichnet werden, etwa ein Drittel von ihnen 
musste dagegen Abstiege in Kauf nehmen (Berger 1996: 181 ff.). Ein ähnliches Bild ergibt 
sich, wenn mit einer feineren Klassifikation beruflicher Stellungen die absoluten Raten 
intergenerationeller Mobilität in (West)Deutschland zwischen der Vätergeneration und 
den Söhnen bzw. Töchtern (jeweils im Alter von 27) nach Geburtskohorten differenziert 
werden (Abbildung ı): Nach einem Rückgang der Gesamtmobilität zwischen den um 
1920 und den um 1930 geborenen Kohorten steigt sie bei beiden Geschlechtern bis in die 
1980er Jahre (Geburtskohorten 1950 und 1955). Im selben Zeitraum nehmen Aufstiege 
bei den Männern, besonders deutlich aber bei den Frauen zu, während Abstiege bei 
Männern bis in die 1970er Jahre (Geburtskohorte 1950) und bei Frauen bis in die frühen 
1980er Jahre (Geburtskohorte 1955) seltener werden. Mit dem Übergang in die 1990er 
Jahre erkennt man einen leichten Rückgang der Gesamtmobilität und eine Annäherung 
der Auf- und Abstiegsraten bei Männern und Frauen (Mayer/Aisenbrey 2007: 133 ff.). 
Die darin sich insgesamt abzeichnende »Öffnung« der westdeutschen Sozialstruk- 
tur, die freilich seit dem Übergang in die 1980er Jahre wieder zum Stillstand gekommen 
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zu sein scheint, brachte jedoch für ausländische Arbeitnehmer (> Migranten) nur we- 
nig verbesserte Aufstiegschancen mit sich: So waren beispielsweise auch aus der zwei- 
ten Ausländergeneration in den 1980er Jahren noch mehr als die Hälfte als un- oder an- 
gelernte Arbeiter beschäftigt, während dies nur auf etwa ein Fünftel der gleichaltrigen 
Deutschen zutrifft. Schon fast die Hälfte der deutschen Erwerbstätigen (bis zum Alter 
von 25 Jahren) befand sich dagegen in Angestelltenpositionen; bei der zweiten Auslän- 
dergeneration betrug diese Quote jedoch nur rund 20 Prozent (Seifert 1995: 149). Auch 
neuere Untersuchungen, die sich auf Bildungs- und Arbeitsmarktchancen konzentrie- 
ren, weisen immer wieder auf die schlechteren Aufstiegschancen von Arbeitnehmern 
mit Migrationshintergrund hin (Diefenbach 2010; Konsortium Bildungsberichterstat- 
tung 2006: 137 ff.; Seibert/Solga 2005). Dabei wird deutlich, dass sich die Chancen, be- 
stimmte berufliche Positionen zu erreichen, auch bei gleichem Bildungsstatus des Va- 
ters erheblich zwischen Personen mit und ohne Migrationshintergrund unterscheiden: 
So wurden fast 80 Prozent der Migranten, deren Väter keinen Bildungsabschluss haben, 
ungelernte Arbeiter, während dies bei Einheimischen nur für ein Fünftel zutrifft. Dem- 
gegenüber liegt die Wahrscheinlichkeit bei Kindern von Vätern mit Abitur, hochqualifi- 
zierte oder leitende Angestellte zu werden, bei Einheimischen bei rund 60 Prozent, wäh- 
rend Personen mit Migrationshintergrund hier nur eine Chance von knapp 40 Prozent 
aufweisen (Pollack 2010: 34). 

In den beiden deutschen Staaten zeigte sich in der Nachkriegsgeschichte eine teil- 
weise deutliche Auseinanderentwicklung der Mobilitätsmuster (Pollak 2010: 15 ff.): 
Zwar hatte in der DDR die » Aufbaugeneration« der um 1930 Geborenen besonders bei 
den Männern zunächst viele und gute Chancen des sozialen Aufstiegs - und auf Sei- 
ten der Frauen setzte sich dies bis in die 1940er Geburtskohorten fort. In den folgen- 
den Geburtsjahrgängen, insbesondere bei den um 1960 und danach Geborenen, fanden 
dann jedoch in der DDR vor allem die Männer deutlich verschlechterte Aufstiegschan- 
cen vor, wobei sich insbesondere die Chancenverhältnisse zwischen den Kindern der 
sogenannten »Intelligenz« und den Kindern von Facharbeitern bzw. un- oder ange- 
lernten Arbeitern und Genossenschaftsbauern zuungunsten der letztgenannten Gruppen 
verschoben. 

Rückblickend erwies sich dabei die Bundesrepublik für manche Gruppen (wie z. B. 
die Söhne von Facharbeitern) als die »offenere« Gesellschaft: Während in der DDR 
fast 60 Prozent der Facharbeitersöhne wiederum Facharbeiter wurden und nur etwa 
elf Prozent einen Aufstieg in die »obere Dienstklasse« erreichten, schafften dies in 
Westdeutschland etwa ı7 Prozent, und lediglich 40 Prozent wurden erneut Facharbei- 
ter (Mayer/Solga 1994; Solga 1995). Auf eine wachsende »Schließung« und zunehmende 
Selbstreproduktion einer »sozialistischen Dienstklasse« deutet dabei unter anderem hin, 
dass z.B. um 1970 noch 75 bis 82 Prozent der Angehörigen von DDR-Führungsschich- 
ten (Betriebsleiter, Staatsanwälte, Richter, Offiziere) der dort sehr weit gefassten » Ar- 
beiterklasse« entstammten, gegen Ende der 1980er Jahre diese Quoten jedoch auf 64 bis 
76 Prozent gesunken waren (Geißler 2011: 264ff.). 
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Zusammenfassend hat sich die mithilfe relativer Mobilitätsraten gemessene soziale 
Durchlässigkeit der Sozialstruktur (»social fluidity«) für die nach 1930 geborenen Män- 
ner und Frauen in Westdeutschland insgesamt leicht erhöht (Müller/Pollak 2004; Pollak 
2011); freilich ist offen, ob sich dieser Trend fortsetzen wird (Pollack 2010: 29). Für Män- 
ner und Frauen in Ostdeutschland scheinen demgegenüber seit der Wende die Zusam- 
menhänge zwischen sozialer Herkunft und eigener Position (wieder) enger geworden 
zu sein, wobei sich eine Annäherung der Muster intergenerationeller Mobilität in West- 
und Ostdeutschland abzeichnet (Pollak 2011). 


2.2  Intragenerationelle oder Karrieremobilität 


Wirft man nun noch einen Blick auf Entwicklungen der intragenerationellen Mobilität, 
so wies die Bundesrepublik bis in die 1970er Jahre im Vergleich zu den USA ein gerin- 
ges Maß an Karrieremobilität auf (Kappelhoff/Teckenberg 1987), das auf Besonderhei- 
ten des deutschen Bildungswesens verweist: Durch seine ausgeprägte Differenzierung 
und die »duale Ausbildung« bewirkt es eine besonders enge Kopplung zwischen den im 
Ausbildungssystem erworbenen Qualifikationen und den ersten beruflichen Positionen. 
Mobilität findet daher in Deutschland meist vermittelt über das Bildungssystem statt; 
spätere Berufswechsel waren, z.B. auch im Vergleich zu Frankreich, lange Zeit eher sel- 
ten (König/Müller 1986). Auch vom norwegischen und vom nordamerikanischen Mus- 
ter der Karrieremobilität wichen westdeutsche Männer der Geburtsjahrgänge um 1930 
deutlich ab: Während z.B. weiße (schwarze) Amerikaner in ihrem Berufsleben durch- 
schnittlich 6,5 (5,6) verschiedene »Berufsepisoden« (Zeitabschnitte mit einer gleichblei- 
benden Berufstätigkeit) aufwiesen, und bei norwegischen Männern sogar 7,5 Episoden 
auftraten, fanden sich in der Bundesrepublik bei dieser Geburtskohorte lediglich 3,5 Epi- 
soden (Allmendinger 1989). Diese auch im Vergleich zu Schweden und Großbritannien 
hohe Stabilität von Berufspositionen lässt die westdeutsche Struktur sozialer Klassen 
und Schichten in intragenerationeller Hinsicht als weniger »durchlässig« erscheinen 
(Allmendinger/Hinz 1997; Mayer et al. 1989). 

Einige Indizien weisen jedoch auch bei der Karrieremobilität auf eine allmähliche 
»Öffnung« bzw. auf eine gestiegene Beweglichkeit in den westdeutschen Mobilitätsmus- 
tern bis zum Ende der 1990er Jahre hin: In jüngeren Geburtsjahrgängen finden sich hö- 
here Raten des Berufswechsels, und in den 1970er Jahren zeigt sich auf Seiten der Män- 
ner eine tendenziell zunehmende berufliche Aufstiegsmobilität (Carroll/Mayer 1986; 
Hillmert 2011; Noll 1992). Ein ähnliches Bild ergibt ein Vergleich der Muster intragene- 
rationeller Mobilität zwischen den 1970er und den 1980er Jahren: Dabei finden sich für 
alle beruflichen Stellungen höhere Mobilitätsquoten, und das Gesamtvolumen der Kar- 
rieremobilität hat von 13 auf fast 25 Prozent zugenommen (Berger 1996: 167). 

Auch ein längerfristiger Kohortenvergleich ergibt für intragenerationelle Mobili- 
tät (nach beruflichen Stellungen) zwischen 27 und 35 Jahren zunächst für die in den 
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Abbildung 2 Intragenerationelle Mobilität (27 bis 35 Jahre) nach Geburtskohorten 1920-1971, 
(West)Deutschland 
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Quelle: Eigene Darstellung nach Mayer/Aisenbrey (2007: 134); Lebensverlaufsstudie des Max-Planck-Instituts für 
Bildungsforschung. 


1930er und 1940er Jahren geborenen Männer und Frauen niedrige Raten. Bis in die 
späten 1990er Jahre (Geburtskohorten um 1971) scheint jedoch bei den westdeutschen 
Männern und Frauen die gesamte Karrieremobilität eher zuzunehmen. Dabei sind die 
kurzfristigen Aufstiegschancen der Männer durchgängig höher als die der Frauen (Ab- 
bildung 2) und die Berufsmobilität ist hauptsächlich im Anschluss an Erwerbsunterbre- 
chungen angestiegen (Mayer et al. 2010). Eine weitergehende » Destabilisierung« von Be- 
rufs- und Erwerbsverläufen, wie sie sich noch in den 1980er Jahren abzuzeichnen schien 
(Berger et al. 1992), kann jedoch in neueren Untersuchungen nicht durchgängig bestä- 
tigt werden (Erlinghagen 2004). Vielmehr dürfte es am Anfang des 21. Jahrhunderts eher 
zu einem Rückgang bei innerbetrieblichen Stellenwechseln und Aufstiegen gekommen 
sein, während sich für gering qualifizierte Frauen und Männer eher eine Zunahme von 
Arbeitgeberwechseln sowie von Übergängen in Erwerbslosigkeit abzeichnet (Giesecke/ 
Heisig 2010). 

Blickt man nochmals auf die ehemalige DDR zurück, konnte man auch dort trotz 
einer strikten Regulierung beruflicher Laufbahnen ein nicht unerhebliches Ausmaß 
an intragenerationeller Berufs- und Erwerbsmobilität beobachten (Huinink et al. 1995: 
112 ff.): So wiesen z.B. Frauen bis zum Alter von 28 Jahren im Durchschnitt 2,7 »Er- 
werbsepisoden« (Wechsel der beruflichen Tätigkeit und des Betriebes, einschließ- 
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lich Erwerbsunterbrechungen) auf; bei Männern fanden sich 3,2 (Geburtsjahrgänge 

1929-1931) bis 2,3 (Geburtsjahrgänge 1959-1961) Episoden. Mit Blick auf berufliche Mo- 
bilität im engeren Sinne (Wechsel des Berufsfeldes und/oder der Betriebe) sind frei- 
lich in der DDR von den ältesten bis zu den jüngsten Kohorten für Männer und Frauen 

sinkende Raten der beruflichen Mobilität bei gleichzeitig zurückgehenden beruflichen 

Aufstiegsraten festzustellen. Eine gegenläufige Tendenz wiesen innerbetriebliche Wech- 
sel auf, wobei sich in der Abfolge der Geburtsjahrgänge keine gravierenden Verände- 
rungen in den Auf- und Abstiegen, jedoch eine deutliche Zunahme der »horizontalen« 

Mobilität innerhalb der Betriebe nachzeichnen lassen. Dies bestätigt das schon anhand 

der Muster intergenerationeller Mobilität gezeichnete Bild von der DDR als einer zuneh- 
mend immobiler werdenden Gesellschaft, in der vor allem die jüngeren Generationen 

geringere Aufstiegschancen vorfanden. 

Vor dem Hintergrund der hohen beruflichen Stabilität, die die DDR als exemplari- 
schen Fall einer » Arbeitsgesellschaft« (Kohli 1994) kennzeichnete, bedeutete die Wie- 
dervereinigung eine Art »doppelte Beschleunigung«, denn sowohl die Bewegungen in 
Strukturen wie auch die Strukturen selbst unterlagen einem rapiden Wandel, bei dem in- 
nerhalb weniger Jahre viele Erwerbstätige in Ostdeutschland ihre berufliche Positionen 
verändern mussten oder ihren Arbeitsplatz verloren (Berger 1996: 260 ff.; Geißler 2011: 
268 ff.): So hatten etwa zwischen Januar 1990 und März 1996 38 Prozent der ostdeutschen 
Erwerbstätigen den Betrieb, gut 17 Prozent im selben Betrieb den Arbeitsplatz und rund 
37 Prozent den Beruf gewechselt, wobei 18 Prozent dieser Betriebs- und Berufswechsel 
als Aufstieg, etwa 30 Prozent als Abstieg zu bewerten sind (Diewald/Solga 1997). In der 
von der Wiedervereinigung besonders geprägten »Wendegeneration« des Geburtsjahr- 
gangs 1971 wiesen erwartungsgemäß die Männer in Ostdeutschland mit 4,8 Jobs bis zum 
Alter von 34 (Frauen: 3,9) gegenüber westdeutschen Männern mit 4,1 Jobs (Frauen: 3,6) 
und mit 1,7 Berufswechseln (Frauen: 1,3) gegenüber 1,4 (Frauen: 1,1) eine etwas höhere 
intragenerationelle Mobilität auf (Mayer/Schulze 2009: 144). Einige Berufsgruppen, so 
z.B. Facharbeiter, qualifizierte Angestellte und Selbständige, scheinen allerdings von 
den Arbeitsmarktturbulenzen eher verschont geblieben zu sein: Hier haben sich noch 
in der DDR erworbene Bildungs- und Berufsqualifikationen als Schutz gegenüber Ab- 
stieg und Arbeitslosigkeit erwiesen, was zu merklichen Unterschieden zwischen » Ge- 
winnern« und »Verlierern« der Wiedervereinigung beigetragen haben dürfte (Krause/ 
Ostner 2010). 


3 »Öffnung« sozialer Strukturen, soziale Integration 
und Transnationalisierung 


Die umfangreichen Instabilitätserfahrungen in Ostdeutschland nach der Wende ma- 
chen darauf aufmerksam, dass soziale Mobilität nicht nur für die Beurteilung von 
Chancen(un)gleichheiten oder für Prozesse der Herausbildung von sozialen Klassen 
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und Schichten - also unter den ersten beiden oben genannten Gesichtspunkten - von 
sozialer und politischer Relevanz ist. Vielmehr spielen hier - im Sinne der dritten Per- 
spektive - auch jene ambivalenten Konsequenzen sozialer Mobilität eine Rolle, die 
als »Individualisierung« (> Modernisierung und Individualisierung) diskutiert werden 
(Beck 1986; Berger 1996; Berger/Hitzler 2010): Durch das mobilitätsbedingte » Herauslö- 
sen« aus vertrauten Sozialmilieus können Berufs- und Lebenserfahrungen »entwertet« 
werden, womit aufindividueller Ebene Orientierungsschwierigkeiten und Identitätspro- 
bleme auftreten können. Auf kollektiver Ebene können soziale Mobilität und sich häu- 
fende Statusunsicherheiten zudem zum Verlust tradierter Bindungen führen und mit 
sozialer Desintegration bis hin zur Anomie in Verbindung gebracht werden. 

Wie aber die Erstarrungserscheinungen in der DDR ebenfalls gelehrt haben, kann 
ein hohes Maß an sozialer Mobilität als ein Indikator für die notwendige »Offenheit« 
und »Pluralität« einer modernen Gesellschaft aufgefasst werden: Soziale Mobilität bringt 
aus dieser Perspektive für die Mobilen nicht nur »Mobilitätskosten« mit sich, sondern er- 
öffnet ihnen zugleich Lern- und Selbstverwirklichungschancen. Dies kann in ökonomi- 
scher Hinsicht zu größerer Flexibilität und Anpassungsfähigkeit der Gesellschaft führen. In 
sozialer Hinsicht kann das mobilitätsbedingte Kennenlernen unterschiedlicher Berufsfel- 
der, gesellschaftlicher Bereiche oder Milieus auch das Entstehen oder Fortbestehen wech- 
selseitiger Klischees und Vorurteile verhindern - und so die soziale Integration einer Ge- 
sellschaft fördern. 

Fragestellungen dieser Art werden in den letzten Jahren auch unter den Stichworten der 
»Transnationalisierung« sozialer Ungleichheiten und sozialer Räume (Berger/Weiß 2008; 
Pries 2007) bzw. der »transnationalen Vergesellschaftung« (Mau 2007) aufgegriffen. Damit 
richtet sich das Interesse über Beschreibungen und Vergleiche nationalgesellschaftlicher 
Mobilitätsregime hinaus zunehmend auf komplexe Verschränkungen von sozialer Mobili- 
tät und Migration über nationalstaatliche Grenzen hinweg (Braun/Recchi 2008; Verwiebe 
2008). Formen räumlicher und sozialer Mobilität werden sowohl unter Gesichtspunk- 
ten ungleicher Chancen wie auch mit Blick auf weitere soziale und kulturelle Konsequen- 
zen dabei zunehmend in ihren Zusammenhängen thematisiert (Ohnmacht et al. 2009; 
Schneider/Collet 2010; Schneider/Meil 2009), sodass zukünftig Prozesse sozialer Mobili- 
tät nicht nur innerhalb von Gesellschaften, sondern auch zwischen Gesellschaften im Fo- 
kus sozialwissenschaftlicher Forschungen stehen werden. 
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Soziale Netzwerke 


Betina Hollstein 


1 Begriff 


Über einzelne soziale Beziehungen hinausgehend, öffnet das Konzept des sozialen Netz- 
werks den Blick für die »Gesamtheit« der sozialen Beziehungen und macht die Kontext- 
gebundenheit oder - wie Mark Granovetter (1985) es nennt - die »embeddedness« sozia- 
len Handelns zum Thema. Die Netzwerkforschung untersucht die Relationen zwischen 
Akteuren (z.B. Cluster- und Cliquenbildungen) und fragt danach, welche Bedeutung 
Strukturmerkmale von Netzwerken und sozialen Beziehungen für die soziale Integra- 
tion haben. Beispielsweise sind dichte Netzwerke, in denen sich viele Personen unter- 
einander kennen, durch schnelleren Informationsfluss und effektivere Normdurchset- 
zung gekennzeichnet als weniger dichte Netzwerke. Für die Akteure bedeutet dies in der 
Regel höheren sozialen Rückhalt, zugleich jedoch größere soziale Kontrolle (Coleman 
1990). Ein anderes bekanntes Strukturmerkmal von Netzwerken sind sogenannte struk- 
turelle Löcher zwischen verschiedenen Netzwerken oder Clustern (Burt 1992): Besetzt 
man eine Broker-Position zwischen verschiedenen Netzwerken und überbrückt damit 
solche strukturellen Löcher, sichert dies privilegierten Zugang zu Informationen, zu 
Macht und Einfluss. 

Netzwerke sind Gegenstand der unterschiedlichsten Forschungsbereiche: der Stadt- 
und Gemeindeforschung, der Migrations- und der Familienforschung, der Organisa- 
tions- und der Wirtschaftssoziologie, der Wissenschafts- und Technikforschung, der 
politischen Soziologie und der Ungleichheitsforschung, um nur einige zu nennen. Un- 
tersucht werden Kommunikationsnetzwerke, Netzwerke zwischen und Netzwerke in- 
nerhalb von Organisationen, die Formierung subkultureller Szenen und sozialer Be- 
wegungen, politische, persönliche oder virtuelle Netzwerke. Insgesamt geht es der 
Netzwerkforschung um die »Darstellung der Muster (Strukturen) sozialer Netzwerke 
und ihrer Dynamik sowie um ihre Funktion für soziale Integration innerhalb definierter 
Sozialgebilde wie für den Einzelnen.« (vgl. Kardoff 1989: 35). Mit seiner relationalen Per- 
spektive auf Beziehungen und Positionen in Beziehungsgeflechten verbindet das Netz- 
werkkonzept die gesellschaftliche Mikro- und Makroebene. Zugleich bietet die relatio- 
nale Perspektive einen originär soziologischen Ansatzpunkt für die Untersuchung der 
Mechanismen sozialer Integration und der Bedingungen und Folgen gesellschaftlicher 
Modernisierungsprozesse (> Modernisierung und Individualisierung). 


S. Mau, N. M. Schöneck (Hrsg.), Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, 
DOI 10.1007/978-3-531-18929-1_51, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013 
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Allgemein können Netzwerke als »spezifische Mengen von Verbindungen zwischen 
sozialen Akteuren« definiert werden (Mitchell 1969: 2; Übersetzung BH). Die Verbin- 
dungen als auch die sozialen Akteure können dabei ganz unterschiedliche soziale Ein- 
heiten sein. Akteure können Organisationen, politische Akteure, Haushalte, Familien 
oder Individuen sein. Verbindungen oder Relationen können z.B. Interaktionen oder 
Beziehungen sein, die auf irgendeine Weise inhaltlich spezifiziert sind, wie beispiels- 
weise Macht und Einfluss, Informationsfluss, Güteraustausch oder emotionale Nähe. 
Der Begriff Netzwerk legt zwar eine gewisse Stabilität bzw. Erfassbarkeit nahe, doch wer 
zu einem »Netzwerk« gehört und woraus ein »ganzes« Netzwerk besteht, ist eine Frage 
der Definition." Unterschieden werden sogenannte »komplette« oder »ganze« Netz- 
werke wie beispielsweise Gemeinden von sogenannten »egozentrierten Netzwerken«, 
d.h. Netzwerken eines einzelnen Akteurs. Dieser wird als Ego bezeichnet, die Mitglie- 
der seines Netzwerks als Alteri. Bei egozentrierten Netzwerken unterscheidet man fer- 
ner zwischen »first order stars« (Barnes 1969), bei denen nur die Beziehungen von Ego 
zu den Alteri untersucht werden, und »first order zones« (ebd.), bei denen auch die Be- 
ziehungen zwischen den Alteri erfasst werden. Letzteres ist erforderlich, um Struktur- 
parameter wie die Dichte des Netzwerks oder Cliquenbildungen beschreiben zu können. 

Im Folgenden geht es um Netzwerke als formale Strukturen. Sie sind zu unterschei- 
den von Netzwerken als spezifische Form der Handlungskoordination, wie sie Powell 
(1990) neben den Steuerungsformen Markt und Hierarchie beschrieben hat. 

Strukturen von Netzwerken stellen eine wichtige Erklärungsdimension sozialen 
Handelns dar. Im Wesentlichen lassen sich folgende Typen von Netzwerkstrukturen un- 
terscheiden (z.B. Diewald 1991; Jansen 2006): 


a) Strukturmerkmale des Gesamtnetzwerks und von Teilgruppen des Netzwerks. Hier- 
zu zählen insbesondere die Größe des Netzwerks und seine Dichte sowie Verdich- 
tungen innerhalb des Netzwerks, sogenannte Cluster. Die Dichte bezieht sich auf die 
Verbindungen der Netzwerkmitglieder untereinander, also z.B. die Zahl der fakti- 


1 Neben der Frage, welche Beziehungsdimensionen erhoben werden sollen, ist beispielsweise festzule- 
gen, nach welchen Kriterien die Netzwerkmitglieder ermittelt werden, etwa über die Kontakthäufig- 
keit, über spezifische Beziehungsinhalte (wie Informationsaustausch, die emotionale Bedeutung oder 
bestimmte gemeinsame Aktivitäten). Grundsätzlich lassen sich zwei Verfahren der Bestimmung von 
Netzwerkmitgliedern unterscheiden: der Austausch- (»exchange-network-approach«) und der Rol- 
lenansatz (»role-relation-approach«) (Marsden 1990). Stehen die Beziehungsinhalte im Vordergrund, 
wird der Austausch-Ansatz verwendet. Im Rahmen von Befragungen werden beispielsweise Listen mit 
Funktionen, meist differenziert nach unterschiedlichen Situationen, vorgelegt und es wird gefragt, an 
wen man sich in einer bestimmten Situation bzw. bei einem bestimmten Problem wendet. Beim Rollen- 
ansatz liegt der Akzent auf der Rollenbeziehung im Verhältnis zur Befragungsperson (z.B. Verwandte, 
Freunde, Arbeitskollegen). Zu diesen Personen(-gruppen) werden häufig sozialstrukturelle Merkmale 
ermittelt und es wird anschließend gefragt, welche Leistungen diese Personen erbringen (z.B. ob Ar- 
beitskollegen Ratschläge erteilen, ob Eltern finanzielle Transfers leisten oder wie häufig man sich mit 
Freunden trifft). 
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schen Verbindungen zwischen den Alteri im Verhältnis zur Anzahl der möglichen 
Verbindungen. Ein weiteres wichtiges Merkmal ist die strukturelle Äquivalenz von 
Netzwerken oder Teilgruppen, die anhand von Blockmodellanalysen bestimmt wer- 
den kann. 

b) Strukturmerkmale einzelner Beziehungen und deren Zusammenfassung auf Netz- 
werkebene. Hierbei werden Strukturmerkmale von Beziehungen erfasst. Werden von 
Merkmalsausprägungen der einzelnen Beziehungen Summen und Durchschnitte be- 
rechnet bzw. häufigste Werte bestimmt, lassen sich damit auch Gesamtnetzwerke 
charakterisieren. Als besonders aussagekräftige Merkmale gelten die Kontakthäufig- 
keit, die Beziehungsdauer (Stabilität), die geografische Distanz oder räumliche Di- 
spersion oder die Multiplexität (d.h. Mehrdimensionalität der Beziehungsinhalte). 
Bei den Zusammenfassungen von Merkmalsausprägungen der einzelnen Beziehun- 
gen lassen sich entsprechend die durchschnittliche Beziehungsdauer, die mittlere 
geografische Distanz etc. bestimmen. 

c) Strukturmerkmale einzelner Akteure und deren Zusammenfassung auf Netzwerke- 
bene. Hierunter fallen Merkmale und Positionen einzelner Akteure wie Zentralität, 
Prestige, Gatekeeper oder Brückenposition. Weitere Aspekte sind der Grad der Ho- 
mogenität (Ähnlichkeit) oder Heterogenität der Akteure, etwa - wenn es sich um In- 
dividuen handelt - hinsichtlich des sozialen Status, des Alters oder des Geschlechts. 


Beziehungsdimensionen: Da sich das Netzwerkkonzept vor allem auf die formale Struk- 
tur sozialer Beziehungen bezieht, werden Netzwerkkonzepte häufig mit Konzepten 
kombiniert, mit denen die funktionalen oder inhaltlichen Aspekte von Beziehungen 
erfasst werden: beispielsweise bei persönlichen Netzwerken mit Konzepten zur Erfas- 
sung von sozialer Unterstützung (Diewald 1991) oder von Sozialkapital (Lin 2001). Die 
Unterstützungsforschung unterscheidet zwischen Verhaltensdimensionen (z.B. Dienst- 
leistungen, Geselligkeit), der Vermittlung von Kognitionen (z.B. Rat, Information) und 
von Emotionen. Die Sozialkapitalforschung betrachtet letztlich ähnliche Dimensionen, 
fasst diese aber als soziale Ressourcen, die an soziale Beziehungen gebunden sind (Cole- 
man 1990). Zusätzlich betrachtet sie Vertrauensaspekte. Sowohl Unterstützungs- wie 
Sozialkapitalforschung betonen zunehmend auch negative, problematische Seiten so- 
zialer Beziehungen und Netzwerke, wie den Zeitaufwand, materielle Kosten, Kummer 
oder Sorgen. 


2 Historische Entwicklung der Netzwerkforschung 


Frühere Vorläufer der heutigen sozialwissenschaftlichen Netzwerkforschung waren die 
soziometrischen Studien Morenos in den 1930er Jahren und US-amerikanische gemein- 
desoziologische Studien der 1940er Jahre. Erstmals verwendet wurde der Begriff des so- 
zialen Netzwerks in den Studien britischer Kulturanthropologen, die in den 1950er und 
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1960er Jahren kleinere Sozialzusammenhänge, Landgemeinden, Nachbarschaftsbezie- 
hungen und subkulturelle Milieus untersucht hatten. Die in diesen Studien entwickel- 
ten Konzepte wurden wichtige Referenzpunkte der Netzwerkforschung: Hierzu gehören 
die Dichte (Mitchell 1969), Cliquen und Cluster (Barnes 1969) oder die Unterscheidung 
zwischen formeller und informeller Organisation (Roethlisberger/Dickson 1939). Je- 
doch kam es erst in den 1970er Jahren - im Zuge der parallel stattfindenden Entwick- 
lung der mathematischen Grundlagen - zur Etablierung der sozialwissenschaftlichen 
Netzwerkanalyse als eigenem empirischen Paradigma für die Analyse sozialer Bezie- 
hungssysteme (vgl. Freeman 2004). Im Rahmen dieses Paradigmas, der »Social Net- 
work Analysis«, wurde ein umfangreiches methodisches Instrumentarium entwickelt, 
das durch ausdifferenzierte standardisierte Erhebungsverfahren (erprobte Namensgene- 
ratoren wie Burt-Generator, Positions-Generator, Ressourcen-Generator), Kennziffern 
von Netzwerkstrukturen (wie Dichtemaße, verschiedene Zentralitätsmaße) sowie ela- 
borierte Analyseverfahren und Modellrechnungen gekennzeichnet ist. Hierzu gehören 
Blockmodellanalysen und Kohärenzanalysen, Random Graph Modelle und neuerdings 
auch avancierte Modelle zur Analyse von Longitudinaldaten. Wie Peter Carrington fest- 
stellt, ist es vermutlich gerade die Mathematisierung der »Social network analysis«, die 
die Anschlussfähigkeit des Netzwerkkonzepts in den unterschiedlichsten Disziplinen 
wesentlich befördert und zu seiner enormen Verbreitung beigetragen hat (Carrington, 
im Druck). 

Theoretisch unterschiedliche Positionen gibt es bezogen auf die Konzeptionalisie- 
rung des Strukturbegriffs. Kritiker eines »strukturalistischen Determinismus« (Emir- 
bayer/Goodwin 1994) sehen die Verknüpfung von (Netzwerk-)Struktur- und Akteurs- 
ebene und die Agency von Netzwerken als wichtige theoretische Herausforderungen der 
Netzwerkforschung (ebd.). Entsprechend versuchen neuere Arbeiten, die Gestaltungs- 
und Handlungsfähigkeit der Akteure sowie die Bezugnahme auf Normen, Symbole und 
kulturelle Praktiken konzeptionell zu integrieren. Zu nennen sind Arbeiten von Ver- 
tretern des symbolischen Interaktionismus sowie neuere Arbeiten der phänomenologi- 
schen Netzwerktheorie (White 1992).” In empirischen Studien finden diese Fragen ihren 
Niederschlag im Einsatz konversationsanalytischer Verfahren (Mische 2008) und inter- 
pretativer Analyseverfahren (vgl. Hollstein 2011; Hollstein, im Druck). 

Da soziale Netzwerke in den unterschiedlichsten Forschungsgebieten untersucht 
werden, ist eine erschöpfende Übersicht im Rahmen dieses Beitrags nicht möglich. Ver- 
wiesen sei auf die einschlägigen Literaturüberblicke. Im Folgenden erfolgt eine Konzen- 
tration auf die Darstellung von Fragen und Befunden aus Bereichen, die für die Analyse 
moderner Gesellschaften wie der deutschen wesentlich sind: soziale Integration und so- 
ziale Mobilität, Wirtschaft, Organisation und Innovation. 


2 Weitere Anschlussstellen liefern Bourdieus Praxistheorie, Latours Actor-Network-Theorie sowie Luh- 
manns Systemtheorie. 
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3 Soziale Integration und soziale Mobilität 


Die Frage nach den Folgen von Modernisierungsprozessen für die soziale Integration hat 
die Soziologie von Anfang an beschäftigt. Im Kern geht es um die Frage, ob gesellschaft- 
liche Modernisierung und Individualisierung mit einem Gemeinschaftsverlust einher- 
gehen oder ob Modernisierung einen Gewinn an individueller Freiheit bedeutet (> Mo- 
dernisierung und Individualisierung). Ferdinand Tönnies war der Erste, der im Zuge der 
Herausbildung moderner Industriegesellschaften, wachsender gesellschaftlicher Diffe- 
renzierung und Rationalisierung vor allem einen Gemeinschaftsverlust konstatiert hatte, 
d.h. den Verlust von Zugehörigkeit, emotionaler Verbundenheit und sozialem Zusam- 
menhalt. Individualisierung, verstanden als Freisetzung aus traditionellen und ständi- 
schen Bindungen, aus Verwandtschaft und Nachbarschaft, beschreibt Tönnies vor allem 
in ihren desintegrativen Wirkungen. Demgegenüber weisen Georg Simmel und Talcott 
Parsons darauf hin, dass Modernisierung auch steigende Differenzierung von Gemein- 
schaft bedeutet und betonen den mit Individualisierung verbundenen Freiheitsgewinn 
sowie die erweiterten Möglichkeiten, Beziehungen selbst wählen zu können. Diese Ar- 
gumentationslinien finden sich auch in der deutschen Individualisierungsdiskussion der 
1980er Jahre (vgl. Beck 1983; Zapf et al. 1987). Zur Frage, wie sich die soziale Einbettung 
verändert - ob etwa mit zunehmender Verstädterung soziale Kontakte oberflächlicher 
werden oder ob Verwandtschafts- und Nachbarschaftskontakte stabil bleiben -, liefern 
Netzwerkdaten wichtige Aufschlüsse. Sie geben Auskunft über das Funktionsspektrum 
und die Qualität von persönlichen Beziehungen und beantworten die Frage, inwiefern 
Zusammensetzung und Struktur persönlicher Netzwerke Funktionsspektrum und Qua- 
lität beeinflussen (Diewald 1991). So kann man etwa fragen, ob traditionell organisierte 
Netzwerke (dicht, räumlich konzentriert, multiplex) überhaupt erforderlich sind, um 
eine hohe Qualität von Beziehungen zu gewährleisten. Entsprechend untersuchen em- 
pirische Studien, welche sozialen Gruppen in welche Netzwerke eingebunden sind und 
welche Bedeutung bestimmte Netzwerkstrukturen für die soziale Einbindung haben. 
Die Größe des persönlichen Netzwerks wird z. B. häufig als Indikator für die soziale 
Einbindung verwendet. Belegt ist, dass das Vorhandensein sozialer Beziehungen allein 
schon entlastend ist (sogenannter Direkteffekt) und dass viele Beziehungen die Wahr- 
scheinlichkeit verringern, sich einsam zu fühlen. Für die individuelle Zufriedenheit ist 
die Netzwerkgröße jedoch nur bedingt aussagekräftig. Beispielsweise ist die Existenz 
eines besten Freundes ein besserer Indikator für das Wohlbefinden als die Anzahl der 
Freunde (z.B. Diewald 1991). Ferner haben bestimmte Rollenbeziehungen einen deut- 
licheren positiven Einfluss auf die subjektive Zufriedenheit als andere. So sind Interak- 
tionen mit Freunden eher mit Zufriedenheit verbunden als Interaktionen mit Familien- 
mitgliedern. Die Netzwerkgröße wirkt sich vor allem positiv auf die Menge verfügbarer 
Informationen und das Potential instrumenteller Unterstützungsleistungen aus (z.B. 
Hilfe bei Reparaturen, beim Einkaufen). Dagegen sind dichte Netzwerke, in denen sich 
viele Netzwerkmitglieder untereinander kennen, durch hohes Zusammengehörigkeits- 
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gefühl und sozialen Rückhalt gekennzeichnet und können sich insbesondere in Krisen- 
zeiten als wichtig erweisen. Die mit dichten Netzwerken verbundene soziale Kontrolle 
hat aber auch negative Seiten, z.B. wenn man in neue Lebenszusammenhänge oder Mi- 
lieus hinüberwechseln will. 

Bezogen auf die Frage, welche Personen in welche Netzwerke eingebunden sind und 
wer über welche Art von Unterstützung verfügt, ergeben empirische Untersuchungen 
ein vielschichtiges Bild, das weder die These vom Gemeinschaftsverlust noch die der li- 
beralisierten Gemeinschaft belegt. Martin Diewald diagnostiziert auf Basis der Daten 
des ALLBUS und des Wohlfahrtssurveys für die Bundesrepublik Deutschland Anfang 
der 1990er Jahren insgesamt eine »Pluralisierung von Beziehungsmustern mit Polarisie- 
rungstendenzen bei der Verteilung von Unterstützungsressourcen« (Diewald 1991: 251). 
Menschen, deren Lebenslauf dem traditionellen Familienzyklus folgt, sind im Durch- 
schnitt auf der sicheren Seite. Zu den Risikogruppen, die erhebliche Defizite an Kon- 
takten und Unterstützungsbeziehungen aufweisen, zählen ältere Ledige, kinderlos ge- 
bliebene Paare und Verwitwete. Im Alter sind das Vorhandenseins eines Partners und 
auch von Kindern die wichtigsten Determinanten dafür, ob informelle Unterstützung 
ausreichend zur Verfügung steht oder ob Einsamkeit droht (Diewald 1991; Künemund/ 
Hollstein 2005). 

Bezogen auf den Zusammenhang zwischen gesellschaftlicher Entwicklung und in- 
formellen Unterstützungspotentialen ist eine viel diskutierte Frage, ob gut ausgebaute 
wohlfahrtsstaatliche Institutionen informelle Unterstützungsnetzwerke eher schwächen 
(»crowding-out«) oder sie eher stärken (»crowding-in«). Vorliegende international ver- 
gleichende Studien stützen eher die crowding-in-Hypothese (z.B. Diewald/Lüdicke 
2007). Neuere Analysen des Familiensurveys, des ALLBUS 2002, der Netherlands Kin- 
ship Panel Study (NKPS), des Surveys Transnationalisierung und des European Qua- 
lity of Life Survey (EQLS) zum Zusammenhang zwischen materieller und sozialer Be- 
nachteiligung zeigen allerdings, dass es deutliche Schichtunterschiede in den sozialen 
Netzwerken gibt und insbesondere für Arme und Deprivierte kein Kompensations-, 
sondern ein Kumulationseffekt auszumachen ist: Materiell und bildungsmäßig benach- 
teiligte Personen haben kleinere und dichtere Netzwerke mit einem höheren Anteil an 
Verwandten und sie verfügen über wenig emotionalen Rückhalt und instrumentelle Un- 
terstützung (Böhnke 2007; Mewes 2010). Mewes spricht in diesem Zusammenhang von 
»doppelter Exklusion« (ebd.). 

Eine wichtige Rolle spielen Konzepte und Methoden der Netzwerkforschung auch 
bei der Untersuchung von Mobilitätsprozessen. Dies betrifft etwa räumliche Mobilität 
(z.B. Kettenmigration) (> Räumliche Mobilität), Heiratsmuster, aber auch Mobilität auf 
dem Arbeitsmarkt (> Arbeitsmarkt und Beschäftigung) (Kropp 2010). So haben seit der 
Veröffentlichung von Mark Granovetters Studie »Getting a job« (1974) viele Untersu- 
chungen gezeigt, welche große Bedeutung soziale Beziehungen bei der Stellensuche und 
der Besetzung von Arbeitsplätzen haben. Werden Beschäftigte befragt, wie sie ihre Stelle 
gefunden haben, berichten meist zwischen 30 und 60 Prozent, durch Beziehungen da- 


Soziale Netzwerke 751 


von erfahren zu haben (Lin 2004). In deutschen Studien ergeben sich mit um 40 Prozent 
etwas niedrigere Werte (z.B. Preisendörfer/Voss 1988). Beim ersten Arbeitsplatz ist der 
Anteil in der Regel höher als in späteren Karriereabschnitten. Für den Status des ersten 
Berufs ist der Status der Kontaktperson sogar wichtiger als das Bildungsniveau. 

Welche Gruppen (Berufsanfänger/später im Karriereverlauf; Statusniedrige/-hohe; 
Arbeitssuchende/-inhaber) von welcher Art von Kontakten (starke oder schwache Bin- 
dungen; lange oder kurze Wege bis zu der betreffenden Stelle) auf welche Weise profi- 
tieren, ist nur zum Teil geklärt. Granovetters These, dass sich über Beziehungen eher 
statushöhere oder besser bezahlte Stellen finden, gilt mittlerweile als widerlegt. Dafür 
scheint bei der Vermittlung über persönliche Beziehungen die Zufriedenheit mit dem 
Arbeitsplatz höher zu sein als bei anderen Arten des Stellenzugangs (vgl. Jansen 2006). 
In Granovetters Studie (1974), in der höhere Angestellte befragt wurden, erwiesen sich 
die »weak ties«, also Beziehungen zu Personen, mit denen kein häufiger Kontakt besteht 
und die emotional nicht eng verbunden sind (Bekannte), als vorteilhafter bei der Jobsu- 
che als »strong ties« (Familien- und Freundschaftsbeziehungen). Insgesamt erhöht der 
Zugang zu großen Netzwerken mit vielen Bekannten die Wahrscheinlichkeit, nützliche 
Informationen zu erhalten. Wie Burt für Manager (1992) gezeigt hat, sind »Brückenbe- 
ziehungen« am ertragreichsten: Akteure, die verschiedene Netzwerke miteinander ver- 
binden und dadurch strukturelle Löcher zwischen verschiedenen Netzwerken überbrü- 
cken (Broker), verfügen über mehr und vielfältigere Informationen als andere Akteure. 

Letztlich sind Beziehungen bei der Stellensuche wohl noch wichtiger als bislang an- 
genommen. Jobinformationen werden häufig in Routine-Interaktionen vermittelt, ohne 
dass man aktiv danach gefragt hat (Lin/Ao 2004). Wegen dieser »invisible hand« (ebd.) 
werde dieser Informationszugang in den Standardbefragungen eher unterschätzt. Zu 
berücksichtigen ist schließlich auch der soziale, wirtschaftliche und historische Kon- 
text. Unklar ist, ob soziales Kapital bei einer schwierigen Arbeitsmarktlage und in Zei- 
ten hoher Arbeitslosigkeit für die Jobsuche und Personalrekrutierung eine besonders 
große Rolle spielt oder ob eine entspannte Arbeitsmarktlage die Vermittlung durch 
persönliche Beziehungen fördert. Auch institutionelle Rahmenbedingungen dürften 
hierbei eine Rolle spielen, etwa inwieweit institutionelle Vermittlungsangebote vorhan- 
den sind, beispielsweise seitens der Bundesagentur. Insgesamt ist festzuhalten, dass in 
modernen Gesellschaften nicht nur starke Primärbeziehungen bedeutsam sind. Auch 
die sogenannten »schwachen Beziehungen« (weak ties), also weniger zeitintensive und 
mit geringerem emotionalen Engagement verbundene Beziehungen, erfüllen wichtige 
Funktionen, indem sie Transportwege für Informationen bilden und Mobilität fördern. 
In dieser Hinsicht stellen sie eine wichtige Ergänzung der starken primären Beziehun- 
gen dar, welche üblicherweise als die zentralen Beziehungen und der elementare soziale 
»Kitt« betrachtet werden. 
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4 Wirtschaft, Organisation, Innovation 


In seinem paradigmatischen Aufsatz »Economic action and social structure: the prob- 
lem of embeddedness« hat Mark Granovetter (1985) darauf aufmerksam gemacht, dass 
wirtschaftliches Handeln sehr häufig nicht allein dem Diktum des Marktes und des Prei- 
ses folgt, sondern durch den sozialen Kontext und insbesondere durch soziale Beziehun- 
gen geprägt wird (> Wirtschaft). Eine wesentliche Möglichkeit, diese Eingebettetheit zu 
operationalisieren, bietet das Netzwerkkonzept. Es hat den Vorteil, sehr unterschied- 
liche Akteure und Analyseeinheiten fassen zu können: Individuen, Abteilungen, Teams, 
Gruppen, ganze Organisationen. Daher ist es auch geeignet, unterschiedliche Ebenen 
wirtschaftlichen Handelns zu analysieren: Akteursbeziehungen innerhalb von Unter- 
nehmen und Verbindungen zwischen Unternehmen bis hin zu Verflechtungen auf ge- 
samtgesellschaftlicher, nationaler und supranationaler Ebene (z. B. Finanzmärkte) sowie 
heterogene Netzwerke und Märkte, die sich einer einfachen Beschreibung entziehen, 
etwa illegale Märkte, Schattenökonomien oder andere »verdeckte« Netzwerke, z. B. ver- 
schiedene Formen organisierten Verbrechens. Zentrale Fragen richten sich darauf, die 
Strukturen dieser Netzwerke zu beschreiben und die Wirkungen der Netzwerkstruktu- 
ren und der strukturellen Einbettung einzelner Akteure auf ökonomisches Handeln und 
wirtschaftliche Erträge hin zu analysieren. 

Soziale Beziehungen, insbesondere Vertrauensbeziehungen, können dabei Transak- 
tionskosten reduzieren. Beziehungen und Netzwerke können, umgekehrt, aber auch wi- 
derständig sein und Kosten erhöhen. Solche Widerständigkeiten innerhalb von Unter- 
nehmen haben schon in den 1930er Jahren Roethlisberger und Dickson (1939) in den 
Hawthorne-Studien zur Bedeutung informeller Beziehungen in Unternehmen aufge- 
zeigt. Dass diese Beziehungen eine erhebliche Barriere für Innovation und Verände- 
rung in Unternehmen sein können, illustriert auch eine aktuelle Studie von Häussling 
(2006) zur (missglückten) Umstrukturierung einer Verkaufsabteilung in einem deut- 
schen Automobilkonzern. Ein Beispiel für die Reduktion von Transaktionskosten ist 
Uzzis (1997) Studie zu Unternehmen der Bekleidungsbranche, in der er unterschiedliche 
Typen von Unternehmensbeziehungen und deren Bedeutung für die organisationale 
und wirtschaftliche Performance untersucht: Kurzfristig mögen die distanzierten und 
vor allem am Preis orientierten »arm-length ties« günstiger sein. Mittelfristig haben je- 
doch die sogenannten »embedded ties« kompetitive Vorteile. Sie zeichnen sich im Un- 
terschied zu »arm-length ties« durch größeres wechselseitiges Vertrauen zwischen den 
Partnern aus, ermöglichen einen engmaschigeren Informationsaustausch und verfügen 
über eine größere Problemlösungskapazität. Mit Blick auf sein Netzwerk ist es offenbar 
für den wirtschaftlichen Erfolg eines Unternehmens wichtig, dass es über eine Mischung 
aus beiden Beziehungsarten verfügt (ebd.). 

Auch für die Entwicklung und Diffusion von technologischen Innovationen und ge- 
sellschaftlicher Wissensproduktion spielen soziale Netzwerke eine Rolle (Rammert 1997; 
Weyer 2011) (> Wissenschaft und Forschung). Umstritten ist, welche Netzwerkstruktur 
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unter welchen Bedingungen die Wissensproduktion befördert (Jansen et al. 2010). Ak- 
teure, die strukturelle Löcher überbrücken, sind im Vorteil, da sie (frühzeitiger) über 
mehr und diversere Informationen als andere verfügen, was Kreativität eher fördert 
(Burt 1992). Starke Beziehungen und eng verflochtene Netzwerke scheinen gegenüber 
schwachen bzw. Brückenbeziehungen cher kreativitätshemmend, wie Fallstudien aus 
der deutschen Schwerindustrie und der Telekommunikationsbranche belegen (Grabher 
1993; Werle 1990). Dies trifft jedoch nicht für alle Arten von Innovationen zu: Für radi- 
kale Innovationen erweisen sich langjährige und vertrauensvolle Beziehungen als we- 
sentliche Voraussetzung (Powell/Grodal 2005). Wie Jansen konstatiert, steigern »weak 
ties« die Innovationsfähigkeit nur dann, wenn es sich »nicht um implizites oder kom- 
plexes Wissen handelt« (2006: 268 f.). Neben der Art der Innovation und des Wissens 
ist die Wirkung bestimmter Netzwerkstrukturen kontextabhängig: Beispielsweise zeigen 
Jansen et al. (2010), dass Forscher(-gruppen) in neuen Disziplinen wie der Nanowissen- 
schaft produktiver sind, wenn ihre Kooperationsnetzwerke mehr strukturelle Löcher 
aufweisen. In einem etablierten Feld wie der Astrophysik verhält es sich umgekehrt: Hier 
sind Forscher produktiver, die in dichteren Netzwerken arbeiten. 

Insgesamt können Verbindungen zwischen Organisationen sehr unterschiedlich aus- 
sehen. Das Spektrum reicht von strategischen Allianzen (Sydow 2001) oder anderen 
formalisierten, vertraglich geregelten Beziehungen bis zu lockeren Verbindungen oder 
Clustern. Eine Möglichkeit der Darstellung von größeren Unternehmensverflechtungen, 
bieten sogenannte »interlocking directorates«, d.h. Korporationen und die sie verbin- 
denden Leitungspersonen. Dieser Zweig der Wirtschafts- und Organisationssoziologie 
geht zurück auf die Arbeiten von Otto Jeidels (1905) zur Verknüpfung von Banken und 
Industrie in Deutschland. Bei diesen Netzwerken handelt es sich um sogenannte Two- 
mode- oder afliliation-Netzwerke, in denen zwei unterschiedliche Typen von Knoten 
(hier: Korporationen und Direktoren) miteinander verknüpft sind: Ist ein Individuum 
Mitglied in zwei verschiedenen Organisationen und verknüpft auf diese Weise zwei 
Korporationen miteinander, besitzt es ein »interlocking directorship«. Für die Indivi- 
duen ist diese Position mit mehr Kontakt- und Steuerungsmöglichkeiten, Einfluss und 
Prestige verbunden. Für die Unternehmen bieten interlocks Möglichkeiten der Kon- 
taktaufnahme, der Informationsgewinnung und der Koordination von Geschäftsstra- 
tegien (vgl. Carroll/Sapinski 2011). Interlocking directorates stellen Mechanismen der 
Kooptation oder des Monitoring dar (wenn z.B. eine Bank Manager in den Aufsichts- 
rat eines Klienten entsendet). Sie dienen der Reputation und Vermehrung von Kontak- 
ten (wenn z.B. Firmen prestigereiche Führungspersonen in ihren Aufsichtsrat einla- 
den) und der Konzentration von Macht und Einfluss. Für Deutschland wurden unter 
anderem die Unternehmensverflechtungen der deutschen Wirtschaft, des »koordinier- 
ten Kapitalismus« der »Deutschland AG« beschrieben (Beyer 1998) und die Begleitum- 
stände der deutschen Wiedervereinigung auf Unternehmensebene untersucht (Windolf 
1998). Insgesamt ist ein Strukturmerkmal moderner Gesellschaften, dass organisationale 
Verflechtungen stark zugenommen haben. Die Finanzmarktkrise von 2007 hat dies mit 


754 Soziale Netzwerke 


besonderer Deutlichkeit gezeigt. Netzwerkansätze können dazu beitragen, diese Ver- 
flechtungen zwischen unterschiedlichen Akteuren und ihre Veränderungen sichtbar zu 
machen, die strukturellen Bedingungen und Mechanismen der Diffusion von Wissen 
aufzuklären und Ansatzpunkte für Steuerungsprozesse zu benennen. 

Als eine besondere Form der heutigen interorganisationalen Verflechtung sind 
schließlich sogenannte »Policy-Netzwerke« zu nennen (Knill/Schäfer 2011; Mayntz 
1993). Ihr besonderes Merkmal ist, dass sie aus heterogenen Akteuren bestehen und 
individuelle, korporative oder kollektive Akteure in unterschiedlichen Kombinatio- 
nen verbinden. Je nach Politikfeld sind auch Akteure der Wirtschaft vertreten. Damit 
stellen Policy-Netzwerke neben Personennetzwerken und Inter-Organisationsnetzwer- 
ken einen dritten Netzwerktyp dar. Policy-Netzwerke repräsentieren eine Steuerungs- 
form, die mit zunehmender Verflechtung auf unterschiedlichen Gesellschaftsebenen an 
Relevanz gewonnen hat. In der wachsenden Bedeutung dieser Netzwerke kommt der 
Autonomieverlust des Staates zum Ausdruck. Policy-Netzwerke können als spezifisches 
Merkmal spätmoderner Gesellschaften begriffen werden (Mayntz 1993). 


5 Gesellschaftspolitische Relevanz 


Soziale Akteure agieren nicht losgelöst von Zeit und Raum, sondern sind eingebettet in 
soziale Kontexte. Diese genuin soziologische Einsicht lässt sich mithilfe des Netzwerk- 
konzepts operationalisieren. Soziale Netzwerke, verstanden als formale Darstellung der 
komplexen Beziehungen zwischen sozialen Akteuren, stellen eine wichtige Dimension 
der Beschreibung und Analyse der Sozialstruktur moderner Gesellschaften und von 
Prozessen sozialen Wandels und gesellschaftlicher Entwicklung dar. 

Zum einen kann die Sozialintegration moderner Gesellschaften auf der Ebene per- 
sönlicher Beziehungen und Netzwerke beschrieben werden. Welche Gruppen sind inte- 
griert und wo ist soziale Integration prekär? Welche Netzwerkstrukturen ermöglichen 
oder behindern soziale Integration und soziale Mobilität? Familien-, Freundschaftsbe- 
ziehungen oder Beziehungen zu Kollegen erfüllen unterschiedliche, aber gleicherma- 
ßen wichtige kognitive, emotionale und praktische Leistungen. Sie sind Motoren oder 
Barrieren räumlicher und sozialer Mobilität und damit letztlich entscheidend für die 
Positionierung im Status- und Ungleichheitsgefüge der Gesellschaft. Es ist daher eine 
zu begrüßende Entwicklung, dass Netzwerkfragen auch in Deutschland zunehmend in 
sozialwissenschaftliche Umfragen und die Sozialberichterstattung (> Sozialstatistik und 
Sozialberichterstattung) integriert werden. 

Daneben leistet das Netzwerkkonzept einen wichtigen Beitrag zum Verständnis und 
zur Erklärung von wirtschaftlichen Prozessen, von Abläufen in Unternehmen und Ko- 
operationen zwischen Unternehmen, von Unternehmensverflechtungen auf der Ma- 
kroebene, der Entwicklung und Diffusion von Innovationen sowie von Ansteckungspro- 
zessen auf dem Kapitalmarkt. Zugleich werden damit auch Prozesse und Mechanismen 
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sichtbar, die die meritokratische Selbstbeschreibung und die bürokratische Verfasstheit 
sowie das Marktprinzip moderner Gesellschaften unterlaufen, stichwortartig genannt 
seien hier » Vitamin B«, Klientelismus, Korruption und Schattenökonomien. 

Schließlich kann das Netzwerkkonzept auch für die Analyse politischer Prozesse, 
von Handlungskoordination und gesellschaftlicher Steuerung ertragreich eingesetzt 
werden: Angesprochen wurden die sogenannten Policy-Netzwerke. Daneben können 
politische Eliten (Pappi 2010) (> Eliten und Führungsgruppen) sowie soziale Bewegun- 
gen (Aderhold 2010) (> Soziale Bewegungen) als Netzwerke gefasst werden. Dabei lässt 
sich analysieren, wie politische Akteure und Prozesse durch spezifische Netzwerkstruk- 
turen geprägt und beeinflusst werden, zugleich diese Strukturen aber auch initiieren, mit 
gestalten und prägen. 
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Soziale Probleme 


Axel Groenemeyer 


1 Was sind soziale Probleme? 


Wenn von sozialen Problemen die Rede ist, dann werden damit konkrete Situationen, 
Lebensbedingungen und Verhaltensweisen assoziiert - wie z.B. Armut, Kriminalität, 
Drogenkonsum, Arbeitslosigkeit, Wohnungslosigkeit, sexueller Missbrauch, Alkoho- 
lismus oder Gewalt -, die in irgendeiner Weise als störend, schädlich, belastend, ab- 
weichend, ungerecht oder pathologisch angesehen werden. Im Unterschied zu privaten 
und individuellen Problemen bezeichnen soziale Probleme Phänomene, für deren Be- 
arbeitung, Kontrolle oder Lösung eine gesellschaftliche bzw. politische Verantwortung 
angemahnt und erwartet wird; sie sind Gegenstand öffentlicher Diskussionen (> Öf- 
fentlichkeit), politischer Maßnahmen und Regelungen, und zu ihrer Bearbeitung sind 
spezialisierte öffentliche Institutionen geschaffen worden. 

Offenbar ist aber sowohl die Grenze zwischen individuell privaten und sozialen Pro- 
blemen als auch die Einschätzung der Möglichkeit einer grundsätzlichen kollektiven 
Veränderbarkeit dieser Phänomene außerordentlich variabel und die Aufmerksamkeit, 
die sozialen Problemen in der Öffentlichkeit und Politik gewidmet wird, ist durchaus 
wechselhaft. Manche sozialen Probleme tauchen plötzlich in öffentlichen oder politi- 
schen Diskursen auf, sind die Basis für die Mobilisierung sozialer Bewegungen (» So- 
ziale Bewegungen) und werden in den Massenmedien breit behandelt, diskutiert oder 
skandalisiert, Aufträge für wissenschaftliche Expertisen werden vergeben und politi- 
sche Maßnahmen beschlossen. Manchmal verlieren sie an Aufmerksamkeit und wer- 
den »vergessen«, neu bewertet oder in ihrem Charakter uminterpretiert, eher selten 
werden sie sogar gelöst. Häufig sind sie als dauerhaft zu bearbeitende Probleme angelegt 
und gehören zum festen Bestandteil moderner Gesellschaften oder werden als notwen- 
dige Folgeerscheinung der gesellschaftlichen Entwicklung hingenommen und in ihren 
Auswirkungen durch spezialisierte Institutionen (z.B. Soziale Arbeit, Sozialpolitik, Poli- 
zei, Justiz oder Gesundheitssystem) und entsprechende Organisationen verwaltet, kon- 
trolliert oder bearbeitet. 

Soziale Probleme sind nicht einfach für alle sichtbare und evidente Störungen der so- 
zialen Ordnung oder Schaden und Leiden verursachende Verhaltensweisen und Lebens- 
bedingungen; vielmehr müssen Situationen, Verhältnisse oder Verhaltensweisen erst 
durch kollektives bzw. politisches Handeln als soziale Probleme problematisiert wer- 
den. Grundlage dieser Problematisierung ist die Vorstellung von als verbindlich erachte- 
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ten Wertvorstellungen, z.B. von Menschenwürde, Gleichheit oder Gerechtigkeit, gegen 
die die problematisierten Verhältnisse oder Verhaltensweisen verstoßen sollen. Aller- 
dings bedeutet die öffentliche und politische Anerkennung sozialer Probleme sowie die 
damit verbundene Institutionalisierung von Interventionen und politischen Program- 
men immer auch die Verteilung von Zuständigkeiten, Verantwortlichkeiten, Ressourcen 
und Macht, sodass über die öffentliche und politische Problematisierung auch partiku- 
lare und politische Gruppeninteressen verfolgt werden können (vgl. Groenemeyer et al. 
2012). Gleichwohl bleibt der zumindest argumentative und rhetorische Rückgriff auf 
übergeordnete Wertvorstellungen bei der Problematisierung von Sachverhalten bedeut- 
sam, um eine Mobilisierung und Legitimation für das Anliegen herzustellen. 

Es liegt also nicht in der »Natur« eines sozialen Problems, ob es z.B. als Krank- 
heit, Kriminalität, als Ausdruck von fehlender Motivation, als Folge einer verfehlten 
Sozialisation, eines Versagens der Politik oder als Ausdruck krisenhafter Entwicklung 
sozialer Systeme interpretiert wird, vielmehr ist die jeweilige Deutung eines Problems 
die Folge einer erfolgreichen öffentlichen Problematisierung. Je nachdem, ob z.B. der 
Konsum von Drogen und Alkohol als Kriminalität, als Krankheit, als Folge schwieri- 
ger Lebensumstände oder als mangelhafte individuelle Kompetenzen interpretiert wird, 
sind jeweils andere Institutionen und Politikbereiche für die Bearbeitung zuständig. Da- 
bei wird ein problematisiertes Phänomen dann zu Kriminalität erklärt, wenn sich die 
Deutung gesellschaftlich und politisch durchsetzt, dass es Personen als eindeutige Ver- 
ursacher für das Problem gibt, denen eine Verantwortlichkeit und damit Schuld zu- 
geschrieben werden kann. Nur dann sind die Institutionen der Polizei, Justiz und Straf- 
verfolgung zuständig und der Täter kann bestraft werden. Wenn allerdings dasselbe 
Phänomen als Ausdruck körperlicher oder psychischer Defizite von betroffenen Indivi- 
duen interpretiert wird, so sind die Institutionen der Medizin, Therapie oder Psychiatrie 
zuständig: Wer als krank angesehen wird, ist nicht voll verantwortlich für sein Handeln, 
kann von daher auch nicht bestraft, sondern muss behandelt werden. So macht es z.B. 
einen deutlichen Unterschied sowohl für die institutionellen Zuständigkeiten als auch 
für die Betroffenen und ist Gegenstand von Deutungskonflikten, ob öffentliche und po- 
litische Diskurse über Arbeitslosigkeit durch Interpretationen geprägt werden, in denen 
Arbeitslosen selbstverschuldete individuelle Defizite an Motivation und Kompetenzen 
zugeschrieben werden, sie als Opfer verfehlter Wirtschafts- und Sozialpolitik oder als 
Verlierer im kapitalistischen Modernisierungs- und Globalisierungsprozess angesehen 
werden (vgl. Oschmiansky 2003). 

Vor diesem Hintergrund definiert Schetsche (2008: 48 f.) soziale Probleme als »öf- 
fentliche Thematisierungen, bei denen soziale Akteure Forderungen materieller oder 
immaterieller Art an gesellschaftliche Instanzen stellen, indem sie die Existenz sozialer 
Sachverhalte mit drei Eigenschaften behaupten: ı. Der betreffende Sachverhalt ist nach 
der dominierenden Werteordnung der Gesellschaft negativ zu bewerten und damit un- 
erwünscht. 2. Es existieren Geschädigte oder Benachteiligte, die an ihrer Lage zumindest 
teilweise schuldlos sind. 3. Abhilfe oder wenigstens Linderung von Not ist im Rahmen 
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der bestehenden Sozialordnung möglich und ethisch auch erstrebenswert« (siehe auch 
Best 2008; Groenemeyer 2012). 

Die Soziologie und andere Sozialwissenschaften haben mittlerweile ein ausdiffe- 
renziertes System von Wissen zu den zentralen sozialen Problemen in modernen Ge- 
sellschaften erarbeitet und zum Teil haben sich Spezialdisziplinen ausdifferenziert, die 
jeweils ein soziales Problem zu ihrem Spezialgebiet erklärt und eigene Studiengänge eta- 
bliert haben (z.B. Kriminologie, Public Health, Sozialpädagogik). In diesem Handwör- 
terbuch finden sich bereits viele Stichworte, die sich mit den Ausprägungen, Entwick- 
lungen und dem Ausmaß einzelner sozialer Probleme befassen, wie z.B. Armut und 
Exklusion, Arbeitslosigkeit Extremismus, Gesundheit, Kriminalität, Terrorismus, und 
auch bei vielen anderen Stichworten werden soziale Probleme ebenfalls mit behandelt. 

Wenn die Soziologie soziale Probleme zu einem Thema macht, so sind damit zwei 
unterschiedliche Fragestellungen verbunden: Einerseits befasst sie sich mit Fragen nach 
den Ursachen, der Verbreitung und Betroffenheit von sozialen Problemen sowie den 
Möglichkeiten und Bedingungen ihrer Bearbeitung und Kontrolle, andererseits unter- 
sucht sie die Bedingungen und Prozesse der öffentlichen Problematisierung von Phäno- 
menen als soziale Probleme, d.h. die Frage wie und warum bestimmte Phänomene und 
Handlungsweisen als problematisch aufgefasst, öffentlich thematisiert sowie in politi- 
schen Maßnahmen und jeweils spezifischen Institutionen bearbeitet werden. Mit dieser 
Frage wird keineswegs die Existenz sozialer Probleme und ihrer negativen Auswirkun- 
gen auf Betroffene relativiert, vielmehr geht es darum zu erklären, dass es nicht selbst- 
verständlich ist oder irgendwelchen Sachnotwendigkeiten folgt, in welcher Art und 
Weise soziale Probleme in der Öffentlichkeit (> Öffentlichkeit) und Politik (» Politisches 
System) behandelt werden. 

Um die »richtige« Deutung und Behandlung sozialer Probleme wird gestritten und 
dabei sind soziale Bewegungen, Parteien und Verwaltungen ebenso beteiligt wie Pro- 
fessions- und Interessengruppen, Lobbyverbände, Medien und die Wissenschaft, die je- 
weils eigene Deutungen und Perspektiven einbringen (vgl. Schetsche 1996; 2008). Da- 
bei geht es nicht nur darum, eine als richtig angesehene Kategorisierung oder Diagnose 
eines Problems durchzusetzen, sondern auch um die Bewertung seiner Dringlichkeit 
sowie um konfligierende Interessen und Perspektiven bei der Auswahl von Zuständig- 
keiten und Lösungsmöglichkeiten. Die damit verbundene Ambiguität oder Ambivalenz 
kann als ein grundlegendes Merkmal sozialer Probleme angesehen werden, denn offen- 
sichtlich gibt es keine richtige Kategorisierung eines sozialen Problems, die mit einem 
Mehr an Information und Analyse zu identifizieren wäre. Mehr oder verlässlichere In- 
formationen helfen z.B. bei der Reduzierung der Unsicherheit über die Verbreitung und 
Folgen von HIV, aber sie sagen nichts darüber aus, ob AIDS ein Gesundheitsproblem, 
ein pädagogisches, moralisches oder ein sozialpolitisches Problem darstellt (Groene- 
meyer 2012: 32). 

Anstatt auf einzelne soziale Probleme einzugehen, fragt der Beitrag nach den Be- 
dingungen und Prozessen der Problematisierung sozialer Probleme. Es wird der Frage 
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nachgegangen, welche soziologischen und sozialwissenschaftlichen Erklärungen und 
Deutungsangebote sozialer Probleme besonders in Deutschland entwickelt wurden und 
mit wechselnden Konjunkturen eine Akzeptanz und Verbreitung gefunden haben. 


2 Soziale Probleme als gesellschaftliche Institutionen 


Die Art der Problematisierung ist immer eingebunden in jeweils spezifische gesellschaft- 
liche und politische Diskurse, die Deutungsangebote und Orientierungen der Interpre- 
tation liefern und so das Verständnis und die Erklärung problematischer Phänomene in 
der Gesellschaft in jeweils unterschiedliche Richtungen lenken. Diese Deutungsmuster 
oder Frames werden sowohl in der Öffentlichkeit und Politik als auch innerhalb der So- 
ziologie und anderer Sozialwissenschaften entwickelt und diskutiert. Sie liefern plausi- 
ble Erklärungen für soziale Probleme, stellen die Dringlichkeit ihrer Bearbeitung und 
Kontrolle dar und schaffen so gleichzeitig Legitimation für politische Interventionen 
und Maßnahmen. 

Es können drei analytische Dimensionen von Deutungsmuster oder Frames unter- 
schieden werden, die in Diskursen über soziale Probleme Anschlussfähigkeit, Akzep- 
tanz und Legitimation für Handeln sichern (vgl. Benford/Snow 2000): a) Die Diagnose 
(»diagnostique frame«) beschreibt den Typus des sozialen Problems. Häufig wird be- 
reits über den gewählten Namen für das problematische Phänomen signalisiert, wel- 
cher Klasse das Problem zugeordnet werden soll (z.B. als Sucht, Verbrechen, Depri- 
vation, Diskriminierung). Zum »diagnostique frame« gehören auch Beschreibungen 
der charakteristischen Merkmale des Problems sowie implizit oder explizit Annahmen 
über die Ursachen bzw. die Zuweisung von Schuld oder Verantwortung. b) Der Hand- 
lungsrahmen (»prognostique frame«) thematisiert mögliche Lösungsstrategien und Zu- 
ständigkeiten für die Bearbeitung des Problems, wobei zumeist über die Art der Pro- 
blembenennung und Diagnose bereits bestimmte Handlungsformen naheliegen. c) Der 
Motivationsrahmen (»motivational frame«) enthält rhetorische Strategien der Mobili- 
sierung von Öffentlicher und politischer Unterstützung und verweist über verschiedene 
Formen der Dramatisierung, Skandalisierung oder Moralisierung auf die Dringlichkeit 
des Anliegens und die Notwendigkeit des Handelns (vgl. Schetsche 2008: 129 ff.). 

Die Problematisierung von Phänomenen als soziales Problem ist besonders dann 
erfolgreich, wenn es gelingt, das Thema an bereits erfolgreich etablierte und institu- 
tionalisierte Problemkategorien anzuschließen. So werden z.B. neue Phänomene, wie 
übermäßiges Spielen im Internet als »Internetsucht« oder »Spielsucht« in einem medi- 
zinisch-psychiatrischen Diskurs verortet oder »Gewalt an Schulen« wird als Kriminali- 
tätsproblem im Sicherheitsdiskurs behandelt. Öffentliche Problemdiskurse werden so in 
tradierte kulturelle Muster eingebettet, die ein bestimmtes und begrenztes Reservoir von 
Problemkategorien vorgeben. Diese liegen zumeist bereits in institutionalisierter Form, 
z.B. als etablierte Organisationen der Problembearbeitung oder als Organisationen von 


762 Soziale Probleme 


Professionen und Berufsverbänden, vor. Sie stellen »Masterdiskurse« sozialer Probleme 
dar, denen über ihre Institutionalisierung der Status eines selbstverständlichen und na- 
türlichen kulturellen Deutungsmusters zukommt und die dadurch mit einer prinzipiell 
hohen Anerkennung und Orientierungsmacht rechnen können. 

Es lassen sich sechs Idealtypen von Institutionen sozialer Probleme unterscheiden, 
die in modernen Gesellschaften auch über entsprechende Organisationen sozialer Kon- 
trolle institutionalisiert und damit legitimiert sind (Übersicht 1). 


Übersicht 1 Institutionen der Problematisierung sozialer Probleme 


Inklusionsideal 


Sünde/ ; ante PER l 
moralisches Kriminalität Krankheit E Se i a. 
Vergehen efizi rmu | isiko 
| | | | | | | | 
l l 
l l 
l I 
l l 
Läuterung/ Strafe ı Behandlung/ Soziale Sozial |! Kompensation/ 
Buße/Rache/ ! Therapie Arbeit politik Prävention/ 
Vergeltung E E E EHEN AAE NIE SPEER ARE ı harm reduction 


Quelle: Groenemeyer (2008: 87). 


Die Verwendung und Durchsetzung der mit diesen Institutionen verknüpften Deutungs- 
muster oder Frames macht aus den als problematisch angesehenen Phänomenen mora- 
lische Probleme, Kriminal- oder Krankheitsprobleme, Probleme der Deprivation oder 
der Diskriminierung, Sozialisations- oder Erziehungsprobleme oder lässt sie als Risiko 
erscheinen. Damit wird automatisch auf spezifische Zuständigkeiten der Problembear- 
beitung verwiesen, und die entsprechenden Organisationen mit Ressourcen, Macht und 
Legitimation ausgestattet. Neue Problematisierungen haben sich an diesen etablierten 
Diskursen zu orientieren, um erfolgreich zu sein, und sie übernehmen von daher auch 
die in den Diskursen angesiedelten Rhetoriken von Krankheit (z.B. als Suchtverhalten), 
Moral (z.B. in der Thematisierung von Tätern als Monster), Sozialisations- und Erzie- 
hungsdefiziten (z. B. »Straßenkinder«), Deprivation und Diskriminierung (z.B. Benach- 
teiligung von Frauen und ethnischen Gruppen), Schuld und Verantwortlichkeit (z.B. 
Kriminalität) oder Risiko (z.B. in der Konstruktion von Schadensszenarien) usw. 

Der Deutungsrahmen hat unmittelbare Konsequenzen für die Betroffenen von so- 
zialen Problemen. Eine Dominanz moralisierender Formen der Problematisierung legt 
eine Typisierung entweder als wehrloses Opfer und, damit korrespondierend, die Iden- 
tifizierung und Behandlung von Verantwortlichen als schuldige »Monster« nahe, vor 
denen die menschliche Gesellschaft geschützt und an denen ein öffentliches, expres- 
sives Exempel statuiert werden muss. Auch die Institutionen der Kriminalität und der 
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Strafe funktionieren auf der Grundlage von Schuldzuweisungen, die zur Exklusion füh- 
ren, nur ist die Begründung hier weniger unmittelbar auf Affekte von Rache gegründet 
als auf der Idee von Kosten-Nutzen-Abwägungen, die (potenziellen) Tätern Entschei- 
dungen zur Normkonformität nahebringen sollen. Die Problematisierung als Krank- 
heit, Sozialisationsdefizit oder Deprivation hingegen folgt der Logik, die Ursachen für 
soziale Probleme in die Umwelt der Betroffenen zu verlegen: Von Krankheiten wird man 
»befallen«, man ist schlechten Sozialisationsbedingungen oder ungerechtfertigten Dis- 
kriminierungen und Benachteiligungen ausgesetzt, die der Korrektur bedürfen. Diese 
Institutionen der Problematisierung und der Problembearbeitung folgen einem Ideal 
der Inklusion über die Idee der Rehabilitation, der Resozialisierung und der Reinte- 
gration. Eine Problematisierung als Risiko schließlich funktioniert als quasi technische 
Schadenskalkulation und -regulierung, bei der Akteure weder als Verursacher noch als 
Schuldige relevant werden, sondern nur die Reparierung des Schadens über Versiche- 
rungen oder Reparation bzw. die präventive Verhinderung des Eintretens von Schäden 
über technische Vorkehrungen Gegenstand der Problembearbeitung sind (vgl. ausführ- 
licher Groenemeyer 2001). 


3 Die Entwicklungen der öffentlichen und soziologischen Deutungen 
sozialer Probleme 


3.1 Soziale Probleme und Soziale Frage 


Die Soziologie wird in ihren Anfängen im 19. Jahrhundert häufig als » Krisenwissen- 
schaft« charakterisiert, deren genuines Themenspektrum in den Schattenseiten gesell- 
schaftlichen Wandels gesehen wird. Die industrielle Revolution sowie die politischen 
Mobilisierungen und Revolutionen markierten rapide gesellschaftliche Modernisie- 
rungsprozesse, die nach neuen Deutungen und vor allem nach politischen Lösungen 
verlangten. Vor dem Hintergrund der Aufklärung sowie der politischen Ideale von Frei- 
heit, Gleichheit, Brüderlichkeit und Menschenwürde wurden Armut, Kinderarbeit, Kri- 
minalität, Alkoholkonsum, Krankheit, Gewalt, Unmoral und psychische Störungen in 
den unteren sozialen Klassen - zusammengefasst als »soziale Frage« - zum zentralen 
Bezugspunkt der Entwicklung der Soziologie. Soziale Probleme und Leiden wurden 
nicht mehr wie vorher als unausweichlich, gottgegeben und nicht veränderbar angese- 
hen, sondern zum Thema staatlicher Politik und eben auch der Soziologie. 

Die soziale Frage problematisierte den gesellschaftlichen (und nationalen) Zusam- 
menhalt als Diskrepanz zwischen den politischen Ansprüchen auf der Grundlage der 
Ideen von Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit auf der einen Seite und der Realität 
kapitalistischer Wirtschaftsorganisation auf der anderen Seite, die mit der industriellen 
Revolution gleichzeitig einen Großteil der Bevölkerung von sozialer, ökonomischer und 
politischer Teilhabe ausschloss (Kaufmann 2003). 
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Die Entwicklung des Wohlfahrtsstaates in Zusammenhang mit Konzepten rationaler, 
auf Inklusion angelegter sozialer Kontrolle, schien auch weiten Teilen der Soziologie als 
Garant für die Lösung der sozialen Frage. Mit dem Ausbau sozialer Sicherungssysteme 
und dem Wirtschaftsaufschwung nach dem Zweiten Weltkrieg verloren Probleme der 
sozialen Frage nicht nur ihre konzeptionelle Sonderstellung für die soziologische Ge- 
sellschaftsdiagnose, sondern ihnen wurde fortan eher die Rolle pathologischer Ausnah- 
meerscheinungen zugedacht, deren Thematisierung sich im Wesentlichen auf fehlange- 
passte Individuen oder Gruppen bezog. 

Soziale Probleme wurden damit weitgehend identisch mit abweichendem Verhal- 
ten, das über Strafe, Therapie und Sozialarbeit bearbeitet und kontrolliert werden sollte. 
Diese Perspektiven wurden in den 1960er und 1970er Jahren in Deutschland dominant, 
sodass soziale Probleme nahezu ausschließlich als Thema der Kriminalpolitik und der 
Sozialen Arbeit behandelt wurden. 


3.2 Die Medikalisierung sozialer Probleme 


Vorstellungen, die die Ursachen sozialer Probleme an fehlangepassten Individuen fest- 
machen und die Bearbeitung sozialer Probleme als Behandlung von Individuen kon- 
zipieren, sind weit verbreitet. Eine besondere Bedeutung kommt dabei der Problema- 
tisierung als Krankheit oder Pathologie zu, die direkt auf medizinisch-psychiatrische 
Institutionen verweist. Soziale Probleme werden in dieser Perspektive als Folge indi- 
vidueller Fehlanpassungen, Krisen, Demoralisierung oder Desorganisation interpretiert, 
die auf organische oder psychische Defekte zurückgeführt werden; soziale Probleme 
werden zu einem Ausdruck der Verbreitung »degenerierter« und kranker Individuen. 

Eine besondere Rolle spielten hierbei zunächst Vorstellungen über die Vererbung 
von Dispositionen zu abweichendem Verhalten. Diese Vorstellung hatte im letzten Drit- 
tel des 19. Jahrhunderts unmittelbare Evidenz und sie lässt sich auch heute noch gele- 
gentlich in medialen Dramatisierungen der Entwicklung sozialer Probleme in Stadttei- 
len mit einem hohen Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund finden. Aus der 
Konzentration und Stabilität aller möglichen Formen von Abweichung und Problemen 
in den unteren Schichten wird unmittelbar auf Vererbung geschlossen. Da aber zudem 
in diesen Schichten die Kinderzahl über derjenigen in gut situierten und angepassten 
Bürgerfamilien liegt, wird damit gerechnet, dass allein durch die demografische Ent- 
wicklung das Ausmaß von Abweichung und sozialen Problemen dramatisch zunehmen 
müsse und somit die gesamte Kultur und Gesellschaft gefährdet scheint. Eine ähnliche 
Argumentation hat in den letzten Jahren auch über die Veröffentlichungen von Sarrazin 
(2010) in der Öffentlichkeit wieder Verbreitung gefunden. 

In Verbindung mit den gegen Ende des 19. Jahrhunderts sehr verbreiteten Ansich- 
ten des Sozialdarwinismus erlangten eugenische Vorstellungen eine große Popularität 
und entwickelten sich zu einer internationalen Bewegung (vgl. Weingart et al. 1992). Die 
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Humangenetik wurde zu einer Leitwissenschaft für soziale Probleme und staatliche Ge- 
burtenkontrolle zu einem wichtigen Politikfeld in vielen Ländern Europas und den USA. 
Das grundlegende Ziel der Eugenik liegt in der Verbesserung des Genpools in einer Ge- 
sellschaft (»Rassenhygiene«). Mittel dieser Politik war zumeist genetische Aufklärung, 
allerdings wurden in Bezug auf bestimmte Probleme wie Geisteskrankheit und Behin- 
derung in vielen Ländern staatliche Geburtenkontrollen realisiert und die Möglichkeit 
von Abtreibungen und Zwangssterilisationen aus eugenischen Gründen als ein Instru- 
ment zur Erreichung der Ziele in vielen Ländern gesetzlich eingeführt. Vor dem Hin- 
tergrund der rassistischen Volksideologie wurden die eugenischen Kontrollen im na- 
tionalsozialistischen Deutschen Reich radikalisiert und auf »Gewohnheitsverbrecher «, 
Alkoholiker, Drogenabhängige, sonstige »asoziale« Elemente sowie auf »nicht-arische 
Volksgruppen« im Allgemeinen ausgeweitet und davon Betroffene wurden in Konzen- 
trationslager eingeliefert bzw. direkt umgebracht. 

Die Interpretationen sozialer Probleme vor dem Hintergrund der Vererbung und 
eugenischer Vorstellungen hatten ihre Blüte in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. 
Danach sind sie infolge ihrer grausamem Radikalisierung in den Konzentrationslagern 
des Nationalsozialismus zunächst moralisch und politisch in Verruf geraten. Allerdings 
wurden eugenische Maßnahmen in einer Reihe von Ländern durchaus noch lange nach 
dem Zweiten Weltkrieg weiterhin praktiziert. 

Neuen Auftrieb erhielten Vererbungsdiskurse in den 1980er und 1990er Jahre durch 
die Fortschritte bei der Entschlüsselung des Erbgutes und die Möglichkeiten der geziel- 
ten Beeinflussung von Erbanlagen im Rahmen der Stammzellenforschung sowie in Zu- 
sammenhang mit den Möglichkeiten der Präimplantationsdiagnostik. Zwar bewegten 
sich die entsprechenden wissenschaftlichen Diskurse nahezu ausschließlich im Rahmen 
der Prävention von Erbkrankheiten und erblich bedingten Behinderungen (vgl. aber 
Wilson/Herrnstein 1985), in medialen und öffentlichen Diskursen wurden die Möglich- 
keiten der Humangenetik jedoch häufig auf andere soziale Probleme projiziert, indem 
auf die Möglichkeit der Entdeckung und Kontrolle von Genen für Kriminalität, Sucht 
und Alkoholismus, psychischen Störungen oder Gewalt verwiesen wurde. 

Diese Diskurse haben heutzutage durchaus praktische Konsequenzen, wenn etwa 
Möglichkeiten der pränatalen Gendiagnostik und der Präimplantationsdiagnostik zu 
normativen Vorgaben der individuellen Gesundheitsvorsorge werden und in der Folge 
dann Behinderungen, Geistesstörungen und psychische Krankheiten als Unterlassung 
der Vorsorge zusätzlich stigmatisiert werden. 

Nach der »Entschlüsselung« des menschlichen Genpools ist aber das Interesse an 
erbbiologischen Perspektiven auf soziale Probleme deutlich zurückgegangen. An ihre 
Stelle treten in den letzten Jahren neurobiologische Perspektiven, die gerade auch im 
Hinblick auf Kriminalität, Alkoholismus und Drogenabhängigkeit in den Medien und 
von einigen Sozialwissenschaftlern als Herausforderung der Erklärung abweichenden 
Verhaltens interpretiert werden (Piefke/Markowitsch 2010). 
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Die Interpretation sozialer Probleme aus biologischen Perspektiven stellt einen Spe- 
zialfall der Erklärung sozialer Probleme durch Merkmale von Individuen dar, die als 
pathologisch oder defizitär vorgestellt werden. Conrad und Schneider (1980) haben die 
Interpretation sozialer Probleme im Rahmen eines medizinischen Modells als Prozess 
der Medikalisierung sozialer Probleme beschrieben. Sie konstruieren diesen Prozess als 
eine gesellschaftliche bzw. kulturelle Entwicklung (» From Badness to Sickness«), in der 
Probleme zunehmend in medizinischen Begriffen definiert, im Rahmen eines medizini- 
schen Diskurses verortet oder in medizinischen Institutionen bearbeitet werden. Dabei 
geht es nicht nur um eine Thematisierung oder Behandlung biologischer Pathologien, 
die einer medikamentösen Behandlung zugänglich gemacht werden, auch Interpreta- 
tionen psychischer oder psychologischer Defizite und Pathologien als Grundlage sozia- 
ler Probleme gehören in diesen Prozess der Medikalisierung. Tatsächlich lässt sich die 
von Conrad und Schneider (1980) propagierte Abfolge von Problematisierungsdiskur- 
sen hin zu einer medizinischen oder pathologisierenden Perspektive für eine Reihe so- 
zialer Probleme nachzeichnen (z.B. Alkohol- und Drogenkonsum, Verhaltensstörungen 
bei Kindern, abweichendes Verhalten im Bereich der Sexualität, psychische Störungen, 
Behinderungen, Kriminalität). Daneben finden sich Tendenzen der Medikalisierung 
aber auch als Ansätze der Problematisierung individueller Alltagsprobleme (z.B. Meno- 
pause, Geburt, Attraktivität und Fitness, sexuelle Leistungsfähigkeit). 


3.3 Die Moralisierung sozialer Probleme 


Eine besondere Bedeutung kommt der Moralisierung sozialer Probleme zu. Insofern 
jede Thematisierung als soziales Problem Bezug nimmt auf Wertideen, liegt jeder Pro- 
blematisierung grundsätzlich eine moralische Qualität zugrunde. Der zumindest rhe- 
torische Rückgriff auf moralische Kommunikation liegt insbesondere dann nahe, wenn 
die Problematisierung von Phänomenen und Verhaltensweisen an eine öffentliche Mo- 
bilisierung gebunden wird. In diesen Fällen sind Strategien der Skandalisierung und 
Dramatisierung in öffentlichen Diskursen nahezu unvermeidlich (vgl. Schetsche 1996: 
87ff.). Sie mobilisieren moralische Urteile, die als evidente und selbstverständliche 
Werturteile funktionieren und deren Verstoß unmittelbare Affekte der Empörung und 
gegebenenfalls Reflexe der Rache auslösen, wenn die Moralisierung auf Schuldige be- 
zogen wird. Moralische Formen der Problematisierung bringen unmittelbar Empörung 
und Missachtung zum Ausdruck, die in Forderungen nach Exklusion und expressiver 
Bestrafung für (vermeintlich) Schuldige münden und von ihrem Charakter her auf Ra- 
che verweisen (vgl. Durkheim 1988: 135 ff.). 

Die öffentliche und mediale Empörung lässt sich besonders leicht für soziale Pro- 
bleme mobilisieren, die unmittelbar die Integrität von Personen betreffen, die als wehr- 
lose Opfer angesehen werden (z.B. Gewalt gegen Kinder, Vergewaltigung) (vgl. Joas 
2011: 63 ff.). Sie kann leicht die Form einer »moralischen Panik« annehmen, in der der 
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gesamte öffentliche Diskurs durch moralische Kommunikation dominiert wird (Cohen 
2002). Eine »moralische Panik« stellt eine besondere Form der öffentlichen Problemati- 
sierung dar, die gekennzeichnet ist durch eine hohe moralische Aufladung des Themas, 
die Emotionen, Unterstützung und Konsens mobilisieren und sie ist mit der Konstruk- 
tion von eindeutigen und stereotypisierten Schuldigen und Feindbildern verbunden. 
Insbesondere in Bezug auf Kriminalität finden sich mittlerweile zahlreiche Untersu- 
chungen, in denen »punitive Tendenzen« der Verhängung von Strafen analysiert wer- 
den (vgl. Lautmann 2004). 

Dabei können »moralische Paniken« durchaus politischen Kalkülen dienen, inso- 
fern moralische Kommunikation über soziale Probleme strategisch für Wahlkämpfe 
benutzt wird; vielfach wird hierfür das Schlagwort des »Governing through Crime« 
(Simon 2007) verwendet. Dass diese politische Strategie auch in Deutschland in Be- 
zug auf Fragen der öffentlichen Sicherheit und in Bezug auf die Problematisierung von 
Migration und Integration immer wieder mit durchaus wechselhaftem Erfolg versucht 
wird, zeigen die Wahlkämpfe der letzten Jahre (vgl. Groenemeyer et al. 2012: 180 ff.). Al- 
lerdings deuten Meinungsumfragen darauf hin, dass Fragen der sozialen Gerechtigkeit 
und die Problematisierung von sozialer Exklusion an Bedeutung gewonnen und dem- 
gegenüber moralisierende Thematisierungen von Problemen der inneren Sicherheit an 
Bedeutung verloren haben (vgl. Dittmann 2009). 


3.4 Soziale Probleme als Probleme gesellschaftlicher Integration und Inklusion 


Die gesellschaftstheoretische Fundierung von Analysen sozialer Probleme in Anlehnung 
an die Tradition der sozialen Frage ist in Europa nie völlig aufgegeben worden. In der öf- 
fentlichen und politischen Debatte über soziale Probleme gewann das Konzept »soziale 
Frage« in den 1980er Jahren wieder an Verbreitung und fand eine breite Verwendung 
in soziologischen Analysen und wurde über die Thematisierung von Ausgrenzung und 
Exklusion (> Armut und soziale Ausgrenzung), Marginalisierung und Anomie zu einem 
zentralen Bezugspunkt der Frage nach den Bedingungen und Problemen gesellschaft- 
licher Integration, Inklusion oder Kohäsion (Castel/Dörre 2009; Kronauer 2002). 
Anknüpfend an die klassische Anomieperspektive von Durkheim (1988) wird da- 
von ausgegangen, dass sozialer Wandel »pathologische Formen« annehmen kann, die 
ihren Ausdruck in steigenden Raten unterschiedlicher sozialer Probleme finden, wenn 
die Balance zwischen zu viel und zu wenig sozialer Einbindung einerseits und zu viel 
und zu wenig Kontrolle und Regulation verlorengeht. Dies sind aber genau die Bedin- 
gungen, die in verschiedenen neueren Gesellschaftsdiagnosen als problematisch für die 
aktuelle Phase gesellschaftlicher Modernisierung angesehen werden. Besonders populär 
sind hier Diagnosen der Entwicklung einer »Risikogesellschaft« (Beck 1986) geworden, 
in der Anomie und Desintegration zu bedeutsamen Struktureigenschaften moderner 
Gesellschaften geworden sind. Der Grund hierfür liegt in der deutlichen Beschleuni- 
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gung von Modernisierungsprozessen, die alle Sphären der Gesellschaft betrifft und 
über Globalisierungs- und Transnationalisierungsprozesse (> Globalisierung; » Trans- 
nationalisierung) nicht mehr auf den nationalstaatlichen Rahmen beschränkt ist, so- 
dass es außerdem schwieriger wird, die als soziale Probleme manifest werdenden Fol- 
gen von Strukturkrisen und -umbrüchen (sozial-)politisch zu bearbeiten (Heitmeyer/ 
Anhut 2000). 

Insbesondere die Perspektive der Desintegrationsthese diagnostiziert vor diesem 
Hintergrund drei Ebenen der Desintegration bzw. Anomie: 1) auf der Ebene sozialer Sys- 
teme (Systemintegration) als Auseinanderfallen verschiedener Systemlogiken und Ent- 
wicklungsdynamiken; 2) auf der Ebene der Teilhabe an den Leistungen sozialer Systeme 
(Inklusion/Exklusion); sowie 3) auf der Ebene der Integration und Regulation personaler 
Beziehungen und Identitäten (Sozialintegration). Integration umfasst damit verschie- 
dene Dimensionen, die im Zuge von Modernisierungsprozessen (» Gesellschaftsmodelle 
und Gesellschaftsanalyse; » Modernisierung und Individualisierung) in unterschiedlicher 
Weise für die Erklärung sozialer Probleme herangezogen werden können (vgl. Heit- 
meyer 1997a; 1997b). 


Übersicht 2 Modi der Integration 


1. Systemintegration funktionale Interdependenz, Koordination von Systemen 

2. Inklusion Teilhabe von Personen an Leistungen von Systemen 
politische Inklusion Teilnahmerechte an politischen Rechten, Partizipation 
ökonomische Inklusion Teilhabechancen an Märkten 
rechtliche Inklusion Teilhabe an zivilen Staatsbürgerrechten 

3. soziale Integration Kommunikative Bindungen zwischen Individuen 
kulturelle Integration durch geteilte Normen, Werte, Wissen, Perspektiven 
normative Integration durch Zwang/Gewalt 
solidarische Integration durch affektive Bindungen, Anerkennung 


Quelle: Groenemeyer (2012: 52). 


Auf der Ebene gesellschaftlicher Systeme werden Probleme der Systemintegration vor- 
zugsweise als Koordinierungsproblem und Externalisierung negativer Folgen der nach 
eigenen Logiken operierenden Systeme behandelt. So werden z.B. Umweltprobleme er- 
klärt aus einer ausschließlich an Gewinn orientierten Wirtschaftsorganisation, für die 
ökologische Ressourcen allenfalls als möglichst zu vermeidender Kostenfaktor relevant 
werden, oder Arbeitslosigkeit wird als defizitäre Koordination zwischen den Anforde- 
rungen des Wirtschaftssystems und der Organisation des Bildungssystems betrachtet. 
Auf der Ebene der Beziehungen von Personen zu sozialen Systemen werden diese Ent- 
wicklungen als Probleme der Teilhabe an den Leistungen der gesellschaftlichen Systeme, 
als Exklusionsrisiken, manifest. Sofern Gesellschaftsdiagnosen Prozesse der kulturel- 
len Differenzierung, Pluralisierung und Individualisierung zum Ausgangspunkt neh- 
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men (Beck 1986; Heitmeyer/Anhut 2000), stehen auf der Ebene der sozialen Integration 
Probleme einer Erosion bzw. eines Akzeptanzverlusts verbindlicher Werte und Normen 
sowie fehlende stabile soziale Bindungen in Familie und Netzwerke und damit verbun- 
dene fehlende Anerkennung im Vordergrund. Die drei Ebenen der Desintegration sind 
in diesem Deutungsrahmen sozialer Probleme miteinander verknüpft und können zu 
wechselseitiger Verstärkung von Krisenerscheinungen beitragen, insofern z.B. Störun- 
gen der Systemintegration zu Defiziten der Inklusion führen, wodurch Prozesse einer 
sozialen Polarisierung verstärkt werden und Formen der Exklusion und der Marginali- 
sierung kumulieren. Der Verlust an Teilhabechancen bedroht die Zugehörigkeiten zu so- 
zialen Milieus und kann zu einer Schwächung kultureller Integration führen, was dann 
als Orientierungs- und Sinnkrise gedeutet und auf die mit abweichendem Verhalten, 
Gewalt oder Krankheit reagiert wird. Dies wiederum erhöht dann über den Verlust von 
Quellen der Anerkennung das Niveau (gewaltförmiger) sozialer Konflikte, reduziert ge- 
sellschaftliche Solidarität, trägt aber möglicherweise auch zu einem Akzeptanzverlust 
des politischen Systems bei und begünstigt Prozesse der Fremd- und Selbstethnisierung 
(Heitmeyer 1994: 46). 

Das Desintegrationstheorem ist nur eine Variante gesellschaftstheoretisch angelei- 
teter Krisendiagnosen moderner Gesellschaften, die in ihrer theoretischen Komplexität 
und Offenheit den Anspruch erhebt, eine Vielzahl sozialer Probleme direkt auf Struk- 
turdynamiken moderner Gesellschaften zurückzuführen. Als soziologisches Deutungs- 
muster sozialer Probleme hat diese Perspektive erhebliche Verbreitung gefunden, was 
allerdings auch daran liegt, dass die zentralen theoretischen Konzepte so offen angelegt 
sind, dass sie für sehr unterschiedliche Deutungen anschlussfähig sind. Die theoreti- 
schen Formulierungen schließen unmittelbar an die soziologischen Klassiker der An- 
omietheorie an, die Desintegration und Anomie überwiegend als Verfall verbindlicher 
Normen und Werte gedeutet hatten, und ergänzen diese durch Anknüpfung an aktu- 
elle Gesellschaftsdiagnosen beschleunigter und sozial entgrenzter Individualisierung 
und Pluralisierung sowie um ebenfalls aktuelle Debatten um Probleme der Anerken- 
nung. Damit ist die Perspektive gleichzeitig anschlussfähig und attraktiv für ganz unter- 
schiedliche politische Orientierungen. Die zentrale Bedeutung von Inklusionschancen 
legitimiert sozialpolitische Strategien der Förderung, die Einbeziehung von Problemen 
der Anerkennung öffnet den Ansatz für Perspektiven einer kritischen Soziologie (vgl. 
Honneth 1992) und die besondere Bedeutung kultureller Integration sichert eine An- 
schlussfähigkeit an konservative Diagnosen eines Werteverfalls und der Auflösung tra- 
ditioneller Bindungen in Familie, Religion und Nachbarschaft. 

Allerdings ist es strittig, ob für moderne pluralisierte und individualisierte Gesell- 
schaften noch sinnvollerweise von einer kulturellen Integration der gesamten Gesell- 
schaft über alle Milieu-, Klassen-, System- oder Religionsgrenzen hinweg ausgegangen 
werden kann oder als normatives Ideal ausgegangen werden sollte. Die historische Ge- 
waltforschung hat demgegenüber z.B. gezeigt, dass Individualisierungsprozesse kei- 
neswegs automatisch zu einem Ansteigen von Gewalt geführt haben (Eisner 1997; vgl. 
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allerdings Thome/Birkel 2007). Auch im internationalen Vergleich zeigt sich, dass Ge- 
sellschaften mit einer starken kulturellen Integration, einer weiten Verbreitung und Ak- 
zeptanz gemeinsam geteilter Werte und kollektiven Orientierungen eher höhere Ge- 
waltraten aufweisen als Gesellschaften, in denen individualisierte Orientierungen 
vorherrschen (Karstedt 2001). Sowohl die deutliche Betonung kultureller Integration 
als auch die Orientierung an harmonischer Konfliktlosigkeit für den »Zusammenhalt 
der Gesellschaft« birgt gerade in multikulturellen Gesellschaften immer die Gefahr einer 
ungerechtfertigten »Kulturalisierung« sozialer Probleme. 


3.5 Die Kulturalisierung sozialer Probleme 


Die Problematik der Desintegration wird hier im Wesentlichen als Ausdruck eines Un- 
behagens mit der Realität multikultureller Gesellschaften verwendet und damit Integra- 
tion auf kulturelle Integration verkürzt. Zumindest implizit, häufig aber auch explizit 
wird eine Vielzahl sozialer Probleme unmittelbar mit dem vermeintlich anderen kultu- 
rellen oder religiösen Hintergrund von Migranten erklärt oder es wird vor der Gefahr 
von »Parallelgesellschaften«, »ethnischen Ghettos« und einer »schleichenden Islamisie- 
rung« gewarnt, die die gesellschaftliche Kohäsion bedrohen sollen. 

Tatsächlich haben kulturelle, ethnische und religiöse Kategorisierungen und Iden- 
titätskonstruktionen in den letzten 30 Jahren deutlich zugenommen. Der Ansatz der 
Desintegration hat hierfür eine plausible Deutung entwickelt. Demnach führen der be- 
schleunigte soziale Wandel mit seinen Pluralisierungs- und Individualisierungsten- 
denzen (> Modernisierung und Individualisierung) zu allgemeinen Verunsicherungen 
im Aufbau stabiler sozialer Beziehungen und Identitäten. Wenn nun aber die sozialen 
identitätsstützenden Bindungen und Inklusionen brüchig und instabil werden, so liegt 
es nach Heitmeyer (1994: 44ff.) nahe, dass nach Gewissheiten und Identitätsankern ge- 
sucht wird, von denen angenommen wird, dass sie stabil und klar seien. Hier bieten 
sich dann Rückgriffe auf vermeintlich feststehende Merkmale an, wie die Zugehörigkeit 
zu einer Rasse, einem Geschlecht, einer Religion oder zu einer Nation, die es erlauben, 
so etwas wie Zugehörigkeit zu »imaginierten Gemeinschaften« zu schaffen. Rassismus, 
Nationalismus, Islamismus und religiöser Fundamentalismus sind demnach Reaktio- 
nen auf Erfahrungen der Verunsicherung in modernen Gesellschaften sowie Ausdruck 
von Diskriminierungserfahrungen und der Verweigerung von Inklusionschancen und 
weder ein Rückgriff auf kulturelle Traditionsbestände, die aus Unterschieden zwischen 
Herkunfts- und Einwanderungsland resultieren, noch basieren sie auf naturgegebenen 
Zugehörigkeiten. 

In den letzten zehn Jahren hat ein weiterer Diskurs der Kulturalisierung sozialer Pro- 
bleme erneut an Verbreitung gewonnen, der implizit an Ideen einer »Kultur der Armut« 
aus den 1960er Jahren und an Debatten über die »underclass« in den USA der 1980er 
Jahre anschließt. Armut, Arbeitslosigkeit und in deren Folge auch weitere soziale Pro- 
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bleme wie Gewalt, Kriminalität, Alkoholkonsum oder allgemeine Verwahrlosung wer- 
den hier als Folge einer spezifischen Kultur in Unterschichten, dem »abgehängten Pre- 
kariat«, gedeutet und medial dramatisiert (z.B. Nolte 2004). 

Auch in diesen sozialwissenschaftlichen und medialen Diskursen geht es um kul- 
turelle Ursachenzuschreibungen für soziale Probleme und um die Diagnose einer Ge- 
fahr der gesellschaftlichen »Spaltung« und sozialen Desintegration. Deren Ursache liegt 
dann in der Annahme einer grundsätzlichen kulturellen Andersartigkeit, die aber als 
individuelles Defizit der Anpassung gedeutet wird. 


4 Ausblick 


Die hier thematisierten Institutionen und Diskurse über soziale Probleme stellen Grund- 
schemata der Deutung und Interpretation dar, die in verschiedenen Variationen und mit 
unterschiedlichem Ausmaß in der Öffentlichkeit, den Medien, den Sozialwissenschaften 
und der Politik zirkulieren. Sie sind Gegenstand von Auseinandersetzungen und unter- 
liegen wechselnden Thematisierungskonjunkturen, die jeweils auf unterschiedliche Ak- 
zeptanz treffen. Sie sind aber jeweils folgenreich, besonders für von sozialen Problemen 
Betroffene, die als Täter oder Opfer behandelt werden und deren Status, Inklusionschan- 
cen und Zugang zu Ressourcen unmittelbar durch die Art der vorherrschende Kategori- 
sierung »ihres« Problems betroffen werden. 

Zwar gibt es durchaus eine Vielzahl an Ansätzen, Ideen und Vorschlägen, aber letzt- 
lich ist die Frage nach wie vor offen, von welchen Bedingungen und Entwicklungen die 
Thematisierungs- und Problematisierungskonjunkturen sozialer Probleme abhängen 
und wie sie genau erklärt werden können. Die Untersuchung von der Entwicklung von 
Problemdiskursen und ihrer Bedeutung in verschiedenen Bereichen der Gesellschaft 
scheint allerdings von hoher Relevanz für das Verständnis moderner Gesellschaften und 
ihrer Institutionen. 
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Soziale Ungleichheiten. Klassen und Schichten 


Nicole Burzan 


1 Begriffe und zentrale Fragestellungen 


Was macht aus Ungleichheit eine soziale Ungleichheit? Geht man davon aus, dass spe- 
zifische Kombinationen aus Aussehen, Wesenszügen, Interessen etc. je einzigartige In- 
dividuen ausmachen, dann sind zunächst einmal alle Menschen ungleich. Im nächsten 
Schritt sind Gruppen mit z.B. ähnlichen Interessen und Werten denkbar, bei denen 
bestimmte andere Merkmale eher untypisch sind. Beispielsweise schauen regelmäßige 
Opernbesucher vielleicht eher nicht actionreiche Vorabendserien. Hier kommt bereits 
ein soziales Moment von Zugehörigkeit und Abgrenzung hinein: Es gibt Menschen, die 
sich in diesen Hinsichten ähnlich sind und mit denen man wahrscheinlicher in (nähe- 
ren) Kontakt kommt als mit anderen. Dennoch wäre in diesem Szenario noch keine 
soziale Ungleichheit im soziologischen Sinne gegeben, wenn die Unterschiedlichkeit 
keinerlei hierarchische Bedeutung hätte. Soziale Ungleichheit liegt dann vor, wenn die 
Unterschiede mit relativ stabiler Besser- oder Schlechterstellung verbunden sind, wenn 
es verschiedene Möglichkeiten der Teilhabe an Gesellschaft und der Verfügung über 
gesellschaftlich relevante Ressourcen (Krause 2007: 686) gibt. Worin die gesellschaft- 
lich relevanten Teilhabemöglichkeiten und Ressourcen bestehen, variiert je nach Ge- 
sellschaft und Zeitpunkt, z. B. war in der Feudalgesellschaft der Landbesitz wichtiger, als 
es heute der Fall ist. Die Besser- oder Schlechterstellung verschiedener Bevölkerungs- 
gruppen muss nicht zwingend ein ungerechtes Phänomen darstellen. Im Sinne beispiels- 
weise von Leistungsgerechtigkeit sollten zwar die Chancen, eine bestimmte Position zu 
erreichen, gleich sein, das Ergebnis hingegen kann dann je nach Leistung unterschied- 
lich ausfallen. 

Die Marktforschung macht sich solche (sozialen) Ungleichheiten zunutze, indem 
typische Kombinationen von Merkmalen werbewirksam verwendet werden. So ist dort 
möglicherweise von Interesse, ob die 50-jährige Frau mit Abitur aus der Großstadt eher 
runde oder eckige Türklinken bevorzugen würde und mit welcher Kaufkraft das Unter- 
nehmen rechnen kann. Die soziologische Forschung geht über diese Fragestellung hin- 
aus, weil eben der Gesichtspunkt der Besser- und Schlechterstellung erkenntnisleitend 
ist, und zwar über eine Momentaufnahme hinaus. Es stellen sich dann Fragen, deren 
Antworten allerdings selbst für eine bestimmte Gesellschaft kontrovers diskutiert wer- 
den. Solche Fragen lauten: 


S. Mau, N. M. Schöneck (Hrsg.), Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, 
DOI 10.1007/978-3-531-18929-1_53, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013 
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e Welche Dimensionen sozialer Ungleichheit sind besonders wichtig? Als klassische 
Schichtungsmerkmale gelten etwa die Bildung, das Berufsprestige und das Einkom- 
men. 

e Welche Ursachen führen dazu, dass einige über entsprechende Ressourcen verfügen 
und andere nicht? Sind es eher zugeschriebene Merkmale wie das Alter und die 
ethnische Herkunft oder sind es eher erworbene Merkmale wie Bildungsabschlüsse? 
Hier zeigt sich übrigens schon das Problem, dass Dimensionen und Ursachen je 
nach Perspektive nicht immer scharf voneinander zu trennen sind. 

e Wie kann man sich sozial ungleiche Gruppen vorstellen (wie viele sind es beispiels- 
weise) und in welchem (z.B. konflikthaften) Verhältnis zueinander stehen sie? 

e Wie stabil ist dieses Muster sozialer Ungleichheit, kann jemand z.B. recht leicht auf- 
steigen und welche Strategien der Höhergestellten gibt es, um den privilegierten Sta- 
tus zu erhalten? 


Die Überlegung, welches Muster sozialer Ungleichheit sich durch die Beantwortung 
dieser Fragen ergibt, hat in der Soziologie lange Zeit zu Klassen- und Schichtkonzepten 
geführt. Diese werden in Abschnitt 2 charakterisiert, bevor Abschnitt 3 darstellt, warum 
und wodurch die älteren Konzepte ab etwa Ende der 1970er Jahre modifiziert und er- 
gänzt wurden. In Abschnitt 4 werden schließlich der Stand und die Perspektiven der ge- 
genwärtigen Ungleichheitsforschung zum Thema. 


2 Klassen und Schichten 


In einigen Zusammenhängen erscheinen die Begriffe »Klasse« und »Schicht« heutzu- 
tage fast austauschbar, insbesondere in der englischen Sprache wird oft »social classes« 
verwendet, womit beides gemeint sein kann. Auch in der deutschen Sprache sind etwa 
»Facharbeiter« eine Gruppierung, die in beiden Modellen vorkommen kann. Unter- 
scheiden Klassen und Schichten sich dann überhaupt wesentlich voneinander? Geht 
man einmal von den Begriffen selbst aus, so nehmen Klassen Einteilungen in unter- 
schiedliche »Schubladen« vor (und zwar nach der Stellung im Wirtschaftsprozess), wäh- 
rend Schichten, in Anlehnung an Schichten in der Geologie, übereinander angesiedelt 
sind. Vielleicht ist es auch deshalb gängig, von »Klassenverhältnis« zu sprechen - und 
konkret ist dann meist ein antagonistisches Gegeneinander gemeint -, während das 
Wort »Schichtenverhältnis« nicht üblich ist, denn die Dominanz des vertikalen Über- 
und Untereinander ist bereits impliziert. Dagegen sind Konflikte zwischen Schichten 
hierbei nicht zwingend und insgesamt relationale Aspekte weniger relevant für die- 
ses Konzept. 

Doch wo hört eine Schicht auf und beginnt die nächste? Nehmen wir einmal das Ein- 
kommen als Schichtmerkmal, so ist jemand mit 10 000 Euro Monatseinkommen sicher- 


776 Soziale Ungleichheiten. Klassen und Schichten 


lich privilegierter als jemand, der 1000 Euro verdient. Aber wie sieht es bei einer Ein- 
kommensdifferenz von 200 Euro aus, bei schwankenden Einkommen von Selbständigen 
oder im Fall einer Person ohne Einkommen, deren Partner jedoch über 4 000 Euro mo- 
natlich verfügt? Hinter diesen Zuordnungsproblemen verbirgt sich der Anspruch, dass 
soziale Schichten (und auch Klassen) mehr bedeuten müssen als eine Einordnung in sta- 
tistische Kategorien. Und zwar wird davon ausgegangen, dass die Zugehörigkeit zu einer 
Klasse/Schicht auch in typischen Lebensweisen, Werten etc. zum Ausdruck kommt und 
dass mit ihr typische Lebenschancen verbunden sind. Bereits Max Weber fasste als so- 
ziale Klassen nur solche Klassenlagen zusammen, über deren Grenzen hinweg Mobili- 
tät eher untypisch ist (Weber 1980: 177; siehe auch die Auszüge aus klassischen Texten 
zur Ungleichheitsforschung in Solga et al. 2009; für den englischsprachigen Bereich vgl. 
Grusky 2008; einen Überblick über einschlägige Arbeiten geben Müller/Schmid 2003). 

Gemeinsamkeiten von Klassen und Schichten bestehen demzufolge darin, dass ı) sie 
die Bevölkerung vorrangig vertikal in ungleichheitsrelevante Gruppen unterteilen; 
2) dies meist insbesondere anhand von ökonomischen Dimensionen geschieht; 3) die 
Zugehörigkeit zu einer Klasse oder Schicht zu typischen Handlungsorientierungen und 
Mentalitäten führt. 

Unterschiede zwischen beiden Konzepten (die jeweils noch in verschiedenen Va- 
rianten existieren) lassen sich so charakterisieren: Klassen heben insbesondere auf die 
Stellung im Wirtschaftsprozess ab, ob jemand also z.B. Produktionsmittel besitzt (etwa 
als Unternehmer) oder nicht und inwiefern somit ein Ausbeutungsverhältnis zwischen 
Kapital und Arbeit begründet wird. Daraus folgend betonen Klassenkonzepte den Kon- 
flikt zwischen zwei oder mehr Klassen, der unter Umständen zu einem Klassenbe- 
wusstsein führen kann. Insofern der Klassenkonflikt auch den Motor gesellschaftlichen 
Wandels darstellt, untersucht diese Perspektive Prozesse vorrangig in Form dieses ge- 
samtgesellschaftlichen Wandels. Dimensionen, die Schichten kennzeichnen, sind häu- 
fig, aber nicht notwendigerweise, sozioökonomisch orientiert. Bildungsabschlüsse, der 
Beruf und das Einkommen sind typische Schichtmerkmale, die zu mindestens drei, oft 
auch mehr Schichten führen. Der beschreibende Charakter des Modells steht hier vor 
der theoretischen Erklärung im Vordergrund. Zwischen den Schichten muss nicht zwin- 
gend ein Konflikt bestehen. Gemäß der funktionalistischen Schichtungstheorie (z.B. 
Parsons 1940) dient Schichtung dazu, dass die wichtigsten gesellschaftlichen Positionen 
von den - beispielsweise nach einer langen Ausbildung - fähigsten Personen ausgefüllt 
werden, die dafür entsprechend belohnt werden (Davis/Moore 1973: 398). Unter der Be- 
dingung von Chancengleichheit könnte diese Besser- bzw. Schlechterstellung dann prin- 
zipiell breite Anerkennung finden, auch bei den Schlechtergestellten. Prozesse, die die 
Schichtungsforschung abbildet, richten sich vorrangig auf soziale Mobilität innerhalb 
einer grundsätzlich durchlässigen Sozialstruktur. 

Die Stärken des Klassenmodells liegen somit in der theoretischen Erklärung sozialer 
Ungleichheit und damit verknüpfter gesellschaftlicher Prozesse, die insbesondere den 
Herrschaftsaspekt sozialer Ungleichheit betonen. Schichtungsmodelle hingegen liefern 
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Abbildung 1 Das »Zwiebel«-Modell sozialer Ungleichheit in Deutschland 


Bezeichnung der Statuszone Anteil 


Oberschicht ca2v.H. 


obere Mitte ca.5v.H. 


mittlere Mitte ca. 14 v.H. 
untere Mitte ca. (29) 
—e ri savHh, 
unterste Mitte/ oberes Unten ca. (29) 

Unten ca. 17 v.H. 


Sozial Verachtete ca. 4.H. 


Die Markierungen in der breiten Mitte bedeuten: 


u Angehörige des sogenannten neuen Mittelstands 


= Angehörige des sogenannten alten Mittelstands 


F Angehörige der sogenannten Arbeiterschaft 


Punkte zeigen an, daß ein bestimmter gesellschaftlicher Status fixiert werden kann. 


Senkrechte Striche weisen darauf hin, daß nur eine Zone bezeichnet werden kann, innerhalb derer jemand 


etwa im Statusaufbau liegt. 


& = Mittlere Mitte nach den Vorstellungen der Bevölkerung 


—> = Mitte nach der Verteilung der Bevölkerung. 50 v.H. liegen oberhalb bzw. unterhalb im Statusaufbau 


Quelle: Bolte et al. (1967: 316). 


eine differenzierte Beschreibung der (vertikalen) Sozialstruktur und sozialer Mobilität 
(» Soziale Mobilität). Entsprechende Kritikpunkte am jeweils anderen Modell lassen sich 
spiegelbildlich aus diesen Aspekten herauslesen. 

Dabei steht nicht ein Klassen- einem Schichtmodell gegenüber. Nach Ansätzen be- 
reits soziologischer Klassiker hierzu wie Marx, Weber, Geiger oder Parsons bildeten in 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts in der deutschen Diskussion zunächst Schichten 
auf der Basis des Berufsprestiges den »Mainstream« der Ungleichheitsforschung, wäh- 
rend sogenannte neomarxistische Ansätze oder die in den 1950er Jahren von Schelsky 
(1953) formulierte bekannte These einer »nivellierten Mittelstandsgesellschaft« eher 
Kontrastfolien dazu darstellten (vgl. auch Burzan 2o11a: Kapitel 2-3). Insbesondere po- 
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pulär und bis heute bekannt ist die sogenannte »Zwiebel« nach Bolte et al. (1967), die 
eine breite untere Mitte der westdeutschen Gesellschaft! symbolisiert (Abbildung ı). In- 
teressanterweise zeigt sich schon hier eine nicht allein vertikale oder scharf abgegrenzte 
Unterteilung der Schichten - Aspekte, über die die Ungleichheitsforschung in der Fol- 
gezeit zunehmend debattierte. 


3 Über traditionelle Klassen und Schichten hinaus 


Spätestens in den 1970er Jahren wuchs die Unzufriedenheit mit den theoretischen Mo- 
dellen, die die reale soziale Ungleichheit nicht mehr differenziert genug abzubilden 
schienen. Angesichts günstiger wirtschaftlicher und wohlfahrtsstaatlicher Entwicklun- 
gen sowie im Zuge der Bildungsexpansion (> Bildung und Bildungssystem) ließ sich aus 
den bisherigen Klassen und Schichten - in denen zudem oft der (männliche) »Haus- 
haltsvorstand« für den Status des gesamten Haushalts stand - immer weniger eine ge- 
meinsame Lebenswirklichkeit der ihnen Zugeordneten ableiten. Lebensweisen, Werte, 
Geschmack und soziale Kontakte waren schon zuvor nicht deterministisch zu sehen, 
aber auch nur typische Zuordnungsmöglichkeiten nahmen ab bzw. es wurde zumin- 
dest der Blick der Wissenschaft sensibler für sogenannte »neue« und »horizontale« so- 
ziale Ungleichheiten - wobei sich der Oberbegriff Ungleichheit gegenüber dem zuvor 
gebräuchlichen der Schichtung durchsetzte. » Neue« Ungleichheiten (beispielsweise Ar- 
beits- und Wohnbedingungen) gehen mit den üblichen Ungleichheitsmerkmalen wie 
Berufsstatus und Bildung nicht umstandslos einher. »Horizontale« Ungleichheiten (oft 
zugeschriebene Merkmale) implizieren für sich genommen noch keine Rangfolge, füh- 
ren aber zu Benachteiligungen oder Privilegierungen, z. B. das Geschlecht, die ethnische 
Herkunft oder die Kohortenzugehörigkeit. So kann etwa die Nationalität den beruf- 
lichen Aufstieg bei sonst gleicher Qualifikation beeinflussen (vgl. zu sozialstrukturellen 
Entwicklungen Geißler 2011; Hradil 2001; im Überblick Diewald 2010) (» Sozialstruktur; 
» Soziale Mobilität; » Einkommen und Vermögen). 

Differenziertere Modelle waren daher gefragt, die diesen sozialen Wandel berück- 
sichtigten und im Idealfall die Dynamiken, aber auch Beharrungstendenzen sozia- 
ler Ungleichheit erfassen und somit einen theoretischen Erklärungsanspruch erheben 
konnten. Auf diese Herausforderung bildeten sich drei Arten theoretischer Reaktionen 
heraus. Erstens wurden Klassen- und Schichtmodelle prinzipiell beibehalten, jedoch 


1 Eine vergleichbare soziologische, empirisch fundierte Diskussion um soziale Ungleichheiten gab es in 
der DDR nicht (vgl. z.B. Lötsch/Meyer 1998; Mertens 2002), sodass die Darstellung sich auf die Bun- 
desrepublik fokussiert. Grob zusammengefasst, handelte es sich in der DDR um eine »staatssozialisti- 
sche Klassengesellschaft« (Solga 1995: 208), in der die nach etwa 1960 Geborenen deutlich schlechtere 
Aufstiegschancen hatten als die Generation davor. Politische Loyalität und die soziale Positionierung 
hingen nicht ungebrochen, aber erkennbar zusammen, was auch zur zunehmenden Selbstrekrutierung 
der »sozialistischen Dienstklasse« führte (vgl. Gebauer/Salheiser 2008; Solga 1995). 
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den veränderten Gegebenheiten angepasst (z. B. Erikson/Goldthorpe 1992; Geißler 1996; 
Wright 1985). Zweitens wurden - auch begrifflich - neue Instrumente zur Analyse sozia- 
ler Ungleichheit entwickelt. Insbesondere sind hier Milieu- und Lebensstilansätze (z.B. 
Georg 1998; Schulze 1992; Vester et al. 2001 und auch Bourdieu 1982) (> Lebensstile) so- 
wie soziale Lagen (z. B. Hradil 1987) zu nennen. Drittens schließlich wurde die Möglich- 
keit bestritten, dass die weiterhin bestehende soziale Ungleichheit sich in Form sozialer 
Großgruppen strukturieren würde; hierfür steht vor allem die Individualisierungsthese 
(Beck 1986). 

Diese Ansätze können hier nicht eingehend dargestellt werden (vgl. Burzan 2o11a; 
Hradil 2001; Rössel 2009). Stattdessen soll an einigen Beispielen die Frage fokussiert 
werden, was denn »neu« an den neueren Modellen und Perspektiven war. 

Für Geißler (1996) ist es von Bedeutung, dass Differenzierungen und erhöhte Wahl- 
möglichkeiten der Lebensführung nicht den Blick auf die Dominanz der vertikalen Un- 
gleichheiten verdrängen dürfen, die sich durch Schichten analysieren lassen. Diese sind 
allerdings nicht durch präzise Grenzen getrennt und der Alltagsbeobachtung auf ei- 
ner »lebensweltlichen Oberfläche« oft entzogen (ebd.: 333). Unter anderem ist ein Kern 
stark schichtspezifisch geprägter Segmente der Sozialstruktur (z.B. Bildungschancen) 
von schwächer geprägten Segmenten (z.B. Beteiligung an Bundestagswahlen) umgeben. 
Geißler veranschaulicht soziale Ungleichheit anhand eines »Hausmodells«, das an ein 
ähnliches Modell Dahrendorfs aus den 1960er Jahren (Dahrendorf 1965) anknüpft: Im 
Vergleich dazu »hat sich das vergleichsweise einfache Wohnhaus ... inzwischen in eine 
ansehnliche Residenz mit Komfortappartements verwandelt«, und es sind »die Decken 
und Wände noch durchlässiger geworden« (Geißler 2002: 120). Es ist also eine »dyna- 
mischere und pluralere Schichtstruktur« entstanden (Geißler 1996: 332), in der seit den 
1980er Jahren die höhere Dienstleistungsschicht an Bedeutung gewonnen hat, während 
der Anteil der Facharbeiter rückläufig ist (Geißler 1992: 76; 2002: 119). Die sozioökono- 
misch basierte Schichtung, bei der die vertikale Dimension überwiegt und die die Le- 
benschancen und Handlungspraxis prägt, kennzeichnet Geißlers Modell somit nach wie 
vor; neu ist das höhere Ausmaß an Differenziertheit und Durchlässigkeit. 

Eine ähnlich große Differenziertheit zeigt etwa das Klassenmodell von Erikson/ 
Goldthorpe (1992), das mit Untergruppen bis zu elf Klassen aufweist (vgl. auch den Aus- 
schnitt von Erikson/Goldthorpe 1992 im Reader von Solga et al. 2009: 197). Auch dort 
dominieren vertikale Strukturen, wenngleich sich nicht alle Klassen eindeutig in eine 
Rangfolge bringen lassen. Die sogenannten Dienstklassen (Klasse I und II) sind zwar im 
oberen Bereich verortet, dagegen liegen z. B. kleinere Selbständige in Klasse IV nicht per 
se hierarchisch unter den nicht-manuellen Berufen mit Routinetätigkeiten in Klasse III. 
Das Modell von Erikson/Goldthorpe wird in der empirischen Forschung häufig verwen- 
det. In beiden Fällen, auch bei dem Schichtmodell von Geißler, lässt sich kritisch fragen, 
ob die Modelle über die Anzahl von Gruppierungen (nach dem Berufsstatus oder der 
Art des Beschäftigungsverhältnisses) hinaus die Differenzierung und Dynamik sozialer 
Ungleichheit ihrem Anspruch gemäß abbilden können. 
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Milieumodelle zeichnen sich, gerade in ihrer grafischen Zuspitzung, zumeist da- 
durch aus, dass sie eine vertikale ausdrücklich um eine horizontale Achse ergänzen.? 
Die vertikale Achse ist Schichtmodellen ähnlich, z.B. ist Bildung hierfür ein wichtiges 
konstitutives Merkmal. Auf der gleichen vertikalen Ebene werden jedoch nochmals ver- 
schiedene Milieus unterteilt, etwa durch unterschiedliche Werthaltungen, die dann wie- 
derum den Stil und die Prinzipien der Lebensweise oder der Handlungspraxis sowie den 
Geschmack (z.B. in Bezug auf Musik oder Kleidung) prägen. Der Anspruch der Modelle 
besteht oft darin, vertikale und horizontale Dimensionen sowie strukturelle und kultu- 
relle Aspekte sozialer Ungleichheit abzubilden und dadurch die Lebenswirklichkeit der 
Menschen besser zu erfassen als es Klassen und Schichten tun. Das Milieumodell von 
Vester als konkretes Beispiel zeigt Abbildung 2. 

Vielen der Milieumodelle wird (spätestens) aus heutiger Sicht oft vorgeworfen, sie 
würden die Wahlfreiheiten der Einzelnen überbetonen. Bei dem Versuch, soziale Un- 
gleichheit differenziert zu erfassen - anhand von Ressourcen, Werten und der Hand- 
lungspraxis, vertikalen und horizontalen Aspekten sowie auf der Makro- und der Mi- 
kroebene - seien klischeehafte Beschreibungen und/oder Entstrukturierungsthesen 
entstanden, die der Realität entweder schon in den 1980er und 1990er Jahren oder spä- 
testens in der Folgezeit nicht (mehr) entsprochen hätten und die darüber hinaus kaum 
einen Erklärungswert hätten (zur Bilanzierung von Lebensstilkonzepten vgl. z.B. Otte 
2005 oder Rössel 2006). Angesichts der immer auch existierenden vertikalen Ungleich- 
heitsachse ist von einer fast unbegrenzten Wahlfreiheit in Milieumodellen - die sich tat- 
sächlich in ihrem Erklärungswert deutlich unterscheiden - nicht auszugehen. In dem 
Milieumodell von Vester (Abbildung 2) etwa markieren sogar vertikale Trennlinien der 
»Distinktion« und der »Respektabilität« Durchlässigkeitsgrenzen. 

Bourdieu (1982) entwirft ein »Modell des sozialen Raums«, in dem er die soziale Po- 
sition mit einem typischen Habitus und einer entsprechenden Handlungspraxis in Form 
von Lebensstilen (z. B. Freizeitaktivitäten, Geschmack) verknüpft. Ohne dieses Modell 
hier im Einzelnen vorzustellen, sind zwei Punkte zu nennen, in denen es sich von frühe- 
ren Klassen- und Schichtmodellen unterscheidet: Erstens wird die soziale Position recht 
komplex über die Menge und Struktur des Kapitals, über das jemand verfügt, bestimmt. 
Dabei spielt nicht nur ökonomisches Kapital eine Rolle, sondern auch kulturelles (As- 
pekte der Bildung und des - zum Teil schon in der Familie erworbenen - Wissens) und 
soziales Kapital (hilfreiche Netzwerke). Zweitens prägt die soziale Position den Habitus, 
das sind kollektive Wahrnehmungs-, Denk- und Handlungsschemata, sowie die Pra- 
xis der Lebensstile. Dabei sind diese beiden kulturellen Ebenen jedoch im Gegensatz 
zu früheren Klassen- und Schichtansätzen eigenständige Elemente des Modells. Dies 


2 Dass die Konstruktion vertikaler und horizontaler Ungleichheiten nicht auf Milieumodelle beschränkt 
ist, zeigt z.B. das an Goldthorpe anknüpfende Klassenmodell von Oesch (2007), der horizontal beruf- 
liche Arbeitslogiken (interpersonell, technisch, organisatorisch und selbständig) differenziert (vgl. auch 
Vester 2010). 
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Abbildung 2 Soziale Milieus nach Vester 
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Quelle: Bremer/Lange-Vester (2006: 14). 
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hat unter anderem den Grund, dass »Kämpfe« um soziale Positionen nach Bourdieu 
insbesondere auf der symbolischen Ebene dieser habitusgeformten Lebensstile stattfin- 
den. Vermittelt über Lebensstile finden Distinktion und damit die Reproduktion sozia- 
ler Ungleichheit statt. Bourdieu nennt den Geschmack der höheren Klassen sogar den 
»legitimen Geschmack«, nicht, weil das objektiv so ist, sondern weil die herrschenden 
Klassen die Macht haben, ihren Geschmack als den »legitimen« durchzusetzen. So eig- 
net sich etwa der Besuch einer Kunstausstellung eher zur Distinktion als der eines Frei- 
zeitparks. Hartmann (2004) veranschaulicht den Habituseffekt in einer Studie zur Re- 
krutierung gesellschaftlicher Eliten (» Eliten und Führungsgruppen): Selbst promovierte 
Wirtschaftswissenschaftler hatten bei einer sozialen Herkunft aus der Arbeiter- oder 
Mittelschicht geringere Chancen auf eine lukrative Arbeitsstelle als Gleichqualifizierte 
aus dem gehobenen und Großbürgertum. Hartmann sieht den Grund dafür im unter- 
schiedlichen Habitus dieser Gruppen, der sich für potenzielle Vorgesetzte z.B. in den 
Nuancen des Sprachgebrauchs und des Auftretens ausdrückte. An diesem Beispiel wird 
zudem eine bestimmte analytische Perspektive auf Mobilität deutlich: Ein Aufstieg z. B. 
gegenüber der Elterngeneration in Bildung und Einkommen heißt noch nicht, dass sich 
der vergleichsweise träge Habitus entsprechend wandelt. Wie bei einem Aufstieg auf 
einen Berg wird dem Aufgestiegenen seine Anstrengung anzusehen sein; seine Aner- 
kennung in der neuen Position durch die bereits länger Privilegierten ist nicht selbst- 
verständlich, sodass sich die Statuskonflikte fortsetzen (Bourdieu 1992: 37). Gerade zur 
Erklärung von Bildungsbenachteiligungen wird Bourdieus Ansatz häufig als theoreti- 
scher Hintergrund genutzt bzw. diskutiert (vgl. z.B. Georg 2006; Kramer/Helsper 2010; 
Schmitt 2010). 

Die These eines Individualisierungsschubs in den 1960/70er Jahren, in Deutschland 
prominent durch Beck (1986) vertreten, postuliert, dass »die Menschen in einem histo- 
rischen Kontinuitätsbruch aus traditionellen Klassenbindungen und Versorgungsbezü- 
gen der Familie herausgelöst« wurden (Beck 1994: 44). Diese Freisetzungsdimension 
bedeutet gestiegene Wahloptionen für die Einzelnen, etwa im Hinblick auf Beruf, Part- 
nerschaft oder generell auf Haltungen und Lebensweisen. Sie meint jedoch nicht die 
Autonomie unbegrenzter Wahlmöglichkeiten oder das Ende sozialer Ungleichheiten 
und gesellschaftlicher Strukturen. Beck ergänzt die Freisetzungsdimension durch zwei 
weitere Dimensionen, um den Prozess der Individualisierung zu kennzeichnen (Beck 
1986: 206-210): »Entzauberung« deutet darauf hin, dass die Optionen durch Risiken 
und Orientierungsunsicherheiten (z. B. in Bezug auf die berufliche Zukunft) und durch 
die Zuschreibung verstärkter Selbstverantwortung für die Folgen eigener Entscheidun- 
gen flankiert sind. »Reintegration« heißt, dass Arten der sozialen Einbindung bedeutsa- 
mer werden, die stärker an Institutionen (z. B. den Arbeitsmarkt) oder an selbstgewählte 
Gruppen und Personen (z.B. Jugendszenen, eine Liebesbeziehung) gebunden sind, wo- 
bei diese Bindungen nicht selbstverständlich dauerhaft oder sogar lebenslang bestehen. 
Es gibt also weiterhin soziale Bindungen, die jedoch nicht mehr vorrangig in Form tra- 
ditionaler sozialer Klassen organisiert sind. Somit lautet das Argument der Individu- 
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alisierungsthese in Bezug auf soziale Ungleichheit, dass es zwar weiterhin ungleiche 

Ressourcenverteilungen gibt, dass diese aber nicht zu relativ stabilen sozialen Großgrup- 
pen führen - ob sie nun Klasse, Schicht oder Milieu heißen -, die z.B. mit ähnlichen 

Handlungsorientierungen verbunden sind. Ohnehin ist eine entsprechende Suche nach 

Großgruppen hiernach zu stark einer nationalstaatlichen Perspektive verhaftet, der Beck 
das Ziel eines transnationalen oder kosmopolitischen Blicks auf soziale Ungleichhei- 
ten gegenüberstellt (Beck 2008; Beck/Beck-Gernsheim 2010; Beck/Grande 2010; Beck/ 
Poferl 2010). In ihrer empirischen Geltung ist die Individualisierungsthese nach wie vor 

umstritten, insbesondere hinsichtlich der Frage, inwiefern neue Ungleichheitsstruktu- 
ren - die eben nicht mehr durch stabile Gruppierungen gefasst werden können - die al- 
ten tatsächlich abgelöst haben (vgl. Berger/Hitzler 2010; Burzan 2011b; Friedrichs 1998). 
Als allgemeine Gegenwartsdiagnose sozialen Wandels hat die These demgegenüber 

einen durchaus prominenten Stellenwert. 


4 Gegenwärtige Ungleichheitsdiskurse und Zukunftsperspektiven 


In welchem Rahmen bewegt sich die Analyse gegenwärtiger sozialer Ungleichheiten in 
Deutschland? Geißler (2011: 119) hält die Paradigmenvielfalt mittlerweile für sinnvoll, 
um unterschiedliche Aspekte einer komplexen Sozialstruktur zu erhellen; auch Rössel 
(2009: 360) spricht von einem Werkzeugkasten theoretischer Konzepte, die je nach Fra- 
gestellung zu verwenden seien. Zu den Ansätzen, die übergreifende Ungleichheitsstruk- 
turen zum Thema haben, treten zudem Diskussionslinien, die sich mit bestimmten As- 
pekten oder Segmenten sozialer Ungleichheiten und Benachteiligungen beschäftigen. 
Ein Beispiel, das in den letzten Jahren auch öffentlich-mediale Aufmerksamkeit erlangt 
hat, ist mit dem Stichwort der Prekarität verbunden. Dahinter verbirgt sich die These 
zunehmend unsicherer werdender Arbeits- und letztlich auch Lebensverhältnisse. Im 
Zuge der Ausbreitung atypischer Erwerbsarbeit wie befristeter Anstellungen oder Leih- 
arbeit wächst die Sorge breiterer Bevölkerungsgruppen, dass diese Prekarisierung sie 
treffen könnte (vgl. Castel/Dörre 2009). Das Thema steht im Kontext einer zunehmen- 
den Ungleichheit und entsprechend einer schrumpfenden Mitte der Gesellschaft (die 
»Einkommensmitte« machte 2009 immerhin einen Anteil von knapp 62 Prozent aus, 
Goebel et al. 2010: 4; vgl. auch Burzan/Berger 2010). Empirisch zeigt sich, dass die Ab- 
stiegsgefahr für mittlere soziale Lagen insgesamt nicht dramatisch zugenommen hat und 
dass die Befunde andererseits für die Verfestigung von Armutslagen sprechen (Groh- 
Samberg 2009, allgemein zu Laufbahnklassen Groh-Samberg/Hertel 2011). In diesem 
Bereich spielt auch der Begriff der Exklusion eine Rolle (Bude/Willisch 2006; Kronauer 
2010; Münch 2009; Stichweh/Windolf 2009), der eine Grenze markiert, hinter der Be- 
nachteiligte nicht nur einen vergleichsweise geringeren Lebensstandard haben, sondern 
von wichtigen gesellschaftlichen Teilhabemöglichkeiten wie Erwerbsarbeit oder qualifi- 
zierter Bildung ausgeschlossen sind. 
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Über diese Beispiele von Diskussionssträngen hinaus gibt es in einzelnen Bereichen 
der Sozialstrukturanalyse und an Schnittstellen zu anderen Teildisziplinen (z.B. der Bil- 
dungs- oder Geschlechterforschung) vielfältige Zugänge zur sozialen Ungleichheit, sei 
es z.B. mit Blick auf bestimmte Gruppen oder komplexe Merkmals- und Akteurskon- 
stellationen (z.B. Klasse, Ethnie, Geschlecht in der Intersektionalitätsforschung: Lutz 
et al. 2010; Winker/Degele 2009), auf räumliche Bezüge wie urbane, europäische oder 
transnationale Ungleichheiten (Berger/Weiß 2008; Mau/Verwiebe 2009) oder zeitliche 
Dynamiken wie in der Mobilitäts- oder Lebenslaufforschung (Groß 2008; Heinz et al. 
2009), um nur einige zu nennen. 

Heißt dies nun, die Analyse sozialer Ungleichheiten hat sich vom vergleichsweise fes- 
ten Spektrum sozialer Klassen und Schichten zu einem » Konzept-Discounter« entwi- 
ckelt, in dem man sich nach Wahl bedienen kann, in dem die einzelnen » Abteilungen « 
jedoch nur wenig oder eher zufällig in Kontakt miteinander stehen? Sicherlich gibt es 
solche Spezialisierungen, Zersplitterungen (so Diewald/Faist 2011: 92) oder auch empi- 
risch ausgerichtete Zugänge, die kaum an theoretische Fragen anknüpfen. Doch es gibt 
ebenfalls vernetzte Diskurse über soziale Ungleichheit, etwa zum Thema einer wieder- 
kehrenden Klassengesellschaft Es stellt sich die Frage, »ob Deutschland auf dem Weg 
zurück zu einer Klassengesellschaft oder tatsächlich immer schon eine solche gewe- 
sen sei« (Müller et al. 2011: 3). Dieses Beispiel steht für eine auch in anderen Kontexten 
anzutreffende Diskussion einer (wieder stärkeren) Hinwendung zu wichtigen vertika- 
len Differenzierungen, Polarisierungen und Konfliktwahrnehmungen (dazu z.B. Faik/ 
Becker 2009) - teilweise verbunden mit einer Abwertung der Erklärungskraft z.B. von 
Lebensstilanalysen oder der Individualisierungsthese - sowie der Betonung einer wieder 
stärkeren Sichtbarkeit von Klassenstrukturen (vgl. Rehberg 2011). Dennoch drückt diese 
Diskussion keine Rückkehr zu alten Ansätzen mit ihren altbekannten Problemen aus, da 
sie sich mit differenzierten und komplexen sozialen Ungleichheiten in jedem Fall aus- 
einandersetzen muss. An Bedeutung gewinnt auch der Hinweis, Mechanismen der (Re-) 
Produktion sozialer Ungleichheit (wie z. B. Ausbeutung oder soziale Schließung) in die 
Analyse einzubeziehen (z.B. Diewald/Faist 2011; Solga et al. 2009: 19). 

So verändern sich im Zeitverlauf sowohl soziale Ungleichheiten selbst als auch der 
analytische Blick auf soziale Ungleichheiten. Daher bleiben für die Zukunft Herausfor- 
derungen für die Ungleichheitsforschung bestehen, die sich ebenso auf die zu Beginn 
dieses Beitrags genannten allgemeinen Fragen richten wie auch auf weitere Aspekte, so 
etwa dynamische und transnationale Perspektiven oder die Verknüpfung mit gesell- 
schaftstheoretischen Fragen. Ein historisch vergleichender Blick, der vor- und früh- 
modernen sozialen Ungleichheiten nicht unhinterfragt ein hohes Ausmaß an Stabilität 
unterstellt, könnte einen nützlichen Beitrag zu solch einer reflektierten Ungleichheits- 
analyse leisten. 

Die Ausführungen dieses Abschnitts bezogen sich auf die Situation und Zukunfts- 
perspektive der Ungleichheitsforschung und lassen erkennen, welche gesellschaftspoli- 
tische Relevanz die unterschiedlichen Blickwinkel auf soziale Ungleichheit haben. Ein 
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Ausblick auf die auch nur mittelfristige Struktur sozialer Ungleichheit selbst würde sich 
demgegenüber in den Bereich der Spekulation begeben. Die Differenziertheit ohne Ent- 
strukturierung wird sich auch künftig nicht auf eine einfache Formel bringen lassen. 
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Sozialer Wandel. Gesellschaftliche Entwicklungstrends 
Stefan Hradil 


1 Begriffliche und methodische Grundlagen 
1.1 Zielsetzung 


Der Beitrag behandelt wichtige Entwicklungstrends, die sich in der deutschen Gesell- 
schaft in den nächsten zwei bis vier Jahrzehnten vollziehen werden. Zwar haben sich 
diesbezügliche sozialwissenschaftliche Prognosen in der Vergangenheit häufig als falsch 
und in ihren Folgen als problematisch erwiesen. Aber in den nächsten 20 bis 40 Jahren 
werden sich folgenreiche Veränderungen ergeben, die sich mit einem hohen Grad an 
Sicherheit vorhersagen lassen. Auf diese sozialwissenschaftlichen Entwicklungstrends 
wird sich der folgende Blick in die Zukunft konzentrieren. Er wird also nur Ausschnitte 
sozialen Wandels behandeln. Exakte Zahlenangaben werden an mancher Stelle nur un- 
genau oder überhaupt nicht möglich sein. 

Die folgenden Ausführungen verkennen nicht die Hindernisse, denen sich Voraus- 
sagen gesellschaftlicher Entwicklungstrends gegenübersehen: Sie sind unter anderem 
von Entscheidungen »eigensinniger« individueller und kollektiver Akteure abhängig, 
die sich nicht hinreichend vorhersagen lassen. Zudem erzeugt die Vielzahl von Ein- 
flussfaktoren, denen der soziale Wandel unterliegt - zumal in einer Welt zunehmen- 
der Globalisierung, Individualisierung und Virtualisierung - in ihrem Zusammen- und 
Entgegenwirken schwer prognostizierbare Gesamtwirkungen. Schließlich können die 
sozialwissenschaftlichen Voraussagen selbst die Gesellschaft verändern. Es fragt sich 
nur, in welcher Richtung: als » self-fulfilling«- oder als »self-destroying-prophecies«. Oft 
kommt es daher ganz anders, als es zunächst plausibel schien. In den folgenden Voraus- 
sagen sind diese Schwierigkeiten weit möglichst berücksichtigt, daher ist ihr Sicherheits- 
grad vergleichsweise hoch. 


1.2 Zur Methode 


Die folgenden Darstellungen bestehen aus theoretisch und konzeptionell begründeten 
sowie systematisch geordneten Prognosen. Sie benennen mehr oder minder genau Ort, 
Zeitpunkt, Umfang und Wahrscheinlichkeit zukünftiger gesellschaftlicher Gegeben- 
heiten. 


S. Mau, N. M. Schöneck (Hrsg.), Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, 
DOI 10.1007/978-3-531-18929-1_54, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013 
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Kaum zur Darstellung kommen Vorausrechnungen und Szenarien. Vorausrechnun- 
gen bestehen aus exakten, bestimmte Trends in ihrem Zeitverlauf quantifizierenden Be- 
rechnungen, die oft mehrere Varianten enthalten, je nachdem, welche Annahmen über 
Voraussetzungen und Begleiterscheinungen (z.B. die künftige Entwicklung von Er- 
werbsquoten oder Zuwanderungen) zugrunde gelegt werden. Szenarien hingegen sind 
bewusste Vereinfachungen, die einzelne Entwicklungen bewusst überzeichnen, um z.B. 
auf gefahrvolle Konsequenzen, auf zu treffende Maßnahmen oder verfügbare Optionen 
aufmerksam zu machen. 

Um die Treffsicherheit der gezeigten Prognosen möglichst hoch zu halten, wird von 
Bevölkerungsprozessen ausgegangen. Denn diese sind vergleichsweise sicher vorauszu- 
sagen, weil die Menschen, die ihren Gegenstand bilden, meist schon leben. Zudem wird 
von der künftigen Bevölkerungsentwicklung viel abhängen. Aber selbstverständlich gibt 
sie allein nicht Auskunft über die gesamte Bandbreite gesellschaftlicher Entwicklungs- 
trends. Soweit theoretisch und empirisch (z.B. durch internationale Gemeinsamkeiten, 
durch Extrapolation bisheriger Trends oder durch institutionelle Vorprägungen, soge- 
nannte »Pfadabhängigkeiten«) hinreichend gesichert, werden auch andere Entwick- 
lungsaussagen einbezogen. Hierbei wird auf eine weitestmögliche Vernetzung geachtet. 
Auch das erhöht die Treffsicherheit von Prognosen. 


1.3 Gesellschaftstheoretischer Hintergrund 


Utopien und weitausgreifende gesellschaftliche Entwicklungspläne sind derzeit Man- 
gelware. Das Vertrauen über die umfassende Gestaltbarkeit von Gesellschaft ist gering. 
Vermutlich haben deshalb Zukunftsaussagen Konjunktur. Wer nicht weiß, welches Ziel 
er verfolgen soll und ob er überhaupt eines ansteuern kann, muss interessiert sein an 
den mehr oder minder zwangsläufig sich ergebenden Entwicklungen, mit denen er in 
seinem Handeln zu rechnen hat. 

Wenn diese im Folgenden dargestellt und selbst bestimmte Handlungsweisen politi- 
scher, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Instanzen als voraussehbar und somit als 
Bestandteil von Entwicklungsprozessen angesehen werden, ist damit keinesfalls gesagt, 
dass alle wesentlichen gesellschaftlichen Entwicklungen determiniert seien. Selbstver- 
ständlich stehen uns in vieler Hinsicht Optionen offen. Soziale Bewegungen und Politik 
bewirken durchaus Unterschiede. Der vorliegende Beitrag endet deshalb dort, wo Op- 
tionen mehr ausmachen als voraussehbare Entwicklungstendenzen. Deterministisch ist 
der Ansatz nur insofern, als davon ausgegangen wird, dass manche künftigen Strukturen 
bestimmte kollektive Entscheidungen und Handlungsweisen als notwendig erscheinen 
lassen und diese durch geeignetes Tun auch realisiert werden können. 

Gesellschaftliche Entwicklungstendenzen von modernen Ländern wie Deutschland 
haben komplexe Ursachen. Damit befassen sich Theorien sozialen Wandels. 
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Modernisierungstheorien zufolge sind Entwicklungstrends Ausdruck bestimm- 
ter Zielsetzungen (Zweckrationalität, Fortschrittsgedanke, Säkularisierung, Individua- 
lisierung, Aktivität etc.), diesbezüglich funktionaler Differenzierungen und leistungs- 
fähiger Basisinstitutionen (Marktwirtschaft, Konkurrenzdemokratie, Wohlfahrtsstaat, 
universelle Normen etc.). Modernisierungen werden heute nicht länger als rein linear 
verlaufende, ausschließlich positiv zu bewertende und international völlig gleichartige 
Entwicklungsprozesse nach westlichem Muster angesehen. Dennoch sehen Modernisie- 
rungstheorien international recht ähnliche Entwicklungen voraus. 

Marxistische Theorien sozialen Wandels gehen davon aus, dass die privatwirtschaft- 
liche Organisationsform wirtschaftlichen Handelns weitreichende Folgen im Hinblick 
auf wirtschaftliche, politische und gesellschaftliche Machtverhältnisse, Konzentrations- 
prozesse, Krisenerscheinungen usw. ausübt. Dessen ungeachtet messen neuere marxisti- 
sche Theorien (z.B. »Regulationstheorien«) auch dem jeweiligen politischen und gesell- 
schaftlichen Handeln sowie den institutionellen und kulturellen Eigenheiten bestimmter 
Gebiete durchaus Gewicht zu. 

Differenzierungstheorien sozialen Wandels machen sichtbar, welche Konsequen- 
zen die Geschichte, die institutionellen Vorgaben sowie die Politik und Kultur der ein- 
zelnen Länder und Regionen für zukünftige Entwicklungen haben. Aus der Sicht von 
Differenzierungstheorien ergeben sich Entwicklungsunterschiede z.B. zwischen dem 
christlichen Europa und der Welt des Islam, zwischen der Europäischen Union und den 
Vereinigten Staaten, zwischen katholischen und protestantischen Ländern, zwischen 
einzelnen Nationalstaaten oder zwischen bestimmten Regionen einzelner Länder (wie 
z.B. zwischen West- und Ostdeutschland). 


2 Entwicklungstrends 
2.1 Die Bevölkerungsentwicklung und ihre Folgen 


Bevölkerungen (» Bevölkerung) entwickeln sich durch drei Teilprozesse: durch Sterbe- 
fälle, Geburten und Ein- bzw. Auswanderungen. 

Zur Entwicklung der Sterblichkeit: Moderne Gesellschaften haben (durch Fort- 
schritte in Medizin, Hygiene, Ernährung und allgemeinen Lebens- und Arbeitsbedin- 
gungen) im Laufe des 19. Jahrhunderts die Kindersterblichkeit und in der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts die Sterblichkeit im mittleren Lebensalter drastisch reduziert. Seit 
dem Zweiten Weltkrieg gelang es zudem, die Morbidität im höheren Lebensalter einzu- 
dämmen. Dadurch stieg die Lebenserwartung - abgesehen von Kriegsereignissen - kon- 
tinuierlich an. Neugeborene Mädchen konnten 2009 in Deutschland ein Leben von 82, 
Jungen von 77 Jahren erwarten. Aller Voraussicht nach wird die Lebenserwartung bis 
zum Jahr 2060 um weitere 7 bis 8 Jahre steigen. Die Differenz zwischen den Geschlech- 
tern nimmt dabei langsam ab (Statistisches Bundesamt 2009: 29 f.). 
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Zur Geburtenentwicklung: Wenn jede Frau durchschnittlich 2,1 Kinder bekommt, 
bleibt die Bevölkerungszahl einer modernen Gesellschaft langfristig konstant. Während 
des »Baby-Booms« nach dem Zweiten Weltkrieg wurde in Deutschland, wie auch in den 
USA und den meisten europäischen Ländern, diese Zahl deutlich übertroffen. Von Mitte 
der 1960er bis Mitte der 1970er Jahre fiel in Westdeutschland die durchschnittliche Kin- 
derzahl pro Frau rapide ab (»Pillenknick«). Die absolute Zahl der jährlichen Geburten 
sank damals von über einer Million bis auf unter 600 000. Seither bekommt - im We- 
sentlichen unverändert - in Westdeutschland jede Frau durchschnittlich 1,3 bis 1,4 Kin- 
der. Damit wäre die Geburtenrate seit Mitte der 1970er Jahre um circa ein Drittel zu 
niedrig gewesen, um den Bestand der Gesellschaft zu erhalten. Dennoch sank die abso- 
lute Zahl der jährlichen Geburten seither nur wenig unter die Zahl der Sterbefälle. Denn 
die geburtenstarken Jahrgänge des »Baby-Booms« waren in den 1980er und 1990er Jah- 
ren ins Elternalter gekommen und es gab besonders viele Eltern. Deren hohe Zahl glich 
die niedrige Kinderzahl pro Frau großenteils aus. Hinzu kamen höhere Kinderzahlen 
von Zuwanderern. 

Dieser Altersstruktureffekt ist zu Ende. Die geburtenschwachen Jahrgänge rücken 
ins Elternalter ein. Es wird in den kommenden Jahrzehnten relativ wenige Eltern aus der 
inländischen Bevölkerung geben. Die anhaltend niedrige - und in Ostdeutschland nach 
der Wende nochmals drastisch gesunkene - Geburtenzahl pro Frau fällt in den kom- 
menden Jahrzehnten mit einer wesentlich niedrigeren Elternzahl zusammen. Die Zahl 
der Geburten wird daher deutlich unter die der Sterbefälle sinken. 

Daran könnte auch eine sofortige Erhöhung der Kinderzahlen pro Frau nichts än- 
dern. Sie müsste aufgrund der anstehenden niedrigen Elternzahlen ein völlig unrealis- 
tisch hohes Niveau erreichen, um das Geburtendefizit zu vermeiden. Die Bevölkerungs- 
wissenschaft ist sich jedoch darin einig, dass kurzfristig überhaupt keine nennenswerte 
Erhöhung des Geburtenniveaus zu erwarten ist. Lediglich in Ostdeutschland haben die 
nach der Wende stark gesunkenen Kinderzahlen pro Frau wieder das westdeutsche Ni- 
veau erreicht. 

Zu den Wanderungsprozessen: Seit dem Zweiten Weltkrieg sind in der Regel mehr 
Menschen nach (West-)Deutschland ein- als ausgewandert. Dieser positive Wande- 
rungssaldo ist seit den 1990er Jahren jedoch rückläufig. Im Jahr 2008 wanderten erst- 
mals mehr Menschen aus als ein (56 000 Personen) (BMI 2011; Statistisches Bundes- 
amt 2011). 

Infolge der dargestellten Prozesse sinkt seit einigen Jahren die Bevölkerungszahl 
Deutschlands. Bei geringen Zuwanderungen von etwa 100000 Personen pro Jahr 
würde die Bevölkerung bis 2060 um circa ı7 Millionen Menschen abnehmen. Bei einer 
jährlichen Netto-Zuwanderung von circa 200 000 Menschen würde die Bevölkerung 
Deutschlands bis 2060 auf etwa 70 Millionen sinken (Statistisches Bundesamt 2009: 
12f.). Ein Schrumpfen der Bevölkerung wäre längerfristig nur durch Immigration von 
weit mehr als 600 000 Menschen pro Jahr zu vermeiden. Das erscheint wegen der damit 
verbundenen Integrationsprobleme nicht realistisch. 
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Weil seit mehr als 35 Jahren geburtenschwache Jahrgänge zur Welt kommen und die 
geburtenstarken Jahrgänge nach und nach ins Rentenalter kommen, altert die Gesell- 
schaft Deutschlands. Diese »Deformation« (Meinhard Miegel 2002) der Altersstruktur 
wird weit reichende Folgen haben. Dies gilt vor allem für das Einrücken der geburten- 
schwachen Jahrgänge in das Erwerbsleben: 


1) Die Erwerbstätigen werden im Durchschnitt älter werden. Die Erstausbildung von 
immer mehr Arbeitenden wird immer länger zurückliegen. Dies wird angesichts 
eines schnellen technischen und ökonomischen Wandels Qualifikationsrückstände 
hervorrufen und immer mehr Weiterbildung nötig machen. Zudem wird bezweifelt, 
dass der Erfahrungsvorsprung der immer größeren Zahl älterer Arbeitender deren 
sinkende Anpassungs- und Mobilitätsbereitschaft ausgleichen wird. 

Die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter schrumpft so sehr, dass die Zahl poten- 
zieller Erwerbspersonen zurückgehen wird. Die Nachfrage nach Erwerbsarbeit wird 
selbst dann sinken, wenn die Erwerbsquoten steigen und eine neue Arbeitsmigra- 
tion nach Deutschland einsetzen wird. Zuwanderungszahlen von gut 200 000 Men- 
schen jährlich und erhöhte Erwerbsquoten in Zukunft vorausgesetzt, werden bereits 
im Jahre 2025 drei bis vier Millionen Erwerbspersonen weniger zur Verfügung ste- 
hen (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 159 f.). 

Setzt man - bei geeigneter Wirtschafts- und Arbeitszeitpolitik nicht unrealis- 
tisch - eine im Wesentlichen gleich bleibende Anzahl von Arbeitsplätzen voraus, 
so werden Arbeitskräfte in größerem Umfang knapp werden. Vor allem im Bereich 
der neuen Technologien und der qualifizierten Dienstleistungen werden Arbeits- 
kräfte fehlen. Dies schließt nicht aus, dass gleichzeitig Arbeitslosigkeit anhalten wird. 
Hauptsächlich im Bereich der gering qualifizierten Arbeit wird die Nachfrage nach 
Arbeit das stetig sinkende Angebot an Arbeitsplätzen übersteigen. Es steht also ein 
Nebeneinander von Arbeitskräftemangel und Arbeitslosigkeit bevor. 

Wie viele Arbeitskräfte fehlen werden, hängt von mehreren Faktoren ab (Textor 
1997: 19): Von der Zahl der geschaffenen bzw. vernichteten Arbeitsplätze, von der 
Gestaltung der Wochen-, Jahres- und Lebensarbeitszeit, vom Ausmaß der Frauener- 
werbstätigkeit und der Länge der Lebensarbeitszeit und vor allem von der Zahl der 
künftigen Zuwanderer nach Deutschland. Dies ist quantitativ der wichtigste Para- 
meter. Eine Ausschöpfung aller genannten Faktoren kann den Arbeitskräftemangel 
zwar aufhalten, aber nicht verhindern. 

Die Beitragszahler für Sozialleistungen werden zusammen mit dem sinkenden Er- 
werbspersonenpotenzial weniger werden, auch dann, wenn das Reservoir an Er- 
werbspersonen in Zukunft weiter als heute ausgeschöpft werden wird. Grundlegend 
hierfür ist das Verhältnis zwischen der Zahl der Menschen im erwerbsfähigen Alter 
einerseits und der Zahl von Kindern und Jugendlichen (bis 19 Jahre) sowie der Zahl 
der Menschen im Rentenalter (ab 65 Jahre) andererseits. Die Zahl der Kinder und 
Jugendlichen, die auf 100 Erwerbsfähige kommt (»Jugendquotient«), beträgt derzeit 
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knapp 30 und wird in den kommenden Jahrzehnten annähernd konstant bleiben. 
Die Zahl der Menschen im Rentenalter, die auf 100 Erwerbsfähige entfällt (» Alten- 
quotient«), wird sich bis 2020 vergleichsweise wenig von etwa 34 auf gut 40 erhöhen, 
dann bis 2060 aber drastisch steigen und sich - selbst bei jährlich 200 000 Zuwande- 
rern - auf 67 fast verdoppeln. Insgesamt (» Gesamtquotient«) wird im Jahre 2060 eine 
Person im erwerbsfähigen Alter für fast eine weitere, ein Erwerbstätiger für mehr als 
eine weitere Person aufkommen müssen (Statistisches Bundesamt 2009: 19 f.). 

4) Unter der Alterung der Bevölkerung Deutschlands im engeren Sinne versteht man 
die Zunahme des Anteils älterer Menschen (über 60 Jahre), Hochaltriger (über 70) 
und Hochbetagter (über 80). Die Alterung wird bis 2020 weiterhin allmählich zuneh- 
men, von da an dramatisch in die Höhe gehen und nach 2030 ihren Höhepunkt er- 
reichen. Zu diesem Zeitpunkt werden die geburtenstarken Jahrgänge alle im Renten- 
und die geburtenschwachen alle im Erwerbsalter sein. Nach 2040 wird die Alterung, 
anders als in der Öffentlichkeit oft angenommen, langsam wieder zurückgehen, weil 
die Generation der geburtenstarken Jahrgänge nach und nach sterben wird. Den- 
noch wird bis 2060 der Bevölkerungsanteil der über 65-Jährigen von 20 Prozent auf 
34 Prozent gestiegen sein. Der Bevölkerungsanteil der Hochbetagten wird sich 2060 
von fünf Prozent auf 14 Prozent nahezu verdreifacht haben (Statistisches Bundesamt 
2009: 16). Zuwanderungen ändern hieran erstaunlich wenig. Die Alterung wird den 
gesamten Charakter der Gesellschaft beeinflussen, aber auch ganz besondere Belas- 
tungen für Gesundheitsversorgung und Alterssicherung mit sich bringen. 


Angesichts der Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt wird über eine systematische und 
wachsende Arbeitsmigration nachzudenken sein. Sie stellt die quantitativ einzig zurei- 
chende Maßnahme dar, dem Schwund des Erwerbspersonenpotentials entgegenzutre- 
ten. Wenn mehr Frauen erwerbstätig sein werden, wird dies wegen der hohen vorhan- 
denen Qualifikationen auf dem Arbeitsmarkt qualitativ hilfreich sein, quantitativ aber 
nicht ausreichen, um die Lücken in der Erwerbsbevölkerung zu schließen - auch dann 
nicht, wenn länger als heute gearbeitet werden wird. Die Zuwanderung ausländischer 
Kräfte kann zwar die Zunahme älterer Menschen nicht wesentlich vermindern, aber 
die negativen Effekte von Bevölkerungsalterung und Reduzierung der Erwerbspersonen 
mildern, die für die Zahlung der Sozialkosten aufkommen müssen. 

Die Problematik einer künftigen Arbeitsmigration liegt im Politischen. Die Einstel- 
lung großer Teile der Bevölkerung nach 30 Jahren Massenarbeitslosigkeit macht eine 
forcierte Arbeitsmigration schwierig. Zumal es notwendig sein wird, umfangreiche In- 
tegrations-, Bildungs- und Weiterbildungsmaßnahmen in die Wege zu leiten. Denn es 
werden qualifizierte Arbeitskräfte fehlen und nicht Gastarbeiter wie in den 1960er Jah- 
ren. Werden jedoch Integrations- und Bildungsmaßnahmen für Arbeitsmigranten un- 
terlassen, oder kommen Arbeitsmigranten, die sich als nicht integrierbar bzw. bildungs- 
unfähig erweisen, so wird Zuwanderung gesellschaftlich nicht helfen, sondern schaden. 
Sie wird Arbeitslosigkeit und soziale Konflikte hervorrufen. 
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2.2 Lebensformen 


Seit den 1960er Jahren leben im Zuge der »Pluralisierung der Lebensformen« immer 
mehr Menschen als Alleinerziehende, Alleinlebende oder in nichtehelichen Partner- 
schaften. Einesteils sind diese Lebensformen für viele attraktiv und wählbar gewor- 
den, denn viele Menschen verfügen über mehr Ressourcen als früher und streben nach 
Selbstverwirklichung. Andernteils werden Menschen in diese Lebensformen gegen ih- 
ren Willen hineingetrieben, unter anderem infolge von Scheidungen, beruflichen Zwän- 
gen und schwierig gewordener Beziehungsgestaltung. Entsprechend ist die Heiratsnei- 
gung seit der »Hoch-Zeit« der Ehe beträchtlich zurückgegangen. Ehen werden vor allem 
dann geschlossen, wenn Kinder »geplant« oder »unterwegs« sind (Crouch 1999: 224). 
Ehen werden immer brüchiger, da sie geringere Versorgungs- und Produktionsaufga- 
ben erfüllen, mithin emotionale Gründe das Fundament der Partnerschaft bilden. Es ist 
damit zu rechnen, dass mehr als ein Drittel aller Ehen in Deutschland wieder geschie- 
den werden (Statistisches Bundesamt 2008: 32f.). Freilich leben trotz dieser Pluralisie- 
rungstendenzen die meisten Menschen im »Familienalter« nach wie vor in »normalen« 
Zwei-Eltern-Familien. 

Das Heranwachsen der geburtenschwachen Jahrgänge wird es mit sich bringen, dass 
die Zahl und der Bevölkerungsanteil der Menschen im mittleren Lebensalter, für die 
sich die Frage der Lebensform hauptsächlich stellt, sinken werden. Aber das Verhalten 
dieser Menschen wird wohl dafür sorgen, dass die Jahrgangsanteile derer, die für kür- 
zer oder länger nicht in einer herkömmlichen Familie leben, weiterhin steigen werden. 
Zwar wird die »herkömmliche« Familie wieder verstärkt als sinnstiftend und als wich- 
tige Institution der Altenpflege (siehe Abschnitt 2.1) erlebt werden. Aber Autonomie- 
bestrebungen einerseits, berufliche und persönliche Zwänge andererseits werden dafür 
sorgen, dass die nicht-familiären Lebensformen weiter Zulauf erhalten. 

Die von vielen Frauen gewünschte und ökonomisch immer notwendiger werdende 
Erhöhung der Frauenerwerbsquote kann nur dann ohne Folgeprobleme bleiben, wenn 
begleitende Maßnahmen erfolgen: z.B. zum familiengerechten Wohnen, zur Vereinbar- 
keit von Familie und Beruf und insbesondere zur Kinderbetreuung (Textor 1997: 26). 
Die Wahrscheinlichkeit, dass diese Maßnahmen tatsächlich getroffen werden, wird auch 
deshalb steigen, weil die Verhandlungsmacht von Frauen zunehmen wird. 

Zwar sind kurzfristige Erhöhungen der Geburtenrate weder wahrscheinlich noch 
problemlösend, dennoch kann die Steigerung von Kinderzahlen längerfristig viel Auf- 
wand (z.B. zur Integration von Migranten) und manche Probleme (z.B. der Finanzie- 
rung sozialer Sicherung) vermeiden. Direkte geburtensteigernde Maßnahmen (Prämien, 
Kredite etc.) rufen jedoch eher das Vorziehen von Geburten als mehr Geburten hervor. 
Als wesentlich wirksamer werden indirekte, begleitende Maßnahmen (Kinderbetreuung, 
betriebliche Vereinbarkeitsmaßnahmen etc.) eingeschätzt. 
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2.3 Bildung 


In Deutschland gehen, wie in nahezu allen modernen Gesellschaften, seit den 1960er 
Jahren immer mehr junge Menschen immer länger zur Schule (» Bildung und Bildungs- 
system). Dieser Bildungsexpansion entspricht ein weiterhin steigender Qualifikationsbe- 
darf (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 161f.). Von 2010 bis 2030 wird der 
Arbeitskräftebedarf an Erwerbstätigen 


e mit Hochschulabschluss je nach Tätigkeitsfeld zwischen zehn Prozent (Fahrzeug 
führen, Sichern, Überwachen) und 50 Prozent (Forschen, Werben, Beraten) steigen 

e mit Meister-/Technikerausbildung oder abgeschlossener Fachschule in den meisten 
Tätigkeitsfeldern zwischen fünf Prozent (Fahrzeug führen, Renovieren, Überwa- 
chen) und 33 Prozent (Forschen, Werben, Beraten) wachsen 

e mit Lehrausbildung je nach Tätigkeitsfeld zwischen fünf Prozent (Reinigen, For- 
schen, Werben) und 30 Prozent (Fertigen, Be- und Verarbeiten) sinken 

e ohne beruflichen Abschluss teils unverändert bleiben (gesundheitliche und soziale 
Hilfe), teils über 20 Prozent stark abnehmen (Fertigen, Be- und Verarbeiten), jedoch 
in keinem Tätigkeitsfeld zulegen (Gramke 2008: 4). 


Damit erscheint klar, dass der »objektive« ökonomische Bedarf nach gesteigerter Bil- 
dung weiterhin wachsen wird. Berücksichtigt man zudem, dass Bildung zunehmend 
als Instrument der individuellen Lebensgestaltung, als Statussymbol und zur Erlangung 
von persönlicher Selbstverwirklichung eingesetzt wird, dann wird deutlich, dass sich 
auch die »subjektive« Nachfrage nach weiterführender Bildung ausweiten wird. Das 
Verhalten der Menschen (messbar an den Jahrgangsanteilen, die bestimmte Schultypen 
besuchen) wird also auch weiterhin immer stärker auf die Erlangung höherwertiger Bil- 
dungsabschlüsse gerichtet sein. Allerdings wird infolge der Altersstruktur der Bevölke- 
rung die Anzahl der Schüler insgesamt sinken. Es wird mit einem Rückgang von circa 
9,4 Millionen (2008) auf circa 7,5 Millionen (2025) Schüler gerechnet (Autorengruppe 
Bildungsberichterstattung 2010: 171 ff.). 

Das allgemeinbildende Schulwesen ist in Deutschland traditionell dreigliedrig in 
Hauptschule, Realschule und Gymnasium gegliedert. Hierbei schrumpft die Haupt- 
schule im Zuge der Bildungsexpansion immer weiter und ist mittlerweile zum kleins- 
ten Schulzweig geworden. Daher wird die Hauptschule immer häufiger mit Realschu- 
len kombiniert. Überlässt man die Entwicklung dem »natürlichen Gang der Dinge«, 
so spricht vieles dafür, dass die Entwicklung auf ein zweigliedriges Schulwesen zuläuft. 
Wünschenswert wäre dennoch die allmähliche Umgestaltung der bisherigen Haupt- 
schule zur spezialisierten und didaktisch qualifizierten »Integrationsschule«. 

Das bisherige (Aus-)Bildungswesen war im Grunde daraufhin angelegt, jedem Ein- 
zelnen zu Beginn seines Lebenswegs einen Vorrat an Wissen und Fertigkeiten mitzuge- 
ben, der im Prinzip für das gesamte Leben reichen sollte. Diese Strategie ist angesichts 
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des schnellen technischen und sozialen Wandels, der längeren Lebenserwartung, der 
Alterung der Erwerbstätigen, der absehbaren Zuwanderungen und der vielen in den Be- 
ruf zurückkehrenden Mütter immer weniger tauglich. Es wird eine Verlagerung von der 
(Erst-)Bildung hin zur lebenslangen Weiterbildung stattfinden müssen. Sie sollte von 
staatlichen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Instanzen zusammen getragen wer- 
den und einen ähnlich hohen Stellenwert wie die Erstbildung erhalten. Deren Verkür- 
zung ist durch das G8-Gymnasium und die Bachelor-Studiengänge zugunsten der Wei- 
terbildung bereits eingeleitet worden. 

Migranten und Kinder aus unteren Schichten erzielen nach wie vor relativ schlechte 
Bildungserfolge. Diese »Bildungsreserven« werden jedoch in Anbetracht des Fachkräf- 
temangels immer dringender benötigt. Deshalb erscheinen verstärkte institutionelle An- 
strengungen zur Förderung der Bildungschancen bildungsferner Gruppierungen (durch 
Vorschule, Förderkurse, Sprachförderung etc.) unerlässlich. Dennoch ist angesichts un- 
gleicher werdender Lebensbedingungen der Herkunftsfamilien, auch künftig ungleicher 
Bildungsaspiration, Leistungsmotivation und kultureller Kapitalien in den kommenden 
Jahren allenfalls mit einer langsamen Chancenangleichung zu rechnen. 


2.4 Erwerbstätigkeit 


Im langfristigen internationalen Vergleich zeigt sich, dass in modernen Gesellschaften 
immer mehr Menschen, zumal Frauen, in die Erwerbstätigkeit einbezogen werden. Dies 
wurde erleichtert durch das Anwachsen des Dienstleistungssektors. In Deutschland ar- 
beitete dort 1950 erst ein Drittel, 2010 waren schon knapp drei Viertel der Erwerbstäti- 
gen im tertiären Sektor beschäftigt. Das Schrumpfen des Produktions-, wie vorher auch 
schon des Agrarsektors, wurde dadurch überkompensiert. Die »große Hoffnung des 
20. Jahrhunderts« (Fourastie 1969), der zufolge der Dienstleistungssektor Beschäftigung 
für die in anderen Sektoren freigesetzten Arbeitskräfte bieten würde, hat sich jedoch nur 
teilweise erfüllt. Neue Arbeitsplätze entstehen nur noch in den personenorientierten 
und/oder mit Wissensproduktion und -transfer befassten Teilen des Dienstleistungssek- 
tors. Das Vordringen der elektronischen Datenverarbeitung lässt auch verwaltende und 
sachorientierte Dienstleistungstätigkeiten stagnieren (IAB 1999). 

Diese Tendenzen haben zusammen mit dem Schwinden des » Arbeitsvolumens« 

- die insgesamt geleisteten Stunden der Erwerbsarbeit gingen durch Rationalisierung 
und Globalisierung seit der Wiedervereinigung um acht Prozent zurück - die Meinung 
bestärkt, modernen » Arbeitsgesellschaften« gehe die Arbeit aus. 

Dies wird wohl nicht der Fall sein: Die erwähnten Bevölkerungsentwicklungen wer- 
den für eine sinkende Nachfrage nach Arbeitsplätzen sorgen. Dies und die ebenfalls er- 
wähnten erhöhten Qualifikationsanforderungen werden in immer weiteren Bereichen 
Mangel an qualifiziertem Personal hervorrufen. Dazu trägt auch bei, dass das Angebot 
an Arbeitsplätzen wie schon in den vergangenen Jahren nicht geringer, sondern voraus- 
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sichtlich eher größer werden wird. Vor allem die Stellen im Bereich der Gesundheitsver- 
sorgung sowie der MINT-Berufe (Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und 
Technik) dürften zunehmen. 

Es bleibt abzuwarten, ob auch angesichts künftigen Personalmangels der Anteil der 
außerhäuslichen Vollzeit-Dauer-Arbeitsplätze weiter zurückgehen und weiterhin Teil- 
zeitbeschäftigungen, befristeten Arbeitsverhältnissen, Leiharbeit und geringfügiger Be- 
schäftigung Platz machen wird. So gingen 2009 bereits 7,6 Millionen Beschäftigte einer 
solchen atypischen Beschäftigung nach. Zwar flexibilisiert dieser Trend die Arbeitsor- 
ganisation, verbessert Beschäftigungszugänge und ermöglicht individuellere Arbeitsge- 
staltung. Problematisch wird diese Entwicklung jedoch dann, wenn Menschen unfrei- 
willig und ungeplant in atypische Beschäftigungsverhältnisse geraten. So hat sich von 
1992 bis 2009 der Anteil der unfreiwillig Teilzeitbeschäftigten von sechs auf 22 Prozent 
fast vervierfacht (Statistisches Bundesamt 2010: 32). 

Nicht bezahlte Tätigkeiten werden stark zunehmen (> Ehrenamt). Zwar werden dies- 
bezügliche Konzepte der »Bürgerarbeit« und der »Tätigkeitsgesellschaft« kaum als Stra- 
tegien zur Bewältigung von Arbeitslosigkeit dienen können (Beck 1999 und Mutz 1997 
sehen dies anders). Aber die Ergänzung von Familien- und Erwerbsarbeit durch »so- 
ziale Bürgerarbeit« in Non-Profit-Organisationen wird dazu beitragen können, Arbei- 
ten zu verrichten, die als Erwerbsarbeit kaum angeboten werden, Menschen Sinn und 
Integration zu vermitteln sowie Aufgaben der sozialen Sicherung zu erfüllen, die staat- 
liche Stellen nicht (mehr) leisten können. 


2.5 Soziale Ungleichheit 


Industriegesellschaften sind in der Regel durch wachsenden Wohlstand gekennzeichnet. 
Diese Wohlstandsmehrung vollzog sich in Deutschland eher spät, aber dann nach dem 
Zweiten Weltkrieg besonders schnell. In (West-)Deutschland hat sich das reale verfüg- 
bare Haushaltseinkommen pro Kopf (in Preisen des Jahres 2008) zwischen 1950 und 
1991 von 3 471 Euro auf 18 964 Euro mehr als verfünffacht. In den 1990er Jahren wuchs 
der Wohlstand in Westdeutschland nur noch zögernd, unter anderem wegen Arbeits- 
marktproblemen und der Kosten der deutschen Vereinigung, während die Einkommen 
in den neuen Ländern stark aufholten. Im wiedervereinten Deutschland ergab sich von 
1991 bis 2008 ein weiterer Einkommensanstieg von 17 569 auf 18 974 Euro (IW 2010: 1). 
Aufgrund zusätzlicher Belastungen durch die Alterung der Gesellschaft sowie durch die 
Schulden öffentlicher Haushalte wird in den nächsten Jahrzehnten nur noch mit gerin- 
gen Zuwächsen der Nettoeinkommen gerechnet. Weil die Menschen im erwerbsfähigen 
Alter künftig - zusätzlich zu den gesetzlichen Renten - selbst für ihren Lebensabend 
sorgen müssen, weil sie auch immer öfter Familienangehörigen helfen müssen, verbleibt 
vom Nettoeinkommen für große Bevölkerungsteile immer weniger als frei konsumier- 
barer Wohlstand. 
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Die Stagnation durchschnittlichen Wohlstands wird spürbare politische und gesell- 
schaftliche Auswirkungen haben. Dies gilt erst recht für die Entwicklung der Einkom- 
mens- und Vermögensverteilung. Seit etwa dem Ersten Weltkrieg wurde die Ein- 
kommensverteilung bis in die frühen 1970er Jahre immer gleicher. Die Mittelschicht 
wuchs. Seitdem lässt sich eine Verschärfung der Einkommensungleichheit beobachten. 
Allem Anschein nach ist eine Polarisierung auch in der Vermögensverteilung erkennbar 
(Frick/Grabka 2009). Immer mehr Menschen sind also wohlhabend, aber auch immer 
mehr Menschen müssen mit geringen Einkommen oder sogar Schulden zurechtkom- 
men. Seit Mitte der 1980er Jahre schrumpfte die gesellschaftliche Mitte, weil mehr Men- 
schen auf- und mehr absteigen als zuvor (Hradil/Schmidt 2007: 163-226). 

Ob sich diese Trends fortsetzen, hängt unter anderem davon ab, inwieweit 


e sich der Mangel an gut qualifizierten Kräften für sie in Lohnerhöhungen ummünzen 
lässt oder aber steigender Besteuerung unterliegt 

e die schlechten Arbeitsmarktchancen gering Qualifizierter in Arbeitslosigkeit bzw. 
Niedriglöhne münden oder aber der verbreitete Personalmangel auch ihnen zugute- 
kommen wird 

e zurückgehende Arbeitslosigkeit auch Armut schrumpfen lässt 

e die Renten der Älteren infolge der geringeren Anzahl der Beitragszahler zurückge- 
hen werden oder aber durch vermehrte Steuerfinanzierung die Rentenhöhen gehal- 
ten werden können 

e die Zahl der Alleinerziehenden weiter zunimmt und ihre Arbeitsmarktchancen 
wegen schlechter Kinderbetreuungsmöglichkeiten weiterhin gering sind oder aber 
vermehrte Kinderbetreuungsmöglichkeiten ihren (ökonomisch erwünschten) Er- 
werbschancen zugutekommen 

e die Tendenz weiterhin anhält, dass sich immer häufiger Paare gleicher Bildung zu- 
sammentun und dadurch zwei Gering- oder aber zwei Gutverdienende zusammen 
haushalten. 


Wenn die ungleichheitsverschärfenden unter den genannten Faktoren überwiegen wer- 
den, dann wird sich die Spanne zwischen dem gesellschaftlichen Oben und Unten wei- 
terhin vergrößern. Die Verteilung der Menschen wird dann durch mehr Gutgestellte 
einerseits und durch mehr Niedrigeinkommensbezieher andererseits geprägt sein. Dies 
wird die bisherige Mittelschichtdominanz schwächen, auch in kultureller Hinsicht. Die 
unteren und die mittleren Schichten werden sich durch Grenzen der Distinktion, die 
mittleren werden sich von den unteren Schichten durch Grenzen der Respektabilität 
deutlicher absetzen. 

Je häufiger allerdings berufliche Auf- und Abstiegsprozesse werden - dies wird auch 
eine Frage der künftigen Zuwanderung sein -, desto weniger lange bleiben die Einzel- 
nen innerhalb klassen- bzw. schichtspezifischer Prägungen, desto mehr werden die ty- 
pischen Denk- und Verhaltensweisen von Klassen und Schichten wiederum verwischt. 
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Neben den beruflich bedingten werden weitere Bestimmungsgründe sozialer Un- 
gleichheit wichtig. So wird die ethnische Zugehörigkeit bei steigenden Zuwanderun- 
gen zur bedeutenden Statusdeterminante. Das Alter wird mit den wachsenden Sozial- 
lasten, die auf die mittlere Generation der Erwerbstätigen zukommen bzw. mit dem 
Ausmaß künftiger Rentenkürzungen zum verstärkten Bestimmungsgrund für Nachteile. 
Andernteils werden seit langem bestehende Zuweisungsmerkmale sozialer Ungleichheit, 
wie z.B. das Geschlecht, zwar »objektiv« weniger wichtig, wohl aber steigt die Sensibi- 
lität hierfür. 

Eine soziale Unterschicht setzt sich in einer postindustriellen Gesellschaft kaum 
mehr aus der Arbeiterschaft, sondern aus denen zusammen, die durch geringe Ausbil- 
dung und/oder ethnische Benachteiligung am Rande oder außerhalb des Arbeitsmark- 
tes stehen. » Vererbt« sich die Zugehörigkeit zur Unterschicht, wie sich das in einzelnen 
Stadtvierteln Deutschlands bereits gehäuft beobachten lässt, so droht die Herausbildung 
von Gruppierungen, die sich auch kulturell vom Ausbildungs- und Beschäftigungssys- 
tem entfernen und deren (Über-)Lebenspraktiken von den übrigen Schichten zuneh- 
mend als problematisch empfunden werden. 

In den mittleren und oberen Schichten dagegen kommen soziale Gruppierungen im 
Ungleichheitsgefüge, zu denen sich die Zugehörigen selbst rechnen oder von anderen ge- 
zählt werden, immer weniger durch Arbeitsmarktlage, Berufszugehörigkeit oder ökono- 
mische Gegebenheiten als vielmehr durch Konsum und Lebensstil zu Stande (Noll 1999). 


2.6 Soziale Sicherheit 


Im Verlauf der Industrialisierung wurden - in Deutschland besonders früh - Systeme 
zur Absicherung der Standardrisiken geschaffen, durch Alter, Krankheit, Pflegebedürf- 
tigkeit, Unfall oder Arbeitslosigkeit das Erwerbseinkommen und damit die Existenz- 
grundlage zu verlieren. Hiervon sind die Krankheits- und vor allem die Alterssiche- 
rungssysteme besonders teuer. Sie machen circa drei Viertel aller Kosten zur sozialen 
Sicherheit (> Sozialstaat und soziale Sicherheit) bzw. fast ein Viertel des Bruttoinlands- 
produkts in Deutschland aus (BMAS 2009: 257). 

Ausgerechnet diese teuersten Sicherungssysteme geraten infolge der Bevölkerungs- 
entwicklung in besondere Schwierigkeiten. Die Alterung der Bevölkerung wird stei- 
gende Renten- und Pensionszahlungen sowie Mehraufwendungen an Krankenkosten 
verursachen. Bereits zwischen 1996 und 2009 stieg die Gesamtzahl der Pflegebedürfti- 
gen von 1,5 auf 2,2 Millionen Menschen an (Rothgang et al. 2010: 39). Aufgrund der de- 
mografischen Prognosen ist von einem Anstieg der Zahl der Pflegebedürftigen bis 2030 
auf circa 3,4 Millionen Personen auszugehen (Statistische Ämter des Bundes und der 
Länder 2010: 25). 

Zwar besteht Hoffnung, dass nachrückende Kohorten länger gesund bleiben wer- 
den und die Belastung insoweit geringer ausfallen wird. Aber dies wird durch die wei- 
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ter steigende Lebenserwartung mehr als kompensiert werden. Sie wird überwiegend 
mit Krankheit erkauft werden. Prognosen aus den USA gehen davon aus, dass für jedes 
»gute, gesunde« Jahr der Lebensverlängerung etwa dreieinhalb kranke Jahre dazukom- 
men (Baltes/Baltes, in Naegele 1997: 161). 

Der steigende Bedarf an Renten, Gesundheitsversorgung und Pflegediensten fällt 
zusammen mit sinkenden finanziellen Ressourcen. Dies signalisiert der Anstieg des 
» Altenquotienten« (siehe Abschnitt 2.1). Außerdem schwinden die Möglichkeiten von 
Gesundheitsversorgungen und Hilfsdiensten in Familien. Weniger Kinder, steigende Er- 
werbstätigkeit und außerhäusliche Orientierung von Frauen werden mehr Sicherungs- 
aufgaben auf teure institutionelle Instanzen zulaufen lassen. 

Über die daraus resultierenden Belastungssteigerungen können nur grobe Schätzun- 
gen angestellt werden. Sie hängen unter anderem von der weiteren Entwicklung der Pro- 
duktivität und Wirtschaftskraft, den Lohnsteigerungen und nicht zuletzt den Zuwan- 
derungen ab, die allesamt nicht exakt vorauszusagen sind. Schätzungen kommen - bei 
unverändertem Sicherungssystem und realistischen Annahmen bezüglich der genann- 
ten Parameter - zu Beitragssteigerungen in der Rentenversicherung von circa 20 Prozent 
im Jahr 1999 auf 26 bis 28 Prozent im Jahr 2030 und in der Kranken- plus Pflegeversi- 
cherung von 15 Prozent auf mehr als 20 Prozent. Hierin eingerechnet haben Zuwande- 
rungen die Sätze um etwa drei Prozentpunkte gesenkt (Loy 1997: 13). 

Diese Beitragserhöhungen erscheinen untragbar. Folglich erweisen sich Änderun- 
gen im System der Gesundheits- und Rentenversorgung als unvermeidlich. Absehbar 
ist eine Pluralisierung des Systems der sozialen Sicherheit. Hierbei müssen die Einzel- 
nen eigene Aktivitäten entwickeln und nicht nur auf reduzierte sozialstaatliche Einrich- 
tungen, sondern auch auf die Angebote der Unternehmen, freiwilligen Assoziationen 
und privaten Netzwerke zurückgreifen (Bulmahn 1998; Zapf 1981). Insbesondere bieten 
sich der Aufbau und die Förderung nichtfamiliärer informeller Stützsysteme an. Dies 
würde der Aktivierung der Bürger, Möglichkeiten individueller Ausgestaltung und bür- 
gerschaftlicher Integration zugutekommen, andererseits aber auch neue Ungleichheiten 
und Risiken hervorrufen. Verzahnungen mit den Wegen hin zu einer »Tätigkeitsgesell- 
schaft« bieten sich an. 


2.7 Kultur 


In dem Maße, in dem sich Wohlstand, soziale Sicherheit und Bildung etc. mehren, stei- 
gen die Freiheitsgrade, das Leben nach eigenen Zielsetzungen zu gestalten. Viele dieser 
Freiheiten wurden in den vergangenen Jahrzehnten auch genutzt: Dies zeigte seit den 
1970er Jahren der Wertewandel weg von materiellen Zielsetzungen und Pflichtwerten 
hin zu Selbstverwirklichungstendenzen. Dies kommt auch in Individualisierungsbewe- 
gungen zum Ausdruck, insbesondere in der Loslösung aus überkommenen Gemein- 
schaften von Familie, Klasse und Gemeinde (Beck 1986). 
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Sozialstrukturell werden diese Tendenzen seit den 1980er Jahren in einer Ausdiffe- 
renzierung von sozialen Milieus, Subkulturen, sozialen Bewegungen und Lebensstilen 
erkennbar (Hradil 1987; 1992). Geschlossene Kulturen ganzer sozialer Schichten sind 
heute nicht mehr nachweisbar. Die ausdifferenzierten Kulturmuster prägen auch die 
Selbstdefinition und Interesseninterpretation der Menschen. Einen neuen Schub wird 
die soziokulturelle Ausdifferenzierung durch Zuwanderungen aus immer entfernteren 
Ethnien erhalten. 

Erwartungen, nach denen sich die Entwicklungstrends hin zur Selbstverwirklichung, 
Individualisierung und kulturellen Ausdifferenzierung immer weiter fortsetzen werden, 
erscheinen allerdings voreilig. Soziokulturelle Entwicklungen verlaufen offenbar noch 
weniger linear und bruchlos als andere gesellschaftliche Trends. So stagnierte der Werte- 
wandel schon in den 1990er Jahren und die heranwachsende Generation steht heute für 
einen » Wandel des Wertewandels« (Hradil 2002). Sie strebt neben Selbstverwirklichung 
gleichermaßen Sicherheit und Einordnung an. Dies hängt mit wirtschaftlicher Stagna- 
tion zusammen, bringt aber auch soziokulturelle Korrekturbewegungen zum Ausdruck. 

Ähnlich wird die Individualisierung durch massive Gegenbewegungen eingeschränkt. 
Diese äußern sich unter anderem in Tendenzen zur »Re-Moralisierung«, sichtbar z.B. 
in Normverstärkungen, was Gewaltfreiheit in Ehe und Familie, sexuelle Treue, die Kor- 
rektheit politischer Amtsträger und den Umwelt- und Gesundheitsbereich betrifft. Ver- 
mehrte Ressourcen und gewachsene (potenzielle) Freiheiten führen also keineswegs zu 
immer intensiverer individueller Nutzung, sondern zu immer neuen Balancen zwischen 
individuellen Freisetzungen und gesellschaftlichen Einbindungen. 
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Sozialstaat und soziale Sicherheit 


Stephan Lessenich 


1 Definition und Abgrenzung 


Wenn vom Sozialstaat die Rede ist, dann geht es für gewöhnlich - ob hierzulande oder 
anderswo - zuallererst um finanzielle Fragen oder kurz: ums Geld. Der Sozialstaat der 
Gegenwart gerät in öffentlichen Debatten und im politischen Alltag zunächst als eine 
riesige Umverteilungsmaschinerie in den Blick: Was die »öffentliche Hand« auf der 
einen Seite über alle möglichen - allgemeine oder zweckgebundene - Steuern und Ab- 
gaben einnimmt, gibt sie auf der anderen in derselben Periode zu nicht unwesentlichen 
Teilen für »Soziales« aus. Das Sozialbudget der Bundesrepublik Deutschland etwa be- 
lief sich nach Angaben des Statistischen Bundesamtes im Jahr 2009 auf circa 750 Mil- 
liarden Euro, der »Sozialaufwand« betrug in diesem Jahr also knapp ein Drittel des Brut- 
toinlandsprodukts; der Etat des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales in Höhe 
von 132 Milliarden Euro machte gut die Hälfte des gesamten Bundeshaushalts des Jah- 
res 2011 aus. Doch nicht nur in einer solchen Makrobetrachtung ist der gesellschaftlich- 
politische Assoziationsraum des Begriffs »Sozialstaat« in erster Linie ökonomisch (bzw. 
genauer: monetär) bestimmt. Auch in der individuellen Wahrnehmung der sozialstaat- 
lichen Leistungssysteme ist die Leitdifferenz eine (naheliegenderweise eher einzel- statt 
gesamt-)wirtschaftliche: »Haben« oder »Nichthaben«, das ist aus Sicht der Leute die 
sozialpolitische Frage, »who gets what« - und vor allem »was bekomme ich«, im Ver- 
gleich zu Anderen oder aber zu dem, was mir meiner Meinung nach zustünde. Hier, so 
ließe sich schließen, fallen öffentlicher Diskurs und private Deutung in offenkundiger 
Harmonie zusammen: Der Sozialstaat schöpft Gelder ab und teilt sie zu und jede(r) 
Sozialstaatsbürger(in) beurteilt für sich selbst - und zwar nicht nur, soweit er/sie dies 
tatsächlich kann, sondern durch alle Schleier des Unwissens hindurch -, auf welcher 
Seite des sozialpolitischen (Um-)Verteilungsspiels er/sie eigentlich steht. 

Obwohl sich die sachliche Triftigkeit dieser beiden, gleichsam komplementären 
Sichtweisen nicht bestreiten lässt - denn in der Tat ist der Sozialstaat ein mit hohem 
ökonomischen Aufwand betriebener institutioneller Mechanismus der politischen Ge- 
staltung individueller Einkommenslagen -, bleiben entsprechende Deutungsmuster an 
der Oberfläche des gesellschaftlichen Geschehens. Diese Aussage mag gerade angesichts 
der materiellen Substanz sozialstaatlich organisierter Einkommenstransferströme un- 
angemessen erscheinen. Doch geht die Materialität des Sozialstaats und seiner »Leis- 
tungen«, auf der Makro- ebenso wie auf der Mikroebene gesellschaftlicher Verhältnisse, 
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weit über die im engeren Sinne monetäre Dimension seines Wirkens hinaus. Der Sozial- 
staat ist, zum einen, nicht weniger als ein Strukturmerkmal der politisch-ökonomischen 
Verfasstheit moderner Gesellschaften (Zapf 1994), eine Basisinstitution des demokra- 
tischen Kapitalismus bzw. - je nach terminologischer Präferenz - der kapitalistischen 
Demokratien »westlicher« Prägung, und damit auch der Gesellschaft Deutschlands. Die 
spezifisch euroatlantische Vermittlung von Kapitalismus und Demokratie, sprich der ge- 
sellschaftlichen Strukturprinzipien politischer Gleichheit und ökonomischer Ungleich- 
heit, lässt sich historisch wie soziologisch nur im Kontext von Aufstieg, Etablierung und 
Wachstum des Sozialstaats bzw. des durch diesen garantierten sozialen Staatsbürgersta- 
tus (Marshall 1963) verstehen. All seinen Krisen und Kritikern, eingebauten Widersprü- 
chen und unbeabsichtigten Folgewirkungen zum Trotz ist (und bleibt) der Sozialstaat 
ein konstitutiver Stabilisierungsmechanismus hoch- und spätindustrieller Gesellschaf- 
ten, der in (und aus) ihnen schlicht und einfach nicht mehr wegzudenken ist (Achinger 
1971: 138; Offe 1984) - nicht nur systemlogisch, sondern auch lebensweltlich. Zum an- 
deren nämlich ist der Sozialstaat der Gegenwartsgesellschaft ein wesentliches Moment 
der Konstitution, Reproduktion und Transformation von individuellen wie kollektiven 
Lebenslagen, Lebensläufen und Lebensweisen: Nicht nur die Öffnung oder Schließung 
von Einkommensscheren und die Durchlässigkeit oder Verfestigung von Armutsmi- 
lieus, sondern ebenso sehr auch Ausbildungs- und Erwerbsbeteiligungsstrategien, Haus- 
haltsgründungs- und Familienbildungsmuster, Gesundheitspraktiken, Pflegekonstella- 
tionen und unzählige soziale Phänomene mehr sind Effekt von (und auch Einsatz in) 
sozialstaatlicher Intervention, Ergebnis (und Anlass) sozialpolitischen Handelns (bzw. 
Unterlassens). 

Dieser umfassenden Bedeutung des modernen Sozialstaats als spezifischem Verge- 
sellschaftungsmodus trägt die in Soziologie und Sozialwissenschaften seit Längerem ge- 
bräuchliche, dem gängigen englischen Begriff »welfare state« nachempfundene Bezeich- 
nung »Wohlfahrtsstaat« Rechnung. Der Wohlfahrtsstaat ist jene institutionelle Gestalt, 
die der bürokratische Anstaltsstaat (Weber 1980: 419) im Zuge des 20. Jahrhunderts in 
Europa sowie - in unterschiedlichen Varianten - in weiteren Teilen der »entwickelten« 
Welt, insbesondere in den europäischen Siedler- und Kolonialgesellschaften Amerikas 
und Ozeaniens, angenommen hat. Die wohlfahrtsstaatliche Gesellschaftsformation ist 
gekennzeichnet durch die öffentliche Verantwortungsübernahme für das »Soziale« im 
Sinne der Sicherung materiellen Wohlergehens und der Gewährleistung gesellschaft- 
licher Teilhabe (tendenziell) der gesamten Bevölkerung. Im Wohlfahrtsstaat werden »die 
Belange der privaten Wohlfahrt zum Gegenstand politischer Verantwortung« (Kauf- 
mann 1997: 21) und rechtlicher Anspruchssicherung - und damit insbesondere auch die 
relative Positionierung von Individuen im sozialen Raum der ungleich verteilten Verfüg- 
barkeit über und Verwertbarkeit von materiellen und immateriellen Ressourcen (Bour- 
dieu 1985) zu einer Funktion (nicht nur, aber insbesondere auch) staatlicher Intervention. 

Die konkreten Formen und Instrumente, Intentionen und Effekte wohlfahrtsstaat- 
licher Intervention waren und sind in Zeit und Raum variabel - der US-amerikanische 


Sozialstaat und soziale Sicherheit 805 


Wohlfahrtsstaat unterscheidet sich in signifikanter Weise (wenn auch weniger radikal 
als häufig angenommen; Alber 2010) vom europäischen Wohlfahrtsstaatsmodell, die na- 
tionalen Wohlfahrtsregime in Europa wiederum unterliegen einer zwar in supra- und 
transnationale politisch-ökonomische Entwicklungstrends eingebetteten, letztlich je- 
doch je eigenen Dynamik institutionellen und sozialstrukturellen Wandels. Der hier zu 
erläuternde gesellschaftliche Handlungsbereich des »Sozialstaats« bezeichnet in diesem 
Sinne die »deutsche Variante wohlfahrtsstaatlicher Programmatik« (Kaufmann 1989: 
94), eine spezifische, historisch-konkrete Realisationsform des wohlfahrtsstaatlichen 
Vergesellschaftungsmodus, die eine charakteristische Doppelprägung aufweist: die nor- 
mative Präferenz für die Wertidee der »Sicherheit«, verbunden mit der institutionel- 
len Entscheidung für das Organisationsprinzip der » Versicherung«. Diese Eigenart des 
deutschen Sozial(staats)modells lässt sich - die Aussage sei ihrer Banalität zum Trotz 
erlaubt - nur historisch erklären (Lessenich 2003). 


2 Sozialgeschichtliche Entwicklung 


Der deutsche Sozialstaat gilt der Sozialpolitikforschung als historischer Vorreiter der 
wohlfahrtsstaatlichen Entwicklung in Europa (Alber 1982), der Verweis auf »Bismarck« 
dient sogar alltagssprachlich als Chiffre für die »soziale Dimension« von Staatlichkeit 
in Deutschland. Die historische Sozialwissenschaft hat die Vielfalt der Bedingungsfak- 
toren für die Rolle des Deutschen Reichs als »early bird« moderner Sozialpolitik über 
Jahrzehnte hinweg zusammengetragen (Flora/Heidenheimer 1981; Ritter 1998; Schmidt 
2005) - die klassische Deutungsformel von der frühen deutschen Sozialgesetzgebung 
als paternalistisches »Zuckerbrot«, das in der Intention des Reichskanzlers die »Peit- 
sche« des repressiven Sozialistengesetzes für die Arbeitermassen erträglich machen 
sollte, ist dabei erklärungslogisch durchaus relativiert worden. Sicherlich waren die Pa- 
zifizierung der sozialdemokratischen Bewegung und die Bindung der Arbeiterschaft an 
den (neuen) Staat mittels gesetzlich garantierter Rechtsansprüche auf Sozialleistungen 
im Falle der Arbeits- bzw. Erwerbsunfähigkeit wesentliche Motive für die sogenannte 
»Sozialpolitik von oben«. Die Gemengelage der Interessen an einer neuen sozialpoliti- 
schen Institutionenordnung ging faktisch jedoch weit darüber hinaus: Sie reichte (ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit) von den aufgeklärten Fraktionen des Unternehmertums, 
die aus Interesse an einem reibungslosen Arbeits- und Produktionsprozess für eine kol- 
lektive Absicherung von Lohnarbeitsrisiken unter der Obhut des Staates plädierten, über 
eine (faktische) Koalition von bürgerlichen und christlichen Sozialreformern, denen 
es um die sittlich-moralische »Hebung der unteren Stände« zu tun war (und die da- 
mit zum Teil auch auf die Entmachtung bestehender Organe und Organisationen der 
Arbeiterselbsthilfe zielten), bis hin zu weiterreichenden Anliegen der staatlichen Ak- 
teure selbst, die mit der Sozialgesetzgebung nicht nur einen administrativen Beitrag zur 
»inneren Reichsgründung« leisten zu können meinten, sondern zudem auch den anti- 
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katholischen Kulturkampf mit anderen, positiven (genauer: ganz und gar weltlichen) 
Mitteln der sozialrechtlichen Loyalitätsgewinnung fortzusetzen trachteten. 

Wie auch immer: Diese facettenreiche politisch-soziale Bewegung für eine national- 
staatliche Sozialpolitik mündete in den 1880er Jahren, wie bereits angedeutet, in einer 
normativ-institutionellen Doppelentscheidung von (wie sich herausstellen sollte) gro- 
Ber historischer Tragweite. Wie der gesamte die Bismarckschen »Sozialreformen« tra- 
gende gesellschaftspolitische Impuls war auch diese Grundsatzentscheidung Ausdruck 
eines tief verankerten nicht nur politischen, sondern auch soziokulturellen und sozial- 
moralischen Konservatismus: Der Konstruktion des deutschen Sozialstaats lag die Op- 
tion seiner Architekten für die regulative Idee der »Sicherheit« zugrunde, als »Leitbild 
beherrschbarer Komplexität« (Kaufmann 2003) in Zeiten massiver sozioökonomischer 
Umbrüche und Verwerfungen - was zugleich als eindeutige Absage an alternative, sei 
es liberale oder gar sozialistische, Wertideen von Freiheit und Gleichheit, Egalität und 
Emanzipation als Leitlinien sozialpolitischer Gestaltung zu verstehen war. Institutionell 
übersetzte sich diese normative Festlegung in die operative Entscheidung für das Ver- 
sicherungsprinzip als die zentrale (und aus dieser Perspektive dann eben doch alles an- 
dere als bloß »technische«) Organisationsform der sozialen Sicherung (Lessenich 2003: 
143 ff.). Die Errichtung des Systems von Sozialversicherungen - Krankenversicherung 
1883, Unfallversicherung 1884, Alters- und Invaliditätsversicherung 1889 - war gleich- 
bedeutend mit der politischen Konstruktion von Gemeinschaften personell (zunächst 
auf die » Arbeiteraristokratie«) und sachlich (in Art und Höhe der Leistungen) begrenz- 
ter Solidarität, bei der weniger die interpersonale (zwischen besser und schlechter ge- 
stellten Versicherten) als vielmehr die intertemporale Umverteilung (bezogen auf den 
Lebenslauf jedes einzelnen Versicherungsnehmers) im Vordergrund stand. Im Grunde 
genommen wurde hier eine relativ homogene Teilpopulation, nämlich der leistungsfä- 
hige, produktive Kern der Industriearbeiterschaft, politisch zwangsvergemeinschaftet, 
um kollektiv Vorsorge gegen die Risiken der individuellen Lohnarbeiterexistenz zu tref- 
fen - und die konsequente Moderierung des Solidargedankens (»alle für einen, einer 
für alle«) durch das Leistungsprinzip (höhere Arbeitseinkommen generieren, vermit- 
telt über höhere Versicherungsbeiträge, auch höhere Leistungsansprüche) dürfte für die 
nachhaltige gesellschaftliche Akzeptanz der Pflichtversicherung von erheblicher Bedeu- 
tung gewesen sein. 

Die weitere sozialstaatliche Entwicklung in Deutschland war nach diesem sozialpo- 
litischen Gründungsakt - rückblickend betrachtet - durch ein hohes Maß an Pfadab- 
hängigkeit gekennzeichnet, selbst über diverse systemische Brüche und Abwege hinweg 
(Hockerts 1998): Das System der Sozialversicherungen blieb, um zwei weitere »Säulen« 
(Arbeitslosenversicherung 1927, Pflegeversicherung 1995) ergänzt, das Gravitationszen- 
trum des deutschen Sozialstaats, das im Laufe der Zeit gleichsam in konzentrischen 
Erweiterungsbewegungen immer breitere Segmente der Erwerbstätigen (und ihrer Fa- 
milienangehörigen) in seine Sicherungsmechanismen einbezog (Achinger 1971). Zur 
Versicherungslogik alternative sozialpolitische Organisationsprinzipien der Versorgung 
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(für Beamte und Kriegsversehrte) und der Fürsorge (für die sozialen » Problemgrup- 
pen« der Nicht-Erwerbstätigen bzw. nicht über Erwerbstätige abgeleitet Abgesicherten) 
blieben im deutschen Sozialstaatsmodell letztlich - im Wortsinne - randständig. Zwar 
brachte die Weimarer Republik sozialpolitikhistorisch, neben einer vorher wie nach- 
her nie dagewesenen verfassungsrechtlichen Verankerung sozialer Bürgerrechte, die 
Ausweitung (und korporatistische Organisierung) des Sektors sozialer Dienste (Abels- 
hauser 1987) - und die Bundesrepublik, im Rahmen der ordnungspolitischen Bestä- 
tigung (Hockerts 1980) und schrittweisen Universalisierung des Sozialversicherungs- 
staats, eine bedeutsame rechtliche Aufwertung öffentlicher Unterstützungsleistungen 
für das (nun nicht mehr sogenannte) Subproletariat in Gestalt des Bundessozialhilfege- 
setzes. Aber letztlich war der deutsche Sozialstaat bis in die jüngere Vergangenheit, und 
anders als konkurrierende Sozialstaatsmodelle in den westeuropäischen Gesellschaften, 
ausgesprochen arbeitnehmerzentriert und transferlastig (Zacher 2000): Die sozialpoliti- 
sche Aufmerksamkeit galt vorrangig der Sicherung der typischen lohnabhängig beschäf- 
tigten Erwerbsperson, ihrer bzw. (da typischerweise männlich) seiner Einkommenspo- 
sition und Haushaltskonstellation. 

Insofern gibt es in der Tat gute Gründe für die Charakterisierung des deutschen 
Sozialstaats als Prototyp eines »konservativen« Wohlfahrtsregimes, welche sich im 
Anschluss an das einschlägige Standardwerk des dänischen Soziologen Gosta Esping- 
Andersen (1990) mittlerweile in der international vergleichenden Sozialstaatsforschung 
eingebürgert hat. Und dennoch sind diesbezüglich auch gewichtige Einschränkungen 
angezeigt: Denn der »Konservatismus« der deutschen Sozialpolitik weist bei genauerer 
Betrachtung durchaus feldspezifische Einschränkungen und Abweichungen auf - und 
die weitreichenden Tendenzen institutionellen Wandels im deutschen Sozialmodell seit 
den 1990er Jahren lassen es fraglich erscheinen, ob der gesamtdeutsche Sozialversiche- 
rungsstaat tatsächlich noch »der alte« ist. Beide Aspekte der hier zu verhandelnden The- 
matik verdienen eine ausführlichere Diskussion. 


3 Gegenwärtige und prognostizierte Ausprägung 


Die von Esping-Andersen entwickelten analytischen Konstrukte eines »konservativen«, 
»liberalen« und »sozialdemokratischen« Typus moderner Wohlfahrtsstaatlichkeit ste- 
hen im Kern für je unterschiedliche gesellschaftliche Ordnungsideen - die Sicherung 
sozialer Statushierarchien, die Ermöglichung von Handlungsfreiheiten auf Märkten, 
die Herstellung möglichst gleichartiger Lebensbedingungen -, durch die das Staatshan- 
deln im sozialpolitischen Feld historisch angeleitet worden sei. Die sozialwissenschaft- 
liche Forschung im Anschluss an diese heuristische Unterscheidung hat gezeigt, dass 
sie nicht nur im internationalen Vergleich (wo dann der skandinavische Wohlfahrts- 
staat tendenziell ein »sozialdemokratisches«, die anglophone Welt eher ein »liberales« 
sozialpolitisches Profil aufweist), sondern auch - und womöglich insbesondere - bei 
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der Analyse einzelner nationaler Sozialsysteme von erkenntnisaufschließendem Wert 
sein kann (Schmidt et al. 2007). So erweist sich etwa der deutsche Sozialstaat, in die- 
sem Lichte besehen, als ein »konservatives« Regime mit nicht wenigen »liberalen« und 
vor allen Dingen »sozialdemokratischen« Einsprengseln. Und neben der internen Viel- 
falt gerät mit diesem Analyseinstrument auch die historische Variabilität von Sozialpo- 
litik in den Blick - im hier interessierenden Fall nämlich die Tatsache der fortschrei- 
tenden, in den letzten beiden Jahrzehnten zu konstatierenden Doppelbewegung einer 
(weitergehenden) »Sozialliberalisierung« des »konservativen« deutschen Sozialstaats. 
Beide Dimensionen des Phänomens, die strukturlogische eines in seiner Konstruk- 
tion nur bedingt »konservativen« deutschen Sozialstaats wie die entwicklungslogische 
seines aktuellen Wandels hin zu einer stärker »liberalen« wie auch »sozialdemokrati- 
schen« Prägung, sollen im Folgenden - notgedrungen kurz und schematisch - illust- 
riert werden. 

Die Alterssicherung - genauer: die Gesetzliche Rentenversicherung (GRV) - ist wohl 
das beste Beispiel für die Etablierung und Wahrung der in Deutschland historisch do- 
minanten, »konservativen« Traditionslinie sozialstaatlicher Intervention (Allmendinger 
1994). »Konservativ« ist hier zunächst die spezifische Interpretation des Versicherungs- 
prinzips als eines Prinzips der Äquivalenz, sprich der Entsprechung von Beiträgen und 
Leistungen: Tritt der »Risikofall« des altersbedingten Ausscheidens aus der Erwerbstä- 
tigkeit bzw. des Erreichens des gesetzlich festgelegten Rentenzugangsalters ein (> Rent- 
ner und Ruhestand), so bemisst sich die vom Versicherten für den Rest seines Lebens 
zu erwartende Lohnersatzleistung am Niveau seiner Beitragszahlungen, das wiederum 
grundsätzlich durch die Länge seiner Erwerbskarriere und die Höhe seiner Erwerbs- 
einkünfte bestimmt wird. Vereinfacht ausgedrückt organisiert das deutsche Rentenver- 
sicherungssystem einen sozialstrukturellen » Matthäus-Effekt«: Wer (im Arbeitsleben) 
hat, dem wird (im Alter) gegeben. Diese sozialpolitische Stabilisierung und Reproduk- 
tion ungleicher Erwerbschancen und Lebenslagen weist eine individuelle wie auch eine 
kollektive Dimension auf. Aus der Perspektive des bzw. der einzelnen Versicherten ge- 
sehen sorgt das rentenrechtliche Äquivalenzprinzip für eine relative Lebensstandardsi- 
cherung über den Lebenszyklus und konkret den Übergang in den »Ruhestand« hinweg: 
Er bzw. sie wird in die Lage versetzt, auch nach dem Ausscheiden aus dem Erwerbsle- 
ben eine (im Wortsinne) standesgemäfße Lebensführung aufrechtzuerhalten. Aus gesell- 
schaftlicher Perspektive betrachtet betreibt das derart ausgestaltete Alterssicherungs- 
system eine relative Statussicherung auch in dem Sinne, dass die Relationen sozialer 
Ungleichheit über die gesellschaftliche Zeit hinweg reproduziert werden: Die von der 
Position im System der Erwerbsarbeit abgeleitete Soziallage des schlecht verdienenden 
Lohnabhängigenhaushalts wird in ihrer Unterschiedlichkeit und ihrem relativen Ab- 
stand zu den arbeitsmarktvermittelten sozialen Positionen durchschnittlich, gut oder 
sehr gut verdienender Haushalte konserviert, das gesellschaftliche System relativer Bes- 
ser- oder Schlechterstellung somit durch sozialpolitische Intervention auf Dauer gestellt 
und verfestigt. 
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Zwar sind in der Entwicklung der GRV faktisch immer wieder Abstriche vom ide- 
altypischen konservativen Modell vorgenommen worden - etwa durch die Berücksich- 
tigung beitragsfreier Zeiten (der Ausbildung, Kindererziehung, Angehörigenpflege) 
außerhalb des Erwerbssystems bei der Rentenberechnung, durch die »künstliche« An- 
hebung niedriger Renten mittels Zugrundelegung fiktiver (höherer) Erwerbseinkom- 
men oder aber durch die Einführung einer bedürftigkeitsgeprüften und steuerfinanzier- 
ten Grundsicherung im Alter auf Sozialhilfeniveau. Gleichwohl gilt, dass jedenfalls im 
westeuropäischen Raum in keinem anderen öffentlichen Alterssicherungssystem Nied- 
rigverdiener und Personen mit brüchiger Erwerbsbiografie relativ, also verglichen mit 
Besserverdienenden und Dauerbeschäftigten, so schlecht fahren wie hierzulande. Das 
konservative Modell sozialer Sicherung ist mit einer Philosophie der »Leistungsgerech- 
tigkeit« verknüpft, in der das Äquivalenzprinzip als Garant einer sozialpolitisch herge- 
stellten Sekundärverteilung gilt, welche den durch Arbeitsanstrengungen erworbenen 
(gleichsam »verdienten«) Erwerbsstatus jeder Person angemessen widerspiegelt. In- 
dem ein so gestalteter sekundärer Verteilungsmodus sozialer Lebenschancen allerdings 
die - etwa zwischen den Geschlechtern - strukturell unterschiedlichen Möglichkeiten 
des Zugangs zum Arbeitsmarkt bzw. zu stabiler und gut entlohnter Beschäftigung aus- 
blendet, wird er zu einem systematischen Produzenten von sozialer Ungleichheit. Zu 
diesen klassischen, »alten« Ungleichheitsmustern konservativer Sozialpolitik gesellen 
sich in jüngerer Zeit neue Ungleichheiten hinzu, die maßgeblich durch die schrittweise 
Absenkung des Leistungsniveaus der GRV bedingt sind. Zwecks annähernder (relati- 
ver) Lebensstandardsicherung im Alter sind die Versicherten nunmehr gehalten, von 
der neu eingeführten und öffentlich geförderten Möglichkeit privater Zusatzvorsorge 
(» Riester-Rente«) Gebrauch zu machen - eine »liberale« Ergänzung, die der systemi- 
schen Stabilisierung des »konservativen« Alterssicherungsmodells dienen soll. Aller- 
dings lässt sich hier der gewissermaßen widersinnige Zusammenhang feststellen, dass 
es gerade die ohnehin relativ gut gestellten, mit einem eher geringeren Altersarmutsri- 
siko versehenen - unter sozialpolitischen Gesichtspunkten der Ungleichheitsreduktion 
und Armutsvermeidung mithin die »falschen« - Personen und Haushalte sind, die von 
dieser Möglichkeit tatsächlich Gebrauch machen. 

Das Gesundheitswesen, sprich die Gesetzliche Krankenversicherung (GKV), gilt 
für gewöhnlich als jener Teilbereich des deutschen Sozial(versicherungs)staats, der am 
ehesten »sozialdemokratische« Züge aufweist (Ullrich 2000) (> Gesundheit und Gesund- 
heitssystem). Diese Einschätzung liegt zum einen darin begründet, dass auf der Leis- 
tungsseite dieses Systems, neben der Kompensation des Einkommensausfalls durch die 
Zahlung von Krankengeld, namentlich die Versorgung der Erkrankten mit medizini- 
schen und pflegerischen Sach- und Dienstleistungen im Zentrum des Geschehens steht. 
Diese Leistungen aber, die generell auf die Wiederherstellung des physischen oder psy- 
chischen Wohlergehens (und darüber vermittelt der Arbeits- bzw. Erwerbsfähigkeit) der 
Betroffenen zielen, werden - jedenfalls im Prinzip - in einer Weise erbracht, die sich 
streng am je spezifischen Bedarf des Patienten und am jeweiligen Stand des medizi- 
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nisch-technischen Fortschritts orientiert. Grundsätzlich gilt somit, dass die zu behan- 
delnde Person unabhängig von ihrem ökonomischen und sozialen Status das aus ärzt- 
licher Sicht Notwendige zu erhalten hat. Auf der Aufkommensseite hingegen herrscht 
durchaus ein soziales Differenzierungsprinzip: Die Beiträge zur GKV werden nach einem 
über die unterschiedlichen Einkommensgruppen hinweg einheitlichen Beitragssatz er- 
hoben, sodass einkommensstärkere Personen faktisch für dieselben Leistungsansprü- 
che mehr zu bezahlen haben als einkommensschwächere. Die wesentliche egalisierende 
Idee der öffentlichen Krankenversicherung liegt somit darin, die Beitragshöhe vom Ein- 
kommen, nicht aber vom Gesundheitszustand bzw. der Erkrankungswahrscheinlichkeit 
der Versicherten abhängig zu machen, versicherungstechnisch gesprochen »gute« und 
»schlechte« Risiken zu mischen und die einen durch die anderen »aushalten« zu las- 
sen. Die Umverteilungsströme eines solcherart ausgestalteten Gesundheitssystems sind 
vielschichtig: Im Allgemeinen (und jedenfalls im gesellschaftlichen Querschnitt kurzer 
Zeitperioden gesehen) zahlen hier die »Reichen« für die » Armen« und die »Gesunden« 
für die »Kranken«, zudem stehen Ledige für Verheirate ein (da Ehepartner beitragsfrei 
mitversichert sind) und Kinderlose für Eltern (deren Kinder gleichfalls nicht beitrags- 
pflichtig sind). 

Tatsächlich aber ist das sozialdemokratische Ideal einheitlicher, gleicher, am Bedarf 
orientierter und frei zugänglicher Versorgung nur eingeschränkt gültig: Arbeitnehmer 
oberhalb eines durch die Versicherungspflichtgrenze bestimmten Einkommens ebenso 
wie Selbständige und Beamte können sich jenseits des Zwangssolidarzusammenhangs 
der GKV privat versichern und darüber billigere oder/und bessere Leistungen in An- 
spruch nehmen; die einkommensabhängige Beitragsbemessung innerhalb der GKV gilt 
nur bis zu einer bestimmten Verdienstgrenze, die Solidarleistungen der finanziell am 
besten gestellten Versicherten werden also strukturell begrenzt; trotz unterschiedlicher 
Vorkehrungen im Sinne des Risikostrukturausgleichs und kassenübergreifend einheit- 
licher Beitragssätze gibt es durchaus verbleibende Leistungsnachteile und Mehrbelas- 
tungswahrscheinlichkeiten für die Mitglieder von Kassen mit relativ vielen »schlechten 
Risiken«; Leistungen in der GKV werden immer öfter nicht nach dem je konkreten Be- 
darf der Patienten, sondern nach vorab festgelegten, typisierenden Standards erbracht, 
und durch (wechselnde) Budgetregelungen kommt es im ambulanten wie auch im sta- 
tionären Bereich immer wieder zu teils verdeckten, teils offenen Leistungsrationierun- 
gen - Versorgungsmängel, mit denen sich besser gestellte und daher privat Kranken- 
versicherte im Zweifelsfall nicht abzufinden haben; in zunehmendem Maße werden 
Selbstbeteiligungsregeln erlassen und Leistungskataloge ausgedünnt, sodass die Versi- 
cherten neben der regulären Beitragslast auch mit - die ärmeren Haushalte ungleich 
stärker belastenden - Zuzahlungs- und Zusatzversicherungszwängen konfrontiert sind; 
von den Krankenkassen werden Beitragsrabatte oder -rückzahlungen für die Beteili- 
gung an Präventionsprogrammen gewährt, wobei die Nutzung derselben aber (auch 
hier) in der Weise sozial strukturiert ist, dass eher die besser verdienenden und gebilde- 
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ten (und daher tendenziell weniger gesundheitsgefährdeten) Schichten von diesen An- 
geboten Gebrauch machen. 

Es sind die letztgenannten Elemente der jüngeren deutschen »Gesundheitsrefor- 
men« - Regelungen zur Kostenselbstbeteiligung und Beitragsrückerstattung, zuletzt 
auch zur Zusatzbeitragserhebung -, die für das »liberale« Modell staatlicher Sozialpoli- 
tik typisch sind und den ehedem stark »sozialdemokratischen« Charakter der Gesund- 
heitsversorgung zunehmend konterkarieren. Der Unterschied »liberaler« Sozialpolitik 
gegenüber dem »konservativen« Modell besteht wesentlich darin, dass in diesem ty- 
pischerweise versucht wird, durch ungleichen Markterfolg entstandene Klassenlagen 
nachträglich über öffentliche Zwangsversicherungssysteme zu verstetigen; der libe- 
rale Wohlfahrtsstaat hingegen agiert zurückhaltender, in gewisser Weise auch hinter- 
gründiger und unsichtbarer, indem er die Frage der sozialen Sicherung weitestgehend 
dem Markt und den Marktakteuren selbst überlässt, denen er allenfalls - allerdings 
für tendenziell noch größere Ungleichheitsrelationen als im konservativen Modell sor- 
gende - finanzielle Anreize zur privat-marktförmigen Deckung ihrer sozialen Siche- 
rungsbedarfe setzt. Diese liberale Spielart öffentlicher Sozialpolitik ist dem deutschen 
Sozialstaat historisch eher fremd. Wie bereits angedeutet, lässt sich neuerdings aber 
durchaus eine - zudem stärker werdende - Tendenz zur Einführung klassisch liberaler 
Steuerungselemente auch in die hiesige Sozialpolitik konstatieren (Urban 2004). Schon 
seit langem operiert auch der deutsche Sozialstaat mit steuerlichen Vergünstigungen zur 
Förderung privater Vorsorge (z.B. in Form von Lebensversicherungen) oder mit Steuer- 
freibeträgen für einkommensstarke Haushalte etwa in der Familienpolitik (Kinderfrei- 
betrag als für diese Haushalte ertragreiche Alternative zum Kindergeld). 

Eine regelrechte Welle der »Liberalisierung« des »konservativen« deutschen So- 
zialstaats wurde allerdings Mitte der 1990er Jahre mit der Ausgestaltung der neu einge- 
führten Pflegeversicherung eingeläutet: Diese schuf, da grundsätzlich als nicht bedarfs- 
deckende »Teilkasko«-Versicherung angelegt, systematischen (und damit jedenfalls 
innerhalb des deutschen Sozialversicherungssystems neuartigen) Druck auf die gesetz- 
lich Versicherten in Richtung auf zusätzliche private Vorsorge, wollen diese im Fall der 
Pflegebedürftigkeit nicht sozialhilfeabhängig werden. Strukturell Ähnliches gilt für die 
absehbare Absenkung des Sicherungsniveaus in der GRV sowie für den in den vergan- 
genen Jahren schrittweise ausgedünnten Leistungskatalog der GKV: Auch hier empfiehlt 
es sich für die Versicherten, ergänzend private Vorsorge zu treffen - so sie es sich denn 
leisten können. Klassisch liberalen Zuschnitt trägt zudem die Einführung von Wettbe- 
werbsmechanismen nicht nur zwischen Krankenkassen, sondern auch im Bereich der 
ambulanten Pflege, wo schrittweise »Quasi-Märkte« etabliert und Leistungsanbieter 
systematisch unter Preiskonkurrenz gesetzt wurden. 

Repräsentativ für die liberale Wende in der deutschen Sozialpolitik steht allerdings 
vor allen Dingen die als »Hartz IV« bekannt gewordene Absenkung von Leistungsan- 
sprüchen in der Arbeitslosensicherung, die als verstärkter » Anreiz« zur beschleunigten 


812 Sozialstaat und soziale Sicherheit 


(Wieder-)Aufnahme von Erwerbsarbeit, im Zweifel auch im Niedriglohnsektor, dienen 
soll. In diesem Zusammenhang hat auch die Bedeutung privatwirtschaftlicher (Zeit-) 
Arbeitsvermittlung zugenommen und mittlerweile wird zudem ernsthafter über das 
Instrument von Bildungs- oder Betreuungsgutscheinen diskutiert, deren Einführung 
dem Sozialstaatsklienten mehr individuelle Nachfrage - und damit »Marktmacht« - in 
die Hand geben soll. Insgesamt gilt damit im Rückblick auf die jüngere deutsche So- 
zialpolitik, dass bei der politischen Bearbeitung » sozialer Fragen« zunehmend - und mit 
wachsender Selbstverständlichkeit - auf Marktlösungen gesetzt wird, oder genauer: dass 
der Staat das Soziale (auch) hierzulande immer häufiger als einen Ort definiert, an dem 
die politische Durchsetzung marktähnlicher Verfahrens- und Verteilungsprinzipien se- 
gensreiche Wirkung entfalten kann. 

Dieser sozialstaatliche Liberalisierungs- bzw. Vermarktlichungsimpuls (Nullmeier 
2004) verbindet sich auf spezifische Weise mit der (nicht allein im engeren, parteipo- 
litischen Sinne) »sozialdemokratischen« Agenda eines offensiven Erwerbsuniversalis- 
mus, die alle sozialpolitischen Anstrengungen darauf richtet, tendenziell die gesamte 
(erwerbsfähige) Bevölkerung - also auch Frauen, Jugendliche, ältere Arbeitnehmer - in 
den Arbeitsmarkt zu integrieren, im Zweifel auch in atypischen Beschäftigungsverhält- 
nissen und zu prekären Konditionen. Beide Bewegungen, die je auf ihre Art Gegen- 
impulse zum konservativen Sozial(staats)modell darstellen, konvergieren in jener Pro- 
grammatik »aktivierender« Sozialpolitik, die spätestens seit Ende der 1990er Jahre zum 
quasi-offiziellen Leitbild des deutschen Sozialstaats geworden ist. Mit ihrer Verkopplung 
von individuellen Eigenverantwortungszumutungen und gesellschaftlichen Inklusions- 
versprechungen - die politisch jeweils mit gegenläufigen Autonomieversprechungen 
und Beteiligungszumutungen einhergehen (Lessenich 2008) - erweist sich » Aktivie- 
rung« als ein hochgradig komplexes und ambivalentes, im Traditionskontext konser- 
vativer Wohlfahrtsstaatlichkeit tendenziell widersprüchliches sozialpolitisches Projekt 
einer »Lib-Lab«-Reform (Borchert 1998; Hicks et al. 1995) des deutschen Sozialstaats: 
seiner gleichzeitigen, angesichts der herrschenden gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse 
allerdings asymmetrischen, Liberalisierung und »Laboralisierung«. 

Die Triebkräfte dieser für deutsche Verhältnisse in gewisser Weise »systemfremden« 
sozialpolitischen Entwicklung von der statusorientierten Arbeitnehmersicherung zur 
marktzentrierten Erwerbsförderung sind vielfältig. Die Wiedervereinigung mitsamt ih- 
ren belastenden Folgen für die Sozial(versicherungs)haushalte (Ritter 2006) dürfte dabei 
eher katalytische denn kausale Wirkungen gehabt haben - die entscheidenden Impulse 
für den strukturellen Wandel des deutschen Sozialstaats, der sich unter der Oberfläche 
institutioneller Stabilität bereits seit den späten 1980er Jahren abzeichnete (Hockerts 
2011; Lessenich 2003), kamen von außen, in Gestalt der neuen politisch-ökonomischen 
Rahmenbedingungen postsozialistischer Globalisierung einerseits, der normativ wie 
regulativ über die Europäische Union vermittelten sozialpolitischen »Vorbilder« libe- 
ral-laboristischer Reformen in Großbritannien, den Niederlanden und Dänemark an- 
dererseits. Angesichts der gegenwärtigen (Stand: Sommer 2011) Großwetterlage finanz- 
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marktkrisengetriebener Staatshaushaltskrisen (Streeck 2010) spricht vieles dafür, dass 
sich die damit initiierte Veränderungsdynamik des deutschen Sozialstaats, seine Umge- 
staltung in »aktivierender« Absicht, in der näheren Zukunft eher noch beschleunigen 
und tendenziell verschärfen wird. 


4 Gesellschaftspolitische Relevanz 


Der moderne Wohlfahrtsstaat ist, wie eingangs dargelegt, mehr als eine institutiona- 
lisierte Umverteilungsmechanik, staatliche Sozialpolitik mehr als eine bloße Einkom- 
menstransfertechnologie. Der moderne Wohlfahrtsstaat ist ein spezifischer - und der 
deutsche Sozialstaat in diesem Kontext wiederum ein historisch-konkreter - Modus 
»politisch veranstalteter Vergesellschaftung« (Kaufmann 1989: 94). Die gesellschaftspo- 
litische Relevanz des Sozialstaats, über seine langfristig-strukturelle Entwicklungsdyna- 
mik hinweg, ist damit offenkundig: Seine Institutionen und Interventionen prägen die 
Strukturmuster sozialer Ungleichheit in gleicher Weise wie die Prozessmuster alltäg- 
licher Lebensführung. Die klassische Sentenz Max Webers zur gesellschaftlichen Wirk- 
mächtigkeit des modernen Kapitalismus - »Der heutige, zur Herrschaft im Wirtschafts- 
leben gelangte Kapitalismus also erzieht und schafft sich im Wege der ökonomischen 
Auslese die Wirtschaftssubjekte - Unternehmer und Arbeiter - deren er bedarf.« (Weber 
1988a: 37) - lässt sich heute, unter den Bedingungen wohlfahrtsstaatlich vermittelter 
Vergesellschaftung, entsprechend reformulieren: Der mit dem Zusammenbruch des 
Staatssozialismus zur Herrschaft im Gesellschaftsleben gelangte flexible Kapitalismus 
erzieht und schafft sich nicht allein im Wege eines wirtschaftspolitisch entfesselten Wett- 
bewerbs, sondern maßgeblich auch vermittels eines spezifischen sozialpolitischen Steu- 
erungsmodus die sozialen Subjekte, deren diese Gesellschaftsformation der Gegenwart 
bedarf - zumindest aber trachtet er danach. Die sozialstaatliche Programmatik der Akti- 
vierung, die auf die Vermarktlichung des Sozialen in einer verallgemeinerten Erwerbsar- 
beitsgesellschaft zielt, trägt mit zur Konstitution und Reproduktion jener Sozialfigur des 
»unternehmerischen Selbst« (Bröckling 2007) bei, das an der Schnittstelle mobilisieren- 
den und kontrollierenden sozialpolitischen Handelns entsteht (Lessenich 2011) - und in 
dem die für Weber noch zeitgemäßen Rollenzuschreibungen des »Unternehmers« und 
des » Arbeiters« gleichsam miteinander verschmelzen (Voß/Pongratz 1998). 

Dass dieser gewandelte, »reformierte« Wohlfahrtsstaat, zumal in der deutschen Va- 
riante des »aktivierenden« Sozialstaats, einen durchaus widersprüchlichen Modus so- 
zialpolitischer Vergesellschaftung darstellt, ist bereits angedeutet worden und an dieser 
Stelle nicht weiter auszuführen (Dörre et al. 2009: 167 ff., 280 ff.; Lessenich/Nullmeier 
2006). Die sozialstaatliche Aktivierungsprogrammatik schafft neue gesellschaftliche 
Spaltungslinien und wirft die Problematik alternativer sozialer Verteilungsordnungen 
auf - einschließlich der immer wiederkehrenden Frage ihrer gesellschaftlichen Akzep- 
tanz bzw. Akzeptabilität (Offe 1990). Insofern stellt der sozialstaatliche Wandel nicht nur 
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die gesellschaftlichen Subjekte vor neuartige Herausforderungen, sondern auch eine So- 
zialwissenschaft, die - mit Weber gesprochen - nicht bei der »denkenden Ordnung der 
Tatsachen« (1988b: 157) stehen bleiben will, sondern die »denkende Bearbeitung, das 
heißt aber in Wirklichkeit: denkende Umbildung, der unmittelbar gegebenen Wirklich- 
keit« (1988b: 207; Hervorhebung im Original) anstrebt. 
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Sozialstatistik und Sozialberichterstattung 
Heinz-Herbert Noll 


Sozialstatistik und Sozialberichterstattung sind Bestandteil der »informationellen In- 
frastruktur« moderner Gesellschaften und bilden eine wesentliche Grundlage rationa- 
len Handelns für die staatliche Politik sowie Akteure und Entscheidungsträger in an- 
deren Bereichen der Gesellschaft (> Informationsgesellschaft). In einem Sozial- und 
Wohlfahrtsstaat wie der Bundesrepublik Deutschland kommt diesen Teilbereichen des 
gesamtgesellschaftlichen Informationssystems eine besondere Bedeutung zu, weil re- 
präsentative, quantitative Informationen, wie sie die Sozialstatistik und Sozialbericht- 
erstattung bereitstellen, z.B. benötigt werden, um Probleme rechtzeitig zu erkennen 
und angemessen und bedarfsgerecht darauf zu reagieren sowie um die Verwirklichung 
wohlfahrtsstaatlicher Ziele und die Wirksamkeit des staatlichen Handelns beurteilen 
zu können. 


1 Sozialstatistik 


Die Sozialstatistik als das allgemeinere und breitere Konzept hat eine lange Geschichte 
und Tradition und lässt sich bis zu den historischen Ursprüngen der Statistik zurückver- 
folgen. Dort stand das Ziel einer umfassenden Beschreibung von Staat und Gesellschaft 
z.B. in dem Verständnis von Statistik als der »Lehre der Staatsmerkwürdigkeiten«, wie 
es die deutsche Universitätsstatistik vertrat, ganz im Vordergrund. Sozialstatistik ist ein 
selten klar definierter Begriff, der vor allem in der amtlichen Statistik geläufig ist und 
dort - insbesondere in Abgrenzung zur Wirtschaftsstatistik - einen Teilbereich des ge- 
samten Aufgabenspektrums, die Bereitstellung statistischer Informationen über die »so- 
ziale Realität« im weitesten Sinne, bezeichnet. 

Unter der Sozialstatistik werden im allgemeinen Aufgabengebiete wie die Bevölke- 
rungs- und Erwerbsstatistik, die Bildungs-, Kultur- und Gesundheitsstatistik, Statis- 
tiken der sozialen Sicherung sowie der Rechtspflege zusammengefasst. Von einer In- 
tegration dieser Einzelstatistiken ist die Sozialstatistik auch heute noch weit entfernt. 
Ansätze dazu, wie sie etwa von dem Nobelpreisträger Richard Stone (1971) mit dem 
ambitionierten Konzept für ein »System of Social and Demographic Statistics« bereits 
in den 1960er und frühen 1970er Jahren entwickelt wurden, haben in der Praxis nur 
geringe Bedeutung erlangt. Im Verhältnis zur Wirtschaftsstatistik, mit der sie vielfach 
als »Wirtschafts- und Sozialstatistik« im Zusammenhang genannt und auch gelehrt 
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wird, steht die Sozialstatistik nicht nur rein quantitativ, z.B. gemessen am anteiligen 
Umfang der diesbezüglichen Print- und Online-Veröffentlichungen, sondern auch im 
Hinblick auf die dafür aufgewendeten Ressourcen und die öffentliche Aufmerksamkeit, 
die die Ergebnisse genießen, nach wie vor häufig im Hintergrund. Dieser Tatbestand 
manifestiert sich nicht zuletzt auch in der Organisationsstruktur der meisten statisti- 
schen Ämter. 

Zu den wichtigsten regelmäßigen Primärerhebungen der amtlichen Statistik, die als 
Datenquellen für die Sozialstatistik von Bedeutung sind, gehören in Deutschland ne- 
ben der nur in großen zeitlichen Abständen - zuletzt 2011 - durchgeführten Volkszäh- 
lung insbesondere der Mikrozensus und die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe. 
Darüber hinaus sind aber auch unregelmäßig durchgeführte Erhebungen, wie beispiels- 
weise die Zeitbudgetbefragung (zuletzt durchgeführt 2001/2002) (> Zeitverwendung), 
als Datengrundlage für die Sozialstatistik von Bedeutung. Eine herausragende Stellung 
als Datenquelle der Sozialstatistik genießt der Mikrozensus als eine einprozentige Haus- 
haltsstichprobe der Bevölkerung, die seit 1957 durchgeführt wird. Der Mikrozensus bie- 
tet regelmäßig Informationen unter anderem zu Familien- und Haushaltsstrukturen, 
Erwerbsbeteiligung und Merkmalen der Erwerbstätigkeit, Schulbesuch und Aus- und 
Weiterbildung, Quellen des Lebensunterhalts, Gesundheit sowie Kranken- und Renten- 
versicherung. Neben nationalen haben europäische Erhebungen auch in der amtlichen 
Statistik erheblich an Bedeutung gewonnen. Für die Sozialstatistik von besonderer Re- 
levanz ist dabei die jährlich durchgeführte »Gemeinschaftsstatistik über Einkommen 
und Lebensbedingungen« (EU-SILC), die nicht zuletzt auch für die Zwecke eines »social 
monitorings« und der Sozialberichterstattung auf nationaler und europäischer Ebene 
grundlegende und weitgehend harmonisierte Daten bereitstellt. 

Sozialstatistische Daten werden jedoch nicht allein von der amtlichen Statistik bereit- 
gestellt. Wichtige Produzenten sind auch staatliche Behörden und andere Einrichtungen, 
die in Verfolgung ihrer primären Funktion sozialstatistische Daten als Nebenprodukt er- 
zeugen. Dazu gehören z.B. »administrative Daten« wie die » Arbeitslosigkeitsstatistik« 
der Bundesagentur für Arbeit, die Statistiken der Deutschen Rentenversicherung oder 
die »Polizeiliche Kriminalstatistik« des Bundeskriminalamtes (> Kriminalität). 

Auch im Bereich der wissenschaftlichen und kommerziellen Sozialforschung wer- 
den in erheblichem Umfang sozialstatistische Daten erhoben und zur Verfügung ge- 
stellt, die das Angebot der amtlichen Statistik nicht nur inhaltlich ergänzen, sondern 
zum Teil auch durch Anlegung unterschiedlicher Perspektiven und Konzepte sowie 
die Anwendung alternativer Methoden erweitern. Von Bedeutung sind hier insbeson- 
dere perspektivisch angelegte Erhebungsprogramme der wissenschaftlichen Sozialfor- 
schung - wie z.B. das Sozio-ökonomische Panel, die Allgemeine Bevölkerungsumfrage 
der Sozialwissenschaften (Allbus) oder der am Deutschen Zentrum für Altersfragen 
durchgeführte Alterssurvey (> Alter und Altern der Gesellschaft) -, die auch für die ge- 
sellschaftliche Dauerbeobachtung konzipiert wurden und auf deren Grundlage mit einer 
gewissen Regelmäßigkeit Daten über die soziale Lage und den sozialen Wandel in der 
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Bundesrepublik Deutschland insgesamt oder für spezifische Bevölkerungsgruppen be- 
reitgestellt werden. 

Was die zukünftige Entwicklung angeht, wird man davon ausgehen können, dass 
nicht nur die amtliche Wirtschaftsstatistik, sondern auch die Sozialstatistik von den 
Empfehlungen der sogenannten »Stiglitz-Kommission« (Stiglitz et al. 2010) nachhaltig 
beeinflusst werden dürften; dafür gibt es schon heute vielfältige Anzeichen. Die Kom- 
mission hatte insbesondere empfohlen, die statistische Beobachtung von Wirtschaft und 
Gesellschaft neu zu justieren und den Fokus von der ökonomischen Produktion auf die 
Lebensverhältnisse der Bevölkerung zu verschieben (Noll 2011: 112). Damit dürfte nicht 
nur eine Gewichtsverlagerung zur Sozialstatistik, sondern auch eine stärkere Fokussie- 
rung der Sozialstatistik auf die Perspektive der Messung von Wohlfahrt und Lebensqua- 
lität und in diesem Kontext relevante Aspekte und Merkmale einhergehen, wie sie auch 
für die nachfolgend angesprochene Sozialberichterstattung typisch ist. Das Australian 
Bureau of Statistics (2001) hatte seine Sozialstatistik bereits um die Jahrtausendwende in 
diesem Sinne reorganisiert und primär auf die Wohlfahrtsmessung ausgerichtet. 


2 Sozialberichterstattung 


Sozialstatistik und Sozialberichterstattung sind Aufgabengebiete, die keineswegs klar 
und eindeutig voneinander abgegrenzt werden können (Uusitalo 1994: 102). Zumeist 
wird die Sozialberichterstattung, die sich in ihren heutigen, modernen Formen erst seit 
den 1960er Jahren entwickelt hat, als ein spezifischer Teilbereich der Sozialstatistik und 
akademischen Sozialforschung betrachtet, deren Funktion primär darin besteht, Zu- 
stand und Veränderungen der Lebensbedingungen und der Lebensqualität der Bevöl- 
kerung auf einer adäquaten empirischen Datenbasis im Sinne eines regelmäßigen und 
umfassenden gesellschaftlichen »monitoring« zu beobachten, zu beschreiben und zu 
analysieren. Sozialberichterstattung will damit zu einer Aufklärung der gesamten inter- 
essierten Öffentlichkeit beitragen und zugleich entscheidungsrelevante Informationen 
für die Gesellschaftspolitik bereitstellen. So gesehen gehört die Sozialberichterstattung 
gewissermaßen zur »demokratischen Infrastruktur« einer Gesellschaft (Johansson 1983; 
Noll 1999: 21f.; Vogel 2002: 101 f.). Gegenüber anderen Formen der Sozialstatistik zeich- 
net sich die Sozialberichterstattung vor allem durch eine spezifische Perspektive und 
normative Orientierung sowie die sich daraus ergebenden Anforderungen hinsichtlich 
der Auswahl, Aufbereitung und Präsentation von Informationen aus. Dabei spielen Kri- 
terien wie die inhaltliche Systematik, die zeitliche Kontinuität, aber auch die Anschau- 
lichkeit und Verständlichkeit der Berichterstattung eine wesentliche Rolle. 

Aktivitäten der Sozialberichterstattung - in der englischsprachigen Literatur als »so- 
cial reporting« bezeichnet - bilden heute in den modernen Gesellschaften einen zen- 
tralen Bestandteil des Systems der Bereitstellung gesellschaftlicher und gesellschafts- 
politischer Informationen. Mit der Etablierung einer Sozialberichterstattung wurden 
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Prinzipien, Konzepte, Anforderungen und Standards, die zunächst in der Sozialindi- 
katorenforschung entwickelt worden waren, in die Praxis der gesellschaftlichen Infor- 
mationsgewinnung und -bereitstellung umgesetzt. Ursprünglich am Vorbild der Wirt- 
schaftsberichterstattung orientiert, zielt die Sozialberichterstattung nach einer frühen 
Definition von Wolfgang Zapf darauf ab, »über gesellschaftliche Strukturen und Pro- 
zesse sowie über die Voraussetzungen und Konsequenzen gesellschaftspolitischer Maß- 
nahmen regelmäßig, rechtzeitig, systematisch und autonom zu informieren« (Zapf 
1977: 11). In der Praxis der Sozialberichterstattung, wie sie sich mittlerweile entwickelt 
hat, steht die Zielsetzung im Vordergrund, »Zustand und Veränderungen der Lebens- 
bedingungen und Lebensqualität in einer Gesellschaft oder im Vergleich verschiedener 
Gesellschaften auf einer adäquaten Datenbasis im Sinne eines regelmäßigen und um- 
fassenden Monitorings zu messen, zu beschreiben und zu analysieren« (Noll 2005: 189). 
Dabei geht es letztlich um die Beobachtung der sozialen Entwicklung einer Gesellschaft 
im Hinblick auf die Erreichung der von den Bürgern erstrebten und von der Politik ver- 
sprochenen Zielsetzungen (Zapf 1990: 1) bzw. um die Beschreibung und Analyse »ofthe 
living conditions of the population seen in relationship to the objectives and measures 
of an ensemble of social policy fields« (Gilomen 1995: 322). 

Am Beginn der modernen Sozialberichterstattung stand der Auftrag des »Depart- 
ment of Health, Education and Welfare« der Regierung der Vereinigten Staaten an den 
Sozialwissenschaftler Mancur Olsen, einen Prototyp für einen nationalen Sozialbericht 
zu entwickeln, der 1969 unter dem Titel »Toward a Social Report« vorgestellt und ver- 
öffentlicht wurde (Department for Health, Education and Welfare 1969). Dieses Projekt 
war Bestandteil des »social indicators movement«, das in den 1960er Jahren von den 
Vereinigten Staaten seinen Ausgang nahm. Stark beeinflusst wurden diese Entwicklun- 
gen unter anderem von den Trendbeobachtungen W.F. Ogburns aus den 1920er/30er 
Jahren. Insbesondere der 1933 erschienene sogenannte Ogburn-Report »Recent Social 
Trends in the United States« hatte für die moderne Sozialberichterstattung Vorbild- 
charakter. 

Inzwischen sind die Forderungen und Anregungen der Sozialindikatorenforschung, 
eine systematische Sozialberichterstattung aufzubauen, weltweit aufgegriffen und umge- 
setzt worden. In Europa gibt es mittlerweile nur noch wenige Länder, die nicht irgend- 
eine Form der Sozialberichterstattung auf nationaler Ebene betreiben. Manche Reports, 
wie z.B. die britischen »Social Trends«, der holländische »Social and Cultural Report« 
und die französischen » Donnés Sociales« werden nun schon seit über vier Jahrzehnten 
regelmäßig veröffentlicht. In anderen Ländern, wie z.B. der Schweiz (Suter et al. 2008) 
oder Spanien (Colectivo IOE 2008), wurde eine nationale Sozialberichterstattung da- 
gegen erst vergleichsweise spät eingeführt. In Mittel- und Osteuropa ist eine nationale 
Sozialberichterstattung bisher erst in wenigen Ländern - darunter die Tschechische Re- 
publik (Vecernik 2009; Vecernik/Mateju 1999) und Polen (Golinowska et al. 2005) - ent- 
standen. Auch außerhalb Europas werden umfassende nationale Social Reports in vie- 
len Ländern, darunter z.B. Neuseeland (Ministry of Social Development New Zealand 
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2010), regelmäßig veröffentlicht. Bemerkenswert ist, dass es in den USA, wo die Idee 
einer regelmäßigen Sozialberichterstattung entwickelt wurde, bisher nicht gelungen ist, 
eine offizielle Sozialberichterstattung dauerhaft zu etablieren (Noll 2005: 190). 


3 Typen und Ebenen der Sozialberichterstattung 


Orientiert an den bereits in der Frühphase der Sozialindikatorenbewegung von Shel- 
don, Land und Bauer (1971) zur Sozialberichterstattung aufgeworfenen Fragen » WHO 
reports WHAT to WHOM, HOW and HOW OFTEN, with WHAT INTEND and to 
WHAT EFFECT ?«, lassen sich Aktivitäten der Sozialberichterstattung systematisch da- 
nach klassifizieren, auf welche Ebene sie sich beziehen, wie umfassend oder spezifisch 
sie ausgerichtet sind und wer sie betreibt (Tabelle ı). In Bezug auf die Ebenen der So- 
zialberichterstattung können mindestens eine supranationale, eine nationale sowie meh- 
rere subnationale Ebenen unterschieden werden. Auf der supranationalen Ebene sind 
vor allem die diesbezüglichen Reports inter- und supranationaler Organisationen, wie 
z.B. der OECD und der Weltbank, von Bedeutung. Von noch größerem Interesse sind 
aus der deutschen Perspektive die Sozialberichterstattungsaktivitäten der Europäischen 
Union, z.B. in Form von Reports wie dem »Social Situation Report« (European Com- 
mission/Eurostat 2010), der seit 2000 regelmäßig veröffentlicht wird. Was die Sozial- 
berichterstattung unterhalb der nationalen Ebene angeht, sind in Deutschland insbe- 
sondere Ansätze zu einer »kommunalen Sozialberichterstattung« (Mardorf 2006) von 
Interesse. Inzwischen verfügen zahlreiche Gemeinden und Städte über entsprechende 
Berichtssysteme und haben sich dafür mit dem Instrument der »kommunalen Bürger- 
befragung« zum Teil auch eine spezielle Umfrage-Datenbasis geschaffen. Neuerdings 
werden in einer Reihe von europäischen Städten zudem regelmäßig sogenannte » Urban 
Audit« - Befragungen durchgeführt (Verband Deutscher Städtestatistiker 2008). Wie 
bei der nationalen geht es auch bei der kommunalen Sozialberichterstattung in erster Li- 
nie um die Beobachtung der Entwicklung der objektiven und subjektiven Komponenten 
der Lebensqualität der Bürger, aber auch darum, frühzeitig Tendenzen eines sozialstruk- 
turellen Wandels zu erkennen, soziale Probleme zu diagnostizieren, Problemgruppen zu 
identifizieren und die Erreichung politischer Ziele zu messen. 


Tabelle 1 Typologie Sozialberichterstattung 


Ebene Art Akteure 
Supranational Umfassend, bereichsübergreifend Amtlich, z.B. 
National Speziell Statistische Ämter 
Regional, sub-national Lebensbereiche Ministerien 
Lokal, kommunal Teilpopulationen Nicht-amtlich, z.B. 
Soziale Probleme Wissenschaftliche Institute 


Verbände 
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Sozialberichterstattungsaktivitäten können zudem danach klassifiziert werden, ob sie 
über die Gesellschaft als Ganzes berichten oder auf einzelne Lebensbereiche, Bevölke- 
rungsgruppen bzw. spezielle soziale Probleme ausgerichtet sind. Hinsichtlich des insti- 
tutionellen Kontextes der Sozialberichterstattung ist insbesondere von Bedeutung, ob es 
sich bei den Akteuren um amtliche oder nicht-amtliche Einrichtungen handelt, weil da- 
mit unter anderem Konsequenzen für die Art und Form sowie die Verbindlichkeit und 
die Unabhängigkeit der Berichterstattung verbunden sind. 


4 Ansätze der Sozialberichterstattung in Deutschland 


In der Bundesrepublik Deutschland hat es seit dem Beginn der 1970er Jahre eine Reihe 
von Initiativen gegeben, auf der nationalen Ebene eine systematische Sozialberichter- 
stattung zu etablieren. Dabei wurden auch beachtliche Erfolge erzielt. Im Vergleich zu 
Ländern wie beispielsweise Frankreich, Großbritannien und den Niederlanden ist der 
Grad der Institutionalisierung der Sozialberichterstattung in Deutschland dennoch ver- 
gleichsweise niedrig. Das Erscheinungsbild der Sozialberichterstattung ist hier vielmehr 
durch eine Pluralität von Akteuren, Konzepten und Formen der Berichterstattung ge- 
prägt. Neben Einrichtungen wie der amtlichen Statistik, die in anderen Ländern eine 
wesentlich zentralere Rolle spielt, sind auf diesem Gebiet in der Bundesrepublik auch 
Ministerien, wissenschaftliche Institute und Verbände tätig, die dabei ihren jeweiligen 
Aufgaben und Zielsetzungen entsprechend mehr oder weniger pragmatisch oder theo- 
retisch, methodisch elaboriert vorgehen und unterschiedliche Akzente setzen. 

Versucht man die vorliegenden Ansätze zur Sozialberichterstattung in der Bundesre- 
publik zu klassifizieren, so kann - der in Tabelle ı dargestellten Typologie folgend - ers- 
tens danach unterschieden werden, ob es sich um eine bereichsübergreifende Bericht- 
erstattung handelt, die verschiedene »life domains« umfasst oder um eine spezialisierte 
Berichterstattung, die sich auf einzelne Sektoren der Lebensbedingungen, spezifi- 
sche Probleme oder besondere Personengruppen konzentriert. Für eine Systematisie- 
rung ist zweitens von Bedeutung, wer die Akteure sind bzw. von wem die Berichter- 
stattung initiiert und getragen wird. Hier ist in erster Linie zwischen amtlichen und 
nicht-amtlichen Formen der Sozialberichterstattung zu unterscheiden; innerhalb der 
nicht-amtlichen Formen ist zwischen Beiträgen von wissenschaftlichen Einrichtungen 
oder einzelnen Wissenschaftlern und den Beiträgen von Verbänden und anderen gesell- 
schaftlichen Organisationen zu differenzieren. 

Der Prototyp eines »comprehensive social reports« ist ein regelmäßig vorgelegter 
Bericht, der die Lebensbedingungen bzw. Wohlfahrt und Lebensqualität der Bevölke- 
rung in ihrer Gesamtheit zum Gegenstand hat und deren Zustand und Wandel systema- 
tisch beschreibt und analysiert. Die Gliederung eines solchen Berichts folgt in der Re- 
gel einem Konzept von » Lebensbereichen « bzw. »life domains«, teilweise ergänzt durch 
eine gruppenorientierte Perspektive. Informationen darüber, wie die Lebensbedingun- 
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gen aus der Sicht der Bürger subjektiv wahrgenommen und bewertet werden und wie 
es um das subjektive Wohlbefinden der Bevölkerung steht, finden in unterschiedlichem 
Maße Eingang in die Berichterstattung. 

Eine amtliche Sozialberichterstattung auf nationaler Ebene, die auf die Lebensbedin- 
gungen im Ganzen ausgerichtet ist, gibt es in Deutschland nur in einem eingeschränk- 
ten Sinne. Im Vergleich zu anderen europäischen Ländern, wie z.B. Frankreich, Groß- 
britannien, den Niederlanden oder Schweden, ist die amtliche Sozialberichterstattung 
in Deutschland vergleichsweise unterentwickelt. Erst seit wenigen Jahren betreiben die 
statistischen Ämter des Bundes und der Länder unter dem Label »amtliche Sozialbe- 
richterstattung« ein Online-Portal, das aber thematisch begrenzt ist und sich auf Daten- 
angebote zur Mindestsicherung sowie zur Armut und sozialen Ausgrenzung beschränkt. 

Der »Sozialbericht«, den das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung seit 
1970 in mehr oder weniger regelmäßigen Abständen veröffentlicht - derzeit einmal in je- 
der Legislaturperiode -, ist Bestandteil der Regierungsberichterstattung und wird meist 
zusammen mit dem Sozialbudget dem Parlament und der Öffentlichkeit vorgelegt: »Mit 
dem Sozialbericht dokumentiert die Bundesregierung Umfang und Bedeutung der so- 
zialstaatlichen Leistungen und die in diesem Kontext ergriffenen Reformen in der je- 
weiligen Legislaturperiode« (Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2009: X). Es 
handelt sich dabei nicht um einen Bericht zur sozialen Lage der Bevölkerung, sondern 
um eine Darstellung von gesetzgeberischen Maßnahmen und der Verwendung von 
Haushaltsmitteln der Bundesregierung auf gesellschafts- und sozialpolitisch relevanten 
Gebieten. Die Bezeichnung »Sozialpolitischer Bericht« würde dem Inhalt daher eher 
gerecht als die - zumindest aus der Perspektive einer wissenschaftlichen Sozialbericht- 
erstattung in gewisser Weise irreführende - Bezeichnung »Sozialbericht«. 

Die älteste Publikation zur Sozialberichterstattung im Sinne eines »comprehensive 
social reports« in Deutschland ist der »Datenreport«, ein Datenhandbuch, das seit 1983 
regelmäßig veröffentlicht wird. Während die erste Ausgabe des Datenreports noch un- 
ter der alleinigen Verantwortung des Statistischen Bundesamtes zusammengestellt wor- 
den war, wurden die nachfolgenden Ausgaben in Kooperation von amtlicher Statistik 
und wissenschaftlicher Sozialberichterstattung publiziert. Mit dieser Zusammenarbeit 
war intendiert, eine »Brücke zwischen den Zahlen und Fakten aus der amtlichen Statis- 
tik und den Erkenntnissen der Sozialwissenschaft« zu schlagen und einen »wichtigen 
Schritt zu einer umfassenden Darstellung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Situation in der Bundesrepublik Deutschland in Form einer Sozialberichterstattung« zu 
tun (Statistisches Bundesamt 1985: 15). Als eine Publikation der Bundeszentrale für po- 
litische Bildung wurde der Datenreport als ein Datenhandbuch konzipiert, das primär 
den Informationsbedürfnissen der Bürger gerecht werden soll und erst in zweiter Linie 
als Informationsquelle für Experten in der Politik, Verwaltung, Wissenschaft und Wirt- 
schaft gedacht ist. Herausgegeben wird der Datenreport vom Statistischen Bundesamt 
in Zusammenarbeit mit den beteiligten wissenschaftlichen Institutionen bzw. individu- 
ellen Herausgebern. 
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Im Vergleich zu den in anderen Ländern anzutreffenden Formen der Sozialbericht- 
erstattung nimmt der Datenreport in mancher Hinsicht eine Sonderstellung ein, die so- 
wohl Vorzüge als auch Mängel und Beschränkungen impliziert. Positiv an der Zusam- 
menarbeit zwischen amtlicher Statistik und wissenschaftlicher Sozialberichterstattung 
ist vor allem die Erweiterung des Blickfeldes, die damit verbunden ist und die Einbe- 
ziehung unterschiedlicher Konzepte und Datenquellen. Kein anderer Bericht misst sub- 
jektiven Komponenten der Lebensqualität und subjektiven sozialen Indikatoren eine 
so große Bedeutung bei wie der Datenreport. Beschränkungen resultierten vor allem 
daraus, dass die Bestandsaufnahmen von amtlicher Statistik und empirischer Sozialfor- 
schung erst mit dem Datenreport 2008 (Destatis/Noll/Habich 2008) zu einem einheit- 
lichen, die objektiven Lebensbedingungen und die subjektiv wahrgenommene Lebens- 
qualität insgesamt bilanzierenden und evaluierenden Sozialbericht zusammengefügt 
und integriert worden sind. 

Bei den weiteren Aktivitäten einer umfassenden Sozialberichterstattung spielt die 
nicht-amtliche, von wissenschaftlichen Einrichtungen getragene Sozialberichterstat- 
tung vor allem auf der nationalen Ebene eine herausragende Rolle. Von besonderer Be- 
deutung waren dafür in den 1970er Jahren vor allem die Arbeiten des SPES-Projekts 
(Sozialpolitisches Entscheidungs- und Indikatorensystem) und des im Anschluss daran 
entstandenen Sonderforschungsbereichs 3 »Mikroanalytische Grundlagen der Gesell- 
schaftspolitik«. Das ursprünglich im Rahmen des SPES-Projekts entwickelte System 
Sozialer Indikatoren für die Bundesrepublik Deutschland (Zapf 1977) wurde seit den 
späten 1980er Jahren im Rahmen des Zentrums für Sozialindikatorenforschung (ZSi) 
von GESIS kontinuierlich fortgeschrieben und weiterentwickelt. Dieses Indikatorensys- 
tem erhebt für sich den Anspruch, ein Beobachtungsraster und Daten bereitzustellen, 
die es erlauben, Zustand und Entwicklung der objektiven Lebensbedingungen sowie 
der subjektiven Lebensqualität der Bürger dieser Gesellschaft im Sinne eines regelmä- 
ßigen »monitoring« zu messen, zu beschreiben und zu analysieren. Das Indikatoren- 
system - als eine systematische und sowohl theoretisch als auch gesellschaftspolitisch 
begründete Auswahl von Indikatoren - ist in erster Linie für die Wohlfahrtsmessung 
konzipiert und bietet daher eine Datenbasis, die es erlaubt, eine Bewertung der Lebens- 
bedingungen der Bevölkerung und deren Wandel über die Zeit vorzunehmen bzw. die 
zu beobachtenden Entwicklungstrends als sozialen Fortschritt oder Rückschritt zu in- 
terpretieren. Die insgesamt rund 300 Indikatoren für 13 Lebensbereiche, die das System 
umfasst, sind zudem nach verschiedenen Merkmalen disaggregiert und bieten daher 
auch Informationen über die soziale Lage einzelner Bevölkerungsgruppen, spezifische 
Problemkonstellationen sowie die Ungleichheit der Lebensverhältnisse insgesamt. 

Das zu Beginn der 2000er Jahre ebenfalls am GESIS - Zentrum für Sozialindikato- 
renforschung entwickelte European System of Social Indicators versteht sich als ein In- 
strument für ein kontinuierliches Monitoring der individuellen und gesellschaftlichen 
Wohlfahrt sowie des sozialstrukturellen Wandels in Europa. Die individuelle Wohlfahrt 
wird über das Konzept der Lebensqualität erfasst, das gesellschaftliche Well-Being über 
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die Konzepte der sozialen Kohäsion und der Nachhaltigkeit (Noll 2002). Das European 
System of Social Indicators umfasst die gegenwärtigen 27 Mitgliedsländer der Europäi- 
schen Union sowie darüber hinaus auch Norwegen und die Schweiz sowie Japan und die 
USA als außereuropäische Referenzgesellschaften. Der Beobachtungszeitraum erstreckt 
sich vom Beginn der 1980er Jahre bis zur Gegenwart. Für die Mehrzahl der Indikato- 
ren liegen disaggregierte Zeitreihendaten nach verschiedenen soziodemografischen bzw. 
sozioökonomischen Merkmalen - sowie zum Teil auch regional disaggregierte Daten - 
vor. Die für das European System of Social Indicators verwendeten Datengrundlagen 
sollen eine möglichst weitgehende internationale und intertemporale Vergleichbarkeit 
gewährleisten. 

Die Zeitreihendaten des deutschen und europäischen Systems Sozialer Indikatoren 
stehen interessierten Nutzern über das Online-Informationssystem »Social Indicators 
Monitor - SIMon« (<www.gesis.org/simon>) zur Verfügung, das eine nutzerfreundliche 
Auswahl und Ausgabe der Daten sowie die Darstellung in Tabellenform und verschiede- 
nen Grafikformaten erlaubt. 

Zu nennen ist in diesem Zusammenhang auch das Projekt »Berichterstattung zur 
sozioökonomischen Entwicklung Deutschlands«, das von einem Konsortium deut- 
scher sozialwissenschaftlicher Institute durchgeführt wird (Bartelheimer 2006: 67). 
Die sozioökonomische Berichterstattung »beobachtet und versteht ... Gesellschaft 
als sozioökonomischen Entwicklungszusammenhang ... und deutet die Entwicklung 
der letzten Jahrzehnte als Umbruch des deutschen Produktions- und Sozialmodells« 
(SOEB-Website). Ihrem Selbstverständnis nach ist sie stärker »theoriegetrieben« als die 
herkömmliche, primär deskriptiv orientierte Sozialberichterstattung, zu der sie sich als 
Ergänzung versteht. Bisher sind im Rahmen dieses Projektes zwei Berichtsbände er- 
schienen (Forschungsverbund Sozioökonomische Berichterstattung 2010; SOFI/IAB/ 
ISF/INIFES 2005). 

Zu einer regelmäßigen bereichsübergeifenden Sozialberichterstattung in Deutsch- 
land trägt auch der »Informationsdienst Soziale Indikatoren - ISI« bei, der vom GESIS - 
Zentrum für Sozialindikatorenforschung herausgegeben wird und seit 1989 zweimal 
pro Jahr erscheint. Der inzwischen in seiner 48. Ausgabe vorliegende Informations- 
dienst berichtet regelmäßig über Aspekte der Lebensbedingungen und Lebensqualität 
in Deutschland - auch in international vergleichender Perspektive - und zielt darauf ab, 
ein sachkundiges, aber nicht auf Sozialwissenschaftler beschränktes Publikum über Pro- 
bleme und Tendenzen der Wohlfahrtsentwicklung sowie ausgewählte Trends des sozia- 
len Wandels zu informieren. 

Auch in der DDR hatte die Sozialindikatorenforschung eine beachtliche Bedeutung 
in der sozialwissenschaftlichen Forschung, wenngleich dort bis zum Zusammenbruch 
des SED-Regimes eine Sozialberichterstattung nach westlichen Maßstäben nicht mög- 
lich war (Noll 1992). Immerhin hatte es aber auch schon vor den Umwälzungen des Jah- 
res 1989 Versuche gegeben, über die Entwicklung der Lebensbedingungen in der DDR 
Bericht zu erstatten. Seit 1985 waren unter dem Titel »Soziale Ziele und Bedingungen der 
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ökonomischen Strategie« Berichte zur sozialen Lage in der DDR zusammengestellt wor- 
den, die allerdings nicht öffentlich zugänglich waren und insofern auch nicht die übli- 
chen Standards einer Sozialberichterstattung erfüllten. Solchen Kriterien entsprach erst- 
mals der »Sozialreport "go: Daten und Fakten zur sozialen Lage in der DDR« (Winkler 
1990), der im Frühjahr 1990 erschienen ist und ein Gemeinschaftsprodukt von Mitar- 
beitern des früheren Instituts für Soziologie und Sozialpolitik der Akademie der Wis- 
senschaften der DDR darstellt. Die Reihe der sich weitgehend auf die soziale Lage und 
Entwicklung in den ostdeutschen Bundesländern beschränkenden Sozialreports wurde 
auch nach der deutschen Vereinigung weitergeführt und bis heute fortgesetzt (Sozial- 
wissenschaftliches Forschungszentrum Berlin-Brandenburg 2010). 

Zusätzlich zu den verschiedenen Ansätzen und Aktivitäten einer umfassenden, be- 
reichsübergreifenden Sozialberichterstattung gibt es auch vielfältige Formen der Be- 
richterstattung, die auf spezifische Themen, Probleme oder Bevölkerungsgruppen aus- 
gerichtet sind. Die Entwicklung der Sozialberichterstattung in der Bundesrepublik war 
rückblickend insbesondere auch durch eine Tendenz der inhaltlichen Differenzierung 
und Spezialisierung gekennzeichnet. Die Forderungen, Ideen und Konzepte, die die 
Sozialindikatorenforschung entwickelt hatte, wurden an verschiedenen Stellen aufge- 
griffen, um spezialisierte sektorale Berichtssysteme für spezifische Lebens- und Poli- 
tikbereiche oder besondere Probleme der Gesellschaftspolitik zu etablieren (Noll 1997). 
Dabei gehört die Familienberichterstattung, deren Ursprünge bis in die 1960er Jahre 
zurückreichen, zu den sektoralen Berichtssystemen mit der längsten Tradition: Mit der 
2006 erschienenen Ausgabe hat die Bundesregierung den siebten Familienbericht ver- 
öffentlicht. Die in unregelmäßigen Zeitabständen publizierten Berichte wurden jeweils 
im Auftrag der Bundesregierung von Sachverständigenkommissionen erstellt. Eine spe- 
zielle Gesundheits- (Brückner 1997) und Umweltberichterstattung (Noll/Kramer 1996) 
hat sich dagegen erst im Verlauf der 1990er Jahre etabliert. Der erste umfassende Ge- 
sundheitsbericht - herausgegeben vom Statistischen Bundesamt - wurde 1998 vorgelegt, 
ein zweiter 2006 unter dem Titel »Gesundheit in Deutschland« in gemeinsamer Her- 
ausgeberschaft des Robert Koch-Instituts und des Statistischen Bundesamts. Während 
der in vierjährigem Abstand vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit veröffentlichte Umweltbericht die Umweltsituation und Umweltpoli- 
tik in Deutschland bilanzierend bewertet, insbesondere im Hinblick auf die Erreichung 
umweltpolitischer Ziele, bieten die ebenfalls alle vier Jahre erscheinenden »Daten zur 
Umwelt« des Umweltbundesamtes detaillierte indikatorengestützte Informationen zum 
Umweltzustand. In diesem Zusammenhang sind auch indikatorengestützte Berichte zur 
Nachhaltigkeit zu erwähnen, die auf unterschiedlichen Ebenen und von verschiedenen 
Einrichtungen und Akteuren publiziert werden und ebenfalls Bezüge zur Sozialbericht- 
erstattung aufweisen (Noll 2010). 

Eine regelmäßige Bildungsberichterstattung hat sich in Deutschland erst spät ent- 
wickelt: Der Bericht »Bildung in Deutschland 2010« ist die dritte Ausgabe nach 2006 
und 2008. Dieser integrierte Bildungsbericht wird von einem Konsortium unabhängiger 
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wissenschaftlicher Institute unter der Federführung des Deutschen Instituts für Inter- 
nationale Pädagogische Forschung (DIPF) im Auftrag der Kultusministerkonferenz und 
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung in zweijährigem Abstand vorgelegt 
und zielt darauf ab, regelmäßig eine umfassende Bestandsaufnahme des deutschen Bil- 
dungswesens zu leisten. 

Eine besondere öffentliche Aufmerksamkeit erfährt die Armutsberichterstattung, 
die seit dem Jahr 2000 zu den bundesstaatlichen Aufgaben gehört, nachdem der Deut- 
sche Bundestag die Bundesregierung verpflichtet hatte, regelmäßig einen Armuts- und 
Reichtumsbericht zu verfassen. Zuvor waren Armutsberichte auf der nationalen Ebene 
in Deutschland lediglich von nicht-staatlichen Organisationen, wie z. B. der Caritas und 
dem Deutschen Gewerkschaftsbund in Zusammenarbeit mit dem paritätischen Wohl- 
fahrtsverband publiziert worden (Hauser 1997). Der Armuts- und Reichtumsbericht 
der Bundesregierung wurde bisher dreimal - 2001, 2005 und 2009 - vorgelegt und soll 
auch zukünftig jeweils in der Mitte einer Legislaturperiode präsentiert und veröffent- 
licht werden. 

Neben der sektoral und thematisch spezialisierten Sozialberichterstattung hat sich 
inzwischen auch eine Berichterstattung für einzelne Bevölkerungsgruppen, wie z.B. 
Kinder und Jugendliche oder ältere Menschen, fest etabliert (Noll 2005): 2009 wurde 
der 13. Kinder- und Jugendbericht und 2010 der sechste Altenbericht vorgelegt; beide 
Berichte werden jeweils von Expertenkommissionen auf gesetzlicher Grundlage erstellt. 
Die einmal in jeder Legislaturperiode veröffentlichten Altenberichte zielen im Wechsel 
auf eine umfassende Analyse der Lebensverhältnisse älterer Menschen ab oder widmen 
sich speziellen Fragen, wie z.B. der »Hochaltrigkeit« (Vierter Altenbericht 2002) oder 
» Altersbildern« (Sechster Altenbericht 2010). 


5 Fazit und Perspektiven 


Aus der Retrospektive betrachtet, lässt sich die Entwicklung der Sozialberichterstattung 
als schrittweise und erfolgreiche Diffusion einer Innovation in der gesamtgesellschaft- 
lichen Informationsinfrastruktur verstehen. In Deutschland, aber auch darüber hinaus, 
hat sich die Sozialberichterstattung in ihren unterschiedlichen Formen und Ausprä- 
gungen als integraler Bestandteil der gesellschaftlichen Informationsinfrastruktur fest 
etabliert und über den Zeitraum der beiden zurückliegenden Jahrzehnte positiv ent- 
wickelt, »das heißt: Die Sozialberichterstattung ist regelmäßiger, umfassender, transpa- 
renter geworden« (Ferchland 2007: 373). In einer Phase ökonomischer Prosperität und 
wohlfahrtsstaatlicher Expansion entstanden, orientierte sich ihr Ausbau zunächst pri- 
mär an der Funktion, eine auf die umfassende Gestaltung der Lebensverhältnisse ins- 
gesamt zielende »aktive Gesellschaftspolitik« regelmäßig mit Informationen über den 
Zustand und Wandel der Lebensbedingungen und Lebensqualität der Bevölkerung zu 
versorgen. Inzwischen haben sich sowohl der gesellschaftspolitische Kontext als auch 
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die Anforderungen und Erwartungen an die Sozialberichterstattung gewandelt. Ange- 
sichts einer weitgehenden Globalisierung (> Globalisierung) und eines ausgeprägten in- 
ternationalen Wettbewerbs, verminderter - zu Zeiten der ökonomischen Krise sogar 
negativer - Wachstumsraten und an die Grenzen der Finanzierungsfähigkeit geratener 
wohlfahrtsstaatlicher Institutionen, sind die Aktivitäten der Gesellschaftsbeobachtung 
nicht mehr primär von dem Optimismus geprägt, die Lebensbedingungen und Lebens- 
qualität der Bevölkerung umfassend und kontinuierlich verbessern zu können. Den ge- 
sellschaftspolitischen Rahmen bilden heute vielmehr andere auf der Agenda stehende 
Fragen und Herausforderungen, z.B. ob und wie das erreichte Wohlfahrtsniveau für 
heutige und zukünftige Generationen aufrechterhalten werden kann, wie sich eventuelle 
Belastungen auf verschiedene Bevölkerungsgruppen verteilen, wie Exklusion vermie- 
den und der gesellschaftliche Zusammenhalt gestärkt werden kann oder wie die Not- 
wendigkeit, einen Pfad der gesellschaftlichen Entwicklung zu finden, der weniger mit 
den Zielen der »Nachhaltigkeit« konfligiert, entsprochen werden kann. Dabei hat die 
europäische Perspektive, der Vergleich und Wettbewerb mit anderen Mitgliedstaaten 
der EU und die Orientierung an »best practices« auch und gerade für die Sozialbericht- 
erstattung erheblich an Interesse und Bedeutung gewonnen. Sofern sie die veränderten 
Rahmenbedingungen berücksichtigt und sich den damit verbundenen Herausforderun- 
gen stellt, werden Informationen und Analysen wie sie die Sozialberichterstattung be- 
reitstellt, auch in Zukunft in der Öffentlichkeit und Politik als Orientierungsdaten und 
Handlungsmaßstäbe gefragt sein. 
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Sozialstruktur 


Jörg Rössel 


1 Sozialstruktur: Definition und Gegenstand 


Die Sozialstrukturanalyse gehört zu den Kerngebieten der Soziologie, zugleich aber wird 
ihr Grundbegriff ausgesprochen unterschiedlich definiert. Im Anschluss an Max Webers 
Definition der Soziologie als Wissenschaft, »welche soziales Handeln deutend verste- 
hen und dadurch in seinem Ablauf und seinen Wirkungen ursächlich erklären will« 
(Weber 1985: ı), soll hier der Begriff der Sozialstruktur mit Bezug auf handlungstheore- 
tische Grundannahmen eingeführt werden. Dabei geht es der Soziologie nicht in erster 
Linie um das Handeln von einzelnen Personen, sondern typischerweise um Handlungs- 
muster von Bevölkerungsaggregaten: Nicht die individuelle Nutzung von Facebook ist 
für die Soziologie interessant, sondern die Zunahme von Nutzern dieses Onlinediens- 
tes in der Bevölkerung. Da es in der Soziologie, anders als in anderen Wissenschaften, 
keine allgemein anerkannte Grundlagentheorie gibt, soll hier an ein sehr allgemeines 
Modell menschlichen Handelns angeknüpft werden, das mit den meisten Handlungs- 
theorien vereinbar ist (Rössel 2009: 12-20). Dieses geht davon aus, dass menschliches 
Handeln erstens an Zielen orientiert ist, zweitens in seinen Möglichkeiten durch Res- 
sourcen und Restriktionen beschränkt ist und sich drittens an anderen Personen als 
Interaktionspartnern orientiert. Der Begriff Sozialstruktur soll hier als die Verteilung 
dieser vier zentralen Handlungsdeterminanten (Handlungsziele, Handlungsressourcen, 
Handlungsrestriktionen und Interaktionspartner) auf die Bevölkerung der zu untersu- 
chenden Einheit verstanden werden. Während sich die Ungleichheitsforschung als eine 
Subdisziplin der Sozialstrukturanalyse um die sozial erzeugte Verteilung von Ressour- 
cen und Restriktionen in der Bevölkerung kümmert, beschäftigen sich unter anderem 
die Lebensstilforschung und die Werteforschung mit den primären Handlungszielen 
der Menschen, während sich die Netzwerkanalyse und die Milieuforschung der Ana- 
lyse der Handlungspartner widmen. Dabei ist freilich immer zu berücksichtigen, dass 
die betrachteten Verteilungen einem sozialen Wandel unterliegen: Einerseits kann sich 
die Gesamtstruktur der Verteilung verändern, andererseits können aber auch einzelne 
Personen ihre Position in der Struktur verändern, damit beschäftigt sich insbesondere 
die Mobilitätsforschung. 

Zu den Grundelementen der soziologischen Sozialstrukturanalyse gehört, dass die 
Verteilungen bestimmter Handlungsdeterminanten nicht nur für die gesamte Bevöl- 
kerung betrachtet, sondern spezifische Segmente in ihrer Position in der Gesellschaft 
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analysiert werden. In der soziologischen Diskussion können folgende Bevölkerungs- 
gruppen als besonders wichtig erachtet werden: erstens soziale Klassen, die primär die 
vertikale Strukturierung einer Bevölkerung abbilden, zweitens Geschlechter, drittens 
ethnische Gruppen sowie viertens räumlich differenzierte Gruppen; hier soll der Blick 
primär auf die historisch bedingten Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland 
gelenkt werden. 

Bevor nun im Einzelnen die Entwicklungstrends und die gegenwärtigen Merkmale 
der Sozialstruktur betrachtet werden, muss vorab noch eine weitere Frage geklärt wer- 
den. In der oben skizzierten Definition von Sozialstruktur wird auf die untersuchte 
Einheit verwiesen, und an dieser Stelle kann man diskutieren, was denn eigentlich die 
geeignete Einheit der Sozialstrukturanalyse darstellt. Insbesondere die gegenwärtigen 
Diskussionen über Globalisierung (> Globalisierung), Transnationalisierung (> Trans- 
nationalisierung) und Europäisierung werfen die Frage auf, ob der Nationalstaat, wie 
in diesem Handwörterbuch, noch die geeignete Einheit für eine Sozialstrukturana- 
lyse darstellt. Prinzipiell kann man die oben genannte Definition natürlich auf unter- 
schiedlichste Arten von räumlichen Einheiten anwenden, seien es Gemeinden, Bun- 
desländer, Länder, Ländergruppen usw. Allerdings ist dabei zu berücksichtigen, dass 
die Auswahl der Untersuchungseinheit bestimmte Vor- und Nachteile hinsichtlich der 
Geltungsreichweite der Aussagen mit sich bringt. Für die Auswahl des Nationalstaates 
spricht, dass dieser mit seinen Institutionen und Strukturmustern bis heute den Lebens- 
lauf und die Lebenschancen von Menschen prägt (> Lebensverlauf). Zudem vergleichen 
sich Menschen auch besonders stark mit den Personen in ihrem eigenen Land, sodass 
auch für die Akteure selbst der Nationalstaat eine sinnvolle Einheit darstellt. Anderer- 
seits spricht aber gegen den Nationalstaat als Untersuchungseinheit, dass erstens die 
größten ökonomischen Ungleichheiten nicht innerhalb, sondern zwischen den Ländern 
existieren, und dass zweitens auch die binnennationalen Ungleichheiten selbst zum Teil 
durch grenzüberschreitende Prozesse verursacht werden. Insofern ist zwar eine natio- 
nalstaatsbezogene Sozialstrukturanalyse immer noch sinnvoll, sie wird aber die national 
beschränkten Ergebnisse immer auch im internationalen Vergleich relativieren und 
grenzüberschreitende Prozesse der Verursachung von Strukturmustern berücksichti- 
gen müssen (Mau/Verwiebe 2009). 


2 Entwicklung der Sozialstruktur Deutschlands 

2.1 Handlungsressourcen und Handlungsrestriktionen 

In diesem Abschnitt wird der Fokus auf die Entwicklung und Verteilung sozialer Res- 
sourcen einerseits und Restriktionen andererseits gelenkt. Unter Ressourcen sollen Er- 


eignisse und Gegenstände verstanden werden, die sich unter der Kontrolle eines Ak- 
teurs befinden und für die Erreichung von Zielen eingesetzt werden können. Die beiden 
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wichtigsten Ressourcen in gegenwärtigen Gesellschaften sind Geld und Bildung (Wis- 
sen), da sie einerseits in ganz unterschiedlichen Handlungsfeldern verwendet werden 
können und andererseits für die Lebenschancen von Menschen zentral sind. Anschau- 
lich könnte man davon sprechen, dass Ressourcen soziales Handeln vor allem ermög- 
lichen. Unter Restriktionen sollen Ereignisse und Gegenstände verstanden werden, die 
sich nicht unter der Kontrolle des Akteurs befinden und seinen Handlungsspielraum 
einschränken. Dazu gehören beispielsweise gesetzliche Regelungen oder die Verteilung 
infrastruktureller Angebote im Raum. Restriktionen sind also externe Beschränkungen 
der Handlungsmöglichkeiten eines Akteurs. 

In der Bundesrepublik Deutschland hat sich seit dem Ende des Zweiten Weltkrie- 
ges das reale Bruttoinlandsprodukt vervielfacht und damit ist auch das verfügbare Ein- 
kommen von Haushalten dramatisch angewachsen (> Einkommen und Vermögen). Seit 
Beginn der 1990er Jahre sind allerdings nur noch geringfügige Veränderungen der ver- 
fügbaren Einkommen festzustellen. Grundsätzlich hat aber diese Entwicklung zu einem 
regelrechten historischen Sprung im Lebensstandard geführt und Wohlstand und Mas- 
senkonsum in breiten Teilen der Bevölkerung etabliert. In der Deutschen Demokrati- 
schen Republik ist dagegen die wirtschaftliche Entwicklung immer weiter hinter dem 
westlichen Deutschland zurückgeblieben, sodass 1989 das reale BIP pro Kopf in der Bun- 
desrepublik Deutschland dreimal so groß war wie in der Deutschen Demokratischen 
Republik (Ritschl/Spoerer 1997) (> Gesellschaft der Deutschen Demokratischen Republik 
(DDR) von 1949-1990). In der Zeit nach der deutschen Vereinigung hat sich allerdings 
das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in den neuen Bundesländern den alten Bundeslän- 
dern angenähert und liegt bei mittlerweile nahezu 70 Prozent des Wertes der alten Bun- 
desländer. Weniger ausgeprägt als in Westdeutschland ist also auch hier die Etablierung 
eines hohen Lebensstandards und die Teilhabe am Massenkonsum in breiten Teilen der 
Bevölkerung festzustellen. 

Auf der einen Seite hat das Wirtschaftswachstum in der Bundesrepublik Deutsch- 
land einen Massenwohlstand etabliert, auf der anderen Seite ist aber zu berücksichtigen, 
dass die Einkommen und Vermögen keineswegs gleich verteilt sind, sondern dass eine 
ausgeprägte Ungleichverteilung von monetären Ressourcen existiert (> Einkommen und 
Vermögen). So konzentrieren sich rund 40 Prozent der Nettoeinkommen auf die wohl- 
habendsten 20 Prozent unter den Einkommensbeziehern, während die ärmsten 20 Pro- 
zent weniger als zehn Prozent des Gesamteinkommens beziehen. Die Verteilung der 
Vermögen ist sogar noch deutlich ungleicher: Hier verfügt das wohlhabendste Quin- 
til über fast zwei Drittel des Vermögens, während das ärmste Quintil im Durchschnitt 
überhaupt kein Vermögen aufweist, sondern verschuldet ist. Allerdings folgt die Un- 
gleichverteilung von Einkommen und Vermögen historisch keinem linearen Trend. Die 
Ungleichheit der Einkommen sank in der Bundesrepublik nach dem Zweiten Weltkrieg 
bis in die Mitte der 1970er Jahre und steigt seitdem an. Diese Entwicklung lässt sich auch 
in vielen anderen westlichen Ländern beobachten, wobei Deutschland zu den Ländern 
mit einer mittel ausgeprägten Einkommensungleichheit zu rechnen ist. Für die Vermö- 
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gensverteilung lässt sich eine ähnliche Entwicklung beobachten: Diese sank bis Anfang 
der 1990er Jahre und steigt seitdem wiederum an. Auch der Anteil der Einkommensar- 
men an der Bevölkerung entwickelte sich ähnlich: sinkend bis Anfang der 1970er Jahre, 
seitdem leicht steigend. Der Hintergrund für das Ansteigen von Ungleichheit und Ar- 
mut seit den 1970er Jahren wird von vielen Forschern in technologischen Veränderun- 
gen, die hoch qualifizierte Arbeitskräfte begünstigen, in Globalisierungsprozessen und 
der schwindenden Macht von Gewerkschaften und Arbeiterparteien gesehen (Alderson/ 
Nielsen 2002; Brady 2005). 

Betrachtet man die Verteilung der monetären Ressourcen entlang der oben genann- 
ten vier Differenzierungslinien, so kann festgestellt werden, dass Einkommen, Vermö- 
gen und Armut deutlich entlang der Klassenachse strukturiert sind (Rössel 2009) (> So- 
ziale Ungleichheiten. Klassen und Schichten). Darüber hinaus sind Frauen, Migranten 
und Ostdeutsche in einer schlechteren Position als ihre Vergleichskategorien: Sie ver- 
dienen im Durchschnitt weniger, haben ein durchschnittlich geringeres Vermögen und 
sind im Durchschnitt häufiger arm. Interessanterweise verbirgt sich hinter dieser rela- 
tiv klaren Strukturierung eine erstaunlich hohe Dynamik. Betrachtet man die Einkom- 
mens-, Vermögens- und Armutspositionen von Personen im Zeitverlauf, so kann fest- 
gestellt werden, dass die meisten Personen sich in dieser Verteilungsstruktur bewegen 
und sich nicht dauerhaft in einer bestimmten Position befinden. 

Auch für die Bildung als zentrale gesellschaftliche Ressource kann seit dem Zwei- 
ten Weltkrieg ein enormes Wachstum festgestellt werden (Bildungsexpansion). Besuch- 
ten in den 1950er Jahren noch fast 80 Prozent der schulpflichtigen Kinder höchstens 
eine Volks- oder Hauptschule und lediglich 15 Prozent ein Gymnasium, so liegt der An- 
teil der Gymnasiasten in der Bevölkerung heute auf einem höheren Niveau als der der 
Hauptschüler (> Bildung und Bildungssystem). Diese Entwicklung hat sich spiegelbild- 
lich auch in der DDR abgespielt, allerdings mit einer leichten Akzentverschiebung: In 
der Deutschen Demokratischen Republik war die Partizipation an der Sekundarschul- 
bildung stärker ausgeprägt als in der Bundesrepublik, dagegen war die Teilnahme an 
der tertiären Hochschulbildung stärker beschränkt. Insgesamt lässt sich eine deutliche 
Ausweitung der Beteiligung an höherer Bildung in der Bevölkerung seit dem Zweiten 
Weltkrieg in Ost- und Westdeutschland feststellen, sodass gegenwärtig eher geringfü- 
gige Unterschiede zwischen den alten und den neuen Bundesländern existieren. Parallel 
dazu findet auch eine Aufwertung der beruflichen Positionen statt, in der insbesondere 
die gehobenen und qualifizierten Berufe in den höheren sozialen Klassen expandieren. 
Dieser Prozess der Bildungsexpansion geht bis auf die Nationalstaatsgründungen des 
19. Jahrhunderts zurück und wurde im 20. und 21. Jahrhundert vor allem durch drei Pro- 
zesse weiter angetrieben: erstens technologische und berufsstrukturelle Veränderungen, 
die eine höhere Qualifikation der Arbeitnehmer erforderlich machten, zweitens politi- 
sche Konflikte, die zu einer Ausweitung des Bildungsangebots führten und drittens in- 
dividuelle Statuskonkurrenz, die eine dauerhafte Erhöhung der individuellen Nachfrage 
nach Bildung mit sich gebracht hat. Im Zusammenhang mit der Bildungsexpansion wird 
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häufig die These vertreten, dass es zu einer Überproduktion von Bildungszertifikaten 
gekommen sei und diese daher an Wert verloren hätten (Bildungsinflation). Betrach- 
tet man allerdings die Ergebnisse der empirischen Sozialforschung, so zeigt sich relativ 
deutlich, dass es weiterhin eine enge Verkopplung von hoher Bildung mit hohen Berufs- 
positionen gibt, dass höhere Qualifikationen immer stärker vor Arbeitslosigkeit schüt- 
zen und dass mit höherer Bildung weiterhin höhere Einkommen (sogenannte Bildungs- 
renditen) einhergehen. In der Forschung ist umstritten, ob es zu einem gewissen Sinken 
dieser Bildungsrenditen gekommen ist oder ob diese Entwicklung nur für bestimmte 
Gruppen auf dem Arbeitsmarkt, nämlich Frauen, zutrifft (Rössel 2009: 213-218). 
Schließlich stellt sich die Frage, ob die Bildungsexpansion auch zu mehr Chancen- 
gleichheit beim Erwerb von höheren Bildungsabschlüssen geführt hat (Breen et al. 2010; 
Hadjar/Becker 2006). Der wohl spektakulärste Wandel hat im Verhältnis der Geschlech- 
ter stattgefunden: Besuchten Mädchen und junge Frauen noch deutlich seltener Gym- 
nasien und Universitäten als Jungen und junge Männer, so hat sich dieses Verhältnis 
mittlerweile leicht umgekehrt, sodass junge Frauen häufiger als junge Männer über eine 
Hochschulzugangsberechtigung verfügen und auch häufiger ein Hochschulstudium be- 
ginnen. Die wichtigste Ausnahme von dieser Angleichung stellt die ungleiche Vertei- 
lung von Frauen und Männern (geschlechtsspezifische Segregation) auf die verschiede- 
nen Studienfächer und Ausbildungsberufe dar: Frauen finden sich weiterhin stärker in 
den geisteswissenschaftlichen Bereichen, während Männer stärker naturwissenschaft- 
liche und technische Fächer belegen. Eher schwache Veränderungen haben sich dagegen 
beim Einfluss der sozialen Herkunft auf die Bildungschancen gezeigt. So haben sich die 
Nachteile von Arbeiterkindern und Kindern aus Elternhäusern mit niedriger Bildung 
zwar verringert, doch die Kinder von Selbständigen mit höherer Bildung haben weiter- 
hin eine über zehnmal höhere Chance auf das Abitur als Kinder von Arbeitern mit ge- 
ringer Bildung. Zudem konzentriert sich die Angleichung der Bildungschancen nach so- 
zialer Herkunft vor allem auf die Sekundarstufe, also den Erwerb der mittleren Reife und 
des Abiturs. Dagegen hat sich die Chance auf ein Hochschulstudium für Arbeiterkinder 
eher verringert (Müller/Pollack 2004). Insofern zeigt sich die klassen- und bildungsspe- 
zifische soziale Herkunft als weiterhin relativ starke Barriere des Bildungszugangs. In- 
tensiv diskutiert wurden in den vergangenen Jahren auch ethnische Ungleichheiten der 
Bildungschancen. Tatsächlich zeigt sich auch, dass Kinder nichtdeutscher Staatsangehö- 
rigkeit oder mit Migrationshintergrund im deutschen Bildungssystem schlechtere No- 
ten erwerben, schlechtere Testleistungen aufweisen und häufiger mit niedrigen oder feh- 
lenden Abschlüssen das Bildungssystem verlassen. Über die Generationen hinweg zeigt 
sich hier eine gewisse Angleichung, insbesondere für Kinder aus Aussiedlerfamilien, 
während besonders für Kinder mit türkischem Migrationshintergrund auch in der zwei- 
ten und dritten Einwanderergeneration die Kluft zu den deutschen Kindern besonders 
tief bleibt. Die dominante Erklärung für diese ethnische Ungleichheit der Bildungschan- 
cen scheinen nicht spezifische ethnische Benachteiligungen oder Diskriminierungen zu 
sein, sondern die spezifische Rekrutierung der Einwanderer in Deutschland in den un- 
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teren Klassen und Bildungsgruppen ihrer Heimatländer. Die ethnischen Ungleichhei- 
ten der Bildungschancen gehen also ganz überwiegend auf die intergenerationale Repro- 
duktion von klassenspezifischen Bildungsungleichheiten zurück (Rössel 2010). 

Nachdem die Entwicklung und die Verteilung von zwei zentralen gesellschaftlichen 
Ressourcen betrachtet wurde, soll nun noch ein Blick auf die Handlungsrestriktionen 
geworfen werden. Hier muss berücksichtigt werden, dass in gegenwärtigen Gesellschaf- 
ten grundsätzlich alle Personen den gleichen Gesetzen und institutionellen Anforde- 
rungen unterworfen sind. Für das Studium an einer Universität müssen alle Personen 
die gleichen formalen Voraussetzungen mitbringen, egal welches Geschlecht, welche 
Nationalität, Religion oder soziale Herkunft sie aufweisen. Insofern werden viele Hand- 
lungsrestriktionen, die institutionell definiert sind, für alle Menschen in einer Gesell- 
schaft gleich sein. In zweierlei Hinsichten ist dieses Bild aber zu differenzieren: Einer- 
seits können die Handlungsrestriktionen räumlich variieren und andererseits können 
sie sich in der Zeit verändern. So unterscheiden sich auch in Gegenwartsgesellschaften 
die verschiedenen Regionen in ihrer Infrastruktur und ihrem Angebot: Dies reicht von 
den Bildungseinrichtungen, die in dünn besiedelten Gebieten schwach vertreten sind, 
über unterschiedliche Arten der Freizeitgestaltung bis hin zum Anschluss an den öffent- 
lichen Nah- und Fernverkehr. Es ist unmittelbar einsichtig, dass daraus deutliche Un- 
terschiede in den räumlich geprägten Handlungseinschränkungen resultieren, die aber 
nicht ohne weiteres auf einen Nenner gebracht werden können, da es im Gegensatz zu 
den oben diskutierten zwei Ressourcen keine klare bestimmbare Anzahl von zentralen 
Handlungsrestriktionen gibt. Neben der räumlichen Prägung von Handlungsrestriktio- 
nen, die in der Verbindung von Soziologie und den verschiedenen Raumwissenschaften 
systematisch analysiert werden, kann der Blick aber auch auf zeitliche Veränderungen 
in den Handlungsrestriktionen geworfen werden. Betrachtet man die beiden wichtigs- 
ten Arenen des Erwerbs von Ressourcen, das Bildungssystem und den Arbeitsmarkt, so 
zeigen sich gegenläufige Entwicklungen. Während im Bildungssystem der Zugang ten- 
denziell im Zeitverlauf immer stärker geöffnet wurde und Handlungsrestriktionen ab- 
gebaut wurden, könnte man die - bis vor einigen Jahren - zunehmende Arbeitslosigkeit 
als einen Hinweis auf schrumpfende Chancen und stärker werdende Handlungsrestrik- 
tionen interpretieren (> Arbeitsmarkt und Beschäftigung). 

Neben den Veränderungen im Bildungssystem und auf dem Arbeitsmarkt haben 
sich die Handlungsrestriktionen auch im Bereich der rechtlich definierten Institutio- 
nen für unterschiedliche Gruppen von Menschen sehr deutlich in Richtung einer for- 
malen Gleichstellung verändert (> Gleichstellung). Dies gilt insbesondere für das Ge- 
schlechterverhältnis. Bis zum Gesetz über die Gleichberechtigung von Mann und Frau, 
das in der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 1958 in Kraft trat, verfügte der Mann 
über das Vermögen und die Einkünfte seiner Ehefrau, konnte ein eventuelles Beschäf- 
tigungsverhältnis seiner Frau ohne deren Einwilligung kündigen und hatte in Ehe- und 
Familienentscheidungen das Letztentscheidungsrecht. Bis 1977 mussten Ehefrauen for- 
mal ihre Ehemänner bei der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit um Erlaubnis fragen und 
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waren gesetzlich primär für Haushalt und Kindererziehung verantwortlich. Einen wei- 
teren Schutz vor geschlechtsspezifischer Diskriminierung in unterschiedlichen gesell- 
schaftlichen Bereichen bietet das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz, das 2006 in 
Kraft getreten ist. Insgesamt zeigen diese Ausführungen aber sehr deutlich, dass noch 
nach dem Zweiten Weltkrieg eine formale Gleichheit von Frauen und Männern nicht 
gegeben war, sondern erst schrittweise durchgesetzt wurde, womit ein deutlicher Abbau 
von Handlungsrestriktionen für Frauen einherging. Vergleichbare Veränderungen zei- 
gen sich auch für Migranten in Deutschland und für Arbeiter. Migranten in Deutsch- 
land, insbesondere solche aus den Ländern der EU, wurden seit den 1950er Jahren in ih- 
ren bürgerlichen und sozialen Rechten immer stärker mit den deutschen Staatsbürgern 
gleichgestellt (> Migranten). Seit dem Staatsangehörigkeitsgesetz von 2000 erwerben in 
Deutschland geborene Kinder ausländischer Eltern mit einer bestimmten Aufenthalts- 
dauer im Regelfall mit der Geburt die deutsche Staatsangehörigkeit. Bis zur Reform des 
Betriebsverfassungsgesetzes im Jahr 2001 wurde in Deutschland zwischen Angestellten 
und Arbeitern unterschieden. Damit war zum Teil eine Schlechterstellung der Arbeiter 
im Kündigungsschutz, in der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall sowie bei den Ruhe- 
standsregelungen verbunden. Erst seit 2001 gibt es hier endgültig keine rechtlichen Un- 
terschiede mehr, die sich mit der Klassenachse decken. Insgesamt zeigen die skizzier- 
ten rechtlichen Entwicklungen eine allgemeine Verbesserung von Handlungschancen 
und eine Reduktion von Handlungsrestriktionen in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland an, die zum Teil in massiven politischen Konflikten und industriellen Aus- 
einandersetzungen durchgesetzt werden mussten. Dabei ist zu berücksichtigen, dass es 
sich hier vor allem um formale Handlungschancen handelt, deren materielle Nutzung 
von der Verfügbarkeit von Handlungsressourcen abhängt, die, wie oben skizziert, zwar 
im Durchschnitt dramatisch angestiegen, aber dennoch ungleich in der Bevölkerung 
verteilt sind. 


2.2  Handlungsziele: Werte, Lebensstile und kulturelle Codes 


Seit den 1980er Jahren wurde in den Diskussionen in der Sozialstrukturanalyse immer 
wieder darauf verwiesen, dass die alleinige Betrachtung von Ressourcen und Restrik- 
tionen zur Erklärung von sozialem Handeln nicht ausreichend ist. Ressourcen und Re- 
striktionen stecken zwar den Rahmen ab, in dem das alltägliche Handeln ausgestaltet 
werden kann, aber sie determinieren eben nicht die Ziele des Handelns, die sich zumin- 
dest teilweise unabhängig von den jeweiligen Ressourcen und Restriktionen herausbil- 
den können. Innerhalb der Sozialstrukturanalyse wurde diese Fragestellung vor allem 
in der Lebensstilforschung aufgegriffen; an dieser Stelle soll aber noch auf zwei weitere 
Forschungstraditionen verwiesen werden, die Antworten auf diese Frage bereit halten: 
einerseits die Forschung zum Wertewandel, andererseits die Literatur zur gesellschaft- 
lichen Differenzierung. 
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Insbesondere in der politischen Soziologie gehört die Erforschung des Wandels von 
kulturellen Werten zu den wichtigsten Themen (> Werte und Wertewandel). Zentrale 
Bedeutung in diesem Forschungsfeld hat die ressourcenorientierte Erklärung des Werte- 
wandels durch Ronald Inglehart (1977; Inglehart/Welzel 2005). Er diagnostiziert in west- 
lichen Gesellschaften eine kulturelle Wende von der Fokussierung auf materielle und 
sicherheitsorientierte Werte hin zu Werten der Selbstverwirklichung, also von materia- 
listischen zu postmaterialistischen Werten. Die Erklärung dieses Prozesses beruht bei 
Inglehart auf zwei Thesen: der Mangelhypothese und der Sozialisationshypothese. Die 
Mangelhypothese unterstellt, dass die Wertprioritäten der Menschen sich an ihrem je- 
weiligen Kontext orientierten. Den größten Wert misst man denjenigen Gütern bei, die 
besonders knapp sind, wobei sich die Menschen an einer Bedürfnispyramide orientie- 
ren, die von materiellen Bedürfnissen (Nahrung, Bekleidung, Behausung, physische Si- 
cherheit) zu postmateriellen Bedürfnissen (soziale Anerkennung, Selbstverwirklichung, 
ästhetische Bedürfnisse) reicht. Dies bedeutet also, dass Personen erst dann ihre Wert- 
prioritäten in eine postmaterialistische Richtung verändern, wenn sie das subjektive 
Gefühl haben, dass ihre materiellen Bedürfnisse befriedigt sind. Genau diese Bedin- 
gung - also wachsender Wohlstand und Abwesenheit von Krieg - war aber in den west- 
lichen Gesellschaften für breite Massen erst im Zeitraum nach dem Zweiten Weltkrieg 
erfüllt. Dies führt aber nicht unmittelbar zu einem Wandel der Werte. Inglehart geht in 
seiner Sozialisationshypothese zusätzlich davon aus, dass die Werte eines Menschen vor 
allem in der Kindheit und der Jugendphase geprägt werden und danach relativ stabil 
bleiben. Dies bedeutet, dass der steigende Wohlstand und die Sicherheit der physischen 
Existenz in westlichen Gesellschaften nur in geringem Maße die Werte der Erwachsenen 
verändern, sondern vor allem die Werte der nachwachsenden Generationen prägen. Ge- 
nau dies kann Inglehart in seinen Studien auch immer wieder feststellen: In den älteren 
Altersgruppen in westlichen Gesellschaften sind die Postmaterialisten eine verschwin- 
dend geringe Minderheit, während sie in den jüngeren Alterskohorten eine immer grö- 
ßere Gruppe stellen. Materialistische und postmaterialistische Orientierungen sind auch 
mit spezifischen Verhaltensmustern in unterschiedlichen Bereichen verbunden und be- 
gründen eine Steigerung der Akzeptanz und Toleranz gegenüber vom Mainstream ab- 
weichenden Verhaltensweisen. Die Ergebnisse der Wertewandelforschung decken sich 
auch mit den Resultaten der eher quantitativen empirischen Forschung über Säkulari- 
sierungsprozesse, die eine Abkehr von traditionellen und religiösen Werten feststellen 
(> Kirchen, Religionsgemeinschaften und Religiosität). Insgesamt spricht daher die For- 
schung zum Wertewandel für eine deutliche Veränderung in der Zielstruktur von Men- 
schen in Richtung postmaterieller und nichttraditioneller Werte. 

Während die Forschung zum Wertewandel breite, die gesamte Bevölkerung erfas- 
sende Prozesse der kulturellen Veränderung abdeckt, fokussiert die Diskussion über ge- 
sellschaftliche Differenzierung gerade auf die Differenzierung sinnhafter Bezugspunkte 
menschlichen Handelns in unterschiedlichen gesellschaftlichen Teilbereichen (Wert- 
sphären, Subsystemen). Dieses Konzept geht davon aus, dass es gerade die spezifischen 
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kulturellen Orientierungshorizonte sind, die bestimmen, was Wirtschaft zu Wirtschaft 
macht und Kunst zu Kunst. Diese enthalten zentrale Wertvorstellungen, normative 
Orientierungen und deskriptive Deutungen der Welt. Erst mit der Institutionalisierung 
dieser kulturellen Werte und Leitideen und der tatsächlichen Orientierung von indi- 
viduellen Akteuren und Organisationen, die in Interdependenzbeziehungen zueinan- 
der stehen, an diesen kulturellen Leitideen ist aber ein gesellschaftlicher Teilbereich als 
soziales Gebilde gegeben. Von funktionaler Differenzierung wird man dann sprechen, 
wenn sich die individuellen Akteure und Organisationen, die bestimmten sozialen Be- 
reichen zugerechnet werden, in ausgeprägter Weise an den Leitwerten dieses Bereiches 
orientieren und damit eine Nichtzuständigkeit bzw. sogar eine Indifferenz gegenüber 
den Leitwerten anderer Bereiche verbunden ist. Die Differenzierungstheorie verweist 
also darauf, dass die Ziele des Handelns von Personen nicht über verschiedene gesell- 
schaftliche Bereiche hinweg stabil sind, sondern dass Akteure sich in bestimmten Berei- 
chen an deren spezifischen Leitwerten orientieren. Allerdings ist die Autonomie dieser 
Leitwerte in der Differenzierungsdiskussion ausgesprochen umstritten: Während einige 
Autoren funktionale Differenzierung als zentrale Struktur moderner Gesellschaften be- 
trachten, sehen andere einen Imperialismus der ökonomischen Leitwerte, die auch in 
andere gesellschaftliche Bereiche als die Wirtschaft hinein diffundieren (Münch 2010; 
Schimank 2007; Stichweh 2010). 

Insbesondere in der Lebensstilforschung wurde die zielorientierte, subjektive Ver- 
wendung von Handlungsressourcen im Rahmen der gegebenen Restriktionen zu einem 
zentralen Thema der Sozialstrukturanalyse (» Lebensstile). Der historische Wandel von 
Lebensstilorientierungen wurde hier nicht unähnlich der Diagnose des Wertewandels 
beschrieben. Gerhard Schulze (1992) hat in seinem wichtigen Werk »Die Erlebnisgesell- 
schaft« die These vertreten, dass an die Stelle einer außenorientierten und instrumen- 
tellen Orientierung, die in der Vergangenheit dominant war, in der Gegenwart eine in- 
nenorientierte, hedonistische Orientierung getreten ist, die er als Erlebnisorientierung 
bezeichnet. Während die Menschen früher primär bestimmte äußere Ziele verfolgt ha- 
ben (mit dem Auto von A nach B kommen, sozialen Status erlangen), stehen heute das 
eigene Wohlbefinden, der eigene Genuss und das eigene Erleben im Vordergrund. Die- 
ser Wandel von einer instrumentellen zu einer hedonistischen Grundorientierung geht 
mit einer umfassenden Ästhetisierung des Alltagslebens einher. Produkte und Dienst- 
leistungen, die früher lediglich aufgrund ihrer instrumentellen Funktion erworben wur- 
den, müssen heute auch ein ästhetisches Erlebnis beinhalten und werden auch primär 
aufgrund ästhetischer Kriterien beurteilt. 

Im Querschnitt zeigt sich allerdings, dass diese Erlebnisorientierung und die damit 
einhergehenden ästhetischen Kriterien sich zwischen verschiedenen sozialen Gruppen 
unterscheiden. Während statushohe Personen (hohe Bildung, hohes Einkommen) sich 
eher für hochkulturelle und finanziell aufwändige Aktivitäten interessieren, findet man 
bei statusniedrigen Personen eher ein Interesse für populäre und volkstümliche Kultur. 
Neben dieser Statusachse sind die Geschmäcker aber auch entlang der Altersdimension 
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strukturiert. Während jüngere Menschen tendenziell biografisch offener sind und daher 
größeres Interesse an neuen und avantgardistischen Entwicklungen haben, sind ältere 
Menschen stärker festgelegt und weniger aufgeschlossen für neuere kulturelle Phäno- 
mene (Otte 2005). 


2.3  Interaktionspartner: Soziale Netzwerke und Milieus 


Menschen verfolgen ihre Handlungsziele in der Regel nicht als atomistische und iso- 
lierte Akteure, sondern sind in ihrem Handeln auf andere Personen bezogen, von die- 
sen beeinflusst und in soziale Kontexte menschlichen Zusammenhandelns eingebettet 
(> Soziale Netzwerke). Insbesondere die Milieuforschung hat diesen sozialen Kontext 
des Handelns zum Gegenstand ihrer Forschung gemacht. Analytisch besonders prä- 
zise wird die soziale Einbettung von Personen in Interaktionen und Beziehungen in 
der Netzwerkanalyse behandelt, sodass diese an dieser Stelle auch Berücksichtigung fin- 
den soll. 

Prägend für die deutsche Diskussion über soziale Milieus ist Lepsius’ Studie (1973) 
über sozialmoralische Milieus im Kaiserreich und der Weimarer Republik. Auf der 
Grundlage von Klassenzugehörigkeit und religiösen Konfliktlinien grenzt er für die 
deutsche Gesellschaft vier Milieus ab: das sozialdemokratische Arbeitermilieu, das ka- 
tholische Milieu, das konservativ-protestantische auf dem Land und das protestantisch- 
bürgerliche Milieu in den Städten. Die Forschung geht überwiegend davon aus, dass 
diese sozial-moralischen Milieus in der Geschichte der Bundesrepublik einem Erosions- 
prozess unterworfen waren, wobei der Fokus typischerweise auf die beiden großen und 
die Gesellschaft der Bundesrepublik prägenden Milieus, das Arbeitermilieu und das ka- 
tholische Milieu, gerichtet war. 

Betrachtet man die Milieuforschung (Schulze 1992; Vester et al. 2001) so fällt auf, dass 
Milieus hier typischerweise durch zwei Merkmale definiert werden: Einerseits wird dar- 
auf verwiesen, dass Personen mit anderen Milieuangehörigen einen stärkeren Kontakt 
und häufigere Interaktionen haben als mit Akteuren, die nicht zum eigenen Milieu gehö- 
ren, andererseits teilen Angehörige eines Milieus typischerweise bestimmte Eigenschaf- 
ten. In seiner Studie »Die Erlebnisgesellschaft« bestimmt Gerhard Schulze (1992) fünf 
Milieus in Deutschland, die sich einerseits durch soziodemografische Merkmale (Alter, 
Bildung) und andererseits durch ihre ästhetische Orientierung (Hochkultur, volkstüm- 
liche Kultur, Populärkultur) unterscheiden. So ist das »Niveaumilieu« durch eher höhe- 
res Alter und hohe Bildung sowie durch seine Hochkulturorientierung charakterisiert, 
das »Selbstverwirklichungsmilieu« durch eher geringes Alter, hohe Bildung und ein In- 
teresse sowohl an Hoch- als auch Populärkultur. Die Gegenstücke bei den Personen mit 
geringer Bildung sind das » Unterhaltungsmilieu« (geringes Alter, Orientierung an Po- 
pulärkultur) sowie das »Harmoniemilieu« (höheres Alter, Interesse an volkstümlicher 
Kultur). Darüber hinaus bestimmt Schulze bei den älteren Personengruppen noch das 
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sogenannte »Integrationsmilieu« mit mittlerer Bildung, das sich sowohl für Hoch- wie 
auch für volkstümliche Kultur interessiert. Diese, von Schulze für Westdeutschland in 
den 1980er Jahren ausgearbeitete Milieutypologie, lässt sich mit ausgesprochen gerin- 
gen Abweichungen auch auf Ostdeutschland übertragen. Einschränkend ist zu bemer- 
ken, dass sich Schulzes Milieutypologie vor allem auf gemeinsame ästhetische Erlebnisse 
bezieht; es ist also zumindest fraglich, ob es sich hier um soziale Milieus handelt, die in 
allen Handlungsbereichen relevant sind (Rössel 2003). 

Die in der Milieuforschung genannten Definitionskriterien für soziale Milieus lassen 
sich relativ leicht in die Sprache der Netzwerkanalyse übersetzen. Personen sind dann in 
soziale Milieus eingebettet, wenn sie besonders viele soziale Beziehungen aufweisen, die 
homophil sind. Von Homophilie (im Falle von Ehen: Homogamie) spricht man dann, 
wenn die beiden, durch eine soziale Beziehung verknüpften Personen in bestimmten 
Hinsichten (z.B. Bildung, Einkommen, Alter, Lebensstil, Konfession) gleich oder ähn- 
lich sind. Da insbesondere über Ehen als besonders enge soziale Beziehungen zahlrei- 
che Informationen auch im Längsschnitt vorliegen, kann auf dieser Grundlage eine Ein- 
schätzung über die historische Entwicklung sozialer Milieus gegeben werden. Betrachtet 
man die in Lepsius Modell zentrale konfessionelle Konfliktlinie, so kann man feststel- 
len, dass Ehen in Deutschland typischerweise eine hohe, aber langfristig deutlich ab- 
nehmende konfessionelle Homogamie aufweisen, was eindeutig für eine Erosion kon- 
fessionell konstituierter Milieus spricht. Anders sieht es dagegen für die klassen- oder 
schichtspezifische Konstitution sozialer Milieus aus. Hier zeigt sich, dass klassenkonsti- 
tuierende ökonomische Ressourcen und Bildung weiterhin und sogar mit einer anstei- 
genden Bedeutung für die Entstehung von Partnerschaften relevant sind. Insofern kann 
entlang der Klassen- oder Schichtgrenzen auch nicht ohne weiteres von einer Erosion 
sozialer Milieus gesprochen werden. Betrachtet man die Entwicklung neuer Grenzzie- 
hungen von sozialen Milieus in der Gegenwart, so können vor allem Lebensstile und 
ethnische Zugehörigkeit analysiert werden. Im Hinblick auf die ethnische Zugehörigkeit 
kann man in Deutschland feststellen, dass Personen mit ausländischer Staatsangehörig- 
keit in einem sehr hohen Maße andere Mitglieder ihrer eigenen Gruppe heiraten, und 
auch unter ihren Freunden finden sich typischerweise sehr viele Mitglieder der eigenen 
Gruppe. Die im öffentlichen Diskurs zeitweise stark thematisierten, sogenannten »Pa- 
rallelgesellschaften« kann man aus Perspektive der Sozialstrukturanalyse als ethnische 
Milieus bezeichnen, die aber je nach betrachteter Gruppe unterschiedlich stark abge- 
grenzt sind. Auch im Hinblick auf die Lebensstile zeigt die neuere Forschung, dass diese 
konstituierend für Freundschaften und Partnerschaften sind. Allerdings kann für diese 
bisher nicht abschließend festgestellt werden, wie groß deren Relevanz im Vergleich zu 
anderen Merkmalen der Beziehungskonstitution sind. 
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3 Dominante Merkmale der Sozialstruktur der Gegenwart 


Betrachtet man in der Zusammenschau die dargestellten Informationen über die So- 
zialstruktur der gegenwärtigen Deutschen Gesellschaft, so können vor allem drei Merk- 
male festgehalten werden: 

Erstens muss für die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg festgehalten werden, dass die 
Handlungsressourcen der Personen in Deutschland deutlich zugenommen haben, wäh- 
rend die Handlungsrestriktionen für verschiedene soziale Gruppen tendenziell ange- 
glichen wurden. Dies schlägt sich auch in einer kulturellen Veränderung hin zu stärker 
postmateriellen, hedonistischen und ästhetischen Orientierungen sowie in einer Ero- 
sion konfessioneller Milieugrenzen nieder. Dabei handelt es sich keinesfalls um einen 
linearen Prozess, der automatisch abgelaufen ist, sondern um eine Entwicklung, die zum 
Teil erst in Konflikten durchgesetzt werden musste und zumindest im Hinblick auf die 
ökonomischen Ressourcen seit den 1990er Jahren deutlich abgeflacht ist. 

Zweitens kann auch für die Entwicklung der sozialen Ungleichheit keine lineare 
Entwicklung festgestellt werden. Die immer auch in politischen und sozialen Konflik- 
ten durchgesetzte formale Gleichstellung unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen ist 
zwar relativ linear fortgeschritten, von der Bildungsexpansion haben allerdings vor- 
wiegend die Mädchen und jungen Frauen profitiert, dagegen nur sehr eingeschränkt 
Kinder aus Familien der Arbeiterklasse oder mit einer niedrigen Bildungsausstattung. 
Hinsichtlich der Verteilung monetärer Ressourcen zeigt sich sogar eine u-förmige Ent- 
wicklung, die durch eine abnehmende Ungleichheit in den ersten Jahrzehnten der Bun- 
desrepublik und eine schrittweise, seit den 1970er Jahren einsetzende steigende Un- 
gleichheit in der Verteilung der Einkommen, der Vermögen und einen Anstieg der 
Armut charakterisiert ist, sodass die materiellen Chancen zur Wahrnehmung forma- 
ler Gleichheiten und der Verfolgung von Handlungszielen zunehmend ungleich ge- 
prägt sind. 

Betrachtet man drittens die dominanten Dimensionen oder Achsen der Sozialstruk- 
tur, so fällt für die soziale Ungleichheit, die Lebensstile und die sozialen Milieus auf, dass 
bis heute die vertikale Dimension von Klasse, Schicht oder Status zentral ist > Soziale 
Ungleichheiten. Klassen und Schichten). Diese prägt bis in die Gegenwart die Gesellschaft 
in dominanter Weise. Geschlechtsspezifische Unterschiede finden sich vor allem im Be- 
reich der Segregation der Bildungsabschlüsse und Berufe sowie in der Verteilung ökono- 
mischer Ressourcen, während Lebensstile und Milieus kaum geschlechtsspezifisch ge- 
prägt sind. Ethnische Differenzen finden sich dagegen vor allem in der Existenz ethnisch 
strukturierter Milieus, während spezifisch ethnische Ungleichheiten kaum existent sind. 
Für die Unterschiede zwischen den alten und den neuen Bundesländern muss festge- 
halten werden, dass diese sich vor allem in ökonomischer Hinsicht zeigen, während Le- 
bensstilunterschiede nur wenig ausgeprägt sind. Schließlich muss noch berücksichtigt 
werden, dass die Lebensstile neben der vertikalen Dimension insbesondere durch das 
Alter geprägt werden. 
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Zusammenfassend kann für die Sozialstruktur der Gesellschaft der Bundesrepublik 
festgehalten werden, dass diese im Zeitverlauf zwar deutliche Öffnungstendenzen und 
eine generelle Besserstellung der gesamten Bevölkerung anzeigt, dies aber bei einer wei- 
terhin dominanten Strukturierung und sozialen Ungleichheit entlang vertikaler Muster 
von Klasse, Schicht und sozialem Status, die bis heute die Handlungsmöglichkeiten der 
Menschen deutlich bestimmen. 


Literatur 


Alderson, Arthur S./Nielsen, Francois (2002): Globalization and the Great U-Turn: Income 
Inequality Trends in 16 OECD Countries. In: American Journal of Sociology 107 (5), 
1244-1299. 

Brady, David (2005): The Welfare State and Relative Poverty in Rich Western Democracies, 
1967-1997. In: Social Forces 83 (5), 1329-1364. 

Breen, Richard/Luijkx, Ruud/Müller, Walter/Pollak, Reinhard (2010): Long-term Trends in 
Educational Inequality in Europe: Class Inequalities and Gender Differences. In: Euro- 
pean Sociological Review 26 (1), 31-48. 

Hadjar, Andreas/Becker, Rolf (2006): Die Bildungsexpansion: Erwartete und unerwartete Fol- 
gen. Wiesbaden. 

Huinink, Johannes/Schröder, Torsten (2008): Die Sozialstruktur Deutschlands. Stuttgart. 

Inglehart, Ronald (1977): The Silent Revolution. Changing Values and Political Styles Among 
Western Publics. Princeton. 

Inglehart, Ronald/Welzel, Christian (2005): Modernization, Cultural Change and Democracy. 
Ihe Human Development Sequence. Cambridge. 

Lepsius, Rainer M. (1973): Parteiensystem und Sozialstruktur: Zum Problem der Demokrati- 
sierung der deutschen Gesellschaft. In: Ritter, Gerhard A. (Hrsg.): Die deutschen Par- 
teien vor 1918. Köln, 56-80. 

Mau, Steffen/Verwiebe, Roland (2009): Die Sozialstruktur Europas. Stuttgart. 

Müller, Walter/Pollak, Reinhard (2004): Weshalb gibt es so wenige Arbeiterkinder in Deutsch- 
lands Universitäten? In: Becker, Rolf/Lauterbach, Wolfgang (Hrsg.): Bildung als Privi- 
leg. Wiesbaden, 311-352. 

Münch, Richard (2010): Die Weltgesellschaft im Spannungsfeld von funktionaler, stratifikatori- 
scher und segmentärer Differenzierung. In: Albert, Gert/Siegmund, Steffen (Hrsg.): So- 
ziologische Theorie kontrovers. In: Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsycho- 
logie. Sonderband 50. Wiesbaden, 283-298. 

Otte, Gunnar (2005): Entwicklung und Test einer integrativen Typologie der Lebensführung 
für die Bundesrepublik Deutschland. In: Zeitschrift für Soziologie 34 (6), 442-467. 

Ritschl, Albrecht/Spoerer, Mark (1997): Das Bruttosozialprodukt in Deutschland nach den 
amtlichen Volkseinkommens- und Sozialproduktstatistiken 1901-1995. In: Jahrbuch für 
Wirtschaftsgeschichte 1997, 11-37. 

Rössel, Jörg (2003): Die Erlebnisgesellschaft zwischen Sozialstrukturanalyse und Zeitdiagnose. 
In: Österreichische Zeitschrift für Soziologie 28 (1), 82-101. 

Rössel, Jörg (2009): Sozialstrukturanalyse. Eine kompakte Einführung. Wiesbaden. 

Rössel, Jörg (2010): Ethnische Ungleichheit: Diskriminierung in der Einwanderergesellschaft 
oder Reproduktion der geschichteten Sozialstruktur? In: Gesellschaft Wirtschaft Poli- 
tik 59 (4), 475-486. 


Sozialstruktur 843 


Schimank, Uwe (2007): Theorien gesellschaftlicher Differenzierung. Wiesbaden. 

Schulze, Gerhard (1992): Die Erlebnisgesellschaft. Kultursoziologie der Gegenwart. Frankfurt/ 
Main. 

Stichweh, Rudolf (2010): Funktionale Differenzierung der Weltgesellschaft. In: Albert, Gert/ 
Siegmund, Steffen (Hrsg.): Soziologische Theorie kontrovers. In: Kölner Zeitschrift für 
Soziologie und Sozialpsychologie Sonderband 50. Wiesbaden, 299-306. 

Vester, Michael/von Oertzen, Peter/Geiling, Heiko/Hermann, Thomas/Müller, Dagmar (2001): 
Soziale Milieus im gesellschaftlichen Strukturwandel. Zwischen Integration und Aus- 
grenzung. Frankfurt/Main. 

Weber, Max (1985): Wirtschaft und Gesellschaft. Grundriß der verstehenden Soziologie. Tü- 
bingen. 


Staatsbürgerschaft 


Thomas Faist' 


1 Zur Renaissance von Bürgerschaft 


Seit den 1980er Jahren hat der Begriff Staatsbürgerschaft wieder Konjunktur. Zum einen 
wurde im Zusammenhang mit der Transformation von Wohlfahrtsstaaten das Konzept 
der sozialen Rechte und der sozialen Bürgerschaft thematisiert. Zum anderen geriet im 
Zuge von Immigration der Zugang zu voller Mitgliedschaft über Abstammung, Geburt 
bzw. Einbürgerung in den Blickpunkt der öffentlichen und akademischen Debatten. Das 
Konzept der Staatsbürgerschaft (citizenship) wanderte dabei aus der angelsächsischen 
Diskussion in den deutschen Sprachraum ein und traf dabei auf den älteren Begriff 
der Staatsangehörigkeit, der die rechtliche Dimension von Mitgliedschaft in Staaten be- 
zeichnet. Obwohl der Begriff citizenship zumeist als Staatsbürgerschaft übersetzt und 
genutzt wird, ist es sinnvoll, ihn noch breiter als Bürgerschaft zu fassen, da inzwischen 
auch Konzepte von Mitgliedschaft über den Staat im engeren Sinne hinaus wichtig ge- 
worden sind, so etwa die Bürgerschaft in der Europäischen Union (EU). 

Die beiden genannten Beispiele Sozialstaat und Migration spiegeln die Herausforde- 
rungen der Beziehungen zum einen zwischen Bürgern und Staat und zum anderen der 
Bürger untereinander wider. Beim Umbau von Wohlfahrtsstaaten stellt sich die Frage, 
ob etwa durch Konditionalisierung von Ansprüchen gleiche soziale Rechte aller Bürger 
beeinträchtigt werden. Die im Zuge internationaler Migration (> Migration) auftreten- 
den Herausforderungen an Staatsbürgerschaft betreffen zunächst die Exklusion gegen- 
über Nicht-Mitgliedern. Zum anderen garantiert Staatsbürgerschaft über Rechte und 
Pflichten der Vollmitglieder deren Inklusion in vielfältige Funktionszusammenhänge 
wie etwa Arbeitsmarkt, Bildung oder Politik. Eine solche Dualität sozialer Schließung 
als Inklusion und Exklusion wäre allenfalls im Falle einer Weltbürgerschaft aufgehoben. 
Zweitens stellt die Anwesenheit von Nicht-Bürgern die Kongruenz zwischen Territo- 
rium, Volk und Staatsgewalt in Frage. Und drittens wird die interessante Frage aufge- 
worfen, inwieweit eine vorgestellte kulturelle Homogenität des Staatsvolkes eine unab- 


1 Der Autor bedankt sich bei Anne Hoss für Recherchearbeiten. 

2 Im »Zeitalter der Bürgerschaft« (Cardoso 2000) kommt es zu einer Proliferation der Komposita, so 
etwa globale Bürgerschaft, universale Bürgerschaft, kosmopolitane Bürgerschaft, multiple Bürgerschaft, 
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dingbare Voraussetzung für die Bereitstellung und Garantie von Rechten und Pflichten, 
für Reziprozität und Solidarität bildet. 

Wie in anderen liberal-demokratischen Gesellschaften lassen sich auch in Deutsch- 
land in den letzten Jahrzehnten drei breite Entwicklungstrends beobachten. Erstens fin- 
det sich bei nationalstaatlicher Bürgerschaft eine Tendenz zur Expansion, was etwa in 
einem erleichterten Zugang zu Staatsangehörigkeit für sesshafte Migranten ihren Aus- 
druck findet (> Migranten). Zweitens wird in öffentlichen Debatten auch Erosion thema- 
tisiert, beispielsweise der Abbau sozialer Rechte und eine stärkere Betonung der Eigen- 
leistung von Vollmitgliedern. Drittens gibt es inzwischen einige Formen von genuiner 
Bürgerschaft jenseits des Nationalstaats, so vor allem transnationale Bürgerschaft in 
Form von doppelter bzw. multipler Staatsbürgerschaft und supranationale Bürgerschaft 
in Form der Bürgerschaft in der EU. Alle Entwicklungen deuten in die Richtung, dass 
sich die Grenzen von Staatsbürgerschaft als Instrument sozialer Schließung langsam 
verlagern. Es ist keine trennscharfe Gegenüberstellung von »innen« und »außen«, von 
»wir« und den »anderen« möglich. 


2 Dimensionen von Bürgerschaft 


Bürgerschaft - die Forderung, dass alle Bürger die gleichen Rechte besitzen - ist im Kern 
ein umstrittenes und normatives Konzept (Walzer 1989). In der Aristotelischen Tradition 
des politischen Denkens bezeichnet Bürgerschaft die volle Mitgliedschaft in einem poli- 
tisch verfassten Gemeinwesen und verweist darauf, dass Bürger sowohl regieren als auch 
regiert werden. Wichtig ist die Unterscheidung einer rechtlichen und einer politischen 
Dimension. Im rechtlichen Sinne ist von Staatsangehörigkeit die Rede. Sie bezeichnet 
die Zugehörigkeit einer Person zu einem Staat. Dabei gilt das Prinzip der »domaine re- 
servee«: Staaten entscheiden souverän über volle Mitgliedschaft. Als völkerrechtliches 
Kriterium ist dabei das Prinzip des »genuine link« wichtig, das heißt, dass eine Person 
tragfähige Bindungen im bzw. in den betreffenden Staat unterhält. Diese Prinzipien sind 
im Grundgesetz niedergelegt (Art. 16 und Art. 116 Abs. ı Grundgesetz, GG). Auch wäh- 
rend der deutschen Teilung gab es für die Bundesrepublik Deutschland nur eine deut- 
sche Staatsangehörigkeit - womit folglich die DDR-Bürger neben ihrer eigenen Staats- 
bürgerschaft (1967-1990) politisch und juristisch inbegriffen waren. Rechtlich gilt es, 
mindestens drei Prinzipien des Erwerbs der Staatsangehörigkeit voneinander zu unter- 
scheiden: ı) Erwerb durch Abstammung: Kinder erhalten über das Abstammungsprin- 
zip (ius sanguinis) die Staatsangehörigkeit ihrer Eltern. Dieses Prinzip gilt in allen Staa- 
ten der Welt. 2) In vielen Staaten wird es ergänzt durch den Erwerb über den Geburtsort 
(ius soli), was in Deutschland seit 2000 möglich ist. Dieses Prinzip ist vor allem für die 
Kinder von Migranten wichtig. 3) Es gibt auch den Erwerb durch Einbürgerung (Na- 
turalisierung). Hier gelten in der Regel Kriterien wie die Länge des legalen Aufenthalts, 
Sprachkenntnisse und wirtschaftliche Voraussetzungen (ius domicilii). Die Rahmenbe- 
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dingungen für den Erwerb von Staatsangehörigkeit wurden 1913 im Reichs- und Staats- 
angehörigkeitsgesetz (RuStAG) niedergelegt, das im Jahre 2000 umfassend reformiert 
und in Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG) umbenannt wurde. 

(Staats-)Bürgerschaft ist ein eminent politisches Konzept, das auf der Grundlage be- 
ruht, dass für eine Demokratie Bürger und nicht Untertanen die konstitutiven Agenten 
sind. Staatsbürgerschaft im modernen Sinne ist erst seit der Französischen Revolution 
durch das Aufkommen republikanischen Denkens entstanden. Seitdem wurde der Staat 
nicht nur als Territorialstaat mit personeller Zuordnung zur absolutistischen Monarchie, 
sondern auch als Personenverband von Bürgern verstanden. Als politisches Konzept 
enthält Staatsbürgerschaft dabei drei ineinander verschränkte Dimensionen. Erstens 
wird demokratische Legitimierung über gleiche politische Freiheit hergestellt. Zweitens 
beinhaltet Bürgerschaft gleiche Rechte und Pflichten für alle Vollmitglieder. Dazu ge- 
hören in der klassischen Triade von T.H. Marshall zivile Rechte im Rechtsstaat, politi- 
sche Rechte in der Demokratie und soziale Rechte im Wohlfahrtsstaat; ergänzt - und 
höchst umstritten - um kulturelle Rechte für Personen und/oder Gruppen wie natio- 
nale Minoritäten, indigene Gruppen und Immigranten (vgl. Kymlicka 1995). Pflichten 
umfassen etwa die Steuerpflicht und gegebenenfalls die Wehrpflicht. Drittens gehört zur 
Bürgerschaft eine identitäre Komponente. Es geht dabei um die Unterfütterung der poli- 
tischen und rechtlichen Dimensionen um expressive und moralische Komponenten, die 
sich etwa in Gefühlen der Zugehörigkeit zu einem Kollektiv wie einer Nation ausdrü- 
cken und somit eine zentrale Ressource für Vertrauen der Bürger untereinander bilden, 
sichtbar etwa in Reziprozität (z.B. »Generationenvertrag« in der Rentenversicherung) 
und Solidarität. Gerade diese dritte Dimension verdeutlicht, dass Bürgerschaft nicht nur 
auf Beziehungen zwischen Staaten und Bürgern beruht, sondern darüber hinaus die 
Beziehungen unter Bürgern entscheidend für die Gewährleistung gleicher politischer 
Freiheiten, Rechten und Pflichten ist. Dabei stellt sich die Frage, welches Verhältnis das 
relevante Kollektiv zu Minderheiten einnimmt. Hier spielt das auf Dolf Sternberger zu- 
rückgehende Konzept des » Verfassungspatriotismus« eine Rolle (Habermas 1992). Ge- 
mäß dieser Auffassung ist die Mehrheitskultur in pluralistischen Gesellschaften nicht 
hauptsächlicher Referenzrahmen, sondern es sind universalistische Prinzipien der Men- 
schenrechte und des Rechtsstaats, die auch Minderheiten schützen. In dieser Sichtweise 
ersetzt Verfassungspatriotismus den Nationalismus als Fokus kollektiver Identität. 


3 Drei Entwicklungsverläufe: Expansion, Erosion und Extension 


Drei hauptsächliche Strömungen können in den letzten hundert Jahren identifiziert wer- 
den: Expansion durch Inklusion immer neuer Gruppen innerhalb von (National-)Staa- 
ten, Erosion über eine schwindende Partizipation von Mitgliedern in der politischen 
Öffentlichkeit und Extension durch ein partielles Auseinandertreten der Triade Staats- 
gewalt, Staatsbevölkerung und Staatsterritorium. 
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Expansion: De-Ethnisierung und Diversität 


Zwei Sichtweisen können zur Erklärung der Expansion von Staatsbürgerschaft heran- 
gezogen werden, zum einen progressive Inklusion und zum anderen der Konfliktansatz. 
Für fortschreitende Inklusion von vorher ausgeschlossenen Gruppen kann als Beispiel 
die im Jahre 2001 in Kraft getretene Reform des deutschen Staatsbürgerrechts gelten, 
die etwa in Deutschland geborene Kindern von ausländischen Eltern unter der Voraus- 
setzung eines sechsjährigen legalen Aufenthalts eines Elternteils in Deutschland in die 
Staatsangehörigkeit inkludiert. In deutschen Staaten galt bis zum Beginn des 19. Jahr- 
hunderts ein ius soli. Mit den ersten Staatsangehörigkeitsgesetzen wie in Preußen im 
Jahre 1842 wurde das ius sanguinis als herrschendes Prinzip des Erwerbs eingeführt. 
Seit dem Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz (RuStAG) von 1913 galt im Deutschen 
Reich ein reines ius sanguinis. Mit der Staatsangehörigkeitsreform 2000 wurde ein er- 
gänzendes ius soli für die zweite Einwanderergeneration eingeführt. 

Um die im Vergleich zu vielen westeuropäischen Nachbarn bis Ende der 1990er Jahre 
relativ restriktive Einbürgerungspraxis in Deutschland zu erklären, spielte die These 
vom überragenden Einfluss des Nationsverständnisses auf Staatsangehörigkeitsgesetze 
bis vor Kurzem eine große Rolle. Eine einflussreiche Behauptung lautete, dass das do- 
minierende Konzept von Nation - und dabei insbesondere das Verständnis von repu- 
blikanischer oder ethnischer Nation - den entscheidenden Erklärungsfaktor darstellt. 
In dieser Perspektive weisen »Staatsnationen« wie Frankreich ein republikanisches Na- 
tionsverständnis auf, das in inklusiveren Einbürgerungsregeln mündet; während »Kul- 
turnationen« wie Deutschland über ein ethnisches Nationsverständnis restriktive Re- 
geln vertreten (Brubaker 1992: 182). Hinsichtlich der Personen ist aus republikanischer 
Perspektive die Mitgliedschaft vor allem eine Frage des subjektiven Willens und der indi- 
viduellen Bereitschaft zur Zugehörigkeit und Identifikation mit Staat und Nation, wäh- 
rend nach einem ethno-kulturellen Verständnis die Mitgliedschaft objektiv durch die 
Zugehörigkeit zur ethnischen, kulturellen und sprachlichen Gemeinschaft hautsächlich 
aufgrund von Abstammung bestimmt wird. Der Zugang zur Staatsbürgerschaft ist des- 
wegen gemäß dieser Auffassung in ethnisch-kulturell definierten Nationalstaaten häu- 
fig nach ethnischer Abstammung und kultureller Nähe differenziert und stellt die Aus- 
nahme dar. Sie erfolgt aber in republikanischen Nationalstaaten für alle Immigranten 
unter vergleichsweise liberalen gleichen Bedingungen. Die Übernahme des RuStAG von 
1913 in der Bundesrepublik Deutschland und die lange restriktiven Einbürgerungsbe- 
dingungen vor allem gegenüber den seit den 1950er Jahren eingewanderten Arbeitsmi- 
granten ist oft mit der Kontinuität eines ethnischen oder ethno-kulturellen Nationsver- 
ständnisses in der Bundesrepublik Deutschland erklärt worden (vgl. Gosewinkel 2001). 

Eine Kontinuität des ethnischen Nationsverständnisses vermag die Einführung der 
ius-soli Elemente im seit 2000 geltenden deutschen Staatsangehörigkeitsrecht - eine im 
europäischen Vergleich weitgehende und liberale Regelung - nicht zu erklären. Denn 
alle im politischen Spektrum vorfindlichen Positionen vertraten in Parlamentsdebatten 
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eine republikanische Auffassung von Nation. So argumentierten die Befürworter einer 
Liberalisierung, die Integration von Migranten bedürfe einer rechtlichen Aktivierung 
über staatsbürgerliche Rechte, während die Gegner einer weitreichenden Liberalisie- 
rung den Erwerb von Staatsangehörigkeit als den Abschluss eines gelungenen Integra- 
tionsprozesses sahen. Darüber hinaus reflektierten die Positionen grundlegende Über- 
zeugungen zur gesellschaftlichen Integration. Während Skeptiker einer Liberalisierung 
die Anstrengungen der jeweils kleinsten gesellschaftlichen Einheit im Sinne des Subsi- 
diaritätsprinzips der katholischen Soziallehre betonten, fokussierten die Befürworter 
klar auf die Bedeutung von Rechten für Personen als Grundlage für gelingende Sozial- 
integration (Faist 2007). 

Politische und teilweise rechtliche Faktoren waren für die spezifische Entwicklung 
im Nachkriegsdeutschland und die grundlegende Reform des StAG wichtiger als die 
vermeintliche Kontinuität eines ethnischen Nationsverständnisses. Die politischen Fak- 
toren berühren zunächst Aspekte des deutschen Nationsverständnisses selbst, das nach 
dem Zweiten Weltkrieg nicht ungebrochen fortexistierte. Ein bestimmtes deutsches Ver- 
ständnis des Nationalismus als ein Aspekt des vielfach so bezeichneten deutschen Son- 
derwegs war sicherlich ein bedeutender Faktor, der zur Katastrophe des Nationalsozia- 
lismus und des Holocausts führte. Andererseits sind die West- und Europaorientierung 
der Bundesrepublik von Anbeginn, die wesentlich wohlfahrtsstaatliche Integration und 
die durch die Studentenbewegung initiierte gesellschaftliche Aufarbeitung der Vergan- 
genheit in den 1960er und 1970er Jahren Einflussgrößen, die mindestens die Annahme 
einer generellen Kontinuität eines ethnischen Nationskonzepts fragwürdig erscheinen 
lassen (vgl. Winkler 2000). Hinzu kommt, dass auch die privilegierte Behandlung der 
deutschen Aussiedler gemäß Art. 116 GG, die häufig als zentraler Beleg der Kontinuität 
des ethnischen deutschen Nationsverständnisses angeführt wurde, nicht nur eine ethni- 
sche Ausrichtung aufweist. Es ging dabei bekanntlich auch um die Verantwortung des 
Nachfolgestaats des Naziregimes gegenüber denjenigen, die wegen der nationalsozialis- 
tischen Verbrechen als Deutschstämmige verfolgt und vertrieben wurden. Die ethnische 
Definition war also kein Selbstzweck, sondern Mittel zur Identifizierung von Personen, 
die Anspruch auf Kompensation für erlittenes Unrecht haben sollten. Hinsichtlich der 
rechtlichen Rahmenstruktur sind es insbesondere das Grundgesetz und die herausra- 
gende Rolle der Verfassungsgerichtsbarkeit im deutschen politischen System, die zur Er- 
klärung des kontroversen Charakters und der Verzögerung einer weitreichenden deut- 
schen Staatsangehörigkeitsrechtsreform beitragen. Als Beispiel mag die Übernahme des 
RuStAG von 1913 in Verbindung mit Art. 116 GG in Deutschland nach dem Zweiten 
Weltkrieg gelten. Sie zielte darauf, die Perspektive einer zukünftigen Wiedervereinigung 
Deutschlands aufrechtzuerhalten. Es ist insofern kein Zufall, dass erst nach der Wieder- 
vereinigung Deutschlands die politische Debatte um eine Staatsangehörigkeitsreform 
an Intensität zunahm. 

Mit den ersten Reformen zur Liberalisierung des Zugangs zur Staatsangehörigkeit in 
den 1990er Jahren stieg auch die Quote der Einbürgerungen an (Tabelle 1). Die abneh- 
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mende Quote von Einbürgerungen seit 2000 hat vielfältige Ursachen, so unter anderem 
in der Tatsache, dass aufgrund der geringen Einwanderung in den letzten Jahrzehnten 
und dem hohen Alter der Personen, die für Anspruchseinbürgerungen in Frage kom- 
men, der Personenkreis stark geschrumpft ist. Im Hinblick auf die Herkunftsländer der 
Personen stellen Bürger aus der Türkei den mit Abstand größten Anteil (mit über 25 Pro- 
zent; 2009), gefolgt von Serbien/Montenegro (sechs Prozent), Irak (fünf Prozent), Polen 
und Afghanistan (je circa vier Prozent), Iran und Marokko (drei Prozent) und Russische 
Föderation, Rumänien und Ukraine (mit je circa 2,5 Prozent); die Personen aus ande- 
ren Herkunftsländern stellen über 40 Prozent dar (Migrationsbericht 2009: 230). Die- 
ser hohe Prozentsatz in der Kategorie »Sonstige« ist auch ein Hinweis auf die stetig zu- 
nehmende Diversifizierung der Herkunftsländer von Immigranten. Auf der Ebene von 
Personen wird deutlich, dass in der Regel eine längere Aufenthaltsdauer in Deutschland 
und fortgeschrittenere Sprachkenntnisse zu einer höheren Wahrscheinlichkeit der Ein- 
bürgerung führen. Dieses Ergebnis wird 
durch Einbürgerungsregeln unterstützt, Tabelle 1 Einbürgerungen in Deutschland 
die eine Mindestdauer an Aufenthalt und 1990-2009 
Kenntnisse der deutschen Sprache erfor- 
dern. Bemerkenswert ist darüber hinaus, Jahr Einbürgerungen Einbürgerungsquo- 
: g n insgesamt (in Tsd.) te insgesamt (in %) 
dass zwar die Liberalisierung des Zugangs 
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sche Vorteile aufweist, etwa weitgehende 
Reisefreiheit. Die Kinder ausländischer Anmerkung: Die Einbürgerungsstatistik erfasst keine 


Z ; . Fälle, in denen die deutsche Staatsangehörigkeit 
Bürger, die qua Geburt in Deutschland durch Geburt erworben wird, das heißt für im In- 
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Insbesondere Personen, deren Eltern aus Deutschland per Gesetz erhalten (z.B. Spätaussiedler). 
den ehemaligen Anwerbestaaten stam- Quelle: Statistisches Bundesamt, Einbürgerungen 
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in Deutschland geboren und gehören damit zur sogenannten zweiten Generation. Im 
vergangenen Jahrzehnt betrug die Zahl der Geburten im Rahmen der ius-soli-Regelung 
zwischen 35 000 und 40 000 Personen. 

Ein zweiter Erklärungsstrang der Expansion von Bürgerschaft im 20. Jahrhundert 
nimmt in einem konfliktorientierten Paradigma seinen Ausgang. Der Fokus liegt auf 
den Forderungen von marginalisierten Gruppen, die auf Zugang drängen, kurz zusam- 
mengefasst in »rights must be taken«. Dieser Ansatz betont Konflikte zwischen (anta- 
gonistischen) Gruppen, z.B. Arbeiter versus Kapitalisten als treibende Kraft der Expan- 
sion von Inklusion. Als wichtiges Beispiel kann soziale Bürgerschaft (Marshall 1992) 
gelten, die im Deutschen Reich in der Bismarckschen Sozialgesetzgebung des ausge- 
henden 19. Jahrhunderts als Reaktion auf die Organisation von Gewerkschaften und so- 
zialdemokratischer Politik ihren Ausgang nahm, dann in der Weimarer Republik durch 
die Arbeitslosenversicherung und in der Bundesrepublik durch Renten- und später Pfle- 
geversicherung erweitert wurde. Soziale Bürgerschaft ist im Unterschied zu den zivilen 
und politischen Komponenten viel umstrittener und baut darauf auf, dass marktgene- 
rierten Ungleichheiten ein gleicher Bürgerstatus gegenübergestellt wird, wodurch in der 
Konzeption von T.H. Marshall die Legitimation von Kapitalismus in Demokratien ge- 
sichert wird. Gerade im Hinblick auf soziale Bürgerschaft werden etwa im Konstrukt 
des Normalarbeitsverhältnisses bzw. Festanstellung, das über Jahrzehnte die Sozialpo- 
litik in Deutschland anleitete, Grenzlinien sichtbar, die im Hinblick auf staatsbürger- 
liche Rechte zunehmend umstritten sind. Thematisiert wurde dabei beispielsweise aus 
feministischer Perspektive die Trennung von Öffentlich und privat. In dieser Sichtweise 
zielt die Bürger-Werdung (citizenization) darauf, Grenzen abzubauen, die Hierarchisie- 
rungen fördern oder zementieren. Grenzen sind in dieser Sichtweise sozio-politische 
Konstruktionen, die der Korrektur bedürfen. Änderungen, die in derartigen Auseinan- 
dersetzungen erzielt wurden, betrafen etwa die Haushaltsführung. Im Bürgerlichen Ge- 
setzbuch aus dem Jahre 1900 galt, dass der Mann über die Haushaltsführung entschei- 
det. Seit dem Eherechtsreformgesetz von 1977 gilt, dass Ehegatten Haushaltsführung in 
gegenseitigem Einverständnis regeln. Perspektivisch geht es dabei um eine »Kritik an 
der Geschlechtsblindheit des Rechts« (Wilde 2007: 394) hin zu einer Berücksichtigung 
der gesellschaftlichen Bedingungen, in denen Rechte wirksam werden. Die Kritik an 
Grenzziehungen mit asymmetrischen Machtverhältnissen zielt darauf, die hinter einem 
universalistischen Verständnis von Bürgerschaft liegenden Annahmen entlang von He- 
terogenitäten wie Klasse, Geschlecht, Sprache, Alter und sexuelle Orientierung offen 
zu legen. 

Multikulturelle Bürgerschaft berücksichtigt explizit Differenzen zwischen Personen 
und gewährt Minderheiten spezielle Rechte, um deren Inklusion und gleichzeitig die so- 
ziale Kohäsion der staatlich verfassten Gesellschaft zu sichern. Sie ist Teil einer weltweit 
beobachtbaren Menschenrechtsrevolution nach dem Zweiten Weltkrieg. In Deutsch- 
land handelt es sich dabei vor allem um partielle Selbstregierungs-, Bildungs- und Spra- 
chenrechte für die »nationalen Minderheiten« der Dänen, Sorben und Friesen, die etwa 
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0,3 Prozent der Gesamtbevölkerung ausmachen. Nach deutschem Recht sind nationale 
Minderheiten jene Gruppen von Staatsbürgern, die in Deutschland traditionell ansässig 
sind und in ihren traditionellen Siedlungsgebieten leben, sich jedoch von der Mehrheits- 
bevölkerung durch ihre eigene Sprache, Kultur und Geschichte unterscheiden und den 
Wunsch haben, diese Identität zu bewahren. In Deutschland können derartige Minder- 
heitsangehörige also nur Personen eigener Staatsangehörigkeit mit einem langen Auf- 
enthalt im Staatsterritorium sein, wodurch neu hinzugekommene Gruppen (z.B. Mi- 
grantengruppen) oder historisch nicht sesshafte Gruppen (z.B. Roma und Sinti) diesen 
Status nicht erreichen bzw. erhalten können. Multikulturelle Rechte für Immigranten 
wie Ausnahmerechte auf der Grundlage religiöser Überzeugungen (exemption rights) 
sind in Deutschland sehr gering ausgeprägt (Kraus/Schönwälder 2006). Dennoch gibt 
es auch Ansätze der Berücksichtigung kultureller Differenz, vor allem im religiösen Be- 
reich gegenüber muslimischen Religionsgemeinschaften. Allerdings könnte hier allen- 
falls von kollektiver Bürgerschaft gesprochen werden, denn die Inklusion ins öffentliche 
Leben vollzieht sich gegebenenfalls über korporatistisch verfasste Körperschaften des 
öffentlichen Rechts nach dem Modell der christlichen Kirchen und nicht primär über 
Individualrechte. 

Internationale Konventionen bilden Ansatzpunkte für bürgerschaftliche Inklusion. 
So hinkt etwa die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention und somit bei- 
spielsweise das Recht von lern- und körperbehinderten Kindern auf Inklusion in den 
Regelunterricht hinterher (vgl. Bielefeld 2009). Inklusion bezeichnet dabei die Gleich- 
wertigkeit einer Person, ohne dass dabei »Normalität« vorausgesetzt wird. Normal ist 
vielmehr die Vielfalt, das Vorhandensein von Heterogenitäten. Inklusion verweist auf 
die gesellschaftlichen Institutionen, die Strukturen schaffen, in denen sich Personen mit 
Besonderheiten einbringen. Es zeigt sich hierbei, dass die mit dem Konzept der »Integra- 
tion« verbundene Auffassung, Personen sollten sich anpassen, während gesellschaftliche 
Institutionen nur Hintergrundbedingungen schaffen sollten, inzwischen umstritten ist. 


Erosion: Der Umbau des Sozialstaats und schwindender Bürgersinn 


In der Diskussion um die Erosion von Staatsbürgerschaft stehen zwei Trends im Vor- 
dergrund, nämlich der Umbau des Sozialstaats und ein häufig konstatierter Schwund 
von Bürgersinn. In wohlfahrtsstaatlichen Politiken werden soziale Rechte zunehmend 
durch kontraktuelle Elemente ergänzt oder ersetzt, im Arbeitsmarkt beispielsweise über 
Aktivierungspolitiken. Darüber gewinnen auch Bereiche wie Bildung, die seit langem 
als zentrales Element in angelsächsischen Wohlfahrtsstaaten gelten, zunehmend an 
Bedeutung, d.h. es geht um die Verknüpfung der »four capital C’s«: »Children, Care, 
Careers, College education« (Alber 2010). Inwiefern der Wandel hin zum aktivierenden 
Wohlfahrtsstaat der verstärkten Durchsetzung von neo-liberalen, d.h. Marktelementen, 
gleichkommt, ist jedoch umstritten. Mit Aktivierungspolitiken werden klassische Ver- 
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ständnisse von sozialer Bürgerschaft auf den Kopf gestellt (Lessenich 2008). Der Ansatz 
sozialer Rechte im Marshallschen Sinne betont, dass soziale Bürgerschaft als Sicherung 
eines der ökonomischen, kulturellen und politischen Entwicklung angemessenen Le- 
bensstandards nur dann wirksam werden kann, wenn entsprechende Institutionalisie- 
rungen implementiert werden und soziale Rechte als »enabling rights« die Grundlage 
dafür schaffen, dass überhaupt politische Freiheit eingefordert werden kann.’ 

Eine andere, von Entwicklungen im Wohlfahrtsstaat weitgehend losgelöste Diskus- 
sion betrifft die Behauptung des Bürgersinns. Diese Debatte verweist auf einen stetigen 
Rückgang der Beteiligung von Bürgern im öffentlichen Leben, gemessen an Mitglied- 
schaften und Partizipation in herkömmlichen Organisationen wie politischen Parteien. 
Es geht dabei um die Frage, inwieweit die Aufmerksamkeit von Bürgern für öffentliche 
Angelegenheiten, das Vertrauen untereinander und bürgerschaftliches Engagement in 
den letzten Jahrzehnten rückläufig sind und betrifft also die Stabilität der dritten Di- 
mension von Bürgerschaft. Empirische Befunde stützen die These eines Schwunds an 
Sozialkapital als wichtiges Element dieser Dimension nicht. Während Mitgliedschaft in 
Kirchen, Kirchenbesuche und die Organisation von Beschäftigten in Gewerkschaften 
rückläufig sind, ist die Partizipation in Vereinen und ehrenamtliche Tätigkeiten relativ 
stabil geblieben (Westle/Gabriel 2008). Gegen die pauschale These der Abnahme bür- 
gerschaftlichen Engagements als solchem sprechen auch die immer wiederkehrenden 
Aktivierungen von Bürgern im Rahmen von Protestbewegungen. 


Extension: Entkoppeln von Rechten und kollektiven Identitäten 


Die Extension von Bürgerschaft stellt explizit die Frage nach der Transformation von 
Staaten und Mitgliedschaft. Im Kern geht es um die Frage, ob die drei Dimensionen 
von Bürgerschaft - gleiche politische Freiheiten, Rechte und Pflichten und kollektive 
Identitäten - entkoppelt werden können. Dazu gibt es drei Auffassungen. Eine erste 
Position - postnationale Konzeptionen - behauptet, dass Bürgerschaft über den Natio- 
nalstaat hinaus gedacht und konzipiert werden kann. Eine einfache Version der Exten- 
sion wäre die einer Evolution von Bürgerschaft von Städten wie der griechischen Po- 
lis oder mittelalterlichen Stadtstaaten über nationalstaatliche Bürgerschaft hin zu einer 
Weltbürgerschaft. Eine etwas komplexere Auffassung besagt, dass sich Rechte einerseits 
und kollektive Identität andererseits entkoppeln. Auf die EU als Ganzes bezogen, ließe 
sich angesichts gering ausgeprägter sozialer Rechte auf EU-Ebene von einem Auseinan- 
dertreten von Rechten einerseits und sozialstaatlicher Solidarität andererseits sprechen 
(vgl. Faist 2001). Eine zweite Position besagt, dass Bürgerschaft letztlich nicht transna- 
tionalisiert werden kann. Nicht nur handele es sich um einen inflationären Gebrauch 


3 Der Verwirklichungsansatz von Amartya Sen sieht in umgekehrter Richtung politische Freiheit und da- 
mit Demokratie als Grundlage für die Wahrnehmung (sozialer) Verwirklichungschancen (Sen 1992). 
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des Konzepts, auch empirisch seien etwa im Hinblick auf soziale Bürgerschaft kaum An- 
sätze einer EU-Sozialbürgerschaft erkennbar (Offe 2003), abgesehen von Gebieten wie 
Transfer von sozialen Rechten für EU-Bürger, die im Ausland arbeiten, Arbeitsschutz 
und Gleichstellungspolitiken. Eine dritte und die ersten beiden Positionen nicht unbe- 
dingt ausschließende Position macht darauf aufmerksam, dass Nationalstaaten intern 
transnationalisiert werden, d.h. weiterhin bei Bürgerschaft vor allem vom Nationalstaat 
auszugehen sei, der über die Umsetzung von Menschenrechten und den Einfluss neo- 
liberaler Politiken umgestaltet werde. 

Zwei Formen von Bürgerschaft jenseits des Nationalstaats können klar identifiziert 
werden: doppelte bzw. multiple Staatsbürgerschaft in zwei oder mehr Nationalstaaten 
und verschachtelte Bürgerschaft als Bürgerschaft in der EU. Doppelte Staatsbürger- 
schaft illustriert die interne Transformation von Nationalstaaten. Vor 60 Jahren noch 
von kaum einem Staat der Welt toleriert, sind es heute weit über die Hälfte aller Staa- 
ten, welche doppelte Staatsbürgerschaft in irgendeiner Form akzeptieren. Bürger mit 
doppelter Staatsangehörigkeit profitieren dabei hauptsächlich im Hinblick auf prakti- 
sche Gesichtspunkte der Lebensführung, z. B. Reisefreiheit oder der Möglichkeit, Eigen- 
tum in einem anderen Staat zu erwerben. Bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts galt die 
rechtliche Maxime, dass jede Person eine Staatsangehörigkeit, aber eben nur eine, ha- 
ben solle. Die Forderung, dass Personen nur eine Staatsangehörigkeit aufweisen sollten, 
ist inzwischen überholt. Als Hauptmotor dieser Entwicklung erwies sich in Demokra- 
tien bisher die Durchsetzung von Menschenrechten über internationale Konventionen 
hinaus in nationales Recht. Das gilt ganz zentral für das Prinzip der Geschlechtergleich- 
heit. So wurde Anfang der 1970er Jahre auch in Deutschland die Regel abgeschafft, dass 
Frauen bei der Eheschließung mit einer Person ausländischer Staatsangehörigkeit auto- 
matisch dessen Bürgerschaft übernehmen mussten. Eine weitere treibende Kraft besteht 
über Menschenrechte hinaus in der für Demokratien essenziellen Deckungsgleichheit 
von Wohnbevölkerung und Staatsvolk - ein Auseinanderdriften würde auf lange Sicht 
politisch nicht inkludierte Kategorien von Sesshaften schaffen. Obwohl im Gegensatz 
zum im europäischen Vergleich relativ liberalen ius soli die Bestimmungen zu doppel- 
ter Staatsangehörigkeit in Deutschland noch restriktiv sind, existiert diesbezüglich eine 
wachsende Zahl von Ausnahmeregelungen. So müssen etwa Personen, die aus Ländern 
kommen, die ihren Bürgern die Entlassung grundsätzlich verweigern (z.B. Iran, Ma- 
rokko, Afghanistan), und Personen aus EU-Staaten ihre alte Staatsangehörigkeit nicht 
widerrufen, um die deutsche zu erwerben. Diese Regeln haben sich in den letzten Jah- 
ren in einem wachsenden Anteil von Personen niedergeschlagen, die beim Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit ihre alte Staatsbürgerschaft nicht abgeben mussten; im 
Zeitraum von 2000 bis 2009 lag dieser Anteil zwischen 40 und 50 Prozent (Migrations- 
bericht 2009: 232). 

Während also doppelte Staatsbürgerschaft zwar transnationale Elemente in den Bin- 
dungen der Bürger an mehr als einen Staat beinhaltet, ist sie dennoch nationalstaatlich 
verfasst. Darüber hinaus wird Bürgerschaft jenseits des Nationalstaats am Beispiel post- 
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nationaler Modelle verhandelt. Ausgangspunkt dieser Perspektive ist, dass die binäre 
Gegenüberstellung von Bürger versus Ausländer obsolet geworden ist. Menschenrechte, 
so das Argument, sind in den vergangenen Jahrzehnten näher an Bürgerrechte heran- 
gerückt, indem Staaten sie nicht nur umsetzen, sondern auch neue Status entstünden, 
beispielsweise die des Wohnbürgers. Hier sind nicht eingebürgerte Migranten mit fast 
vollen sozialen Rechten beispielhaft. Bei ihnen fallen somit Rechte einerseits und kol- 
lektive Identitäten andererseits auseinander (Soysal 1994), d.h. es erfolgt eine Entkop- 
pelung der zweiten und dritten Dimension von Bürgerschaft. Diese Position geht über 
Hannah Arendts (1981) Diktum hinaus, das besagt, dass letztlich nur Staatsbürgerschaft 
die Durchsetzung der Menschenrechte garantieren könne. Im Hinblick auf die postna- 
tionale Position ist nun umstritten, ob es sich um den Einfluss internationaler Men- 
schenrechtsregime auf Nationalstaaten handelt oder ob Wohnbürgerschaft nicht primär 
eine Folge sozialstaatlicher Prinzipien ist. So sind beispielsweise Nichtbürger Teilneh- 
mer der Sozialversicherungssysteme, wenn sie legal beschäftigt sind. Ein über interna- 
tionale Migration hinausgehendes Beispiel ist die Bürgerschaft in der EU. Einmal sind 
alle Bürger von Mitgliedstaaten der EU gleichzeitig EU-Bürger und zum anderen hat der 
Europäische Gerichtshof ein Set von gleichen Rechten für alle Wohnbürger entwickelt, 
die allerdings im Hinblick auf politische und soziale Bürgerschaft zwischen den Ländern 
weit variieren. Übergreifend werfen postnationale Konzepte von Bürgerschaft die Frage 
auf, ob die doppelte Kodierung von Bürgerschaft - Vertrauen, Reziprozität und Solida- 
rität unter Bürgern ist wichtig, um Rechte und Pflichten abzusichern - in der Entwick- 
lung von Rechten auf supranationaler Ebene noch greift oder die Entkopplung der drei 
Dimensionen von Bürgerschaft schon in vollem Gange ist. Wichtig ist in diesem Zusam- 
menhang, dass die EU das Konzept von civic citizenship vorantreibt. Es ist ein Versuch, 
einen Kern von Rechten für permanent ansässige Nicht-Staatsangehörige aus Drittstaa- 
ten zu definieren, sodass diese in einer den Staatsbürgern von EU-Mitgliedstaaten ver- 
gleichbaren Weise behandelt werden; darunter fallen Rechte auf Niederlassung, Fami- 
lienzusammenführung, Zugang zum Arbeitsmarkt und zu sozialer Sicherung, Wahlen 
zum Europäischen Parlament und gegen Ausweisung. 

Sämtliche Fragen der Extension von Bürgerschaft betreffen grundsätzlich das Ver- 
hältnis von Menschenrechten zu Bürgerrechten. Ein wichtiges Problem ist dabei die Be- 
ziehung von globaler Gerechtigkeit und Menschenrechten auf der einen und Gerech- 
tigkeit innerhalb von Nationalstaaten auf der anderen Seite. Allerdings ist keine lineare 
Angleichung von Menschenrechten und Bürgerrechten festzustellen. Zwar gibt es einen 
gestiegenen Einfluss von Menschenrechten auf Bürgerrechte im nationalstaatlichen 
Rahmen, etwa über die Zunahme doppelter Staatsbürgerschaft und sich herausbilden- 
den Praktiken multikultureller Bürgerschaft. Gleichzeitig ist die Geltung der Menschen- 
rechte an den nationalstaatlichen Grenzen und denen der EU eingeschränkt. Zudem ist 
es fraglich, in welchem Umfang die Kategorie »Mensch« im Unterschied zu »Person« 
eine Rechtsfähigkeit verbürgt, die effektiven Schutz ermöglicht (vgl. Hegel 1979: 92-102). 
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4 Ausblick: »Wir« und »die anderen« 


Die Beschreibung von Expansion, Erosion und Extension von Bürgerschaft verdeutlicht, 
dass herkömmliche Konzepte eine Dualität von Inklusion und Exklusion beinhalten. 
Über Mechanismen der sozialen Schließung werden Kategorisierungen wie »wir« und 
die »anderen« produziert und reproduziert. Staatsbürgerschaft bildet dabei in trans- 
nationaler Sicht eine Form der Reproduktion sozialer Ungleichheiten über den Zufall 
der Geburt in einem Staat. Dabei sind entlang der sich verändernden Grenzziehungen 
von (voller) Mitgliedschaft gegenläufige Bewegungen zu beobachten. Einerseits sind die 
Grenzen auch von Staatsbürgerschaft durchlässiger geworden, so etwa in neuen Insti- 
tutionen wie der EU-Bürgerschaft. Auch Nationalismus als Fundament von kollektiver 
Identität für Bürgerschaft ist in Deutschland umstritten. Skeptische Positionen stellen 
die Zukunft von nationaler Bürgerschaft überhaupt in Frage und verweisen darauf, dass 
Bürgerschaft ausgedünnt wird: Weil Staaten nicht mehr in dem Maße wie zuvor auf ihre 
Bürger als Arbeitskräfte und Soldaten angewiesen seien, sondern zunehmend auf ihre 
Wirtschaftskraft setzten, seien sie auch weniger geneigt, den Bürgern eine voll ausgebil- 
dete politische und soziale Staatsbürgerschaft zu gewähren (Fahrmeir 2007). Anderer- 
seits sind innerhalb von Staaten Abschottungstendenzen sichtbar, schon vor dem Zu- 
gang zu Bürgerschaft, z. B. Grenzkontrollen auf nationalstaatlicher und supranationaler 
Ebene. Bei alledem ist fraglich, ob eine dichotome Betrachtungsweise von »innen« und 
»außen« die Veränderungen von Bürgerschaft zu erfassen vermag. Denn der »andere« 
ist über Prozesse der internen Globalisierung nationaler Gesellschaften immer schon 
einer von »uns«, was etwa an der kontinuierlichen Präsenz von Nicht-Bürgern deutlich 
wird. Darüber hinaus ist die öffentlich thematisierte Pluralität an thematisierten Hetero- 
genitäten wie z.B. Geschlecht, Klasse, Religion und Lebensstilen angewachsen. 
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Stadt und Land. Siedlungsstruktur 


Norbert Gestring 


1 Stadt und Land: Vom Gegensatz zum Kontinuum 


Die Begriffe Stadt und Land verweisen aufeinander. Ohne das Land als Gegenbild, kann 
von der Stadt nicht gesprochen werden und vice versa. Entstanden ist die Stadt in schrof- 
fer Abgrenzung und als Gegensatz zum Land; in ökonomischer, gesellschaftlicher und 
politischer Hinsicht existiert dieser Gegensatz zwar schon lange nicht mehr, in der All- 
tagssprache und in vielen Vorstellungen vom Leben in der Stadt oder auf dem Land ist 
er aber weiterhin wirkungsmächtig. Ein Grund dafür mag sein, dass mit den Begriffen 
»Stadt« und »Land« immer auch normative Vorstellungen vom guten und richtigen Le- 
ben verbunden waren. Dabei sind positive wie negative Stereotype auf beiden Seiten zu 
finden. So schrieben Marx und Engels im Kommunistischen Manifest (1848) von der 
»Idiotie des Landlebens«, während die Großstadtkritiker des 19. Jahrhunderts das Leben 
auf dem Land ebenso romantisierten wie es heute in erfolgreichen Zeitschriften mit so 
programmatischen Titeln wie »LandLeben«, LandLust« oder »Liebes Land« der Fall ist. 
Galt die Stadt den konservativen Großstadtkritikern (vgl. Bahrdt 2006: 57ff.) als Hort 
von Unmoral und aller denkbarer Übel, so wird heute die Stadt als Ort von Kreativität 
und Innovation beschrieben, in der sich mit der Technologie auch Talente und Toleranz 
entfalten (Florida 2002). Dass auch heute noch solche dichotomen Bilder in der Welt 
sind, lässt leicht übersehen, dass von einem Gegensatz von Stadt und Land schon lange 
nicht mehr die Rede sein kann. 

Als das mitteleuropäische Städtesystem im Mittelalter entstand, waren die Beziehun- 
gen zwischen Stadt und Land geprägt durch Gegensätze in allen Bereichen. Während 
das Land von der feudalen Ökonomie und Gesellschaft, einschließlich der Leibeigen- 
schaft, geprägt war, entstand in den räumlich durch Mauern und Wälle eindeutig abge- 
grenzten Städten eine auf den Tausch orientierte Wirtschaftsform sowie die Autonomie 
und Selbstverwaltung durch die herrschenden Patrizier. Ein Leibeigener, der es schaffte, 
ein Jahr und einen Tag in einer Stadt zu leben, ohne dass ein Feudalherr Ansprüche ihm 
gegenüber erhob, wurde von der Stadt als freier Bürger verteidigt: »Stadtluft macht frei«. 

Heute sind Grenzen von Stadt und Land kaum mehr wahrnehmbar. Wenn man 
mit dem Zug nach Hamburg oder München hineinfährt, dann beobachtet man flie- 
Bende Übergänge zwischen ländlich geprägten Ortschaften, Vororten und der Kern- 
stadt. Grundsätzliche Gegensätze gibt es weder in der Ökonomie oder Herrschaftsform 
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noch in der Schichtung der Gesellschaft oder in den Lebensweisen. Statt durch Gegen- 
sätze sind Stadt-Land-Beziehungen durch funktionale Verflechtungen und gegenseitige 
Abhängigkeiten gekennzeichnet, bei denen keineswegs die Stadt immer in der macht- 
volleren Rolle sein muss. Dass die Unterschiede zwischen Stadt und Land nicht mehr 
kategorial zu fassen sind, sondern, wie noch gezeigt wird, gradueller Natur im Sinne 
eines »Mehr« oder »Weniger« sind, soll mit dem Begriff Stadt-Land-Kontinuum ver- 
deutlicht werden. 

Im zweiten Abschnitt wird gezeigt, wie sich in historisch bedeutsamen Phasen der 
Urbanisierung Städte gewandelt und mit den Stadt-Definitionen auch die Stadt-Land- 
Beziehungen verändert haben. Der dritte Abschnitt diskutiert die Frage, wie sich in- 
folge der Urbanisierung Lebensweisen herausgebildet haben, die als urbane Formen der 
Lebensführung gelten können, und sichtet aktuelle Studien über Lebensstile unter der 
Frage, welche Unterschiede zwischen Stadt und Land dabei festzustellen sind. Im vierten 
Abschnitt geht es um die Siedlungsstrukturen und Probleme der Regionalentwicklung 
sowie deren gesellschaftspolitischen Implikationen. 


2 Sozialgeschichtliche Entwicklung: Entstehung und Wandel 
des deutschen Städtesystems 


Eine wachsende Bevölkerung, eine Intensivierung des Handels und damit verbunden 
ein Aufschwung des Handwerks sowie starke Produktivitätsfortschritte in der Landwirt- 
schaft waren die Gründe dafür, dass mit dem 12. Jahrhundert eine Phase der Urbanisie- 
rung in Mitteleuropa begann, die circa zwei Jahrhunderte - bis zur Pestepidemie Mitte 
des 14. Jahrhunderts - andauerte (vgl. zum Folgenden Isenmann 1998 sowie Stoob 1985). 
In dieser Phase wurde das deutsche Städtewesen geschaffen, das bis dahin lediglich aus 
den heruntergekommenen Römergründungen in Köln, Trier, Regensburg etc. und eini- 
gen anderen Orten bestand. 

Die Stadt war im Mittelalter rechtlich definiert. Unabhängig von der Größe einer 
Ortschaft wurde sie dadurch zu einer Stadt, dass ihr das Stadtrecht verliehen wurde, 
wobei Marktrecht und das Recht zur Selbstverwaltung Kernbestandteile des Stadtrechts 
ausmachten. In diesem Sinne gab es im Spätmittelalter circa 4 000 Städte, von denen 
allerdings nur 26 über 10 000 Einwohner hatten. Köln war mit 35 000 Einwohnern die 
größte Stadt. Mehr als 3 800 Städte hatten weniger als ı 000 Einwohner. Es waren also in 
der Mehrzahl beschauliche Ortschaften, die das Gerüst des entstehenden Städtesystems 
bildeten und noch weit entfernt waren von der Größe von Städten wie Venedig, Neapel 
oder gar Peking, die zur gleichen Zeit 100 000, 200 000 respektive 1200 000 Einwoh- 
ner hatten. 

Max Weber grenzte die europäische Stadt des Mittelalters mit fünf Merkmalen ge- 
genüber anderen Stadttypen (der Antike und des Orients) und gegenüber ländlichen 
Siedlungen ab. Die Größe der Bevölkerung war dabei kein Kriterium, stattdessen die fol- 
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genden Charakteristika: die Befestigung, die die Stadtgrenze markierte; der Markt, der 
an die Stelle der Subsistenz- und Feudalwirtschaft trat; das eigene Recht, das an die Stelle 
der Willkürherrschaft der Grundherren trat; der Verbandcharakter, d.h. der freiwillige 
Zusammenschluss; und schließlich die Autonomie und Selbstverwaltung der Bürger 
(Weber 2000: 11). Die Bedeutung der europäischen Stadt des Mittelalters sah Weber 
darin, dass in ihr eine gegenüber dem Land andere Ökonomie, eine andere Verwaltung 
und Gerichtsbarkeit, ja eine andere Gesellschaft entstand - Aspekte, die zusammenge- 
nommen dazu beitrugen, die Grundlagen für die kapitalistische Produktionsweise und 
die Moderne zu schaffen. 

Ab der frühen Neuzeit verloren die Städte infolge des Aufstiegs der Territorialstaaten 
sukzessive ihre Autonomie und damit ihren besonderen rechtlichen Status (ab 1815 hat- 
ten im Deutschen Bund nur noch Bremen, Frankfurt am Main, Hamburg und Lübeck 
einen rechtlich eigenständigen Status als Stadtstaat). Eine grundsätzliche Umwälzung 
erfährt die europäische Stadt mit der Industrialisierung und Urbanisierung im 19. Jahr- 
hundert (vgl. dazu Reulecke 1985). Wieder sind Bevölkerungswachstum und Produk- 
tivitätssprünge in der Landwirtschaft wichtige Voraussetzungen für das rasante Städte- 
wachstum; die Dynamik der Urbanisierung in dieser Epoche ist aber erst zu verstehen, 
wenn man die Bauernbefreiung, die Migrationsbewegungen und die Durchsetzung der 
kapitalistischen Organisation der Arbeit in der Phase der industriellen Revolution be- 
rücksichtigt. Infolge des Bevölkerungswachstums - in den Grenzen des Deutschen Rei- 
ches verdoppelte sich zwischen 1816 und 1900 die Bevölkerung auf 56 Millionen Men- 
schen (Marschalck 1984: 150) - und der Produktivitätsfortschritte in der Landwirtschaft 
wurden in den ländlichen Regionen massenhaft junge Männer und Frauen freigesetzt, 
die in der Landwirtschaft nicht mehr gebraucht wurden. Die Auswanderung - vor allem 
nach Nordamerika - war bis in die 1880er Jahre für viele die einzige Chance, der Ver- 
elendung zu entgehen. 

Erst in den letzten beiden Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts entstand in der Industrie 
ein so großer Bedarf an Arbeitskräften, dass er nicht mehr aus den Nahwanderungen 
aus der Umgebung der Städte gedeckt werden konnte, sodass nun Fernwanderungen in- 
nerhalb des Deutschen Reiches - vor allem von Ost nach West - die Auswanderungswel- 
len ablösten. Zwischen 1871 und 1910 wuchsen die Städte in einem einmaligen Ausmaß. 
So wuchs Berlins Einwohnerschaft von 820 000 auf über zwei Millionen, Hamburgs von 
290 000 auf 930 000, Leipzigs von 107 000 auf 679 000 - um nur einige Beispiele anzu- 
führen. Der Urbanisierungsgrad des Deutschen Reiches, d.h. der Anteil der Bewoh- 
ner, die in einer Stadt leben, stieg in diesem Zeitraum von 36 auf 60 Prozent (Reulecke 
1985: 202). 

Dieses Städtewachstum sprengte endgültig die Grenzen der im Mittelalter entstan- 
denen Städte und beendet damit auch die klare Abgrenzung der Städte zum Land. Aus 
Städten werden Agglomerationen, also städtische Ballungsräume, in denen die ur- 
sprüngliche Stadt zur Altstadt wird, durch Eingemeindungen die Fläche der Kernstadt 
erweitert wird und kleinere Nachbarstädte und Dörfer zu Vororten werden. 
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Eine zweite Konsequenz von Industrialisierung und Urbanisierung ist die Entste- 
hung neuer Städte; gemeint sind die Industriestädte, die aufgrund der Rohstoffvorkom- 
men im Ruhrgebiet entweder auf der grünen Wiese völlig neu gegründet wurden oder 
sich aus zuvor beschaulichen Städtchen zu Agglomerationen mit mehreren hunderttau- 
send Einwohnern entwickelten. Diese Industriestädte wachsen nicht um den Kern einer 
Stadt, in deren Zentrum sich die mittelalterlichen Kerne mit Rathaus, Markt und Kirche 
befinden, sondern durch ein Nebeneinander von Zechen, Stahlwerken, Arbeitersiedlun- 
gen und Verkehrsinfrastrukturen. 

Da die Städte ihren rechtlichen Sonderstatus verloren haben, kann das Stadtrecht 
auch nicht mehr als Definitionskriterium dienen. Auf der Internationalen Statistikkon- 
ferenz, die 1887 in London stattfand, einigten sich die Beteiligten auf eine in Deutsch- 
land noch heutige gültige Stadtdefinition, die sich an der Einwohnerzahl orientiert. 
Demnach sind Orte über 2000 Einwohner eine Stadt, Orte über 100 000 Einwohner 
eine Großstadt. In Deutschland wird darüber hinaus differenziert nach Land- (2-5 000), 
Klein- (5-20 0000) und Mittelstädten (20-100 000). Was heißt das für die Frage nach 
der Stadt-Land-Beziehung? Ländliche Ortschaften haben demnach weniger als 2 000 
Einwohner. Die kleinste Kategorie der Städte - Landstädte - vereinigt sogar beides, Stadt 
und Land, in einem Begriff, wodurch in wünschenswerter Offenheit deutlich wird, dass 
mit dieser Definition von einem Stadt-Land-Kontinuum auszugehen ist. Ob und inwie- 
weit sich ein solches Kontinuum auch bei den Lebensstilen zeigen lässt, ist die leitende 
Frage des folgenden Abschnitts. 


3 Moderne Lebensweisen im Stadt-Land-Kontinuum 


Moderne Lebensweisen sind urbane Lebensweisen, die sich infolge der Urbanisierung 
seit dem 19. Jahrhundert in den großen Städten herausgebildet haben. Georg Simmel hat 
in seinem berühmten Aufsatz » Die Großstädte und das Geistesleben« (1995) untersucht, 
wie sich Urbanität im öffentlichen Raum zeigt. Simmels Ausgangspunkt war die Frage, 
wie angesichts der ständigen Begegnung von Fremden und der Vielzahl von Sinnesein- 
drücken, denen Großstädter ausgesetzt sind, das Leben in Großstädten überhaupt zu 
ertragen sei. Die Antwort sah Simmel in der Herausbildung eines großstädtischen So- 
zialcharakters, dessen Kennzeichen »Intellektualismus, Blasiertheit und Reserviertheit« 
sind. Anders als die Bewohner von Dörfern und Kleinstädten, deren Sozialbeziehun- 
gen voller Anteilnahme und Interesse an den Mitmenschen seien, beschreibt Simmel 
die Städter als enorm distanziert und sachlich. Die in den Großstädten dominierende 
»Geldwirtschaft« und die »Reizüberflutung«, denen die Städter aufgrund der Vielzahl 
von Begegnungen ausgesetzt sind, sind für Simmel die wichtigsten Ursachen für die Ent- 
stehung des städtischen Sozialcharakters. Bahrdt bezeichnete die Distanz und Kälte, die 
der Städter im öffentlichen Raum ausstrahlt, als urbane Tugend und als Ausdruck eines 
»resignierenden Humanismus, der die Individualität des anderen auch dann respektiert, 
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wenn keine Hoffnung besteht, sie zu verstehen« (Bahrdt 2006: 164). Dadurch werden 
Städte zu den Orten, an denen sich die Individualisierung und die Pluralisierung von Le- 
bensstilen entfalten können. Die mentale Abgrenzung der Städte schafft die Freiräume, 
die notwendig sind, damit kulturelle Vielfalt - bis hin zu ausgeprägten Subkulturen - auf 
engem Raum koexistieren kann. 

Die Urbanisierung führte aber nicht nur zu Verhaltensänderungen im öffentlichen 
Raum der Stadt, sie war neben der Industrialisierung auch Motor für den Wandel der 
Lebensweise der privaten Haushalte. Für die Lebensweise in den privaten Haushalten 
war die Einbindung in Markt und Staat und damit die Herausbildung des städtischen 
Konsumentenhaushalts ein weitgehender Bruch mit den ländlichen Lebensbedingungen, 
für die Selbstversorgung ein bedeutsames Charakteristikum war (Häußermann/Siebel 
2000). Mit der Urbanisierung traten Wohnort und Arbeitsort auseinander, die Lohnar- 
beit wurde außerhalb der Wohnung im Betrieb organisiert. Die ehemalige Selbstversor- 
gungsökonomie des ganzen Hauses reduzierte sich auf »Hausarbeit«. Parallel zur wach- 
senden Marktabhängigkeit der Haushalte bei der Versorgung mit Gütern des täglichen 
Bedarfs wuchs ihre Abhängigkeit von und ihre Verflechtung mit der städtischen Infra- 
struktur - von der Wasser- und Energieversorgung bis zum Transportwesen. Daneben 
entwickelte sich mit den Kinderbetreuungseinrichtungen, den Schulen und Sozialsta- 
tionen eine breite Palette der sozialen Infrastruktur, die vom Staat und den Kommunen 
angeboten wurde. Die Wohnung wurde zum Ort der Reproduktion, der Kleinfamilie 
und der individuellen Autonomie. Entstanden im städtischen Bürgertum des 19. Jahr- 
hunderts, dauerte es bis zur zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts, bis die urbane Lebens- 
weise für die Mehrheit der Bevölkerung in Deutschland und den westlichen Industrie- 
ländern insgesamt zur Normalität wurde. 

Von der urbanen Lebensweise im Singular zu schreiben, ist nur möglich auf einem 
hohen Abstraktionsniveau. Unterhalb der allgemeinen Merkmale dieser Lebensweise 
lässt sich eine Vielzahl von Lebensformen, Lebensführungen und Lebensstilen ausma- 
chen - im Folgenden wird der Einfachheit halber nur der Begriff »Lebensstil« (> Lebens- 
stile) verwendet. Das galt schon für die von der Industrie geprägten Städte des späten 
19. und frühen 20. Jahrhunderts, in denen nicht nur die Arbeiterkultur, sondern auch 
ethnisch geprägte Milieus entstanden - etwa der polnisch-stämmigen Migranten im 
Ruhrgebiet (Herbert 2001: 74ff.). Und das gilt erst recht für die postindustriellen Städte 
im 21. Jahrhundert, in denen sich Lebensstile nicht mehr nur vertikal, d.h. nach Klas- 
sen- oder Schichtzugehörigkeit, sondern auch horizontal, d.h. innerhalb der sozialen 
Schichten, ausdifferenzieren. 

Welche Rolle spielt die Stadt-Land-Unterscheidung für die Ausdifferenzierung der 
Lebensstile? Leben die Menschen auf dem Land anders als in den Städten? Lassen sich 
typisch ländliche und typisch städtische Lebensstile ausmachen und haben Regionen 
eine eigenständige Prägekraft auf die Lebensstile? Diese Fragen werden in den meisten 
empirischen Studien über Lebensstile in Deutschland nicht berücksichtigt; es wird so- 
mit implizit davon ausgegangen, dass räumliche Variablen wie die Größe des Wohnorts 
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oder regionale Herkunft keine eigenständige Erklärungskraft für die Pluralität von Le- 
bensstilen haben. Die wenigen Untersuchungen, die auch räumliche Variablen systema- 
tisch berücksichtigen (Bertram 1995; Otte/Baur 2008; Schneider/Spellerberg 1999), un- 
terstützen die These des Stadt-Land-Kontinuums, d.h., es gibt einerseits keine völlige 
Angleichung oder Nivellierung, andererseits aber auch keine grundsätzlich nach Stadt 
und Land zu unterscheidende Lebensstile. Trotzdem zeigen sich einige bemerkenswerte 
Differenzierungen, die es lohnenswert erscheinen lassen, räumliche und regionale Un- 
terschiede verstärkt in zukünftigen Forschungen einzubeziehen. 

Bertram (1995) hat in seiner Studie Familienformen, Einstellungen und Lebensstile in 
14 Regionen untersucht und dabei städtische wie ländliche Räume in unterschiedlichen 
Regionen Deutschlands einbezogen und zudem konfessionelle Unterschiede systema- 
tisch berücksichtigt. Er konnte zeigen, dass im Norden wie im Süden in den ländlichen 
Regionen die Familienorientierung deutlich stärker ausgeprägt ist als in den städtischen 
Gebieten und dass am häufigsten in Universitätsstädten und Dienstleistungszentren Le- 
bensstile zu finden sind, für die Familie und Ehe keine oder nur eine weniger bedeu- 
tende Rolle spielen. 

Die räumlichen und regionalen Verteilungen von insgesamt neun Lebensstilen ha- 
ben Schneider und Spellerberg (1999) untersucht und dabei zum einen zwischen Ost- 
und Westdeutschland, zum anderen zwischen städtischen und ländlichen Gebieten 
differenziert. Die Lebensstile wurden nach zwei Kriterien gebildet: erstens nach dem 
Aktionsradius von Freizeitaktivitäten, der zwischen »häuslich« und »außerhäuslich« 
aufgespannt wird; zweitens nach der kulturellen Vorliebe, bei der zwischen etablierter, 
moderner und populär-volkstümlicher Kultur unterschieden wird. Auch mit dieser Stu- 
die wurde deutlich, dass räumliche Unterschiede eine Rolle spielen. Tatsächlich vertei- 
len sich die Lebensstile unterschiedlich zwischen Stadt und Land. So ist der »moderne 
Selbstverwirklichungstyp« viel häufiger in Großstädten zu finden als in Dörfern; ein 
Drittel aller befragten Bewohner von Innenstädten entfallen auf diese Lebensstilgruppe. 
Andererseits finden sich Lebensstile, die stärker auf den häuslichen Bereich konzentriert 
sind, wie beispielsweise die »zurückgezogen Lebenden«, viel häufiger in Dörfern als in 
den Großstädten. 

Otte und Baur (2008) untersuchen mit Hilfe einer von Otte entwickelten Typolo- 
gie die »räumlichen Variationen der Lebensführung«. Auch sie betonen, dass es - sta- 
tistisch signifikante - Stadt-Land-Unterschiede bei der Ausprägung von Lebensstilen 
gibt. So seien die »Bewohner von Großstädten und insbesondere Metropolen [mit über 
500 000 Einwohnern, NG] erkennbar moderner und biographisch offener «, und es »leben 
Hedonisten, Reflexive und Liberal Gehobene dort häufiger« (ebd.: 110, Herv. i. O.), wäh- 
rend familienorientierte Lebensstile häufiger auf dem Land zu finden seien. Ein zweites 
bemerkenswertes Ergebnis der Studie zeigt, dass regionale Disparitäten, insbesondere 
zwischen Ost- und Westdeutschland, in der Weise eine Rolle spielen, dass Lebensstile 
mit einem hohen » Ausstattungsniveau« in Ostdeutschland deutlich unterrepräsentiert 
sind. Nicht unterschlagen werden soll, dass laut Otte und Baur die klassischen Indivi- 
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dualmerkmale der soziologischen Analyse - Einkommen, Bildung und Alter - weit be- 
deutsamer für die Erklärung unterschiedlicher Lebensstile sind als die räumlichen Va- 
riablen (ebd.: 112). 

Mit diesen Befunden lässt sich überzeugend begründen, dass räumliche Unter- 
schiede wie die zwischen städtischen und ländlichen Wohngebieten und regionale Un- 
terschiede auch in der modernen Gesellschaft für Fragen der Lebensstile bedeutsam 
sind. Diese Unterschiede haben nicht die Form eines Gegensatzes, sondern sind im 
Sinne eines »Mehr-oder-Weniger« zu verstehen, d.h. sie bewegen sich auf einem Kon- 
tinuum, das zwischen Metropole und Bauerndorf, zwischen schrumpfenden Regionen 
im Osten und prosperierenden Regionen im Süden aufgespannt ist. 


4 Siedlungsstrukturen und Probleme der Raumentwicklung 


In der Karte ı ist die Typisierung der kreisfreien Städte und Kreise abgebildet, die vom 
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) vorgenommen wurde. Die 
Typisierung beruht auf drei Merkmalen: dem Bevölkerungsanteil in Groß- und Mittel- 
städten, der Einwohnerdichte der Kreisregion und der Einwohnerdichte der Kreisregion 
ohne Berücksichtigung der Groß- und Mittelstädte. 

Auf diese Weise können vier Gruppen unterschieden werden (vgl. BBSR 2012): 


1) Kreisfreie Großstädte: Kreisfreie Städte mit mindestens 100 000 Einwohnern. 

2) Städtische Kreise: Kreise mit einem Bevölkerungsanteil in Groß- und Mittelstädten 
von mindestens 50 Prozent und einer Einwohnerdichte von mindestens 150 E./km? 
sowie Kreise mit einer Einwohnerdichte ohne Groß- und Mittelstädte von mindes- 
tens 150 E./km?. 

3) Ländliche Kreise mit Verdichtungsansätzen: Kreise mit einem Bevölkerungsanteil 
in Groß- und Mittelstädten von mindestens 50 Prozent, aber einer Einwohnerdich- 
te unter 150 E./km? sowie Kreise mit einem Bevölkerungsanteil in Groß- und Mit- 
telstädten unter 50 Prozent mit einer Einwohnerdichte ohne Groß- und Mittelstädte 
von mindestens 100 E./km?. 

4) Dünn besiedelte ländliche Kreise: Kreise mit einem Bevölkerungsanteil in Groß- 
und Mittelstädten unter 50 Prozent und Einwohnerdichte ohne Groß- und Mittel- 
städte unter 100 E./km’. 


Die Siedlungsstrukturen Deutschlands sind polyzentral. Es gibt nicht die eine große Me- 
tropole, die - wie Paris in Frankreich oder London in England - das Land dominiert, 
sondern eine Vielzahl von bedeutenden Stadtregionen. Berlin, Hamburg, München und 
Köln haben jeweils mehr als eine Millionen Einwohner, zehn weitere Städte haben über 
500 000 Einwohner. Die räumliche Verteilung von Großstädten und ländlichen Krei- 
sen spiegelt die hohe Kontinuität des Städtesystems seit dem Mittelalter (mit der be- 
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Karte 1 Siedlungsstruktureller Kreistyp 2011 
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deutsamen Ausnahme des Ruhrgebiets als Kind der Industrialisierung). Im Norden, in 
Bayern und noch stärker im Osten gibt es wenige, monozentrische Stadtregionen, bei 
denen einzelne Großstädte von einem verstädterten Umland umgeben sind, das unmit- 
telbar an dünnbesiedelte ländliche Gebiete grenzt. Im Westen dagegen ist ein Band von 
polyzentrischen Stadtregionen, in denen Großstädte teilweise unmittelbar aneinander- 
grenzen, und städtischen Kreisen zu erkennen, das von Nordrhein-Westfalen mit den 
städtischen Konzentrationen an Rhein und Ruhr über das Rhein-Main-Gebiet bis in die 
Stadtregion Stuttgart reicht. 

Einige Grunddaten über Fläche, Bevölkerung und Einwohnerdichte sind für diese 
vier Kreistypen in den Tabellen ı (Bundesrepublik), 2 (Westdeutschland) und 3 (Ost- 
deutschland) aufgeführt. Eine besondere Würdigung lohnt sich im Hinblick auf die Be- 
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völkerungsentwicklung, zeichnet sich hier doch nichts weniger als ein Trendbruch ab. 
Waren es im Zeitraum von 1990 bis 2000 in der Bundesrepublik insgesamt (Tabelle ı) 
allein die Großstädte, deren Bevölkerung um zwei Prozent zurückging, während sie in 
den anderen Kreistypen zunahm, so war es im letzten Jahrzehnt genau anders herum: 
Die Bevölkerung der Großstädte wuchs um 2,2 Prozent, in den anderen Kreistypen ging 
sie dagegen zurück. 

Dieses Muster, wonach die Großstädte noch in den 1990er Jahren als Verlierer bei 
der Bevölkerungsentwicklung, im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts jedoch als Ge- 
winner anzusehen sind, gilt sowohl für West- als auch für Ostdeutschland. Im Osten ist 


Tabelle 1 Siedlungsstrukturelle Kreistypen am 31.12.2010 - Bundesrepublik Deutschland 


Raumbezug Bund insge- Kreisfreie Städtische Ländliche Kreise mit Dünn besiedelte 
samt Großstädte Kreise Verdichtungsansätzen ländliche Kreise 

Fläche in km? 357 117 12 364 104 896 97 141 142 717 

Bevölkerung am 81 751,6 23 470,5 32 473,0 13 499,8 12 308,2 

31.12.2010 in Tsd. 

Einwohnerdichte 228,9 1 898,3 309,6 139,0 86,2 

2010 in E/km? 

Bevölkerungsent- 3,2 —2,0 6,8 4,7 2,4 

wicklung 1990-2000 

in % 

Bevölkerungsent- —0,6 2,2 —0,1 —2,7 —4,7 

wicklung 2000-2010 

in % 

Anzahl Stadt- und 412 68 138 100 106 

Landkreise 


Quelle: Laufende Raumbeobachtung des BBSR. 


Tabelle2 Siedlungsstrukturelle Kreistypen am 31.12.2010 - Westdeutschland 


Raumbezug West- Kreisfreie Städtische Ländliche Kreise mit Dünn besiedelte 
deutschland Großstädte Kreise Verdichtungsansätzen ländliche Kreise 
insgesamt 

Fläche in km? 248514 9374 98 538 68 499 72104 

Bevölkerung am 65 425,8 17 484,3 31 142,4 9723,5 7 075,6 

31.12.2010 in Tsd. 

Einwohnerdichte 263,3 1 865,3 316,0 142,0 98,1 

2010 in E/km? 

Bevölkerungsentwick- 5,6 0,2 7,6 8,9 7,6 

lung 1990-2000 in % 

Bevölkerungsentwick- 0,6 2,1 0,4 0,0 —1,4 

lung 2000-2010 in % 

Anzahl Stadt- und 325 57 130 75 63 

Landkreise 


Quelle: Laufende Raumbeobachtung des BBSR. 
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Tabelle3 Siedlungsstrukturelle Kreistypen am 31.12.2010 - Ostdeutschland 


Raumbezug Ostdeutsch- Kreisfreie Städtische Ländliche Kreise mit Dünn besiedelte 
landinsge- Großstädte Kreise Verdichtungsansätzen ländliche Kreise 
samt 

Fläche in km? 108 603 2990 6358 28642 70614 

Bevölkerung am 16 325,8 5 986,3 1 330,6 3 776,3 5 232,6 

31.12.2010 in Tsd. 

Einwohnerdichte 150,3 2 001,8 209,3 131,8 74,1 

2010 in E/km? 

Bevölkerungsentwick- -5,2 -7,1 8,1 3,9 3,4 

lung 1990-2000 in % 

Bevölkerungsentwick- 5,3 2,4 -11,0 -9,1 8,8 

lung 2000-2010 in % 

Anzahl Stadt- und 87 11 8 25 43 

Landkreise 


Quelle: Laufende Raumbeobachtung des BBSR. 


die Trendumkehr bei den Großstädten besonders drastisch ausgefallen, sind sie doch in 
den 1990er Jahren noch um mehr als sieben Prozent geschrumpft, während sie im letz- 
ten Jahrzehnt um 2,4 Prozent wuchsen, was vor allem auch deshalb bemerkenswert ist, 
weil die anderen Kreistypen mit neun bis elf Prozent und Ostdeutschland insgesamt mit 
5,3 Prozent zuletzt sogar noch stärker schrumpften als im Jahrzehnt zuvor. 

Wenn diese Trends weiter in vergleichbarem Ausmaß wirksam bleiben, dann ist zum 
einen davon auszugehen, dass es in Ostdeutschland ganze Landstriche geben wird, die 
sich so weit entleeren werden, dass Dörfer und vielleicht auch Kleinstädte gleichsam ge- 
schlossen werden müssen, weil die Versorgung für die wenigen Bewohner nicht mehr 
aufrechterhalten bleiben kann. Zum anderen könnte sich die These der »Renaissance der 
Städte« bewahrheiten, nach der sich der langfristige Trend von Suburbanisierung und 
Bevölkerungsverlusten der Großstädte umkehrt, weil neue Formen der Arbeitsorgani- 
sation, eine Ausweitung stadtafliner Lebensstile und die vermehrte Erwerbstätigkeit von 
Müttern dazu führen, dass das Wohnen in den Städten an Attraktivität gegenüber den 
Umlandgemeinden so sehr gewonnen hat, dass es nun auch in den Statistiken sichtbar 
wird (vgl. Häußermann et al. 2008: 362 ff.). 

Auf die regionalen Unterschiede von Schrumpfung und Wachstum innerhalb 
Deutschlands kann mit der Karte 2 eingegangen werden. Sie zeigt, welche Städte und 
Gemeinden gewachsen und welche geschrumpft sind. Wachstum und Schrumpfung 
wurden vom BBSR in diesem Fall nicht ausschließlich auf die Bevölkerungsentwicklung 
bezogen, sondern anhand von sechs Indikatoren definiert: 


e Bevölkerungsentwicklung 
e Gesamtwanderungssaldo 


Stadt und Land. Siedlungsstruktur 


867 


Karte2 \Wachsende und schrumpfende Gemeinden 2009 
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Betrachtete Strukturindikatoren: 
% Bevölkerungsentwicklung 2004-2009 
% Gesamtwanderungssaldo 2007/08/09 
% Arbeitsplatzentwicklung 2004-2009 

% Arbeitsiosenquote 2008/09 

© Realsteuerkraft 2008/09 

% Kaufkraft 2008 


© BBSR Bonn 2011 


Klassendefinition nach der Häufigkeit von Werten der 
gerangreihten Strukturindikatoren im untersten (<20% aller 
Werte) und obersten (>20% aller Werte) Quintil 

~ stark schrumpfend: 4 - 6 Indikatoren im untersten Quintil 

- schrumpfend: 1 - 3 Indikatoren im untersten Quintil 

- stabil: keine Indikatoren im untersten oder obersten Quintil 
- wachsend: 1 - 3 Indikatoren im obersten Quintil 

- stark wachsend: 4 - 6 Indikatoren im obersten Quintil 


Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR 
i und 
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e Arbeitsplatzentwicklung 
e Arbeitslosenquote 

e Realsteuerkraft 

e Kaufkraft 


Zur Begründung dieser mehrdimensionalen Messung wird angeführt: »Die Auswahl 
der Indikatoren geht davon aus, dass es sich bei Schrumpfung bzw. Wachstum um einen 
mehrdimensionalen, zirkulären Prozess handelt. Schrumpfung bedeutet dabei eine ne- 
gative Zirkularität: Bevölkerungsabnahme ist auf Wanderungsverluste zurückzuführen. 
Diese wiederum sind in starkem Maße eine Reaktion auf Arbeitsplatzverluste und damit 
steigender Arbeitslosigkeit. Der Rückgang von Bevölkerung und Arbeitsplätzen führt 
zu Kaufkraft- und Realsteuerkraftverlusten. Abnehmende private und öffentliche Mittel 
bewirken sinkende Investitionen in private Betriebe und öffentliche Infrastruktur, was 
sich wiederum verstärkend auf Schrumpfungsprozesse von Bevölkerung und Arbeits- 
plätzen auswirkt.« (BBSR 2012). 

Eine Stadt bzw. Gemeinde ist umso mehr mit dem Problem der Schrumpfung kon- 
frontiert, je stärker diese sechs Indikatoren in eine negative Richtung weisen. Schrump- 
fung gilt als Problem, wenn eine Stadt oder Gemeinde bei den einzelnen Indikatoren je- 
weils im untersten Quintil liegt, also zur Klasse der 20 Prozent Gemeinden am unteren 
Ende der Rangskala gehört. Je höher die Anzahl der Indikatorwerte im unteren Quintil 
ist (maximal 6), umso größer ist das Problem Schrumpfung. Bei vier bis sechs Indikato- 
ren im untersten Quintil wird von »starker Schrumpfung« gesprochen, bei einem Indi- 
kator bis drei Indikatoren von »Schrumpfung«. Entsprechendes gilt für den Gegenpol, 
das Wachstum. Regionen ohne Indikatoren im untersten oder obersten Quintil gelten 
als relativ stabil (BBSR 2012). 

Aus der Karte 2 ist erstens ersichtlich, wie dramatisch die Schrumpfungsprozesse 
in Ostdeutschland ablaufen, wo mit der Ausnahme weniger Großstädte alle Städte und 
Gemeinden schrumpfen oder stark schrumpfen. Zweitens wird deutlich, dass es auch in 
allen westdeutschen Flächenländern schrumpfende Gemeinden und in vielen Regionen 
ein Nebeneinander von Schrumpfung und Wachstum gibt. Drittens ist ersichtlich, dass 
entgegen dem generellen Trend auch Großstädte von Schrumpfungsprozessen betroffen 
sind. Es sind vor allem die Städte im Ruhrgebiet, in denen zusammengenommen über 
fünf Millionen Menschen leben, die bereits seit Jahrzehnten schrumpfen, ohne dass eine 
Renaissance der Städte zu erwarten wäre. 

Da die Gesamtbevölkerung in Deutschland weiter schrumpfen wird (> Bevölkerung), 
werden die gesellschaftspolitischen Fragen, die aus den Problemen der Schrumpfung 
und der regionalen Ungleichheiten entstehen, in den nächsten Jahren weiter an Bedeu- 
tung gewinnen. Es sind nicht mehr die ungleichen Entwicklungen zwischen Stadt und 
Land, die als drängende Probleme der Raumentwicklung anzusehen sind, sondern die 
regionalen Disparitäten zwischen schrumpfenden und wachsenden Regionen, Städten 
und Gemeinden unterschiedlicher Größenordnungen. Politisch umstritten ist zweier- 
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lei: zum einen die Konsequenzen der schrumpfenden Bevölkerungszahlen für die wirt- 
schaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung (vgl. Kaufmann 2005; Siebel 2009) und 
zum anderen die Frage, ob und wie an dem im Grundgesetz erwähnten Ziel der Schaf- 
fung gleichwertiger Lebensverhältnisse in den Regionen festgehalten werden soll und 
wie die dazu notwendige Solidarität hergestellt werden kann (vgl. ARL 2006; Häußer- 
mann etal. 2008). 
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KHMTAMM Ha HeMeUIKOM A3bIke BKOHTaKTe, PyKoBoauTenb UBaH BepemaruH 


Terrorismus 


Eva-Maria Heinke/Thomas Kron 


1 Definition und Abgrenzung 


Im wissenschaftlichen Diskurs kann gegenwärtig eine Vielzahl an Terrorismus-Definiti- 
onen unterschieden werden. Schmid (2011: 99) etwa verweist auf über 250 verschiedene 
Definitionen von Terrorismus, wobei selbst innerhalb der Ministerien eines Staates ver- 
schiedene Terrorismusdefinitionen vorgefunden werden können (vgl. Hoffman 2006: 
66). Der Versuch einer »academic consensus definition« (Schmid 2011: 73) aus dem Jahr 
1984, die 109 akademische Definitionen einer näheren Auswertung unterzog, kam zu 
dem Ergebnis, dass insgesamt über 22 verschiedene Definitionselemente für die Be- 
schreibung des Phänomens verwendet wurden. Darüber hinaus zeigte der Vergleich von 
nationalen und internationalen Definitionen einen starken Bias zu bestimmten Interes- 
sengruppen, denn während national-politische Definitionen allem voran jene Elemente 
des Terrors gegen die eigene Bevölkerung, der Illegitimität und Kriminalität terroristi- 
scher Handlungen sowie der Gewaltintention gegen den Staat betonen (> Kriminalität), 
nehmen Elemente der Kommunikationswirkung und der psychischen Auswirkungen 
terroristischer Handlungen bei den akademischen Definitionen einen höheren Stellen- 
wert ein. Die Formulierung einer angemessenen Definition von Terrorismus leidet zu- 
dem an einer kaum vermeidbaren subjektiv-wertenden Konnotation der definierenden 
Elemente und des Gesamtphänomens, sodass eben des Einen Terrorist des Anderen 
Freiheitskämpfer ist. In den Worten Osama Bin Ladens: » Der Staatsterror heißt Freiheit 
und Demokratie, und der Widerstand heißt Terrorismus und Opposition.« (Bin-Laden 
2006: 131). 

Vor diesem Hintergrund betrachten wir Terrorismus zunächst in Abgrenzung zu an- 
deren Gewaltstrategien, um zumindest auszuschließen, was allgemein nicht als Terroris- 
mus bezeichnet wird. Die klassische Abgrenzung von Terrorismus wird zum konventio- 
nellen Krieg, zur Guerilla-Strategie bzw. zur Rebellion vorgenommen (vgl. Waldmann 
2005: 17f.). Allerdings wird gegen diese Klassifikationen in letzter Zeit Kritik laut, dass 
derartig eindeutige Unterscheidungen durch aktuelle gesellschaftliche Entwicklungen 
faktisch an Bedeutung verlieren, wenn z.B. Guerilla-Krieger ein bestimmtes Gebiet mit 
genuin als terroristisch eingeordneten Strategien beherrschen oder sich Terroristen kri- 
mineller Strukturen oder typischer Guerilla-Taktiken zur Aufrechterhaltung ihrer Or- 
ganisation bedienen. Terroristen operieren zunehmend als eine Art »Hybrid«, deren 
Handlungen davon geprägt sind, dass sie strategische Elemente verwenden und Ope- 
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rationen durchführen, die zu einem gewissen Grad ihrem eigenen Gegenteil entspre- 
chen und dadurch eingelebte gesellschaftliche und wissenschaftliche Kategorisierungen 
durchkreuzen (siehe Kron 2007; 2009). 

Dies gilt insbesondere für den heute dominierenden transnationalen Terrorismus. 
So verdeutlicht etwa die Frage nach dem Feindbild dieses Terrorismus, für den al-Qaida 
als Paradebeispiel dient, die Schwierigkeit, die Unterscheidung des inneren und äuße- 
ren Feindes aufrecht zu erhalten, da gerade al-Qaida sich sowohl nach außen (gegen die 
USA und den Westen) als auch nach innen (gegen arabische Staaten, die durch ihr pro- 
westliches Verhalten als Verräter bezeichnet werden) wendet (siehe Steinberg 2005). Ge- 
nauso wenig greift zur Beschreibung von al-Qaida das Prädikat des Vormodernen im 
Gegensatz zum Modernen (siehe Barber 2001): Der transnationale Terrorismus ist mo- 
dern und vormodern, er ist sowohl lokal (z. B. indem bestimmte Länder als Verstecke für 
Trainingslager ausgesucht werden) als auch global ausgerichtet (beispielsweise hinsicht- 
lich der Finanzstrukturen und der Ideologie). Er setzt auf Individualismus (und betont 
die individuelle Pflicht zum Dschihad) sowie auf Kollektivismus (wenn er die Verpflich- 
tung zum gemeinsamen Kampf betont). Terroristische Handlungslogiken werden in den 
gegenwärtigen Formen folglich nicht nur durch die Vermischung mit anderen Gewaltty- 
pen charakterisiert, sondern prozessieren Grenzüberschreitungen auch innerhalb ihrer 
Strukturen. Versteht man den neuen Terrorismus als Vorboten oder Symptom einer für 
die Gegenwartsgesellschaft hochwirksamen Strategie - die in der Überwindung von Ge- 
gensätzen und Widersprüchen besteht -, dann kann man diesem Terrorismus gar einen 
Modernitätsvorsprung bescheinigen (Nassehi 2002: 195). 

Jede Definition des Terrorismus ist also mit Vorsicht zu genießen und immer unter 
einen gewissen Ideologieverdacht zu stellen. Als vorläufige Arbeitsdefinition schließen 
wir an Untersuchungen an, die sich für die akademische Forschung bislang als frucht- 
bar erwiesen haben und konsensfähige Elemente beinhalten. Wir verstehen Terrorismus 
als eine Strategie, die mittels der wiederholten, glaubhaften Androhung oder/und An- 
wendung von Gewalt von nicht-staatlichen Gruppen systematisch geplant und gezielt 
Machtinhaber provoziert, um bei den Betroffenen sowie bei interessierten Dritten sol- 
che Reaktionen hervorzurufen, die der Erreichung eigener politischer Ziele dienen (vgl. 
Neumann/Smith 2008: 8; Steinhoff 2005). 

Terroristen verüben keine Attentate, um ganz bestimmte Menschen zu töten, son- 
dern ihre Opfer stehen stellvertretend für die ansonsten unerreichbare Gesellschaft. Die 
Attentate vom 11. September 2001 sollten z.B. »den Westen« treffen, aber da dieser als 
solcher nicht adressierbar ist (vgl. Fuchs 2004: 45), wird ein Umweg über Symbole ge- 
nommen, die für den Westen stehen und die man treffen kann. Das Attentat selbst ist 
eine Kommunikationsform, die zum einen mitteilt, dass nicht weiter kommuniziert 
wird, zugleich zum anderen den Anschluss an diesen kommunizierten Kommunika- 
tionsabbruch erzwingt, z.B. indem der betroffenen Gruppe die Frage gestellt wird, wie 
sie kommunikativ reagieren will. 
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2 Sozialgeschichtliche Entwicklung 


Die Sozialgeschichte des Phänomens Terrorismus lässt sich bis 2000 Jahre in die Ver- 
gangenheit zurück verfolgen, doch als Teil des allgemeinen Sprachgebrauchs taucht der 
Begriff erstmals in der Schlussphase der Französischen Revolution (1793/1794) durch die 
Selbstbezeichnung der Machtinhaber als »regime de la terreur« auf. Mit den sich verän- 
dernden sozialstrukturellen Bedingungen im Laufe der letzten 200 Jahre wandelte sich 
auch die Semantik des Terrors. War Terrorismus während der Französischen Revolu- 
tion mit dem Ziel der Durchsetzung einer besseren Gesellschaft anstelle eines korrup- 
ten Regimes positiv besetzt, hat sich nach dem Ende dieses » Terrorregimes« diese posi- 
tive Bedeutung des Begriffs »terreur« in das negativ konnotierte »terrorisme« geändert 
und wurde 1795 mit dem Begriff »terrorism« bereits in die englische Sprache übernom- 
men. Etwa ein halbes Jahrhundert später entwickelten sich im Rahmen der sozio-ökono- 
mischen Veränderungen in Europa nahezu zeitgleich revolutionäre sowie nationalisti- 
sche bzw. separatistische Bewegungen, die sich ebenfalls die Schaffung neuer politischer 
Ordnungen zum Ziel setzten - allerdings versuchten sie, gegen eine bestehende Ord- 
nung vorzugehen, im Gegensatz zum regime de la terreur, welches eine neu entstehende 
Ordnung gegen die Anhänger des ancien regime zu etablieren versuchte. Als entschei- 
dend für die Weiterentwicklung der terroristischen Strategie stellte sich die von einem 
italienischen Extremisten verfasste Theorie der »Propaganda der Tat« (vgl. Waldmann 
2005: 55) heraus, die besonders dem Nutzen von Gewalthandlungen für die Erregung 
öffentlichen Interesses Nachdruck zu verleihen suchte. Narodnaya Wolya, eine 1878 ge- 
gründete russische Organisation, die es sich zum Ziel gemacht hatte, die von ihnen als 
tyrannisch betrachtete Zarenherrschaft anzugreifen, gilt allgemein als die erste als terro- 
ristisch bezeichnete Vereinigung, die diesem Prinzip folgte. Mit gezielten Attentaten auf 
den Zar und andere hohe Regierungsbeamte suchten sie darüber hinaus systematisch 
Anschlagsziele mit symbolischer Bedeutung aus - eine Maxime, die vor allem in den 
wenig später entstehenden anarchistischen Bewegungen, stilisiert zum Tyrannenmord, 
seine Nachahmer fand (siehe Hoffman 2006: 27 ff.). 

Die parallel dazu in den Vereinigten Staaten von Amerika (USA) gegen die Herr- 
schaft der Briten in Irland rebellierenden separatistischen bzw. nationalistischen Bewe- 
gungen irischer Aktivisten entwickelten ebenso bedeutsame und später vielfach kopierte 
Innovationen für eine »erfolgreiche« terroristische Vorgehensweise. Besonders waren 
diese Bewegungen sich der Vorzüge einer asymmetrischen Kriegsstrategie bewusst, die 
darauf setzt, dem Gegner hohen Schaden zuzufügen und durch diese Erfolge den Spen- 
denfluss für die eigenen Aktivitäten zu erhöhen. Zusammen mit der Taktik der Ausdeh- 
nung möglicher Anschlagsziele auf Gebiete außerhalb des eigentlichen Konfliktlandes 
sowie mit dem Benutzen von Bomben mit Zeitzündern und gezielten Attentaten auf 
Massenverkehrsmittel mit der Inkaufnahme einer hohen Anzahl unschuldiger Opfer 
wurden bereits jene strategisch-taktischen Grundlagen des Terrorismus gelegt, die auch 
heute noch eine Art Standard darstellen. Der moderne Terrorismus beginnt deshalb 
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spätestens mit der Erfindung des Dynamits 1866. Der Grund dafür ist, dass erst die mo- 
derne Technik eine Anpassung an die militärische Asymmetrie ermöglicht. 

In den 1930er Jahren verlor der Begriff Terrorismus bis zum Ende des Zweiten Welt- 
kriegs seine Bedeutung als eine gegen eine politische Ordnung gerichtete Strategie zur 
Erreichung eines revolutionären Wandels. Im Angesicht der totalitären Staaten avan- 
cierte Terrorismus zu einer Beschreibung der Praktiken des Missbrauchs von staatlicher 
Macht und des damit einhergehenden gewaltsamen Vorgehens gegen die eigenen Bürger 
im Sinne eines »Staats-Terrorismus«. 

Im Rahmen der anti-kolonialen bzw. nationalistischen Aufstände in Afrika, Asien und 
dem Nahen Osten gegen die europäischen Herrschaftsmächte nach dem Zweiten Welt- 
krieg gewann der Begriff des Terrorismus seine revolutionäre, gegen eine politische 
Ordnung gerichtete Konnotation zurück. Hervorzuheben ist der Konflikt in Palästina 
ab 1943, in welchem jüdische Organisationen versuchten, die britische Herrschaft über 
das Land zu unterminieren. Vor allem die jüdische Terror-Organisation Irgun Zwai 
Leumi brachte ein im wahrsten Wortsinn »vorbildliches« Modell hervor, das im Sinne 
»rationaler Imitation« (vgl. Hedström 1998) später nachgeahmt und erweitert wurde. 
Insbesondere die Strategie, durch Anschläge Furcht und Unruhe im besetzten Land und 
im Heimatland der Besetzer zu verbreiten und dadurch die Besatzungsmacht zu immer 
repressiveren Maßnahmen gegen die eigene Bevölkerung zu zwingen und eine Entfrem- 
dung dieser von der Regierung zu forcieren, sollte eine erfolgreiche Re-Stabilisierung 
des Terrorismus bedingen. Mit dieser Strategie gelang es erstmals einer terroristischen 
Gruppe, durch Terroranschläge nicht nur die internationale Aufmerksamkeit auf den 
Konflikt im eigenen Land zu lenken, sondern politische Anerkennung vor internationa- 
len Gremien wie den Vereinten Nationen zu erlangen. Menachem Begin, Anführer der 
Irgun und späterer Ministerpräsident Israels, wurde zweimal vor den Sonderausschuss 
für Palästina der Vereinten Nationen geladen, um die Interessen seiner Gruppe zu ver- 
treten. Schlussendlich empfahl der Ausschuss einstimmig die Beendigung der Herr- 
schaft der Briten in Palästina. Somit ist es den Irgun gelungen, durch gewaltsame An- 
schläge ihren lokalen Konflikt zu einer internationalen Angelegenheit zu machen. Die 
globalen sicherheitspolitischen Nebenfolgen dieses Erfolges wurden mit der Imitation 
dieser Strategie durch palästinensische Terroristen offenkundig, spätestens als 1968 drei 
bewaffnete Männer der zur Palestine Liberation Organization (PLO) gehörenden Po- 
pular Front of the Liberation of Palestine ein israelisches Verkehrsflugzeug entführten, 
um die Herausgabe inhaftierter palästinensischer Terroristen durch die Entführung zi- 
viler Geiseln zu erpressen und den Staat Israel zu zwingen, mit der Organisation direkt 
zu kommunizieren (was dieser bisher verweigert hatte). Auch diese Aktionen hatten 
Erfolg in dem Sinne, dass der PLO-Führer und Gründer der Bewegung zur Befreiung 
Palästinas al-Fatahi, Jassir Arafat, nach den Anschlägen auf das Olympische Dorf 1972, 
bei dem Mitglieder der palästinensischen Terror-Organisation Schwarzer September 
Delegationsmitglieder der israelischen Mannschaft für Freipressungsversuche gefangen 
genommen und Menschen erschossen haben, 1974 in einer Rede vor der UN-Vollver- 


874 Terrorismus 


sammlung den Alleinanspruch über Palästina für die PLO reklamieren durfte und spä- 
ter sogar den Friedensnobelpreis erhielt. Die bereits seit der Zeit nach dem Zweiten 
Weltkrieg existierende internationale Orientierung terroristischer Gewaltakte wurde 
dadurch ausgeweitet: »Zum ersten Mal begannen Terroristen, regelmäßig von einem 
Land zum anderen zu reisen, um Angriffe durchzuführen. Und sie fingen damit an, be- 
liebige Menschen aus dritten (unbeteiligten) Ländern als Opfer auszuwählen, die wenig, 
wenn überhaupt etwas, mit der Sache oder den von den Terroristen beklagten Missstän- 
den zu tun hatten.« (Hoffman 2006: 111). Der Erfolg dieser Strategie zeigte sich nicht zu- 
letzt an der Zahl ihrer Nachahmer, denn von 1968 bis 1978 stieg die Anzahl international 
agierender Terrororganisationen von elf auf 55. 

Auch für die Anfang der 1970er Jahre um Andreas Baader, Ulrike Meinhof und 
Gudrun Ensslin in Deutschland gegründete Rote Armee Fraktion (RAF) fungierte die 
PLO mit ihren Untergruppen als Ideengeber und Kooperationspartner. Diese erste Ge- 
neration von RAF-Terroristen konstituierte das Verständnis der Gruppe als Stadtguerilla, 
deren Zielsetzung im bewaffneten Kampf gegen den »Terror des Staates« bestand (» Ex- 
tremismus, politischer). Durch die Selbstzuschreibung als Teil eines weltweiten, antiim- 
perialistischen Kampfes richtete die RAF sich von Anfang an international aus - wenn- 
gleich mit unterschiedlicher Intensität und Ausweitung im Verlauf ihrer Geschichte bis 
zu der offiziellen Auflösung 1998. Die erste RAF-Generation beschränkte sich auf den 
Bezug logistischer Hilfeleistungen von staatlichen Akteuren wie den Ostblockstaaten 
oder von nicht-staatlichen Akteuren wie der PLO. Eine weitergehende internationale 
Kooperation wurde aufgrund ideologischer und operationaler Unterschiede eher skep- 
tisch betrachtet. Hingegen weitete die als zweite Generation von RAF-Terroristen be- 
zeichnete Gruppe um Helmut Pohl und Margrit Schiller ihr Aktionsfeld international 
aus, allerdings - überlastet mit dem Versuch der Befreiung der gefangen genommenen 
Gruppenmitglieder der ersten Generation - nahezu ohne systematische internationalis- 
tische Programmatik. Die dritte Generation ab Anfang der 1980er Jahre lenkte schließ- 
lich den Fokus der Organisation zurück auf die ursprünglich angesteuerte Zusammen- 
arbeit mit linken Terrorgruppen in Europa. Besonders die logistische und organisierte 
Kooperation mit der französischen Organisation Action Directe ging weit über die bis- 
herigen, eher latenten internationalen Kooperationen hinaus und fand ihren Höhepunkt 
in einem Anschlag auf die Rhein-Main-Airbase, bei der drei Menschen starben. Zusam- 
mengefasst lässt sich für die Rolle der Internationalisierung hinsichtlich des Erfolgs der 
RAF festhalten: »Ohne die latente Kooperation mit staatlichen und nicht-staatlichen 
Akteuren wäre die RAF nie zu einer schlagkräftigen Terrorgruppe geworden und hätte 
sich nicht nach ihren großen Niederlagen regenerieren können.« (Daase 2008: 263). 

Mit dem Ende des »Deutschen Herbstes« (1977) und später auch der der RAF (1998) 
hat sich Deutschland allerdings nur scheinbar vom Terrorismus befreit, denn durch die 
Anschläge am 11. September 2001 in den USA kam es zu einem in seiner (symbolischen) 
Zerstörungskraft historisch einmaligen terroristischen Attentat, das die Diskussionen 
um die Ausmaße terroristischer Bedrohung auf ein historisches Höchstmaß anhob und 
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wodurch auch Deutschland direkt betroffen ist. Besonders steht seitdem Religiosität als 
Motivation von Terroranschlägen im Fokus der westlichen Medien und des Wissen- 
schaftsdiskurses, während sich die Zeit nach der Französischen Revolution bis in das 
letzte Drittel des 20. Jahrhunderts eher durch national-separatistische und ideologisch- 
revolutionäre Hintergründe terroristischer Gewalthandlungen ausgezeichnet hatte. 

Zusammengefasst bedeutet dies, dass der Terrorismus eine Strategie-Evolution durch 
wechselseitige Anpassung der involvierten Akteure vollzogen hat, in der ein wichtiges 
Element die zunehmende Inter- und Transnationalisierung des Terrorismus darstellt, in 
die auch Deutschland einbezogen ist.' Man reagiert vornehmlich auf die Reaktionen des 
Anderen, was z.B. dazu führt, dass die jüngsten westlichen Interventionen im Irak, die 
anfangs auch mit einer Abwehr von Terrorismus begründet wurden, dem transnationa- 
len Terrorismus einen neuen Aufwind verliehen haben (vgl. Napoleoni 2005). Gegen- 
wärtig ist nicht abzusehen, dass diese Eskalationsspirale kurzfristig endet, auch wenn die 
Tötung von Osama Bin Laden oder der » Arabische Frühling« 2011 Hoffnungen schüren, 
dass dies der Fall sein könnte. 


3 Gegenwärtige Ausprägung und gesellschaftspolitische Relevanz 


Betrachtet man terroristische Aktivitäten seit Anfang der 1990er Jahre bis Ende 2010, so 
wird ersichtlich, dass der islamistisch motivierte, transnationale Terrorismus vom Typ 
al-Qaida aktuell die größte Herausforderung vor allem für Westeuropa/Deutschland 
und Nordamerika darstellt, zumal man seit 2001 eine steigende Tendenz der Anschlags- 
und Opferzahlen beobachten kann. Damit verbunden sind weitere Trends auffällig 
(siehe Schneckener 2006): So setzen netzwerkartig global agierende Terror-Organisatio- 
nen zunehmend auf eine Steigerung medial inszenierter Brutalität (z. B. durch Enthaup- 
tungsvideos) und der damit einhergehenden Schockeffekte. Und weiterhin zeichnen 
sich terroristische Gruppen durch eine hohe organisationale Komplexität und Anpas- 
sungsfähigkeit aus. 

Die aktuelle gesellschaftspolitische Relevanz dieses polit-religiös motivierten, trans- 
nationalen Terrorismus ist kaum zu leugnen. So sind von diesem Terrorismus grund- 
sätzliche alle Staaten bedroht, die sich den politisch-religiösen Präferenzen etwa von al- 
Qaida widersetzen oder auch nur jene Staaten unterstützen, die gegen den Terrorismus 
vorgehen - also auch Deutschland. Zudem lässt sich dieser Terrorismus nicht wie ein 
Kriegsgegner bekämpfen, wie es der vom ehemaligen US-amerikanischen Präsidenten 
George W. Bush ausgerufene »War on Terrorism« suggeriert. Ein wesentlicher Grund 
der terroristischen Robustheit ist in der genannten Fähigkeit terroristischer Gruppen zu 
sehen, sich an die Gegenmaßnahmen anzupassen und zu evolvieren. Auf diese Weise 


1 Auch die RAF hat sich wesentlich eigendynamisch durch wechselseitige Anpassung formiert, siehe 
Neidhardt (1998). 
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ist aus der streng hierarchisch organisierten Terror-Organisation al-Qaida nach der 
Vertreibung der Sowjetunion aus Afghanistan ein skalenfreies Netzwerk (vgl. Barabäsi 
2002) entstanden, das sich zu einer Art freiem Franchise-Unternehmen entwickelt hat. 
Wer immer Bedarf an religiös inspirierter Argumentation für den Kampf gegen Ungläu- 
bige, an politischer Ideologie und Zielorientierung oder an Plänen für den Bombenbau 
hat, kann sich mittels des world wide web infizieren, informieren und organisieren. Auf 
diese Weise werden Terroristen immer schwieriger zu entdecken, weil auch die Unter- 
scheidung von Sympathisant versus aktiver Terrorist immer mehr verschwimmt (vgl. 
Theveßen 2002). 

Für Deutschland relevant ist vor allem der sogenannte »Konvertiten-Effekt«. Damit 
ist gemeint, dass in westlichen Gesellschaften sozialisierte Akteure im Zuge einer bio- 
grafisch-politisch-religiösen Radikalisierung zum Islam konvertieren und dann unter 
Umständen zu Terroristen werden. Gegen solche Personen kann erst dann vorgegangen 
werden, wenn diese tatsächlich aktiv geworden sind. Anschläge sogenannter »Clean 
Face-Täter« (Musharbash 2006: 211), also scheinbar integrierter und angepasster Bür- 
ger als Terroristen der dritten Generation, wie sie etwa für die Anschläge auf die Londo- 
ner U-Bahn 2005 verantwortlichen waren, sind kaum zu vereiteln, vor allem wenn die 
Grenze zum Amoklauf flüssig wird und die Terroristen wie 2011 in Frankfurt oder Oslo 
als Einzeltäter auftreten. »Gefährder« - solche Akteure, die im Verdacht stehen, ihre 
offenkundige Sympathie in terroristische Aktivitäten umzusetzen - dürfen beobachtet 
und nur vorübergehend festgesetzt werden; zumindest solange man gewillt ist, geltende 
moderne rechtsstaatliche Prinzipien einzuhalten. Die Behandlung von »Gefährdern« 
als »Kombattanten«, die allein aufgrund der potenziellen Gefährdung interniert wer- 
den, ist eine Maßnahme, auf welche westliche Staaten zwar de facto zurückgreifen (die 
USA z.B. in Guantanamo (Kuba) oder Abu Ghraib (Irak)), welche allerdings kritisch 
diskutiert wird. 

Die terroristische Bedrohung kommt somit nicht nur von außen, sondern auch von 
innen. Dies ist die Herausforderung, der sich auch Deutschland aktuell stellen muss. Im 
Sinne einer Bedrohung durch Anschläge wurde dies in Deutschland deutlich z.B. an- 
hand der Ende 2004 ausgehobenen Gruppe kurdischer Iraker, die vorhatten, den dama- 
ligen irakischen Interimspremier in Berlin zu ermorden; anhand der aus rein techni- 
schen Gründen misslungenen Bombenanschläge 2006 in Regionalzügen oder anhand 
der 2007 verhafteten und 2010 gerichtlich verurteilten »Sauerland-Gruppe«, die als eine 
Zelle der radikal-islamistischen terroristischen Vereinigung Islamic Jihad Union fun- 
gierte. 2011 wurde in Düsseldorf eine weitere »Terror-Zelle« ausgehoben, bei der mut- 
maßliche al-Qaida-Anhänger gefangen genommen wurden, die Anschläge auf deut- 
sche Großstädte vorbereitet haben sollen. Im Zusammenhang mit diesen Bedrohungen 
durch Anschläge werden immer wieder Diskussionen geführt, wieweit man die Freihei- 
ten der Bürger einschränken soll, um derartige Zugriffe zu ermöglichen und vor solchen 
Gefahren zu schützen. Die Bedrohung im Sinne einer überzogenen Reaktion - ein Ziel 
terroristischer Anschläge! - ist nämlich ebenfalls eine Bedrohung, die aus »dem Inne- 
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ren« kommt. Der deutsche Innenminister Hans-Peter Friedrich (CSU) etwa hat direkt 
nach den Zugriffen in Düsseldorf, ebenso wie die CDU-Innenminister von Bund und 
Ländern bei einem Treffen im Mai 2011 als Reaktion auf den Tod Bin Ladens, auf Grund- 
lage der weiter bestehenden »abstrakt hohen Gefahrenlage« in Deutschland die Ver- 
längerung der sogenannten » Anti-Terror-Gesetze« gefordert, die unter anderem viel- 
diskutierte Maßnahmen wie Telefonüberwachung oder die » Vorratsdatenspeicherung« 
umfassen. Ähnliche kontroverse Bestimmungen wurden in den USA im »Patriot Act« 
eingeführt, der unter anderem die Strategie der präventiven Verhinderung von poten- 
ziellen Gegnern und der präventiven Kriegsführung erlaubt, was auch den präventiven 
Einsatz von Atomwaffen nicht ausnimmt. Hieran schließen Diskurse etwa zur Frage an, 
ob es Anzeichen dafür gibt, dass die USA mit ihrem eigeninteressierten, militärischen 
Imperialismus dabei sind, sich selbst zu zerstören (vgl. Chalmers 2001; Chomsky 2001; 
2002; 2004; Mann 2003; Müller 2003), unter anderem weil die US-amerikanischen Ver- 
haltensweisen oftmals miteinander inkonsistent sind und im Widerspruch zu westlichen 
Grundwerten stehen (siehe Bahadir 2002: 49). Dieses wird mitunter als »Doppelmo- 
ral« etikettiert, in welcher die Menschenrechte als unhinterfragte zivilreligiöse westli- 
che Wert-Selbstverständlichkeiten (vgl. Beck 2004: 208; Bolz 2002: 95; Kron 2001: 60 ff.) 
einem neuem christlich-fundamentalistischen » Kreuzzug« (siehe Kepel 1994; 2004: 14) 
Vorschub leisten (was insofern richtig ist, als dass George W. Bush diesen selbst mehr- 
fach nach 09/11 ausgerufen hat). 

Die daran anschließende wichtigste handlungspragmatische Neuerung des transna- 
tionalen Terrorismus ist die strategische Verwendung von Selbstmordattentaten, weil 
die Terroristen mit diesem Mittel auf die mangelnde Robustheit des fast perfekten Be- 
herrschungssystems der USA reagieren, die, so Baudrillard (2002: 21), gerade aufgrund 
ihrer Perfektion gegenüber kleinsten Veränderungen empfindlich sind. Das Selbstmor- 
dattentat wird zu einer Waffe gegen ein den Tod ausschließendes, d.h. das Ideal der 
»Null Tote« auch im Kriegsfall vertretendes, westliches System. Damit wird das terroris- 
tische Selbstmordattentat in eine weitere symbolische Dimension gehoben: Es geht nicht 
nur um Tötung, sondern um die Verletzung einer ganz bestimmten, westlich-christ- 
lichen Konzeption des Wünschenswerten. Dass es sich bei Selbstmordattentaten um An- 
griffe gegen das westliche Kollektivbewusstsein handelt, macht den » Geist des Terroris- 
mus« (Baudrillard 2002) aus, der durch diesen symbolischen Akt den Gegner auffordert, 
diese Symbolik zu überbieten. Was aber kann den Selbstmord überbieten - außer einer 
kompletten Selbstzerstörung? Hier liegt die Bedeutung der Ansprache von Bin Laden 
(2006: 70) an Bush: »Ich versichere Dir [...], dass diese jungen Leute den Tod genauso 
lieben, wie ihr das Leben liebt.« 

Neben der Infragestellung demokratischer Werte wie etwa den Freiheitsrechten als 
Reaktion auf den Terrorismus wird zudem kritisch angemerkt, dass die Strategie der 
Terroristen auch dann aufgeht, wenn die finanziellen Kosten für die Maßnahmen ge- 
gen den Terrorismus die Kosten für die Organisation der Terroranschläge um ein Viel- 
faches überschreiten. So lobte al-Qaida den Erfolg von 9/11 damit, dass man lediglich 
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500 000 Dollar habe einsetzen müssen, um den USA und der gesamten westlichen Welt 
einen erheblich höheren finanziellen Schaden zuzufügen. Auch deshalb steht der » War 
on Terrorism« mit seinen vielfältigen nicht-intendierten Nebenfolgen stark in der Kri- 
tik, die USA finanziell zu überfordern (vgl. Napoleoni 2004; 2010; Stieglitz 2008), wo- 
von im Falle eines Staats-Bankrotts der USA sicherlich auch Deutschland betroffen wäre. 


4 Soziologische Reflektion 


Es wird immer wieder - wahrscheinlich zu recht - beklagt, dass sich die Sozialwissen- 
schaften bislang im Chor derjenigen Disziplinen, die sich an Erklärungen zum neuen, 
transnationalen Terrorismus vom Typ al-Qaida versuchen, zurückhalten bzw. überspitzt 
formuliert, kaum etwas zur Aufklärung über dieses Phänomen beitragen (vgl. Kron/ 
Reddig 2007). Ein Grund ist, dass der transnationale Terrorismus einer Kombination 
von verschiedenen, miteinander wechselwirkenden, dynamischen Bedingungen ge- 
schuldet ist, die sich im strategisch-handelnden, ko-evolutionären Zusammenwirken 
besonders mit den USA, den anderen westlichen und im Umfeld arabischer Staaten ent- 
wickeln. Und es ist offensichtlich, dass sich dieses Komplexitätsgeflecht einer einfachen 
Analyse hinsichtlich empirischer Kausalitäten entzieht. Folglich ist man gut beraten, 
bei der Analyse von Terrorismus nicht davon auszugehen, auf eindeutige Letztgründe 
(»root causes«) zu stoßen. Vielmehr kann man sich - auch mit der Systemtheorie luh- 
mannscher Prägung (siehe Fuchs 2004; Schneider 2008) oder mit der Theorie reflexiver 
Modernisierung (siehe Beck 2004) - auf eine Begegnung mit Komplexitäten einstellen 
(vgl. Knorr Cetina 2005; Urry 2002). Die Ansichten, dass Terroristen psychopathisch 
sind oder - auch Selbstmordattentäter - als rein zweckrationale Akteure begriffen und 
modelliert werden können (vgl. Crenshaw 2000; Frey 2004; Sandler/Enders 2004), er- 
scheinen als unangemessen vereinfachend und kaum mehr gerechtfertigt (siehe Witte 
2005), auch wenn sich aus der Perspektive soziologischer Akteurtheorien überraschende 
Einsichten z.B. für Gegenmaßnahmen ableiten lassen (siehe z. B. bei Frey 2004). 

Vermutlich erfordert gerade die Analyse des transnationalen Terrorismus von den 
Sozialwissenschaften eine völlig neue Methodologie, wie sie etwa von Ulrich Beck 
(2004; 2007) als methodologischer Kosmopolitismus eingefordert wird. Nur mit einer 
solchen neuen »Schlüssellogik«, so Beck, wird man derartige »neue Kriege« (Kaldor 
2007; Münkler 2004) erfassen können, denn: »Die Grenzen zwischen den scheinbar 
anthropologisch gesicherten Dualen - Krieg und Frieden, Zivilgesellschaft und Militär, 
Feind und Freund, Krieg und Verbrechen, Militär und Polizei - verwischen sich. [...] 
An die Stelle des Entweder-Oder tritt ein Sowohl-als- Auch - sowohl Krieg als auch Frie- 
den sowohl Polizei als auch Militär, sowohl Verbrechen als auch Krieg, sowohl Zivilist 
als auch Soldat.« (Beck 2004: 199/206) Gerade dies kennzeichnet den »postnationalen 
Krieg« der Staaten gegen Terroristen: »Das Verflüssigen und Verflüchtigen der Basisun- 
terscheidungen, die den Staatenkrieg konstituieren.« (Beck 2004: 206). 
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Transnationalisierung 


Ludger Pries 


1 Definition und Abgrenzung des Themas 


Das Konzept und der Begriff der Transnationalisierung haben in den Wissenschaften 
und im allgemeinen Sprachgebrauch erst seit den 1990er Jahren und hier vor allem als 
englischsprachige Termini »transnationalism«, »transnationality« und »transnationa- 
lisation« Bedeutung erlangt. Dabei kann Transnationalität als der Strukturaspekt des 
Prozesses der Transnationalisierung verstanden werden, und Transnationalismus be- 
zeichnet ein wissenschaftliches Forschungsprogramm. Letzteres wird hier unter dem 
Stichwort Transnationalisierung behandelt. Nach Spezifizierungsgrad lassen sich grob 
drei Begriffsverwendungen unterscheiden. 


1) In einem sehr weiten Sinn bezeichnet der Begriff Transnationalisierung soziale Ent- 
wicklungsprozesse, die die Grenzen von Nationen bzw. Nationalstaaten überschrei- 
ten, also trans-national sind. Diese Definition kann auch für physikalisch-techni- 
sche (z.B. Zunahme transnationaler Hardware-Kommunikationsverbindungen) 
oder ökologisch-geologische (z.B. expandierende grenzüberschreitende Rohstoffzu- 
gänglichkeit in der Arktis aufgrund von Klimaveränderungen) Gegenstandsbereiche 
Gültigkeit haben (die durchaus anthropogener Natur sein können). Deshalb werden 
in einer weiten soziologischen Perspektive unter Transnationalisierung solche Ent- 
wicklungsprozesse verstanden, die die Grenzen von Nationen bzw. Nationalstaaten 
überschreiten und in ihren Voraussetzungen, Formen oder Folgewirkungen von ex- 
pliziter gesellschaftlicher Bedeutung sind. 

2) In einer etwas eingeschränkten sozialwissenschaftlichen Perspektive bezieht sich 
Transnationalisierung auf den Prozess der Zunahme grenzüberschreitender sozia- 
ler Beziehungen, Felder und Räume auf der Ebene nichtstaatlicher Akteure. Hiermit 
wird eine explizite Abgrenzung zu den zwischenstaatlichen bzw. intergouvernemen- 
talen Beziehungen vorgenommen, wie sie in den Politikwissenschaften als »Interna- 
tionale Beziehungen« thematisiert werden; dabei wird der Terminus transnational 
häufig gleichbedeutend zu grenzüberschreitend (cross-border) verwendet. Nicht sel- 
ten wird Transnationalisierung in diesem Zusammenhang auch als eine Art »Glo- 
balisierung von unten«, als Entwicklung zunehmender grenzüberschreitender so- 
zialweltlicher Beziehungsnetzwerke und bewegungsorientierter Aktionsbündnisse 
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konzeptioniert und mehr oder weniger explizit der (ökonomischen und politischen) 
»Globalisierung von oben« entgegengestellt. 

3) In einer noch engeren Definition wird Transnationalisierung als eine spezifische 
Form oder ein Idealtypus der Internationalisierung von Vergesellschaftungsprozes- 
sen verstanden im Sinne eines Verdichtungsprozesses von relativ dauerhaften so- 
zialen Beziehungen, sozialen Netzwerken und Sozialräumen, die lokal in verschie- 
denen Nationalgesellschaften verankert sind und kein einheitliches organisierendes 
(identitätsstiftendes oder Ressourcen-)Zentrum aufweisen. In diesem Sinne soll das 
Konzept der Transnationalisierung von anderen Formen grenzüberschreitender 
Phänomene und Prozesse abgegrenzt werden, die mit Termini wie Globalisierung, 
Mondialisation, Kosmopolitismus, Diaspora-Bildung, Supranationalisierung oder 
Glokalisierung charakterisiert werden. 


Von Befürwortern wie Kritikern des Konzeptes der Transnationalisierung wird hervor- 
gehoben, dass der Begriff selbst durch die Bezugnahme auf Nation, Nationalstaat und 

Nationalgesellschaft konstituiert wird: Von Transnationalität oder Transnationalisie- 
rung kann nur solange und dann die Rede sein, wenn (noch) Nationen, Nationalstaaten 

und Nationalgesellschaften bestehen: Transnationales als Nationen Überschreitendes 

bzw. Übergreifendes kann nur so lange existieren, wie es Nationen als Bezugspunkte des 

zu Bezeichnenden gibt. In diesem Sinne grenzt sich Transnationalisierung bewusst von 

Internationalisierungs- oder Globalisierungsvorstellungen ab, denen zufolge die Bedeu- 
tung nationaler bzw. territorialer Grenzen oder gar von geografisch-räumlichen Bezügen 

überhaupt immer weiter abnimmt. Das Konzept der Transnationalisierung wendet sich 

so einerseits gegen den »methodologischen Nationalismus« (Wimmer/Glick Schiller 

2002), der unreflektiert die nationalstaatlich eingefasste Nationalgesellschaft zur einzi- 
gen oder zumindest alles präformierenden Analyse- und Bezugseinheit soziologischer 

Analyse macht, und andererseits gegen die Vorstellungen einer De-Territorialisierung, 
Verflüssigung, Virtualisierung oder allgemein einer tendenziellen Auflösung der Raum- 
gebundenheit des Sozialen. 


2 Historische Entwicklung von Theorie und Empirie 


Transnationalisierung ist keineswegs ein neues Phänomen. Soziale Beziehungen und 
Sozialräume, die die Grenzen der jeweils vorherrschenden Vergesellschaftungsformen 
überspannten, hat es immer gegeben - als reisende Abenteurer und fahrende Händler 
in der Antike, als religiöse Netzwerke und Großorganisationen über Fürstentümer und 
Feudalreiche hinweg seit dem Katholizismus, als große, Handelsstädte und Kontinente 
verbindende ökonomische Dienstleister wie die Fugger oder die Hansen. Viele dieser 
historisch gewachsenen sozialräumlichen Strukturen, die über unterschiedliche territo- 
rial gebundene Sozialeinheiten hinweg bestanden und dadurch diese so auch verbanden, 
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wurden im Moment der Entstehung von gesellschaftsprägenden Ideen von nationalen 
Einheiten als modernen Nationalstaaten und Nationalgesellschaften seit dem 18. Jahr- 
hundert transnational (im weiteren Sinne des Begriffes). Die Nationalisierung bestimm- 
ter gesellschaftlicher Differenzierungs- und Integrationsprozesse (wie z.B. der sozialen 
Klassenbildung und der öffentlichen Erziehung) ging so von Anbeginn mit der (Beibe- 
haltung sozialer Praxen der) Transnationalisierung anderer gesellschaftlicher Prozesse 
(wie z.B. des Fernhandels oder der adeligen Heiratskreise) einher. 

Transnationalisierung setzt in diesem Sinne das Entstehen moderner, national- 
staatlich eingefasster Nationalgesellschaften voraus. Als Idee und gesellschaftsformen- 
des Projekt entstand die Vorstellung von Nationen als »imaginierten Gemeinschaften« 
(Anderson 1983), als kollektiven Selbstvergewisserungen und strukturierenden Einhei- 
ten für lebensrelevante Mitgliedschaftsrechte (wie z.B. Nationalität bzw. Staatsbürger- 
schaft mit entsprechenden Rechten z.B. auf Wohnen, Lernen, Arbeiten, Reisen, wohl- 
fahrtsstaatliche Leistungen) (> Staatsbürgerschaft). Nach Jahrhunderte währenden 
Glaubensauseinandersetzungen zwischen Katholiken und Protestanten wurde mit dem 
Augsburger Religionsfrieden von 1555 und vor allem mit dem Westfälischen Frieden von 
1648 das wichtige Prinzip »cuius regio eius religio« verbindlich vereinbart und durch- 
gesetzt. Danach sollten alle in dem geografischen Herrschaftsraum eines Landesherren 
Lebenden den gleichen Glauben praktizieren, nämlich den »ihres« Fürsten. Der Höhe- 
punkt dieser » Westfälischen Ordnung« war das 20. Jahrhundert mit seiner Leitidee kul- 
turell mehr oder weniger homogener Nationalgesellschaften in eindeutigen national- 
staatlichen »Containern«. Man kann hier von dem Konzept einer doppelt exklusiven 
Verschachtelung von Sozialraum und Flächenraum sprechen: In einem geografisch zu- 
sammenhängenden Territorium soll es demnach nur einen homogenen Sozialraum als 
Nationalgesellschaft mit möglichst einheitlicher Sprache, Religion, Kultur, ethnischer 
Gruppierung und Traditionsverbundenheit geben; umgekehrt soll jede Nationalgesell- 
schaft als imaginierte gemeinschaftliche Einheit einen - und nur genau einen - geogra- 
fisch-flächenräumlichen Bezug haben. 

In diesem Sinne homogene Nationalgesellschaften waren seit der europäischen Mo- 
derne das strukturierende Leitmotiv gesellschaftlicher Entwicklung. Die Nationalisie- 
rung der tragenden Aspekte und Mechanismen von Vergesellschaftung wurde - wenn 
auch meistens unbewusst - neben Individualisierung, Urbanisierung, Säkularisierung, 
Rationalisierung und funktionaler Differenzierung als eine der tragenden Säulen des 
Modernisierungsprojektes konzipiert. Im Hinblick auf die Modernisierungsforschung 
unterstreicht Lepsius (1990: 213), »daß (!) sie in einer intellektuellen Tradition steht, die 
um die Wende des 18. zum 19. Jahrhundert begründet wurde und bis heute die grund- 
legenden Erklärungsprogramme und Analysekategorien prägt.« Als eine der vier ko- 
gnitiven Grundsäulen dieser soziologischen Modernisierungsforschung macht Lepsius 
(ebd.: 214.) ihre Orientierung an nationalgesellschaftlichen Entwicklungsmodellen aus: 

»Bis in die 60er Jahre war der Bezugspunkt der Modernisierungsliteratur die kon- 
krete Konfiguration sozialer Strukturmerkmale der amerikanischen Gesellschaft der 
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5oer Jahre. [...] Dieser Umstand ist für eine empirische Sozialwissenschaft auffallend 
und bedarf einiger Bemerkungen. [...] Schließlich ist - und das ist vielleicht das Wich- 
tigste - auf die Vermischung von empirischen und normativen Aspekten hinzuweisen. 
Die Modernisierungsforschung richtet sich nicht nur auf empirisch faßbare (!) Konfi- 
gurationen von wirtschaftlichen, sozialen und politischen Merkmalen, sondern auch auf 
Wertvorstellungen über die Ordnung des menschlichen Zusammenlebens, die im anglo- 
amerikanischen Modell als am besten verwirklicht angesehen werden.« 

Das »Zuschneiden« gesellschaftlicher Entwicklungsdynamiken in den Analyse- und 
Bezugseinheiten von Nationalgesellschaften ist ebenso ein Wesenszug der soziologi- 
schen modernisierungs- und gesellschaftsvergleichenden Forschung wie die implizit 
transportierten normativen Bezüge: Die nationalgesellschaftliche Einfassung von Mo- 
dernisierung hat empirisch-analytische und projektiv-wertende Bezüge. Die soziale 
Wirklichkeit von »Vielvölkerstaaten« oder »multikulturellen Gesellschaften« wurde 
zwar ebenso zur Kenntnis genommen wie Sozialbezüge, die nationalstaatliche Grenzen 
überschreiten (etwa in der Form von religiösen oder ethnischen Diasporen), die theo- 
retische und empirische sozialwissenschaftliche Forschung war aber bis in die 1990er 
Jahre weitgehend vom sogenannten »methodologischen Nationalismus« geprägt, den 
Wimmer/Glick Schiller (2002: 302, Übersetzung L. P.) definieren als »die Annahme, dass 
die Nation/der Staat/die Gesellschaft die natürliche soziale und politische Form der mo- 
dernen Welt sei«. Dieser Annahme zufolge haben Nationalgesellschaften Grenzen, die 
»natürlicherweise« mit geografisch-territorialen Grenzen definiert und die durch Natio- 
nalstaaten kontrolliert werden. 

In Anlehnung an Wimmer/Glick Schiller (2002) hat Ulrich Beck (2004: 30) vorge- 
schlagen, die vorher dominante nationale Perspektive durch eine Perspektive zu erset- 
zen, die er »„methodologischen Kosmopolitismus« nennt und welche »die Zunahme der 
Interdependenz sozialer Akteure über nationale Grenzen hinweg« beobachtet. Noch ra- 
dikaler hat John Urry in seinem Buch »Sociology beyond Societies« gefordert, den Blick 
auf das »Soziale als Gesellschaft« zu ersetzen durch eine Betrachtung des »Sozialen als 
Mobilität« (Urry 2001: 2). Nach Urry erfordert diese heutige »post-gesellschaftliche« 
Situation die Entwicklung einer Soziologie, die »um Netzwerke, Mobilität und hori- 
zontale Bewegungsströme organisiert ist und die auf Metaphern aufbaut, die auf Bewe- 
gung, Mobilität und kontingente Ordnungsemergenz ausgerichtet sind anstatt auf Sta- 
tik, Struktur und soziale Ordnung« (ebd.: 18). Gegen eine so weit gehende Kritik an der 
Soziologie des 20. Jahrhunderts und gegen die Proklamierung der Auflösung von (na- 
tionalgesellschaftlichen und schließlich schlechthin allen) Strukturen und Ordnungs- 
mustern, wie sie Beck und Urry vorbringen und die man als »methodologischen Globa- 
lismus« bezeichnen könnte, gibt es in der Transnationalisierungsforschung prinzipielle 
und empirische Einwände. 

Grundlegend wird vorgebracht, dass das nationalstaatliche und nationalgesellschaft- 
liche Paradigma durch die Globalisierung und durch aktuelle Neuschneidungen von 
sozialen und geografischen Räumen zwar herausgefordert werde, aber Nationalstaaten 
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und national strukturierte Vergesellschaftungsprozesse nach wie vor eine sehr große 
Bedeutung haben. Wer Nationalgesellschaften in ihrer strukturprägenden Bedeutung 
entweder abwerten oder gar ganz aus dem sozialwissenschaftlichen Theorierahmen ver- 
bannen will, müsste alternative Bezugs- und Erklärungsmodelle vorbringen, welche sys- 
tematische empirische Evidenz und Vergleiche ermöglichen. So warnt Favell (2001: 334) 
davor, dass solche programmatischen Erklärungen Gefahr laufen, zu »rhetorischen 
Übertreibungen zu werden, jenseits jeder möglichen operationalisierbaren Untersu- 
chung« (Übersetzung L.P.).' Um neue soziale Phänomene im Rahmen der gegenwär- 
tigen Internationalisierung von Vergesellschaftungsbezügen systematisch untersuchen 
und vergleichen zu können, müssen konzeptionelle Modelle entwickelt werden, die geo- 
grafische Raumbezüge mit den sozialräumlichen Bezügen von Alltagspraktiken, Orga- 
nisationen und Institutionen mehrdimensional und in einem Mehrebenenmodell ver- 
knüpfen (Pries 2010; Vertovec 2004). 

Die historische Entwicklung der Transnationalisierungsforschung zeichnet sich 
nicht in erster Linie durch theoretische Arbeiten und Kritiken an den Konzepten des 
methodologischen Nationalismus einerseits und eines »methodologischen Globalis- 
mus« andererseits aus. Ihre eigentlichen Erträge liegen bisher vor allem im Bereich 
systematischer empirischer Forschung zu grenzüberschreitenden Vergesellschaftungs- 
aspekten. Hinsichtlich historischer Transnationalisierungsphänomene liegen vielfältige 
Befunde aus dem Bereich der Migrationsforschung (> Migranten; » Migration) vor. Be- 
reits Thomas/Znaniecki (1958) wiesen in ihrer Pionierstudie zur polnischen Migration 
in die USA vielfältige Formen grenzüberschreitender Kommunikationspraktiken und 
Lebensorientierungen nach, die auch über lange Zeiträume stabil bleiben können. Mo- 
rawska (2001) argumentierte explizit, dass die im Rahmen der neueren Transnationa- 
lismusforschung beschriebenen Phänomene keineswegs neu seien; so habe es zwischen 
Polen und den USA bereits in der Phase von 1880 bis zum Ersten Weltkrieg ausgeprägte 
zivilgesellschaftliche und ökonomische Aktivitäten sowie sozial-kulturelle Identitäten 
und Netzwerke gegeben, die pluri-lokal über beide Länder aufgespannt waren. Ähnlich 
argumentiert Smith (1997; 2001) hinsichtlich transnationaler (Migrations-)Beziehungen 
zwischen Italien und den USA sowie Schweden und den USA. 

Transnationalisierung als Verdichtungsprozess von relativ dauerhaften grenzüber- 
schreitenden sozialen Beziehungen, Netzwerken und Sozialräumen lässt sich sozial- 
historisch auch für Deutschland nachweisen. Hierbei sind vor allem solche Flächen- und 
Sozialräume von Bedeutung, die im Laufe der Geschichte zu unterschiedlichen Natio- 
nalstaaten und Nationalgesellschaften gehörten oder von mehreren territorialen und 


1 Vgl. auch Esping-Andersen (2000: 79); empirisch erscheint die Relativierung von Nationalgesellschaf- 
ten ebenfalls auf den ersten Blick fragwürdig: Die Anzahl von Nationalstaaten hat sich weltweit in den 
letzten fünfzig Jahren um etwa ein Drittel erhöht; soziale Wandlungsprozesse wie z.B. in Nordafrika, 
Asien oder Europa sind weiterhin sehr stark nationalgesellschaftlich geprägt; die übergroße Mehrheit 
der Weltbevölkerung verortet sich selbst nach wie vor stark national (Diez-Nicoläs 2009). 
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identitären Anspruchsmächten durchschnitten bzw. überlagert waren. Dies gilt etwa für 
Oberschlesien und »die Oberschlesier«, die über viele Regionen Deutschlands und an- 
derer europäischer Länder hinweg vielfältig verbunden sind (vgl. <www.oberschlesien. 
de>): Obwohl intern vielfältig nach ethnischer Herkunft, Glaubens- und Sprachprak- 
tiken differenziert, wurde diese Region zumindest tendenziell nicht zuletzt durch die 
von außen kommenden Einmischungs- und Dominanzansprüche in der Selbst- und 
Fremdwahrnehmung als mehr oder weniger homogener Sozialraum konstruiert. Nach 
dem Ersten und dem Zweiten Weltkrieg wurde diese Region jeweils unterschiedlichen 
Nationalstaaten zugeschrieben, und es entwickelten sich transnationale Arbeitsmarkt- 
strukturen lange vor dem EU-Beitritt Polens (Kaelble et al. 2002; Palenga-Möllenbeck 
2011; Pallaske 2001). 

Für die erste Generation türkischer Migranten in Deutschland haben Krüger/Potts 
(1997) auf der Grundlage biografischer Interviews komplexe transnationale Familien- 
strukturen dokumentiert. Demnach sind bei den befragten Migrantinnen und Mi- 
granten sowohl in den Intra-Generationenbeziehungen (Geschwister, Schwägerinnen, 
Schwager) als auch in den Inter-Generationenbeziehungen (z.B. zu erwachsenen Kin- 
dern) grenzüberschreitende Beziehungen an der Tagesordnung, und es findet ein um- 
fangreicher grenzüberschreitender Austausch materieller und immaterieller Güter statt. 
Dazu gehören »Telefonate, Briefe und symbolische Geschenke, Besuche und Reisen, fi- 
nanzielle Transfers und gemeinsamer Immobilienbesitz, Arrangements im Zusammen- 
leben und bei der Kinderbetreuung, -erziehung und -ausbildung« (ebd.: 38 f.; vgl. zur 
transnationalen Migration in Europa Bade 2000: 331). Obwohl historische Entwicklun- 
gen der Transnationalisierung seit der Entstehung der Nationalstaaten und -gesellschaf- 
ten nachgewiesen werden können, wird im Allgemeinen von einer qualitativen Bedeu- 
tungszunahme in Gegenwart und Zukunft ausgegangen. 


3 Gegenwärtige und prognostizierte Ausprägungen 


Forschungen zur Transnationalisierung gehen in der Regel von der Annahme aus, dass 
aufgrund verschiedener ökonomischer (z.B. Internationalisierung von Kapital- und 
Wertschöpfungsströmen), technischer (z.B. Internet, schnelle und preiswerte Trans- 
porttechniken), kultureller (z.B. zunehmende Verbreitung von Informationen, Bildern, 
Normen) und sozialer (z.B. dauerhaftere und intensivere Sozialbeziehungen auch über 
sehr große Distanzen hinweg) Veränderungen das Ausmaß und die Tiefe transnationa- 
ler Sozialbezüge in den letzten Jahrzehnten ganz erheblich zugenommen haben. Theore- 
tische und empirische Beiträge beziehen sich dabei auf a) die Mikro-Ebene alltagswelt- 
licher Lebenszusammenhänge, b) die Meso-Ebene von kollektiven und korporativen, 
Non-Profit- und Profit-Organisationen und c) die Makroebene gesellschaftlicher Insti- 
tutionen und Strukturen. Neben dem Gegenstandsbereich der Migration werden inzwi- 
schen auch fast alle anderen wichtigen Themenfelder der Soziologie untersucht. 
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Bezogen auf die Mikro-Ebene alltagsweltlicher Lebenszusammenhänge beschäfti- 
gen sich vergleichsweise viele Studien mit Migrationsprozessen, wobei Transnationali- 
sierungsprozesse zwischen Deutschland und Polen sowie Deutschland und der Türkei 
(und jeweils weiteren möglichen Migrationsländern) im Mittelpunkt stehen. Glorius 
(2007) differenzierte Transnationalisierungsprozesse in die drei Aspekte der transna- 
tionalen Mobilität, Kulturalität und Identität aus und kam für in Leipzig lebende polni- 
sche Bürger auf der Grundlage qualitativer Interviews und einer standardisierten Befra- 
gung zu dem Schluss, dass »sowohl im Bereich der Transmobilität als auch im Bereich 
der Transkulturalität überwiegend mittlere bis hohe Intensitäten transnationalen Ver- 
haltens beobachtet werden konnten [...und, L.P.] das Merkmal Transidentität durch- 
weg schwach ausgeprägt« war (ebd.: 289). Andere Untersuchungen über transnationale 
Familiennetzwerke kommen im Hinblick auf die relative Bedeutung von transnationa- 
ler physischer Mobilität und psycho-sozialer Identität zu teilweise entgegengesetzten 
Schlussfolgerungen. Demnach können intensive transnationale Identitätsmuster auch 
entstehen bzw. aufrechterhalten werden, wenn die personale Mobilität über Ländergren- 
zen hinweg relativ eingeschränkt ist (Palenga-Möllenbeck 2011: 279 ff.; Zoll 2007: 210 ff.). 
Der gegenwärtige Erkenntnisstand im Hinblick auf die generellen Wechselwirkungen 
zwischen Flächenräumen und Sozialräumen, der in diesen unterschiedlichen empiri- 
schen Befunden zum Verhältnis von transnationaler Mobilität und transnationaler Iden- 
tität zum Ausdruck kommt, unterscheidet sich nicht grundlegend von den bereits bei 
Simmel (1903: 229 ff.) ausgearbeiteten grundsätzlichen Überlegungen zur Bedeutung 
von Orten bzw. Flächenräumen für die »Fixierung« von Sozialem. Neue Informations-, 
Kommunikations- und Transporttechnologien beeinflussen gegenwärtig die »räumliche 
Spannungsqualität einer Vergesellschaftung« (ebd.: 233). Deren spezifische Formen und 
Beeinflussungsbeziehungen empirisch und über die Ebene einzelner Fallstudien hinaus- 
gehend zu untersuchen, bleibt deshalb ein Desideratum der Transnationalisierungsfor- 
schung (Faist 1999). 

Auch jenseits der Migrationsforschung im engeren Sinne wurde Transnationali- 
sierung auf der Ebene grenzüberschreitender alltäglicher Lebenswelten empirisch un- 
tersucht. In einem »Survey Transnationalisierung« (2006) wurden insgesamt 2700 in 
Deutschland lebende Menschen mit deutscher Staatsbürgerschaft zufällig ausgesucht 
und nach ihren regelmäßigen privaten Kontakten zu im Ausland lebenden Verwand- 
ten, ausländischen Freunden und Bekannten und im Ausland lebenden (anderen) Deut- 
schen befragt (Mau 2007: 102 ff., 325 ff.). Dabei zeigte sich, »dass es immer noch Grup- 
pen gibt, die vergleichsweise wenig transnational mobilitätsaktiv sind, aber die Mehrheit 
verlässt mehr oder weniger regelmäßig den Nationalstaat, viele mehrmals pro Jahr oder 
sogar monatlich. Das Ständig-unterwegs-sein, das Leben ohne Stillstand, die hohe Fre- 
quenz von Grenzübertritten, das Hin und Her zwischen unterschiedlichen Orten auf 
dieser Welt ist heute schon längst nicht mehr den Piloten und Fernfahrern vorbehalten« 
(ebd.: 134). Der Bildungsaustausch von Schülern und Studierenden, der Tourismus und 
die grenzüberschreitende Mobilität vor allem qualifizierter Beschäftigter im Rahmen ih- 
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rer Erwerbsarbeit stellen wesentliche Formen der gegenwärtigen Transnationalisierung 
dar (Gerhards/Rössel 1999; Hillmann 2000; Rudolph/Morokvasic 1993). Inzwischen lie- 
gen auch Forschungsbefunde zur Transnationalisierung durch pluri-lokale und grenz- 
überschreitende Lebensformen im Alter vor, wobei durch Deutschstämmige ebenso wie 
durch Menschen mit Migrationshintergrund dichte Sozialbeziehungen, z.B. zwischen 
Südspanien oder der Türkei einerseits und Deutschland andererseits, geknüpft werden 
(Breuer 2004; Dietzel-Papakyriakou 2005; Krumme 2004; Pielage/Pries 2010; Schroer/ 
Schweppe 2008). 

Transnationalisierungsprozesse sind nicht nur auf der Mikro-Ebene alltagsweltli- 
cher Lebenszusammenhänge, sondern - wenn auch bisher in geringerem Ausmaß - auf 
der Meso-Ebene von Organisationen untersucht worden. Während in der wirtschafts- 
wissenschaftlichen Forschung schon seit den 1960er Jahren die Frage nach Transna- 
tionalisierungsprozessen in grenzüberschreitenden Profit-Organisationen eine große 
Rolle spielt und auch in Deutschland zumindest rezipiert wurde (Bartlett/Ghoshal 1989; 
Meier 1997), entwickelten sich auf Deutschland bezogene soziologische Untersuchungen 
zur Transnationalisierung von Organisationen erst seit den 1990er Jahren; sie sind auf 
Non-Profit-Organisationen und hier besonders auf Migrantenselbstorganisationen und 
auf andere (z.B. europäische) Interessenorganisationen konzentriert. Organisationen 
als relativ dauerhafte Kooperationsgefüge von Menschen unterscheiden sich durch drei 
Besonderheiten von anderen »Gesellungsformen« wie etwa der Familie bzw. anderen 
Primärgruppen (wie peergroups oder einer Freizeitmusikgruppe) oder den nationalen, 
ethnischen bzw. kulturellen Bezugsgruppen. Organisationen haben erstens mehr oder 
weniger klar definierte Ziele und Zwecke, die in der Regel im Laufe der Zeit durch die 
Mitglieder oder externe Anspruchsgruppen verändert werden. Organisationen zeich- 
nen sich zweitens durch Ein- und Austritts- bzw. Mitgliedschaftsregeln und somit durch 
ein Innen-Außen-Verhältnis bzw. eine Organisation-Umwelt-Definition aus. Schließ- 
lich haben sie mehr oder weniger bewusst gestaltete und gestaltbare Strukturen, Funk- 
tionen und Prozesse (von Arbeitsteilung, vertikaler und horizontaler Koordination, Ver- 
antwortungen und Kompetenzen etc.). 

Die Transnationalisierung von Organisationen ist nach diesem Verständnis zwar 
nicht ohne individuelle Akteure und deren direkte Sozialbeziehungen möglich, sie ba- 
siert aber im Wesentlichen auf organisations- und nicht auf personengebundenen Struk- 
turen und Prozessen. Organisationen sind einerseits selbst Träger von Transnationalisie- 
rungsprozessen, wenn und insofern sie transnationale (und nicht nur lokale, regionale, 
nationale oder supranationale) Formen von organisationaler Vergesellschaftung fördern. 
Grenzüberschreitende Organisationen können andererseits auch die Rolle von Inku- 
batoren oder Katalysatoren für Transnationalisierungsprozesse auf der Mikro-Ebene 
alltäglicher Lebenswelten oder der Makro-Ebene von Institutionen übernehmen. Ver- 
gleichsweise viele theoretische und empirische Beiträge beziehen sich auf Transnationa- 
lisierung in und durch Migrantenselbstorganisationen. Den Zusammenhang zwischen 
Mikro-, Meso- und Makroebene betont z. B. Heckmann (1992: 98): »Ethnische Kolonien 
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entstehen zum einen als institutionelle Antwort auf die Bedürfnisse der Migranten in 
der Migrations- und Minderheitensituation, zum anderen als » Verpflanzung« und Fort- 
setzung sozialer Beziehungen, die bereits in der Herkunftsgesellschaft existierten [...]. 
Bei der »Verpflanzung< und Fortsetzung sozialer Beziehungen kommt der Verwandt- 
schaft, die wir als ein erstes Strukturelement der ethnischen Kolonie diskutieren, eine 
überragende Bedeutung zu. Neben der Verwandtschaft unterscheiden wir als weitere 
Strukturelemente ethnischer Kolonien das Vereinswesen, religiöse Gemeinden, politi- 
sche Organisationen, informelle soziale Verkehrskreise und Treffpunkte, spezifisch eth- 
nische Medien, schließlich eine ethnische Ökonomie.« 

Die Formen und Funktionen von Migrantenselbstorganisationen wurden seit den 
1980er Jahren in Deutschland kontrovers zwischen den beiden Polen »Integrations- 
brücke« und »Integrationsfalle« diskutiert (Thränhardt/Hunger 2000). Inzwischen wird 
weitgehend anerkannt, dass ı) Migrantenorganisationen selten auf nur eine Zielsetzung 
und Funktion begrenzt werden können, sondern dass sie multi-dimensionale Aufgaben 
haben, die sich zudem im Zeitverlauf verändern, dass 2) die Rolle und Wirkung von 
Migrantenorganisationen nur im Wechselverhältnis zu deren Umwelten (z.B. inkludie- 
rende oder exkludierende Politiken) bestimmt werden kann und dass 3) Migrantenor- 
ganisationen in aller Regel transnationale (identitäre, personale, ökonomische, soziale, 
politische, kulturelle etc.) Bezüge zwischen bestimmten Herkunfts- und spezifischen 
Ankunftsregionen aufweisen (Jørgensen 2008; Pries/Sezgin 2010; Thränhardt/Hunger 
2000). Neben dem nach wie vor dominanten Feld der Migrantenorganisationen wurden 
Transnationalisierungsprozesse auch im Bereich von (anderen) grenzüberschreitenden 
Interessenverbänden untersucht (Hauser-Ditz et al. 2010; Hertwig et al. 2010; Platzer/ 
Müller 2009). 

Ebenso wie für die Ebene transnationaler Organisationen liegen bisher auch für 
die Makro-Ebene gesellschaftlicher Strukturen und Institutionen erst vergleichsweise 
wenige Studien vor. So wurden und werden z.B. Erwerbsmobilität und institutionelle 
Arbeitsmarktstrukturen, Systeme sozialer Sicherung, Strukturen kollektiver Interes- 
senvertretung und politischer Partizipation sowie soziale Ungleichheitsstrukturen ins- 
gesamt vorwiegend im Kontext nationaler Institutionensysteme analysiert. Dass Trans- 
nationalisierungsprozesse eine Erweiterung der Forschungsperspektiven auch auf der 
Ebene von Institutionen notwendig und lohnend machen, sei hier nur für den The- 
menbereich sozialer Ungleichheit skizziert. Für immer mehr Erwerbspersonen ist der 
wiederholte Wohnsitzwechsel über Ländergrenzen hinweg ein genuiner Bestandteil 
ihrer Lebensläufe. Innerhalb großer international tätiger Unternehmen, aber auch im 
Rahmen kleiner Spezialunternehmen müssen immer mehr Arbeitnehmer für kürzere 
oder längere Aufenthalte in verschiedenen Ländern als Monteure, Projektmitarbeiter, 
Unterweiser oder längerfristige Expatriates tätig sein. Vor dem Hintergrund verbesser- 
ter Transport- und Kommunikationstechnologien entwickeln gleichzeitig auch immer 
mehr Menschen Erwerbsstrategien über die Grenzen nur eines Herkunfts- oder Wohn- 
sitzlandes hinweg; dies gilt für haushaltsnahe Dienstleistungsarbeit ebenso wie für In- 
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genieurs- oder Kultur- und Wissensarbeit (Hillmann/Rudolph 1997; Lutz 2011; Ver- 
wiebe 2004). 

In Bezug auf die Untersuchung sozialer Ungleichheit wurde lange Zeit der Natio- 
nalstaat und die darin eingebettete Nationalgesellschaft als quasi naturgegebene raum- 
zeitliche Bezugseinheiten vorausgesetzt, um Klassenlagen, Statuspositionen, horizontale 
und vertikale Selbst- und Fremdverortungen sowie die Verteilung von Teilhabechancen 
zu analysieren. Durch die verschiedensten Formen der Internationalisierung sozialer 
Phänomene und Prozesse ist die Soziologie sozialer Ungleichheit im 21. Jahrhundert 
herausgefordert, komplexere Mehrebenen- und Mehrdimensionen-Bezüge zu ent- 
wickeln. Durch die Transnationalisierung von Vergesellschaftungsbezügen verändern 
sich einerseits die nationalen Dynamiken sozialer Ungleichheit, andererseits entste- 
hen neue, grenzüberschreitende sozialräumliche Bezugseinheiten sozialer Ungleichheit. 
Deshalb ist z.B. für Deutschland eine nationale mit einer europäischen, einer weltgesell- 
schaftlichen und einer transnationalen Perspektive auf soziale Ungleichheit zu integrie- 
ren. Einerseits sind also mehrdeutige und multiple Zuordnungen von Analyseeinheiten 
(z.B. Personen, Haushalten) zu verschiedenen Bezugseinheiten (Kommunen, Ländern, 
EU, transnationalen Sozialräumen) notwendig, andererseits sind verschiedene (lokale, 
nationale, supranationale, globale, transnationale) Analyseeinheiten sozialer Ungleich- 
heit zu differenzieren (Berger/Weiß 2008; Heidenreich 2006; Mau/Verwiebe 2009; Pries 
2010; Weiß 2005). 


4 Gesellschaftspolitische Relevanz 


Die nationalstaatlich-territorial eingefasste Nationalgesellschaft kann als eine histori- 
sche Invention angesehen werden, in deren Namen einerseits Nationalismus, Rassis- 
mus und Gewalt ausgeübt wurden, die sich andererseits aber auch über mehrere Jahr- 
hunderte als strukturierender Ordnungsrahmen für individuelle wie kollektive Akteure 
bewährt hat. Transnationalisierung im weiteren Sinne als diejenigen sozialen Entwick- 
lungsprozesse, die die Grenzen von Nationen bzw. Nationalstaaten überschreiten, aber 
auch im bereits erwähnten engeren Sinne als Verdichtungsprozess von relativ dauerhaf- 
ten sozialen Beziehungen, die lokal in verschiedenen Nationalgesellschaften verankert 
sind und kein einheitliches organisierendes Zentrum aufweisen, entstand zeitgleich mit 
der Nationalisierung des Sozialen. Seit etwa dem letzten Viertel des 20. Jahrhunderts 
sind das konkrete Alltagsleben und die soziale Praxis von immer mehr Menschen (Ar- 
beit, Freizeit, Kommunikation, Informationsbezug etc.), der Bezugsrahmen ihrer Werte, 
Normen, Sprache und Weltsichten (Menschenrechte, soziale Gerechtigkeit, fairer Han- 
del, Schutz vor Tyrannen etc.) sowie die Bedeutung und der Gebrauch von Artefakten 
(Fernsehen, Internet, Flugzeuge etc.) nicht mehr auf ein einzelnes zusammenhängendes 
Territorium begrenzt. Die Transnationalisierung von Lebens-, Organisations- und Ver- 
gesellschaftungsbezügen hat gerade für Deutschland als einem vergleichsweise prospe- 
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rierenden Land, als einer Drehscheibe für Migrationen und als global erfolgreicher Ex- 
portwirtschaft eine herausragende Bedeutung. 

Diese Internationalisierung von Vergesellschaftungsbezügen und -dynamiken be- 
deutet nicht, dass geografische Räume, Orte, Plätze, Geografie und Nationalstaaten ge- 
nerell an Bedeutung verlieren. Das Konzept der Transnationalisierung verweist darauf, 
dass Nationen als - imaginierte - soziale, kulturelle, ökonomische, politische historisch 
gewachsene Einheiten und Nationalstaaten als territorial eingefasste Nationalgesell- 
schaften (als - projektierte - mono- oder multikulturelle, als Ein- oder Vielvölker-Ge- 
sellschaften) weiterhin große gesellschaftspolitische Relevanz haben. Diese strukturieren 
nach wie vor in einem erheblichen Ausmaß kollektive Selbst- und Fremdwahrnehmun- 
gen, Interessenorientierungen, Lebens-, Arbeits- sowie soziale Sicherungschancen und 
öffentliche Sicherheitsrisiken. Durch Transnationalisierung (und andere Formen der 
Internationalisierung wie Globalisierung, Supranationalisierung, Diaspora-Bildung 
oder Glokalisierung) differenzieren sich aber die für Vergesellschaftung relevanten Be- 
zugsebenen weiter aus und entstehen gleichzeitig neue grenzüberschreitende Formen 
sozialer Verflechtungszusammenhänge. 

Die Transnationalisierung von Vergesellschaftung ist eine Dimension sozialen Wan- 
dels im 21. Jahrhundert, die in ihrer gesellschaftspolitischen Relevanz kaum überschätzt 
werden kann. Transnationale Sozialräume provozieren die Frage nach (der Schaffung 
bzw. Anpassung von) multiplen Mitgliedschaftsrechten, die von Fragen der Sozialver- 
sicherungsleistungen bis zur Staatsbürgerschaft reichen. Transnationalisierung verän- 
dert auch das Verständnis gesellschaftlicher Integration, die nicht auf einen (Wohn-) 
Ort oder eine Nationalgesellschaft begrenzt zu denken ist, sondern als ergebnisoffener 
sozialer Prozess der ökonomischen, kulturellen, politischen und sozialen Verflechtung 
von Menschen auf lokaler, regionaler, nationaler, supranationaler, globaler, glokaler, dia- 
sporischer und transnationaler Ebene zu konzipieren ist. Transnationalisierung verän- 
dert auch die Zuschreibungen individueller und kollektiver Verantwortungen und birgt 
die Gefahr, dass sich nur noch vertretungs- und artikulationsstarke Interessen auf den 
unterschiedlichsten Ebenen Gehör verschaffen können. Transnationalisierung sollte al- 
lerdings nicht nur bzw. nicht in erster Linie als Bedrohung gesellschaftlicher Stabilität 
und nationalstaatlicher Kontrolle gesehen werden (was im Bereich transnationaler Kri- 
minalität von Steuerflucht bis Menschen- und Waffenschmuggel durchaus eine wach- 
sende Herausforderung darstellt). Transnationalisierung ist vor allem eine relevanter 
werdende Vergesellschaftungsdynamik, die gleichzeitig neue Formen von Vielfalt gesell- 
schaftlichen Lebens (an einem Ort und über verschiedene Orte hinweg) und von sozia- 
lem Zusammenhalt (jenseits ortsgebundener Fragmentierungen) beinhaltet. 
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Umwelt 


Joseph Huber 


1 Begriffe und Problemstellung 


Umwelt heißt der Lebensraum einer Bevölkerung samt den Ressourcen und Senken, 
die sie sich darin verfügbar macht, und bedeutet faktisch die Gesamtheit ihrer geo- und 
biosphärischen Lebensbedingungen. Eine Bevölkerung und ihre Dichte bilden sowohl 
soziologisch als auch ökologisch einen Grundtatbestand mit weitreichenden Implika- 
tionen. Deutschland gehört zu den dicht bevölkerten ebenso wie industriell intensiv be- 
wirtschafteten Ländern der Erde. 

Ökologie befasst sich nach ihrem Begründer Ernst Haeckel (1866) mit den Stoffaus- 
tauschen zwischen einer Population und ihrer Umwelt. Schon bei Marx findet sich die 
Übertragung dieses Zusammenhangs auf die gesellschaftliche Produktion/Konsumtion 
als »immerwährende Notwendigkeit des Stoffwechsels zwischen Mensch und Natur« 
(MEW 23: 58, 192-198). Speziell im Hinblick auf moderne Industrienationen spricht 
man vom industriellen Metabolismus (Ayres/Simonis 1994) sowie auch von der damit 
verbundenen industriellen Ökologie (Bourg/Erkman 2003; Graedel/Allanby 1995). 

Umweltprobleme sind Störungen des industriellen Metabolismus in Form der Schä- 
digung von Ökosystemen, des Verschleißes von Ressourcen und Senken sowie sich dar- 
aus ergebender Beeinträchtigungen für den Menschen. Das Ausmaß der möglichen 
Umweltnutzung bis Erreichen kritischer Grenzen heißt ökologische Tragekapazität. Sie 
bestimmt sich nach dem Ausmaß an Ressourcen und Senken, die von einer Bevölkerung 
bestimmter Größe genutzt werden können, ohne gravierende und überlebensgefähr- 
dende Umweltprobleme hervorzurufen. Die Tragekapazität steigt historisch mit dem 
Entwicklungsniveau der Produktivkräfte, insbesondere mit technologisch gesteigerter 
Arbeitsproduktivität und ausdifferenzierter Wirtschafts- und Verwaltungsorganisation. 
Mit der Aufstufung von primitiven zu traditionalen zu modernen Gesellschaften ist die 
ökologische Tragekapazität jeweils um einen Faktor zehn bis 100 und mehr angestiegen 
(Harris 2001; Mohr 1996). 

Internationaler Handel und weltweite Produktions- und Konsumverflechtung be- 
wirken die Umweltnutzung einer Nation über ihr Siedlungsgebiet hinaus. Rohstoffe und 
Endprodukte sowie Emissionen, Abfälle und Schadstoffe werden über Grenzen hinweg 
exportiert und importiert. Rohstoffarme, aber produktionsintensive und kaufkräftige 
Nationen wie Deutschland können weltweit mehr Umwelt nutzen als innerhalb der eige- 
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nen Grenzen möglich wäre. Umgekehrt können große oder dünn besiedelte Länder über 
ihren Eigenbedarf hinaus Umweltnutzen für andere Nationen bereit stellen. 

Es ist einer Population unmöglich, Umweltwirkungen zu vermeiden. Umso wichtiger 
wäre es zu wissen, wie weit bestimmte industrielle Entwicklungsprozesse umweltschäd- 
lich oder umweltnützlich sind. Dies ist im Vorhinein jedoch nicht immer klar, sowenig 
wie die genaue Tragekapazität von Ökosystemen. Es gibt keine vermeintlichen Urzu- 
stände in Natur und Gesellschaft, die als objektive Bezugsgröße für ökologisch »rich- 
tige« Verhältnisse dienen könnten. Was Naturfreunde heute schützen, zumal in den 
Küstenebenen, Mittelgebirgen und Hochgebirgslandschaften Deutschlands, ist durch- 
weg vom Menschen geformtes Kulturland. Menschliche Evolution findet immer schon 
im Rahmen einer sozialökologischen Koevolution von Mensch und Naturumwelt statt. 
Die Umweltsoziologie befasst sich mit diesem wechselseitigen Verhältnis und dem Zu- 
sammenspiel gesellschaftlicher Faktoren in der Hervorbringung anthropogener Um- 
weltwirkungen (Groß 2011; Groß/Heinrichs 2010). 


2 Nachhaltige Entwicklung als Leitbild, ökologische Modernisierung 
als Handlungsstrategie 


Das heute vorherrschende Leitbild des Umwelthandelns ist das der nachhaltigen Ent- 
wicklung (Grunwald/Kopfmüller 2006; Renn et al. 2007). Ihm liegt ein »magisches Drei- 
eck« einander teils widerstrebender Ziele zugrunde: Erstens, die Wirtschafts- und Wohl- 
standsentwicklung weltweit aufrecht zu erhalten, dabei jedoch, zweitens, die dauerhafte 
Reproduktion von Naturressourcen und Ökosystemen zu gewährleisten, und dies, drit- 
tens, bei einer bedürfnis- und leistungsgerechten Verteilung von Nutzen und Lasten un- 
ter den heutigen Nationen sowie auch künftigen Generationen. 

Der Weg zur Realisierung der Nachhaltigkeitsziele wird heute vor allem in ökologi- 
scher Modernisierung gesehen (Huber 2011: 171 ff.; Jänicke 2006; Mol et al. 2009). Die 
Strategie der ökologischen Modernisierung geht davon aus, dass Ökonomie und Öko- 
logie, Industrie und Natur nicht zwangsläufig Gegensätze zu sein brauchen. Sie lassen 
sich so weit miteinander in Einklang bringen, wie es gelingt, die Steigerung der Res- 
sourcenproduktivität zu einer ebensolchen Wohlstandsquelle zu machen wie die bis- 
herige Arbeitsproduktivität. Anstatt Rohstoffe, Energieträger und die Umweltmedien 
zu verschleißen, kommt es darauf an, sie effizienter und vor allem naturverträglicher 
zu nutzen. 

Der Schlüssel dazu wird in neuen Technologien gesehen, insbesondere sauberer 
Energie, neuen Materialien, neuen Produktionsweisen, Produkten und Praktiken. Sie 
vermögen die ökologische Tragekapazität der Geo- und Biosphäre für den Menschen zu 
erhöhen, indem sie zum einen die Ökoeffizienz vorhandener Industriestrukturen stei- 
gern, und zum anderen, und noch wichtiger, die metabolische Konsistenz oder Öko- 
effektivität durch technologische Umweltinnovationen auf eine strukturell verbesserte 
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Grundlage stellen (Braungart/McDonough 2008; Huber 2004). Metabolische Konsis- 
tenz bedeutet, die heute teils desintegrierten Stoffumsätze der Industriegesellschaft wie- 
der störungsfrei in die Stoffkreisläufe und Ökosysteme der Natur einzulassen. Die Be- 
förderung von eflizienzsteigernden und konsistenzverbessernden Umweltinnovationen 
steht in Technologienationen wie Deutschland heute im Zentrum vieler Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben und fast aller umweltpolitischer Maßnahmen (Isenmann/ 
von Hauff 2007; Rennings et al. 2008). 

Die Schlüsselrolle technologischer Umweltinnovationen rührt daher, dass der indus- 
trielle Metabolismus ausschließlich durch technisch potenzierte Produktions- und Kon- 
sumhandlungen realisiert wird. Freilich hängen diese Prozesse von einer längeren Reihe 
weiterer gesellschaftlicher Gegebenheiten ab, insbesondere ökonomischen Bedingungen 
und Interessen, der rechtlich-institutionellen Ordnung, politischen Prozessen und for- 
mativen kulturellen Faktoren wie Lebensweise, Erziehung, Wissens- und Bewusstseins- 
bildung, Werte- und Normenbildung. Eine Neuanpassung des Verhältnisses zwischen 
Gesellschaft und Umwelt durch ökologische Modernisierung beinhaltet daher nicht nur 
technologische Innovationen, sondern dem vorausgehend und ko-direktional dazu Mo- 
dernisierungen in allen anderen Teilbereichen der Gesellschaft. 


3 Zur Umweltperformance Deutschlands 


Die Umweltschutz-Anstrengungen in Deutschland haben in den zurückliegenden 30 bis 
40 Jahren zu teilweise beachtlichen Erfolgen geführt, wogegen sich andere Umweltpro- 
bleme weiter zuspitzen. Die Erfolge wurden vor allem bei der Gewässer- und Luftreinhal- 
tung erzielt, der Ausschleusung von Schadstoffen, dem Recycling und anderes mehr. Der 
Environmental Performance Index (EPI 2010) vergleicht 163 Länder anhand von 25 In- 
dikatoren zu Ressourcennutzung, Senkenbelastung und Umweltzustand. Deutschland 
nimmt Rang 17 ein (die Schweiz Rang 2, Frankreich 7, Österreich 8, UK 14, Italien 18, Ja- 
pan 20, USA 61). 

In Deutschland erfolgt seit den 1970ern stetig eine gewisse Entkopplung des Mate- 
rialeinsatzes und Energieverbrauchs vom Wirtschaftswachstum. Die Verbräuche und 
Emissionen sinken trotz weiteren Wirtschaftswachstums, im letzten Jahrzehnt abso- 
lut in einer Größenordnung um 15 Prozent (Destatis 2010: 24ff.). Gleichwohl dürfte 
die Erwartung einer anhaltenden »Dematerialisierung« des industriellen Metabolis- 
mus in absoluten Größen unrealistisch sein. Auch die jeweils bestmögliche Umwelt- 
performance muss an physische Grenzen stoßen, die durch die Bevölkerung und ihren 
Lebensstandard auf einem bestimmten Niveau der Produktivkraftentwicklung gege- 
ben sind. 

Zu den weiterhin nicht oder erst ungenügend bewältigten Umweltaufgaben in den 
fortgeschrittenen Industrieländern gehören die Abkehr von der fossilen Energiebasis, 
ihre übergangsweise emissionsarme Nutzung, die Entwicklung einer sauberen erneu- 


898 Umwelt 


erbaren Energiebasis, ein umfassendes Umweltmanagement in Form einer ausgebauten 
Ökosystempflege, inklusive Sanierung und Renaturierung von Wäldern, Böden und Ge- 
wässern, nicht zuletzt einem primären Ressourcen-Management und sekundären Stoff- 
strommanagement von ökologisch sensiblen Ressourcen wie Metallen, Kunststoffen, Fa- 
sern, Holz und anderer Biomasse. 


4 Umweltbewusstsein, Umweltethik 


Umweltbewusstsein und Umwelthandeln haben sich in Deutschland ähnlich wie in an- 
deren Industrienationen entwickelt. Dies gilt bis 1989 auch für die frühere DDR. Am Be- 
ginn der Entwicklung stand eine Neubewertung von Umweltproblemen, wie sie im Zuge 
des starken Wirtschaftswachstums der Nachkriegsjahre aufgetreten waren. 

Im Westen bildeten sich mit den 1960ern neue soziale Bewegungen, zuerst als neue 
Friedensbewegung, dann Studentenbewegung, Frauenbewegung, Umweltbewegung, 
Anti-Atombewegung, Alternativbewegung (> Soziale Bewegungen). Sie wurden in den 
1970er und 1980er Jahren zu einflussreichen meinungs- und willensbildenden Strömun- 
gen. Die Umweltbewegung folgt seither Themenzyklen, wie sie sich durch die Chro- 
nologie von Ereignissen anboten - z.B. Smog, DDT in der Muttermilch, der jeweilige 
»Schadstoff der Saison«, Waldsterben, große Industrieunfälle wie in Seveso, Three Mile 
Island, Tschernobyl, Fukushima, Ozonloch, transgene Pflanzen, und, seit einem Jahr- 
zehnt überaus dominant, Klimawandel. 

Dagegen gab es unter den repressiven Bedingungen der DDR für unabhängige zi- 
vilgesellschaftliche Bewegungen nur wenig bis keinen Raum. Erst mit etwa zehnjähri- 
ger Verzögerung bildete sich ab Mitte der 1980er Jahre auch in der DDR eine Umwelt- 
bewegung. Unterstützung fand sie am ehesten in Teilen der evangelischen Kirche (auch 
im Westen bildete die evangelische Kirche eine Infrastruktur der neuen sozialen Be- 
wegungen). 

Die deutschen Meinungsforschungsinstitute haben 1977 begonnen, Umweltbewusst- 
sein zu erfragen. Danach verbreitete sich ein stetig ansteigendes Umweltbewusstsein in 
der Bevölkerung im Verlauf der 1980er Jahre. Seither ist man sich in Ost und West der 
Umweltproblematik anhaltend zu rund 90 Prozent bewusst (UBA diverse Jahre). Dies 
hat für andere Industrieländer zeitversetzt in vergleichbarer Weise gegolten (Eurobaro- 
meter 2008). 

Moderne Gesellschaften kennzeichnen sich durch einen gewissen Pluralismus der 
Wertorientierungen (> Werte und Wertewandel). Dementsprechend unterscheiden sich 
auch die Inhalte des Umweltbewusstseins und die Einstellungen zur Umwelt im Spek- 
trum zwischen materialistischen und »postmaterialistischen« Einstellungen, anders 
gesagt, zwischen utilitaristischen und idealistischen Haltungen, rationalistischen und 
romantischen Anschauungen. Damit korrespondiert der Unterschied zwischen einer 
anthropozentrischen und einer biozentrischen Umweltethik (WBGU 1999). 
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Eine anthropozentrische Umweltethik geht davon aus, dass der Mensch von seiner 
Umwelt Besitz ergreift und sie zu eigenen Zwecken benutzt. Die Natur gilt als Reser- 
voir an nützlichen Ressourcen und Senken. Dagegen verlangt eine biozentrische Um- 
weltethik vom Menschen, sich ins Ganze der Natur einzufügen. Schöpfung und Natur 
stehen in eigenem Recht über dem Menschen. Eingriffe des Menschen in die Natur soll- 
ten, wo nicht vermeidbar, behutsam und in möglichst geringem Maß erfolgen. Während 
Menschen mit einem anthropozentrischen Naturbild politisch-ökonomisch zu Indivi- 
dualismus und Wettbewerb neigen, vertreten Personen mit biozentrischer Einstellung 
gemeinschaftsbezogene, partizipative und solidaristische Standpunkte. Diese Befunde 
gelten auch interkulturell in ähnlicher Weise (Thompson et al. 1990: 26-81). Die Deut- 
schen vertreten in diesem Spektrum umweltethisch gemäßigte Standpunkte, obschon 
auch ein ausgeprägter Biozentrismus hervortritt (siehe Tabelle 1). 


Tabelle 1 Einstellungen zur Natur 


Einstellungstypus Anteil (in %) 


Stark utilitaristisch-anthropozentrisch 6 
(»Die Natur ist nicht kleinzukriegen.«) 


Gemäßigt utilitaristisch-anthropozentrisch 52 
(»Die Natur verträgt einiges, aber es gibt Grenzen.«) 


Gemäßigt und pragmatisch biozentrisch 22 
(»Man weiß nicht. Besser behutsam und mit Achtung der Natur.«) 


Ausgeprägt biozentrisch 20 
(»Natureingriffe sind ungut und äußerst riskant.«) 


Quelle: Zusammengestellt nach Kuckartz et al. (2006: 57f.). 


Die zunächst teils altkonservative, teils naturfromm-neuromantische radikale Indus- 
triekritik der Umweltbewegung war in der Bevölkerung und speziell im Industriemilieu 
nicht anschlussfähig und rief heftige Abwehrreaktionen hervor. Mit der Zeit jedoch ha- 
ben Bevölkerung und Funktionseliten das Umweltbewusstsein im Sinn eines aufgeklär- 
ten Eigeninteresses an utilitaristische Einstellungen assimiliert. 

Im Zuge dessen ist die ökologische Frage im Verlauf der 1990er Jahre von einem 
Kampfthema zu einem Konsensthema geworden. Die Umweltbewegung in Deutsch- 
land, wie auch andernorts in Europa, begann nachzulassen. Im Gegenzug schritten ihre 
gesellschaftliche Assimilierung sowie ihre Institutionalisierung allenthalben voran. Es 
gibt inzwischen keinen Bereich mehr, in dem Umweltfunktionen nicht dauerhaft insti- 
tutionalisiert und professionalisiert worden wären. 

Gleichwohl besteht die Spannung zwischen utilitaristisch-anthropozentrischen und 
idealistisch-biozentrischen Naturbildern fort. So ergeben sich zunehmend Konflikte 
zwischen industriellem Umweltschutz und Naturschutz, z. B. bei der flächendeckenden 
Ausbreitung von Wind- und Solarstromanlagen, der Produktion von Biotreibstoffen aus 
Nährpflanzen oder der umweltschonenden Nutzung der Gentechnik (Byzio et al. 2005). 
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Auch Biolandwirte, die gegen genetisch modifizierte Anpflanzungen klagen, besitzen, 
wie auch Wind-, Solar- und Biosprit-Anlagenbetreiber, ein kommerzielles Interesse an 
ihrer bereits pfadabhängig gewordenen eigenen Industrieentwicklung. 


5 Umweltpolitik 


Die Umweltpolitik in Deutschland erhielt wesentliche Anstöße vom Ausland. Ausge- 
hend von den USA hatten die Vereinten Nationen im Verlauf der 1960er Jahre die Um- 
welt zu einem ihrer zentralen Themen gemacht - von ihrem Umweltprogramm (UNEP) 
und der UN-Konferenz »Human Environment« in Stockholm, beide 1972, bis zur Rio- 
Konferenz »Environment and Development« (UNCED) 1992 sowie den seitherigen re- 
gelmäßigen Klima- und Biodiversitäts-Nachfolgekonferenzen. 

Die DDR, die damals über die UNO ihre diplomatische Anerkennung anstrebte, 
machte sich das neue Thema zu eigen. Bereits 1968 verankerte die DDR als erster Staat 
der Erde den Umweltschutz in ihrer Verfassung. 1970 kam das erste Umweltrahmen- 
gesetz, 1971 das DDR-Umweltministerium. 1973 wurden mit Staub- und Abgasgeldern 
bereits Finanzinstrumente der Umweltpolitik implementiert. In der Bundesrepublik 
wurde eine Abteilung Umweltschutz beim Innenministerium 1969 gebildet und erst 1986 
als eigenständiges Umweltministerium ausgegliedert. 1970/71 beschloss die Bundesre- 
gierung die ersten Programme zur Luftreinhaltung. 1974 wurde das Umweltbundesamt 
eingerichtet. Damit begann unter anderem die regelmäßige öffentliche Umweltberichter- 
stattung. Die DDR hat ihren ersten Umweltbericht erst 1990 nach dem Fall der Mauer 
vorgelegt. 

Die DDR verfolgte eine Transportpolitik »Schiene vor Straße«. Sie besaß ein gut 
funktionierendes Altstoff-Recycling sowie einen Bodenschutz, der die Umwidmung von 
Flächen zu Siedlungs- und Gewerbezwecken erschwerte. Ansonsten jedoch war es um 
den DDR-Umweltschutz seit den Ölpreiskrisen 1973 und 1979 zunehmend schlecht be- 
stellt. Der geplante Ausstieg aus der Braunkohle musste zurückgenommen werden, weil 
sowjetisches Öl und Gas zu teuer geworden waren. Altanlagen wurden nicht mehr ge- 
nügend instandgehalten, neue kaum mehr gebaut. Die Umweltschutzinfrastruktur be- 
gann, teilweise zu verfallen. Ressourcen- und Energieverschwendung durch Fehllen- 
kung nahmen zu, ebenso Bodenzerstörung durch übermäßige Düngung und Erosion 
infolge einer ausgeräumten monokulturellen Landschaft. Zuletzt war die DDR ein no- 
torischer Netto-Exporteur von Schmutzfrachten zu Wasser und in der Luft geworden. 

Im Westen konnten diesbezügliche Fehlentwicklungen früher und wirksamer kor- 
rigiert werden, unter anderem durch eine Akteurskonstellation, in der die Umweltbe- 
wegung, gerüstet mit Befunden der Umweltwissenschaften und bereitwillig unterstützt 
durch die Massenmedien, einen starken Druck auf Parteien, Regierung und Behörden 
ausübte. Dies mündete in gesetzliche und behördliche Umweltmaßnahmen, die ver- 
schiedensten Industriezweigen auferlegt wurden, zunächst gegen deren erbitterten Wi- 
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derstand. In den zurückliegenden 30 Jahren ist die starke Konfrontation nach und nach 
in eine zunehmend kooperative Akteurskonstellation übergegangen, wobei punktuell 
freilich weiterhin Konflikte auftreten. 

Bis heute hat sich ein umfangreiches Instrumentarium des staatlichen Umwelthan- 
delns herausgebildet: 


1) Umweltstandards, meist in Form ökologischer und technischer Grenzwerte in Ver- 
bindung mit technischen und administrativen Verfahrensvorgaben, z.B. Bundesim- 
missionsschutzgesetz, Wasserhaushaltsgesetz, Chemikaliengesetz, Abfall- und Kreis- 
laufwirtschaftsgesetz, Wärmedämmungsgesetz und vieles andere. 

2) Behördliche Planungs- und Genehmigungsverfahren zwecks Erteilung von Bau- 
oder Betriebsgenehmigungen, Stoff- und Produktzulassungen, z.B. gesetzliche Um- 
weltverträglichkeitsprüfungen oder die in der REACH-Verordnung geregelte Neu- 
zulassung von Chemikalien. 

3) Haftungsrecht in Form der Produkthaftung und Umweltgefährdungshaftung. 

4) Hybride Finanzinstrumente, die Ordnungsrecht mit einem Finanzmechanismus ver- 
binden, z.B. die Abwasserabgabe, handelbare CO,-Emissionsrechte oder Fischerei- 
rechte, ebenso das Erneuerbare-Energien-Gesetz, das durch Kontrahierungszwang 
und Preisadministrierung erneuerbare Energien subventioniert. 

5) Reine Finanzinstrumente, auch »preziale Lenkungsinstrumente« genannt, weil sie 
Preise bzw. Kosten selektiv abändern, z.B. Umweltabgaben, Energiesteuern, Strom- 
steuer, ebenso Zuschüsse oder Steuererleichterungen (faktisch Subventionen) zur 
Durchführung umweltdienlicher Maßnahmen wie Entwicklung oder Kauf umwelt- 
freundlicher Geräte und Anlagen. 

6) Informations- und Beratungsinstrumente, z.B. amtliche Umweltberichterstattung 
und umweltökonomische Gesamtrechnung auf Grundlage institutioneller Berichts- 
pflichten, unternehmerische und verbandliche Umweltberichte, Unternehmens-Sta- 
keholderkommunikation, Umweltberatung für Firmen und Haushalte, letzteres auch 
durch Einrichtungen des Verbraucherschutzes. 

7) Verhandlungsverfahren und Vertragslösungen, z.B. Mediationsverfahren zur Lö- 
sung von Ansiedlungskonflikten oder freiwillige Selbstverpflichtungen der Industrie 
zur Erreichung umweltspezifischer Leistungsziele. 

8) Umweltprogrammentwicklung, z. B. kommunale Umweltmaßnahmen im Zuge von 
Agenda-21-Prozessen oder Erstellung und Implementierung nationaler Umweltpläne 
in Zusammenarbeit von Parteien, Regierung, Umweltbehörden, Verbänden, Unter- 
nehmen und Nichtregierungsorganisationen. 


Das umweltpolitische Instrumentarium bildet von ı nach 8 ein Spektrum, das beim 
autoritativen Regieren durch bürokratische Intervention und Kontrolle beginnt und 
bis zu einem Muster kooperativer Mehrebenengovernance reicht. Die damit verbunde- 
nen Maßnahmen sind am einen Pol vor allem umweltmedienbezogen und vom Typus 
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des nachgeschalteten kompensatorischen Umweltschutzes, am anderen Pol auf Hand- 
lungsfelder und Akteursgruppen bezogen und vom Typus des integrierten vorbeugen- 
den Umweltschutzes. 

Der Einsetzbarkeit der Instrumente hängt von den jeweiligen Umweltproblemlagen 
ab, und auch davon, ob eine konfrontative oder kooperative Akteurskonstellation gege- 
ben ist. Kooperative Verhandlungen, Vertragslösungen und Programmentwicklung sind 
nur bei einer leidlich kompromissbereiten Akteurskonstellation aussichtsreich, während 
sie bei einer starken Konfrontation unter den Beteiligten und Betroffenen eher zum 
Scheitern verurteilt sind. Auch kommen die Instrumente meist nicht einzeln, sondern in 
einer gewissen Kombination als Instrumentenmix zum Einsatz, da sie jeweils Vor- und 
Nachteile aufweisen. 

Die deutsche Umweltpolitik wird weiterhin national inszeniert, beruht aber weitge- 
hend auf Vorgaben der Europäischen Union (Knill 2008). Speziell in den Bereichen Um- 
welt und Landwirtschaft folgt die nationale Gesetzgebung in Bund und Ländern heute 
zu 80 Prozent EU-Verordnungen und EU-Richtlinien, im Bereich Verkehr zu 65 Prozent 
(Plehwe 2007). EU-Verordnungen gelten unmittelbar in allen Mitgliedstaaten. Ein Bei- 
spiel hierfür ist die REACH-Verordnung zu Chemikalien von 2007 oder die EG-Öko- 
Audit-Verordnung von 1993. Das deutsche Umweltauditgesetz regelt hierzu lediglich er- 
gänzend die Zulassung von Auditoren. 

Aus Gründen nationaler Akzeptanz wird meist von EU-Richtlinien Gebrauch ge- 
macht. Was formal als nationales Recht erscheint, geht so in Wirklichkeit auf eine EU- 
Richtlinie zurück. Beispielsweise beruht die deutsche Umweltverträglichkeitsprüfung 
auf einer EG-Richtlinie von 1985. Weitere Beispiele sind die EU-Wasserrahmenrichtlinie 
von 2000, die EG-Altauto- und RoHS-Richtlinie von 2000 sowie die WEEE-Richtlinie 
von 2002. Sie regeln die Vermeidung von Gefahrstoffen in Automobilen, Elektro- und 
Elektronikgeräten, ihre Rücknahme und ihr Recycling. 


6 Internationale Umweltpolitik 


Über Europa hinaus erfolgt das Umwelthandeln in Deutschland zunehmend auch in 
globalen Zusammenhängen. Neuindustrielle Staaten wie China, Indien, Türkei, Brasi- 
lien, Mexiko oder Südafrika erstellen zusammen heute bereits ein größeres Wirtschafts- 
produkt als die altindustriellen Länder. Sie belasten damit, auch wegen ihrer vorläufig 
noch geringeren Ökoeflizienz und Ökoeffektivität, bereits in höherem Maß die Umwelt 
als altindustrielle Länder. Vieles, was in den neuindustriellen Ländern produziert wird, 
geht zwar zur Weiterverarbeitung oder zum Endverbrauch in altindustrielle Länder; 
aber auch in den neuindustriellen Ländern ist der Endverbrauch massiv angestiegen, 
zum einen aufgrund der sehr großen Bevölkerungen, zum anderen weil dort eine neue 
Mittelklasse als zusätzliche und ihrer absoluten Zahl nach große Konsumentenklasse 
herangewachsen ist. 
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Vor diesem Hintergrund gewinnt die internationale Umweltpolitik stetig an Bedeu- 
tung. Neben verschiedenen Regierungseinrichtungen wirken hier auch internationale Um- 
welt-NGOs als treibende Kraft. Für die weltweite Realisierung von Maßnahmen ökologi- 
scher Modernisierung und die Implementierung von Umweltinnovationen sind zudem 
international tätige Unternehmen von großer Bedeutung. 

Als zentraler Ort einer Global Environmental Governance haben sich spätestens seit 
der Rio-Konferenz 1992 das UNEP und andere Einrichtungen der Vereinten Nationen 
etabliert. Deutschland unterstützt ofliziell Bestrebungen, eine eigenständige UN-Um- 
weltorganisation zu schaffen (analog zu Welthandelsorganisation oder Weltgesundheits- 
organisation). Es gibt heute mehrere Dutzend globaler Umweltabkommen, an denen 
eine Mehrheit der 192 UNO-Mitgliedstaaten beteiligt ist, darüber hinaus etwa 250 wei- 
tere zwischenstaatliche Umweltabkommen. Sie beziehen sich typischerweise auf 


e Atmosphäre und Klima (z.B. Montreal-Protokoll 1987 zum Schutz der Ozonschicht, 
Klimarahmenkonvention 1992 und Kyoto-Protokoll 1997 bis 2012, bisher ohne Nach- 
folgeabkommen) 

e Naturschutz (Washingtoner Artenschutzabkommen CITES 1973, Biodiversitätsab- 
kommen 1992 und Cartagena-Protokoll 2000) 

e Wasserläufe, Seen und Meeresschutz (Londoner Übereinkommen zur Verhütung 
der Meeresverschmutzung durch das Einbringen von Abfällen und anderen Stoffen 
sowie durch Schiffe MARPOL 1983) 

e Desertifikation (Übereinkommen zur Bekämpfung der Wüstenbildung UNCCD 
1996) 

e grenzüberschreitende Abfallströme (Basler Konvention 1989, Bamako Konvention 
1991) 


Die Wirksamkeit solcher Abkommen erwies sich bisher als recht unterschiedlich. Man- 
che haben zu leidlich wirksamen Umweltregimen geführt (Montreal-Protokoll, MAR- 
POL), andere zu vorerst wenig (Miles 2002). Die Schwachstelle solcher internationaler 
Abkommen ist die Implementierung und Vollzugskontrolle in den bzw. durch die Ver- 
tragsstaaten sowie mangelnde Sanktionsmöglichkeiten gegen Nichtvollzieher. 


7 Umweltmanagement, Umweltindustrie 


In früheren Jahren nahm die Wirtschaft zu Umweltthemen eine stark defensive Haltung 
ein, geprägt vom »Konflikt zwischen Ökonomie und Ökologie«. Diese Situation hat sich 
relativiert bis aufgelöst. Es wurde klar, dass die allgemeinen Kosten von Umweltschä- 
den sowie auch die Kostenrisiken für unterlassenen betrieblichen Umweltschutz in aller 
Regel die Kosten für Umweltschutz erheblich übersteigen. Mehr noch wurde klar, dass 
sich mit integriertem innovativen Umweltschutz Kosten sparen und Gewinne erhöhen 
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lassen. Auch die Kosten für kompensatorischen nachgeschalteten Umweltschutz gehen 
der Wirtschaft nicht verloren, sondern fließen zusammen mit Investitionen in präven- 
tive Umweltinnovationen in das Wachstum einer neuen großen Industrie, der Umwelt- 
industrie. 

Die Umweltindustrie ist ein Querschnittsektor, teilweise auf hochtechnologischer 
Stufe. An ihm partizipieren die Landwirtschaft (nachwachsende Rohstoffe), der Anla- 
gen- und Maschinenbau und die Elektroindustrie (z.B. Kraftwerke, alternative Ener- 
gien), die Bauwirtschaft (z.B. Kläranlagen), chemische Industrie, Wertstoffwirtschaft, 
Handwerk und diverse Dienstleistungen rund um den Umweltschutz wie Labor- und 
Ingenieurdienste, Beratung, Bildung und Umweltverwaltung (Roland Berger 2009). In 
diesem Querschnittsektor sind in Deutschland bis heute bereits 1,8 Millionen Arbeits- 
plätze entstanden (Umweltwirtschaftsbericht 2009). Deutschland und die USA sind die 
größten Exporteure von Umweltgütern. 

Ebenfalls quer durch alle Branchen und Sparten entwickelte sich in relativ kurzer Zeit 
bis Mitte der 1990er Jahre ein Kanon von Methoden der ökologischen Unternehmens- 
führung und des betrieblichen Umweltmanagements (Esty/Winston 2006; Johnstone 
2007). Bestandteile eines Umweltmanagement-Systems sind gegebenenfalls die Umwelt- 
Auditierung von Betrieben nach EMAS (European Eco-Management and Audit Scheme) 
oder ISO 14001, gegebenenfalls die Ökobilanzierung von Produktlinien (Life Cycle As- 
sessment), eine regelmäßige Umwelt- oder Nachhaltigkeitsberichterstattung und eine 
umweltorientierte Personal- und Organisationsentwicklung. Operativ geht es unter an- 
derem um die Implementierung der bestverfügbaren Technologien, die Realisierung 
von Schritten eines Stoffkreislauf-Managements und einer erweiterten Produktverant- 
wortung »von der Wiege bis zur Bahre«, die Implementierung einer umweltorientier- 
ten Einkaufspolitik und einer umweltorientierten Beeinflussung von Lieferanten (supply 
chain management) sowie eine Produkt- bzw. Sortimentgestaltung im Sinn ökologischer 
Modernisierung und ein dementsprechendes Öko-Marketing. 

Pessimistische Erwartungen bezüglich der Industrieunternehmen hatten die Kon- 
voi-Ihese und die Polluter-Haven-These genährt. Diesen zufolge würden die langsams- 
ten Glieder das Tempo des ganzen Umweltmanagement-Konvois bestimmen. Mobile 
Unternehmen würden mit ihren Neuinvestitionen dorthin gehen, wo sie mit den ge- 
ringsten Umweltauflagen belastet werden. Bewahrheitet hat sich in den meisten Fällen 
das Gegenteil. Statt eines »race to the bottom« findet überwiegend ein »race to the top« 
statt. Die führenden Unternehmen im Umweltmanagement, die zu den international 
agilen Akteuren gehören, suchen nicht die Standorte mit den laxesten Umweltstandards 
und dem geringsten Umweltbewusstsein, sondern sie verfolgen als ein Prinzip ihrer Un- 
ternehmenspolitik, die striktesten Umweltstandards und den bestverfügbaren Stand des 
Wissens und der Technik im gesamten Konzern überall auf der Welt zu realisieren. 

Man würde nicht sagen, Unternehmen seien erfolgreich, weil sie umweltaktiv sind, 
aber erfolgreiche Unternehmen sind generell innovativ und fortschrittlich, und von da- 
her eben auch umweltaktiv und überhaupt einer Nachhaltigkeitsagenda verpflichtet. 
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Freilich konnte es bezüglich der Unternehmens- und Verbandspolitiken nicht ausblei- 
ben, dass sich hier wie auch in der staatlichen Politik eine gewisse Differenz zwischen 
symbolischer und realer Politik bemerkbar macht. 


8 Umweltorientiertes Verbraucherverhalten 


Im Sinne der Produktions- und Verbrauchskettenanalyse (chain analysis) stehen die 
Verbraucher in Betrieben und privaten Haushalten für die Nachfrageseite, die sich ge- 
genüber Angeboten selektiv verhalten. In gewisser Weise stellt auch der private Haushalt 
eine spezielle Form von Betrieb dar, der Produkte und Leistungen für seine Angehöri- 
gen erstellt, dafür Ressourcen und Energie verbraucht und Emissionen und Abfälle ver- 
ursacht. Diesbezüglich haben sich Formen eines umweltorientierten Verbraucherver- 
haltens und ökologischer Haushaltsführung herausgebildet (Belz et al. 2007; Spaargaren 
2003; SusHouse 2000). Sie schließen damit zum einen an das Öko-Marketing von Un- 
ternehmen an und stehen zum anderen in Zusammenhang mit der Entfaltung von Um- 
weltbewusstsein und umweltorientierten Lebensstilen im Rahmen der industriellen Le- 
bensweise (Rink 2002). 

Bei der Haushaltsführung lassen sich drei Funktionsbereiche unterscheiden: ers- 
tens der Kauf oder die anderweitige Beschaffung von Gütern und Diensten, zweitens 
deren Nutzung und drittens die Entsorgung von Abfällen und ausgemusterten Sachen. 
Die drei Aspekte kommen in verschiedenen Handlungsfeldern zum Tragen. Dazu zäh- 
len Ernährung, Textilien, Körperpflege, Waschen und Putzen, Wohnen (gegebenenfalls 
Bauen) und Einrichtung, Heizung, Beleuchtung, Elektrogeräte, Mobilität (Verkehrsmit- 
tel) œ Verkehr und Mobilität), Freizeit und Urlaub, Garten, Hobbies. 

Als umweltbewusst werden Verbraucher in Umfragen eingestuft, wenn sie z. B. spar- 
sam heizen, stoßlüften statt Fenster kippen, duschen statt baden, Fahrrad statt Auto fah- 
ren, den Müll trennen, zu Pfandflaschen statt Einwegflaschen und Dosen greifen, beim 
Kauf auf Öko-Labels wie den Blauen Engel achten, energiesparende Geräte sowie gele- 
gentlich oder öfter Bio-Lebensmittel kaufen oder wenn sie bereit sind, der Umwelt zu- 
liebe mehr Geld auszugeben. Gemessen an solchen Kriterien - über deren Validität und 
Korrektheitsbias sich diskutieren lässt - verhält sich heute etwa ein Viertel der Bevöl- 
kerung in Deutschland, wie auch in anderen EU-Staaten, kohärent umweltbewusst und 
die Hälfte der Bevölkerung mehr oder weniger umweltbewusst nach einem Patchwork- 
muster, das umweltbewusste und ökologisch weniger »korrekte« Verhaltensweisen in 
eher inkohärenter Weise »mal so, mal so« beinhaltet. Etwa ein weiteres Viertel der Be- 
völkerung ist gemäß dem hier zugrunde gelegten Verständnis als nicht umweltorientiert 
einzustufen. Jedoch gehören davon viele zur Gruppe jener Verbraucher, die wegen nied- 
rigen Einkommens sehr sparsam sein müssen - wodurch sie faktisch weniger Umwelt- 
verbrauch verursachen, unabhängig davon, wie umweltbewusst sie sein mögen (Euro- 
barometer 2008: 29 ff.). 
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Im Genaueren weist die Verteilung umweltorientierter Verhaltensweisen eine mi- 
lieuspezifische Tendenz auf. Milieus (> Sozialstruktur) werden dabei bestimmt aus der 
Kombination von sozialer Lage (Klasse/Schicht) und traditionsorientierten versus zu- 
kunftsoffenen Einstellungen (Vester 2001). Umweltorientierte Lebensstile finden sich in 
den verschiedenen sozialen Milieus umso ausgeprägter, je mehr sich Bildung und ge- 
hobene Einkommen verbinden mit weitergehend modernisierten Wertekombinationen 
und einem gewissen Maß an Offenheit für Neues (Wippermann et al. 2008: 53 ff.). 

Produktspezifische Öko-Bilanzen haben ein Wissen geschaffen, auf welchen Stufen 
der Produktions- und Verbrauchsketten welche Umweltwirkungen in welchem Ausmaß 
entstehen. Obschon die Zuschreibung im einzelnen oft ebenso strittig bleibt wie die Ag- 
gregation von Umweltwirkungen an und für sich, kann man dennoch sagen, dass etwa 
60 bis 80 Prozent der Umweltwirkungen einer Sache bereits durch ihre grundlegende 
Konzeption im Prozess von Forschung, Entwicklung, Konstruktion und Design blei- 
bend festgelegt werden. Im Produktionsprozess lassen sich eventuell zehn bis 30 Pro- 
zent, im Endverbrauch gegebenenfalls weitere zehn bis 20 Prozent kontrollieren - so 
viel, aber nicht mehr. 

Beim Heizen beispielsweise kann man mit einer Variation von 1°C im Bereich von 
um 20°C Raumtemperatur drei bis sechs Prozent Energieverbrauch beeinflussen oder 
beim Autofahren durch ruppiges oder ruhiges Fahren zehn bis 15 Prozent des Benzinver- 
brauchs kontrollieren. Dies sind jedoch seltene Beispiele für einen erheblichen direkten 
Umweltwirkungs-Einfluss der Nutzer. Auf die metabolische Konsistenz von Produkten 
und die ökologischen Rucksäcke (die gesamten Umweltwirkungen der verschiedenen 
Produktionsschritte) hat man als Verbraucher praktisch keinen Einfluss. Z. B. fallen etwa 
90 Prozent der Umweltwirkungen einer Waschmaschine bei ihrer Nutzung im Haushalt 
an. Aber der betreffende Strom-, Wasser- und Waschmittelbedarf ist im Wesentlichen 
durch die Maschine vorgegeben. Der Nutzer kann diese Parameter nur in geringem Um- 
fang beeinflussen. Ein Fernsehgerät kann man nicht umweltbewusst nutzen, man kann 
es nur ein- oder ausschalten. 

Die Sachlage bringt das ökologische Konsumparadox zum Vorschein. Es besteht 
darin, dass der Massenkonsum maßgeblich die fortlaufende Inganghaltung der Produk- 
tionsprozesse und somit den gesamten industriellen Metabolismus bestimmt. Aber der 
direkte Umweltwirkungsbeitrag der Konsumenten am Ende der Produktions- und Ver- 
brauchsketten durch Kauf, Nutzung und Entsorgung von Gütern bleibt von relativ ge- 
ringem Gewicht (Huber 2011: 313 ff.). Dennoch sind umweltorientierte Verhaltensweisen 
und Lebensstile für eine ökologische Modernisierung nicht unwichtig. Formativ-kul- 
turell sind sie von einer ebensolchen Bedeutung wie das Vorhandensein von Umwelt- 
bewusstsein überhaupt. Aber die großen und entscheidenden Beiträge zu einem nach- 
haltigen industriellen Metabolismus entstehen an anderer Stelle - zum einen in den 
vorgelagerten Stufen der Produktionsketten (upstream) vor allem in der Energiewirt- 
schaft, Landwirtschaft, Bergbau, Metallurgie, chemischer Industrie, Bauwirtschaft und 
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Fahrzeugbau, zum anderen bei der Forschung, Entwicklung und Implementierung um- 
weltinnovativer Technologien und Produktlinien. 


Literatur 


Ayres, Robert/Simonis, Udo-Ernst (eds.) (1994): Industrial Metabolism. Restructuring for Sus- 
tainable Development. Tokio. 

Belz, Frank-Martin/Karg, Georg/Witt, Dieter (Hrsg.) (2007): Nachhaltiger Konsum und Ver- 
braucherpolitik im 21. Jahrhundert. Marburg. 

Bourg, Dominique/Erkman, Suren (eds.) (2003): Perspectives on Industrial Ecology. Sheffield. 

Braungart, Michael/McDonough, William (2008): Die nächste industrielle Revolution. Ham- 
burg. 

Byzio, Andreas/Mautz, Rüdiger/Rosenbaum, Wolf (2005): Energiewende in schwerer See? Kon- 
flikte um die Offshore-Windkraftnutzung. München. 

Destatis (2010): Umweltnutzung und Wirtschaft. Statistisches Bundesamt. Wiesbaden. 

EPI (2010): Environmental Performance Index. Yale University. Im Internet verfügbar unter: 
<http://epi.yale.edu> [Letzter Zugriff: 7.3. 2012]. 

Esty, Daniel/Winston, Andrew (2006): Green to gold. New Haven. 

Eurobarometer (2008): Einstellungen der europäischen Bürger zur Umwelt. Spezial 295, Wave 
68.2. 

Graedel, Thomas/Allenby, Braden (1995): Industrial Ecology. Englewood Cliffs. 

Groß, Matthias (Hrsg.) (2011): Handbuch Umweltsoziologie. Wiesbaden. 

Groß, Matthias/Heinrichs, Harald (eds.) (2010): Environmental Sociology. Heidelberg. 

Grunwald, Armin/Kopfmüller, Jürgen (2006): Nachhaltigkeit. Frankfurt/Main. 

Harris, Marvin (2001 [1979]): Cultural Materialism. Walnut Creek. 

Huber, Joseph (2004): New Technologies and Environmental Innovation. Cheltenham. 

Huber, Joseph (2011): Allgemeine Umweltsoziologie. 2. Auflage. Wiesbaden. 

Isenmann, Ralf/von Hauff, Michael (Hrsg.) (2007): Industrial Ecology. Heidelberg. 

Jänicke, Martin (2006): Ecological Modernisation. In: Jänicke, Martin/Jacobs, Klaus (eds.) 
(2006): Environmental Governance in Global Perspective. Freie Universität Berlin, FFU, 
9-29. 

Johnstone, Nick (ed.) (2007): Environmental Policy and Corporate Behaviour. Paris. 

Knill, Christoph (2008): Europäische Umweltpolitik. Wiesbaden. 

Kuckartz, Udo/Rädiker, Stefan/Rheingans-Heintze, Anke (2006): Umweltbewusstsein in 
Deutschland. Berlin. 

Miles, Edward E./Underdal, Arid/Andresen, Steinar (2002): Environmental Regime Effective- 
ness. Confronting Theory with Evidence. Cambridge. 

Mohr, Hans (1996): Wieviel Erde braucht der Mensch? Untersuchungen zur globalen und re- 
gionalen Tragekapazität. In: Kastenholz, Hans/Erdmann, Karl-Heinz/Wolff, Manfred 
(Hrsg.) (1996): Nachhaltige Entwicklung. Heidelberg, 45-60. 

Mol, Arthur/Spaargaren, Gert/Sonnenfeld, David A. (eds.) (2009): The Ecological Modernisa- 
tion Reader. Environmental Reform in Theory and Practice. London. 

Plehwe, Dieter (2007): European law and national legislation. In: Mitteilungen des Wissen- 
schaftszentrum Berlin Heft 117, 7-11. 

Renn, Ortwin/Deuschle, Jürgen/Jäger, Alexander/Weimer-Jehle, Wolfgang (2007): Leitbild 
Nachhaltigkeit. Wiesbaden. 


908 Umwelt 


Rennings, Klaus/Rammer, Christian/Oberndorfer, Ulrich (2008): Instrumente zur Förderung 
von Umweltinnovationen. Hrsg. vom Umweltbundesamt, Dessau, und BuMi Umwelt. 
Berlin. 

Rink, Dieter (Hrsg.) (2002): Lebensstile und Nachhaltigkeit. Opladen. 

Roland Berger Strategy Consultants (2009): Green Tech-Atlas 2.0. München. 

Spaargaren, Gert (2003): Sustainable Consumption. In: Society and Natural Resources 16, 
687-701. 

SusHouse (2000): Strategies towards the Sustainable Household. Ed. by Philip Vergragt and 
Agnes Dokkuma. Delft. 

Thompson, Michael/Ellis, Richard/Wildavsky, Aaron (1990): Cultural Theory. Boulder. 

UBA Umweltbundesamt und BuMi für Umwelt (diverse Jahre): Umweltbewusstsein in Deutsch- 
land. Dessau. Im Internet verfügbar unter: <http://www.umweltbundesamt.de/umwelt- 
bewusstsein/index.htm> [Letzter Zugriff: 7.3.2012]. 

Vester, Michael (2001): Milieus und soziale Gerechtigkeit. In: Korte, Karl-Rudolf/Weidenfeld, 
Werner (Hrsg) (2001): Deutschland-Trendbuch. Opladen, 136-183. 

Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen (WBGU) 
(1999): Sondergutachten Umwelt und Ethik. Marburg. 

Wippermann, Carsten/Calmbach, Marc/Kleinhückelkotten, Silke (2008): Umweltbewusstsein 
in Deutschland 2008. Berlin. 


Vereine 
Frank Adloff 


1 Vereine und Vereinigungen: Begriffe und Grundlagen 


Wer beim Stichwort »Vereine« nur an deutsche Vereinsmeierei denkt, liegt falsch: Der 
Verein, oder besser: das Prinzip der freiwilligen Vereinigung, ist konstitutiv für die 
moderne Gesellschaft. Dabei ist allerdings der sozialwissenschaftliche Begriff von der 
Rechtsform des Vereins zu unterscheiden. Vereine sind relativ dauerhafte, freiwillige 
Zusammenschlüsse von Personen mit gemeinsamen Anliegen, Interessen, Zielen oder 
Werten. Die Struktur von Vereinen unterliegt in der Regel demokratischen Prinzipien 
der Mitsprache sowie des aktiven und passiven Wahlrechts der Mitglieder (vgl. Müller- 
Jentsch 2008). Zumeist dienen Vereine ideellen Zielen, das heißt ihr Zweck liegt nicht 
primär im Erwerb materieller Ressourcen und Einkünfte, was nicht ausschließt, dass die 
Motivlagen sich alleinig nach innen auf die Mitglieder beziehen. Inhaltlich sind Vereine 
nicht definiert, fast jedes Interesse oder Ziel lässt sich in Form eines Vereins organisieren. 
Ebenso wenig kann man die Funktion von Vereinen klar festlegen und verallgemeinern. 
Vereine sind multifunktional und inhaltlich äußerst heterogen ausgerichtet. 

Juristisch ist für Vereinsgründungen das Recht auf Vereinigungsfreiheit konstitutiv 
(Art. 9, Abs. ı GG). In Deutschland unterscheidet man zwischen dem ideellen und dem 
wirtschaftlichen Verein - wobei letzterer eine nur untergeordnete Rolle spielt - sowie 
zwischen nicht rechtsfähigen und rechtsfähigen Vereinen. Letztere stellen juristische 
Personen dar. Rechtsfähigkeit erhält ein Verein durch den Eintrag in das Vereinsregister 
beim zuständigen Amtsgericht, was wenigstens sieben Gründungsmitglieder erfordert. 
Ein Verein hat sich nach deutschem Recht eine Satzung zu geben, die für gewöhnlich 
den Vereinszweck fixiert. Handlungsfähig wird ein Verein durch seine Organe: Obers- 
tes Vereinsorgan ist die Mitgliederversammlung, nach außen vertreten wird der Ver- 
ein durch den Vorstand, der auch das Recht zur internen Geschäftsführung innehat 
(Zimmer 2007: 17 ff.). 

Viele Vereine sind steuerbegünstigt bzw. im umgangssprachlichen Sinne gemeinnüt- 
zig. Mit der Steuerbegünstigung respektive Gemeinnützigkeit ist eine juristische Defi- 
nition verbunden, die weitgehend unabhängig von einer politischen Theorie des Ge- 
meinwohls ist. Aber tatsächlich muss der Staat im Falle der Steuerbegünstigung von 
Organisationen unterstellen, dass sie einen irgendwie positiv gearteten Beitrag zur Ge- 
sellschaft leisten. Juristen sprechen davon, dass durch das private gemeinnützige Han- 
deln eine unmittelbare Gemeinwohlverantwortung übernommen wird. Das gemeinnüt- 
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zige Handeln muss dieser Sicht zufolge » geeignet sein, die staatliche Aufgabenerfüllung 
(potenziell) zu reduzieren« (Jachmann 2005: 368). Doch auch staatsferne Ziele können 
als Ausdruck staatsbürgerlicher Freiheit und pluralistischer Ordnung gemeinnützig sein 
(von Hippel/Walz 2007: 226 f.). 

Die Organisationen des gemeinnützigen bzw. Nonprofit-Sektors haben in der Regel 
eine bestimmte Rechtsform: In Deutschland überwiegt dabei der Verein, aber neben 
Stiftungen werden auch Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbH) und Genos- 
senschaften in diesem Bereich gegründet. Grundsätzlich existieren Rechtsformen, die 
für gewinnorientierte Organisationen konzipiert sind (Aktiengesellschaft, GmbH), so- 
wie »ideelle Organisationen« (Verein, Stiftung), die keine Gewinne an ihre Mitglieder, 
Stifter oder den Vorstand ausschütten dürfen. Jedoch liegt die Steuerbegünstigung - also 
die Gemeinnützigkeit - im Steuerrecht begründet. Eine Körperschaft gilt als gemeinnüt- 
zig, wenn sie im Sinne der Abgabenordnung selbstlos, ausschließlich und unmittelbar 
steuerbegünstigte Zwecke verfolgt. Die als gemeinnützig anerkannten Zwecke werden 
im Katalog von $ 52 II AO (Abgabenordnung) benannt. 

Unter das Gemeinnützigkeitsrecht fallen zwei Bereiche: erstens die Steuerbegüns- 
tigung, die einer Körperschaft vom Finanzamt erteilt wird, wenn sie gemeinnützige, 
mildtätige oder kirchliche Zwecke verfolgt. Sie wird dann im Wesentlichen von Ertrags- 
steuern (etwa Körperschaft- und Gewerbesteuer) freigestellt. Zweitens können steuer- 
pflichtige natürliche und juristische Personen bei einer Zuwendung an steuerbegüns- 
tigte Körperschaften die Möglichkeit der Minderung ihrer Steuerpflicht geltend machen. 

Seit etwa 100 Jahren können privatrechtliche Körperschaften von wesentlichen Steu- 
erpflichten freigestellt werden, sofern sie gemeinwohlorientierte Ziele verfolgen. Hierzu 
bedarf es zum einen der förmlichen Anerkennung als gemeinnützige oder mildtätige 
Organisation, aber auch der Einhaltung weiterer Bedingungen; darunter fallen das Ver- 
bot, Gewinne an Mitglieder oder Eigentümer auszuschütten, oder eine unmittelbare 
und zeitnahe Mittelverwendung. Im Laufe der Jahre wurde die Liste der gemeinwohl- 
orientierten Zwecke immer länger und entbehrt mittlerweile einer Systematik. Bemer- 
kenswert ist auch, dass der Spendenabzug in der Wahrnehmung der Öffentlichkeit und 
der Organisationen selbst eine herausragende Rolle spielt, obwohl nur wenig mehr als 
drei Prozent der Einnahmen deutscher Nonprofit-Organisationen auf Spenden beru- 
hen. Dass ökonomische Anreize in Form von Steuerabzugsmöglichkeiten die Höhe von 
Geldspenden an gemeinwohlorientierte Organisationen mit beeinflussen, ist in der Li- 
teratur relativ unumstritten, allerdings ist bislang nicht klar, wie stark sich der ökonomi- 
sche Anreiz äußert (vgl. Auten et al. 2002; von Auer/Kalusche 2007). 

Vereine sind zu unterscheiden von Parteien, die historisch aus »politischen Verei- 
nen« hervorgingen, eine herausgehobene Position im Rahmen der politischen Willens- 
bildung genießen und dem Parteiengesetz unterworfen sind. Des Weiteren sind Ver- 
bände von Vereinen abzugrenzen. Der Verband kennt keine eigene Rechtsform, man 
bezeichnet damit umgangssprachlich wie auch politikwissenschaftlich Dach- und In- 
teressenorganisationen. In der Regel ist ein Verband eine Mehrebenenorganisation, er 


Vereine 911 


bildet beispielsweise ein nationales Dach für mehrere regionale oder lokale Mitglieder- 
organisationen. Verbände sind im stärkeren Maße Träger organisierter Interessen, die 
gegenüber einer spezifischen Öffentlichkeit artikuliert werden. Häufig wird es dabei er- 
forderlich, zwischen Verbandsziel und Mitgliedschaftsmotiven zu trennen. Mitglieder 
müssen dann durch selektive Anreize gebunden werden (man denke z.B. an die Leistun- 
gen des ADAC). Doch ist die Grenze zum Verein fließend: Vereine und Verbände sind 
freiwillige Vereinigungen. 

Sozialwissenschaftlich interessiert man sich für Vereine aus verschiedenen Perspek- 
tiven: Sie sind Orte der Geselligkeit und sozialen Integration, sie stellen Verbindungs- 
elemente zu Politik und Öffentlichkeit dar, können also aus der Perspektive politischer 
Integration und Meinungs- und Willensbildung betrachtet werden. Schließlich sind sie 
sowohl von arbeitsmarkt- wie von wohlfahrtspolitischer Relevanz, denkt man etwa an 
die Wohlfahrtsverbände oder das Ehrenamt (> Ehrenamt). 

Aus einer historisch-soziologischen Perspektive sind Vereine jedoch von noch funda- 
mentalerer Bedeutung: Die moderne Gesellschaft beruht »auf einer revolutionär neuar- 
tigen Form der Vergesellschaftung, nämlich auf der [...] Möglichkeit und Entschieden- 
heit, willkürlich soziale Verbindungen einzugehen und absichtlich soziale Gruppen ins 
Leben zu rufen« (Tenbruck 1989: 220), bieten Vereine doch im Prinzip jedem die Mög- 
lichkeit, sich nach freier Wahl und jenseits angestammter sozialer Zugehörigkeiten mit 
anderen zu verbinden. Die Dekorporierung der ständischen Gesellschaft beruht auf die- 
sem sich durchsetzenden Prinzip und ist neben Industrialisierung, Urbanisierung, Bü- 
rokratisierung, Demokratisierung und funktionaler Differenzierung als eigenständiger 
Motor des Modernisierungsprozesses zu betrachten. 


2 Die sozialgeschichtliche Entwicklung des Vereinswesens 


Vorläufer von Vereinen finden sich in den mittelalterlichen Zünften und religiösen Bru- 
derschaften, doch hat das Vereinswesen im engeren Sinne in Deutschland frühbürger- 
liche Wurzeln und ist in der Zeit des aufgeklärten Absolutismus zu verorten. Das ge- 
hobene Bürgertum, Verwaltungsbeamte, Professoren, aber auch aufgeklärte Adelige 
schlossen sich in »Vereinen« zusammen: Geheimbünde, Akademien, Lesegesellschaf- 
ten (die zahlenmäßig stärkste Gruppe) und Diskussionszirkel bildeten die ersten Orte 
bürgerlicher Geselligkeit, die die Distanz zum und den Schutz vor dem Staat suchten. 
Schon für die Jahre 1770 bis 1800 lässt sich von einem Vereinsgründungsfieber sprechen: 
Mehr als 430 deutsche Lesegesellschaften sind vor 1800 nachweisbar (Wehler 1987a: 320). 

Bürgerliche Aktivität organisierte sich in Vereinen, doch in der ersten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts traten auch neue Vereinsformen mit einer veränderten Mitgliederstruktur 
auf, so z. B. studentische Burschenschaften, Gesangs- und Turnvereine, die häufig natio- 
nalpolitische Zielstellungen verfolgten. Bis zu ihrem Verbot im Jahr 1820 brachte die 
Jahnsche Turnbewegung nach eigenen Angaben 12 000 Turner in 150 »Turngemeinden« 
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zusammen (Wehler 1987b: 402). Einen zweiten Aufschwung erlebte die Turnbewegung 
in den 1840er Jahren. 1848 zählten die deutschen Turnvereine schon rund 90 ooo Mit- 
glieder, hauptsächlich Männer kleinbürgerlicher Herkunft. In jene Jahre fällt auch der 
erste Aufschwung politischer Parteien, die als politische Vereine mit dem Ziel der Beein- 
flussung und der Teilhabe an politischer Macht gegründet wurden (Wehler 1995: 335 £.). 

In den 1860er und 1870er Jahren erlebten die europäischen Gesellschaften und die 
USA im Zuge der Industrialisierung und Urbanisierung ein regelrechtes Take-off im Be- 
reich der Vereinsgründungen und der Verein setzte sich als die typische Vergesellschaf- 
tungsweise der industriellen Gesellschaft durch. Am Ende des 19. Jahrhunderts wurde es 
zur Selbstverständlichkeit, sich zusammenzuschließen, um Interessen, Ideen oder Werte 
zu verwirklichen. Das Vereinswesen muss als die typische Organisationsweise der neuen 
Gesellschaft gesehen werden, die sich dekorporierte und individualisierte. So bezeichnet 
Nipperdey (1998: 267) denn auch das 19. Jahrhundert als das Jahrhundert der Vereine. 

Viele Vereinsgründungen hatten mit der aufkommenden »sozialen Frage« zu tun, 
standen jedoch zumeist unter der Leitung bürgerlicher Schichten. Erst im letzten Drit- 
tel des 19. Jahrhunderts bildeten sich in Deutschland vor allem in den Städten genu- 
ine Arbeitervereine. Das Prinzip der Assoziation sollte den nicht besitzenden Schich- 
ten die Selbsthilfe ermöglichen. Zwar hatte es schon lange vor Anbruch der Moderne 
solidarische Strukturen vor allem in Form von Zünften, Gesellenbruderschaften und 
Unterstützungskassen handwerklicher und unterer städtischer Schichten gegeben, doch 
war die neue Vereinsstruktur weitaus umfassender (Tenfelde 1998). Neben den Gewerk- 
schaften, Genossenschaften und politischen Parteibildungen gab es sich spezialisierende 
Vereine, die sich auf Bildung und Kultur, Unterhaltung und Freizeitgestaltung konzen- 
trierten. Ungeachtet der Tatsache, dass Deutschland - wie viele andere europäische Län- 
der - keine Demokratie darstellte, waren bis 1914 alle Bereiche des städtischen Lebens 
vereinsmäßig organisiert. Max Weber sprach auf dem Ersten Deutschen Soziologentag 
im Jahr 1910 dementsprechend davon, dass der »heutige Mensch« ein »Vereinsmensch 
in einem fürchterlichen, nie geahnten Ausmaße« sei. 

Eine spezifische gesellschaftspolitische Problemlage resultierte daraus, dass im letz- 
ten Drittel des 19. Jahrhunderts in Deutschland eigene Geselligkeitskulturen entstanden 
waren, die sich voneinander abschotteten. Katholizismus und Arbeiterbewegung bil- 
deten sozial-moralische Geselligkeitskulturen heraus, die sich von konservativen und 
liberalen Kreisen abgrenzten. Der »Erfolg« des Vereinswesens resultierte in Fragmen- 
tierung und scharfen Konflikten zwischen den sich abgrenzenden Gruppen. Und die 
Parteien des Kaiserreichs und der Weimarer Republik fungierten gleichsam als Aktions- 
ausschüsse dieser geschlossenen Geselligkeitskulturen. 

Die politische Integrationskraft der Parteien und des politischen Systems war in der 
Weimarer Republik offenkundig zu schwach, um die gesellschaftlichen Spaltungen zu 
überwinden. Daraus hat Sheri Berman (1997) geschlossen, dass Tocquevilles Argument, 
dass eine robuste Zivilgesellschaft die Demokratie stärkt und schützt, längst nicht immer 
und überall gilt. In der Weimarer Republik korrespondierte das starke Vereinswesen mit 
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einer ausgeprägten Frustration über die nationale Politik und die Parteien. Allerdings 
gelang es den Parteien angesichts ökonomischer, politischer und sozialer Konflikte im- 
mer weniger, ihre Wählergruppen an sich zu binden. Als die Große Depression Europa 
erfasste, zeichnete sich Deutschland durch schwache politische Institutionen und eine 
hochorganisierte Zivilgesellschaft aus, auf die die nationalsozialistische Bewegung zu- 
rückgriff. Quasi durch Infiltration und Anwerbung »kaperten« die Nazis eine Vielzahl 
von Assoziationen und überbrückten so die Kluft zwischen Gesellschaft und Parteipo- 
litik. Nicht eine anonyme Massengesellschaft und nicht ein zu schwach ausgeprägtes 
Assoziationswesen bereiteten der NSDAP den Weg zur Macht, sondern - ganz im Ge- 
genteil - eine in sich gespaltene Zivilgesellschaft ohne übergreifende zivile und demokra- 
tische Verhaltensstandards. Auch die faschistische Bewegung in Italien konnte ihre Er- 
folge über eine gut organisierte Zivilgesellschaft aufbauen (Riley 2005). Ein ausgebautes 
Vereinswesen muss also keinesfalls mit Demokratisierungsprozessen korrespondieren. 

Mit der Bundesrepublik entstand eine neue staatliche Formation, die sich in viel- 
facher Hinsicht vom Kaiserreich, der Weimarer Republik und dem nationalsozialisti- 
schen Herrschaftssystem unterschied (vgl. Ritter 1998). Politische Konflikte verloren in 
der Bundesrepublik Deutschland ihre weltanschaulichen Bindungen, wurden dadurch 
handhabbarer und konnten politisch in Kompromissen kleingearbeitet werden. Der er- 
folgreiche Übergang der Bundesrepublik zu Demokratie und einer Zivilgesellschaft, die 
von Zivilität gekennzeichnet ist, hat mit einem handfesten Sozialstrukturwandel zu tun, 
der die herkömmlichen Geselligkeitskulturen und ihre Frontstellungen auflöste. 

Für die DDR lässt sich nicht von einer ausdifferenzierten Handlungssphäre der Zi- 
vilgesellschaft sprechen, zu eng waren alle gesellschaftlichen Bereiche mit den politi- 
schen Institutionen des Staats verwoben. Vereine bzw. Vereinigungen waren nicht auto- 
nom, sondern wurden staatlich kontrolliert oder reglementiert (vgl. Vortkamp 2008). 
Bis zum Jahr 1959 wurden sie entweder in übergeordnete Verbände eingegliedert oder 
aber aufgelöst. 

Die heute so großen und einflussreichen Wohlfahrtsverbände wiesen historisch 
ebenfalls Momente der vereinsförmigen Selbstorganisation auf. Sie sind in der Zeit des 
deutschen Kaiserreichs entstanden und entstammen der Vereinskultur der Kirchen und 
der Arbeiterbewegung. Die frühen Wohlfahrtsverbände wurden im Wesentlichen durch 
die freiwilligen Aktivitäten und Beiträge ihrer Sozialmilieus getragen und waren auch 
auf diese begrenzt. Mit dem Aufbau des Weimarer Sozialstaats ging ein Prozess der Zen- 
tralisierung der Wohlfahrtsverbände und ihrer Inkorporierung in den Sozialstaat einher. 
Die sozialpolitische Entwicklung der Bundesrepublik führte zu einer weiteren Inkor- 
porierung der Freien Wohlfahrtspflege in ein staatlich reguliertes Gesamtsystem (> So- 
zialstaat und soziale Sicherheit). Die Professionalisierung der Dienstleistungen gewann 
gegenüber dem ehrenamtlichen Engagement einen höheren Stellenwert. Doch expan- 
dierten in den letzten Jahren auch neue Formen der Selbsthilfe. Beispielsweise verdankt 
der Deutsche Paritätische Wohlfahrtsverband seinen Bedeutungszuwachs dem Aufstieg 
der Selbsthilfebewegung seit dem Ende der 1970er Jahre - in nur zehn Jahren, zwischen 
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1985 und 1995, ist beispielsweise die Anzahl der Selbsthilfegruppen und -initiativen von 
25 000 auf 60 000 angestiegen (Priller/Zimmer 2001: 34). 

In Ostdeutschland hat sich nach der Wende die Transformation der Wohlfahrtsver- 
bände zu Dienstleistungsunternehmen noch beschleunigt. Die Wohlfahrtsverbände 
hatten in der zentralistisch organisierten DDR keine vergleichbaren Geschwisterorga- 
nisationen, sodass die westdeutschen Verbände einfach auf Ostdeutschland übertra- 
gen wurden. 

Ein weiterer staatsnaher Bereich, den man ebenfalls nicht unmittelbar mit dem Prin- 
zip der freiwilligen Vereinigung in Zusammenhang bringt, wird in Deutschland von den 
Kirchen gebildet. In den USA zählt man hingegen die Religionsgemeinschaften nicht 
nur zum Nonprofit-Sektor, sondern betrachtet sie ganz selbstverständlich als freiwillige 
Denomination und konstitutiven Teil der Zivilgesellschaft. Bislang ist in der deutschen 
Diskussion die Frage ungeklärt, wie sich Kirchen zum Konzept der freiwilligen Ver- 
einigung verhalten. Offenbar stellen die Vereinigten Staaten das Paradebeispiel für eine 
ausgeprägte Zivilgesellschaft dar, die zutiefst von protestantischen Denominationen und 
ihren Prinzipien der Freiwilligkeit und des Voluntarismus geprägt sind, im Gegensatz 
zu Europa, wo Zivilgesellschaft und christliche Kirchen stärker in einem Spannungsver- 
hältnis zueinander stehen. Es besteht eine Art Wahlverwandtschaft zwischen dem Frei- 
willigkeitsprinzip protestantischer Sekten und zivilgesellschaftlichen Assoziationen, wie 
es auch eine Spannung zwischen diesen und dem europäischen Konzept der »Kirche als 
Anstalt« (Max Weber) gibt. Dass sich die großen Kirchen hin zu Religionsvereinen und 

-gesellschaften entwickeln, muss als sehr unwahrscheinlich gelten, doch wäre zu prüfen, 
inwieweit das Prinzip der religiösen Vereinigung in alternativen oder in migrantischen 
religiösen (z.B. muslimischen) Zusammenhängen zum Tragen kommt. 


3 Die gesellschaftspolitische Bedeutung von Vereinen 


In den amerikanischen Sozialwissenschaften wurde vor einigen Jahrzehnten erstmalig 
davon gesprochen, dass es in der modernen Gesellschaft ein drittes Prinzip der Verge- 
sellschaftung und Ressourcenbereitstellung neben der des Staates und des Markts gibt. 
Amitai Etzioni brachte hierfür den Begriff »Dritter Sektor« in die Sozialwissenschaften 
ein (Etzioni 1972). Zunächst unterstellte die in den USA beginnende Forschung, dass der 
Dritte oder Nonprofit-Sektor ein amerikanisches Phänomen sei. Man bemerkte bis in 
die 1980er Jahre kaum, dass man diesen Sektor in allen modernen Gesellschaften vor- 
finden kann. 

Zum Dritten bzw. Nonprofit-Sektor zählen die Organisationen, die nicht eindeu- 
tig dem Markt oder dem Staat zuzuordnen sind, d.h. solche Organisationen, die for- 
mell strukturiert, organisatorisch unabhängig vom Staat, nicht gewinnorientiert, eigen- 
ständig verwaltet sind und zu einem gewissen Anteil von freiwilligen Beiträgen leben 
(Priller/Zimmer 2001); dazu zählen z.B. Vereine, Stiftungen, Verbände, Einrichtungen 
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der Freien Wohlfahrtspflege, gemeinnützige GmbHs, Gewerkschaften, Selbsthilfegrup- 
pen und Bürgerinitiativen. 

Zur Einschätzung der volkswirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Bedeutung 
des Dritten Sektors liegen mittlerweile neuere Daten vor (vgl. ZiZ 2011), die vornehm- 
lich auf einer Auswertung des deutschen Unternehmensregisters beruhen. In Deutsch- 
land haben die Beschäftigten des Nonprofit-Sektors im Jahr 1995 einen Anteil von knapp 
fünf Prozent an der Gesamtbeschäftigung eingenommen, dies entspricht etwa 2,1 Mil- 
lionen Beschäftigten (Priller/Zimmer 2001). Für das Jahr 2007 kann man von 2,3 Millio- 
nen sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten ausgehen (ZiZ 2011). Im 22-Länder- 
Durchschnitt bewegt sich Deutschland (wiederum im Jahr 1995) damit auf Platz 10. In 
den Niederlanden (Platz ı) beträgt der Anteil an der Gesamtbeschäftigung 12,6 Prozent, 
in den USA (Platz 5) 7,8 Prozent und in Japan (Platz 13) 3,5 Prozent. 

In Deutschland sind knapp 39 Prozent der Beschäftigten des Dritten Sektors im Be- 
reich Soziale Dienste tätig und knapp 31 Prozent im Gesundheitsbereich (ZiZ 2011). Das 
heißt, dass ein großer Anteil von wohlfahrtsrelevanten Gütern und Dienstleistungen 
von Nonprofit-Organisationen - in der Regel handelt es sich um die großen Wohlfahrts- 
verbände - angeboten wird. Finanziert werden diese fast ausschließlich durch die So- 
zialversicherungen und Krankenkassen. Über 1,4 Millionen Beschäftigte finden sich 
mittlerweile (2004) in der Freien Wohlfahrtspflege (1970: 381 000; 1990: 751 000), wobei 
es sich zunehmend um Teilzeitarbeitsplätze handelt. 

Die Einnahmen des Sektors setzen sich aus Gebühren, öffentlichen Zuschüssen und 
Spenden zusammen. Der Nonprofit-Sektor finanziert sich zu 64,3 Prozent aus Geldern 
der öffentlichen Hand, zu 32,3 Prozent aus Gebühren und zu 3,4 Prozent aus Spen- 
den. Rechnet man die ehrenamtliche Tätigkeit ein, erhöht sich der Anteil der »Spen- 
den« - nämlich durch die Spende unentgeltlicher Arbeitskraft - auf 36,3 Prozent. In den 
Nonprofit-Organisationen wird demnach viel ehrenamtliche Arbeit geleistet: besonders 
im Bereich Kultur, Freizeit und Erholung. 

Die Höhe der monetären Spenden zu beziffern, ist für Deutschland aufgrund einer 
fehlenden soliden Datenbasis kaum möglich. Die Schätzung des jährlichen Gesamtvo- 
lumens schwankt zwischen zwei und sechs Milliarden Euro (Priller/Schupp 2010). Aller- 
dings spenden alle Schichten der Bevölkerung: So hat der Freiwilligensurvey eine Spen- 
derquote von über 60 Prozent ermittelt. 

Eine weitere Organisationsform und institutionelle Säule des Nonprofit-Sektors ist 
das Stiftungswesen (vgl. Adloff 2010). In Deutschland finden sich mehr als 20 000 Stif- 
tungen. Zumeist stehen die großen Stiftungen im Mittelpunkt des öffentlichen Interesses, 
doch setzt sich das Stiftungswesen hauptsächlich aus Stiftungen mit kleinen Vermögen 
zusammen. Das Stiftungsvermögen ist aufgrund der mangelhaften Datenlage schwer ex- 
akt zu bestimmen, doch wird der Beitrag von Stiftungen zum Finanzvolumen des deut- 
schen Nonprofit-Sektors insgesamt auf etwa 0,3 Prozent geschätzt (Enquete 2002: 246). 

Im gesellschaftspolitischen Diskurs der letzten Jahre ist das Vereinswesen bzw. das 
Prinzip der freiwilligen Vereinigung aufs Engste mit dem normativ aufgeladenen Be- 
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griff der Zivil- oder Bürgergesellschaft verknüpft worden, der den älteren Begriff der 
bürgerlichen Gesellschaft abgelöst hat. Unter Zivilgesellschaft wird in der Regel ein ge- 
sellschaftlicher Raum, nämlich die plurale Gesamtheit der öffentlichen Assoziationen, 
Vereinigungen und Zusammenkünfte verstanden, die auf dem freiwilligen Zusammen- 
handeln der Bürger und Bürgerinnen beruhen (vgl. Adloff 2005). Diese Vereinigungen 
sind weitgehend unabhängig von einem staatlichen Apparat und in der Regel auch nicht 
wirtschaftlichen Profitinteressen verbunden. Häufig zählen außerdem bestimmte zivile 
Verhaltensstandards wie Toleranz, Verständigung, Gewaltfreiheit, aber auch Gemein- 
sinn zur Zivilgesellschaft. Schließlich beinhaltet das Zivilgesellschaftskonzept auch ein 
utopisches Moment des selbstregierten demokratischen Zusammenlebens. 

Spiritus rector dieser emphatischen Perspektive auf das Prinzip der freiwilligen Ver- 
einigung ist gewiss der Franzose Alexis de Tocqueville, der 1831 die USA bereiste und 
im Anschluss seinen berühmten Bericht »Über die Demokratie in Amerika« verfasste. 
Der Wert der Gleichheit bildet für ihn die Grundlage für Demokratie und Individualis- 
mus. Freie Zusammenschlüsse sind es, die die Demokratie mit Leben erfüllen und er- 
halten. Tocqueville (1985) wendet sich dabei zum einen den politischen Vereinigungen 
in den USA zu, aber auch die »bloß« geselligen Vereine sind ihm von hohem demo- 
kratischen Wert, da diese die Tugend und Demokratiefähigkeit der Bürger und Bürge- 
rinnen fördern. Gerade unter egalitären und individualistischen Bedingungen müssen 
sich die Menschen zusammenschließen und die »Kunst der Vereinigung« entwickeln, 
um dem drohenden Despotismus durch Gemeinsinn und Bürgertugend zu entrin- 
nen. Politische wie auch rein gesellige Vereinigungen, so lautet Tocquevilles klassisches 
Argument, stellen den entscheidenden zivilgesellschaftlichen Unterbau einer Demo- 
kratie dar. 

Dieses Argument fand in den letzten Jahren erneute Aufmerksamkeit. Robert Put- 
nam (2000) spricht vom Sozialkapital einer Gesellschaft und vertritt die These, dass Ge- 
sellschaften sozial und politisch besser »funktionieren«, wenn sie über ausreichende 
Mengen an Sozialkapital verfügen. Sozialkapital bezeichnet soziale Tatbestände wie 
Vertrauen, Normen und soziale Netzwerke, die Handlungskoordination ermöglichen 
(> Soziale Netzwerke). Dahinter steht die Vorstellung, dass Assoziations- und Koope- 
rationsformen, wie man sie in Vereinen und Initiativen antrifft, bei den Mitgliedern 
Kommunikations-, Kooperations- und Hilfsbereitschaft generieren können. So kann 
Sozialkapital nicht nur individuelle Interessen befördern, sondern auch externe positive 
Effekte auf die Gesellschaft generieren. 

Die Themen Zivilgesellschaft und Sozialkapital fanden hierzulande so viel Aufmerk- 
samkeit, dass sogar eine Enquete-Kommission des Deutschen Bundestags eingerichtet 
wurde, die sich mit diesen Fragen beschäftigte. Die Enquete-Kommission » Zukunft des 
Bürgerschaftlichen Engagements« legte 2002 ihren Abschlussbericht vor, der mehr als 
800 Seiten umfasst, die von theoretischen Überlegungen, historischen und empirischen 
Beschreibungen bis zu Empfehlungen an die Politik und Administration zur Stärkung 
der Zivilgesellschaft reichen. 
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Offenkundig sind die Konzepte »Nonprofit-Sektor« und »Zivilgesellschaft« nicht 
deckungsgleich. So gibt es einige Bereiche des Nonprofit-Sektors, die entweder staat- 
lich (mit-)organisiert sind oder primär wirtschaftlichen Zielen dienen. Die Organisatio- 
nen in den Bereichen Soziale Dienste und Gesundheitswesen kann man treffender dem 
deutschen Sozial-Korporatismus zuordnen, der vor allem durch eine spezifische Inter- 
pretation des Subsidiaritätsprinzips befördert wurde. Vor allem die Spitzenverbände der 
freien Wohlfahrtspflege (Caritas, Diakonie, Paritätischer Wohlfahrtsverband, Arbeiter- 
wohlfahrt, Deutsches Rotes Kreuz, Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland) 
sind nach wie vor stark durch öffentliche Mittelzuweisungen begünstigt. Darüber hin- 
aus stellt sich die Frage, welche Bereiche des Nonprofit-Sektors besonders wirtschafts- 
nah operieren. Manche Nonprofit-Organisationen werden nach einer Anfangsphase der 
Erprobung und staatlicher Unterstützung in For-Profit-Organisationen umgewandelt. 


4 Befunde zu Mitgliedschaft und Engagement 


Über eine exakte Angabe über die Anzahl der in Deutschland vorhandenen Vereine ver- 
fügen wir nicht. Da es kein zentrales Vereinsregister gibt, ist man auf die Bekanntgaben 
der circa 600 örtlichen Vereinsregister angewiesen. Die V & M Service GmbH erhebt 
seit 2001 regelmäßig die Anzahl der in den Vereinsregistern registrierten Vereine. Da- 
bei werden nur eingetragene Vereine erfasst und die erhobenen Daten geben keine Aus- 
kunft über die Größe der Vereine sowie ihre tatsächliche Aktivität. Die Anzahl der Ver- 
eine schwankt über die letzten Jahre nur unwesentlich, für das Jahr 2008 werden über 
550 000 Vereine in Deutschland verzeichnet. Dies entspricht einer Dichte von 6,7 Ver- 
einen pro 1000 Einwohner. 

Zwischen 1960 (nur alte Bundesländer) und heute hat sich die Anzahl der eingetrage- 
nen Vereine mehr als versechsfacht, auch ihre Dichte hat sich mehr als vervierfacht. Zu 
den traditionellen Vereinen gibt es konkrete Daten des Deutschen Olympischen Sport- 
bundes (DOSB) und des Deutschen Sängerbundes. In beiden Bereichen ist ein langfris- 
tiges Wachstum zu verzeichnen: Zwischen 1960 und 2007 stieg die Anzahl der Vereine 
im DOSB von 31000 aufrund 91000; die Anzahl der Gesangsvereine stieg im gleichen 
Zeitraum von 16 000 auf 21000 (Alscher et al. 2009: 72). Der Sport zählt über 27 Mil- 
lionen Mitgliedschaften (einschließlich Mehrfachmitgliedschaften) und bildet damit 
eindeutig die mitgliederstärkste Sparte im deutschen Vereinswesen, wobei kleine Ver- 
eine und Einspartenvereine dominieren. Auch sind im Sport die meisten Menschen eh- 
renamtlich aktiv. 

Deutlich zurückgegangen sind hingegen die Mitgliedschaften in Gewerkschaften 
und politischen Parteien (Brömme/Strasser 2001): Von 1984 bis 1993 sind in der BRD 
Mitgliederrückgänge von sechs Prozent bei den Gewerkschaften und von 17 Prozent bei 
den Parteien zu verzeichnen. Seit Mitte der 1990er Jahre liegt der jährliche Mitglieder- 
schwund der Gewerkschaften bei circa drei Prozent. Aber immer noch ist gegenwärtig 
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mehr als die Hälfte der Bevölkerung in Deutschland nach Angaben der Allgemeinen 
Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) Mitglied in einer Organisa- 
tion wie in einem Verein oder Verband oder in einer Gewerkschaft bzw. Partei (Alscher 
et al. 2009: 53), wobei allein ı7 Millionen Mitglieder auf den ADAC als größten Verein 
Deutschlands entfallen. 

Die Daten zum freiwilligen Engagement der Bürger und Bürgerinnen zeigen einen 
Zuwachs für die letzten 30 Jahre (> Ehrenamt). Etwa ein Fünftel bis ein Drittel der Wohn- 
bevölkerung in Deutschland ist - in irgendeiner Form - ehrenamtlich tätig (Alscher 
et al. 2009). Der Freiwilligensurvey beobachtet eine Zunahme des durchschnittlichen 
Engagements im Verlauf der letzten Jahre: Waren 1999 34 Prozent der Bevölkerung ab 
14 Jahren freiwillig engagiert, sind es 2004 36 Prozent und im Jahr 2009 ebenfalls 36 Pro- 
zent. Den größten Zuwachs zeigt dabei das Engagement älterer Menschen ab 56 Jahren, 
das seit 1999 um fünf bis sechs Prozentpunkte zugenommen hat. Die Beteiligung der 
Ostdeutschen an ehrenamtlichen Tätigkeiten ist niedriger als die der Westdeutschen 
(vgl. Gensicke/Geiss 2010). Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) gibt für das Jahr 
2007 eine niedrigere Engagementquote von 30 Prozent an, was im Vergleich zum Frei- 
willigensurvey auf Unterschiede bei den Stichproben, Erhebungsmethoden und Opera- 
tionalisierungen zurückzuführen ist. 

Nach Angaben des Freiwilligensurveys liegt das Haupttätigkeitsfeld der Engagierten 
im Bereich des Sports, zehn Prozent der Bevölkerung sind hier freiwillig engagiert. Ge- 
folgt wird der Sport von den Bereichen Kindergarten und Schule sowie von Kirche und 
Religion. Weit über 40 Prozent des gesamten Engagements findet in Vereinen statt; Kir- 
chen, Verbände, Initiativen und Selbsthilfegruppen sowie Parteien und Gewerkschaften 
schließen sich an. 

Unbestritten scheint zu sein, dass sich ein Formwandel des Engagements über die 
letzten Jahrzehnte abzeichnet: Freiwilliges Engagement wird weniger als eine dauer- 
hafte Pflichterfüllung verstanden, sondern ist zunehmend an persönlichen Interessen 
und Neigungen orientiert. Gerade bei den jüngeren Generationen nimmt die feste Ein- 
bindung in traditionelle Organisationen ab (Heinze/Strünck 2001). 

Die meisten Studien zum freiwilligen Engagement nehmen eine Querschnittspers- 
pektive ein. Längsschnittuntersuchungen erhellen hingegen die Dynamik des Engage- 
ments und belegen, dass sich hinter der Zahl, dass sich ein Viertel bis ein Drittel der Be- 
völkerung in Deutschland engagiert, hohe Fluktuationen verbergen. Auf Grundlage des 
SOEP zeigt sich beispielsweise, dass in Westdeutschland über 45 Prozent der Zugangsko- 
horte 1995/96 das Engagement in Vereinen und sozialen Diensten in den ersten 18 Mo- 
naten wieder abbrach, in den neuen Bundesländern sogar 55 Prozent (Ehrhardt 2011). Im 
Bereich des politischen Engagements ist die Verweildauer sogar noch kürzer. Längere 
Engagementepisoden finden sich hauptsächlich bei Menschen eines gehobenen sozialen 
Status und bei enger Kirchenbindung. 

Assoziative Aktivitäten sind stark vom Bildungsniveau und von der Einkommens- 
höhe abhängig. Auch haben religiöse Bindungen und das Bildungsniveau einen positi- 
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ven Einfluss auf das Engagement. Die Kluft in den Partizipationsraten zwischen Män- 
nern und Frauen ist in den letzten 40 Jahren in der Bundesrepublik zwar schmaler 
geworden, aber die Frauen haben die Männer immer noch nicht ganz eingeholt. Untere 
Einkommensgruppen und Personen mit niedrigem Bildungsniveau sind in freiwilligen 
Vereinigungen unterrepräsentiert (vgl. Brömme/Strasser 2001). Menschen aus den unte- 
ren Schichten waren früher häufiger in die Vereinigungen der klassischen Geselligkeits- 
kulturen eingebunden: in die Organisationen der Arbeiterbewegung oder in das orga- 
nisatorische Umfeld der Kirchen. Dieser organisatorische Rahmen ist diesen Gruppen 
heute weitgehend verlorengegangen. 

Menschen mit Migrationshintergrund zeigen ebenfalls niedrigere Mitgliedschafts- 
und Engagementquoten, wobei hier aber zumeist andere Faktoren, wie z. B. Sprachkennt- 
nisse, Bildungsgrad, Erwerbsstatus und Einkommen, die geringere Quote bewirken. Die 
Integrationskraft von Vereinen stellt derzeit ein zentrales gesellschaftspolitisches und so- 
zialwissenschaftliches Thema dar. Im Jahr 2009 besaßen circa neun Prozent der Mitglie- 
der in einem Sportverein einen Migrationshintergrund, davon zu zwei Dritteln Männer 
(Breuer et al. 2011). Auffallend ist, dass zunehmend mehr Menschen mit Migrationshin- 
tergrund sich auch ehrenamtlich engagieren. 

Resümiert man die vorliegenden empirischen Untersuchungen zur Frage nach den 
gesellschaftlichen Effekten von Vereinsmitgliedschaft und -engagement, sind zu hohe 
Erwartungen zu relativieren und differenziertere Urteile zu fällen. In einem umfas- 
senden Sinne sind Vereine an sich weder immer die Grundlage für Demokratie noch 
bringen sie automatisch gesellschaftliche, kulturelle und politische Integration mit sich. 
Auch besteht kein einfacher Zusammenhang zwischen der Stärke des Vereinswesens 
und sozialem Vertrauen oder generalisierter Reziprozität. Vielmehr kommt es auf kom- 
plexe Kontextfaktoren an: Nur bei bestimmten Typen von Vereinen, nämlich denjenigen, 
die stärker außen- als binnenorientiert sind, kommt es zu Hilfsbereitschaft, politischem 
Interesse und generell vertrauens- und integrationsfördernden Effekten und dies gilt 
hauptsächlich im Rahmen von aktiver Teilhabe und weniger bei passiven Vereinsmit- 
gliedern (vgl. Braun 2007; Vortkamp 2008). Vereine können ihren Mitgliedern durch- 
aus den Aufbau spezifischer Kompetenzen ermöglichen, doch umgekehrt gilt auch, dass 
Mitglieder Kompetenzen, Dispositionen und Ressourcen in Vereine einbringen, die sie 
zunächst in anderen gesellschaftlichen Handlungssphären erworben haben (vgl. Braun 
et al. 2007). Vereine bieten ihren Mitgliedern in der Regel die Möglichkeit eines face- 
to-face-Kontakts, stellen also primär Orte der Geselligkeit und sozialer Integration dar. 
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Verkehr und Mobilität 


Weert Canzler 


1 Abgrenzung und Definitionen 


Von modernen Menschen wird erwartet, dass sie mobil sind. Dank schneller und allge- 
mein verfügbarer Verkehrsmittel ist der individuelle Aktionsraum als Möglichkeitsraum 
größer denn je, zugleich wird er jedoch zunehmend zum Verpflichtungsraum (Canzler/ 
Knie 1998). Der erweiterte Möglichkeitsraum bestimmt das Mobilitätsverhalten der und 
des Einzelnen in den früh industrialisierten Gesellschaften und zunehmend auch in den 
Weltregionen der nachholenden Modernisierung. Damit ist der Verkehr als Sammelbe- 
griff für Transport, Ortsveränderungen und Austausch von Menschen, Dingen und In- 
formationen Grundlage und »Schmiermittel« arbeitsteiliger Gesellschaften und ihrer 
Ökonomien zugleich. 

»Verkehr« und »Mobilität« werden alltagssprachlich oft synonym verwendet. Ge- 
nauer betrachtet kann jedoch Verkehr als »realisierte Mobilität« definiert werden. Ver- 
kehr ist immer mit einer konkreten Ortsveränderung von Personen, Gütern oder In- 
formationen verbunden, während Mobilität die Möglichkeit der Bewegung und damit 
Beweglichkeit meint. Abstrakt formuliert: Optionen der Ortsveränderung zu haben, ist 
nicht gleichbedeutend mit physischem Transport. Mobilität schließt auch geistige Be- 
weglichkeit ein. Gemäß dieser definitorischen Unterscheidung kann jemand hochmo- 
bil sein, ohne sich physisch aufwändig bewegen zu müssen. Umgekehrt verfügen nicht 
unbedingt diejenigen über einen großen Möglichkeitsraum, die große Entfernungen 
überwinden (müssen). Viele Pendler beispielsweise sind oft und lange unterwegs, ohne 
jedoch über viele Optionen oder Alternativen zu verfügen. Verkehrsplaner sprechen in 
diesem Fall von »Zwangsmobilität« (z.B. Kutter 2007: 277). 

Ein wesentlicher Aspekt ist daher die konkrete Nutzung und Inanspruchnahme von 
Verkehrstechniken und -dienstleistungen und nicht zuletzt die Motive für die Wahl der 
jeweiligen Verkehrsmittel. In diesem Zusammenhang spielt der individuelle Alltagsver- 
kehr eine besondere Rolle. In der jüngeren sozialwissenschaftlichen Mobilitätsforschung 
ist deutlich geworden, dass im alltäglichen Verkehrsverhalten nicht allein die Kriterien 
der Kosten und des Zeitaufwandes entscheiden (Heine et al. 2001). Vielmehr prägen ent- 
lastende Routinen die alltägliche Verkehrspraxis. Diese werden oft nur dann durchbro- 
chen, wenn sich die Lebenssituation beispielsweise nach einem Arbeitsplatzwechsel oder 
im Laufe eines Umzuges verändert. Habitualisiertes Verkehrsverhalten kann darüber 
hinaus durch außergewöhnliche Ereignisse wie drastische Preiserhöhungen oder infolge 
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eines unerwarteten Eisregens auf morgendlichen Straßen erschüttert werden. Bloße Ap- 
pelle zum Umstieg auf stadt- und umweltverträglichere Verkehrsmittel verhallen daher 
oftmals folgenlos, wenn sie nicht in den eher seltenen Momenten des persönlichen Um- 
bruchs aufgenommen werden und der Umstieg selber wieder in eine routinisierte Ver- 
kehrsmittelwahl mündet (Canzler/Knie 1998). Weil das Automobil dem Verkehr in einer 
modernen Gesellschaft so sehr seinen Stempel aufdrückt, liegt in diesem Beitrag der 
Schwerpunkt eben auf diesem Verkehrsmittel und seinen Nutzungsmustern. 

Es gibt neben dem Automobil selbstverständlich weitere Verkehrsmittel. Bis Mitte 
des 20. Jahrhunderts war Deutschland ein Eisenbahnland, in dem das wichtigste Indi- 
vidualverkehrsmittel das motorisierte und das nicht-motorisierte Zweirad waren. Je- 
doch dominiert heute der private Pkw den Personenverkehr, wie auch der Lkw längst 
zum wichtigsten Träger des Gütertransportes geworden ist. Das Auto ist als Instru- 
ment einer habitualisierten Verkehrspraxis gegenüber allen anderen Verkehrsmitteln 
im Vorteil. Es erlaubt den Weg von »Haus zu Haus«, es ist ohne Fahrplankenntnisse fle- 
xibel zu nutzen und bietet zudem eine intime Schutzzone im öffentlichen Raum. Dazu 
kommt, dass das Auto von seinen Nutzern in seiner Kostenbelastung in aller Regel nur 
verzerrt wahrgenommen wird. Die »out-of-Pocket-Kosten« sind es, die der Autofah- 
rer und die Autofahrerin als Kosten des Autofahrens empfinden. Unregelmäßige Kos- 
tenbelastungen wie Reparaturen und Ölwechsel und vor allem der Wertverlust werden 
üblicherweise nicht in die persönliche Verkehrsrechnung aufgenommen. Von den ex- 
ternen Kosten (also den Umweltbeeinträchtigungen (> Umwelt), Zerschneidungswir- 
kungen oder Wertverlusten von Immobilien beispielsweise) des Autoverkehrs ganz zu 
schweigen. 

Darüber hinaus ist in der sozialwissenschaftlichen Verkehrs- und Mobilitätsfor- 
schung zunehmend der Zusammenhang von Verkehrsverhalten und individualisierten 
Lebensweisen in den Blick geraten (Heine et al. 2001; Schneider et al. 2002; Tully/Baier 
2006). Hoch arbeitsteilige und multilokale Lebensweisen sind nur möglich, weil die 
dafür benötigten Verkehrsangebote tatsächlich verfügbar sind. Auf der anderen Seite 
werden schnelle und kostspielige Verkehrsangebote von denen nachgefragt, die entfer- 
nungsintensive Lebensstile realisieren. Oft ist kaum zu entscheiden, ob sie das freiwillig 
oder infolge struktureller Zwänge tun. 


2 Verkehr in der modernen Gesellschaft 


Mobil zu sein und mobil sein zu können, sind unhintergehbare soziale Rollenerwar- 
tungen. Der Druck für den Einzelnen, sowohl in der Ausbildung als auch im Beruf und 
in der Freizeit zu Ortsveränderungen bereit zu sein, ist erheblich. Es ist schwierig, sich 
diesem sozialen Druck zu widersetzen, ohne sich in Gefahr zu begeben, als unflexibel, 
provinziell und letztlich immobil zu gelten. Das bedeutet auch, aber nicht nur, physi- 
sche und räumliche Beweglichkeit. Sozialer Aufstieg ist eng gekoppelt an Kompetenzen 
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und Qualifikationen, aber auch an die Fähigkeit, sich erfolgreich im öffentlichen Raum 
bewegen zu können. In Anlehnung an sozialgeografische Analysen kann man von »mo- 
tility« als eine zu erlernende und gesellschaftlich zu unterstützende individuelle Fähig- 
keit, physische und soziale Möglichkeitsräume zu nutzen, sprechen (vgl. Kaufmann etal. 
2010). In diesem Verständnis rücken Verkehrsthemen und Fragen der sozialen Mobilität 
eng zusammen. Denn individuelle Kompetenzen sind nur die eine Seite der Medaille. 
Finanzielle, geografische, demografische und kulturelle Randbedingungen sind die an- 
dere Seite. Motility meint beides: individuelle Bewegungsfähigkeiten und kollektive Er- 
möglichungsstrukturen. 

Ermöglichungsstrukturen haben auch eine materielle Dimension. Seit der Industria- 
lisierung und vor allem in den letzten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts sind die Raum- 
widerstände permanent gesunken. Globale Wertschöpfungsketten und transnationale 
Netzwerke, aber auch flexible Arbeitsmärkte und ein dynamischer Sektor von Touris- 
mus und Freizeitindustrie, sind nicht zuletzt das Ergebnis von schnellen und bezahlba- 
ren Transport- und Informationstechniken. Sie sind auf niedrige Transportkosten und 
abnehmende Raumwiderstände angewiesen. Sind diese jedoch nicht mehr gesichert, 
sind erhebliche soziale Verwerfungen zu erwarten. Diese sind als Folgen von Klima- 
wandel und Ressourcenknappheit absehbar. Die Frage sozialer Teilhabe stellt sich unter 
Bedingungen der umfassenden ökologischen Krise drängender als in den langen Wachs- 
tumsphasen seit Mitte des 20. Jahrhunderts (Welzer/Leggewie 2009). Soziale Mobilität 
und Teilhabe sind gefährdet, wenn der Trend sich umkehrt und Raumwiderstände wie- 
der stärker werden. Höhere Energiekosten im Verkehr wirken sich auf die gesellschaft- 
liche Arbeitsteilung, auf die Arbeitsmärkte und den Bildungssektor aus. Sie sind sozial 
selektiv und konterkarieren die Bemühungen, Bildungsarmut zu bekämpfen und Zu- 
gänge zum Arbeitsmarkt zu erleichtern. 

Insbesondere das Automobil hat für das Alltagsleben, die Ökonomie und auch für 
die politische Agenda der Bundesrepublik Deutschland eine enorme Bedeutung. Ab 
Mitte der 1950er Jahre erlangten die Motorisierung und der Aufbau eines eng geknüpf- 
ten Straßennetzes verkehrs- und gesellschaftspolitische Priorität (Klenke 1995). In einer 
psychologisch-historisierenden Sekundäranalyse des westdeutschen Nachkriegsauto- 
mobilismus entwirft Wolfgang Sachs (1984) ein pointiertes Bild des kulturellen Auf- 
stiegs des Automobils zum bevorzugten Prestigeobjekt und zum Symbol für das deut- 
sche Wirtschaftswunder. Kaum zu bestreiten ist seit der zweiten Motorisierungswelle 
in den 1970er Jahren, in deren Folge auch die Arbeitnehmerhaushalte zu einem großen 
Teil über ein eigenes Auto verfügen konnten: Das Auto gehört zur »Grundausstattung 
eines vollwertigen Gesellschaftsmitgliedes« (Burkart 1994). In allen Lebensbereichen 
wird eine individuelle Mobilität erwartet, die oft nur mit dem Auto geleistet werden 
kann. Das betrifft seit dem Fast-Erreichen der Vollmotorisierung nicht zuletzt die Flexi- 
bilitätsanforderungen des Arbeitsmarktes und die Ansprüche an die Ware Arbeitskraft: 
Mobilitätsbereitschaft wird schlichtweg vorausgesetzt, in Arbeitsverträgen einiger mul- 
tinationaler Unternehmen wird mit Blick auf möglichst flexible räumliche Einsatzmög- 
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Abbildung 1 Entwicklung des Personenverkehrs in den Jahren 1975-2009 
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Quelle: Bundesministerium für Verkehr/Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung: Verkehr in 
Zahlen, verschiedene Jahrgänge. 


lichkeiten oft sogar auf einen definierten Arbeitsort ausdrücklich ganz verzichtet (vgl. 
Kesselring/Vogl 2010). 

Deutschland ist kein Sonderfall. Die soziologisch wie ökonomisch relevanten Daten 
sind eindeutig: Eine Fahrzeugdichte von mehr als 500 Autos pro 1000 Einwohner wird 
in beinahe allen OECD-Ländern überschritten, der Anteil des motorisierten Individual- 
verkehrs an der gesamten Verkehrsleistung beträgt fast überall mindestens 80 Prozent, 
das Autofahren-Können ist als Kulturtechnik (mindestens) so stark verbreitet wie das 
Lesen und Schreiben. Die in Personenkilometern gemessenen Anteile des Autos und der 
anderen Verkehrsträger haben sich in der Bundesrepublik kontinuierlich zugunsten des 
motorisierten Individualverkehrs verschoben (Abbildung ı'). 

Die höchsten Zuwachsraten hat der motorisierte Individualverkehr bei den Frei- 
zeitaktivitäten, dort werden mehr als zwei Drittel aller Aktivitäten mithilfe des Autos 
unternommen (Bundesministerium für Verkehr/Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung, verschiedene Jahrgänge). Im Verkehr gilt zumindest bisher of- 
fenbar das Prinzip einer sich selbst verstärkenden Expansionsdynamik. Schon Mitte 
der 1970er Jahre haben Verkehrsforscher wie Eckhard Kutter und G. Wolfgang Heinze 
auf die verkehrsinduzierende Wirkung von Verkehrsinfrastrukturen verwiesen (Heinze 
1979; Kutter 1975). » Verkehr schafft Verkehr«, so lautete zugespitzt die empirische Zu- 
sammenfassung der Verkehrsentwicklung über mehrere Jahrzehnte. Ganz ähnlich sieht 


1 Für die Erstellung der Abbildungen danke ich Felix Witte. 


926 Verkehr und Mobilität 


Abbildung 2 Entwicklung des Güterverkehrs von 1975-2009 
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daher die Entwicklung des Güterverkehrs aus, der sich insgesamt ebenfalls drastisch er- 
höht und dessen modal split (also die Anteile der verschiedenen Verkehrsträger am ge- 
samten Güterverkehrsmarkt) sich zugleich sukzessive zugunsten des Transportes auf der 
Straße verändert hat (Abbildung 2). 

»Personenkilometer« und »Tonnenkilometer« sind die wichtigsten Messziffern für 
die Leistungsbilanz im Verkehr. Ihr Umfang, ihre Kosten und ihr Energiebedarf beschäf- 
tigen die Verkehrsökonomen und werden in » Verkehr in Zahlen« (Bundesministerium 
für Verkehr/Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, versch. Jahr- 
gänge) in ausführlichen Zeitreihen dokumentiert. In der Verkehrsstatistik verbergen 
sich eine Reihe impliziter Annahmen und Prämissen. In ihr verschwinden verkehrs- 
beeinflussende Kommunikationsstrukturen und -kulturen, Fragen der Ausprägung 
von Ungleichheiten und deren symbolische Deutung, die Genderfrage, die Genera- 
tionenthematik und vieles andere mehr. In den statistischen Daten steckt nicht zuletzt 
geronnenes Alltagshandeln. Verkehrsstatistiken veranschaulichen seit ihrer Einführung 
die ursprüngliche Wachstumslogik kapitalistischer Ökonomien. Im Nachkriegsdeutsch- 
land wurde ein »Mehr« an Verkehr jahrzehntelang als Ausdruck wirtschaftlicher Pro- 
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Abbildung 3 Der Pkw- und Kombi-Bestand von 1975-2009 
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Zahlen, verschiedene Jahrgänge. (Ab 2008 wird die Anzahl der vorübergehend angemeldeten Fahrzeuge auf 
Basis der Daten aus den Jahren 2004 bis 2007 ermittelt und hinzugerechnet [in der Abbildung farbig markiert].) 


sperität gedeutet. Seine Schattenseiten und sozialen Kosten waren lange kein Thema. 
Erst im Zuge der ökologischen Wachstumsdiskussion der 1980er und 1990er Jahre kam 
die Forderung nach einer »Verkehrswende« von Seiten kritischer Verkehrswissenschaft- 
ler auf (unter anderem Hesse 1993). Sie blieb allerdings faktisch folgenlos, alle Kenngrö- 
ßen des Verkehrs haben, lediglich durch konjunkturelle Schwankungen berührt, seither 
weiter zugenommen. In der Folge der deutschen Vereinigung stieg der Straßenverkehr 
Anfang der 1990er Jahre für einige Jahre sogar weit überdurchschnittlich. Auch der Be- 
stand an Automobilen stieg weiterhin an, wie Abbildung 3 eindrucksvoll belegt. 
Wirtschaftlich und technisch interessieren die gefahrenen Kilometer, transportierte 
Personen und Güter, Anzahl, Größe und Motorisierung von Fahrzeugen. Gegen den 
Strich gebürstet verweisen diese Daten und Befunde neben dem Subtext vom » größer, 
schneller, weiter« bereits auf fundamentale Ambivalenzen des Automobilismus. Mit 
der Massenmotorisierung treten widersprüchliche und zum Teil nicht intendierte Ef- 
fekte von Massenmotorisierung auf: neben Inklusion und Wahlfreiheit auch Exklusion, 
neben Zeitgewinn auch Zeitverlust durch Staus (> Zeitverwendung), neben der Erwei- 
terung individueller Aktionsradien auch die Entwertung von Transiträumen, neben 
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mehr Flexibilität auch mehr Mobilitätszwang. Besondere Aufmerksamkeit haben die 
geschlechtsspezifischen Unterschiede im Zugang und in der Nutzung der verschiede- 
nen Verkehrsmodi und die Disparitäten in der Verteilung der Belastungen erfahren 
(Bauhardt 2007). In den letzten Jahren hat sich die Kritik an den Nebenfolgen der ge- 
sellschaftlichen (Auto-)Mobilisierung als ökologische und kulturkritische Fundamen- 
talopposition verstärkt (Flade 2007) und unter anderem einen Gegendiskurs der Ent- 
schleunigung begründet (Rosa 2005). 

Sowohl die ökologisch und feministisch inspirierte Verkehrswende als auch die kul- 
turkritischen Entschleunigungsprotagonisten unterschätzen jedoch oft die soziale Wert- 
schätzung des Automobils. Wenig Beachtung haben lange Zeit gerade in der autokriti- 
schen Diskussion die Gründe für die hohe Attraktivität der Ware Automobil gefunden. 
Das Automobil ist ein beliebtes Konsumgut etablierter und aufstrebender Schichten und 
ganzer Gesellschaften. Es hat eine Anziehungskraft, die wahrhaft global wirkt. Es bindet 
Kaufkraft und motiviert zu erheblichen Spar- und Finanzierungsanstrengungen. Das 
Automobil ist ein Prestigeobjekt und eine Projektionsfläche. Es symbolisiert gesellschaft- 
lichen Aufstieg und es ist ein bevorzugtes Mittel, sich sozial abzugrenzen und sichtbar zu 
positionieren. Die Kritik an der Automobilität bricht sich offensichtlich an der schlich- 
ten Tatsache, dass Autofahren für viele Menschen enorm »praktisch« (im Sinne von 
nützlich) ist und darüber hinaus auch noch »Freude« (als Fahren und als Anzeige von 
Besitz und Geschmack) macht. Es ist ein Wunschtraum für viele, die Automobillos sind, 
und ein Freiheitsversprechen für die, die sich selbstbestimmt bewegen wollen, selbst 
wenn sie von der Möglichkeit de facto wenig Gebrauch machen (können). Das Auto- 
mobil ist also ein technisches Artefakt, das sowohl individuelles Handeln, Denken und 
Fühlen affiziert als auch der Repräsentation und Distinktion des Einzelnen im sozialen 
Kontext dient. Dies wurde in der soziologischen Theorie, nicht nur bei den Klassikern 
der vorautomobilen Zeit, lange kaum beachtet (Rammler 2001). 

Schließlich dürfen die vielfältigen Voraussetzungen für eine massenhafte Automo- 
bilnutzung nicht vergessen werden. Denn das Automobil bedarf, wie jede komplexe 
Technik, eines verbindlichen rechtlichen und habituellen Funktionsraumes (Canzler/ 
Knie 1998): Dazu gehören Verkehrsregeln, Zugangs- und Berechtigungsformen wie der 
Führerscheinerwerb sowie unterstützende kollektive Dienstleistungen wie beispiels- 
weise Parkraummanagement oder der Verkehrsfunk. Vor allem braucht es eine flächen- 
deckende und verlässliche Energieversorgung, die letztlich seine stofflich-materielle Ba- 
sis ausmacht. 


3 Wechselverhältnis von Verkehrsentwicklung und Modernisierung 
Generell und nicht nur für Deutschland gilt, dass seit Beginn der Massenmotorisie- 


rung das Auto die gesellschaftliche Differenzierung und Individualisierung vorantreibt 
(Burkart 1994; Knie 1997). Umgekehrt fördern die gesellschaftliche Individualisierung, 
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die Pluralisierung und Flexibilisierung von Lebenslagen und Arbeitsverhältnissen ih- 
rerseits die Automobilisierung. Ein augenfälliger Ausdruck dieser sich wechselseitig 
aufschaukelnden Beeinflussung ist die Suburbanisierung (> Stadt und Land. Siedlungs- 
struktur). In enger Verkopplung mit einer »dezentralen Zentralisierung« beinahe aller 
Funktionsbereiche - von den Arbeitsplätzen über die Bildungseinrichtungen bis zu den 
Einkaufs- und Freizeitstätten - ist die jahrzehntelange Suburbanisierung das Ergebnis 
der Massenmotorisierung und zugleich einer ihrer stärksten Promotoren (Kutter 1975). 
Das »Häuschen im Grünen«, über ein enges Straßennetz automobil angebunden an die 
Stadt und an alle wichtigen Versorgungseinrichtungen, war und ist das »Glücksmo- 
dell« der bundesdeutschen Mittelschichten. So stellt sich wegen dieser engen Kopplung 
zwangsläufig die Frage, ob und in welchem Maße die suburbane Lebensform erodiert, 
wenn die Automobilisierung in die Krise gerät. Der Druck steigt, politisch und sozial 
zu Kompensationen zu kommen, wenn durch überdurchschnittlich steigende Energie- 
kosten der Zweitwagen in vielen suburbanen Haushalten zum kaum erschwinglichen 
Luxusgut wird. Hinzu kommt, und das gilt nicht nur für das Auto, dass die arbeitsplatz- 
bedingte Mobilität nicht nur zeitaufwändig, sondern auch kostensensibel ist. Hier fin- 
den sich viele empirische Indizien dafür, dass diese nur in wenigen Fällen auf freiwillige 
Entscheidungen zurückgeht. Das zeigen nicht zuletzt Befragungen von Fernpendlern, 
Geschäftsreisenden und anderen beruflich Hochmobilen (vgl. Schneider et al. 2002). 
Von einer großen Mehrheit der Befragten werden finanzielle Gründe genannt, die zum 
beruflichen Reisen oder Pendeln zwingen. 

Obwohl der Verkehr aufgrund seiner hohen Investitionen in die Infrastruktur und 
der Allgegenwart von Verkehrsmitteln ein hoch relevantes Politikfeld ist, hat die Ver- 
kehrspolitik in Deutschland eine Randstellung. Das Verkehrsministeramt gilt als wenig 
attraktiv, in keinem Ministerium haben die Hausherren (in der Tat bisher ausschließlich 
Herren) so oft gewechselt wie im Verkehrsministerium. Zwar ist der Etat hoch, doch ist 
der Gestaltungsspielraum gering, das Konfliktpotenzial zugleich immens. Viele Kon- 
flikte im Verkehr sind zudem kommunale Konflikte. Außerdem werden viele Entschei- 
dungen mit Auswirkungen auf den Verkehr ganz woanders getroffen (Schöller 2007). 
Steuererleichterungen für Pendler, Zumutbarkeitsgrenzen für Arbeitslose oder Schlie- 
ßungen von Schulen sind verkehrsinduzierende Entscheidungen, die allerdings nicht 
von Verkehrspolitikern und -planern zu verantworten sind. 

So groß der Anteil des Automobils an der Verbreitung moderner Lebensweisen auch 
ist: Auffällig ist die Stabilität der technischen Basis des Autos, die von den Herstellern 
immer wieder und ausdrücklich mit dem Hinweis auf die Präferenzen der Kunden be- 
gründet wird. Diese auch als »Stagnovation« zu bezeichnende besondere Verknüpfung 
von permanenten Produktinnovationen und dem gleichzeitigen Festhalten am Basis- 
konzept des Automobils einschließlich des Verbrennungsmotors als Antrieb verweist 
auf gleich mehrere Pfadabhängigkeiten: Die Entwickler und Hersteller von Automobilen 
möchten ihr Know-how und ihr Kapital nicht entwerten, die Kunden und Nutzer hal- 
ten am lieb gewonnenen Universalfahrzeug fest und der Nationalstaat schreckt vor einer 
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konsequenten technology forcing-Politik zurück, die zu einer zumindest temporären 
Abkopplung vom Weltmarkt führen könnte. Das spezifische Innovationsmuster in der 
Autoindustrie kann als Ergebnis des starken Leitbildes vom Automobil gedeutet werden, 
das von den Entwicklungsingenieuren ebenso wie von den Nutzerinnen und Nutzern 
geteilt wird. Diesem Korsett zu entkommen, ist schwierig. Die informationstechnische 
Aufrüstung des Automobils, die mit der Implementation der Verkehrstelematik verbun- 
den ist, stärkt zudem den etablierten technischen Kern des Autos. Alternative Antriebe 
müssen hingegen viele Blockaden bis zu ihrer Einführung in die Massenproduktion 
überwinden und vor allem mit fehlender Akzeptanz in der eigenen Branche kämpfen. 
Zwar hat es in den letzten vier Jahrzehnten, verstärkt in den Jahren nach der sogenann- 
ten ersten Ölpreiskrise 1973/74, nach der zweiten Ölpreiskrise 1979 und Mitte der 1990er 
Jahre, Phasen der Leitbildverunsicherung gegeben, die mit Forschungs- und Entwick- 
lungsprojekten in den Automobilunternehmen für alternative Fahrzeuge und Antriebe, 
bis hin zu neuen Mobilitätskonzepten, verbunden waren. Lange dauerten diese Phasen 
jedoch nicht. 

Die sozialpsychologische Mobilitäts- und Verkehrsforschung belegt materialreich die 
tiefe Einbettung des Automobils im Alltagsleben von Individuen und Haushalten und 
zugleich seine Internalisierung in Lebensentwürfe (Dick 2009). Die Rede ist vom » Auto 
im Kopf«. Damit ist zweierlei gemeint: Zum einen ist das Auto der Maßstab, mit dem 
alle Verkehrsmittel - also auch seine potenziellen Alternativen - beurteilt werden, zum 
anderen ist es der Ausgangspunkt für individuelle Planungs- und Entscheidungspro- 
zesse. Die Residenzwahl und die Arbeitssuche sind Beispiele dafür; hier liegt der Schlüs- 
sel für eine spezifische doppelte Attraktivität von Automobilität: Erstens reduziert das 
verfügbare Auto Alltagskomplexität, es ermöglicht ein »Nutzen, ohne nachzudenken«. 
Zweitens erweitert es den Möglichkeitsraum immens, weil es den Aktionsradius in aller 
Regel vergrößert und Wegeketten sowie »Zeitketten« (bzw. Zeitsouveränität) ermög- 
licht, die mit anderen Verkehrsmitteln nicht - oder nicht so gut - zu realisieren wären. 

In einem zunächst irritierenden Kontrast dazu stehen gänzlich andere empirische 
Beobachtungen, nämlich zum einen die statistische Abnahme von Personenkilometer 
pro Fahrzeug. In Deutschland z. B. nimmt die jährliche Fahrleistung seit Jahren ab; sie 
lag 2008 bei etwa 12 500 Kilometer pro Jahr und Pkw, im Jahr 2001 betrug sie noch un- 
gefähr 13 100 Kilometer (vgl. Shell Deutschland 2009: 26). Zum anderen ist die hohe 
Varianz der Nutzungsintensität von Pkw ein hervorstechendes Ergebnis des internatio- 
nalen Vergleichs: In japanischen Ballungsräumen werden Automobile durchschnittlich 
nur 5 000 Kilometer pro Jahr bewegt. Dort heißt - mehr als in Europa oder in den USA - 
die Formel offenbar »Besitzen statt Nutzen«. Dieser doch erhebliche Unterschied in der 
Kilometerleistung in Japan kann nicht mit einer geringeren Attraktivität des Autos selbst 
erklärt werden. Er ist vielmehr das Ergebnis eines radikal anderen modal split im Be- 
rufsverkehr; in japanischen Ballungsgebieten werden die allermeisten Fahrten mit dem 
öffentlichen Verkehr bewältigt. Das Auto ist in Japan in erster Linie als Zubringer zum 
Bahnhof und als Freizeitvehikel in Gebrauch. 
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4 Vor der postfossilen Wende? 


In den vielgestaltigen Einbettungen von Automobilität in moderne Lebensweisen liegen 
die Gründe dafür, dass die Autokritik, die es seit den Anfängen der Motorisierung gibt, 
und die als Teil der Ökologiebewegung in den 1980er Jahre einen Höhepunkt erreichte 
(» Soziale Bewegungen), so hilflos und auch so folgenlos geblieben ist. Diskursiv befand 
sich fundamentale Autokritik von Beginn an in der Defensive, sie war meistens norma- 
tiv aufgeladen und berief sich oftmals auf die Fiktion eines rationalen Verkehrswahlver- 
haltens, entsprechend berechenbarer Umweltfolgen und individueller wie auch kollekti- 
ver ökonomischer Kosten. Das Ignorieren der faktischen (d.h. der empirisch geltenden) 
lebensweltlichen Bedeutung von Automobilität führte die Autokritik in die Irre. Unge- 
achtet der Hilflosigkeit fundamentalistischer Autogegnerschaft hat immanente Autokri- 
tik durchaus beachtliche Erfolge gezeitigt: Das gilt für die Kritik an der mangelnden Si- 
cherheit der Fahrzeuge in den 1960er und 1970er Jahren, das gilt ebenso für die Kritik an 
der Raumbelastung durch Automobile (stehend und fahrend) in Großstadtgebieten und 
für die Kritik an den Schadstoffemissionen in den Jahrzehnten danach. In allen Fällen 
folgten auf medial verstärkte oder gar initiierte Kritik gesetzliche Reaktionen, die wie- 
derum fahrzeug- und motorentechnische Anpassungen, in der Summe eine Fülle »in- 
krementeller« Innovationen, der Autohersteller erzwangen. 

Mittlerweile hat sich auch bei vielen Autokritikern die Erkenntnis durchgesetzt, dass 
eine Erhöhung der Attraktivität des öffentlichen und des nicht-motorisierten Individual- 
verkehrs kaum gegen, sondern nur mit dem Auto zu erreichen ist. Die verschiedenen 
Verkehrsmittel zu verknüpfen und ihre kombinierte Nutzung zu erleichtern und anzu- 
reizen, darin wird von ambitionierten Verkehrsplanern und von Verkehrspolitikern al- 
ler Couleur in Deutschland die Zukunftsaufgabe gesehen. Erste Versuche werden unter 
dem Label »intermodale Verkehrsdienstleistungen« realisiert; eine weitergehende Zu- 
sammenführung bedarf erheblicher - an entsprechend förderliche wirtschaftspolitische 
Rahmenbedingungen gebundene - Innovationen mit Blick auf Produktstrategien und 
Wertschöpfungsketten in den Verkehrsmärkten. Förderlich sind nach Mehrheitsmei- 
nung der Verkehrswissenschaft neben Angebotsverbesserungen im öffentlichen Verkehr 
und attraktiven Tarifen auch restriktive und ordnungspolitisch instrumentierte Maß- 
nahmen wie eine Pkw-Maut für Fernstraßen und Innenstädte oder auch Einfahrtver- 
bote für Fahrzeuge mit Verbrennungsmotoren in bestimmte städtische Zonen. 

Die Geschichte des Verkehrs in Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg hat ge- 
zeigt, dass ihre Expansionsdynamik alle Prognosen immer wieder übertroffen hat. Die 
Raumwiderstände sanken sukzessive, die relativen Kosten des Verkehrs für die Mehr- 
heit der Bevölkerung ebenfalls. Das Auto hat seine dominierende Position Schritt für 
Schritt ausbauen können. Dabei hat die Automobiltechnik sich auf einen stabilen Ent- 
wicklungspfad begeben, den sie trotz aller Nebenfolgen und sozialen Kosten nicht ver- 
lassen hat. Doch zeichnet sich seit einigen Jahren eine drohende Erosion der energeti- 
schen Basis des Verkehrs ab. Die Ära des »billigen Öls« scheint vorbei zu sein (Dennis/ 


932 Verkehr und Mobilität 


Urry 2009; Schindler/Held 2009). Als Folge einer unvermeidlichen Klimaschutzpoli- 
tik sind drastische Absenkungen der CO,-Emssionen auch und gerade im Verkehr von 
mehr als 80 Prozent bis zum Jahr 2050 erforderlich. Vor diesem Hintergrund muss die 
Förderung von biogenen Kraftstoffen als Substitute für das zur Neige gehende Mineralöl 
einerseits und der Hype um den Elektroantrieb als die Option für das Auto von mor- 
gen andererseits gesehen werden. Die Bedingungen für Innovationen im Automobilbau 
werden zum forschungs- und industriepolitischen Topthema, auch in Deutschland. Mit 
der »Nationalen Plattform Elektromobilität« ist 2010 ein korporatistisches Instrument 
zur Innovationsförderung mit dem Ziel des Einstiegs in eine postfossile Mobilität einge- 
führt worden. Erstmalig erhalten darin intermodale (d. h., verkehrsmittelübergreifende) 
Verkehrsdienstleistungen, die bislang nur rudimentär im Carsharing und in public-bike- 
Angeboten realisiert worden sind, eine Aussicht auf eine größere Akzeptanz. Das Auto 
würde in diesen integrierten Verkehrskonzepten nicht nur elektrisch angetrieben wer- 
den, sondern lediglich eine untergeordnete Rolle spielen. 

Politische Kontextsteuerung kann in bestimmten Umbruchphasen - es spricht einiges 
dafür, dass wir uns beim Auto in einer solchen Phase befinden - Innovationen beschleu- 
nigen, bisweilen sogar erzwingen. Es zeigt sich umgekehrt auch: Nicht nur technische 
Pfadabhängigkeiten, sondern auch organisationelle Blockaden und kulturelle Barrieren 

- sowie, last not least, den Status quo erhaltende politische Entscheidungsstrukturen und 
dahinter liegende Machtverhältnisse und Interessenkonstellationen - stehen manchem 
innovativen Schritt im Wege. Konkret auf die Umbruchphase beim Automobil heute be- 
zogen, ist die Lage von Unsicherheit und Unübersichtlichkeit geprägt. Auf Seiten der po- 
tenziellen Nutzer und Nachfrager sehen die Chancen auf eine Akzeptanz intermodaler 
Verkehrsdienstleistungen nicht einmal ungünstig aus - ungeachtet oben betonter hoher 
besonderer Attraktivität des Automobils, aber eben doch auch als Befund individueller 
und kollektiver Erfahrungen im modernen Verkehr. Werden basale - und manchmal ba- 
nal erscheinende - Bedingungen für eine attraktive routinisierbare Nutzung neuer Ver- 
kehrsangebote berücksichtigt, entsteht auch Nachfrage für alternative Verkehrsangebote 
jenseits des privaten Autos. Diese sind: allwetterfreundliche bauliche Gestaltung, gute 
Parkmöglichkeiten für das Individualfahrzeug, Zeit- und Raumbequemlichkeit etc. Zu 
bezweifeln ist allerdings, ob intermodale Verkehrsdienstleistungen, in denen das Auto 
quasi als Glied einer Modalkette »aufgeht«, zur dominanten Verkehrsform werden kön- 
nen. Eine Chance dafür kann allenfalls in Metropolen und urbanen Regionen bestehen. 
Dort gibt es - nicht überall, aber in vielen Fällen - einen hinreichend ausgebauten und 
attraktiven öffentlichen Verkehr, der für »Intermodalität« unverzichtbar ist. Zugleich 
leiden beinahe alle großen und verdichteten Städte unter Parkplatzmangel und begrenz- 
tem Öffentlichen Straßenraum. Sie haben ihrerseits Interesse daran, den motorisierten 
Individualverkehr zurückzudrängen oder mindestens zu begrenzen. Nur in urbanen 
Ballungsräumen finden sich schließlich genügend auto-ferne, oft auch unfreiwillig auto- 
lose Bewohner und Haushalte, die es gewohnt sind, Verkehrsmittel pragmatisch zu nut- 
zen, und die bereits »Multimodalisten« sind, oft ohne sich dessen bewusst zu sein. 
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Pointiert formuliert, bedeutet die Zukunft des Autos: neue Antriebe, kleine, leichte 
Fahrzeuge und eine andere Nutzung (Canzler 2010). Im Jahr 2020 sollen nach den Plä- 
nen der Bundesregierung mehr als eine Million Elektroautos auf deutschen Straßen un- 
terwegs sein. Fünf Millionen werden es sogar sein, wenn die optimistischsten Voraus- 
sagen eintreten. Doch nähren die Erfahrungen vor allem Zweifel. Die Endlichkeit von 
Öl und Gas ist nicht erst seit der Hochpreisphase im Sommer 2008 bekannt. Schon 
der »Club of Rome« machte zu Beginn der 1970er Jahre eindringlich darauf aufmerk- 
sam, ambitionierte Forschungsprojekte wurden von der Fahrzeugindustrie aufgelegt. 
Daimler und Volkswagen gründeten Mitte der 1970er Jahre mit der Deutschen Auto- 
mobilgesellschaft ein Gemeinschaftsunternehmen zur Entwicklung und Produktion von 
elektrischen Straßenfahrzeugen. Doch blieben alle Prototypen in den Hallen der Ent- 
wicklungsabteilungen. In die Massenfertigung gelangte keines der neuen Gefährte. Der 
automobile Innovationsfrühling währte mithin nur sehr kurz. 

Allerdings scheint es diesmal eine veränderte Situation gegenüber den 1970er und 
1980er Jahren zu geben. Der Unterschied liegt in der gewandelten symbolischen Bedeu- 
tung des Automobils, die paradoxe Züge anzunehmen scheint. Wir müssen zwar von 
einer »selbstverständlichen« Automobilität ausgehen, die gleichwohl an Faszination ein- 
gebüßt hat. Das Auto hat den Nimbus des Exklusiven verloren. Vor allem in jüngeren 
Generationen und in urbanen Mittelschichten scheint das Auto sowohl an Symbolkraft 
als auch an tatsächlicher Bedeutung für die Alltagsmobilität zu verlieren. Hier stehen 
vielmehr vielfältige Verkehrsoptionen, abwechslungsreiche Freizeitmöglichkeiten und 
mobile Gerätschaften wie Smartphones oder Laptops im Vordergrund. 

Eine Integration von kleinen, leichten Elektroautos in intermodale Verkehrsdienst- 
leistungen kommt den besonderen Qualitäten und zugleich den Beschränkungen der 
E-Mobilität entgegen. E-Mobilität kann nicht bedeuten, einfach das Antriebsaggregat 
auszutauschen - also Elektromotor statt Benziner oder Diesel. Das ist auf absehbare 
Zeit weder technisch noch wirtschaftlich auch nur annäherungsweise zu verwirklichen. 
Reichweiten von 500, 600 oder gar 800 Kilometern sind mit einem Elektroauto im Re- 
gelbetrieb schlichtweg nicht zu erreichen. Und Ladezeiten von wenigen Minuten wie 
beim Tanken sind ebenfalls reines Wunschdenken. Beides wird zu akzeptablen Kosten 
in den nächsten Jahren nicht möglich sein, darin sind sich alle einig - selbst die Ver- 
fechter alternativer Antriebe. E-Mobilität hat nur eine Chance, wenn die Ansprüche he- 
runtergestuft werden. Lässt man sich darauf ein, eröffnen sich neue Spielräume. Eine 
Variante besteht darin, das Elektroauto zum integralen Element eines umfassenden öf- 
fentlichen Verkehrsangebotes zu machen. Damit wäre das Auto nicht mehr das autisti- 
sche Artefakt, das es über Jahrzehnte war, sondern würde zum Bestandteil einer neuen 
Vernetzungsstruktur. 

Stellt man das eingeschliffene Leitbild des Universalfahrzeugs einmal hintan und 
denkt sich ein Auto als Teil einer integrierten Verkehrslandschaft, ergeben sich unge- 
ahnte Einsatzmöglichkeiten für ein Elektrofahrzeug. Die nach Stand der Technik derzeit 
problemlos zu erreichenden 50 bis 100 Kilometer Reichweite sind für die allermeisten 
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Fahrten völlig ausreichend, die Leistung der Batterietechnik muss dafür nicht in kosten- 
trächtige Höhen getrieben werden. Denn das vermeintlich technische Handicap macht, 
umgekehrt betrachtet, das Elektromobil vielmehr zum Integrationsbaustein: Das Elek- 
troauto wird zum vernetzten Auto, es ergänzt den öffentlichen Verkehr. 

Doch ist dieser komplexe Innovationspfad alles andere als ein Selbstläufer. Denn 
sehr unterschiedliche Organisations- und Branchenkulturen müssen eng zusammen- 
arbeiten. Kooperationen sind nötig, für die es keine Vorbilder gibt. Die höchsten Hür- 
den für die Realisierung des hier skizzierten Mobilitätskonzeptes unter Einschluss des 
Elektroautos sind weniger technischer als vielmehr organisationssoziologischer und in- 
novationskultureller Art. Und die Konsequenzen sind einschneidend. Die involvierten 
Branchen und ihre nach wirtschaftlicher Rationalität agierenden Unternehmen müssen 
sich auf vollkommen neue und eben noch nicht eingespielte Kooperationen einlassen. 
Die Autoindustrie muss Abschied nehmen vom Konzept des Universalautomobils und 
ihre Wertschöpfung wird sich von der Produktion von Automobilen und ihrer Finan- 
zierung für Kunden hin zu umfassenden Mobilitätsdienstleistungen verlagern. Auch im 
öffentlichen Verkehr werden die Umstellungen erheblich sein: Seine Unternehmen müs- 
sen ihre klassischen Verkehrsträger um neue Angebotsbausteine ergänzen. Sie betreiben 
neben Bahnen und Bussen dann künftig auch Autoflotten und Fahrradverleih-Systeme. 
Gleichzeitig bedeutet das notwendigerweise mehr Orientierung an den Kunden und 
an ihren sich weiter ausdifferenzierenden Ansprüchen. Ein solcher Wandel im Ange- 
bot und in der Kundenorientierung ist nicht ohne eine enge Zusammenarbeit mit dem 
langjährigen Konkurrenten, der Automobilindustrie, sowie mit Energieversorgern und 
IT-Unternehmen möglich. 

Mit Blick auf die künftige individuelle Mobilität bleibt der Befund ein widersprüch- 
licher: Während einerseits das Automobil das »ideale Verkehrsmittel« für individua- 
lisierte Gesellschaften ist, weil es den Bedürfnissen nach »Eigenzeit und Eigenraum« 
(Knie 1997) entgegenkommt, erlaubt seine bisherige energetische Basis - und im Übri- 
gen auch sein Platzbedarf - andererseits keine Verallgemeinerung im globalen Rahmen. 
Eine weltweite fossil basierte Motorisierung auf dem deutschen Niveau ist schlichtweg 
nicht möglich. Sie wäre angesichts steigender Treibstoffpreise weder ökonomisch dar- 
stellbar noch vom Platzbedarf in den Städten tragbar. Ganz zu schweigen von den Kli- 
mafolgen weiter steigender (statt sinkender) CO,-Emissionen. Damit zeichnet sich ab, 
in welche Richtung die individuelle Selbstbeweglichkeit sich entwickeln muss - oder 
zumindest müsste. 
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Werte und Wertewandel 


Sigrid Roßteutscher 


1 Definition und Abgrenzung 
1.1 Zur Bedeutung von Werten für Individuum und Gesellschaft 


Werte sind grundlegende Orientierungen, die Menschen dabei behilflich sind, aus einer 
potenziell unbegrenzten Zahl möglicher Handlungen und denkbarer Einstellungen zu 
wählen. Werte besitzen daher eine strukturierende Funktion im individuellen Überzeu- 
gungssystem. Sie dienen aber auch der Rechtfertigung und nachträglichen Sinngebung 
bei bereits erfolgten Handlungen. Werte zeichnen sich zudem dadurch aus, dass sie zwar 
Handlungs- und Einstellungspräferenzen generieren, gleichzeitig aber grundsätzlich po- 
sitiv besetzt sind und ihre Verwirklichung gemeinhin als erstrebenswert, als wertvoll 
gilt. Damit ergibt sich ein Dilemma: Würden alle Werte gleichermaßen positiv bewertet, 
könnten sie ihre handlungssteuerende und Optionen reduzierende Funktion nicht län- 
ger leisten. In der Tat wird daher innerhalb der Werteforschung davon ausgegangen, dass 
Individuen in der Lage sein müssen, solche generell erstrebenswerten Orientierungen in 
eine Rangordnung zu bringen. Werte besitzen so die Eigenschaft, dass sie quasi notwen- 
digerweise in Zielkonflikte führen, da ihre gleichzeitige Realisierung in der Regel nicht 
möglich ist. So erzwingt die grundsätzlich positive Konnotation und Wertschätzung von 
Werten aus sich heraus eine Prioritätensetzung, d.h. die Entscheidung, einen Wert etwas 
stärker zu schätzen als einen anderen Wert. Da diese relative Hierarchisierung der Werte 
von Person zu Person, von sozialer Gruppe zu sozialer Gruppe und von Gesellschaft zu 
Gesellschaft eine andere sein kann, ergeben sich aus Wertorientierungen - also der Rei- 
hung und relativen Wertschätzung mehrerer Werte - Wertkonflikte, die höchst span- 
nungsreich sein können, da tiefliegende Überzeugungen mobilisiert werden. 

So haben sich aus der Wertetrias der Französischen Revolution - Freiheit, Gleichheit, 
Brüderlichkeit - konfliktträchtige Konstellationen ergeben, die bis hin zu kriegerischen 
Handlungen zwischen Staaten führten, und nicht zuletzt den großen Systemgegensatz 
zwischen Ost und West, der die Welt nach dem Zweiten Weltkrieg beherrschte, begrün- 
deten. Bis heute lassen sich europäische Gesellschaften durch ihre unterschiedliche Ge- 
wichtung einzelner Werte charakterisieren. Wir sprechen daher noch immer von den 
eher egalitären Gesellschaften Skandinaviens im Vergleich zu liberalen Gesellschafts- 
modellen, die in der angelsächsischen Welt dominieren (prägend Esping-Andersen 
1990). Aber auch innerhalb von Gesellschaften und politischen Systemen, denen man 
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insgesamt eine relativ einheitliche Wertpräferenz unterstellen kann, finden sich Indivi- 
duen und Gruppen mit abweichenden Wertorientierungen. Politisch relevant werden 
Wertorientierungen, wenn sie kollektiv geteilt sind und wenn in einer Gesellschaft meh- 
rere Wertkollektive mit unterschiedlichen Wertprioritäten ko-existieren (Roßteutscher 
2002). Wenn diese geteilten Vorstellungen von der »guten« Gesellschaft auch durch po- 
litische Organisationen mobilisiert werden, können politische Konflikte entstehen. So 
lassen sich auch in Deutschland die politischen Parteien hinsichtlich der für sie jeweils 
typischen Prioritätensetzung zwischen diesen politischen Grundwerten unterscheiden - 
eine Gegenüberstellung, die in manchen Wahlkampagnen im Slogan »Freiheit statt So- 
zialismus« plakativ zum Ausdruck kam. Damit bilden Werte eine zentrale Basis des 
Parteienwettbewerbs. Kaum eine grundsätzlichere politische Entscheidung - von Re- 
gelungen zum Schwangerschaftsabbruch bis zum Ausstieg aus der Kernenergie oder 
Maßnahmen im Kontext von Wirtschaftskrisen - kommt ohne eine wertbasierte Be- 
gründung aus (Arzheimer 2012: 73). In modernen, pluralistischen Gesellschaften gibt es 
daher keinen Wertekonsens, der sich auf alle Individuen und soziale Gruppen einer Ge- 
sellschaft erstreckt. Moderne Gesellschaften erleben daher immer wieder Konflikte, de- 
ren friedliche Lösung der Akzeptanz verregelter und allgemein akzeptierter Formen der 
Konfliktaustragung bedarf. Damit Konflikte um die gute und gerechte Ordnung nicht 
die Gesellschaft sprengen, benötigen demokratische Systeme zwingend einen Grund- 
konsens hinsichtlich verfassungsgebender Prinzipien und einen Minimalkonsens über 
demokratisch akzeptable Arenen und Modi der Konfliktaustragung. 


1.2 Werte in der empirischen Sozialforschung 


Wenn Werte ihre handlungssteuernde oder rechtfertigende Funktion ausüben sollen, 
muss die Zahl der sozial und politisch relevanten Werte endlich sein. Wäre die Zahl der 
Werte ähnlich groß wie die Zahl möglicher Handlungsoptionen, könnte sie kaum zur 
Reduktion und Selektion von Optionen beitragen. So ist innerhalb der Werteforschung 
unbestritten, dass der Kreis relevanter Werte begrenzt ist. Weniger eindeutige Antwor- 
ten findet man auf die Frage, welche Werte denn in zeitgenössischen Gesellschaften wie 
Deutschland relevant sein könnten. Hier kommen zudem unterschiedliche Forschungs- 
perspektiven zum Tragen. Während in der (sozial-)psychologischen Tradition der Fokus 
eher darauf liegt, Werte in ihrer Gesamtheit zu erfassen und das Werterepertoire von In- 
dividuen und Gruppen so präzise wie möglich zu beschreiben (siehe z.B. Rokeach 1973; 
Schwartz 1992), zielen politikwissenschaftlich-soziologische Ansätze eher auf eine sehr 
viel geringere Zahl unterschiedlicher Werte. Der Ausgangspunkt der Überlegungen ist 
hier die Frage nach der Konfliktträchtigkeit der Werte und dominanten Veränderungs- 
prozessen (z.B. Inglehart 1990; Klages 1993; Roßteutscher 2004a). 

In die empirische Werteforschung eingegangen sind vor allem die Konfliktpaare 
Materialismus und Postmaterialismus (Inglehart, erstmals 1971), Pflicht- und Akzep- 
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tanzwerte versus Werte der Selbstentfaltung (z.B. Klages 1993), autoritäre versus liber- 
täre Gesellschaftskonzeptionen (Flanagan 1987), Leistungsorientierung versus Hedonis- 
mus (Maag 1991) sowie säkular versus religiöse Orientierungen (siehe z.B. Roßteutscher 
2012). Gerne werden diese Wertepaare in der Debatte mit »alt« versus »neu« oder tradi- 
tionellen versus modernen Werten beschrieben, wobei materialistische, auf Wohlstand 
fixierte und an Leistungsgedanken, Regelgehorsam und Religiosität orientierte Werte in 
die Kategorie traditionell oder alt fallen, während man Werten der Selbstverwirklichung, 
der gesellschaftlichen und politischen Partizipation, säkularen Gesellschaftskonzeptio- 
nen und Genusswerten unterstellt, dass sie modern oder neu seien. In der empirischen 
Sozialforschung reichen verwendete Wertebatterien von insgesamt 57 sehr spezifischen 
Werten, die das Schwartz’sche Werteinventar umfasst und das in einer kürzeren Version 
im European Social Survey (Schwartz 1992) implementiert wurde, bis zum sehr schlan- 
ken Postmaterialismus-Index von Inglehart, dessen 4-Item Instrument Eingang in viele 
nationale und internationale Studien von der Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der 
Sozialwissenschaften (ALLBUS) bis zum World Values Survey gefunden hat. 

Strittig ist allerdings nicht nur die Zahl der relevanten Werte, sondern auch die Frage, 
inwieweit die notwendige Abstufung und Hierarchisierung von Werten, die sich aus ih- 
rer theoretischen Rolle als handlungsleitend ergibt, in die Entwicklung von Messinstru- 
menten einfließen muss. So verlangen die Werte-Batterien von Rokeach oder Inglehart 
vom befragten Individuum die aktive Hierarchisierung der präsentierten Items. Diese 
sogenannten ranking-Skalen unterscheiden sich von rating-Batterien, die den Befragten 
eine Antwortskala offerieren, die eine gleichwertige Befürwortung oder Ablehnung von 
Werten erlaubt (so z.B. die Instrumente von Davidov et al. 2008; Klages/Gensicke 1999; 
Roßteutscher 2004b). Die Debatte, welche Methode die bessere sei, ist bis heute nicht 
entschieden. Ranking-Verfahren erzwingen die Rangordnung und geben, so ihre An- 
hänger, ein präziseres Bild der Wertpräferenzen von Individuen und sozialen Gruppen. 
Rating-Skalen, so die andere Seite, kämen einer realistischeren Abbildung von Wert- 
orientierungen näher, da viele Menschen bestimmte Werte tatsächlich für gleich wich- 
tig erachten und daher artifizielle Rangordnungen vermieden werden können (zum 
Vergleich beider Methoden, siehe z.B. Klein/Arzheimer 1999; Roßteutscher 20043; van 
Deth 1983). 

Eine dritte Debatte kennzeichnet die Frage um die adäquate Abbildung von Wert- 
orientierungen in der empirischen Sozialforschung. Seit Rokeachs Unterscheidung zwi- 
schen instrumentellen, auf individuelle Verhaltenssituationen abstellende Werte und 
terminalen, auf einen Idealzustand der Gesellschaft oder politischen Ordnung gerich- 
tete Wertorientierungen (Rokeach 1973: 7f.), streitet die Werteforschung darüber, ob 
Wertorientierungen Präferenzen gegenüber persönlichen Verhaltensweisen oder einer 
gesamtgesellschaftlichen Präferenz oder Imagination einer »good society« (Almond/ 
Powell 1978: 39) oder »assumptions about the political world« (Elkins/Simeon 1979: 127) 
widerspiegeln sollten. Auch hier gibt es keinen abschließenden Befund, sondern die 
Feststellung, dass aus einer sozialpsychologischen Forschungsperspektive meist das In- 
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teresse an Werten des persönlichen Lebens (Rokeach 1973; Schwartz 1992) im Vorder- 
grund steht, während in politikwissenschaftlichen Fragestellungen der Fokus eher auf 
die Bevorzugung idealgesellschaftlicher Vorstellungen gerichtet ist (Inglehart 1971; 1990; 
Roßteutscher 2004a; 2004b). 

Größere Einigkeit besteht wiederum in der Frage, woher Menschen ihre Wertorien- 
tierungen generieren. Als handlungsleitende Orientierungen benötigen Werte eine ge- 
wisse Stabilität und Verankerung in der personalen Identität von Individuen. Basale 
Wertorientierungen entstehen daher im Prozess der politischen Sozialisation. Allgemein 
wird davon ausgegangen, dass die Phase der Bildung solcher Wertorientierungen im 
frühen Jugendalter liegt, wenn junge Menschen eine Idee von gesellschaftlichen Fragen 
und eine Orientierung auf die politische Ordnung entwickeln. Allerdings zeigen jüngere 
Studien, dass bereits Kinder im frühen Grundschulalter eine recht klare Vorstellung von 
grundlegenden politischen und normativen Prinzipien entwickelt haben (Abendschön 
2010). Generell hat man aufgrund empirischer Forschungen (z. B. Klein/Pötschke 2004; 
van Deth 1989) die starre Vorstellung, die noch die frühen Arbeiten von Inglehart (1971; 
1977) kennzeichnete, und die davon ausging, dass die im Alter von zehn bis 16 Jahren 
geprägten Wertorientierungen über den gesamten Lebensverlauf von Individuen quasi 
unveränderlich seien, mittlerweile aufgegeben. Dennoch wird davon ausgegangen, dass 
Werte stabilere und tiefer liegende Strukturen im politischen Überzeugungssystem prä- 
sentieren, die als sozialisatorisch erworbene Elemente beharrungsresistenter sind als 
oberflächlichere Meinungen und Einstellungen. 


2 Wertewandel 


Ingleharts These von einer grundlegenden Verschiebung der Wertpräferenzen weg von 
materialistischen Sicherheitswerten hin zu postmaterialistischen Selbstentfaltungswer- 
ten (1971; 1977) hat in den Sozialwissenschaften und gerade in Deutschland eine lebhafte 
Debatte ausgelöst, die fast 30 Jahre andauerte. Im Kern sagt die Inglehart-These, dass 
sich die grundlegenden Sozialisationsbedingungen der Nachkriegsgenerationen so mas- 
siv verändert haben, dass eine Neujustierung von Wertpräferenzen erfolgte. Menschen, 
die unter den ökonomisch und politisch unsicheren Bedingungen der Zwischenkriegs- 
zeit, während des Zweiten Weltkrieges oder der unmittelbaren Nachkriegszeit ihre »for- 
mative Phase« erlebten, habe sich der Mangel an physischer und materieller Sicherheit 
so eingeprägt (sogenannte Mangelhypothese), dass Werte der Sicherheit und des Wohl- 
stands, also materialistische Werte, für sie grundsätzlich und dauerhaft höchste Priori- 
tät zugewiesen bekommen (Sozialisationshypothese). Alle nachgeborenen Generatio- 
nen, die in Frieden und dem steigenden Wohlstand der Wirtschaftwunderjahre ab den 
1950ern sozialisiert wurden, nehmen hingegen die Realisierung materialistischer Ziele 
als gegeben hin, erfahren aber einen Mangel an Partizipationsmöglichkeiten, Selbstver- 
wirklichung und individueller Freiheit. Diese Mangelerfahrung führe, so Inglehart, zur 
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Ausprägung post-materialistischer Wertorientierungen. Waren Postmaterialisten in den 
1970er Jahren noch eine Minderheit, deren konträre Wertpräferenzen in alternativen 
Protestformen und politischem Widerstand zum Ausdruck kamen, um gegen eine ma- 
terialistische Elite in Gesellschaft, Wirtschaft und Politik für eine »neue« Politik zu mo- 
bilisieren, so prognostizierte Inglehart für die Folgezeit eine »stille Revolution« (1977), 
da im Zuge des Generationenwandels ältere, aussterbende Kohorten zunehmend von 
postmaterialistisch sozialisierten jüngeren Kohorten ersetzt würden. 

Die These vom Wertewandel und der stillen Revolution erfreute sich gerade in 
Deutschland größter Beliebtheit, da sie doch in hervorragender Weise in der Lage 
schien, zu erklären, warum es zu dem eruptiven Generationenkonflikt kam, der sich 
in der 1968er Studentenbewegung entlud. Aber auch das Aufkommen diverser sozia- 
ler Bewegungen (» Soziale Bewegungen) wie der Friedens-, Frauen- und Umweltbewe- 
gung oder die Entstehung und Dauerhaftigkeit grüner Parteien in Deutschland und an- 
deren Nationen Westeuropas schien die These vom inter-generationalen Wertewandel 
zu bestätigen. Zudem signalisierte sie gerade jüngeren und zunehmend selbst postma- 
terialistischen Eliten in Politik und Wissenschaft eine alternative Fortschrittsideologie, 
die ihnen zukünftige gesellschaftliche Dominanz und eine neue, als besser empfundene, 
partizipative und emanzipative Gesellschaftsordnung verhieß. Immerhin versprach der 
Wertewandel den Vollzug einer quasi-naturgegebenen Entwicklungsabfolge („human 
development sequence«) von basalen Werten materieller und physischer Sicherheit hin 
zu höherwertigen demokratisch-emanzipatorischen Grundorientierungen (Inglehart/ 
Welzel 2005; Welzel 2006). 

Natürlich musste eine solch erfolgreiche und weitreichende These viel Kritik erfah- 
ren. Bemängelt wurde zunächst vor allem die eindimensionale Konzeption, die die Ver- 
änderungen, die zeitgenössische Gesellschaften erfuhren, ausschließlich auf eine Ma- 
terialismus-Postmaterialismus Distinktion reduziere. Insbesondere von Flanagan (z.B. 
1987) wurde betont, dass neben materialistischen Wertkonzeptionen auch eine Verschie- 
bung zwischen traditionalistisch/autoritären Orientierungen und libertären Wertorien- 
tierungen stattfinde, der Wertewandel also zumindest zweidimensional sei. Inglehart 
verkenne daher grundlegende Veränderungen im politischen Raum, da neu und alt auf 
beiden Dimensionen zu unterschiedlichen Konflikten zwischen politischen Akteuren 
führten und das Entstehen z.B. der sogenannten neuen Rechten bzw. des Rechtspopulis- 
mus (> Extremismus, politischer) nur aus einer spezifischen Kombination aus post-mate- 
rialistischen und rechts-autoritären Wertorientierungen zu verstehen sei. 

Eine weitere, eher theoretisch-normativ motivierte Kritik stammt von Klages (2002), 
der sich gegen die positive Konnotation des Wertewandels wehrte und gleichzeitig kul- 
turpessimistischen Ansätzen, die den Wertewandel ausschließlich als Wertzerfall gei- 
ßelten, widersprach. Hierzu entwickelte er die in Deutschland stark rezipierte Theorie 
der Wertsynthese, die sowohl den Anhängern alter Werte als auch den Trägern neuer 
Werte Persönlichkeitsdefizite unterstellt. Der überlegene Sozialcharakter der modernen 
Gesellschaft sei der wertintegrierende Realist, dem es gelänge, alte Werte der Pflicht und 
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Akzeptanz mit den neuen Werten der Selbstentfaltung in Einklang zu bringen. Auch in 
einer modernen Gesellschaft, so Klages, sei »ein erhebliches Maß an Disziplin gefor- 
dert«, sollte nicht Chaos entstehen. Eine ausschließliche Betonung alter Werte hinge- 
gen führe zu »hoffnungsloser Nostalgie« und »Wirklichkeitsverlust« (Klages 1993: 29 f.; 
vgl. auch Gensicke 1998: 77). Auch aus Klages’ Sicht verkennt Inglehart somit die wahre 
Natur des Wertewandels: Nicht der Wandel von materialistischen zu postmaterialisti- 
schen Werten sei der Kern zeitgenössischer Wandlungstendenzen, sondern beobachtbar 
seien zwei völlig unabhängige Prozesse: Werte der Pflicht und Akzeptanz verlieren an 
Gültigkeit und Unterstützung, während Selbstentfaltungswerte an Bedeutung gewinnen, 
ohne den Verfall traditioneller Werte auffangen oder kompensieren zu können (Klages 
2002; Klages/Gensicke 1999). In seiner Kritik an Inglehart stellt sich Klages allerdings 
direkt gegen ein altes Credo der Wertetheorie (z.B. Kluckhohn 1962; Parsons/Shils 1962; 
Rokeach 1973): Individuen müssen in der Lage sein, Prioritäten zwischen potenziell kon- 
fliktträchtigen Werten zu setzen, eine Rangordnung der Werte zu erstellen, da das resul- 
tierende Handeln sonst »erratic, patternless, anomic« würde (Eckstein 1988: 790). Em- 
pirisch erweist sich, dass - im Einklang mit der langen theoretischen Tradition - der 
Typ der Wertsynthese, d.h. die Realisten, tatsächlich Schwierigkeiten haben, zu klaren 
politischen Positionen zu gelangen, eher konformistisch denken und eine gewisse ano- 
mische Sicht auf die Gesellschaft besitzen (Roßteutscher 2004b). Während die Theorie 
der Wertsynthese in Deutschland große Aufmerksamkeit erlangte, ist es ihr nie gelun- 
gen, international rezipiert zu werden. National wie international gilt allerdings, dass 
sich die Debatte um die wahre Natur oder den Segen und Fluch des Wertewandels deut- 
lich erschöpft hat. Zu Beginn der 1990er Jahre erlebte das Interesse an Wertorientierun- 
gen nochmals einen Aufschwung, als vor allem die Frage im Raum stand, welche Wert- 
orientierungen die kommunistischen Regime nach ihrem Zerfall hinterließen. So hatte 
die DDR (» Gesellschaft der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) von 1949-1990) 
große Anstrengungen unternommen, ihren Bürgern die Priorität von Gleichheits- und 
Solidaritätswerten zu vermitteln. Gleichzeitig erzwang das diktatorische Regime ein ho- 
hes Maß an Anpassung und Unterordnung, während der Sozialismus durch eine an- 
dauernde Mangelwirtschaft gekennzeichnet war. Erwartet wurde daher eine sehr viel 
stärkere Gewichtung von Gleichheitsnormen bei gleichzeitig autoritär-materialistischer 
Orientierung (vgl. z.B. Arzheimer 2012; Inglehart/Welzel 2005). 


3 Werte und Wertewandel in Deutschland 


Abbildung ı zeugt zunächst von der Richtigkeit der Inglehartschen Ablösungsthese: Zwi- 
schen 1980 und 1990 zeigt sich für Westdeutschland der im Zuge des Generationenaus- 
tauschs prognostizierte Anstieg postmaterialistischer Wertorientierungen. Stellten diese 
Anfang der 1980er Jahre mit 13 Prozent noch eine klare Minderheit, so umfassten sie 
1990 bereits ein Drittel der bundesrepublikanischen Gesellschaft. Spiegelbildlich verhält 
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sich die Entwicklung der Materialisten: Sie fallen im selben Zeitraum von fast 40 Pro- 
zent auf unter 15 Prozent - ein Anteilswert, bei dem sie trotz einiger Schwankungen bis 
heute verharren. Die deutsche Vereinigung markiert in dieser bis dahin eindeutigen 
Entwicklung einen Scheidepunkt. Der Trend Richtung Postmaterialismus wurde auch 
in Westdeutschland nachhaltig gestoppt. Nie wieder erreichten Postmaterialisten einen 
so hohen Anteilswert wie im Westen der späten 1980er Jahre. Für Ostdeutschland gilt 
zunächst ebenfalls die theoretische Erwartung: Zum Zeitpunkt der Vereinigung waren 
materialistische Werte deutlich stärker (circa 27 Prozent) vertreten als postmaterialisti- 
sche Orientierungen (14 Prozent). Allerdings gleichen sich die Wertorientierungen im 
Zeitverlauf rapide an. Schon zehn Jahre später ist die Verteilung beider Typen fast iden- 
tisch, im Jahr 2010 erweist sich der Postmaterialismus auch in Ostdeutschland als do- 
minierendes Wertmuster. 


Abbildung 1 Wertewandel in Deutschland 1980-2010 
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Anmerkung: Die Frage lautet: »Auch in der Politik kann man nicht alles auf einmal haben. Auf dieser Liste finden 
Sie einige Ziele, die man in der Politik verfolgen kann. Wenn Sie zwischen diesen verschiedenen Zielen wählen 
müssten, welches Ziel erschiene Ihnen persönlich AM WICHTIGSTEN (AM ZWEITWICHTIGSTEN etc.)?« Antwort- 
vorgaben sind: a) Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung in diesem Land; b) Mehr Einfluss der Bürger auf die 
Entscheidungen der Regierung; c) Kampf gegen die steigenden Preise; d) Schutz des Rechtes auf freie Meinungs- 
äußerung. Als Postmaterialisten gelten alle Befragten, die Item B und D auf den ersten beiden Rängen verorten. 
Materialisten nennen A und C als wichtigstes bzw. zweitwichtigstes Politikziel. 


Quellen: Kumulierter ALLBUS 1980-2008; ALLBUS 2010. 
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Dennoch muss auf der Basis der ALLBUS-Daten geschlossen werden, dass der Werte- 
wandel als gesamtgesellschaftlicher Prozess im Jahr 1990 zu einem Halt gekommen ist. 
Nach Inglehart ließe sich diese Entwicklung so interpretieren, dass zunächst im Zuge 
der Vereinigung mit ihren unklaren materiellen Folgekosten und massiv ansteigender 
Arbeitslosigkeit sowie - in jüngerer Zeit - unter dem Eindruck einer dauerhaften Wirt- 
schafts- und Finanzkrise, die Mangelerfahrung nachwachsender Kohorten wieder mate- 
rialistischer wurde und folglich der bis dahin kontinuierliche Trend nicht länger durch 
formative Erfahrungen unterstützt wurde. 

Auffällig in Abbildung ı ist zudem der relative Schwund, den beide Typen über die 
Zeit erfahren. Waren bis 1990 noch mindestens 50 Prozent der Westdeutschen entweder 
eindeutig materialistisch oder postmaterialistisch orientiert, so sinkt der Anteil beider 
Typen seit Ende der 1980er Jahre auf nur noch knapp 40 Prozent der deutschen Gesell- 
schaft. Mit anderen Worten, immer mehr Individuen schwanken zwischen beiden Wert- 
mustern und wählen - surveytechnisch gesprochen - entweder ein Item, das postmate- 
rialistische Orientierungen abbildet als wichtigsten Wert und ein materialistisches Item 
als zweitwichtigstes Ziel (bzw. umgekehrt). Damit taucht auch bei Ingleharts Ranking- 
Skala das Phänomen auf, das durch eine erzwungene Priorisierung von Politikzielen 
eigentlich vermieden werden soll: Immer mehr Menschen gehören den Mischtypen an 
oder betreiben - in der Terminologie von Klages (2002) - eine Form der Wertsynthese. 

Auf Basis der jüngsten Erhebungswelle des ALLBUS (2010) soll daher mit Blick auf 
eine grobe Generationenaufteilung der Zusammenhang zwischen Geburtskohorte und 
Wertorientierungen, wie sie in Deutschland aktuell zu beobachten sind, dargestellt wer- 
den. Die Generationenbildung orientiert sich dabei an den großen gesellschaftlichen 
und politischen Umbrüchen, die Deutschland in seiner jüngeren Vergangenheit erlebte. 
So wird im Folgenden die Kriegs- und Vorkriegsgeneration, von der Nachkriegs- oder 
Wirtschaftswundergeneration (für die DDR: die erste sozialistisch, im Zeichen des Sta- 
linismus, sozialisierte Kohorte) unterschieden. Es folgt die Generation, die den unruhi- 
gen 1968er Jahren folgte (für die DDR: die Kohorte der etablierten DDR) und, schließ- 
lich, eine Generation von Bürgern, die im Post-Vereinigungsdeutschland die kritische 
Phase der politische Sozialisation erlebte. Um ein möglichst vollständiges Bild der Ge- 
samtgesellschaft zu erhalten, werden in Abbildung 2 die jeweiligen Mischtypen der Kate- 
gorie der reinen Typen zugerechnet. Befragte, die ein postmaterialistisches Politikziel als 
wichtigstes Ziel erachteten, aber für ihre zweite Wahl ein materialistisches Ziel benann- 
ten, werden nun den Postmaterialisten zugeordnet, während Befragte, die ein materia- 
listisches Politikziel als erste Wahl und ein postmaterialistisches Ziel als zweite Wahl be- 
nannten, in die Kategorie der Materialisten fallen. 

Auffällig ist für den Westen Deutschlands zunächst, dass in jeder Kohorte, selbst un- 
ter Menschen, die in der Kriegs- und unmittelbaren Nachkriegszeit sozialisiert wurden, 
der Anteil an Postmaterialisten überwiegt. Dennoch unterscheidet sich diese Genera- 
tion signifikant von allen späteren Generationen: Nie mehr ist die Wertschätzung post- 
materialistischer Orientierungen so gering, nie wieder der Prozentsatz der Materialis- 
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Abbildung 2 Generationen und Wertetypen im Jahr 2010 
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Anmerkung: Frageformulierung und Antwortkategorien wie unter Abbildung 1 beschrieben. 


Quelle: ALLBUS 2010. 


ten so hoch. Abbildung 2 zeigt zudem, dass der Postmaterialismus mit der Generation 
der Wirtschaftswunderkinder seinen Höhepunkt erreichte. In den beiden nachfolgen- 
den Generationen halten sich die Wertorientierungen zwar in etwa auf diesem Niveau; 
wenn aber ein Trend zu erkennen ist, dann eher in Richtung vermehrt materialistischer 
Präferenzen. Dieser Trend deutet sich vor allem für die jüngsten Kohorten an, die ihre 
prägenden Jahre nach der Wiedervereinigung erlebten. 

Der Blick auf Ostdeutschland zeigt überraschend viele Ähnlichkeiten: Zwar erweist 
sich für die älteste Generation eine noch deutlicher ausgeprägte materialistische Orien- 
tierung, als dies im Westen der Fall ist. Alle Nachgeborenen, und dies betrifft auch die 
Kohorten, die ihre sozialisatorische Phase gänzlich in der DDR erlebten, zeigen keinerlei 
Unterschiede im Vergleich zu ihren westdeutschen Zeitgenossen. Mit anderen Worten, 
das diktatorisch-sozialistische Regime konnte einen Zuwachs an postmaterialistischen 
Orientierungen nicht verhindern. So war es im Osten vermutlich weniger der objek- 
tive Mangel an wirtschaftlichen (Luxus-)Gütern, sondern der Mangel an individuellen 
Freiheiten und Partizipationsmöglichkeiten bei gleichzeitig relativ hohem Ausmaß an 
ökonomischer und sozialstaatlicher Grundversorgung, der diese Parallelentwicklung er- 
laubte. Allerdings zeugt Abbildung 2 vermutlich auch von einer nicht unerheblichen 
Wandelbarkeit von Wertorientierungen im Lebenszyklus. So kann zwar davon ausge- 
gangen werden, dass in jeder Kohorte Kinder ökonomisch privilegierter Schichten un- 
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ter materiell üppigen Bedingungen aufwuchsen und den Mangel, den die Bevölkerung 
insgesamt als prägend erfuhr, nicht als eigene Lebenserfahrung verinnerlichten. Auch 
muss dafür Rechnung getragen werden, dass die Lebenserwartung bei Angehörigen ge- 
hobener sozialer Klassen und Schichten höher ist als bei Menschen, die über weniger 
soziale und ökonomische Privilegien verfügen. Daher kann davon ausgegangen werden, 
dass gerade bei den zwischen 1908 und 1940 Geborenen der Anteil der Postmaterialisten 
aufgrund sozioökonomisch bedingter Sterblichkeitsraten disproportional hoch ist. Den- 
noch ist ihr Anteilwert im Jahr 2010 so hoch, dass vermutlich innerhalb dieser ältesten 
Kohorten die Erfahrung von Jahrzehnten in ökonomischer und sozialer Sicherheit zu 
gewissen Anpassungen der Wertorientierungen im Lebensverlauf führte. 


Abbildung 3_ \Wertorientierungen in der bundesrepublikanischen Gesellschaft 
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Anmerkung: Die Frage lautet: »Ich lese Ihnen nun einige Beschreibungen vor, wie Gesellschaften aussehen kön- 
nen. Bitte sagen Sie mir anhand dieser Skala von 1 bis 7, wie gerne Sie in einer solchen Gesellschaft leben möch- 
ten.« Antwortvorgaben sind: a) In einer Gesellschaft, in der die Menschen Fleiß und Leistungen zeigen; b) In 
einer Gesellschaft, in der die Menschen füreinander Verantwortung tragen; c) In einer Gesellschaft, in der die 
Menschen sich an die Regeln halten; d) In einer Gesellschaft, in der die Menschen selbstbewusst und kritisch 
sind; e) In einer Gesellschaft, in der die Menschen tun und lassen können, was sie wollen; f) In einer Gesellschaft, 
in der die Menschen in wirtschaftlicher Sicherheit und Wohlstand leben; g) In einer Gesellschaft, in der die Men- 
schen sich politisch beteiligen. 


Quelle: Rattinger, Roßteutscher, Schmitt-Beck, Weßels: German Longitudinal Election Study - Pre- and Post- 
election Cross-section, Pre: 10.08.-26.09.2009, Post: 28.09.-23.11.2009. GESIS, Köln: ZA5302, Version 5.0.0, doi: 
10.4232/1.10999 (<http://www.gesis.org/wahlen/gles/daten-und-dokumente/daten/>). 
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Abbildung 3 schließlich zeigt einen differenzierteren, über die Debatte um den 
postmaterialistischen Wertewandel hinausgehenden Blick auf das Werterepertoire der 
deutschen Gesellschaft im Jahr 2009. Ersichtlich ist sofort, dass der von Klages pro- 
gnostizierte Schwund der alten Werte zumindest im Aggregat weder für Ost- noch für 
Westdeutschland zu beobachten ist. In beiden Landesteilen halten die Bürger eine Ge- 
sellschaft, in der die Menschen in Wohlstand und Sicherheit leben, in der Fleiß und 
Leistung zählen und die Regeln eingehalten werden, für höchst wünschenswert. Auch 
die Vorstellung, dass Menschen füreinander Verantwortung tragen sollen, erfreut sich 
sehr hoher Zustimmung. Im Vergleich dazu findet die Imagination einer politisch akti- 
ven und vor allem einer hedonistisch geprägten laissez-faire Gesellschaft eher geringere 
Zustimmung. Die Unterschiede zwischen Ost und West deuten zwar in die theoretisch 
zu erwartende Richtung, da die sogenannten alten Werte in Ostdeutschland generell 
höhere Unterstützung erfahren. Diese Ost-West-Unterschiede sind auch - mit der Aus- 
nahme politisch aktiver Gesellschaftsvorstellungen - statistisch signifikant, doch inhalt- 
lich zu gering, als dass daraus geschlossen werden könnte, dass die heutige deutsche Ge- 
sellschaft durch einen anhaltenden Wertekonflikt, der den Osten vom Westen scheide, 
gekennzeichnet wäre. 


4 Gesellschaftspolitische Relevanz 


Im letzten Jahrzehnt hat sich die Debatte um den Wertewandel und seine sozialen und 
politischen Auswirkungen deutlich entspannt. Dass sich in allen westlichen Gesellschaf- 
ten ein klarer Wertewandel vollzogen hat, ist als schlichte Tatsache akzeptiert. Mit dem 
Ende der sehr unruhigen Jahrzehnte, die gerade die deutsche Politik nach 1968 prägten, 
scheint auch hinsichtlich der normativen Bewertung des Wertewandels eine gewisse Be- 
ruhigung eingekehrt zu sein. Der von manchen erhoffte und von anderen befürchtete 
Zerfall der alten Werte hat auf diese Weise nicht stattgefunden. Noch immer erfreuen 
sich Werte der Pflichterfüllung und Leistungsbereitschaft einer hohen Akzeptanz in der 
zeitgenössischen bundesrepublikanischen Gesellschaft. Ebenso spricht die hohe Aner- 
kennung, die der Wert der Solidarität und der gegenseitigen Verantwortungsübernahme 
in der Gesellschaft genießt, gegen die These, dass der soziale Zusammenhalt in der indi- 
vidualisierten (Post-)Moderne in Auflösung begriffen sei. Auch die Vision vom postma- 
terialistisch-emanzipativen Zeitalter ist nicht Realität geworden. Zwar hat die bundesre- 
publikanische Gesellschaft - wie andere entwickelte Industrienationen - seit den 1960er 
Jahren einen tiefgreifenden Wertewandel erlebt. Die deutsche Wiedervereinigung sowie 
zunächst steigende Arbeitslosigkeitsziffern und eine nachhaltige Krise des Wirtschafts- 
und Finanzsystems, haben einen weiteren Vormarsch postmaterialistischer Wertvorstel- 
lungen allerdings zunächst zum Halt gebracht. 

Dabei darf die Bedeutung von Wertorientierungen für das Handeln von Individuen 
und Gruppen nicht überschätzt werden. Viele, und vermutlich die Mehrzahl, unserer 
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individuellen und kollektiven Handlungen sind nicht wertgesteuert, sondern basieren 
auf Affekt, Routine oder strategischen Überlegungen. Wertorientierungen werden dann 
aktiviert und reflektiert, wenn die Wahl zwischen mindestens zwei Optionen zur Frage 
steht und unser Handeln weder emotional noch über Gewohnheitsverhalten gesteuert 
werden kann und simple Kosten-Nutzen Kalküle nicht zur Lösung der Situation beitra- 
gen. Weil Wertorientierungen grundlegende, in der Regel sozialisatorisch erworbene 
Überzeugungen repräsentieren, werden Konflikte um Werte tendenziell emotionaler 
und eruptiver geführt, da unterschiedliche Vorstellungen von der guten und gerech- 
ten Gesellschaft aufeinandertreffen. Mit anderen Worten, Werte sind vermutlich nur 
in Ausnahmen Leitstern unseres individuellen und kollektiven Handelns. Wenn aber 
eine Rückbesinnung auf Wertorientierungen mobilisiert wird, werden Konflikte häufig 
erbittert und nachhaltig ausgetragen. Da nicht alle Werte gleichermaßen zu realisieren 
sind und Wertorientierungen in der modernen, pluralistischen Gesellschaft nicht im 
Konsens geteilt werden, muss um Kompromisse schwer gerungen werden. Werte sind 
aber zugleich die essenzielle Basis der Politik und ohne sie ist eine gehaltvolle, inhalt- 
liche Politikgestaltung kaum möglich. Eine Politik ohne Werte ist eine Unmöglichkeit. 
Der Konflikt um die »richtigen« Werte mag daher oft eruptiv, manchmal auch Verän- 
derungen generierend, aber immer spannungsreich sein - moderne, pluralistische und 
demokratische Gesellschaften wie die die Bundesrepublik müssen solche Konflikte aus- 
halten können. 
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KHNMTAMM Ha HeMeUIKOM A3bIke BKoHTaKTe, PyKoBoauTenb MBaH BepemaruH 


Wiedervereinigung 


Peter Krause/llona Ostner 


1 Wiedervereinigung, Systemwechsel, Transformation 


Mit der Wiedervereinigung beider deutscher Staaten werde, so Willy Brandt im Novem- 
ber 1989, zusammenwachsen, was zusammengehöre. Völlig fremd waren sich die beiden 
Deutschlands nicht geworden, hatten sie doch eine gemeinsame Geschichte, Sprache 
und Kultur. Allerdings stellte die Wiedervereinigung als Beitritt der DDR (» Gesellschaft 
der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) von 1949-1990) zur Bundesrepublik für 
die ostdeutsche Bevölkerung einen »schlagartigen Systemwechsel« dar, der durch die 
Übernahme aller grundlegenden politisch-institutionellen, rechtlichen und wirtschafts- 
ordnungspolitischen Regelungen, einschließlich der Währung und der Arbeitsmarkt- 
ordnung, sowie der westdeutschen Sozialstaatlichkeit gekennzeichnet war (Hauser 1995; 
Lutz 1994). Mit ihm wurde »notwendigerweise ein langanhaltender Transformations- 
prozeß in Gang gesetzt«, in dessen Verlauf sich nicht nur die Wirtschafts- und Sozialord- 
nung, sondern »jeder einzelne an die neuen Rahmenbedingungen anpassen muß[te]« 
(Hauser 1995: 463). Trotz aller Hilfen würden nicht alle Bürger diese Anpassungsleis- 
tung in gleicher Weise erbringen können (ebd.). Soziale und wirtschaftliche Auf- und 
Abstiege, neue, ganz anders gelagerte soziale Ungleichheiten waren erwartbar, auch weil 
in der DDR Lebensbedingungen und Lebenschancen in vielen Lebensbereichen deut- 
lich weniger ungleich waren als in der Bundesrepublik. Detlef Pollack (1991: 454) sprach 
von der »individuellen Tragödie« als einem sich abzeichnenden ostdeutschen »Mas- 
senphänomen«. Denn viele Ostdeutsche hatten in der »Organisationsgesellschaft« der 
DDR kaum gelernt, sich auf ein Scheitern einzustellen und Risiken einzugehen, ohne 
sich dann, im Falle des Scheiterns, aufzugeben (ebd.). Daher erwartete Pollack lang- 
wierige »mentale« Anpassungsprozesse. Die Langwierigkeit dieser mentalen Trans- 
formation sollte sich, so Pollack, in einer mangelnden Akzeptanz der neuen Rechts-, 
Wirtschafts- und Sozialordnung äußern. Zu dieser mangelnden Akzeptanz habe die 
Rücksichtslosigkeit beigetragen, mit der die westlichen Institutionen übertragen und 
einseitige Anpassung erwartet wurden (vgl. dazu Lutz 1994; ferner Ritter 2006). Dabei 
fand die »institutionelle Inkorporation« selbst in den Bereichen statt, in denen die DDR 
modern erschien (Pollack 1991: 452) und »durchaus »modernere: Institutionen anzubie- 
ten hatte als die alte Bundesrepublik« (Mayer 1994: 308) - bei den ambulanten medizini- 
schen Diensten, bei der Integration allgemeiner und beruflicher Bildung, bei der Frau- 
enerwerbstätigkeit und der institutionellen Kinderbetreuung, um nur einige zu nennen. 


S. Mau, N. M. Schöneck (Hrsg.), Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, 
DOI 10.1007/978-3-531-18929-1_66, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013 
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Die Zeit, die seit dem Fall der Mauer vergangen ist, erlaubt eine vorläufige Bilanz, 
wie sich die Lebensbedingungen in Ost- und Westdeutschland seit der Wiedervereini- 
gung verändert haben; in welchen Lebensbereichen eine Angleichung erfolgt ist und 
wo unterschiedliche Lebensbedingungen weiter fortbestehen; inwieweit Einstellungen 
und Werte zwischen Ost und West immer noch divergieren und welche Chancen sich 
für die Kohorten ergeben haben, die nach der Vereinigung geboren und aufgewachsen 
sind (Abschnitt 3). Diese Bilanzierung erfolgt vor dem Hintergrund der Erwartungen, 
die Sozialwissenschaftler mit dem Einigungsprozess und seinen Folgen verbanden (Ab- 
schnitt 2). Der Beitrag schließt mit einem kurzen Ausblick auf die Chancen und Risiken 
der weiteren Angleichung der Lebensbedingungen in Ost und West im Lichte biogra- 
fisch-lebenszyklisch differenzierter Betrachtungen (Abschnitt 4). Er baut weitgehend 
auf Analysen auf, die im von uns herausgegebenen Sammelband »Leben in Ost- und 
Westdeutschland. Eine sozialwissenschaftliche Bilanz der deutschen Einheit 1990-2010« 
(Krause/OÖstner 2010) erschienen sind (vgl. auch Schroeder 2006; 2010). 

Die empirische Bilanzierung der Wiedervereinigung nutzt Daten des Sozio-oeko- 
nomischen Panels (SOEP), der Wohlfahrtssurveys und der Allgemeinen Bevölkerungs- 
umfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS). Das SOEP wird seit 1984 (zunächst nur in 
Westdeutschland) unter dem Titel »Leben in Deutschland« jährlich bei denselben Per- 
sonen und Haushalten durchgeführt; es konnte noch vor Einführung der Wirtschafts-, 
Währungs- und Sozialunion (am 1.7.1990) und noch vor der Wiedervereinigung (am 
3. Oktober 1990) auf das Gebiet der ehemaligen DDR ausgedehnt werden. Folglich las- 
sen sich mit dieser Datenquelle individuelle Anpassungsprozesse und Lebensverläufe 
seit der Einheit detailliert abbilden (Wagner et al. 2007; Wagner et al. 2008). 


2 Wiedervereinigung und sozialwissenschaftliche Transformationsprognosen 
der frühen 1990er Jahre 


Die deutsche Einheit 1990 war eine Stunde der sozialwissenschaftlichen Makroanalyse. 
Sie schlägt, wenn der äußerst seltene Fall einer Revolution oder eines radikalen System- 
wechsels eintritt, sichtbar unter anderem am Zusammenbruch der Sozialstruktur, ver- 
standen als Ensemble gesellschaftlicher Ordnungen und Basisinstitutionen (Zapf 1991), 
sichtbar in der massenhaften Abwendung und Abwanderung des Volkes (vgl. dazu Offe 
2001: 417, 418). Der Wechsel wurde zunächst in idealtypisierenden Gegenüberstellungen 
von »alter« und »neuer« Gesellschaft beschrieben, wobei sich die Analysen vor allem 
darauf konzentrierten, makrosoziologisch das Spezifische der DDR-Gesellschaft zu er- 
fassen. Wie modern war die DDR (Pollack 1991; 2004), handelte es sich überhaupt um 
eine moderne Gesellschaft? Wie »geschlossen«, wie »offen« war sie? Je geschlossener 
das DDR-Regime und die DDR-Gesellschaft, umso schwieriger erschien der individuelle 
Anpassungsprozess an die neue westliche Gesellschaft und ihre rechtsstaatliche, liberale 
Demokratie. Aber wäre die DDR nur »geschlossen«, wäre sie nur »widerspruchsfrei«, 
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gewesen, wie wären dann die gegen Ende nicht mehr nur passive Abkehr, schwindende 
Loyalität und Abwendung einer rasch wachsenden Zahl der Bürger zu erklären (ähnlich 
Mayer 2004)? Und wie die relativ zügige Anpassung vieler DDR-Bürger an die neuen 
Verhältnisse und geforderten Verhaltensweisen im vereinten Deutschland? 

Artur Meier, ein ostdeutscher Soziologe, hatte gleich nach dem Mauerfall die DDR 
als sozialistische Variante der Ständegesellschaft und Paradebeispiel wuchernder Büro- 
kratie, allerdings der traditionalen Art, erläutert. Max Weber habe Recht behalten. »Der 
Sozialismus bescherte den Gesellschaftsmitgliedern nicht die »wahre Freiheit< oder >De- 
mokratie«, sondern eine »soziale Ordnung« und »organische Gliederung;, die er als den 
»Pazifismus« der sozialen Ohnmacht unter den Fittichen der einzigen ganz sicher un- 
entfliehbaren Macht: der Bürokratie in Staat und Wirtschaft« verstand (Meier 1990: 3). 
Meier sah in dieser Bürokratie der realsozialistischen Verhältnisse Zeichen eines Rück- 
falls in traditionale Herrschaftstypen und Ständeordnungen, mit der Nomenklatura als 
herrschendem Stand an der Spitze und einer Bürokratie, die keine autonome Fachver- 
waltung, sondern einen integralen Bestandteil der Machthierarchie darstellte, allgegen- 
wärtig war und personen-, nicht sachbezogen handelte. Jedenfalls beschrieb Meier die 
DDR als Gesellschaft, die alle Merkmale der »Geschlossenheit« besaß, in der Aufwärts- 
mobilität fehlte, ständische Selbstrekrutierung der herrschenden Minderheit die Regel 
war und die letztlich an ihrer Unfähigkeit zur Bewältigung endogener und exogener 
Probleme scheiterte (zur endogen induzierten, »zauberlehrlingshaften«, das heißt in ih- 
rer Expansion nicht mehr in den Griff zu bekommenden Dynamik der DDR-Sozial- 
politik, vgl. Ritter 2006; Schmidt 2004). Meier begrüßte den Zusammenbruch jener 
»sozialistischen Ständegesellschaft« - zum Transformationsprozess, seiner Dauer oder 
Richtung äußerte er sich nicht. 

Für Detlef Pollack (1991; 2004) war die DDR modern, weil teilsystemisch ausdiffe- 
renziert: Sie war »nicht nur ein von der Partei geführter sozialistischer Ständestaat, son- 
dern auch eine moderne Industriegesellschaft mit einer ausgebauten Verwaltung, einer 
berufsmäßig arbeitenden Wissenschaft, einer professionellen Politik, einer hochent- 
wickelten Kunst, einem System geschulter Juristen und auch mit Elementen einer zivilen 
Gesellschaft«. Allerdings sah er sie geprägt durch den » Widerspruch zwischen funktio- 
naler Differenzierung und politisch-ideologischer Entdifferenzierung« und durch Ho- 
mogenisierungsbestrebungen, die mit der politischen Verhinderung der Verselbständi- 
gung der einzelnen Funktionsbereiche samt ihrem »Personal« verbunden war. Dieser 
Widerspruch führte, sozusagen kompensatorisch, zu einer Scheidung der Gesellschaft 
in »Offizielles« und »Inofäizielles«. 

Der Wohlfahrtsstaat der DDR lässt sich den Maßnahmen der Entdifferenzierung 
und der Homogenisierung zuordnen. Hockerts (1998) spricht von einer »nivellieren- 
den (sozialpolitischen) Inklusion« der Bürger in die DDR-Gesellschaft im Unterschied 
zur »differenzierenden Inklusion« der Bundesrepublik. Die Nivellierung zeigte sich zu- 
nächst in der relativ geringen Einkommens- und Vermögensungleichheit; sie wurde ge- 
fördert durch Sozialleistungen, die für die Mehrheit zur Mindestsicherung tendierten 
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und ihr die Teilhabe am (bescheidenen) Konsumangebot der DDR ermöglichten. Un- 
gleichheitsmindernd wirkten ferner die universalistisch ausgerichtete Übernahme des 
größten Teils der Kosten des Kinderhabens (Nahrung, Bekleidung, Betreuung, Bildung, 
Freizeit) durch den Staat und die staatliche Gesundheitsversorgung. Im Systemwechsel 
sah Pollack (1991: 453) daher eine Befreiung von den »politischen« Fesseln der Entwick- 
lung (der gebremsten Differenzierung), auf die die DDR-Bürger allerdings alles andere 
als vorbereitet waren. 

Wolfgang Zapf (1991) sprach vom plötzlichen und totalen Zusammenbruch des 
DDR-Systems gesellschaftlicher Ordnungen. Er brachte, wie Burkart Lutz oder Karl- 
Ulrich Mayer, den Zeit-Aspekt systematisch in die Betrachtung der Transformation 
ein. Ein plötzliches Ereignis, wie der Zusammenbruch einer Gesellschaftsordnung (für 
Zapf vor allem bedingt durch die relativ kurze Ursache der massiven Abwanderung), 
konnte Effekte unterschiedlicher Geschwindigkeiten und Dauer haben. So bemerkte 
Zapf (1991: 14), dass »die Veränderung sozialer Klassen, Schichten, Milieus und Lebens- 
stile kompliziert, mit unterschiedlicher Geschwindigkeit und Konfliktintensität verlau- 
fen wird«. Zwar nahm er einen Trend in Richtung auf Modernisierung und Wohlfahrts- 
entwicklung an, prognostizierte aber zumindest übergangsweise massive »Prozesse der 
Segmentierung und Ausgrenzung«. Dabei hatte Zapf, wie zuvor schon Meier, gesehen, 
dass sich in der DDR neben der geschlossenen Führungsschicht auch eine privilegierte 
Schicht der Intelligenz und Talente ausdifferenziert hatte. Differenzielle Belohnungen 
galten irgendwann auch in der DDR als »innovationsfördernd« und in dem Maße ge- 
rechtfertigt, wie sie, so die offizielle Begründung, der allgemeinen Wohlfahrtssteigerung 
dienten (ebd.: 148). Zapf erwartete einen langwierigen Anpassungsprozess in den Neuen 
Ländern und eine sozialstrukturelle Angleichung, die der zugrundeliegenden Moderni- 
sierungstheorie zufolge in westdeutsche Richtung gehen würde: » Rückgang von Früh- 
ehen und Frühscheidungen, eine erhebliche Bildungsexpansion, ein Wachstum nicht- 
öffentlicher Dienstleistungen, eine Vergrößerung der Ungleichheit, eine Differenzierung 
der Lebensformen und Lebensstile« (ebd.: 151). Auch das vereinte Deutschland würde 
sich verändern: Es würde zum Beispiel nicht einfach protestantischer, sondern vor allem 
laizistischer werden. Da die DDR in erster Linie eine Arbeitsgesellschaft (eine Fachar- 
beitergesellschaft) war, würden durch das Hinzukommen der Neuen Länder in der Bun- 
desrepublik die Erwerbsquoten (vor allem der Frauen und der Vollzeitbeschäftigten) 
und der Arbeiteranteil steigen. Hier sah Zapf mögliche Konfliktquellen: in der Arbeits- 
losigkeit, der Dequalifizierung von Kadern und Facharbeitern, aber auch Ressourcen für 
den Strukturwandel in Richtung auf die Dienstleistungsgesellschaft. 

Hildegard M. Nickel (1992; 1995) hatte schon früh vom Transformationsvorsprung 
der Ostdeutschen, vor allem der Frauen, gesprochen und den Begriff der » doppelten 
Transformation« geprägt: Westdeutsche würden sich als Folge der Vereinigung ebenso 
anpassen (müssen) wie Ostdeutsche, der Anpassungsprozess wechselseitig sein, mit 
einer Annäherung der westdeutschen Frauen an das ostdeutsche Erwerbsmuster wäre 
also zu rechnen. Zugleich eröffnete das westdeutsche, sozialpolitisch gestützte Ernährer- 
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Modell ostdeutschen Frauen durchaus neue Optionen, weniger zu arbeiten und anders 
zu leben. Schließlich war die Teilzeitarbeit in der DDR unerwünscht gewesen, und Kin- 
der wurden auch im sozialistischen Osten immer noch, zumindest teilweise, von der Fa- 
milie betreut. Der Take-off der außerhäuslichen Ganztagsbetreuung hatte ohnehin erst 
in den 1970ern stattgefunden. Zapf (1991: 151) sah daher auch die Möglichkeit, dass das 
Arbeitszeitvolumen von Frauen um ein Drittel sinken würde, was gemessen an den fak- 
tischen Fehlzeiten in der DDR realistisch wäre. Von einer »Retraditionalisierung« der 
Geschlechterrollen sprach Zapf nicht. Nickel (1992) verwies auf Geschlechterpolarisie- 
rungen in der DDR, auf die geschlechterspezifische Zuweisung von Ausbildungsplätzen 
und Berufspositionen und auf die Hauptverantwortung von Frauen für Hausarbeit und 
(verbleibende) Kinderbetreuung. Geschlechterpolarisierend wirkte auch die DDR-Fa- 
milienpolitik, die zuerst Kinder und davon abgeleitet Mütter (nicht Väter!) förderte (vgl. 
Schulz 1998). Nickel erinnerte daran, dass Familien in der DDR trotz Subventionierung 
der Kinderkosten auf zwei Einkommen angewiesen waren, wollten sie am durchschnitt- 
lichen Konsum teilhaben. Wegen der »Segmentationsprozesse in der Frauenerwerbsar- 
beit« der DDR und der »Zweitrangigkeit von Frauen in Folge der Geschlechterpolari- 
sierungen« befürchtete Nickel (1992: 39), dass viele Frauen doch zu den Verliererinnen 
des Transformationsprozesses gehören würden. 

Bertram (1992: 176) hatte die DDR als »das Regime des nahtlos durchorganisierten 
Lebenslaufs« bezeichnet. Er betonte wie Pollack die Berechenbarkeit des DDR-Lebens 
bei gleichzeitigem Gefühl, individuelle Freiräume im Privaten zu haben, sodass ein Ge- 
fühl des Unterdrücktseins selten aufkam. Mit dem Systemwechsel gingen die alte Si- 
cher- und Geborgenheit verloren, ohne dass sich neue Sicherheiten greifbar abzeich- 
neten. Diese umfassende Verunsicherung leiteten Untersuchungen, die die Folgen der 
Transformation für die Paarbildung und Familiengründung abzuschätzen suchten (vgl. 
Dorbritz 1993). Ausgangspunkt war wieder die vorausgegangene Nivellierung und Ho- 
mogenisierung im DDR-System; dass anders als im Westen mit seiner Zunahme von 
zumindest zeitweiligem Singleleben, Zunahme auch der Kinderlosigkeit, nahezu die 
gesamte DDR-Bevölkerung »in das Heirats- und Geburtengeschehen [...] einbezogen 
war« (ebd.: 363). Von daher prognostizierte Dorbritz eine Zunahme des Anteils niemals 
heiratender Frauen und Männer; einen Anstieg kinderloser Frauen (Männer als Träger 
der Kinderlosigkeit werden leider nicht erwähnt); eine engere Verbindung von Ehe und 
Familiengründung und deren Aufschub, schließlich eine Zunahme der nichtehelichen 
Partnerschaften, die keine »Probeehen«, sondern eine eigenständige Lebensform dar- 
stellten. Insgesamt erwartete Dorbritz also eine Tendenz der »Polarisierung« in einen 
kleinen Teil der Bevölkerung, »der nicht heiratet, wenige Kinder bekommt und nicht- 
eheliche Formen des Zusammenlebens wählt«, und in den größeren Teil, der nach wie 
vor das Lebensmuster Ehe und Familie anwählt, dann aber in die »sich aufdrehende Hei- 
rats-, Scheidungs- und Wiederverheiratungsspirale gerät« (ebd.). 

Der Wohlfahrtssurvey 1990 hatte, so Zapf (1991: 154), gezeigt, dass die DDR-Bürger 
in allen Dimensionen der objektiven und subjektiven Lebensqualität deutlich hinter den 
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Westdeutschen lagen; sie wiesen sogar Werte auf, »die im Westen praktisch nur von ty- 
pischen Problemgruppen (Arbeitslose, alleinlebende, einsame Ältere, dauerhaft gesund- 
heitlich Beeinträchtigte) erreicht wurden«. Die Veränderungen würden sogar entgegen 
aller Hoffnung in Richtung einer ausgeprägten Unzufriedenheit gehen. Zapf erhoffte 
sich eine erfolgreiche Veränderung der Sozialstruktur und der Mentalitäten von der 
»Diffusion von Innovationen« und der » Abfolge von Alterskohorten« (ebd.: 155). 

Auch Mayer (1994) ging davon aus, dass die Transformation als Herstellung der 
Gleichheit der Lebensverhältnisse sehr lange, wahrscheinlich fast ein halbes Jahrhun- 
dert dauern würde. Die Dauer maß er an dem Zeitpunkt, an dem »die ersten Geburts- 
kohorten unter jeweils vergleichbaren Bedingungen ihre kollektive Lebensgeschichte 
beginnen und zu einem guten Teil durchlaufen haben werden« (ebd.: 320). Selbst dann 
würde diese Gleichheit der Lebensverhältnisse keine Gleichheit der Lebensstandards 
sein, »denn vermutlich wird das Wohlstands- und Wachstumsgefälle zwischen einer 
an die west-europäischen Wachstumszentren angeschlossenen Hamburg-Basel-Mün- 
chen-Achse und den deutschen Peripherien eher sogar zunehmen als abnehmen« (ebd.). 
Nach dem kurzen Vereinigungsboom wurde rasch klar, dass die Transformation unter 
ganz anderen Bedingungen als die Neuorientierung nach 1945 stattfinden würde: »ost- 
deutsche Talsohle plus westdeutsche Rezession«, zunehmend negativ besetzte Außen- 
orientierungen, hohe Ansprüche an den Wohlfahrtsstaat. Die »Systemintegration« 
würde schneller erfolgen als die »Sozialintegration«. Letztere war in der Analyse Mayers 
aber abhängig von der zeitlich bedingt unterschiedlichen Form der Ordnungssicherung 
in der DDR, also davon, wann man im Laufe der DDR jeweils erwachsen wurde und 
dann sein Erwachsenenleben führte. Der Grad der Generationenungleichheit war in der 
DDR besonders hoch, »weil die politische und ökonomische Diskontinuität hoch war« 
(ebd.: 319). Die Jahrgangsgruppen unterschieden sich nicht nur im Grad der verinner- 
lichten Haltung zur DDR und der Art der Kontrollerfahrung, sondern auch sozialstruk- 
turell, insbesondere in ihren Ausbildungschancen, auch in den Familienverläufen. Inso- 
fern traten Kohorten, die bereits in der DDR in unterschiedlichem Maße Verlierer oder 
Gewinner waren, in den Prozess der postsozialistischen Transformation ein. Nun erfuh- 
ren sie auf je spezifische Weise die Funktionalität oder Disfunktionalität der erworbe- 
nen Handlungsorientierungen und Kontrollmechanismen. Die jüngere Generation, die 
stärker durch materielle Anreize, die vor allem der DDR-Wohlfahrtsstaat setzte, gesteu- 
ert war, wird vergleichbare Anreize des wohlfahrtsstaatlichen Kapitalismus willkommen 
heißen und sich vermutlich leichter anpassen. 

Die Prognosen zum Prozess der Wiedervereinigung unterschieden sich vor allem in 
der Annahme der Dauer der Transformation und im Grad der Differenziertheit der an- 
genommenen Folgen. Mit wenigen Ausnahmen (z.B. Nickel 1992; 1995) wurde entspre- 
chend der Theorie der »nachholenden Modernisierung« eher eine Anpassung des Os- 
tens an den Westen als eine des Westens an den Osten angenommen. 
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3 Wiedervereinigung als Prozess - Annäherungen 
und verbleibende Unterschiede nach 20 Jahren 


Empirische Daten vermitteln ein komplexes Bild der Entwicklung der Lebensbedingun- 
gen in den beiden Landesteilen: In fast allen Lebensbereichen waren in den ersten Jah- 
ren zunächst schnelle Anpassungsfortschritte zu beobachten, die sich aber meist schon 
in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre spürbar verlangsamten. Zwanzig Jahre nach der 
Wiedervereinigung haben sich die Lebensbedingungen in Ost und West deutlich ange- 
nähert, wobei sich die ostdeutsche Bevölkerung stärker anpassen musste. Völlig nivel- 
liert haben sich die Ost-West-Divergenzen noch nicht: sie sind noch gut erkennbar. Dies 
gilt, wenn auch mit oft unterschiedlichem Verlauf, nicht nur für die objektiven Lebens- 
grundlagen, sondern gerade auch für die subjektiven Einstellungen und Werte (Goebel 
et al. 2009; 2011b). Gravierende Ost-West-Unterschiede verschwanden seit der Wieder- 
vereinigung nur in wenigen Bereichen (wie im Bereich Wohnen) komplett; allerdings 
hat sich auch nur in wenigen Bereichen die bereits erzielte Annäherung wieder vergrö- 
ßert (wie etwa im Bereich Einkommen in Folge der noch immer höheren Vulnerabili- 
tät des Lebensstandards in Ostdeutschland bei Phasen wirtschaftlicher Rezession). Wir 
skizzieren in den nachfolgenden Abschnitten solche Annäherungsprozesse an ausge- 
wählten Beispielen (Bereichen). 


Bevölkerung, Haushalte und Lebensformen 


Zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung umfasste die gesamtdeutsche Bevölkerung mehr 
als 78 Millionen Menschen - 62 Millionen lebten in West- und 16 Millionen in Ost- 
deutschland (Tabelle 1). Die Bevölkerungszahl stieg bis 2009 insgesamt auf knapp 82 Mil- 
lionen - die westdeutsche Bevölkerung wuchs in diesem Zeitraum weiter an (2009: circa 
67 Millionen), die ostdeutsche Bevölkerung sank hingegen (2009: circa 15 Millionen). 
Die westdeutsche Bevölkerung wuchs (1990-2009), auch weil der Anteil der Bevölke- 
rung mit Migrationshintergrund stark stieg (von fünf Prozent auf fast 23 Prozent). In 
Ostdeutschland erhöhte sich der ohnehin geringe Bevölkerungsanteil der Migranten 
zwischen 1990 und 2009 nur marginal. Wie von Dorbritz (1993) erwartet, sank in Ost- 
deutschland die Geburtenzahl; der Anteil der Kinder an der Bevölkerung wurde kleiner; 
dies und die innerdeutsche Wanderungsbilanz zu Gunsten Westdeutschlands wirkten 
sich negativ auf die ostdeutsche Bevölkerungsentwicklung aus (vgl. Windzio 2010: 287). 

Ungeachtet der gegenläufigen Bevölkerungsentwicklungen - Zunahme in West und 
Abnahme in Ost - hat sich in den jüngeren und mittleren Altersgruppen, wie wiederum 
Dorbritz (1993) und Zapf (1991) vermutet hatten, insbesondere in Ostdeutschland der 
Anteil der Single-Haushalte stark erhöht. Der Anteil an Familienhaushalten mit mehr 
als einem minderjährigen Kind war infolge der abnehmenden Kinderzahl vor allem in 
Ostdeutschland rückläufig; der Anteil der Eineltern-Haushalte stieg ebenso wie der Be- 
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Tabelle 1 Haushalte und Lebensformen 


West Ost 
1990-94 2005-09 1990-94 2005-09 
Bevölkerungsanteil (in %) 
Kinder unter 18 Jahren 17,4 16,8 19,4 13,1 
Bev. mit Migrationshintergrund 5,2 22,7 3,0 4,2 
Nach Haushaltstypen (in %) 
Single-HH bis 54 J. 6,7 8,7 4,1 10,3 
Paar-HH bis 54 J. 10,8 9,3 9,5 9,5 
Eltern-HH mit 1-2 Kindern 30,6 29,5 38,8 24,3 
Eltern-HH mit 3 u. mehr Kinder 73 5,4 4,6 3,2 
Eineltern-HH mit 1 u. mehr Kinder 3,5 5,1 4,4 5,6 
Paar-HH ab 55 J. 13,6 18,6 15,1 22,1 
Single-HH ab 55 J. 9,6 10,1 8,0 10,3 
Sonstige HHe mehr Kinder ab 18 J. 17,8 13,2 15,7 14,8 
Bevölkerung’ (N in Tsd.) 62 346 66 668 16327 14705 


1In den Jahren 1990 und 2009. 


Quelle: SOEP v26. 


völkerungsanteil der Älteren in Paar- oder Single-Haushalten in beiden Landesteilen 
weiter an. Die Haushaltsformen waren so im Zuge dieser gesamtdeutschen Entwick- 
lungen ähnlicher geworden, wobei die Veränderungen in Ost stärker waren als die in 
West. Insbesondere der Rückgang der Kinderzahl kann dabei als eine gravierende Kon- 
sequenz des Vereinigungsprozesses angesehen werden. Eine besondere und interessante 
Form der Ost-West-Annäherung finden wir bei Prozessen der Partnersuche und (inner- 
deutschen) Partnerwahl von Personen im jüngeren Alter (Klein et al. 2010; Rösler 2010). 

Auf die Wohnverhältnisse wirkte sich die Vereinigung ausgesprochen positiv aus 
(Frick/Grimm 2010). War die Quote der Unterversorgung mit Wohnraum in Ost- 
deutschland im Jahr 1990 noch mehr als doppelt so hoch wie in Westdeutschland (Ost: 
15 Prozent; West: sieben Prozent), so betrug 2009 die Unterversorgungsquote in beiden 
Landesteilen nur mehr etwa drei Prozent. Dementsprechend haben sich die Mietbelas- 
tungsquoten, aber auch die Zufriedenheit mit der Wohnung zwischen beiden Landes- 
teilen vollständig angeglichen. 


Arbeitsmarkt und berufliche Integration 


Die Integration der ostdeutschen Erwerbsbevölkerung in die westlich-kapitalistische 
Arbeitswelt war der entscheidende Faktor der Angleichung der Lebensbedingungen 
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im wiedervereinigten Deutschland. Ost-West-Unterschiede in der Erwerbsbeteiligung 
zeigten sich in der höheren Erwerbsbeteiligung und Erwerbsorientierung, auch in hö- 
heren Arbeitsmarktrisiken im Osten; ostdeutsche Frauen waren erwerbsorientierter und 
aktiver am Arbeitsmarkt, die Lohnunterschiede zwischen Frauen und Männern im Os- 
ten geringer als im Westen; die Stundenlöhne von Frauen lagen bis zuletzt hier nahezu 
gleichauf mit denen der Männer (Tabelle 2). Das Risiko, arbeitslos zu werden, war für 
Ostdeutsche höher. Die Niedriglohnquoten blieben trotz der starken Zunahme in West- 
deutschland und der starken Reduktion in Ostdeutschland auch in der letzten Periode 
im Osten noch höher - bei abermals deutlichen Geschlechterdifferenzen. 

Nach wie vor dominiert im Osten der Zwei-Verdiener-Haushalt, aber auch ostdeut- 
sche Frauen arbeiten jetzt häufiger Teilzeit, wenn sie Vorschulkinder haben (» Retradi- 
tionalisierung«). Wie in Westdeutschland variiert nun die mütterliche Erwerbsbeteili- 
gung mit dem Bildungsniveau, aber noch in geringerem Ausmaß als im Westen (Mayer/ 
Solga 2010). Hier zeigt sich ein wichtiges Ergebnis der Vereinigungsbilanz: dass Kom- 
positionseffekte, also sozialstrukturelle Merkmale wie das Bildungsniveau, Unterschiede 
besser erklären als tradierte Einstellungen. 


Tabelle2 Aktivitätsstatus und Erwerbseinkommen, Bevölkerung im Alter von 20-64 Jahren 


1990-1994 2005-2009 

West Ost West Ost 

Gesamt Frauen Gesamt Frauen Gesamt Frauen Gesamt Frauen 
Aktivitätsstatus! (in %) 


Erwerbstätig 73,2 62,1 72,3 66,7 72,3 65,0 68,7 65,6 
Arbeitslos 2,7 2,6 9,2 11,8 6,9 6,8 15,4 16,0 
In Rente 6,5 6,9 15,2 17,8 5,9 5,4 8,0 9,2 
Nicht erwerbstätig 17,6 28,4 3,3 3,8 14,9 22,8 7,8 9,3 


Bruttoerwerbseinkom- 
men? (nominal) (in €) 


Durchschnittl. Er- 1894 1310 1025 882 2482 1751 1907 1656 
werbseinkommen 

Durchschnittl. Stun- 12,00 9,90 5,90 5,40 15,60 13,0 11,40 10,7 
denlohn 


Niedriglohnquoten 
(<66 % Median Brutto- 
erwerbseinkommen, 


gesamt) 
(in %) 
nach EwEinkommen 15,9 32,1 50,8 63,3 25,3 40,9 31,1 41,6 


nach Stundenlohn 8,9 15,3 58,6 65,0 16,5 22,8 33,1 39,6 


1 Aktivitätsstatus - überwiegende Erwerbsform im zurückliegenden Jahr. *Bezogen auf die monatlichen Anga- 
ben zu den Erwerbseinkünften. 


Quelle: SOEP v26. 


958 Wiedervereinigung 


Umgekehrt beginnen sich die Westdeutschen allmählich vom Alleinverdiener-Mo- 
dell zu verabschieden (»Modernisierung«). Die von Nickel angenommene »doppelte 
Transformation« ist im Feld der Erwerbsbeteiligung auf den Weg gebracht. So haben 
sich, wie von Zapf (1991) und Nickel (1995) erwartet, zwischen 1993 und 2008 die Ar- 
beitszeitgrößen in beiden Teilen Deutschlands angeglichen, was nach Holst (2010) auf 
die deutliche Erhöhung der Wochenstundenzahlen im Westen (und der Erwerbsbetei- 
ligung der westdeutschen Frauen) sowie auf die Verringerung der Wochenstundenzah- 
len im Osten zurückzuführen ist. Nach wie vor ist die Erwerbsorientierung der ostdeut- 
schen Frauen größer als die der westdeutschen, was sich unter anderem darin zeigt, dass 
sie sich - ganz anders als westdeutsche Frauen - (oft vergeblich) wünschen, Vollzeit oder 
zumindest nahezu Vollzeit zu arbeiten. Die Unterschiede in den Wochenarbeitszeiten 
haben sich zwischen den Geschlechtern vergrößert (größerer »gender gap«), allerdings 
wäre dieser »gap« in Gesamtdeutschland geringer, wenn sich vereinbarte und tatsäch- 
liche Arbeitszeiten entsprächen. 

Mit Blick auf Tendenzen zur »Retraditionalisierung« im Osten bzw. »Modernisie- 
rung« im Westen sind die Befunde von Schmitt und Trappe (2010) besonders interes- 
sant: Ein traditionelles oder »teilmodernisiertes« Erwerbsarrangement wirkt im Westen 
ehestabilisierend, weist dagegen im Osten das höchste Trennungsrisiko auf. Im Wes- 
ten steigert ein höheres Einkommen der Frau das Trennungsrisiko, im Osten dagegen 
nicht. Allerdings hilft in beiden Teilen Deutschlands ein ausgeglichenes Erwerbsbeteili- 
gungsmodell, die Beziehung zu stabilisieren. 


Einkommen, Lebensstandard und sozialstaatliche Umverteilung 


Politisch zielte die Vereinigung auch auf die Herstellung gleichwertiger Lebensverhält- 
nisse in Ost und West. Der wohl wichtigste Indikator ist in diesem Zusammenhang der 
materielle Lebensstandard, hier gemessen an den verfügbaren Einkommen der privaten 
Haushalte. Die verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte stiegen in Ostdeutsch- 
land unmittelbar nach der Wiedervereinigung ungeachtet der hohen Preisentwicklung 
zunächst auch real sehr schnell an, ohne das noch weit höhere westliche Einkommens- 
niveau zu erreichen (Goebel et al. 2011a). In Westdeutschland gewannen vor allem die 
höheren Einkommen an Kaufkraft, damit wuchs die Ungleichheit. Auch im Osten er- 
folgte eine stärkere Spreizung zwischen unteren und oberen Einkommen, die verfügba- 
ren Einkommen blieben aber auch weiterhin weit weniger ungleich verteilt als im Wes- 
ten. Dieser moderate Angleichungsprozess verlief indes keinesfalls gleichförmig. Die 
Ost-West-Relationen nach Quintilen dokumentieren, dass sich die Einkommen nach 
der Wiedervereinigung vor allem im unteren Bereich sehr schnell an das Westniveau 
angeglichen haben, es aber weiterhin weniger Bezieher oberer Einkommen im Osten 
gab (Tabelle 3). In den letzten Jahren erlitten alle unteren Einkommensgruppen Kauf- 
krafteinbußen - die ostdeutsche Bevölkerung traf dies allerdings überproportional, so- 
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Tabelle3 Ost-West-Relationen der Haushaltsnettoeinkommen!' (in Prozent) 


1990-1994 1995-1999 2000-2004 2005-2009 
Insgesamt 69,6 1358€ 82,1 82,5 80,4 1431€ 
Oberstes Quintil? Quintil 5 63,1 2350€ 74,5 75,8 75,2 2651€ 
Quintil 4 70,3 1547€ 82,0 83,5 82,6 1611€ 
Quintil 3 74,0 1239€ 87,1 87,6 85,0 1267€ 
Quintil 2 76,2 1003€ 89,4 88,6 85,0 1008€ 
Unterstes Quintil? Quintil 1 78,7 682€ 92,9 90,8 85,2 676€ 


1 Monatliches Haushaltsnettoeinkommen, bedarfsgewichtet nach rev. OECD-Skala; in Euro, zu Preisen von 2005; 
arithmetische Mittelwerte. ? Die Quintile umfassen jeweils 20 Prozent der nach der Höhe der Einkommen geord- 
neten Bevölkerung in den jeweiligen Jahresperioden und in der jeweiligen Region. 


Kursiv: durchschnittliche Haushaltsnettoeinkommen in Westdeutschland (nach Quintilen). 


Quelle: SOEP v26. 


dass sich die Einkommensabstände zwischen Ost und West in dieser Phase wieder er- 
höhten. Sozialpolitisch bedeutsam ist der Befund, dass nach Perioden der schnellen 
Einkommensangleichung die Armutsrisiken in der ostdeutschen Bevölkerung zuletzt 
wieder stärker gestiegen sind. 

Im Unterschied zu den verfügbaren Einkommen war die Ungleichheit der von den 
Haushalten erzielten Markteinkommen bereits unmittelbar nach der Wiedervereinigung 
in Ost ähnlich hoch wie in West. Der Bevölkerungsanteil an Haushalten mit nur gerin- 
gen oder keinen Erwerbseinkünften ist in beiden Landesteilen in den letzten 20 Jahren 
kontinuierlich gestiegen - in Ost sogar schneller als in West, sodass die Ungleichheit 


Tabelle4 Einkommensungleichheit und sozialstaatliche Umverteilung (Gini)' 


HH-MarktEinkommen? HH-NettoEinkommen? Umverteilung? 

(im Vorjahr) (im Vorjahr) (in %) 

West Ost West Ost West Ost 
1990-1994 0,40 0,40 0,25 0,21 37 48 
1995-1999 0,43 0,47 0,26 0,21 39 59 
2000-2004 0,45 0,51 0,27 0,22 39 56 
2005-2009 0,47 0,52 0,29 0,24 37 54 


"Ungleichheit gemessen am Gini-Koefizient (o=vollständige Gleichverteilung; 1=vollständige Ungleichver- 
teilung). ?HH-MarktEinkommen (im Haushalt erzielte Einkommen aus Erwerb und Kapital), bedarfsgewichtet 
nach rev. OECD-Skala. ®HH-NettoEinkommen (im Haushalt verfügbare Einkommen nach direkten Steuern und 
Transfers), bedarfsgewichtet nach rev. OECD-Skala. * Umverteilung: Prozentuale Reduktion der Einkommens- 
ungleichheit (Gini) durch sozialstaatliche Maßnahmen (Direkte Steuern und Transfers). 


Quelle: SOEP v26. 
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der am Markt erzielten Erwerbs- und Kapitaleinkommen in Ost inzwischen sogar höher 
ist als in West (Tabelle 4). Umfang und Verteilung der verfügbaren Haushaltseinkom- 
men werden jedoch nicht nur von den Markteinkommen, sondern auch von sozialstaat- 
lichen Umverteilungsmaßnahmen in Form von Steuern, Sozialabgaben und Transfers 
bestimmt. Die sozial- und fiskalpolitische Umverteilung ist in Ostdeutschland aufgrund 
höherer Arbeitslosigkeit und niedrigerer Einkommen höher als in Westdeutschland. 


Zufriedenheit, Sorgen und Wohlbefinden 


Wie bereits erwähnt standen von Anfang an neben den sozioökonomischen Anglei- 
chungsprozessen auch Fragen der Angleichung von Einstellungen und Werten oder 
der Akzeptanz der gemeinsamen Lebensbedingungen im Blickpunkt der empirischen 
Vereinigungsbilanz: so z.B. die vermutete Wechselwirkung zwischen Verlust, Unzu- 
friedenheit und Ablehnung des neuen politischen Systems oder - angesichts des hö- 
heren Anteils der nicht religiös Gebundenen im Osten - die Frage nach den nichtre- 
ligiösen Ressourcen für den gelingenden Umgang mit Unsicherheit, Verlust und mit 
wahrgenommenen Nachteilen. Mit einer niedrigeren Lebenszufriedenheit im Osten 
war demnach zu rechnen. Tatsächlich bestehen zwischen beiden Landesteilen weiterhin 
Unterschiede in der Zufriedenheit. Man kann diese allerdings nicht einfach auf sozio- 
ökonomische Strukturdifferenzen (höhere Arbeitslosigkeit und niedrigere Einkommen, 
Bildung) oder regionale Disparitäten (Stadt-Land-Unterschiede) zurückführen. Viel- 
mehr lassen sich die verbleibenden Zufriedenheitsdivergenzen zwischen Ost und West 
erst erklären, wenn man zusätzlich Einstellungsvariablen berücksichtigt (Noll/Weick 
2010). So unterscheiden sich Ost- und Westdeutsche bis heute auch in ihren individu- 
ellen wirtschaftlichen Sorgen (Luhmann et al. 2010). Gleichwohl halten Hadjar/Berger 
(2010: 724) fest, dass Ostdeutsche zufriedener sind, als dies bei der im Osten höheren 
Arbeitslosigkeit und dem geringeren Durchschnittseinkommen zu erwarten wäre. Die 
beiden Autoren schließen nicht aus, dass »diese Entwicklung auf den Zugewinn an po- 
litischen Freiheiten zurückzuführen ist«. 


Einstellungen und Werte 


Artur Meier (1990) hatte die DDR als eine »geschlossene Gesellschaft« bezeichnet. Diese 
Geschlossenheit hatte sich ganz konkret nicht nur in der Mauer und der damit verbun- 
denen Ein- oder Abgeschlossenheit der DDR-Bürger geäußert, sondern auch in der gro- 
ßen Homogenität der Bevölkerung und dem weitgehenden Fehlen des Fremden. Diehl 
und Tucci (2010; 2011) führen den Befund zum Fremden als Störfaktor auf unterschied- 
liche kollektive Vorstellungen von »Zugehörigkeit« zurück. In ihren Analysen können 
sie zeigen, dass im Jahr 2006 das Niveau der fremdenfeindlichen Einstellungen im Osten 
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nur noch geringfügig höher war als im Westen. Berücksichtigt man, so die Autorinnen, 
die nach wie vor höheren Anomiewerte der Ostdeutschen, ferner den immer noch feh- 
lenden größeren Kontakt zu Einwanderern, dann würden sich die Einwohner der beiden 
Teile Deutschlands kaum mehr in ihrer Einstellung unterscheiden. Stark fremdenfeind- 
liche Einstellungen seien insgesamt zurückgegangen. Allerdings legen die Deutschen in 
Ost wie West mittlerweile, möglicherweise auch als Folge medialer Debatten, einen grö- 
ßeren Wert auf die kulturelle Anpassung der Einwanderer - eine Entwicklung, in der, 
den Autorinnen zufolge, die alte Fremdenfeindlichkeit aufgehoben sein könnte. 

Die Ausgangsbedingungen für die Akzeptanz der neuen demokratischen Ordnung 
waren, so Roller (2010: 611), im Osten 1990 sehr viel günstiger als im Westen nach 1949: 
»Das autoritäre Vorgängerregime wurde mit Zustimmung seiner Bürger abgeschafft 
und die Befürwortung der Demokratie als Herrschaftsordnung allgemein war zu die- 
sem Zeitpunkt in Ostdeutschland vergleichsweise hoch«. Dennoch haben die demokra- 
tieskeptischen Einstellungen im Osten bis heute nicht abgenommen (allerdings auch 
nicht zugenommen). Diese Aussage gilt auch noch für die in einer westlichen Demo- 
kratie aufgewachsenen jüngeren Kohorten in Ostdeutschland, die aber ein immer we- 
niger positives Bild vom Sozialismus haben. Roller erklärt diese beharrliche Distanz zur 
Demokratie zum einen mit der schlechteren ökonomischen Situation und dem Gefühl 
der relativen Deprivation, vor allem aber mit der Art des Systemwechsels, der gleiche 
Lebensverhältnisse versprach und dadurch den Westen zur Zielgröße des Ostens machte. 
So sind Ostdeutsche auch zwanzig Jahre nach der Einheit deutlich weniger zufrieden 
mit der demokratischen Praxis der Bundesrepublik und vertrauen den rechtsstaat- 
lichen Institutionen weniger als die Westdeutschen (Kroh/Schoen 2010). Diese Auto- 
ren erkennen allerdings, etwas anders als Roller und näher an den Prognosen von Zapf 
(1991), einen Wandel dieser Einstellung bei den jüngeren Kohorten. Noch immer, so 
Kroh und Schoen (ebd.: 553; ähnlich Wegener/Liebig 2010), besitzen Ostdeutsche »»lin- 
kere«, stärker auf Egalität abzielende Wert- und Gerechtigkeitsvorstellungen, die wie- 
derum mit größeren Ansprüchen an die Leistungen des Staates und Forderungen nach 
mehr staatlicher Intervention zum Zwecke der Daseinsvorsorge und Umverteilung kor- 
respondieren«. Dallinger (2010) weist schließlich darauf hin, dass bestehende ostdeut- 
sche Präferenzen für Egalisierungspolitiken und entsprechende wohlfahrtsstaatliche 
Umverteilungen in Ostdeutschland eher auf Kompositionseffekte als auf Mentalitäts- 
unterschiede zurückzuführen sind. Für den kulturellen (ideologischen) Faktor spricht 
allerdings der Befund (ebd.), dass es im östlichen Landesteil vor allem die soziale Kate- 
gorie, die »obere Dienstklasse«, ist, die sonst üblicherweise aus Eigeninteresse (zu viel) 
Umverteilung ablehnt, die diese nun befürwortet. Wegener und Liebig stellen zugleich 
eine Annäherung der ost- und der westdeutschen Gerechtigkeitsvorstellung fest, in de- 
nen sich, ihnen zufolge, gemeinsame konjunkturelle Erfahrungen spiegeln. Eine »innere 
Mauer«, die die Ost- von den Westdeutschen mental trennt, scheint es trotz bestehender 
Unterschiede immer weniger zu geben. Die Deutschen erscheinen heute insgesamt ega- 
litärer orientiert und erwarten mehr vom Wohlfahrtsstaat. 
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4 Gesellschaftspolitische Relevanz 


Zapf und Mayer hatten Kohortenunterschiede in der Verarbeitung des Systemwechsels 
vermutet. Wegener und Liebig (2010) zeigen, dass die unterschiedlichen Geburtskohor- 
ten tatsächlich unterschiedliche Gerechtigkeitsvorstellungen haben. Die mit der Wie- 
dervereinigung verbundenen Chancen und Risiken erlebten und verarbeiteten die ver- 
schiedenen Alterskohorten auf unterschiedliche Weise. 

Ost-West-Unterschiede in der Zufriedenheit beruhen bei den jüngeren Altersgrup- 
pen bereits in höherem Maße als bei den älteren auf soziodemografischen, -ökono- 
mischen und regionalen Strukturdifferenzen, nicht mehr per se auf Ost-West-Unter- 
schieden. 

Inzwischen sind die ersten nach der Vereinigung geborenen Jahrgänge in den Ar- 
beitsmarkt eingetreten, die meisten der derzeit Erwerbstätigen haben den überwiegen- 
den Teil ihrer Erwerbskarriere im vereinigten Deutschland verfolgt. So verwundert es 
wenig, dass vor allem die jüngeren Altersgruppen in Ost wie West ihre Lebensumstände 
(allgemeine Lebenszufriedenheit) subjektiv recht ähnlich bewerten. Auch wenn Ostdeut- 
sche mit größeren Schwierigkeiten beim Zugang zum Arbeitsmarkt und zu beruflichen 
Führungspositionen zu kämpfen haben, stammt auch 20 Jahre nach der Wiedervereini- 
gung die überwiegende Mehrheit der Führungskräfte in den neuen Bundesländern aus 
Ostdeutschland (Krause et al. 2010: 4). Das Ausmaß materieller Deprivation unterschei- 
det sich, ungeachtet der bestehenden Armutsunterschiede, im Ost-West-Vergleich indes 
kaum. So war in den Jahren nach der Jahrtausendwende das Deprivationsniveau in ganz 
Deutschland höher als 1990: »Es gibt benachteiligte Gruppen, zu ihnen zählen Gering- 
verdiener, Unqualifizierte, Arbeitslose und Alleinerziehende« (Andreß et al. 2010: 530). 
Zwar bleiben Ost-West-Unterschiede weiterhin bestehen - sie sind aber nicht »als Pro- 
zess gesellschaftlicher Polarisierung entlang der Ost-West-Dimension« (ebd.: 531) zu 
verstehen, sondern, wie erwähnt, zunehmend Ausdruck regionaler Disparitäten und 
sozialer Exklusion innerhalb des wiedervereinigten Deutschlands. 

Zwanzig Jahre nach der Wiedervereinigung hat sich Gesellschaftspolitik in Deutsch- 
land in einigen ihrer Facetten bemerkenswert verändert. Kinder und Mütter, aktuelle 
und potenzielle, sind zu bevorzugten Adressaten neuer Staatsaktivitäten geworden. Ste- 
hen Mütter im Vordergrund der Politik, dann geht es in erster Linie darum, ihre Er- 
werbstätigkeit zu erhöhen und zu verstetigen. Zielt die Politik auf Kinder, dann soll 
möglichst früh in ihre Bildung durch außerhäusliche professionelle Betreuung und Be- 
schulung investiert werden. Die Bundesrepublik ist durch solche Anstöße etwas » ost- 
deutscher« geworden, die Wiedervereinigung wirkte möglicherweise als Katalysator des 
institutionellen Wandels. 
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Wirtschaft 


Andrea Maurer! 


1 Sozialwissenschaftliche Zugänge 


In der Antike und auch im Mittelalter erfolgte die Erstellung von Gütern und Leis- 
tungen eingebunden in moralisch-ethische Vorstellungen und war Thema moral- und 
staatsphilosophischer und theologischer Abhandlungen. Dies änderte sich im 17. und 
18. Jahrhundert. Die Schriften von Adam Smith (1723-1790), John Locke (1623-1704), 
Karl Marx (1818-1883) und viele andere entwarfen die moderne Erwerbswirtschaft als 
einen eigenständigen Handlungsbereich, in dem sich die formal freien, arbeitenden und 
wirtschaftenden Bürger gegenübertreten; zugleich ist dieser Bereich durch die staatliche 
und die private Sphäre gerahmt. Die Wirtschaft wurde so zum Gegenstand einer um- 
fassend angelegten Sozial- oder Politischen Ökonomie. Ihr wurde die Aufgabe zuge- 
schrieben, eine effiziente Allokation der drei Produktionsfaktoren Boden, Arbeit und 
Kapital anzuleiten und die gesellschaftliche Wertschöpfung und damit die individuelle 
Lebensweise zu steigern. Der revolutionäre Gehalt dieser Argumentation lag von An- 
fang an darin, dem alten Feudalsystem und insbesondere dem Feudaladel - wegen sei- 
nes Nichtbeitrags zur Produktion - politische Legitimität zu entziehen. Die bürgerliche 
Gesellschaft band fortan gesellschaftliche und politische Teilhabe an die Stellung im 
Wirtschaftsleben. 

Dies mündete Ende des 19., Anfang des 20. Jahrhunderts in bahnbrechende Diskus- 
sionen und Entwicklungen. Ende des 19. Jahrhunderts war noch die Auseinanderset- 
zung darüber bestimmend, ob das wirtschaftliche Geschehen über »objektive Werte« 
oder aus der »subjektiven Nachfrage« erklärt werden solle; für die erste Position steht 
die Arbeitswertlehre nach Karl Marx und für die zweite die Preislehre von William Stan- 
ley Jevons, Carl von Menger und Leon Walras. Zweitens wurde diskutiert, ob wirtschaft- 
liche Strukturen und Prozesse als historisch einmalige Erscheinungen zu rekonstruieren 
(Gustav Schmoller; 1838-1937) oder abstrakt als allgemeine Kausalzusammenhänge zu 
erklären (Carl von Menger; 1840-1921) seien. Nicht zuletzt wurde im berühmten » Wert- 
urteilsstreit« problematisiert, ob und inwieweit die modernen Sozialwissenschaften 
praktisch-politische Empfehlungen aussprechen können bzw. sollen. Vor allem Werner 
Sombart (1863-1941), Max Weber (1864-1920) und Joseph A. Schumpeter (1883-1950) 
haben dazu einschlägige methodologische Positionen vorgelegt und dabei disziplinäre 
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Abgrenzungen ausgearbeitet, und Max Weber (1988) hat auch den dafür einschlägigen 
Schiedsspruch formuliert, wonach zwar die Wahl von Forschungsthemen, nicht aber 
die Forschungsergebnisse von persönlichen Werturteilen bestimmt sein dürfen. Kenn- 
zeichnend für diese Anfangsphase war die Analyse des Wechselspiels von Gesellschaft, 
Politik und Wirtschaft, bzw. eine umfassende Erklärung der Entstehung des moder- 
nen Kapitalismus durch die Wirtschaftstheorie, die Wirtschaftsgeschichte und die Wirt- 
schaftssoziologie. Die Zeit der »Klassiker« war die Hochzeit der Kapitalismustheorie 
und -analyse. 

Die weitere Entwicklung war indes durch die Ausdifferenzierung von Soziologie, 
Wirtschaftswissenschaften und Politikwissenschaft bestimmt. Anfang des 20. Jahrhun- 
derts entwickelte sich die abstrakte Modell- und Theoriebildung der Neoklassik zum 
Standard der Wirtschaftswissenschaften. In Folge davon bildeten sich eine stark empi- 
risch orientierte Wirtschaftsforschung und die Ökonometrie aus, wohingegen sich die 
Soziologie weitgehend multiparadigmatisch entwickelte und auf eine mathematische 
Formalisierung verzichtete. Im Zuge dieses Prozesses verlor ein Großteil der Soziologie 
auch das Interesse an den zentralen wirtschaftlichen Sachverhalten und Institutionen. 
Dafür gibt es sicherlich mehrere Gründe: die unterschiedlichen methodologischen Po- 
sitionen, das Erbe von Emile Durkheim, der wirtschaftlichen Sachverhalten kaum Be- 
achtung schenkte, und die Interpretation Max Webers als Kulturwissenschaftler etwa. 
Die Soziologie tat sich lange Zeit schwer, das Erbe der Sozialökonomie anzutreten und 
mit Max Weber und anderen das Wechselspiel von Wirtschaft und Gesellschaft, von 
Ideen, materiellen Faktoren und sozialstrukturellen Konstellationen zu thematisieren. 
Darin wäre aber einerseits die notwendige Grundlage und andererseits die Besonder- 
heit einer soziologischen Analyse zentraler wirtschaftlicher Sachverhalte - insbesondere 
der Bereitstellung begehrter Nutzleistungen - zu sehen. » Wirtschaftlich orientiert <« soll 
ein Handeln insoweit heißen, als es seinem gemeinten Sinne nach an der Fürsorge für 
einen Begehr nach Nutzleistungen orientiert ist.« (Weber 1985: 31, Hervorh. im Orig.). 
Mit Weber wären sowohl der privat-kapitalistische Wirtschaftsbetrieb wie auch die gro- 
ßen Massengütermärkte wie auch der Geist des Kapitalismus als die entscheidenden 
Grundlagen der modernen westlichen Gesellschaften zu erfassen. Die Soziologie voll- 
zog jedoch mit Talcott Parsons (1902-1979), einem ausgebildeten Ökonomen, der stark 
von Max Weber und Vilfredo Pareto inspiriert war, die Abkehr von der Betrachtung 
eigenständiger wirtschaftlicher Prozesse und Strukturen, um sich auf das nicht-rationale 
Handeln und die Wertbasis von Gesellschaften zu konzentrieren. 

Wirtschaft und Wirtschaften wurden im 20. Jahrhundert weitgehend alleiniger Ge- 
genstand der Wirtschaftswissenschaften und der formal-abstrakten neo-klassischen 
Theorie. Die Ökonomie vollzog den Übergang zur subjektiven Preis- und Wertlehre 
und zur allgemeinen Gleichgewichtsanalyse. Der Markt wurde zunehmend als univer- 
sell-effizienter Koordinationsmechanismus betrachtet, und die Einbettung der Wirt- 
schaft in die Gesellschaft und deren institutionelles Gefüge sowie auch die Rückwir- 
kungen der Wirtschaft auf die Gesellschaft wurden aufgegeben und in den Datenkranz 
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verschoben, d.h. als konstant gesetzte und nicht weiter zu hinterfragende »gesellschaft- 
liche« Rahmenbedingungen behandelt. Allerdings kam es auch innerhalb des sogenann- 
ten »Standardmodells« der Neoklassik (das aus den Annahmen vollkommener Wettbe- 
werbsmärkte, vollständiger Informationen und rationaler Nutzenmaximierer folgt) zu 
weiteren Entwicklungen wie beispielsweise der Informationsökonomik, der Neuen In- 
stitutionenökonomik, dem Keynesianismus oder den Behavioral Economics; bis heute 
existieren weiterhin heterodoxe Ansätze wie die Sozialökonomie oder die Politische 
Ökonomie (vgl. zusammenfassend etwa Kurz 2008-09). 

Auch in der Soziologie findet sich seit Ende des 20. Jahrhunderts wieder eine theo- 
retisch profilierte und international ausgerichtete Wirtschaftssoziologie, welche den 
Anspruch erhebt, mit Hilfe soziologischer Modelle, Konzepte und Theorien zentrale 
Prozesse und Strukturen des Wirtschaftens, insbesondere aber soziales Handeln in Un- 
ternehmen, auf Märkten und in Haushalten zu erfassen, zu erklären und deren vielfäl- 
tige gesellschaftliche Effekte zu analysieren (Maurer 2008; Smelser und Swedberg 2005). 
Ebenso erlebt die Kapitalismustheorie und -analyse eine Renaissance. 


2 Sozialgeschichtliche Entwicklung 


Der Beschäftigung mit Wirtschaft unterliegt zumeist eine Konzeption des »Menschen« 
als einem Wesen, das sich in Auseinandersetzung mit der Natur selbst erhalten muss 
und kann. Die Soziologie betrachtet dazu vor allem verschiedene gesellschaftliche For- 
men der Organisation, Verteilung und des Konsums von Gütern und Leistungen und 
analysiert dazu Institutionen wie Eigentumsverhältnisse, gesellschaftliche Arbeitstei- 
lung, Herrschaftsformen, Wirtschaftsgesinnung usw. Ein zweiter wichtiger Zugang zur 
Wirtschaft ist die Analyse der damit einhergehenden gesellschaftlichen Effekte, insbe- 
sondere der Vermögensaufteilung, der Verwendung des produzierten Reichtums bzw. 
der gesellschaftlichen Armut, die Konstitution von Märkten oder Organisationen und 
die damit verbundenen Macht- und Handlungschancen. 

Als Wirtschaftssystem bezeichnet man ein Gefüge typischer Institutionen und Struk- 
turen und deren jeweiligen Ausprägungen. Zentrale Institutionen und Strukturen des 
Wirtschaftens in modernen Gesellschaften sind: Eigentumsrechte, Vertragsfreiheit, Un- 
ternehmensverfassungen in Form der AG und GmbH, relativ frei zugänglicher Massen- 
märkte, die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung, standardisierte Muster von Arbeits- 
und Lebenszeiten, Leistungsgerechtigkeit, Efizienzdenken und Gewinnorientierung. 
Die grundsätzlichen Organisationsformen des Wirtschaftens können einem bekann- 
ten Schema der Wirtschafts- und Sozialgeschichte folgend in vier Grundformen dar- 
gestellt werden. Danach wäre die »grundherrschaftliche Eigenproduktion«, d.h. die 
landwirtschaftliche Güter- und Leistungserstellung zum eigenen Verbrauch im Rah- 
men feudaler Beziehungsstrukturen, von der im Rahmen freier Städte und einem tra- 
ditionalen Ehrenkodex verankerten Auftragsproduktion des Handwerks, vom moder- 
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nern Industriekapitalismus mit seinen privat-kapitalistischen Wirtschaftsbetrieben, die 
für einen Massengütermarkt produzieren um Gewinne zu maximieren, und der zentra- 
len modernen Planwirtschaft, in welcher nach zentral erstellten Planvorgaben für pri- 
vate und staatliche Haushalte produziert wird, zu unterscheiden (vgl. dazu ausführlicher 
Sombart 1987; Weber 1985). 

Es gehört zu den faszinierenden Phänomenen der Moderne, dass sich erstmals mit 
dem Aufkommen des Industriekapitalismus im 19. und 20. Jahrhundert in Europa ein 
stabiles wirtschaftliches Wachstum eingestellt hat, das trotz des ungleichen Zugangs zu 
den Produktionsmitteln zu einer nachhaltigen Verbesserung der wirtschaftlichen Lage 
der Gesamtbevölkerung geführt hat (Pierenkemper 2009). Im Gegensatz zu vormoder- 
nen Zeiten war dieses Wachstum nicht mehr durch eine Ausweitung des Einsatzes der 
Produktionsmittel, sondern durch deren 
effizientere Verwendung bedingt. Tabelle 1 Wachstumsraten des Welt-Brutto- 

Das wirtschaftliche Wachstum der mo- inlandsprodukts (in Prozent) 
dernen europäischen Gesellschaften wird 


auf verschiedene Ursachen, insbesondere Jahre Jährliche Wachstumsrate 
aber auf die Ausbreitung und die Produk- 171000 0,01 
tivitätsentwicklung im industriellen Sek- 1000-1820 022 

1820-1998 2,21 


tor durch technisch-wissenschaftliche In- 
novationen zurückgeführt (Kuznets 1966). Quelle: Pierenkemper (2009: 26); nach Schätzungen 
Im 20. Jahrhundert kommen als weitere der OECD und des IWF. 
Faktoren die Gestaltung sozialer Bezie- 
hungen, Organisationsmuster, komplexe Managementformen sowie die Ausbreitung 
rationaler gesellschaftlicher Werte und individueller Lebensführungsmodelle hinzu. 
Der moderne Industriekapitalismus gilt als das Wirtschaftssystem, dem auf bislang 
einmalige Art und Weise eine effiziente und wohlfahrtssteigernde Produktion von Gü- 
tern und Leistungen gelungen ist. Auf der anderen Seite werden spätestens seit Ende 
des 19. Jahrhunderts in Europa und den USA auch dessen negativen, zerstörerischen 
Tendenzen im Sozialen wie bezogen auf die Natur erkannt und kritisch reflektiert (vgl. 
beispielhaft Berger 2008). Als Motor des industrie-kapitalistischen Wirtschaftssystems 
gelten das Privateigentum an Produktionsmitteln und die darauf gründenden privat- 
kapitalistischen Wirtschaftsbetriebe, deren dominantes Ziel nicht mehr die Herstellung 
von Gebrauchsgütern, sondern die Maximierung von Gewinn bzw. von Kapitalrentabi- 
lität ist, und die sich auf Konkurrenzmärkten zu behaupten haben. Die Produktion für 
an sich frei zugängliche, allein an Geldbesitz gebundene Massengütermärkte sowie die 
dortige Konkurrenz mit anderen Unternehmen um die Nachfrage privater Haushalte, 
Staaten oder Staatengemeinschaften sollen für eine möglichst effiziente Verwendung 
der eingesetzten Ressourcen sorgen. Es handelt sich demnach um eine aus Tradition, 
Ethik und lebensweltlichen Gegebenheiten freigesetzte Produktion (Weber 1985, Kap. 2). 
Karl Polanyi (1977) hat das in die griffige Formel von der sozialen Entbettung des Wirt- 
schaftens gefasst. Die großen Unternehmen sowie die Massengütermärkte (inklusive 
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Geld- und Finanzmarkt) werden dabei von rationalen Denk- und Handlungsformen 
gestützt. »Die Eigenart des Erwerbsprinzips äußert sich darin, dass unter seiner Herr- 
schaft der unmittelbare Zweck des Wirtschaftens nicht mehr die Bedarfsbefriedigung 
eines lebendigen Menschen, sondern ausschließlich die Vermehrung einer Geldsumme 
ist.« (Sombart 1987: 320). 

In Deutschland institutionalisierte sich Mitte des 19. Jahrhunderts eine industrie- 
kapitalistische Wirtschaft, welche neben einem stetigen Wachstum auch zu einer Insti- 
tutionalisierung von Erwerbsarbeit und einer dazugehörigen Lebensweise der Indus- 
triearbeiterschaft führt (Mikl-Horke 1999). Der Verstetigung des Wirtschaftswachstums 
in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts folgten im 20. Jahrhundert bedingt durch 
die zwei Weltkriege, Wirtschaftskrise und die Teilung nach 1945 große Schwankungen 
und massive Einbrüche, die vor allem in der großen Hyperinflation 1923, der Weltwirt- 
schaftskrise Anfang der 1930er Jahre und dem massiven Rückgang des Pro-Kopf-Ein- 
kommens im und nach dem II. Weltkrieg deutlich sichtbar werden (vgl. Pierenkemper 
2009: 28). 

Als eine Alternative zur kapitalistischen Wirtschaftsform setzten sich zu Beginn des 
20. Jahrhunderts moderne zentrale Planwirtschaften durch, welche auf der staatlichen 
bzw. genossenschaftlichen Verfügung über Produktionsmittel aufbauen und wirtschaft- 
liche Tätigkeiten nicht über Marktpreise und Wettbewerb, sondern über zentrale Ent- 
scheidungen und Planvorgaben koordinieren. Eine planwirtschaftliche Organisation der 
Wirtschaft wurde nach der Oktoberrevolution vor allem in der Sowjetunion und nach 
1945 auch in der DDR eingeführt (> Gesellschaft der Deutschen Demokratischen Republik 
1949-1990). Sowohl für das Modell der Plan- als auch für das der Marktwirtschaft las- 
sen sich unterschiedliche Ausprägungen feststellen (vgl. dazu schon Weber 1985). Nach 
dem Zusammenbruch der planwirtschaftlichen Systeme hat sich die neuere Diskussion 
auf die » Varieties of Capitalism« bzw. verschiedene »Business Systems« konzentriert 
und dafür europa- und weltweit Wirtschafts- und Gesellschaftssysteme systematisiert 
und auch im Hinblick auf ihre wirtschaftliche Leistungsfähigkeit bzw. gesellschaftliche 
Integration verglichen (vgl. für wichtige Übersichten Smelser und Swedberg 2005). So- 
ziologische Arbeiten beschäftigen sich dabei insbesondere mit der sozialen Ausbildung 
von Wirtschaftssystemen bzw. konkreten Wirtschaftsinstitutionen wie Arbeitsmärkten, 
Finanzmärkten, Unternehmen und deren Wechselwirkungen mit anderen sozialkultu- 
rellen Institutionen sowie dem sozialen Zusammenhalt in Gesellschaften. 


3 Ausprägung und Entwicklung des deutschen Wirtschaftssystems 


Bereits im 19. Jahrhundert mehrten sich die Versuche, eine eigenständige empirische 
Wirtschaftsforschung zu etablieren, die von Anfang an vor allem darauf abgestellt war, 
den Reichtum von Nationalstaaten oder -gesellschaften zu erfassen und wohlstands- 
fördernde Strukturmerkmale und Maßnahmen zu benennen. Daher richteten sich ent- 


Wirtschaft 971 


sprechende Bemühungen auch von Anbeginn an darauf zu erfassen, wie viel an wel- 
chen Stellen produziert wird und wie die hergestellten Güter und Leistungen verteilt 
werden. In diesem Zusammenhang wurde schnell auf den Zusammenhang zwischen 
den Formen und Gleichheitsgraden in der Verteilung des erwirtschaften Sozialprodukts 
und der Produktivität einer Wirtschaftsform hingewiesen; konkret wurden damit nicht 
mehr nur die Eflizienzwirkungen markt- und planwirtschaftlicher Systeme sondern zu- 
nehmend auch die von Verteilungen zwischen Kapital- und Arbeitseinkommen thema- 
tisiert. Mit den verbesserten privaten und staatlichen Statistiken wurden überdies erste 
offizielle Schätzungen des Volkseinkommens möglich, sodass im Deutschen Reich erst- 
mals im Jahr 1932 genaue Zahlen vorlagen (Pierenkemper 2009). Auf Grundlage eines 
theoretischen Messkonzepts und der Formulierung internationaler Standards der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung wurde es möglich, komplexe Analysen auf der Ebene 
einzelner Volkswirtschaften oder Verbünden wie der Europäischen Gemeinschaft vor- 
zulegen und auch Vergleiche vorzunehmen. 


3.1 Die Wachstumsentwicklung in Deutschland 


Für die wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands nach 1945 waren das sogenannte 
Wirtschaftswunder und die enorme Wachstumsdynamik im industriellen Sektor ent- 
scheidend. Trotz der Messprobleme und dem großen Umbruch nach 1989 ist deut- 
lich zu erkennen, dass die deutsche Wirtschaft seit den 1950er Jahren kontinuierliche, 
wenngleich sinkende Wachstumsraten zu verzeichnen hat, und dass nach den starken 
Wachstumsschüben seit den 1980er Jahren immer wieder auch Jahre mit Wachstums- 
einbrüchen zu beobachten sind. Insgesamt ist aber für die Phase nach 1945 ein sich ver- 
stetigendes Wirtschaftswachstum zu erkennen und zeichnet sich ab, dass die deutsche 
Wirtschaft mit den Herausforderungen der Globalisierung sowohl auf Absatz- als auch 
auf Beschaffungs- und Finanzmärkten, dem Umbruch der DDR und der realsozialisti- 
schen Länder sowie auch der wirtschaftliche Integration Europas - als dessen vorläufiger 
Kulminationspunkt die Einführung des Euro am 1.1.1999 gelten kann - gut umzugehen 
vermag und stabile Wachstumsraten erzielt. 
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3.2 Die deutsche Volkswirtschaft in Kennzahlen 
Bruttoinlandsprodukt 


Die wichtigste Kennzahl zur Beschreibung der Leistungskraft der modernen industrie- 
kapitalistischen Wirtschaftsform ist heute das Bruttoinlandsprodukt (BIP).” »Das BIP 
stellt den nominellen Wert aller im Inland erzeugten Endprodukte und Dienstleistun- 
gen während eines Jahres dar.« (Samuelson und Nordhaus 1998: 473; Hervorh. AM). In 
der sogenannten Verwendungsrechnung ist es Ausdruck der Wirtschaftsleistung einer 
Nation oder Gesellschaft und setzt sich zusammen aus: a) dem Geldwert des Konsums; 
b) privaten Bruttoinlandsinvestitionen; c) Staatsausgeben für Güter und Dienstleistun- 
gen; d) Nettoexporten. In der Verteilungsrechnung kann das BIP auch ermittelt werden 
als Summe aus: a) Löhnen und Gehältern; b) Zinsen; c) Mieten usw.; d) indirekten Steu- 
ern; e) Abschreibungen; f) Gewinnen. Die Größen des Bruttoinlandsprodukts werden 
in den Preisen eines Jahres ermittelt, sodass, um reale Veränderungen - bei der Produk- 
tion von Gütern oder Leistungen - einschätzen zu können, Preisänderungen herausge- 
rechnet werden müssen. Dies geschieht durch die Division des nominalen BIP durch 
einen Preisindex, woraus das reale BIP ermittelt wird (vgl. ausführlich Samuelson und 
Nordhaus 1998: 478 f.). 

Betrug das Bruttoinlandsprodukt in den jeweiligen Preisen 1970 (früheres Bundes- 
gebiet) 360,6 Milliarden Euro, so belief es sich in absoluten Zahlen im Jahr 1990 auf 
1306,7, im Jahr 2000 auf 2062,5 und im Jahr 2010 auf 2498,8 Milliarden Euro. Mit weni- 
gen Ausnahmen von besonderen Krisenjahren (1975 = — 0,9; 1982 = — 0,4; 1993 = — 0,8; 
2003 = — 0,2; 2009 = — 4,7) wuchs das Bruttoinlandsprodukt auch prozentual von Jahr zu 
Jahr und erreichte Spitzenzuwächse im Jahr 2000 mit 3,2 Prozent und 2010 mit 3,6 Pro- 
zent. Werden diese absoluten Zahlen auf die Einwohnerzahl bezogen, ist festzuhalten, 
dass 1970 in jeweiligen Preisen je Einwohner 5 945 Euro, 1990 je Einwohner 20 658, 2000 
25 985 und 2010 30 569 Euro erwirtschaftet wurden. Damit zeigt sich, dass die Leistungs- 
kraft der deutschen Wirtschaft nicht nur absolut, sondern auch relativ kontinuierlich ge- 
stiegen ist, da auch pro Einwohner enorme Zuwächse zu verzeichnen waren. 

Werden vom BIP die Abschreibungen und die indirekten Steuern abgezogen, er- 
hält man das Volkseinkommen als Summe aller Faktoreinkommen. Betrachtet man die 


2 Zur Geschichte, den Hintergrundannahmen und -modellen, den empirischen Verfahren zur Erfassung 
der einschlägigen Kennzahlen sowie zur Kritik an der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung vgl. die 
kurze Übersichtsdarstellung bei Pierenkemper (2009: 29 ff.) bzw. als einführende Lehrbuchdarstellung 
Samuelson und Nordhaus (1998: 472 ff.). Alternativen zur Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung sind 
die Messung sozialer Indikatoren (Umfang und Zugang zu Bildung) oder die ökologische Gesamtrech- 
nung. Für sozialistische Planwirtschaften bzw. Schwellen- und Entwicklungsländer gelten diese Kenn- 
zahlen als wenig bis gar nicht geeignet, da dort wenig »Marktkoordination« erfolgt, und daher auch 
keine umfassende Erfassung der Güter- und Leistungsströme über Marktpreise und in Geldrechnung 
stattfindet. 
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Abbildung 1 Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts 


Wirtschaftswachstum 
Bruttoinlandsprodukt preisbereinigt, verkettet *) 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 
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*) Die Ergebnisse von 1950 bis 1970 (Früheres Bundesgebiet) sind wegen konzeptioneller und definitorischer Unterschiede nicht voll mit den Ergebnissen von 
1971 bis 1991 (Früheres Bundesgebiet) und den Angaben ab 1991 (Deutschland) vergleichbar. Die preisbereinigten Ergebnisse von 1950 bis 1970 (Früheres E=i4 
Bundesgebiet) sind in Preisen von 1991 berechnet. Die Ergebnisse von 1971 bis 1991 (Früheres Bundesgebiet) sowie die Angaben ab 1991 (Deutschland) 


werden in Preisen des jeweiligen Vorjahres als Kettenindex nachgewiesen. _47 
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Quelle: Abbildung Statistisches Bundesamt, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen. Bruttoinlandsprodukt, 
Bruttonationaleinkommen, Volkseinkommen. Lange Reihen ab 1950. Wiesbaden (Februar 2011). 


Entwicklung der Einkommen von Arbeit, Kapital und Boden (indem Abzüge für not- 
wendig Neuinvestitionen und indirekte Steuern vorgenommen werden), dann ist zu er- 
kennen, dass auch tatsächliche Einkommenssteigerungen zu verzeichnen sind, also die 
Zuwächse im Bruttoinlandsprodukt nicht durch indirekte Steuern und Abzüge aufge- 
zehrt werden. Damit ist gesagt, dass reale Zuwächse in Form von Kaufkraftzuwachs 
möglich waren. Die Soziologie hat dies als »Fahrstuhleffekt« beschrieben, und damit 
auch das Faktum erfasst, dass seit den 1970er Jahren alle Haushalte und Unternehmen 
absolut mehr zur Verfügung hatten als vorher, ohne dass damit zwangsläufig Umvertei- 
lungen zwischen Kapital und Arbeit bzw. auch innerhalb der Arbeiterschaft einherge- 
gangen sind. 


Die Verteilungsperspektive 
Dass in der deutschen Wirtschaft ein stetiges und kontinuierliches Wachstum stattfand, 


sagt also noch nichts darüber aus, wie das Wirtschaftswachstum verteilt wurde. Das 
Volkseinkommen setzt sich sowohl aus dem Faktoreinkommen für Arbeit (konkret aus 


974 Wirtschaft 


Tabelle2 Lohnquote und Unternehmensquote in Deutschland 


Lohnquote? (in %) Unternehmens- und Vermögensein- 
kommensquote (in %) 


unbereinigt bereinigt? Betriebs- sonstige 

Jahr’ 1991 2006 einkommèėn* 

1950 58,2 65,3 76,5 41,8 

1951 58,0 63,9 74,9 42,0 

1952 57,1 62,1 72,7 42,9 

1953 58,8 62,9 73,7 41,2 

1954 60,1 63,4 74,4 39,9 

1955 59,7 62,1 72,7 40,3 

1956 60,3 62,0 72,6 39,7 

1957 60,4 61,6 122 39,6 

1958 60,9 61,9 72,6 39,1 

1959 60,2 60,8 71,2 39,8 

1960 59,7 59,7 70,0 40,3 

1961 62,4 62,0 72,7 34,7 2,9 
1962 63,9 62,8 73,6 33,4 2,7 
1963 64,9 63,1 74,0 32,2 2,9 
1964 64,5 62,2 72,9 32,6 2,9 
1965 65,3 62,3 73,1 31,7 3,0 
1966 66,4 62,9 73,7 30,4 3,3 
1967 66,1 62,4 73,2 30,6 3,3 
1968 64,7 61,1 71,6 319 3,5 
1969 65,7 61,7 72:3 30,6 3,7 
1970° 65,6 60,9 71,4 32,0 2,4 
1971 67,4 61,7 72,3 29,8 2,8 
1972 68,5 62,0 72,6 29,4 2,1 
1973 69,6 62,5 73,3 28,4 2,1 
1974 71,1 63,6 74,5 26,4 2,5 
1975 71,1 63,2 74,1 25,7 3,2 
1976 70,7 62,8 73,6 26,6 2,7 
1977 71,4 63,0 73,8 26,5 2,1 
1978 71,3 62,5 73,2 26,9 1,8 
1979 71,6 62,5 73,3 26,2 2,3 
1980 73,2 63,5 74,5 26,5 0,4 
1981 73,6 63,7 74,7 26,1 0,3 


1982 73,2 63,3 74,2 26,6 0,2 
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Tabelle2 Fortsetzung 


Lohnquote? (in %) Unternehmens- und Vermögensein- 
kommensquote (in %) 


unbereinigt bereinigt? Betriebs- sonstige 

Jahr’ 1991 2006 einkommen* 

1983 71,6 61,9 72,5 28,0 0,5 
1984 70,6 61,0 71,5 28,4 1,0 
1985 70,0 60,4 70,8 29,1 1,0 
1986 69,7 60,1 70,4 29,6 0,6 
1987 71,2 61,2 71,8 28,4 0,4 
1988 69,7 59,8 70,1 29,2 1,1 
1989 68,2 58,4 68,5 30,4 1,5 
1990 67,8 58,0 68,0 30,6 157 
1991 68,6 58,6 68,7 29,9 1,4 
1991° 70,8 69,3 70,8 26,7 1,7 
1992 71,9 70,6 72,1 26,3 0,9 
1993 72,5 71,4 72,9 26,6 0,1 
1994 71,4 70,5 72,0 27,9 -0,2 
1995 71,1 70,3 71,8 27,5 0,6 
1996 70,7 70,0 71,5 27,4 1,1 
1997 69,9 69,3 70,8 28,1 1,1 
1998 70,0 69,5 71,0 28,2 0,9 
1999 71,1 55,9 57,1 28,0 0,3 
2000 72,1 71,4 12,9 27,6 -0,1 
2001 71,8 71,1 72,6 27,9 0,0 
2002 71,6 71,0 71.273 27,4 0,7 
2003 71,0 70,6 72,1 28,3 0,8 
2004 67,9 67,8 69,2 27,7 4,0 
2005 66,4 66,6 68,0 29,3 3,7 
2006 63,9 64,1 65,5 30,0 4,8 


Rechenstand dieser Ergebnisse ist August 2011. 


1 Bis 1991 1. Zeile früheres Bundesgebiet; ab 1991 2. Zeile Deutschland. ?Bruttoeinkommen aus unselbständiger 
Arbeit in % des Volkseinkommens. ? Quote bei konstant gehaltenem Anteil der Arbeitnehmer an den Erwerbs- 
tätigen: Bis 1991 (1. Zeile) des Jahres 1960 bzw. 1991; ab 1991 (2. Zeile) des Jahres 1991 bzw. 2006. *Bis 1969 
Unternehmens- bzw. Vermögenseinkommen, ab 1970 Betriebsüberschuss/Selbständigeneinkommen bzw. Saldo 
Vermögenseinkommen Ausland. * Ab 1970 bis 1991 revidierte Ergebnisse; ab 1991 2. Zeile revidierte Ergebnisse. 


Kursiv: vor 1961 wurde keine Unterscheidung zwischen Betriebsüberschuss/Selbständigeneinkommen und 
sonstige gemacht. 


Quelle: Statistisches Jahrbuch 2011. 
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den von Inländern bezogenen Arbeitnehmerentgelten; ausgedrückt als Lohnquote) als 
auch aus dem Faktoreinkommen für Kapital und Boden (konkret Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen) zusammen. Auskunft über die Verteilung des erwirtschafteten 
Einkommens innerhalb einer Volkswirtschaft erhält man erst durch die Lohn- und Un- 
ternehmensquote (vgl. zu deren Aussagegehalt Sozialer Fortschritt 2004). 

Auffällig für die Entwicklung in Deutschland ist, dass etwa bei einer Betrachtung mit 
Bezug auf die unbereinigte Lohnquote ein Zuwachs der Lohnquote von 58,2 Porzent im 
Jahr 1950 auf 65,8 Prozent im Jahr 2006 und eine parallele Abnahme der Unternehmens- 
und Vermögensquote von 41,8 Prozent im Jahr 1950 auf 32,9 Prozent (bzw. 34,3 Pro- 
zent) zu verzeichnen ist (> Einkommen und Vermögen). Zum zweiten fällt auf, dass er- 
folgte Umverteilungen zu Gunsten von Arbeit in den 1970er Jahren (so betrug etwa die 
Unternehmens- und Vermögensquote 1975 25,7 Prozent) und auch Anfang der 1990er 
Jahre (1991 lag die Unternehmens- und Vermögensquote bei 27,8 Prozent) Anfang des 
21. Jahrhunderts wieder rückgängig gemacht wurden. Dies würde dem gängigen sozio- 
logischen Befund unterstützen, dass die Verteilungen zwischen Arbeit und Kapital in 
Deutschland sich zunehmend von harten Konfliktauseinandersetzungen verabschiedet 
haben und sich zunehmend in den befriedeten Konfliktarenen von Tarifverträgen ab- 
spielen, sodass von einer relativ stabilen Verteilung mit allenfalls kleinen Ausschlägen 
auszugehen ist. Und dies spiegelt sich auch grob in den relativ stabilen Lohn- und Unter- 
nehmens- und Vermögensquoten wider. Ergänzend sei angemerkt, dass seit den 1980er 
Jahren auch zunehmend Arbeitnehmerhaushalte Einkommen aus Vermögen und Un- 
ternehmen beziehen. 


Produktivität 


Die Produktivität ist ein relatives Maß, das das Verhältnis von eingesetzter Menge an 
Produktionsfaktoren (Arbeit, Boden und Kapital) und produzierten Gütern und Leis- 
tungen beschreibt. Damit liegt eine Kennziffer vor, die sich auf die Leistungsfähigkeit 
einer Volkswirtschaft insgesamt bezieht, und damit auch indirekt Bezüge zur Vertei- 
lung herstellt. »Die Fähigkeit eines Landes, seinen Lebensstandard im Laufe der Zeit 
zu erhöhen, hängt beinahe zur Gänze von seiner Fähigkeit ab, die Produktionsleistung 
pro Arbeitnehmer zu erhöhen.« (Krugman 1990: 9; zit. nach Samuelson und Nordhaus 
1998: 747). Je höher die Produktivität einer Wirtschaft, desto mehr Güter können mit 
einer gleichen Menge an Produktionsfaktoren hergestellt werden, bzw. desto weniger 
Produktionsfaktoren sind notwendig, um eine bestimmte Menge an Gütern und Leis- 
tungen herzustellen. Unter der Maßgabe knapper Ressourcen ist daher eine höhere Pro- 
duktivität vorteilhaft und Produktivitätsfortschritte sind ein zentrales Gütekriterium für 
eine Wirtschaft bzw. eine Wirtschaftsform. 

Sowohl für die Aussagen über die Produktivität einer Volkswirtschaft, insbesondere 
über deren Arbeitsproduktivität, als auch über die Verteilung des Wohlstandes zwischen 
den einzelnen Produktionsfaktoren ist die geleistete Arbeitszeit pro Erwerbstätigen im 
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Tabelle3 Jährliche Veränderung der Arbeits- Tabelle 4 Jahresarbeitszeit pro Erwerbstäti- 
produktivität (in Prozent) gem (in Stunden) 
Je Erwerbs- Je Erwerbstätigen- Jahresarbeitszeit pro Erwerbstäti- 
tätigen stunde gem in Stunden 
1992 +3,3 +2,5 1950' 2471,90 
1993 +0,3 +1,4 1960? 2 163,30 
1994 +2,5 +2,7 1970 1 966,40 
1995 +1,3 +2,4 1980 1751,00 
1996 +0,9 +2,0 1990 1577,60 
1997 +1,9 +2,3 2000? 1450,90 
1998 +0,7 +1,1 2007 1433,40 
1999 +0,4 +0,9 
11950 Westdeutschland ohne Saarland. 21960-1990 
2000 +1,3 +2,7 Westdeutschland (einschl. West-Berlin). 2000, 2007 
2001 +1,2 +2,5 Gesamtdeutschland. 
2002 +0,6 +1,4 Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen des 
2003 +0,5 +0,9 IAB (F 49), Stand August 2008. 
2004 +0,9 +0,9 
2005 +0,8 +1,2 
2006 +3,1 +3,6 
2007 +1,5 +1,7 
2008 0,1 0,1 
2009 -5,2 2,5 
2010 +3,2 +1,4 


Rechenstand dieser Ergebnisse ist August 2011. 


Anmerkung: Preisbereinigt, Kettenindex je Erwerbs- 
tätigen bzw. je Erwerbstätigenstunde im Inland 
(Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %). 


Quelle: Statistisches Jahrbuch 2011. 


Jahr eine wichtige Hintergrundinformation. Für Deutschland ist zwar seit Beginn des 
20. Jahrhunderts eine kontinuierliche Abnahme der absoluten Arbeitszeit - sowie auch 
eine Standardisierung der Erwerbsarbeitszeit - pro Erwerbstätigem zu verzeichnen, sie 
ist aber seit Ende der 1970er Jahre auch vor dem Hintergrund der Zunahme von Teil- 
zeitarbeit (seit den 1970er Jahren) und prekären Beschäftigungsverhältnissen (seit den 
2000er Jahren) zu sehen; beide Trends gehen nicht unwesentlich auf die verstärkte Er- 
werbstätigkeit von Frauen mit Verantwortung für die private Reproduktion zurück 
(> Zeitverwendung). 
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Die Einhaltung der Kriterien von Maastricht im europäischen Vergleich 


Besonders seit der Finanzmarktkrise Anfang des 21. Jahrhunderts erhält die Verschul- 
dung einer Volkswirtschaft wachsende (auch öffentliche) Aufmerksamkeit - dies nicht 
zuletzt auch deshalb, weil damit die Leistungskraft des Wirtschaftsraums Europa ad- 
ressiert wird. Wie ist die deutsche Wirtschaft bezogen auf die Kriterien von Maastricht 
und gegenüber anderen EU-Ländern zu beurteilen. Zunächst fällt auf, dass der deutsche 


Tabelle5 Europa und die Kriterien von Maastricht 


Land Kriterium 

Staatsdefizit' Schuldenstand' Inflation? Zinsen? 

2009 2010 2009 2010 2009 2010 2009 2010 
Belgien -5,9 —4,1 96,2 96,2 0,0 2,3 3,9 35 
Dänemark 2,7 2,7 41,8 41,8 1,1 2,2 3,6 2,9 
Deutschland -3,0 -3,3 73,5 73,5 0,2 1,2 3,2 27 
Frankreich -75 -7,0 78,3 78,3 0,1 1,7 3,7 3,1 
Griechenland 15,4 -10,5 127,1 127,1 1,3 4,7 5,2 9,1 
Großbritannien —11,4 —10,4 69,6 69,6 2,2 3,3 3,4 3,4 
Irland 14,3 32,4 65,6 65,6 —1,7 1,6 5,2 5,7 
Italien —5,4 —4,6 116,1 116,1 0,8 1,6 4,3 4,0 
Luxemburg -0,9 1,7 14,6 14,6 0,0 2,8 4,2 3,2 
Niederlande -5,5 5,4 60,8 60,8 1,0 0,9 3,7 3,0 
Portugal —10,1 -9,1 83,0 83,0 -0,9 1,4 4,2 5,4 
Spanien —11,1 -9,2 53,3 53,3 -0,2 2,0 4,0 4,3 
Finnland -2,6 -2,5 43,8 43,8 1,6 1,7 3,77 3,0 
Österreich —4,1 —4,6 69,6 69,6 0,4 1,7 3,9 3,2 
Schweden -0,7 0,0 42,8 42,8 1,9 1,9 3,3 2,9 


Kriterium EU15 -3,0 -3,0 60,0 60,0 3,4 5,1 5,5 7,2 


!In von Hundert des Bruttoinlandsprodukts; in der Abgrenzung des Maastrichter Vertrages. ? Gemessen am 
Harmonisierten Verbrauchsindex (HVPI). ®Langfristiger Kapitalmarktzins. 


Anmerkung: Die fünf Konvergenzkriterien sind in den Protokollen zu Art. 109 j des Vertrages zur Gründung der 

Europäischen Gemeinschaft festgelegt: 

« Das Defizit des öffentlichen Gesamthaushaltes darf in der Regel drei Prozent des Bruttoinlandsprodukts nicht 

überschreiten. 

« Der Schuldenstand der öffentlichen Haushalte soll im Grundsatz unter 60 Prozent des Bruttoinlandsproduktes 

betragen. 

« Der Anstieg der Verbraucherpreise darf nicht mehr als 1,5 Prozentpunkte über der Teuerungsrate der drei 

preisstabilsten Mitgliedstaaten liegen (ungewogener Mittelwert). 

« Die langfristigen Zinssätze dürfen das Niveau in den drei preisstabilsten Ländern ungewogener Mittelwert) 

um höchstens zwei Prozentpunkte übersteigen. 

e Der Wechselkurs der Währung des Beitrittslandes muss in den letzten zwei Jahren vor Eintritt in die EWWU 
gegenüber den anderen EG-Währungen stabil geblieben sein. 


Quelle: Statistisches Jahrbuch 2011. 
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Haushalt mit Defiziten abschloss: 2004 - 3,7, 2005 -3,2 und 2006 -2,3 Prozent des Brut- 
toinlandsprodukts, das Maastricht-Kriterium von - 3,0 Prozent in zwei Jahren verletzte 
und dass auch die Staatsverschuldung 2004 mit 65,7 Prozent, 2005 mit 67,9 Prozent und 
2006 mit 67,8 Prozent des Bruttoinlandsprodukts das Maastricht-Kriterium knapp ver- 
fehlte. Dagegen zählt die deutsche Wirtschaft zu den preisstabilsten mit durchschnitt- 
lich 1,8 Prozent Inflation. Ein Vergleich mit Bezug auf die Maastricht-Kriterien verortet 
die deutsche Wirtschaft bezogen auf das Staatsdefizit und den Schuldenstand im Mittel- 
feld der europäischen Wirtschaften. Der Schuldenstand der deutschen Wirtschaft mit ca. 
67 Prozent des Bruttoinlandsprodukts birgt das Problem, dass aufgrund der Zinszahlun- 
gen wenig Investitionen möglich werden, oder anders gesagt: dass zukünftige Leistun- 
gen und auch Wachstumsraten unter Umständen für Zinsen, aber kaum für Tilgungen 
oder Innovationen aufgewendet werden müssen. 


3.3 Fazit 


Trotz aller Einwände und Kritiken an den Mess- und Erhebungsverfahren von Makro- 
größen und insbesondere an der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung ist doch fest- 
zuhalten, dass es einerseits zu bemerkenswerten Beschreibungen und Analysen und 
andererseits zu erheblichen Verbesserungen gekommen ist. Hier sei vor allem auf so- 
ziologisch anschlussfähige bzw. relevante Erweiterungen in Form der Sozialindikatoren 
(Bildungsforschung, Gesundheitsversorgung, Arbeitszeitstatistiken usw.), die Erfassung 
von Kennzahlen zur Lebensqualität im internationalen Vergleich (Human Development 
Index), die neue Zufriedenheits- und Glücksforschung, die Erhebung von Sozialkapital- 
und Korruptionsindizes usw. verwiesen. 


4 Gesellschaftliche Relevanz der Wirtschaft und Entwicklungsperspektiven 


Der Blick in die Geschichte zeigt, dass auch die deutsche Wirtschaft Teil hatte am Wun- 
der Europa. Auch die deutsche Wirtschaft verzeichnet in den letzten 250 Jahren ein 
stetiges Wirtschaftswachstum, das zunächst wesentlich durch die technische Revolu- 
tion und im 20. Jahrhundert auch zunehmend durch Effizienz und soziale Innovationen 
im Wirtschaftsleben zustande gekommen ist. Dass das wirtschaftliche Handeln einer 
Gesellschaft ganz unterschiedlich organisiert sein kann, ist auch eine wesentliche Er- 
kenntnis des Blicks in die Vergangenheit bzw. in andere Kulturen und macht deutlich, 
dass einerseits die sozialen Grundlagen und andererseits die zentralen Institutionen der 
Wirtschaft für das Wachstum zentral sind. Oder anders gesagt: Eine Wirtschaft sowie 
auch deren Wachstumsdynamik und -potential erschließt sich nicht nur durch den Blick 
auf technische Produktionsfunktionen, sondern bedarf immer auch der Analyse ihrer 
sozialen und kulturellen Einbettung. Zu den bemerkenswerten Eigenschaften der mo- 
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dernen kapitalistischen Wirtschaftssysteme zählt deren kontinuierliches Wachstumspo- 
tenzial, aber auch deren soziale Probleme und die Umweltzerstörung. Dass dafür nicht 
nur technische Erfindungen und das Privateigentum an Produktionsmitteln bzw. die 
Produktion in privaten Unternehmen für Massengütermärkte hinreichend waren, son- 
dern dass auch das wirtschaftliche Handeln - die Güter- und Leistungsproduktion - 
moderner Gesellschaften in sozial-kulturelle Institutionen eingebunden und mit enor- 
men gesellschaftlichen Wirkungen verbunden ist, dass also auch die Leistungsfähigkeit 
global agierender Volkswirtschaften entscheidend von ihren spezifischen sozial-kultu- 
rellen Institutionen und kollektiven Handlungs- und Denkweisen abhängt, gehört zu 
den wegweisenden Einsichten des ausgehenden 20. Jahrhunderts. Es wird nur langsam 
erkannt, dass die moderne Wirtschaft »reich« an gesellschaftlichen Effekten derart ist, 
dass in modernen Gesellschaften individuelle und kollektive Handlungschancen um- 
fassend durch die Wirtschaft vermittelt werden und dass in der Wirtschaft zunehmend 
auch der soziale Kitt in Form von Vertrauen, Sozialkapital, moralischen Bindungen, ge- 
sellschaftlicher Verantwortung erzeugt oder eben auch zerstört wird. Die deutsche Wirt- 
schaft zeichnet sich seit dem Zweiten Weltkrieg durch eine zunehmende Stabilisierung 
ihrer Wirtschaftsleistung und eine parallel erfolgende Befriedung in der Auseinander- 
setzung zwischen Kapital und Arbeit aus, die sich in erster Linie sozial-institutionel- 
len Regelungen wie dem komplexen Tarifvertragssystem, der Sicherung demokratischer 
Teilhaberechte, einem (noch) stabilen Sozialstaat und auch neuer Lebensführungs- und 
Denkmodellen verdanken. 
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Wissenschaft und Forschung 


Stefan Böschen 


1 Einleitung 


Die Entwicklungslogik von Wissenschaft und Forschung folgt immer weniger nationa- 
len Prämissen und wird zugleich immer stärker von diesen abhängig. In dem Maße, in 
dem ein Wandel zu Wissensgesellschaften zu beobachten ist, in denen » Wissen [zur] 
unmittelbaren Produktivkraft« (Szöllösi-Janze 2004: 286) avanciert und der Kapitalis- 
mus nach dem Ende der Systemkonkurrenz als scheinbar überlegene ökonomische For- 
mation dominiert, können sich Wissenschaft und Forschung dem Sog gesteigerter Wis- 
sensproduktivität immer weniger entziehen. Die Debatte um die Wissensgesellschaft 
verdankt sich letztlich der immer härter ausgetragenen Konkurrenz global aktiver Wis- 
sensökonomien um aussichtsreiche Wettbewerbspositionen. Den »Rohstoff« Wissen 
sollen Wissenschaft und Forschung bereitstellen. Dabei werden die nationalen Wissen- 
schaftsräume zum einen immer stärker transnationalen Taktgebern (wie der OECD) 
unterworfen, zum anderen entwickeln sich eigenständige transnationale Forschungs- 
räume gerade in der EU durch Projektförderung (EFPR), den European Research Coun- 
cil (ERC) oder das European Institute of Innovation and Technology (EIT). Nationale 
und europäische Strategien zur Formung von Gesellschaft als Wissensgesellschaft wer- 
den entwickelt (z.B. Felt/Wynne 2007). Diese Prozesse adressieren viele Ebenen. Des- 
halb können so verschiedene Maßnahmen wie die Einführung von New Public Manage- 
ment, die Reform des Erfindungsrechts oder der Besoldungsgruppen, die Variation von 
Modellen der Organisation und differenzierte Evaluationsstrategien ineinandergreifen 
und damit der Landschaft von Wissenschaft und Forschung ein neues Gesicht geben. 
Dabei prägte die deutsche Wissenschafts- und Universitäts-Landschaft lange Zeit 
eine strukturelle Homogenität (Münch 2008). Mit der Bildung von »Wissensmärkten « 
fallen jedoch Wissenschaft als über Publikationen integriertes Kommunikationssystem 
und Forschung als eigenständiger Handlungstyp zur »Zirkularitätsunterbrechung mo- 
derner Wissenschaft« (Stichweh 1994: 73) auseinander. Entsprechend mehren sich die 
Diagnosen, wonach sich das System von Wissenschaft und Forschung in einem grund- 
legenden Wandel befindet (vgl. für viele: Gibbons et al. 1994; Münch 2011; Simon et al. 
2010). Wissenschaft wird mit veränderten und steigenden Leistungserwartungen kon- 
frontiert und dabei in ein Spannungsfeld von Politik, Wirtschaft und Öffentlichkeit ge- 
stellt (vgl. Mayntz et al. 2008; Weingart 2001). Das kontinuierliche Anwachsen von An- 
spruchspositionen gegenüber der Wissenschaft hat zwei spezifische Verstärker. Der eine 
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Verstärker setzt an der Logik der »Numerischen Differenz« (Heintz 2010) an. Hier sind 
es Instrumente zur Evaluierung, Messung, Vergleichsbestimmung, Leistungsmessung 
von und zwischen den Einheiten der Wissensproduktion (vgl. Matthies/Simon 2008). 
Entscheidend für die Wirksamkeit dieser Instrumente ist die darin angelegte »Kom- 
bination von Gleichheitsunterstellung und Differenzbeobachtung« (Heintz 2010: 164; 
Herv. weggel.). Normbereich, Exzellenz und Unterdurchschnittlichkeit lassen sich nun 
bestimmen. Der andere Verstärker ist das Clustern. Im 6. Forschungsrahmenprogramm 
der Europäischen Union findet er sich erstmals und wurde in der neuesten Auflage noch 
einmal erweitert. Zur Steigerung von Innovationen soll zunächst Unverbundenes ver- 
bunden werden. Der Beweis der Leistungsfähigkeit steht noch aus. Vorläufig lässt sich 
festhalten, dass beide Mechanismen den Modus des Wettbewerbs in der Wissenschaft 
befördern, weil sie marktkonforme Rahmungen des Erzeugungsprozesses von Wissen 
hervorbringen. Bleibt zu fragen: Welche Verschiebungen zeichnen sich jetzt schon in der 
Entwicklung der Wissenschaftslandschaft in Deutschland ab? Und: Warum bleibt das 
Feld der Wissenschaft trotz der »neuen Unübersichtlichkeit« relativ stabil? 

In zwei Schritten soll die Entwicklung nachgezeichnet werden, jedoch nicht nach 
dem Schema vor/nach der Wiedervereinigung (so: Weingart 1998), sondern mit Blick auf 
den Ökonomisierungsdruck: Entwicklungsgeschichte bis an die »Grenzen des Wachs- 
tums« (Abschnitt 2) und Entwicklungsgeschichte im Angesicht wachsender Ökonomi- 
sierung (Abschnitt 3). Ein knapper Ausblick beschließt die Überlegungen (Abschnitt 4). 


2 Entwicklungsgeschichte an die »Grenzen des Wachstums« 


Das Deutsche System der Wissenschaft zeichnet sich von Anfang an durch eine starke 
Konkurrenz zwischen zentralstaatlichen und föderalen Elementen aus (Lengwiler 2010: 
14). Im aufkommenden Kaiserreich verfügte die Zentralgewalt zunächst über keinen 
Einfluss. Die Hochschulverwaltung war in hohem Maße autonom und stand zudem in 
der Einflusssphäre der Länder. Die »Humboldtsche Universität« war wesentlich ein dis- 
kursives Ideal-Modell (Paletschek 2001), eine Blaupause für die Organisierung von Uni- 
versitäten. Erst zu Beginn des 20. Jahrhunderts änderte sich die Situation aufgrund der 
finanziell schwierigen Lage von Hochschulen. Zur Stärkung der Forschung wurde mit 
der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft (KWG) eine zentralstaatliche Organisation geschaffen 
(vgl. Vierhaus/vom Brocke 1990). Die ersten Institute gruppierten sich um Disziplinen, 
in denen exponierte Persönlichkeiten konkrete Anwendungen industrienah verfolg- 
ten. Mit der KWG erfolgt der Einstieg in das differenzierte Modell außeruniversitärer 
Forschung in Deutschland. Dieses auf Grundlagenforschung hin orientierte System er- 
gänzte die seit dem letzten Viertel des 19. Jahrhunderts nach anderen Funktionen hin 
geordnete Landschaft der marktlich orientierten Industrieforschung einerseits sowie der 
regulativ orientierten Ressortforschung andererseits (Lundgreen et al. 1986). Zur lang- 
fristigen Transformation hin zu einem staatszentrierten und primär öffentlich finanzier- 
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ten Forschungssystem kam es in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg trug die bipolare Weltordnung zu zwei deutschen Entwicklungswegen bei 
(Weingart 1998). Eine Logik wachsender Zentralisierung in der DDR stand einer Logik 
sektoraler Differenzierung in der BRD gegenüber (Lengwiler 2010). 


2.1  Bundesrepublikanische Entwicklung 


Die Neugründung der Bundesrepublik (> Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland 
(DDR) von 1945/49-1990) vollzog sich in vielen Bereichen als Restauration, so auch in 
der Wissenschaft. Als Garantie gegen innere Korrumpierbarkeit galt es, an Traditionen 
vor der NS-Zeit anzuknüpfen. So kamen die Reform-Ideen Humboldts zu einer Re- 
naissance. Die Forderungen nach Selbstverwaltung und Unabhängigkeit vor politischer 
Einflussnahme konnten sich gegen die Ambitionen der sich reorganisierenden Länder 
durchsetzen. Die Westdeutsche Rektorenkonferenz (WRK, 1949 gegründet), als Zusam- 
menschluss der Universitäten der drei westlichen Besatzungszonen, sicherte erfolgreich 
den autonomen Status. Der Bund erhielt nur begrenzte bildungspolitische Kompeten- 
zen, die sich im Wesentlichen auf personal- und besoldungsrechtliche Fragen bezo- 
gen. Die im Grundgesetz festgeschriebene Freiheit der Wissenschaft stärkte letztlich die 
Autonomie von Hochschulen und Universitäten (Schimank/Lange 2006). 

Mit der Neuordnung des Universitätsbereichs fand auch eine Re-Strukturierung des 
Bereichs außeruniversitärer Forschung statt. Allerdings manifestierte sich der begin- 
nende Kalte Krieg bei der Reorganisation der KWG. In der sowjetischen Besatzungs- 
zone wurde der Physiker Robert Havemann als Präsident eingesetzt, wohingegen Otto 
Hahn für die Institute der drei Westzonen als Präsident wirken sollte. Die KWG wurde 
schließlich in die Max-Planck-Gesellschaft (MPG) überführt, welche im Königsteiner 
Abkommen 1949 eine geregelte Finanzierung erhielt. Trotz der dezentralen, institutions- 
fokussierten und autonomen Organisationsform der MPG verpflichteten sich die Länder 
zur überregionalen Förderung von Forschung und manifestierten ihre künftige Kultur- 
hoheit (> Kultur und Kulturinstitutionen). Der Bund wurde erst 1957 in die Finanzierung 
miteinbezogen. Welche Lehren aus der Vergangenheit zu ziehen seien und welches Ver- 
hältnis zwischen Forschung und Staat konstituiert werden sollte, diese Auseinander- 
setzungen prägten auch die Gründungsphase der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
(DFG). Sie entstand schließlich 1951 aus der Verknüpfung von Forschungsrat und Not- 
gemeinschaft. Die Notgemeinschaft für die Deutsche Wissenschaft wurde 1947 bis 1949 
in enger Anlehnung an die Vorgängerin aus der Weimarer Republik aufgebaut, jedoch 
mit einer aufschlussreichen Veränderung: Die Macht des Präsidenten wurde geschwächt 
und die Bedeutung der Peers gestärkt. Die Kultusverwaltungen sahen dieses Modell der 
Selbstverwaltung mit Skepsis. Kritik am Selbstverwaltungsprinzip kam auch von einer 
ganz anderen Seite. Die strikte Trennung zwischen Wissenschaft und Gesellschaft und 
darauf gründenden Autonomieansprüchen schienen einer Gruppe um Werner Heisen- 
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berg, einer Reihe von Akademien sowie der MPG nicht mehr zeitgemäß, die 1949 den 
Deutschen Forschungsrat gründeten. Die Erfahrungen aus der NS-Zeit müssten zum 
Anlass für eine politisch verantwortete Wissenschaft genommen werden, die Trennung 
von Wissenschaft und öffentlicher Politik dürfte nicht restauriert werden. Der Konflikt 
zwischen den beiden Organisationen wurde durch Zusammenschluss gelöst. Der DFG 
gehören die zentralen Wissenschaftsorganisationen als Mitglieder an. Sie stellt seither 
die wichtigste Organisation der Selbstverwaltung und Förderung der deutschen Wis- 
senschaft dar. 

Die zentralstaatliche Ebene trat erst richtig als wissenschaftspolitischer Akteur mit 
der Förderung der Großtechnik, insbesondere für die sogenannte friedliche Nutzung 
der Kerntechnik, auf den Plan. Mit der Unterzeichnung der »Pariser Verträge« wurden 
erst 1955 die Beschränkungen zur Erforschung und Nutzung der Kerntechnik aufge- 
hoben, daraufhin das Ministerium für Atomfragen gegründet, welches 1962 in »Bun- 
desministerium für wissenschaftliche Forschung« (BMwF) umbenannt wurde. Das Mi- 
nisterium erweiterte schnell den Kreis der Aktivitäten von der Großforschung hin zu 
jeglichen Formen anwendungsorientierter Forschung, sodass es zum wichtigsten Akteur 
staatlicher Wissenschaftspolitik avancierte (Überblick: Weingart/Taubert 2008). Ebenso 
in Gründung und Ausbau von Großforschungseinrichtungen schlug sich die paradig- 
matische Rolle der Kernforschung nieder, wobei die Gesellschaft für Kernforschung 
mbH in Karlsruhe den Auftakt bildete. Diese Phase der Technologisierung erweiterte 
den Spielraum für zentralstaatliche Akteure, weil die Kapazitäten der Länder nicht aus- 
reichten und Universitäten einer anderen Forschungslogik folgen. Militär-, Kern-, Luft- 
und Raumfahrt waren Themen für den Staat. 

Dieser erhielt zudem durch die Gründung der OECD (1961) und den damit ein- 
setzenden Vergleich zwischen den verschiedenen nationalen Innovationssystemen ar- 
gumentative Ressourcen für regulative Eingriffe. Die regelmäßig diagnostizierte Kluft 
zwischen Europa und den USA ebnete einem interventionistischen Verständnis der 
Wissenschafts- und Technologiepolitik den Weg. Bedeutung von Forschung bemaß sich 
an ihrer wirtschaftlichen Nützlichkeit. Neben die Großforschung trat die Programmför- 
derung. Dies eröffnete die Option auf eine spezifische Profilbildung sowie eine Erweite- 
rung wie Variabilität des Förderungsspektrums. Neue Themen waren Verkehr, Biotech- 
nologie, IuK-Technologien und Umwelttechnologien. Diese Entwicklung verschärfte 
bestehende Schnittstellenprobleme in der differenzierten Forschungs- und Innova- 
tionslandschaft Deutschlands. Eine selektive Förderung von Natur- und Ingenieurwis- 
senschaften, ebenso der Medizin, war die Folge. Erst die sozial-liberale Koalition Willy 
Brandts setzte durch die Förderung problemorientierter Forschung - exponiert Bil- 
dungs- wie Friedens- und Konfliktforschung - neue Akzente und adressierte die Geis- 
tes- und Sozialwissenschaften mit staatlichen Forschungsprogrammen. 

Für die Hochschulen zeichneten sich schon mit Beginn der 1960er Jahre massive Ka- 
pazitätsprobleme ab. Gleichwohl blieben der Hochschulbau Ländersache und der Ein- 
fluss des Bundes gering. Jedoch wurde mit dem 1957 gegründeten Wissenschaftsrat die 
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Landschaft noch einmal neu strukturiert. Der Wissenschaftsrat drang auf systemweite 
Initiativen insbesondere bei der Strukturplanung im Hochschulwesen und spielte damit 
einer Stärkung des Bundes bei Hochschulfragen zu. Zwischen 1965 und 1973 wurden die 
Mittel für den Hochschulbau verdreifacht. Die Bildungsexpansion (> Bildung und Bil- 
dungssystem) veränderte nachhaltig das Kräftegleichgewicht zwischen Bund und Län- 
dern, weil eine größere Planungstiefe erforderlich wurde. 1969 wurde die Verantwor- 
tung des Bundes in das Grundgesetz eingeschrieben; er sollte über Rahmenvorschriften 
(Hochschulrahmen-Gesetzgebung) die Hochschulentwicklung steuern. Diese Zentral- 
orientierung währte allerdings nur kurz. Der Föderalismus der Kultuspolitik gewann 
wieder an Stärke, zumal in den 1970er Jahren dem Bund die Mittel für das staatlich or- 
ganisierte Expansionsprogramm im Hochschulwesen knapp wurden. Schließlich ging 
mit dem Regierungswechsel 1982 auch eine Kehrtwende in der Hochschulstrukturpo- 
litik einher, welche sich etwa vom sozial-liberalen Modell der Gesamtschule rasch ver- 
abschiedete. 


2.2 Entwicklung in der DDR 


In der neu gegründeten DDR wurde der Systembruch gesucht (Überblick: Kowalczuk 
2003) (> Gesellschaft der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) von 1949-1990). Sie 
übernahm nicht nur das sowjetische Organisationsmodell von Forschung. Das Haupt- 
kennzeichen ist die Verlegung von Forschung in die Akademien, welche als riesige For- 
schungsverbünde das gesamte Spektrum von der Grundlagen- bis zur angewandten 
Forschung organisierten; Universitäten fiel vor allem die Aufgabe der Lehre zu. Auch 
die Etablierung einer neuen sozialistischen Intelligenz wurde angestrebt. Wissenschaft 
und Forschung wurden in der DDR von Anfang an auf ihre mögliche Anwendung hin 
orientiert. Der erste Zweijahresplan (1949/1950) maß der wirtschaftlichen Nutzbarkeit 
oder der Lösung gesellschaftlicher Probleme wesentliche Aufmerksamkeit zu. Die neue 
Führung und Bürokratie griffen direkt in den Bildung- und Forschungsprozess ein. Es 
galt, den Anteil der nicht-bürgerlichen Studierenden zu erhöhen. Diese doppelte Struk- 
turpolitik diente einer mehr oder minder direkten Zentralisierung und Ausrichtung 
an der neuen Leitideologie. Der Einfluss der Länder wurde noch in der Sowjetischen 
Besatzungszone begrenzt (Kowalczuk 2003: 557 ff.). Marxismus-Leninismus sollte als 
überwölbende Wissensordnung Wissenschaft wie Forschung prägen. Diese Politisie- 
rung übersetzte sich während der Zeit des ersten Fünfjahresplans (1951 bis 1955) in kon- 
krete Maßnahmen der Umstrukturierung universitärer Lehre und Forschung, darunter 
vor allem der verbindliche gesellschaftswissenschaftliche Unterricht, das zehnmonatige 
Studienjahr sowie die zentrale Steuerung der Studienprogramme aller Fächer. Die For- 
schung sollte als » Produktivkraft« insbesondere in Bereichen wie Kohle, Werkstoffe und 
Agrar genutzt werden. Gleichwohl konnten sich die Natur- und Technikwissenschaften 
gewisse Freiräume bei der Forschung erhalten, da sie nach dem Prinzip der Selbstpla- 


Wissenschaft und Forschung 987 


nung verfahren und Forschungsperspektiven aus den politisch gesetzten Zielen entfal- 
ten durften. Die Gesellschaftswissenschaften unterstanden aufgrund unmittelbarer Be- 
deutung für die »Staatsideologie« einer direkteren Steuerung. Allerdings konnten sich 
in den ersten Jahren die Steuerungsimpulse nur begrenzt durchsetzen, weil Emigra- 
tionsprobleme die Wissenschaft schwächten und man auf bürgerliche Wissenschaftler 
angewiesen blieb. 

Bis in die Mitte der 1950er Jahre festigte sich die Wissenschaftspolitik in der DDR 
und unterstrich den staatlichen Interventionsanspruch mit Gründung des Forschungs- 
rats (1957). Dieser fungierte als zentrale Steuerungseinheit, um die Forschung langfris- 
tig zu planen. Schwerpunktbildungen, Kapazitätsberechnungen sowie die Mittelvergabe 
oblagen dem Forschungsrat. Damit war er als Gegenpol zur Akademie der Wissenschaf- 
ten gedacht. Die Akademie galt als Organisation mit zu starker bürgerlicher Tradition. 
Das Ringen um Einfluss dauerte aber bis tief in die 1960er Jahre. Wesentlich für die Ent- 
wicklung von Wissenschaft und Forschung in der DDR war schließlich die Tatsache, 
dass sich in den Zentren der Macht die Parteigremien gegenüber der Ministerialbüro- 
kratie durchsetzen konnten. Das Politbüro der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch- 
lands (SED) fällte deshalb die wesentlichen wissenschaftspolitischen Entscheidungen, 
die insbesondere bildungspolitische Entscheidungen betrafen. Mit dem Mauerbau 1961 
konnte der Druck auf Kräfte mit regimekritischer Gesinnung erhöht werden, weil die 
Abwanderungsoption entfiel. So bahnte sich ein Elitenwechsel an, bei dem letztlich eine 
regimenahe oder wenigstens indifferente Elite die Hochschul- und Forschungspositio- 
nen besetzte. 

Dem korrespondiert, dass die Hochschulen ab Mitte der 1960er Jahre immer direkter 
dem Zugriff der Partei ausgesetzt waren. Forschungsrat und parteinahe Vermittlungs- 
gremien verloren an Bedeutung. Wissenschaft und Bildung konnten sich immer we- 
niger einer staatlichen Instrumentalisierung entziehen. Die Autonomieinteressen der 
Akademien wurden beschnitten. Ganz im Sinne des Systemwettbewerbs dominierte die 
Förderung von anwendungsnahen Forschungsfeldern, wie der Bio- und Gentechnolo- 
gie sowie IuK-Technologien. Industrieorientierte Großforschungsprogramme machten 
Universitäts-Institute praktisch zu Auftragnehmern der Industrie. Die Kopplungen wur- 
den so eng wie möglich gestaltet. Der »Produktivkraftpolitik« zur ökonomischen Siche- 
rung entsprach eine »Intelligenzpolitik« zur Stabilisierung von Herrschaftsinteressen. 
Bildungspolitisch ging somit die Phase eines kurzen »Zwischenhochs« mit einem offe- 
neren Hochschulzugang in den 1960er Jahren schnell in eine Phase der Stagnation über, 
die bis zum Ende der 1980er Jahre anhielt. Die neuen Eliten hatten sich positioniert, der 
Zugang zur Hochschule wurde wieder verknappt. Zentralisierung dominierte die Bil- 
dungspolitik, welche durch eine »Fortführung des Bewährten« in stärker hierarchische 
Strukturen entwickelt wurde. 
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3 Entwicklungsgeschichte angesichts wachsender 
ökonomischer Funktionalisierung 


In den 1970er und 1980er Jahren wurde in beiden Teilen Deutschlands der jeweils ge- 
wählte Pfad der Entwicklung weiter ausgereizt, um der stockenden ökonomischen Ent- 
wicklung begegnen zu können. Sie bilden eine Phase, in der Hochschulen und For- 
schungssysteme unter einen wachsenden Wettbewerbs- und Eflizienzdruck gerieten. In 
Westdeutschland transformierte sich nach 1974 die Forschungs- und Technologiepoli- 
tik zu einer aktiven makroökonomischen Industriepolitik (Hauff/Scharpf 1977). For- 
schungspolitische Dringlichkeit und wirtschaftspolitische Bedeutung gingen Hand in 
Hand: Langfristige Energiesicherung, Innovationen in Schlüsseltechnologien sowie 
Nischeninnovationen sollten durch Forschungsförderung vorangetrieben werden. Zu 
dem Programm gehörte, nicht mehr nur die Großforschung zu adressieren, sondern in 
wachsendem Maße Kleine und Mittlere Unternehmen (KMU) zu fördern (Fier/Harhoff 
2002). In der DDR wurden die Akademien als zentraler Motor entwickelt. Die Akade- 
miereform Ende der 1960er Jahre baute die Akademien (seit 1972 offizielle Bezeichnung 
» Akademie der Wissenschaften der DDR« (AdW)) zur zentralen Forschungseinrich- 
tung in den Feldern Naturwissenschaften, Mathematik und Medizin aus. An der AdW 
arbeiteten 1990 etwa 24 000 Menschen in etwa 60 Instituten. Die Anwendungsorientie- 
rung der Forschung hatte jedoch nicht dazu geführt, die ökonomische Entwicklung zu 
befeuern. Sie führte eher zu einer »Sklerotisierung« des Systems, da enge Anwendungs- 
bindung und Grenzen zu Universitäten die Wissensgenese blockierten. Im Westen hin- 
gegen versuchte man, nicht nur die Kräfte des Marktes zu nutzen, sondern diese durch 
den Wandel von Förderungsmustern noch leichter zu entfesseln. Dies ging nicht ohne 
Brüche vonstatten, jedoch half hier die »Mehrsäuligkeit« des Systems, die verschiede- 
nen Wissensproduzenten geschickter, d.h. mit geringeren Blockadewirkungen, zu koor- 
dinieren. Mit der Wiedervereinigung mussten dann zwei sehr unterschiedliche Systeme 
ineinander überführt werden, wobei nach einer Evaluation des Wissenschaftsrats die 
ehemalige AdW zerlegt und die Institute unter Einbindung der westdeutschen Wissen- 
schaftsgesellschaften neu geordnet und die westdeutsche Struktur des außeruniversitä- 
ren Sektors wesentlich transferiert wurde (Hohn 2010). Gleichwohl nahmen die Turbu- 
lenzen im System zu. 


3.1 Strukturelle Entwicklungstaktgeber 


Denn die Landschaft von Wissenschaft und Forschung in Deutschland wurde mit neuen 
Strukturgebern bestückt. Der Bezugsrahmen zwischen Wissenschaft und anderen Teil- 
bereichen, wie Wirtschaft, Politik und Öffentlichkeit, wurde neu aufgespannt und im 
Zuge dessen auch innerhalb des Wissenschaftsfelds neue Strukturmuster etabliert. Hier 
stechen die Suche nach Exzellenz und Leuchttürmen (zur inneren Paradoxie dieser Me- 
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taphorik: Barlösius 2008) sowie die Europäisierung der Hochschulbildung in besonde- 
rer Weise hervor. Zugleich nahm, wie eingangs kurz beschrieben, die Entwicklung einer 
genuin europäischen Forschungslandschaft Fahrt auf. Wesentlich ist hierbei einerseits 
das Bilden von Clustern, etwa durch die Schaffung von Transferstellen (Meier/Krücken 
2011), durch Veränderungen im Patentrecht und Hochschullehrerprivileg oder durch 
das Bilden von Innovationsclustern (»Spitzencluster«, BMBF 2010: 179). Andererseits 
kommt Think Tanks, wie dem Centrum für Hochschulentwicklung (CHE, Gütersloh) 
oder dem Institut für Forschungsinformation und Qualitätssicherung (IfQ, Bonn), wel- 
che Expertisen zur Forschungs- und Hochschullandschaft hervorbringen, eine wach- 
sende Bedeutung zu. 

2005 wurde in Abstimmung zwischen Bund und Ländern sowie unter der operati- 
ven Leitung der DFG und des Wissenschaftsrats die Exzellenzinitiative ins Leben ge- 
rufen. Das Ziel besteht einerseits in der Förderung von Spitzenforschung und anderer- 
seits in einer generellen Hebung der Qualität im Wissenschafts- und Hochschulstandort 
Deutschland. In den ersten zehn Jahren sollen dabei gut 4,5 Milliarden Euro an Förder- 
geldern ausgeschüttet werden. Zentral für die Struktur des Programms ist die Förderung 
dreier unterschiedlicher Säulen: Graduiertenschulen, Exzellenzcluster und » Zukunfts- 
konzepte zu universitärer Spitzenforschung«. Mit der letzten Säule, dem Kernpunkt des 
Programms, werden die sogenannten Elite-Universitäten bestimmt. Die Exzellenzini- 
tiative diversifiziert Positionen von Hochschulen im deutschen Wissenschaftsfeld und 
erzeugt »Mobilisierungseffekte« (Leibfried 2010). Auf der anderen Seite treten freilich 
spezifische Fehlentwicklungen der vergangenen dreißig Jahre mit noch größerer Klar- 
heit hervor. Die Grundfinanzierung der Universitäten wurde so stark gesenkt, dass im 
Grunde die Rahmenbedingungen für die Durchführung einer Exzellenzinitiative nicht 
vorliegen. Zwar soll die Exzellenzinitiative einen eigendynamischen Prozess (Hornbostel 
et al. 2008) freisetzen, forciert jedoch die Verteilung von Knappheit und muss als Bau- 
stein der Knappheitsverwaltung angesehen werden. Das potenziert die Selektivität die- 
ser Initiative, bei der sich Fächer mit hoher Profilierung und etablierter Projektförmig- 
keit von Forschung gegenüber sogenannten »kleinen« Fächern eher durchsetzen können, 
die gleichwohl für die Gesamtlandschaft bedeutsam sind. Diese Entwicklung wäre nicht 
weiter erwähnenswert, gäbe es eine Instanz, die über die Effekte solcher Schwerpunktset- 
zungen und die damit einhergehenden Selektivitäten wachen würde. Für das Universi- 
tätssystem als Ganzes gibt es jedoch in Deutschland keine definierte Verantwortlichkeit. 

Der Trend in der Akzentuierung von Profilen und der Selektion von Fächern wird 
noch von einer anderen Entwicklung befördert, der Europäisierung und Standardisie- 
rung von Bildung im Rahmen der Bologna-Reform. Die mit der Sorbonne-Erklärung 
von 1998 (»Joint Declaration on Harmonisation of the Architecture of the European 
Higher Education System«) in Fahrt gekommene und ein Jahr später mit der Bologna- 
Erklärung spezifisch geformte Diskussion zur Harmonisierung der europäischen Hoch- 
schulbildung hat das System der Hochschulen einem lang andauernden und grundle- 
genden Reformprozess unterzogen (vgl. Kellermann et al. 2009). Die Grundperspektive 
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der Ausbildung wurde auf Marktbezüge hin entworfen und strukturiert. Begriffe wie 
Humankapital, Flexibilität und Beschäftigungsfähigkeit sollten forthin Ziele der Ausbil- 
dung an Hochschulen markieren. Die Entwicklung hat ohne Zweifel dazu geführt, die 
Lehre selbst wieder viel deutlicher in den Blick der Universitäten zu rücken. Gerade des- 
halb muss die mitunter in grellen Farben gehaltene Diskussion nicht verwundern, wer- 
den doch grundlegende Strukturprobleme und geliebte Selbstverständlichkeiten deut- 
lich sichtbar (vgl. Winter 2009). Jedoch sind die Prämissen, unter denen die Gestaltung 
Form gewinnen soll, umstritten. Gerade die sogenannten »kleinen« Fächer müssen sich 
die Frage nach ihrem Überleben stellen (und haben die Arbeitsstelle Kleine Fächer in 
Potsdam gegründet). Die Angst vor einem Kahlschlag im »Baum des Wissens« lässt sich 
nicht durch einen Hinweis auf notwendige Bündelung verscheuchen. 


3.2 Institutionelle und organisationale Entwicklung 


Die Diversität des deutschen Wissenschaftssystems und seine dezentrale Organisation 
bleiben weiterhin ihr Markenzeichen. Das begründet sich zum einen in der föderalen 
Struktur des Bildungssektors, zum anderen in der durchaus auf spezifische Funktio- 
nen hin differenzierten Landschaft von Forschungseinrichtungen und Förderprogram- 
men. Dies zeigt sich auch an vergleichenden Budgetzahlen. Wurden 1983 in der Sum- 
me 21,8 Milliarden Euro für Forschung und Entwicklung ausgegeben, so stieg diese 
Summe bis 2009 auf 66,7 Milliarden. Den jeweils größten Anteil trug dabei die Wirt- 
schaft mit 70 Prozent bzw. 67 Prozent. Danach die Hochschulen mit 15,5 Prozent bzw. 
175 Prozent und schließlich die Einrichtungen der Öffentlichen Hand (Großforschungs- 
einrichtungen, DFG, MPG etc.). Gemessen am Bruttoinlandsprodukt erhöhte sich aller- 
dings die Quote von 2,4 Prozent (1999) nur auf 2,8 Prozent (2009). Gleichwohl gab es 
einschneidende Entwicklungen, wie die Exzellenzinitiative, sowie die Wiederbelebung 
des Akademiegedankens mit der Ernennung der Leopoldina zur Nationalen Akademie 
der Wissenschaften (2008) und der Etablierung der acatech - Deutsche Akademie der 
Technikwissenschaften (2008). Beide Entwicklungen geben Tendenzen der Hierarchi- 
sierung Vorschub. 

In den vergangenen zwanzig Jahren ist der Hochschulsektor einem vielfältigen Um- 
bau-Programm unterworfen worden. Diese Entwicklung brachte einen Abschied von 
der strukturellen Homogenität der Universitäten mit sich (Münch 2008). Kräfte des 
Wandels waren hier erstens die Gesetzgeber, welche die rechtlichen Rahmenbedingun- 
gen deutlich hin zu einer »unternehmerischen« Universität verschoben. In Hochschul- 
räten können Personen des öffentlichen, d.h. oftmals wirtschaftlichen Lebens, Einfluss 
auf die Politik der Hochschule nehmen, die Bündelung von Befugnissen bei der Hoch- 
schulleitung wird vorgesehen, das Spektrum von Hochschulen und rechtlichen Formen 
erweitert. Im Zuge dessen kam es zudem zu einer Umwertung von Fachhochschulen in 
Hochschulen mit einem erweiterten Forschungsauftrag und den formal gleichen Bil- 
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dungsabschlüssen wie die Universitäten. Zweitens hat sich die Landschaft der Hoch- 
schulen durch eine wachsende Bedeutung privater Hochschulen verändert. 2010 war 
jede vierte Hochschule in privater Trägerschaft, obgleich hier nur fünf Prozent der Stu- 
dierenden eingeschrieben waren; Fächerspektrum und Gesamtorientierung der Hoch- 
schulen bedingen dies (Frank et al. 2010). Drittens ist es die Einführung von Modellen 
des New Public Management, die dazu dienen sollen, Universitäten in Unternehmen 
umzuformen. Hierunter fällt auch die Umstellung der Besoldung, welche das Gehalt für 
Hochschullehrer in ein Grundgehalt und einen leistungsbezogenen Teil splittet. Vier- 
tens die Bologna-Reform, welche eine nachhaltige Veränderung der Struktur von Stu- 
diengängen und fachliche Konzentrationen mit sich brachte. Fünftens die Nutzung von 
Universitäten für Innovationen, wie es sich in der wachsenden Bedeutung von Transfer- 
stellen, der Konzentration von Fächern und auch dem Aufbau von An-Instituten zeigt. 
Die Personalstruktur gestaltete sich 2009 so, dass 20,2 Prozent Professoren und 73,5 Pro- 
zent Mitarbeiter an Hochschulen tätig waren (gesamt: 198 471 Stellen an 481 Hochschu- 
len, (105 Universitäten, 211 Fachhochschulen), unabhängig von der Trägerschaft (zum 
Wintersemester 2010/11; Quelle: Destatis)). Etwa ein Fünftel der Wissenschaftler an Uni- 
versitäten wird über Drittmittel beschäftigt. In der Summe stellt sich die Frage, wie es 
den Universitäten gelingen wird, die neue Form der Verteilungskämpfe organisational 
aufzufangen. Ungewohnte Hierarchiebildungen stehen zu erwarten und werden die Ver- 
teilungskämpfe an Universitäten verschärfen. 

Lange Zeit galten die außeruniversitären Forschungseinrichtungen als Flaggschiffe 
der deutschen Forschungslandschaft - allen voran die Max-Planck-Gesellschaft. Jedoch 
ergab sich gerade in den ersten zehn Jahren nach der Wiedervereinigung das wider- 
sprüchliche Bild, dass diese Einrichtungen zwar sehr hohe Qualitätsstandards erfüllten, 
zugleich aber aufgrund der gewachsenen Versäulung zu wenig untereinander und mit 
den Hochschulen vernetzt sind. Auffällig ist, wie stark marktliche Elemente in die For- 
schungseinrichtungen eindrangen. Am wenigsten noch bei der MPG, die weiterhin eine 
Vorrangstellung in der reinen Grundlagenforschung behaupten kann, sind es insbeson- 
dere die Helmholtz-Zentren, welche verstärkt auf Konkurrenz orientierte Programm- 
strukturen intern verankern. Die Helmholtz-Zentren führen mit einem Budget von 
3,1 Milliarden Euro und gut 24 000 Angestellten (2009) die Liste der Großforschungs- 
einrichtungen an. In ihnen sind die ehemaligen Kernforschungszentren versammelt. 
Nachdem dieser Aufgabenfokus fast entfallen ist, betreiben die Institute Grundlagen- 
und Anwendungsforschung in ganz unterschiedlichen, zumeist aber strategisch bedeut- 
samen Forschungsfeldern (etwa Umwelt, Gesundheit, Klima). Im Gegensatz dazu deckt 
die MPG (Budget: 1,5 Milliarden mit 12 300 Angestellten; 2009) mit ihren Instituten ein 
breites Spektrum von Forschungsfeldern ab, wenn auch Schwerpunkte in den Natur- 
wissenschaften bestehen. Gilt für diese beiden Einrichtungen der Forschung eine Bund- 
Länder-Mischfinanzierung, so unterscheiden sich hiervon die Institute der Fraunhofer- 
Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung. Ihr strategisches Ziel ist es, die 
Anwendungstauglichkeit von Forschung durch enge Kooperationen und einen hohen 
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Sockel an zu erwirtschaftenden Forschungsmitteln unter Beweis gestellt zu sehen. Ab- 
gerundet wird das Spektrum durch die Institute der der Leibniz-Gemeinschaft (»Blaue 

Liste«). Sie sollen thematisch fokussierte Forschung ermöglichen, was die Erbringung 
von Dienstleistungen oder auch das Unterhalten von Museen umfasst. Durch die Wie- 
dervereinigung wurde dieser Bereich stark ausgeweitet wie heterogenisiert und ent- 
spricht hinsichtlich Personal und Budget in etwa dem Umfang der MPG. Der gestiegene 

Wettbewerbsdruck manifestiert sich in diesem Sektor der Forschung in einer Steigerung 
der Output-Effektivität um über 100% (Heinze/Arnold 2008), der Ausweitung von Ko- 
operationen zwischen den außeruniversitären Forschungseinrichtungen und den Hoch- 
schulen (Hohn 2010) sowie der Verdichtung von Governance-Mechanismen mit einem 

Hang zur Übersteuerung (Heinze/Arnold 2008). 

Neben diesen Einrichtungen, die genuin dem Wissenschaftssystem zugerechnet wer- 
den, existiert mit der Ressortforschung noch ein wesentlicher Bereich der Forschung, 
welcher Forschungsaktivitäten im Kontext staatlicher Innovationsförderung und Risiko- 
regulierung zum Auftrag hat. Diese Positionierung bringt schwierige Konflikte mit sich, 
weil die Qualitätsmessung von Forschung in diesem Fall nicht einfach ist. Die Evalua- 
tion der Ressortforschung durch den Wissenschaftsrat zeigte dies markant, weil er die 
besondere Rationalität der Ressortforschung nicht recht wertzuschätzen wusste und als 
Maßstab den Output akademischer Forschung zu Grunde legte. Jedoch erfüllen die In- 
stitute der Ressortforschung vielfältige Verwaltungsaufgaben, unterliegen also der Pro- 
zessierung einer doppelten Rationalität: Sie erzeugen wissenschaftliches Wissen, das im 
Rahmen der Wahrnehmung staatlicher Hoheitsaufgaben bedeutsam ist, sind aber zu- 
gleich einem ministeriellen Geschäftsbereich zugeordnet und gegenüber diesem wei- 
sungsgebunden. 

Dieses Spektrum an ausführenden Forschungsorganisationen wird komplementär 
ergänzt durch eine Landschaft der Einrichtungen zur Forschungsförderung. Hierbei 
nimmt die DFG schon von Beginn an eine Sonderposition ein, weil sie ihrem Auftrag 
nach die Grundlagenforschung fördert und durch die Option spezifischer Förderlinien 
nicht nur die Entwicklung und Verstetigung von Feldern etwa im Rahmen von Sonder- 
forschungsbereichen fördern kann, sondern zudem bestimmten Disbalancen im System 
entgegen wirken, wie etwa mit dem Emmy Noether-Programm zur Förderung von aus- 
gesuchten Jungwissenschaftlern. Die Exzellenzinitiative wurde operativ von der DFG ge- 
stemmt. Daneben wirken etwa die VolkswagenStiftung oder die Thyssen- bzw. Robert- 
Bosch-Stiftung mit spezifischen Programmen der Förderung. Eine wichtige Rolle nimmt 
das BMBF ein, das sich im Zuge der letzten 20 Jahre von seiner Rolle als Ministerium 
für die Großforschung emanzipiert hat (Weingart/Taubert 2008). In der Zwischenzeit 
finden sich nicht nur Förderlinien für die Gesellschaftswissenschaften, sondern werden 
mit Programmen, wie dem der Sozial-ökologischen Forschung (SÖF), auch Untersu- 
chungen zur gesellschaftlichen Transformation für Innovationen gefördert. Die Förder- 
philosophien scheinen von dem Anspruch auf transdisziplinäre Problemrahmung und 
Bearbeitung von Fragen in Clustern inspiriert zu sein. 
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4 Ausblick 


Die Entwicklung der Wissenschaftslandschaft verkompliziert sich durch die wachsende 
Bedeutung ökonomischer Zielkriterien wie Handlungsmodelle, welche nicht nur einer 
einseitigen Fokussierung auf Output, sondern auch einer Übersteuerung des Systems 
Vorschub leistet (Heinze/Arnold 2008: 716). Das Wissenschaftssystem in Deutschland, 
in dem sich seit jeher keine »durchgreifende Entscheidungsgewalt« (Weingart 1998: 731) 
etablieren konnte, ist somit Zentrifugalkräften ausgesetzt. Hierbei dürfte zwar seine 
heterogene Säulen-Struktur einen stabilisierenden Einfluss ausüben, zugleich dürften 
Tendenzen der Desintegration zunehmen. Deutschland scheint in der Tat an einem 
Scheideweg zu stehen. Dabei kann es nicht um eine Rückkehr zu Humboldt oder ein 
»Humboldt 2.0« (Beck) gehen, sondern man sollte vielmehr verstehen, dass die Refe- 
renz auf Humboldt insbesondere der intelligenten Polarisierung dient, ohne jedoch die 
notwendigen »gestaltenden und integrierenden Perspektiven« (Schneidewind 2009: 63) 
hervorzubringen. Gerade diese sind in einer so fragmentierten Landschaft wie der deut- 
schen schwer zu entwickeln, sie wären aber hilfreich, um gerade in Zeiten des Anwach- 
sens und der Differenzierung unterschiedlicher Anforderungen an die Wissenschaft 
einen Kurs zu finden, der die Freisetzung von wissenschaftlicher Kreativität nicht zu 
eng führt und dadurch im Kern erstickt. Als Gradmesser eines Umdenkens dürften sich 
die Verschlankung von Regelungsbemühungen, die Ent-Prekarisierung wissenschaft- 
licher Berufsbiografien, aber auch die Formung Nationaler Akademien erweisen, inwie- 
weit nämlich eher konservative Restaurationsbestrebungen zum Zuge kommen oder ein 
partizipativer Orientierungs- und Strukturierungsdiskurs angefacht werden kann. 
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Wohnen 


Annette Spellerberg 


1 Begriffsbestimmung 


Eine Wohnung bietet zwar physischen Schutz vor Nässe, Kälte, Wind und Hitze, diese 
Funktion steht aber nicht im Mittelpunkt, wenn nach der Bedeutung des Wohnens und 
der Wohnung gefragt wird. In fortgeschrittenen Gesellschaften ist die Wohnung wesent- 
licher Bestandteil der Lebensqualität und Lebensführung der Menschen. Nachbarschaft, 
Haustyp, Repräsentation, günstige Lage und Umweltbedingungen am Wohnort sind für 
weite Bevölkerungsteile zentrale Kriterien beim Wohnen. Da die Wohnung aber zu- 
gleich eine Ware ist, die auf dem Markt gehandelt wird, gelten diese Aspekte nicht in Fäl- 
len großer Wohnungsnot oder bei versperrter Marktfähigkeit, z.B. durch geringes Ein- 
kommen oder fehlende Aufenthaltstitel. Die Möglichkeiten, überhaupt eine Wohnung 
zu mieten und Mietpreise zahlen zu können, bilden für manche Bevölkerungsgruppen 
die einzig relevanten Kriterien. 

Je nach gesellschaftlichen und kulturellen Verhältnissen variieren die Wohnverhält- 
nisse und Formen des Zusammenlebens. Wegen der unterschiedlichen Erfahrungen 
und Tätigkeiten beim Wohnen, vom Leben in der Höhle bis hin zum Leben im Schloss 
(Flagge 1999), bereitet es Probleme, Wohnen zu definieren. Silbermann formuliert all- 
gemein: »Es geht beim Wohnen nicht nur um Hausformen, Fenstergrößen, Verkehrs- 
fragen, Bevölkerungsstruktur, Bodenpolitik, Nachbarschaften und Umwelteinflüsse, 
sondern obendrein und vordringlich um die Erkenntnis des innovativen und aktuellen 
Verhaltens des Menschen beim Wohnen.« (Silbermann 1991: 16). 

Wird Wohnen aus makrosoziologischer Perspektive untersucht und der Funktions- 
wandel beim Wohnen analysiert, so ergeben sich nach Häußermann und Siebel (1996) 
vier Dimensionen des modernen Wohnens: 


a) Wohnen in der sozialen Einheit Kleinfamilie: In der Regel wird mit Menschen zu- 
sammengewohnt, mit denen das Leben geteilt wird, also mit Familienangehörigen. 
Ort der Familie ist die Wohnung. Großfamilien mit Seitenverwandten, Groß- und 
Urgroßeltern oder Hausangestellten sind in unserer Gesellschaft, kaum noch anzu- 
treffen. Der demografische Wandel hatte eine Verkleinerung der Haushalte zum Re- 
sultat; Ein- und Zweipersonenhaushalte stellen die Mehrheit von 70 Prozent dar. 

b) Wohnen als Freizeit: Die Funktion Arbeiten ist als Erwerbsarbeit aus den Wohnungen 
ausgelagert worden. Die Wohnung wird ganz entscheidend als Ort der Nichtarbeit 


S. Mau, N. M. Schöneck (Hrsg.), Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands, 
DOI 10.1007/978-3-531-18929-1_69, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013 
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wahrgenommen, in der Erholung, Entspannung und Geselligkeit im Vordergrund 

stehen. Die Wohnung als Ort für persönliche Aktivitäten und Selbstverwirklichung 

ist zugleich auch auf Gastlichkeit ausgelegt. In der Anordnung und Größe der Zim- 
mer, vor allem des Wohnzimmers, sowie in der Gestaltung des Eingangs kommt die 

Bedeutung von Gästen zum Ausdruck. Das Unsichtbarmachen der verbliebenen Ar- 

beit in Form von Hausarbeit und Kindererziehung wird durch die Randlage und ge- 

ringe Größe von Küchen symbolisiert. 

Wohnen als Privatheit und Intimität im Gegensatz zur Öffentlichkeit: In den Woh- 

nungen werden zentrale Funktionen des Lebens verrichtet: Schlafen, Essen, Erholen, 

Sexualität, Hygiene und Entleerung. Das heißt, dass die Körperlichkeit des Men- 

schen in den Privatwohnungen am ehesten zu spüren ist. Tisch und Bett sind seit je- 

her Attribute einer Wohnung, denn Sexualität und Essen wurden schon früh in die 

Wohnungen verlagert. Heute bietet die Wohnung die Möglichkeit, allein zu sein und 

nicht gesehen zu werden. Der sozialpsychologische Wert der Wohnung liegt darin, 

Emotionalität, Persönlichkeit und Individualität entfalten zu können. 

d) Wohnrechtlich wird eine Wohnung durch Kauf oder Miete erlangt: Eine ökonomisch 
relevante Frage betrifft den Zugang zu einer Wohnung, denn üblicherweise erhält 
ein Haushalt durch Miete oder Kauf (später als Erbe) eine Wohnung bzw. ein Haus. 
In besonderen Fällen, z.B. bei Asylsuchenden, Aussiedlern aus früheren GUS-Staa- 
ten und Unterstützungsempfängern werden Wohnungen staatlich zugeteilt. Demge- 
genüber treten der soziale Wohnungsbau und Genossenschaftsmodelle weit in den 
Hintergrund. Eine Reihe von rechtlichen Instanzen regelt dabei den Zugang und 
auch die Nutzung der Wohnung: Kaufverträge, Steuern, Mietrecht, Nachbarschafts- 
recht und Hausordnungen. 


c 


< 


2 Sozialgeschichtliche Entwicklung 


Beim Kauf oder Mieten einer Wohnung sind gleichzeitig zentrale Fragen des Daseins 
betroffen, wie z. B. Gesundheit, Sicherheit und die Erreichbarkeit von Bildungseinrich- 
tungen oder Arbeitsplätzen. Die Wohnungsfrage steht seit Beginn der modernen Ge- 
sellschaften im Zentrum des sozialpolitischen Interesses, das über die quantitative Ver- 
sorgung mit Wohnraum hinausreicht und sich auf moralische, ordnungspolitische und 
gesundheitliche Ziele richtet (Häußermann/Siebel 1996: 131 ff.). Einbußen an Lebens- 
qualität durch defizitäre Wohnungen und Standorte sind vielfach belegt worden (Engels 
1973; Friedrichs 1980; Herlyn/Herlyn 1983). Die Qualität des Wohnens war und ist ein 
zentraler Indikator zur Messung des Lebensstandards und sozialer Ungleichheiten (Park 
et al. 1925). 
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2.1 Wohnen des Proletariats in Zeiten der Industrialisierung 


Mit Beginn der Industrialisierung und Verstädterung ging ein radikaler Wechsel der 
Wohnformen einher. Wohnungen wurden zur Ware, Grund und Boden wurden maxi- 
mal ausgenutzt und die lohnabhängigen Kleinfamilien mussten in überbelegten Woh- 
nungen bzw. Zimmern hausen. 1890 wohnten durchschnittlich vier Personen in einem 
Raum und knapp ein Viertel der Haushalte hatte einen oder mehrere Untermieter (Nie- 
hammer/Brüggemeier 1976, nach Häußermann/Siebel 1996: 73). Auf der anderen Seite 
entstanden Stadtvillen und großzügige Bürgerhäuser, in denen die Wohlhabenden leb- 
ten. Sie bildeten mit den Handwerkern und Handelstreibenden die Sesshaften, die in 
der sozialen Hierarchie höher rangierten als die schlecht bezahlten und mobilen Indus- 
triearbeiter. Die sozialen Ungleichheiten fanden in den ungleichen Wohnverhältnissen 
ihren unmittelbaren Ausdruck. 

Die elenden Wohnbedingungen mit ihren gesundheitsschädlichen Folgen, untrag- 
bare hygienische Zustände und erhöhte Mortalität durch Epidemien konnten nicht 
dauerhaft toleriert werden. Im Kontext des Wohnens wurde darüber hinaus ein mora- 
lischer Verfall durch das Zusammenleben mit Nicht-Verwandten unterschiedlichen Ge- 
schlechts breit diskutiert. 

Bürgerliche Reformbestrebungen richteten sich auf die Forderung nach einer sepa- 
raten Wohnung für jede Familie, möglichst im Eigentum, Wasser- und Kanalisations- 
anschlüsse und die Trennung von Wohnen und Arbeiten - auch damit in der Familie 
die Erziehung der Kinder stattfinden konnte. Sozialistische Wohnvorstellungen knüpf- 
ten an den Gemeinschaftseigentums- und Partizipationsgedanken an und versuchten, 
gemeinsam zu nutzende Einrichtungen zu etablieren (Waschhäuser, Küchen, Kantinen, 
Gemeinschaftsräume), auch um der kleinfamilialen Lebensform mit ihren spezifischen 
Geschlechterrollen und der Unterdrückung der Frau entgegenzutreten. Landwirtschaft- 
liche Elemente und Freiraum waren die Antwort auf die Missstände durch die Garten- 
stadtbewegung. Und Gemeineigentum sowie Kontrolle über das in Gebäuden angelegte 
Vermögen waren Kernforderungen von Genossenschaften und gemeinnützigen Woh- 
nungsbaugesellschaften. Faktisch hat sich das bürgerliche Wohnen durchgesetzt mit der 
abgeschlossenen Mietwohnung (bzw. dem Einfamilienhaus) für die Zwei-Generatio- 
nen-Kleinfamilie, als primäre Erziehungseinrichtung für die Kinder und als reproduk- 
tionsorientierter, konsumierender Haushalt. 


2.2 Innovationen beim Wohnen in der Weimarer Republik 


Im Zuge der Herausbildung von spezialisierten Räumen nur für das Wohnen wurde 
es möglich, sich mit Wohnbedürfnissen, Lebensformen und der Tätigkeit »Wohnen« 
auseinanderzusetzen. In dem Jahrzehnt nach dem Ersten Weltkrieg, das als das inno- 
vativste überhaupt gilt (Häußermann/Siebel 1996: 103), wurde versucht, qualitativ gute 
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und bezahlbare Wohnungen für die entstandene Arbeiterschaft zu bauen. Neue Finan- 
zierungsformen (Hauszinssteuer, Genossenschaften, Steuerfreiheit bei Gemeinnützig- 
keit) wurden erprobt, Selbsthilfeprojekte etabliert wie z.B. die Siedlerbewegung, und 
neue Haustypen und Bauformen, wie das »neue Bauen« mit industriell gefertigten Be- 
tonteilen, wurden entwickelt. In der Weimarer Republik konnte ein deutlicher quanti- 
tativer und qualitativer Sprung in der Wohnungsversorgung festgestellt werden (von 
Saldern 1995), der jedoch mit der Weltwirtschaftskrise und dem Zweiten Weltkrieg ein 
Ende fand. In der Zeit des Nationalsozialismus wurde in die Rüstung statt in den Woh- 
nungsbau investiert, ideologisch begründete Modifikationen wurden vorgenommen, 
Mieten staatlich kontrolliert und gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaften zwangs- 
weise zusammengelegt. 

Die Spaltung Deutschlands in zwei Staaten nach dem Zweiten Weltkrieg bedeutete 
auch zwei grundsätzlich verschiedene Systeme, die das Wohnen bestimmten. Ziel war 
es in beiden deutschen Staaten, nach den verheerenden Zerstörungen des Krieges der 
Wohnungsnot schnell und nachhaltig zu begegnen. Noch 1950 fehlten in Deutschland 
6,3 Millionen Wohnungen und von den Flüchtlingen lebte erst ein Fünftel in normalen 
Wohnungen (Durth 1999: 60£.). Die Wohnungspolitik in der BRD und der DDR unter- 
schieden sich dabei in ihrem Verständnis von Eigentum und Wohnungen grundlegend 
mit der Folge, dass sich das Wohnungsangebot und die Siedlungsstrukturen auseinan- 
derentwickelten. 


2.3 Wohnungsbau und Wohnungspolitik in der BRD 


In den drei westlichen Zonen führten Aufbauhilfen (Marshallplan), Normierungen so- 
wie staatliche und private Investitionen dazu, dass sich der Wohnstandard zügig ver- 
besserte. Staatsinterventionen und sozialer Wohnungsbau wurden zunehmend verneint 
und Wohnungen als marktförmig zu erstellende und zu handelnde Ware begriffen. Die 
Förderung des Privateigentums erhielt ein entsprechendes Gewicht in der Wohnungs- 
politik. 

Das Ziel, in den Innenstädten eine hohe Rendite zu erzielen, führte dazu, dass Wirt- 
schafts-, Verwaltungs- und Dienstleistungsfunktionen sich in den Innenstädten zu Las- 
ten des Wohnens ausbreiteten. Die funktionalen und gleichförmig gestalteten Gebäude 
der Nachkriegszeit, die vornehmlich nach ökonomischen Prinzipien errichtet wurden, 
schwächten ebenfalls das innerstädtische Wohnen. Um den innerstädtischen Wohn- 
bedingungen zu entrinnen, zogen diejenigen, die es sich leisten konnten, in die äuße- 
ren Gebiete der Stadt. Insbesondere Familien mit Kindern zogen »ins Grüne«, um Ver- 
kehrsbelastungen, dem Mangel an Grünflächen und hohen Mietzahlungen zu entgehen 
(Flagge 1999). Neben den Eigenheimen wurden Großsiedlungen an den Stadträndern 
errichtet, die ein ruhiges, modernes und funktionales Wohnen ermöglichen sollten und 
für weniger zahlungsfähige Nachfrager gedacht waren. 
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Damit trennten sich auch nach dem Krieg Mieter und Eigentümer und die sozialen 
Schichten nach ihren Wohnstandorten, die entsprechende Images erhielten: Innenstädte 
und auch Großsiedlungen wurden mit dem Etikett » Unwirtlichkeit der Städte« versehen 
(Mitscherlich 1965), während ein Eigenheim im Grünen mit hohem Prestige einherging. 
Aus der funktionalen Trennung von Arbeit, Wohnen und Freizeit resultierte ein breit- 
flächiges Modell der Suburbanisierung. Staatliche Regelungen unterstützten diesen Pro- 
zess, indem der Eigenheimbau direkt subventioniert und steuerlich begünstigt wurde 
(Eigenheimzulage, Pendlerpauschale etc.). 

In den Städten führten seit Ende der 1970er Jahren die kulturellen und sozialen Um- 
brüche mit neuen Haushaltsformen jenseits der Kleinfamilie und die unsensiblen Flä- 
chensanierungen zu einer neuen Wertschätzung von historischen Gebäuden und inner- 
städtischen Quartieren. Gründerzeitviertel ermöglichten, repräsentativ und in nicht- 
funktionalen Grundrissen zu wohnen, sodass sie vor allem für jüngere Alleinlebende, 
jüngere Paare oder Wohngemeinschaften interessant wurden. Diese Gruppen bevorzug- 
ten auch wegen der innerstädtischen Bevölkerungsmischung Altbauquartiere, die durch 
Ältere, Studierende, Ärmere und Migranten sowie kleinteilige Gewerbe- und Handels- 
betriebe gekennzeichnet waren. 


2.4 Wohnungsbau und Wohnungspolitik in der DDR 


In der DDR galt eine Wohnung als öffentliches Gut, für das der Staat zu sorgen hatte; 
in der Verfassung war das Recht auf eine Wohnung verankert. Das Privateigentum an 
Grund und Boden wurde abgeschafft, Mieten waren gesetzlich (auf sehr niedrigem Ni- 
veau: eine Mark/qm) festgelegt und Planungen erfolgten auf staatlicher und kommuna- 
ler Ebene. Bis zum Ende der DDR gab es keinen freien Wohnungsmarkt, sondern eine 
zentrale Bewirtschaftung. 

Wirtschaftliche Engpässe und Reparationsforderungen der Sowjetunion führten vor 
allem in der unmittelbaren Nachkriegszeit zur Notwendigkeit, zunächst die Produk- 
tionsstätten wieder aufzubauen und Wohnungen sehr preiswert zu bauen. Etwa ab 1970 
bildete die Wohnungsbaupolitik das » Herzstück der Sozialpolitik« in der DDR (Winkler 
1990: 40). Vor allem an der Peripherie großer Städte entstanden Plattenbauten mit mehr 
als zehn Mietparteien, die als vier- bzw. fünfgeschossige Häuser bzw. als Elf-Geschosser 
und Hochhäuser errichtet wurden. 

Anknüpfend an das moderne Bauen und das Leitbild einer sozialistischen Lebens- 
weise wurde der Wohnungsbau standardisiert und zentralisiert - mit dem Ergebnis von 
uniformen Gebäuden und Wohnungen. Die »Platte« und Großsiedlungen sind Mar- 
kenzeichen des sozialistischen Bauens und Wohnens, mit denen die Ziele der sozialen 
Gleichheit, der Berufstätigkeit der Frau, Kleinfamilie und sozialistischer Fortschritt rea- 
lisiert werden sollten. 
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Trotz der enormen Anstrengungen, Wohnungen zu bauen und die Wohnungsfrage 
zu lösen, konnte keine ausreichende Versorgung der Bevölkerung erreicht werden; 
die Anzahl verfügbarer Wohnungen nahm sogar ab statt zu. Die günstigen Mieten mit 
den geringen Erlösen, die zentrale Verwaltung und fehlende Subventionen hatten zur 
Folge, dass Instandsetzungen, Sanierungen und Modernisierungen ausblieben (Hin- 
richs 1997). 

Die notwendigen Instandhaltungsmaßnahmen konnten auch nach der Vereinigung 
nicht unmittelbar begonnen werden, wegen des Prinzips »Rückgabe vor Entschädi- 
gung«, das zu großer Unsicherheit führte (etwa 2,2 Millionen Ansprüche an Immobi- 
lien, Grundstücken bis 1997; Statistisches Bundesamt 1997), wegen Kapitalmangels der 
Eigentümer, wegen fehlender Subventionen für den Altbaubestand und auch wegen des 
Fehlens kreativer und studentischer Milieus, die Altbauten hoch bewerten. 

Die günstige wirtschaftliche Entwicklung in der BRD, die Marktorientierung ebenso 
wie die Förderung der Eigentums- und Vermögensbildung haben bei allen Nachteilen 
(Mietsteigerungen, Segregation, Subventionsmissbrauch, Wohnungsnot) eher zu einer 
Verbesserung der (Nachkriegs-)Wohnsituation geführt als die Strukturen der DDR. Vor 
allem in das Stadt- und Ortsbild wurde im Westen deutlich mehr investiert. Mit der 
Wiedervereinigung wurde das westdeutsche System auf das der DDR übertragen, d.h. 
das Mietrecht und staatliche Fördermaßnahmen kamen zur Anwendung (mit besonde- 
ren Übergangsregelungen). Ungeklärte Eigentumsverhältnisse und eine hohe Schulden- 
last der kommunalen Wohnungsunternehmen behinderten zunächst die Entwicklung in 
Ostdeutschland nach der Wende. 

Seit etwa 1994 sind auch in Ostdeutschland Suburbanisierungsprozesse abgelaufen, 
die eine stärkere sozialräumliche Segregation nach sozioökonomischen Kriterien und 
nach der Haushaltsform mit sich brachten. Hierbei sind prosperierende Zentren (»Sub- 
urbanisierungsinseln«) wie Berlin, Leipzig und Dresden deutlich stärker betroffen als 
schrumpfende Städte wie Schwedt oder Hoyerswerda. 


3 Wohnstandard 
3.1  Wohnstandard in West- und Ostdeutschland 


Die unterschiedlichen Gesellschaftssysteme bis zur Wiedervereinigung prägen die 
Wohnverhältnisse und Siedlungsstrukturen weiterhin. Anhand der Standardindikato- 
ren zur Messung von Wohngqualität, d.h. Gebäudetyp, verfügbare Wohnfläche, Eigen- 
tumsform, Ausstattung und Mietbelastung, werden die Angleichungsprozesse wie auch 
ein Fortbestand unterschiedlicher Wohnverhältnisse in beiden Landesteilen deutlich. 
In Deutschland gab es 2006 39,2 Millionen Wohnungen, die sich bis auf ein Prozent 
in Wohngebäuden befanden. Von diesen standen 3,1 Millionen leer, wobei der Leerstand 
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Tabelle 1 \Wohnstandard in West- und Ostdeutschland 


Alte BL Neue BL Alte BL Neue BL 
1993/1995 2006 

Wohnungen je tausend Einwohner 428 426 475 537 
Leerstand (in %) 3 7 7 12 
Wohnungen in Gebäudetypen 

Im Einfamilienhaus 29 21 30 23 

Im Zweifamilienhaus 20 13 20 12 

Im Haus mit 3 und mehr Wohnungen 51 66 50 65 
Eigentümerquote (in %) 42 26 45 31 
Baualter (in %) 

Vor 1948 29 50 23 44 

1948-1990 71 45 64 43 

1991 und später k.A. 4 13 12 
Beheizungsart (in %) 2002 2006 
Fernheizung 10 32 9 31 
Block-/Zentralheizung 73 51 76 55 
Etagenheizung 8 9 7 9 
Einzel-/Mehrraumöfen 9 
Wohnungsgröße (in %) 1993/1995 2008 
1 oder 2 Räume 24 23 8 10 
3 Räume 31 44 20 27 
4 Räume 21 23 28 35 
5 Räume 13 7 20 18 
6 oder mehr Räume 11 4 24 12 
Wohnfläche je Wohnung (in m2) 86 64 90 73 
Räume je Wohnung 4,4 3,8 4,5 4,0 
Wohnfläche je Einwohner (in m2) 37 27 43 39 
Räume je Einwohner 1,9 1,6 22 2,2 


Anmerkung: Mikrozensus Gebäude- und Wohnungszählung 1993 bzw. 1995 in Ostdeutschland, 2002. 


Quellen: Dechent et al. (2008) (Datenreport 2008); Hinrichs (1997); Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (2010); 
Timm (2008). 


in Ostdeutschland deutlich höher ausfällt als im Westen der Bundesrepublik - auch 
wenn er in den letzten Jahren wegen des Programms »Stadtumbau Ost«, das in erster 
Linie dem Abriss überzähliger Wohnungen dient, zurückgegangen ist. 

Da die Stadtsanierungen und Ortserneuerungen in der DDR nicht im selben Aus- 
maß wie im Westen stattgefunden haben, ist der Wohnungsbestand älter als im Wes- 
ten. Mitte der 1990er Jahre bestand die Hälfte der Wohnungen aus Vorkriegszeiten, die 
andere Hälfte wurde fast vollständig von den Plattenbauten der DDR-Zeit gebildet; le- 
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diglich vier Prozent der Wohnungen waren seit Mauerfall errichtet worden. In West- 
deutschland zeigte sich ein ganz anderes Bild, da wegen der ausgeprägten Bautätigkeit 
acht von zehn Wohnungen in der Nachkriegszeit errichtet wurden. Auch in der Ge- 
bäude- und Wohnungszählung (GWZ) von 2006 bleiben die Differenzen bemerkens- 
wert - mit Ausnahme des Anteils der ab 1991 gebauten Wohnungen, der in beiden Lan- 
desteilen gleich hoch ist. 

Während sich in Westdeutschland die Hälfte der Wohnungen in Kleinhäusern befin- 
det, liegt ihr Anteil in Ostdeutschland bei nur einem Drittel. Werden die Häuser selbst 
betrachtet, so dominiert allerdings in beiden Landesteilen der Typus des Ein- und Zwei- 
familienhauses (84 Prozent in den alten und 78 Prozent in den neuen Ländern 2006; 
BBSR Inkar 2010; eigene Berechnung). 

Die Eigentümerquoten liegen noch weit auseinander (45 Prozent in den alten Bun- 
desländern zu 31 Prozent in den neuen Bundesländern), was auf die gesellschaftlichen 
Traditionen, den Wohnungsbestand, die unterschiedlich hohen Vermögen, Erbschaften 
und unterschiedlichen Einkommen in beiden Landesteilen zurückzuführen ist. Neben 
der West-Ost-Differenzierung sind die Haushaltsform, das Einkommen und der Mi- 
grationshintergrund die entscheidenden Größen, die die Eigentumsquote beeinflussen. 
Familien mit älteren Kindern, mittelalte und ältere Personen, Deutsche ohne Migra- 
tionshintergrund und Bezieher hoher Einkommen sind deutlich häufiger Eigentümer 
als jüngere, Alleinlebende, Migranten und ärmere Haushalte. 

In Ost- wie in Westdeutschland ist nahezu flächendeckend die Standardausstat- 
tung erreicht, denn 98 Prozent verfügen über ein Bad, eine Heizung und ein WC. Da in 
der DDR die Plattenbauten mit Fernwärme versorgt waren, zeigen sich jedoch Unter- 
schiede bei der Heizungsart. Drei Viertel der westdeutschen Wohnungen und mehr als 
die Hälfte der ostdeutschen Wohnungen sind mit einer Block- bzw. Zentralheizung aus- 
gestattet. Umgekehrt liegt der Anteil der mit Fernwärme versorgten Wohnungen in Ost- 
deutschland drei Mal so hoch wie im Westen (31 Prozent im Vergleich zu neun Prozent). 
In den meisten Fällen wird mit Gas geheizt. Erdöl spielt im Westen eine größere Rolle 
als Energieträger (34 Prozent im Vergleich zu 18 Prozent; Timm 2008). Mit erneuerba- 
ren Energien werden erst drei Prozent der Wohnungen in den alten bzw. zwei Prozent 
in den neuen Ländern beheizt. 

Die enormen Veränderungen im Wohnen in den letzten zwanzig Jahren sind auch 
anhand der Wohnungsgrößen ablesbar (Tabelle ı). Kleine Wohnungen mit ein und zwei 
Zimmern stellen weniger als zehn Prozent der Wohnungen dar, während insbesondere 
der Anteil großer Wohnungen mit fünf und mehr Räumen mit dem Eigenheimbau er- 
heblich hinzugewonnen hat. Dies trifft auf beide Landesteile gleichermaßen zu, denn 
ihr Anteil ist jeweils um zwanzig Prozentpunkte gestiegen. Eine Wohnung hat heute im 
Schnitt 4,5 bzw. 4 Zimmer. Auch die durchschnittliche Wohnungsgröße ist angestiegen, 
auf 90 qm im Westen und 73 qm im Osten Deutschlands. Aufgrund der Abwanderungen 
aus den neuen Ländern (1,2 Millionen in den ersten zehn Jahren nach der Wende) und 
der damit verbundenen Alterung der Bevölkerung sind die Haushalte in Ostdeutschland 
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Tabelle2 Wohnsituation von Haushalten in West- und Ostdeutschland 


Alte BL Neue BL Alte BL Neue BL 
1991 2006 
Gebäudezustand (Anteile in %) 


Wohnungen teilweise/ganz renovierungs- 32 66 31 30 
bedürftig bzw. abbruchreif 

Unterversorgung: Weniger als ein Raum/pro 

Person (Wohnräume) (in %) 


Insgesamt 8 14 5 3 
Familien mit Kindern < 16 28 40 15 12 
Jünger als 40 Jahre 15 32 8 5 
Unterstes Quintil (Äquivalenzeinkommen) 14 13 12 6 
Bruttokaltmiete (Euro/qm) 4,00 0,50 6,40 5,70 
Wohnzufriedenheit (Mittelwert Skala 0-10) 7,7 6,9 7,6 7,4 


Anmerkung: Sozio-oekonomisches Panel 1991 und 2006. 


Quelle: Frick/Schubert (2008: 228 ff.) (Datenreport 2008). 


vergleichsweise klein. Als Folge verfügt im Schnitt jeder Einwohner beider Landesteile 
über 2,2 Zimmer und über eine beträchtliche Wohnfläche pro Person (43 qm im Wes- 
ten und 39 qm im Osten). Einhergehend mit den Haushaltsveränderungen gleichen sich 
West- und Ostdeutschland bei der Wohnraumversorgung an. 

Die in Tabelle 2 dargelegten Werte belegen die enorme Verbesserung der Wohnqua- 
litäten in den neuen Ländern, die sich auch in erhöhten Zufriedenheitswerten äußern. 
In 1991 haben ein Drittel (West) bzw. zwei Drittel (Ost) der Bevölkerung geantwortet, 
dass das Gebäude, in dem sie leben, ganz oder teilweise renovierungsbedürftig bzw. ab- 
bruchreif ist. Der Anteil ist im Westen 2006 nahezu unverändert, hat sich in den neuen 
Ländern aber mehr als halbiert. Auch der Anteil der mit Wohnraum unterversorgten 
Personen, die also beengt leben müssen, ist deutlich zurückgegangen, von 14 Prozent auf 
drei Prozent in den neuen und von acht Prozent auf fünf Prozent in den alten Ländern. 
In Westdeutschland sind vor allem Familien mit Kindern immer noch zu einem erheb- 
lichen Anteil unterversorgt (15 Prozent; zwölf Prozent in Ostdeutschland). Aufgrund 
geringerer Zahlungsfähigkeit sind auch Personen mit geringem Einkommen deutlich 
häufiger von räumlicher Enge betroffen als Besserverdienende. 

Bei den Mieten tritt die Transformation besonders stark hervor, denn in den neuen 
Ländern wurden Marktpreise eingeführt. Das ostdeutsche Mietniveau hat im Durch- 
schnitt 89 Prozent des westdeutschen Niveaus erreicht, die Bruttokaltmiete liegt bei 
durchschnittlich 5,70 Euro (6,40 Euro im Westen) und in Großstädten mit mehr als 
500 000 Einwohnern bei 6,20 Euro. In Westdeutschland ist die Stadt-Land-Differenz 
deutlicher zu spüren, denn hier steigt der Mietpreis von 5,70 Euro in kleineren Gemein- 
den auf 7,20 Euro in Großstädten an. 


Wohnen 1005 


3.2 Wohnen von Migranten 


Personen mit Migrationshintergrund, die als Deutsche oder als Ausländer eingewandert 
sind, und ihre Nachkommen in der zweiten und dritten Generation bilden mittlerweile 
ein Fünftel der Bevölkerung. Die »Gastarbeiter«-Zuwanderungen seit Ende der 1950er 
Jahre sind ergänzt worden um EU-Binnenmigranten, Familienangehörige, Kriegsflücht- 
linge, Aussiedler, Zuzüge aus den ehemaligen Ostblockstaaten (EU-12) und Bildungs- 
migranten. Neben der Migration, die als dauerhafte Verlegung des Lebensmittelpunktes 
verstanden wird, sind zunehmend auch weniger dauerhafte Formen von Wanderungen 
relevant, z. B. zirkuläre Migration, Werkverträge und Saisonarbeiter (> Migration). 

Da die Wanderungen selektiv auf Städte und die alten Bundesländer gerichtet sind, 
gewinnen die verschiedenen Siedlungsräume nicht gleichmäßig Bevölkerung hinzu. Ein 
Viertel der Migranten lebt in ländlichen Gemeinden und Kleinstädten, was allerdings 
teilweise auf staatliche Verteilungen zurückgeht (Aussiedler und Asylbewerber; Gese- 
mann/Roth 2009: 14). Die Stadtbevölkerung ist in Folge der nationalen und internatio- 
nalen Migration zunehmend multiethnisch und multikulturell geprägt, während länd- 
liche Orte und auch die neuen Länder zumeist auf Eigenentwicklung angewiesen sind. 
Neben der Nähe zu den Arbeits- und Ausbildungsplätzen begründen die familiären bzw. 
sozialen Netze sowie die Verkehrsverbindungen in das Heimatland die Wohnstand- 
ortwahl. 

Die Stadtstaaten, die großen Ballungsgebiete, wie das Ruhrgebiet und das Rhein- 
Main-Gebiet, sowie die Räume rund um Nürnberg, Hannover, Stuttgart und München 
weisen die größten Ausländeranteile auf (Ausländer z.B. in Frankfurt 25 Prozent, in 
München 23 Prozent im Jahr 2005; Friedrichs/Triemer 2009). 

Die Mechanismen auf dem Wohnungsmarkt führen dazu, dass sozioökonomisch be- 
nachteiligte Zuwanderer häufig segregiert in problembehafteten Stadtquartieren woh- 
nen, die städtebauliche und infrastrukturelle Defizite aufweisen (> Soziale Probleme). 
Dies stellt hohe Anforderungen an die Integrationsleistungen von Städten und Gemein- 
den; Integration gilt als die soziale Frage der nächsten Jahre. Die individuellen Inte- 
grationsvoraussetzungen unterscheiden sich dabei aus vielfältigen Gründen, z.B. dem 
Aufenthaltsstatus, Herkunftsland, kulturellen Hintergrund, der Erwerbsmöglichkeit und 
den individuellen Kompetenzen. 

Migranten und Migrantinnen verfügen durchschnittlich über geringere Einkommen 
und geringeren beruflichen Status, sodass sie - jenseits bekannter Diskriminierungen 
durch Vermieter und Makler - auf bestimmte Segmente des Wohnungsmarktes verwie- 
sen werden. Während einheimische Mieterinnen und Mieter über 41 qm/Person Wohn- 
fläche verfügen, sind dies bei Migranten lediglich 29 qm/Person (bei Eigentümern be- 
trägt das Verhältnis 50 qm/Person zu 38 qm/Person). Zu berücksichtigen ist dabei, dass 
Migranten im Durchschnitt in größeren Haushalten leben. Die türkische und italieni- 
sche Bevölkerung Deutschlands hat die größten Haushalte mit 3,5 bzw. 3,1 Personen im 
Haushalt (zum Vergleich: 2,0 Personen bei Nicht-Zugewanderten und 2,4 Personen bei 
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Aussiedlern). Zugewanderte leben also deutlich beengter als Einheimische, auch hier 
sind vor allem Türken negativ betroffen. 

Ein wesentlicher Grund für weniger Wohnraum liegt darin, dass sich Migranten auf 
Städte konzentrieren, in denen die Wohnungen knapper und teurer sind als in kleinen 
Gemeinden. Korrespondierend hierzu liegt die Eigentümerquote bei Personen mit Mi- 
grationshintergrund deutlich niedriger (29 Prozent im Vergleich zu 52 Prozent ohne 
Migrationshintergrund). Sie wohnen demnach auch deutlich häufiger im Geschossbau 
als in Ein- und Zweifamilienhäusern. Eine weitere Besonderheit besteht darin, dass in 
2006 zehn Prozent in dem abschmelzenden Bestand an Sozialwohnungen lebten (drei 
Prozent ohne Migrationshintergrund). Die Wohngebiete von Migranten befinden sich 
zudem häufig in ungünstigen Lagen und sind von hoher Luftverschmutzung betroffen 
(Emissionen, Durchgangsstraßen). Trotz dieser Verteilungen zahlen Mieter mit Migra- 
tionshintergrund eine höhere Bruttokaltmiete als autochthone Mieter (6,20 Euro im 
Vergleich zu 5,90 Euro). 

Die Folgen ethnisch segregierter Wohngebiete für die Integration in die Mehrheits- 
gesellschaft stehen im Mittelpunkt der öffentlichen Debatte. Dahinter verbirgt sich die 
Hypothese, dass eine größere räumliche Nähe zu Einheimischen auch soziale Kontakte 
befördert und z.B. den Spracherwerb, Bildungschancen und Erwerbsmöglichkeiten un- 
terstützt. Die wissenschaftlichen Studien haben jedoch keine einheitlichen Ergebnisse 
erbracht, ob ethnische Segregation, die maßgeblich auch ökonomisch bedingte Segre- 
gation ist, der sozialen Integration in die Aufnahmegesellschaft dient oder sie hemmt. 


4 Trends auf dem Wohnungsmarkt und gesellschaftspolitische Relevanz 
4.1 Reurbanisierung 


In Deutschland leben die meisten Menschen in Städten, nur drei von zehn in länd- 
lichen Gemeinden (» Stadt und Land. Siedlungsstruktur). Der Anteil der in Kleinstäd- 
ten Wohnenden beträgt zwölf Prozent, in Mittelstädten 28 Prozent und 31 Prozent in 
Großstädten. Der Wohnwunsch geht allerdings bei den meisten Menschen in Richtung 
Eigenheim und kleiner Gemeinden; in Städten selbst wird die Randlage bevorzugt. Die 
pull- und push-Faktoren, die in den alten Bundesländern den langandauernden Trend 
ins Grüne begründen, verlieren jedoch an Bedeutung. Die Verkleinerung der Haushalte, 
städtische Arbeitsplätze und instabile Arbeitsverhältnisse, die es nicht erlauben, lang- 
fristige Kreditrückzahlungen für ein Eigenheim auf sich zu nehmen, lassen die Stadt als 
Wohnort wieder in den Blickpunkt rücken. In die Innenstädte zieht es vor allem die jün- 
gere Bevölkerung im Alter von 18 bis 30 Jahren, die zudem sehr mobil ist. 

Seit etwa 2005 wachsen nur die Großstädte; Mittelstädte sind stabil, und die klei- 
neren Gemeindetypen verlieren an Bevölkerung. Auch in Ostdeutschland sind seit der 
Jahrhundertwende die zuvor verfallenen, mittlerweile jedoch erneuerten Innenstädte 


Wohnen 1007 


wieder als Wohnstandort attraktiv. Dichte und Vielfalt der Gastronomie, kulturelle Ver- 
anstaltungsorte, Arbeitsplätze in den unternehmensnahen Dienstleistungen und krea- 
tive Milieus bedingen einander in der sich ausbreitenden Wissensökonomie. Mit der 
These der »Reurbanisierung« wird die Konzentration ökonomischer, kultureller, sozialer 
und politischer Stärke in Städten zusammengefasst. 

In dem Prozess der Tertiarisierung differenzieren sich Städte weiter aus. Überfor- 
derte Nachbarschaften und abgeschottete Gebiete für Wohlhabende (gated communi- 
ties) liegen häufig räumlich nicht weit voneinander entfernt. Eine Spaltung der Städte in 
Gebiete für Wohlhabende und Unterprivilegierte, Vergnügungsviertel und Schlafstätten 
ebenso wie starke Mietpreissteigerungen und Wohnungsknappheiten prägen die alltäg- 
liche Erfahrung in den prosperierenden Zentren. Wie lange der Trend »Zurück in die 
Stadt« anhält, ist kaum absehbar. 


4.2 Gentrification 


Einhergehend mit der Attraktivitätssteigerung innerstädtischer Wohnlagen ist das Phä- 
nomen der »Gentrification« zu beobachten, d.h. eine soziale und bauliche Aufwertung 
von innenstädtischen Wohnlagen. Der Prozess der Gentrification vollzieht sich, in dem 
junge Leute mit eher kulturellem als ökonomischem Kapital durch ihre Ansiedlungen 
ein Gebiet aufwerten, indem sie es »interessant« machen und auf ihre Bedürfnisse zuge- 
schnittene Gewerbebetriebe und Gaststätten nachziehen. Das macht wiederum Investi- 
tionen in vorhandene und neue Gebäude lohnend, da höhere Renditen zu erzielen sind. 
Die sanierten Wohnungen und neuen Gebäude werden dann von sogenannten Gen- 
trifiern (Adel) bezogen, zumeist nicht-familiale Haushalte mit höherem Einkommen, 
nach deren Zuzug sich die Gewerbestruktur nochmals ändert. Dieser Prozess als Wan- 
del von Stadtgebieten zugunsten bessergestellter Bevölkerungsgruppen wird als Kon- 
flikt zwischen verschiedenen sozialen Schichten und Milieus interpretiert und auf diese 
Weise von üblicher Stadterneuerung unterschieden. Die bislang in den heruntergewirt- 
schafteten Altbauquartieren Wohnenden (häufig aus der Arbeiterschicht und häufig 
mit Migrationshintergrund), später auch die Pioniere, werden verdrängt oder müssen 
nachbarschaftliche und ökonomische Nachteile erleiden. Es ist bisher nicht abschlie- 
ßend untersucht, unter welchen Bedingungen Gentrifizierungsprozesse entstehen. Ty- 
pischerweise sind sie dort anzutreffen, wo verschiedene Bedingungen zusammentreffen, 
wie Tertiarisierung, Altbaubestand und Universitätsstadt. In der Bundesrepublik wer- 
den die Konflikte um das »Recht auf Stadt« besonders heftig in Hamburg und Berlin 
ausgetragen. 
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4.3  Multilokales Wohnen 


In den jüngeren Altersklassen ist es bei Paaren ohne Kinder selbstverständlich, dass 
beide Partner einer Erwerbstätigkeit nachgehen (» Sozialer Wandel. Gesellschaftliche 
Entwicklungstrends). Vor allem den hoch Qualifizierten bereitet es jedoch häufiger Pro- 
bleme, zwei adäquate Arbeitsplätze zu finden und damit einen gemeinsamen Wohnsitz 
in einer Kommune zu halten (» Arbeitsmarkt und Beschäftigung). Entsprechend muss 
ein wachsender Teil der Erwerbstätigen in kürzeren oder längeren Fristen zum Arbeits- 
platz pendeln. Auch die Zunahme von kurzen Arbeitsverträgen und projektförmige Ent- 
sendungen zu Arbeitseinsätzen fördern Nebenwohnsitze. Multilokalität betrifft zuneh- 
mend breitere berufliche Gruppen; Studierende und Auszubildende gehörten von jeher 
zu den Wochenendpendlern. 

Das Wohnen an verschiedenen Standorten wird in Projekten und Initiativen der 
Raumforschung behandelt, es liegen bislang allerdings kaum gesicherte Informationen 
vor. Anhaltspunkte für das multilokale Wohnen geben der Nebenwohnsitz und die amt- 
lichen Daten zu Pendlern, deren Anteil stetig zunimmt. 

Multilokalität erfordert, sich mit den sozialräumlichen Verhältnissen an zwei (oder 
mehr) Orten zu arrangieren und auch das Pendeln selbst in die Lebensplanung einzu- 
beziehen. Es entstehen neue Verflechtungsräume, die für das Verkehrsaufkommen (ins- 
besondere an Werktagen) und die Inanspruchnahme von Einrichtungen auch für die 
Städte zu einem sichtbaren Phänomen werden. Das Wohnen an zwei Standorten hat vor 
allem für die lokale Integration gravierende Folgen, weil eine Abwesenheit während der 
Woche soziale Kontakte und Aktivitäten am Hauptwohnsitz nicht zulässt, während 
die fehlende Geselligkeit und Verankerung am Wochenende eine Identifikation mit dem 
Zweitwohnsitz erschweren kann. Das Leben an zwei Orten bietet umgekehrt aber auch 
neue Perspektiven und Wahlfreiheiten (Weiske et al. 2009). 


4.4 Schrumpfung und Leerstand 


Eine Vielzahl von Gemeinden vor allem in Ostdeutschland hat mit starkem Bevöl- 
kerungsrückgang und in der Folge mit Leerständen und Abwärtsspiralen zu kämp- 
fen. Immer noch wandern deutlich mehr Menschen von Ost nach West als umgekehrt 
von West- nach Ostdeutschland (Ost-West: 120 000 im Vergleich zu West-Ost: 88 000 
in 2010). Bis auf die Großstädte, und dabei vor allem Universitätsstädte (z.B. Ros- 
tock, Potsdam, Erfurt und Leipzig), schrumpfen die anderen Gemeindetypen in Ost- 
deutschland. Aber auch in Westdeutschland verzeichnet mittlerweile ein Drittel der 
Kommunen einen Bevölkerungsrückgang von vier und mehr Prozent (90 Prozent in 
Ostdeutschland; BBSR Inkar 2010; eigene Berechnung). Der demografische und sozio- 
ökonomische Wandel sind maßgeblich für die Leerstände verantwortlich, d.h. die Ab- 
nahme der Bevölkerung und der wirtschaftliche Strukturwandel bis hin zur Deökono- 
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misierung. Die Leerstandsquote betrug 2006 in den neuen Ländern zwölf Prozent und 
sieben Prozent in den alten Ländern. Sachsen (17 Prozent) und Sachsen-Anhalt (15 Pro- 
zent) sind besonders betroffen (Timm 2008: 115), in Westdeutschland sind es die altin- 
dustrialisierten Regionen, Teile Nord- und Ostbayerns sowie Niedersachsens (Statisti- 
sches Bundesamt 2008). 

Als selbstnutzende Eigentümer kommen eigene Kinder kaum noch in Betracht, weil 
sie häufig nicht am Ort leben. Sofern ein ländlicher Standort gewählt wird, werden häu- 
fig Neubauten bevorzugt, denn die Bestandsimmobilien erfordern ein hohes Ausmaß 
an Sanierungen. Ein hohes Leerstandsrisiko besteht, neben den Gewerbeimmobilien, 
bei Gebäuden an stark befahrenen Straßen und bei Grundstücken ohne Freiflächen in 
Dorfkernen. 

Perforierte Orte erschweren Nachbarschaftsbeziehungen und können zu einer Ab- 
wärtsspirale beitragen. Mit zunehmenden Leerständen sinken auch die Werte der an- 
grenzenden Eigenheime. 


5 Fazit 


Während in der Bundesrepublik der Wohnungsbestand und auch die Wohnungspolitik 
noch stark durch die Ausrichtung auf ein familiengerechtes Wohnen geprägt ist, neh- 
men Haushaltsformen jenseits der Kleinfamilie beständig zu, d.h. Allein-wohnen, Part- 
nerhaushalte, multi-lokale Wohnformen sowie Wohn- und Hausgemeinschaften. Fami- 
lien mit minderjährigen Kindern machten 2010 nur noch 20 Prozent aller Haushalte aus 
(8,1 Millionen; Statistisches Bundesamt; Mikrozensus 2010). 

Neben der Pluralisierung von Lebensformen und Lebensstilen stellen der demo- 
grafische und ökonomische Wandel die zentralen Herausforderungen und Anpas- 
sungsprobleme auf dem Wohnungsmarkt dar. In einem Viertel der Haushalte lebten 
2010 ausschließlich Personen über 65 Jahre. In knapp 16 Prozent der Haushalte hat die 
»Hauptperson« im Haushalt einen Migrationshintergrund; dieser Anteil ist in inneren 
Großstadtlagen etwa doppelt so hoch. Wohnungsüberschuss und eine alternde Bevöl- 
kerung vor allem in peripheren Regionen und in Ostdeutschland sowie Wohnungsnot 
und vielfältigste Ansprüche in boomenden Städten prägen die Handlungsfelder der ak- 
tuellen Wohnungspolitik. 
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Zeitverwendung 
Nadine M. Schöneck 


»Wo bleibt die Zeit?« So lautete der Titel einer Broschüre des Statistischen Bundesam- 
tes, die über die Hauptbefunde der Zeitbudgeterhebung 2001/02 informierte. Der Titel 
bringt einen bedeutenden Aspekt modernen Lebensgefühls auf den Punkt, wird doch 
nicht selten - zumindest insgeheim - die Frage nach dem Verbleib der Zeit gestellt. 


1 Zu welchem Zweck und wie wird Zeitverwendung erforscht? 
1.1  Erkenntnisinteresse 


In der Gegenwartsgesellschaft zählt Zeit - ähnlich wie Gesundheit und Geld - zu jenen 
Ressourcen, die von sehr vielen Menschen besonders wertgeschätzt werden, weil sie ten- 
denziell knapp (Zeit, Geld) bzw. fragil (Gesundheit) sind. Zwischen Zeit einerseits und 
Geld bzw. Gesundheit andererseits bestehen Beziehungen, die vielleicht erst bei näherer 
Betrachtung auffallen und daher kurz skizziert werden sollen. 

Zeit lässt sich in Grenzen durch den Einsatz von Geld »erkaufen«, etwa indem im 
privaten Haushalt zeitsparende Haushaltsgeräte angeschafft werden oder für Dienst- 
leistungen bezahlt wird. Da ökonomische Ressourcen bekanntermaßen ungleich ver- 
teilt sind, folgt daraus, dass auch zeitliche Ressourcen tendenziell ungleich verteilt sind. 
Während jedoch das gesellschaftliche Bewusstsein längst für die Ungleichverteilung 
ökonomischer Ressourcen sensibilisiert ist (und finanzielle Umverteilungen ein wesent- 
licher Bestandteil wohlfahrtsstaatlichen Handelns sind), befindet es sich im Hinblick auf 
die Ungleichverteilung frei disponibler Zeitressourcen noch in einem erstaunlich frü- 
hen Stadium (was unter anderem auch daran liegt, dass sich Zeit weniger leicht umver- 
teilen lässt als Geld). Im wissenschaftlichen Diskurs hingegen wird nicht nur die Fokus- 
sierung auf die konventionell Ungleichheit beschreibenden Merkmale Einkommen und 
Konsum zunehmend in Frage gestellt, sondern auch, ob ökonomische Kennziffern, wie 
beispielsweise das Bruttoinlandsprodukt, überhaupt noch geeignete (alleinige) Wohl- 
standsindikatoren darstellen (Folbre 2009). Diese Frage stellt sich umso mehr, als unbe- 
zahlte Arbeit bislang keinen Eingang in die Wohlstandsmessung findet, zugleich aber in 
hohem Maß zur gesellschaftlichen Wohlfahrt beiträgt (Miranda 2011). 

Mit der für die Moderne charakteristischen »angina temporis« (Eick/Gauger 1955), 
der chronischen Zeitnot, steigt - und hier wird die Gesundheit als Ressource angespro- 
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chen - das Risiko psychosomatischer Leiden bis hin zum derzeit intensiv diskutierten 
»Burnout-Syndrom«. Dass die Zeit von weiten Teilen der Bevölkerung als ein knap- 
pes und mithin kostbares Gut wahrgenommen wird, ist vor allem darauf zurückzufüh- 
ren, dass in der Moderne das Angebot an Zeitverwendungsmöglichkeiten das Kontin- 
gent frei verfügbarer Zeit bei weitem übersteigt und die alltägliche Lebensführung vieler 
Menschen aus diesem Grund durch einen enormen Beschleunigungsdruck gekenn- 
zeichnet ist (vgl. exemplarisch Rosa 2005). 

Die Befunde der Zeitverwendungsforschung tangieren eine Vielzahl von Themen- 
und Anwendungsgebieten. Dies liegt am Querschnittscharakter der Zeitthematik, denn 
die Zeit und ihre Verwendung spielen in sehr vielen (längst nicht nur) soziologisch be- 
arbeitbaren Untersuchungsfeldern eine wichtige Rolle. 

Zeitverwendungsbefunde dienen wissenschaftlichen, (sozial-)politischen und auch 
kommerziellen Zwecken. Aus wissenschaftlicher Perspektive interessieren beispiels- 
weise die Zusammenhänge von Arbeit und Freizeit sowie von Familie und Erwerbstä- 
tigkeit, aber auch die Arbeitsteilung von Hausarbeit zwischen den Geschlechtern und 
der ökonomische Wert unbezahlt geleisteter Arbeit sowie Zeit als ein wesentlicher As- 
pekt von Lebensqualität. Entsprechende wissenschaftlich ermittelte Befunde werden re- 
gelmäßig für (sozial-)politische Entscheidungen herangezogen, etwa im Hinblick auf 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und die Zeit von Familien (BMFSFJ 2009; 2011) 
oder im Zusammenhang mit der Erfassung von Armut und Reichtum (BMAS 2008). 
Von hoher gesellschaftspolitischer Relevanz sind zudem (sozial-)politisch zu bearbei- 
tende Aspekte wie die auf lange Sicht betrachtet gesunkene durchschnittliche Wochen- 
arbeitszeit, der zeitweilige Trend zur Frühverrentung sowie (vor allem privat geleistete) 
Betreuungs- und Pflegezeiten, die aufgrund weiter steigender Lebenserwartung zukünf- 
tig an Bedeutung gewinnen werden. Bei diesen Themengebieten wird die recht enge 
Verzahnung von Wissenschaft (hier: Zeitverwendungsforschung) und Politik (implizit: 
Zeitpolitik) deutlich. Schließlich lassen sich Zeitverwendungsbefunde auch kommer- 
ziell z.B. für Marktstudien nutzen, indem grundlegende Wertorientierungen in Bezug 
auf die Freizeit sowie freizeitliche Zeitverwendungspräferenzen von (potenziellen) Kon- 
sumenten untersucht und auf diese Weise unterschiedliche Sozialmilieus und Konsu- 
mententypen konstituiert werden (Diaz-Bone 2004). 

Vor dem Hintergrund gestiegener Anforderungen an den Einzelnen hinsichtlich sei- 
nes »Lebenszeitmanagements« (> Lebensverlauf), aber auch mit Blick auf den gesell- 
schaftlichen Zusammenhalt (> Alter und Altern der Gesellschaft) ist das Interesse an der 
Zeitthematik spätestens seit den 1980er Jahren ausgesprochen hoch. Daher liegt die 
Frage nahe, wie sich die Zeitverwendung in dieser Gesellschaft darstellt. 
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1.2  Zeitverwendungsforschung 


Untersuchungen zur Zeitverwendung, die oftmals auch als Zeitbudgetstudien bezeich- 
net werden, sollen Aufschluss geben über die (strukturell bedingten, aber auch volunta- 
ristischen) Allokationsentscheidungen von Menschen in Bezug auf die ihnen zur Verfü- 
gung stehende Zeit. Dieses Erkenntnisinteresse lässt sich auf zweierlei Weise befriedigen: 
zum einen über einen weitgehend standardisierten Fragebogen, mit dessen Hilfe zen- 
trale soziodemografische Merkmale sowie in zeitlicher Hinsicht quantifizierbare, mehr 
oder weniger regelmäßig ausgeübte Aktivitäten erhoben werden; zum anderen über ein 
sogenanntes Zeittagebuch, in dem vom Befragten konkret ausgeübte Aktivitäten in re- 
lativ kleinen aufeinanderfolgenden Zeitfenstern (z.B. zehn Minuten) eigenständig fest- 
gehalten werden. In aufwändig angelegten Untersuchungen kommen in der Regel beide 
Erhebungsformen zum Einsatz. 

Als Vorläufer heutiger Zeitbudgetstudien gelten die von dem Franzosen Fred£ric Le 
Play in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts durchgeführten Analysen zum Zeitein- 
satz für bezahlte Arbeit und für Haushaltsarbeit. Diese Pionierarbeiten erfüllten al- 
lerdings kaum die heute in der empirischen Sozialforschung üblichen Ansprüche an 
Präzision und Repräsentativität. Daher werden als erste systematische Zeitverwen- 
dungsanalysen unter Nutzung eines Zeittagebuchs die von Stanislav Gustavovich Stru- 
milin in den 1920er Jahren in der Sowjetunion durchgeführten Studien betrachtet. Eine 
weitere größere Studie aus der Frühphase der wissenschaftlichen Zeitverwendungsfor- 
schung stammt von Sorokin/Berger (1939), die mit detaillierten Aufzeichnungen indi- 
vidueller Zeitverwendungsentscheidungen der Vorhersehbarkeit menschlichen Verhal- 
tens auf die Spur zu kommen versuchten. 

Die erste ländervergleichend angelegte und heutigen Standards weitgehend entspre- 
chende Zeitbudgetstudie, das »Multinational Comparative Time-Budget Research Pro- 
ject«, wurde in den 1960er Jahren von dem Ungarn Alexander Szalai (1972) koordiniert. 
Rückblickend kann diese sehr aufwändige Untersuchung in insgesamt zwölf östlichen 
und westlichen Staaten als entscheidender Meilenstein der Zeitverwendungsforschung 
betrachtet werden. Im Jahr 1970 wurde die »International Association of Time Use Re- 
search« (IATUR) gegründet, die seither die Zeitverwendungsforschung weltweit maß- 
geblich vorantreibt. Seit den 1990er Jahren werden in zahlreichen Industriestaaten mehr 
oder weniger regelmäßig, oftmals in Zehn-Jahres- Abständen, Zeitbudgetstudien durch- 
geführt (vgl. Merz 2009 für eine gute Überblicksdarstellung). Mittlerweile existieren 
eine Reihe umfangreicher Datenarchive, darunter die »Multinational Time Use Study« 
(MTUS) und die »Harmonised European Time Use Study« (HETUS). 

In Deutschland führte das Statistische Bundesamt in Zusammenarbeit mit den 
Statistischen Ämtern der Länder und mit finanzieller Unterstützung des Bundesmi- 
nisteriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) bislang zwei bevölke- 
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rungsrepräsentative Zeitbudgeterhebungen (1991/92 und 2001/02) durch." Um die Zeit- 
verwendung möglichst exakt abbilden zu können, wurden die Befragten gebeten, an 
jeweils drei Tagen (einer davon am Wochenende) ihren Tagesablauf in Zehn-Minuten- 
Schritten in ein Tagebuch einzutragen; dabei konnten die Befragten sowohl Hauptak- 
tivitäten als auch Aktivitäten, die nebenher erfolgten, mit eigenen Worten beschreiben. 
Aus diesen Tagebucheintragungen wurde ein Verzeichnis mit 272 Einzelaktivitäten ab- 
geleitet, das für die Kategorisierung der offen erhobenen Daten eingesetzt wurde. Ne- 
ben dem Tagebuch hatten die Befragten einen Personen- und einen Haushaltsfragebo- 
gen auszufüllen. 

Größere methodische Herausforderung der Zeitverwendungsforschung bestehen in 
folgenden Bereichen: 


1) Der nahezu grenzenlose Facettenreichtum individueller Zeitverwendungsmöglich- 
keiten erschwert die vom Forscher im standardisierten Erhebungsinstrument vorab 
vorzunehmende Festlegung des Spektrums der Antwortmöglichkeiten: Wie viele 
unterschiedliche Lebensbereiche sollen wie ausdifferenziert erfragt werden? Bei der 
Tagebuchmethode ist nachträglicher Kategorisierungsaufwand nochmals ungleich 
höher. 

2) Die potenzielle Diskrepanz zwischen manifesten (»messbaren«) Aktivitäten und la- 
tenten subjektiven Bedeutungen beeinträchtigt die Interpretation des Beobachteten: 
Was es bedeutet, wenn ein Befragter erkennen lässt, dass er viel Zeit in die Reparatur 
von Haushaltsgütern investiert, bleibt unklar. Der Grund für selbst ausgeführte Re- 
paraturen könnte mit dem Wunsch bzw. der Notwendigkeit, Geld zu sparen oder der 
fehlenden Verfügbarkeit eines Experten zusammenhängen, oder Reparaturen zählen 
zu den bevorzugten Freizeitbeschäftigungen des Befragten - oder das Motiv ist eine 
Kombination aus allen drei Interpretationsversuchen. 

3) Wird eine Aktivität (z.B. die Pflege eines Familienmitglieds) den erhobenen Daten 
zufolge häufig ausgeübt, bedeutet dies nicht notwendigerweise, dass sie gerne aus- 
geübt wird. Um die Bewertung durch den Befragten einschätzen zu können, muss 
daher auch danach gefragt werden, ob für diese Aktivität aus subjektiver Sicht »zu 
wenig«, »gerade richtig« oder »zu viel« Zeit aufgebracht wird (siehe Abbildung ı). 

4) Häufig unterscheiden sich allgemeine Durchschnittszeiten, die sich auf alle Befrag- 
ten beziehen, und Zeiten von Aktiven, die eine konkrete Aktivität tatsächlich aus- 
üben; in der Regel liegen die Durchschnittszeiten weit unter den Zeiten von Aktiven. 
Am Beispiel von Aktivitäten, die dem Bereich der Religion zugeordnet werden, wird 
dies besonders deutlich. 


1 Inzwischen haben die Vorarbeiten für eine dritte Zeitbudgeterhebung in 2012/13 begonnen. Das BMFSFJ 
beteiligt sich wieder an der Finanzierung. Mit ersten Ergebnissen ist 2015 zu rechnen. 
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Der Weg von den zeitlichen Lebenswirklichkeiten der Befragten bis zur Publikation von 
Zeitbudgetstudien ist also erstaunlich weit und mitunter holprig. Mit anderen Worten: 
Zeitverwendungsdaten sind breite, jedoch eher oberflächliche Daten. Sie liefern einen 
Eindruck von den zeitlichen Allokationsentscheidungen von Menschen, doch über da- 
hinter stehende Motive geben sie wenig preis. Nichtsdestotrotz sind sie für (sozial-)po- 
litische Entscheidungen unerlässlich. 


2 Zeitverwendung in Deutschland 


Nachfolgend werden einige zentrale Aspekte der Zeitverwendung unterschiedlicher Per- 
sonengruppen sowie - exemplarisch - die beiden stark alltagsprägenden Bereiche der 
Mobilität und der Mediennutzung thematisiert. Sofern nicht anders angegeben, basieren 
die Darstellungen auf Befunden der ZBE 2001/02. 


Frauen und Männer 


Männer verbringen mehr Zeit mit bezahlter und Frauen mehr Zeit mit unbezahlter Ar- 
beit (Haberkern 2007; aktuell für Deutschland: Tabelle ı). Indem die Frauenerwerbstä- 
tigkeit seit mehreren Jahrzehnten zunimmt (» Frauen), die Auflösung geschlechtsspe- 
zifischer Arbeitsteilungsmuster diesem Trend jedoch hinterherhinkt (> Gleichstellung), 
verfügen Männer im Endeffekt über mehr frei verfügbare Zeit und Frauen arbeiten ins- 
gesamt sogar mehr, d.h. sie verbringen in der Summe mehr Zeit (bezahlt und unbezahlt) 
arbeitend als Männer. Vollzeit erwerbstätige Frauen zählen damit zur zeitärmsten Per- 
sonengruppe. Die Gründe für diese fortbestehenden Geschlechterdifferenzen sind viel- 
fältig; sie reichen von ökonomischen über institutionelle bis zu soziokulturellen Fakto- 
ren (siehe Abschnitt 4). 

Frauen und Männer nutzen den Entscheidungsspielraum, den der Kontext der Er- 
werbstätigkeit ihnen bietet, auffallend unterschiedlich: Männer entscheiden sich in aller 
Regel für Vollzeitbeschäftigungen, wohingegen Frauen ihre (potenzielle) Erwerbstätig- 
keit flexibler einsetzen, d.h. für sie kommen neben einer Vollzeit- auch eine Teilzeit- 
oder geringfügige Beschäftigung ebenso in Frage wie der Verzicht auf Erwerbstätigkeit 
(Sellach et al. 2005). Damit orientieren sie sich in ihren Zeitverwendungspräferen- 
zen - in weitaus höherem Maß als Männer dies tun - an den sozioökonomischen Rah- 
menbedingungen ihrer Lebenslage: Wie viel (zusätzliches) Einkommen benötigt der 
Haushalt? Wie viele Menschen (Kinder, Pflegebedürftige) sind zu betreuen? Döge/Volz 
(2004: 196), die die These vom Mann als dem »faulen Geschlecht« empirisch fundiert zu 
entkräften suchen, betonen, dass mit jedem (weiteren) Kind der Zeitaufwand von Män- 
nern für die Erwerbstätigkeit, zugleich aber auch jener für die Haus- und Familienar- 
beit zunimmt. Damit haben auch Männer ein Vereinbarkeitsproblem. Gleichwohl sind 
sich Zeitverwendungsforscher darin einig, dass unbezahlte und mithin weniger pres- 
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tigeträchtige Haus- und Familienarbeiten nach wie vor ungleich zu Lasten der Frauen 
verteilt sind - und dass sich diese tradierten Rollenmuster nur schwer aufbrechen las- 
sen (siehe Abschnitt 4). 


Alleinerziehende 


Dass Alleinerziehende - eine Personengruppe, die im Jahr 2009 zu 90 Prozent weiblich 
besetzt war (Statistisches Bundesamt 2010: 14) - besonders hohen (zeitlichen) Belas- 
tungen ausgesetzt sind, liegt auf der Hand. Ihre Armutsgefahr ist dabei eine doppelte: 
materiell (® Armut und soziale Ausgrenzung) und auch in zeitlicher Hinsicht. Während 
ökonomisch bessergestellte und häufig in Paarhaushalten lebende Frauen auf Haushalts- 
hilfen und -techniken zurückgreifen können (siehe Abschnitt 1.1), entfällt diese Mög- 
lichkeit des »Zeiteinkaufs« für Alleinerziehende mit zumeist unterdurchschnittlichen 
Haushaltseinkommen. 

Der Spagat, den Alleinerziehende zwischen » Arbeit« und »Leben« vollbringen müs- 
sen, ist besonders deutlich ausgeprägt. Da sie es sind, die für die ökonomische Versor- 
gung ihrer Familie primär verantwortlich sind, überrascht es nicht, dass der Anteil der 
Vollzeitbeschäftigten unter alleinerziehenden Müttern mit minderjährigen Kindern mit 
37 Prozent mehr als anderthalbmal so hoch ist wie unter Müttern in Paarhaushalten 
(Kahle 2004: 180). Vor diesem Hintergrund erstaunt allerdings, dass Alleinerziehende 
trotz der großen Herausforderungen, denen sie sich stellen müssen, insgesamt hohe 
Zeitzufriedenheitswerte aufweisen (Kahle 2004: 191, 192), d.h. ihre Work-Life-Balance 
offenbar als weitgehend ausgeglichen empfinden. 


Kinder und Jugendliche 


Betrachtet man die Zeitverwendung von Kindern und Jugendlichen in Deutschland, so 
fällt auf, dass sie - auch im Vergleich zu Altersgenossen in anderen Ländern - über 
viel Zeit für Regeneration und Freizeitaktivitäten verfügen und dementsprechend häu- 
fig auch subjektiv zufrieden mit ihrer Zeitverwendung sind (Cornelißen/Blanke 2004). 
Bemerkenswert ist allerdings, dass bereits unter den 14- bis 18-Jährigen das Freizeitbud- 
get von Mädchen um täglich 45 Minuten knapper bemessen ist als das von Jungen - dies 
nicht zuletzt, weil ihr Engagement in der Familienarbeit höher ausfällt (Cornelißen/ 
Blanke 2004: 163, 168). Es hat also den Anschein, als werde das Fundament für tradierte 
Geschlechterstereotypen frühzeitig gelegt. 


Senioren 
Richtet man den Blick auf die Altersgruppe der über 60-Jährigen, wird erkennbar, dass 


geschlechtsspezifische Zeitverwendungsunterschiede in der dritten Lebensphase (» Le- 
bensverlauf) fortbestehen; Frauen sind weiterhin für die Hausarbeit zuständig, Männer 
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genießen weiterhin mehr frei verfügbare Zeit (Engstler et al. 2004). Dennoch gilt: Die 
Zufriedenheit mit der Zeitverwendung ist unter den Senioren, die sich im Ruhestand 
befinden, am höchsten. Engfer (2008: 31) zufolge grassiert in dieser Altersgruppe weder 
eine »Ethik der Geschäftigkeit« noch Langeweile. 

Mit dem im Ruhestand größeren Volumen frei disponibler Zeit geht auch eine hö- 
here Bereitschaft zu bürgerschaftlichem Engagement (> Ehrenamt) einher: Immerhin 
13 Prozent der Senioren im Alter von 60 bis 79 Jahren leisten an einem Durchschnittstag 
informelle Hilfe für andere Haushalte, während in der Altersgruppe der 20- bis 59-Jäh- 
rigen dieser Anteil lediglich bei acht Prozent liegt (Engstler et al. 2004: 229). Jedoch setzt 
diese Form der gesellschaftlichen Partizipation, von der neben den Leistungsempfän- 
gern auch die Leistungserbringer profitieren, Gesundheit sowie fortgesetzte Mobilität 
im Alter voraus (Engstler et al. 2004: 236-242). 


Mobilität 


Auch zwischen dem räumlichen Kontext und der individuellen Zeitverwendung beste- 
hen Wechselwirkungen. Die Wohnsituation und die Infrastruktur des Wohnumfelds 
spielen eine bedeutende Rolle für die Zeitallokation von Individuen und die Zeiten, die 
in Mobilität investiert werden (> Verkehr und Mobilität). Kramer (2004: 26) ermittelte, 
dass an Werktagen Wege für den Haushalt (gut 29 Prozent) und Wege für die Arbeit 
(knapp 25 Prozent) die beiden größten Anteile an verschiedenen Wegearten einneh- 
men; an Wochenendtagen werden Wege - erwartungsgemäß - insbesondere für Haus- 
halt, Freizeit und soziale Kontakte (jeweils rund 26 Prozent) zurückgelegt. Führt man 
sich vor Augen, dass beruflich bedingtes Pendeln einen zunehmenden Trend darstellt 
(Ruppenthal/Lück 2009), werden die Auswirkungen von Mobilität (und Mobilitätserfor- 
dernissen) auf das individuelle Zeitbudget unverkennbar. 


Mediennutzung 


Über alle Altersgruppen spielt die Mediennutzung (> Medien und Massenkommunika- 
tion) eine überaus große Rolle im Alltag. Zwei Befunde sind dabei besonders bedeutsam: 
Erstens greift bei der Mediennutzung die sogenannte »the-more-the-more-Regel«, d.h. 
neue Medien ersetzen nicht die alten, sondern sie kommen hinzu; zweitens werden Me- 
dien häufig nebenbei (z. B. Fernsehen beim Essen) oder parallel (z.B. Lesen während das 
Radio läuft) genutzt. Die personengruppenübergreifende Bedeutung der Mediennut- 
zung wird auch daran ersichtlich, dass es bei dieser Zeitverwendungsform - im Gegen- 
satz zu zahlreichen anderen - keine allzu großen Unterschiede zwischen allgemeinen 
Durchschnittszeiten und Zeiten von Aktiven gibt (siehe Abschnitt 1.2): Jäckel/Woll- 
scheid (2004: 376) zufolge fließen tagesdurchschnittlich 275 Minuten (Aktive: 282 Mi- 
nuten) in die Mediennutzung; 168 Minuten als Hauptaktivität (Aktive: 183 Minuten) und 
107 Minuten als Nebenaktivität (Aktive: 142 Minuten). 
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Tabelle 1 Zeitverwendung für ausgewählte Lebensbereiche (2009) 
Gesamt Frauen Männer 
Kategorie Vollzeit Teilzeit nicht Vollzeit Teilzeit nicht 
erw. erw. 

Berufstätigkeit, Leh- WT 04:58 09:06 05:43 00:06 09:36 06:06 00:07 
re (inkl. Arbeitsweg, 
auch nebenberufl. SA 01:18 02:16 01:57 00:03 02:21 02:32 00:03 
Tätigkeit) 

SO 00:35 01:04 00:57 00:01 01:02 01:10 00:01 
Besorgungen WT 01:05 00:59 01:12 01:21 00:44 00:57 01:11 
(Einkaufen, Be- 
schaffungen, SA 01:11 01:29 01:24 01:00 01:23 01:04 00:55 
Behördengänge) 

SO 00:02 00:02 00:01 00:02 00:02 00:02 00:02 
Hausarbeit (Wa- WT 01:42 01:20 02:16 02:54 00:44 01:01 01:20 
schen, Kochen, 
Putzen) SA 01:53 02:27 02:48 02:28 01:18 01:10 01:07 

SO 01:15 01:32 01:56 01:42 00:50 00:44 00:44 
Kinderbetreuung WT 01:13 00:37 03:05 01:57 00:35 00:57 00:24 

SA 01:44 01:15 04:22 02:00 01:39 01:09 00:24 

SO 01:49 01:19 04:31 02:00 01:52 01:11 00:23 
Versorgung und WT 00:10 00:04 00:11 00:23 00:03 00:11 00:10 
Betreuung von 
pflegebedürftigen SA 00:11 00:05 00:13 00:22 00:04 00:09 00:10 
Personen 

SO 00:11 00:05 00:13 00:20 00:05 00:09 00:09 
Aus- und Weiterbil- WT 00:35 00:16 00:11 00:45 00:11 00:38 01:01 
dung, Lernen (auch 
Schule, Studium, SA 00:16 00:15 00:09 00:14 00:13 00:24 00:18 
Promotion) 

SO 00:13 00:12 00:07 00:11 00:12 00:21 00:14 
Reparaturen am WT 00:44 00:19 00:37 00:44 00:36 00:45 01:22 
Haus, in der Woh- 
nung, am Auto, SA 01:06 00:51 01:03 00:40 01:41 01:00 01:10 
Gartenarbeit 

SO 00:25 00:27 00:23 00:13 00:38 00:26 00:21 
Hobbys und sonsti- WT 02:16 01:27 01:36 02:49 01:29 02:29 03:23 
ge Freizeitbeschäfti- 
gungen SA 03:12 03:04 02:24 03:13 02:55 03:44 03:45 

so 03:43 03:47 03:00 03:34 03:37 04:32 04:03 


Anmerkungen: WT=Wochentag; SA=Samstag; SO=Sonntag; die Spalte »Gesamt« erfasst alle Befragten, also auch 
jene, die nicht in die Kategorien »Vollzeit«, »Teilzeit« oder »nicht erwerbstätig« fallen (in diese drei Kategorien 


fallen 91 Prozent aller Befragten). 


Quelle: SOEP 2009 (Scientific Use File; n=20 983; gewichtet); eigene Berechnungen. 
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Abbildung 1 Einschätzung des Umfangs der Zeitverwendung für verschiedene Bereiche 
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Quelle: Zeitbudgeterhebung 2001/02 (Scientific Use File; n=35 691; gewichtet); eigene Berechnungen. 


Tabelle ı stellt Angaben (in Stunden:Minuten) zur Zeitverwendung für einige zentrale 
Lebensbereiche an drei verschiedenen Tagen der Woche dar; die Angaben wurden aus 
dem Sozio-oekonomischen Panel (SOEP 2009) berechnet, da diese Daten aktueller sind 
als die Daten der ZBE 2001/02. 

Der Zusammenhang zwischen objektiven Lebensbedingungen und konkreter Zeit- 
verwendung wirkt sich schließlich auf das subjektive Wohlbefinden, also die Lebens- 
qualität der Menschen aus. Schaut man sich die Einschätzungen der Befragten der ZBE 
2001/02 hinsichtlich des Umfangs der Zeitverwendung für verschiedene Lebensbereiche 
an, so fällt auf, dass die Mehrheit der Befragten mit ihrer Zeitverwendung im Großen 
und Ganzen zufrieden ist (Abbildung ı): Jeweils mehr als die Hälfte der Befragten be- 
wertet ihren Zeitaufwand für die unterschiedlichen Bereiche als »gerade richtig«. Zeit- 
knappheit (»zu wenig Zeit«) wird - was kaum verwundert - vor allem in den privaten 
Bereichen (persönliche Freizeit, Partner, Kinder, Freunde) empfunden. Nennenswerte 
Anteile von Befragten, die für die erfragten Bereiche nach eigener Aussage »zu viel Zeit« 
aufwenden, finden sich lediglich bei » Beruf/Ausbildung« und »Ehrenamt«. 


3 Zeitverwendung im internationalen Vergleich 
In gebotener Kürze wird in diesem Abschnitt die Zeitverwendung im internationalen 


Kontext beleuchtet. Abbildung 2 gibt die Zeitverwendung für fünf zentrale Lebensberei- 
che in 15 europäischen Ländern wieder. 
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Abbildung 2 Zeitverwendung für zentrale Lebensbereiche in 15 europäischen Ländern 
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Quelle: Eurostat/HETUS, im Internet verfügbar unter: <https://www.h2.scb.se/tus/tus/StatMeanMact1ı.html> 
[Letzter Zugriff: 8.3.2012]. 


Mit Hilfe dieses Säulendiagramms lässt sich die Zeitverwendung in Deutschland in den 
europäischen Kontext einordnen und es werden einige länderspezifische Unterschiede 
erkennbar: So fällt auf, dass der prozentuale Zeitanteil, der in Bulgarien und Frankreich 
für den »persönlichen Bereich« (Schlafen, Essen, Hygiene) aufgewendet wird, höher ist 
als in den übrigen dargestellten Ländern. Belgien und Deutschland weisen vergleichs- 
weise niedrige Zeitverwendungsanteile für »Beruf/Ausbildung« auf. Dem Bereich 
»Haushalt/Familie« wird sich in einigen osteuropäischen Staaten (Bulgarien, Estland, 
Slowenien) besonders stark gewidmet. Über auffallend viel » Freizeit« verfügen die Fin- 
nen und die Norweger. Die Unterschiede in der Zeitverwendung für beruflich bedingte 
und private »Mobilität« sind hingegen gering. 

In der 2010/11 durchgeführten fünften Runde des »European Social Survey« wur- 
den knapp 19 000 Erwerbstätige aus 20 Ländern unter anderem danach gefragt, ob sie 
mit der Balance zwischen der Zeit, die sie für den Beruf aufwenden, und der Zeit, die 
sie für übrige Lebensbereiche zur Verfügung haben, zufrieden seien. Ihre Zufriedenheit 
konnten sie auf einer elfstufigen Skala (o = extrem unzufrieden; 10 = extrem zufrieden) 
quantifizieren. Abbildung 3 gibt die durchschnittliche Zufriedenheit der Befragten auf 
Länderebene wieder. 
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Abbildung 3 Zufriedenheit mit der Zeitverwendung für Arbeit und sonstige Lebensbereiche in 20 
verschiedenen Ländern 
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Quelle: European Social Survey 2010/11 (n,= 18 984; nj= 20; gewichtet); eigene Berechnungen. 


Hier fällt auf, dass kein Land einen Durchschnittswert aufweist, der auf eine ausgeprägte 

Unzufriedenheit (Skalenwerte o bis 4) schließen lässt; die relativ größte Unzufrieden- 
heit mit ihrer Work-Life-Balance zeigen die Befragten in der Tschechischen Republik. 
Deutschland liegt leicht unter dem Durchschnittswert über alle betrachteten Länder - 
was soviel bedeutet, dass die deutschen Befragten etwas unzufriedener mit ihrer Zeitver- 
wendung für Arbeit und sonstige Lebensbereiche sind. Auffallend zufrieden sind hinge- 
gen die Befragten in Dänemark, der Schweiz, den Niederlanden und Israel. 

Die in Abschnitt 2 angesprochenen besonderen Herausforderungen, mit denen sich 
vor allem erwerbstätige Mütter konfrontiert sehen, beschränken sich im Übrigen kei- 
neswegs auf Deutschland, sondern sie finden eine Spiegelung im internationalen Kon- 
text. So wies Hook (2006) anhand von Zeitverwendungsdaten von 20 Ländern für den 
Zeitraum von 1965 bis 2003 nach, dass mit steigender Frauenerwerbstätigkeit zwar auch 
das Engagement von Männern in (unbezahlter) Hausarbeit und Kinderbetreuung steigt, 
jedoch von einer Gleichverteilung bezahlter und unbezahlter Arbeit noch längst nicht 
die Rede sein kann. Lippe et al. (2011) zeigten in einer 17 europäische Länder für den 
Zeitraum von 1965 bis 1998 vergleichenden Untersuchung, dass selbst gut ausgebildete 
verheiratete Frauen in maskulin geprägten Gesellschaften (mediterrane und - obgleich 
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abgeschwächt - konservative sowie liberale Wohlfahrtsregime) weniger Zeit in bezahlte 
und mehr Zeit in unbezahlte Arbeiten investieren als vergleichbar gut ausgebildete 
Frauen in feminin geprägten Gesellschaften (sozialdemokratisches Wohlfahrtsregime). 
De facto ist außerhalb Skandinaviens die »dual, full-time worker model family« kaum 
anzutreffen (Lewis et al. 2008: 21). 


4 Gesellschaftspolitische Relevanz 


Aus den vorangegangenen Ausführungen lassen sich zwei gesellschaftspolitische Auf- 
gaben herleiten, von denen die erste konkreter und die zweite eher abstrakter Art ist: 
erstens der (weitere) Abbau bislang fortbestehender Geschlechterdifferenzen, welche 
sich - wie dargestellt - auch in zeitlicher Hinsicht zeigen; zweitens generell eine Höher- 
bewertung des Faktors Zeit als Wohlstandsindikator. 

Frauen tragen nicht nur in Deutschland (siehe Abschnitt 2), sondern in so gut wie 
allen westlichen Gesellschaften (siehe Abschnitt 3) nach wie vor die Hauptlast der un- 
bezahlten (Haus-)Arbeiten sowie privat geleisteten Betreuungs- und Pflegezeiten - mit 
potenziell gravierenden Nachteilen für ihre beruflichen Perspektiven. Nach Ansicht vie- 
ler Experten spielen neben der ökonomischen Entwicklung sowohl auf Länder- als auch 
auf Haushaltsebene (Heisig 2011) insbesondere wohlfahrtsstaatlich-institutionelle Be- 
dingungen und soziokulturelle Faktoren eine entscheidende Rolle für die Verbesserung 
der Erwerbsmöglichkeiten von Frauen: Entwickelte Ökonomien benötigen eine höhere 
(Frauen-)Erwerbsbeteiligung und ökonomisch bessergestellte Haushalte sind eher in der 
Lage, in zeitsparende Haushaltsgüter oder den Einkauf zeitsparender Dienstleistungen 
zu investieren; letztgenannter Aspekt fördert wiederum die Inklusion von Frauen in den 
Arbeitsmarkt (> Arbeitsmarkt und Beschäftigung), unter anderem, indem ehemals un- 
bezahlte Arbeiten vermarktlicht werden (OECD 2011: 25). Wohlfahrtsstaatlich-institu- 
tionelle Arrangements können ebenfalls zu einer arbeitsmarktlichen Besserstellung von 
Frauen (und damit mittelbar zu einer verstärkten Beteiligung der Männer an Hausar- 
beiten) beitragen; in diesem Zusammenhang sind beispielsweise Maßnahmen zur Flexi- 
bilisierung der Arbeitszeiten oder zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf zu nennen (Lewis et al. 2008). Allerdings ist auch anzumerken, dass manche die- 
ser Maßnahmen, wie z.B. Elternzeitregelungen, tendenziell zum Fortbestand tradierter 
Geschlechterrollen führen und folglich - aus diesem Blickwinkel - kontrafunktional 
wirken. Soziokulturelle Faktoren schließlich weisen eine besonders hohe Veränderungs- 
resistenz auf; hierzu zählen vor allem von Generation zu Generation »vererbte« Ge- 
schlechternormen, wie etwa die typisch weibliche Präferenz für das soziale Handlungs- 
feld - also jenes, in dem unbezahlte Arbeit geleistet wird - und die damit einhergehende 
Bereitschaft vieler Frauen, beruflich »kürzer zu treten«. 

Die vergleichsweise abstrakte Forderung einer Höherbewertung des Faktors Zeit als 
Wohlstandsindikator rührt zum einen daher, dass ein Drittel bis die Hälfte aller ökono- 
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mischen Aktivitäten aufgrund ihres Status als unbezahlte Arbeiten nicht durch konven- 
tionelle Wohlstandsindikatoren erfasst werden, jedoch in hohem Maß zur gesellschaft- 
lichen Wohlfahrt beitragen (Miranda 2011: 30; OECD 2011: 24). Zum anderen ist die Zeit 
in der »Beschleunigungsgesellschaft« (Rosa 2005) längst zu einem wichtigen Aspekt in- 
dividueller Lebensqualität geworden, wobei Ungleichheiten in der Verfügung über Zeit 
bislang vergleichsweise wenig Aufmerksamkeit erregen (Gimenez-Nadal/Sevilla-Sanz 
2011). Empirische Zeitverwendungsbefunde können dabei zur gesellschaftlichen Sensi- 
bilisierung für dieses Problemfeld beitragen. So sieht etwa die Deutsche Gesellschaft für 
Zeitpolitik (2005), die sich kritisch mit dem individuellen und öffentlichen Umgang mit 
der Zeit befasst, noch erheblichen Bedarf, die politische Praxis durch wissenschaftliche 
Zeitverwendungsbefunde zu stimulieren. 
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613, 614, 615, 616, 617, 618, 619, 620, 621, 622, 
722 

Bündnis 90/Die Grünen 655, 728 

Bürgerschaft 437, 662, 844, 845, 846, 850, 851, 
852, 853, 854, 855 

Bürokratiekritik 130, 134, 135 


(e 


Chancengleichheit 119, 336, 360, 362 ff., 457, 
776, 834 

Chancenungleichheit 116, 362 ff., 732, 734, 735 

Christlich Demokratische Union (CDU) 74, 
234, 235, 248, 301, 304, 307, 366, 454, 654, 
655, 656, 660, 722, 877 

Christlich-Soziale Union (CSU) 234, 235, 248, 
301, 304, 307, 654, 655, 656, 722, 877 

Computer 379, 401, 411, 415, 416, 525, 526, 624 


D 


Deliberation 639 

Demokratie 128, 130, 132, 133, 142, 208, 244, 
245, 246, 247, 248, 249, 250, 253, 254, 303, 
304, 308, 312, 329, 426, 487, 521, 531, 536, 
565, 566, 568, 609, 611, 622, 624, 626, 
628, 629, 640, 641, 644, 646, 647, 648, 
651 ff., 721, 722, 723, 726, 727, 728, 804, 
846, 850, 852, 853, 870, 912, 913, 916, 919, 
950, 951, 961 

Deprivation 62ff., 524, 527 f., 761 ff., 961 f. 

De-Territorialisierung 882 

Deutsche Demokratische Republik (DDR) 
29, 85, 99 ff., 112, 117, 165, 221, 227, 237, 250, 
261 ff., 268, 277 f., 291, 305 f., 310 ff., 365 ff., 
394 f., 399 f., 403, 427, 454, 468 ff., 473, 493, 
510f., 524, 543, 597 ff., 609, 669, 706, 708, 
710, 720, 723 ff., 737 ff., 778, 824 f., 832 f., 845, 
898, 900, 913 f., 941 ff., 949 ff., 960, 970 f., 
984, 986 ff., 999 ff. 

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) 147, 
569 f., 984 f., 989 ff. 

Deutsche Volksunion (DVU) 248 f., 253, 655 

Die Linke 251, 655 f. 

Dienstleistungsarbeit 185, 192 ff., 283, 889 

Dienstleistungsgesellschaft 54, 93, 176, 184, 
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185, 188 f., 194, 225, 276, 308, 412, 655, 735, 
952 
Dienstleistungslücke 191 f. 
Dienstleistungssektor 54, 88, 178, 184, 187 f., 
191, 195, 225, 305, 311, 412, 414, 796 
Dienstleistungstheorie 188 
Diskriminierung 171, 362, 365, 367, 369, 450, 
584, 586, 761ff., 834, 836, 1005 
Diversity Management 369 
Dreifelderwirtschaft 507 
Dritter Sektor 914 


Ehrenamt 199 ff., 428, 433, 797, 911, 918, 1017, 
1019 

Einbürgerung 604, 844f., 848, 849 

Einkommen 15 ff., 27, 46, 62 ff., 120 f., 125, 171, 
175, 192, 208, 213 ff., 241, 279, 283, 286, 291 ff., 
332, 344f., 348 f., 352, 357, 360, 377, 385, 399, 
405, 419, 444, 456, 506, 522, 524 f., 527, 530, 
533 f., 545, 549, 595, 631, 692, 701, 730, 775 ff., 
782, 797 f., 810, 817, 832 ff., 838 ff., 863, 905 f., 
919, 951, 953, 955, 958 ff., 976, 978, 996, 
1003 ff., 1007, 1011, 1015 

Einkommensungleichheit 72f., 175 f., 225 ff., 
295, 359, 524, 798, 832, 959 

Elitenstruktur 242 

Eltern-Kind-Gemeinschaft 257 ff. 

Elternschaftsbeziehung 258 f. 

Emotion 710 ff., 747, 767 

empirische Forschung 146, 188, 325, 440, 566, 
647, 708, 711, 779, 837, 885, 939 

empirische Werteforschung 937 

Entfremdung 621, 627, 684, 873 

Ernährermodell 267 f., 274 ff., 282, 365, 371, 
634 

Erwerbsbeteiligung 15, 21f., 30, 42, 52, 54, 
80 ff., 172 ff., 276, 279 ff., 339, 363, 559 f., 817, 
957 f., 1022 

Erwerbseinkommen 40 f., 93, 274, 278, 289, 
294, 296, 799, 809, 957 

Erwerbslosigkeit 26, 44, 51 ff., 83, 86, 586, 588, 
739 

Erwerbsorientierung 274, 957f. 

Erwerbstätigkeit 15, 20 ff., 31, 33, 49 f., 54, 
66, 73, 80, 82, 88, 90, 93, 188, 190, 204, 267, 


276 ff., 366, 370 ff., 391, 401, 403, 455, 553, 
557, 559, 689 ff., 701, 730, 796, 800, 808, 817, 
835, 866, 962, 977, 1008, 1012, 1015 

ethnische Nation 847 

Europa 19, 132, 160 ff., 170 ff., 181, 206, 241f., 
258, 276, 304f., 314, 336, 349, 380, 384, 451, 
486, 499, 523, 529, 536, 596 f., 610, 624, 662, 
676 f., 680 ff., 704, 718, 767, 790, 804f., 819, 
823, 885 f., 899, 902, 913 f., 930, 978 ff. 

Europäische Union (EU) 22, 26, 43, 61, 64, 
66, 166, 171ff., 214, 216, 224, 227 ff., 242, 272, 
276, 280, 304, 336, 368, 372, 382, 458, 514 ff., 
525, 533, 571f., 580, 582, 586, 593, 597, 600 ff., 
609, 613, 615, 619, 645, 657 f., 686 f., 698, 790, 
812, 817, 820, 824, 827, 836, 844 f., 849, 852 ff., 
886, 890, 902, 905, 978, 982f., 1005 

Exzellenzinitiative 989ff. 


F 


Fachhochschule 120, 127, 990 f. 

Familie 20, 43, 73 f., 101, 103, 117, 121 ff., 127f., 
171, 189, 199, 204, 220, 236, 257 ff., 273, 
275 ff., 289, 292f., 306, 309, 321, 327, 331, 339, 
341, 365 ff., 391 ff., 405, 439, 442, 445, 451 ff., 
484, 521f., 535, 539, 542, 552, 556 ff., 582 ff., 
625 f., 630 ff., 704 ff., 730, 733, 746, 751, 754, 
769, 780, 782, 794, 797, 800 f., 817, 841, 862, 
888, 953, 996 ff., 1003 f., 1009, 1012 f., 1016, 
1020, 1022 

Familienform 172, 261, 266 ff., 309, 391 ff., 454, 
540, 542, 862 

Flexibilisierung 15, 109, 280, 283, 560, 632, 
702, 929, 1022 

Föderalismus 312, 653, 683, 986 

Föderalismusreform 140, 658, 683 

Fordismus 334, 380 f. 

Forschungsdaten 146, 149 ff. 

Forschungsinfrastruktur 151 

Frauenbewegung 273, 362ff., 423, 723, 898 

Frauenförderung 366, 368 

Freie Demokratische Partei (FDP) 235, 301, 
304, 655 f., 722 

fremdenfeindliche Gewalt 249 

Fremdenfeindlichkeit 166, 727, 961 

funktionale Differenzierung 80, 334, 337, 473; 
790, 838, 883, 911, 951 
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Ganztagsschule 122, 372 

Gastarbeiter 71, 581, 587, 597, 793, 1005 

Geburtenentwicklung 98, 101, 104, 264 f., 367, 
372, 791 

gegliedertes Schulsystem 119 

Gemeinnützigkeit 208, 496, 909 f., 999 

Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) 513 

Gemeinwohl 134, 315, 326, 451, 496, 909 

Gender 175 f., 182, 272, 274, 280, 362, 364, 

368 f., 958 

Gender Mainstreaming 368f. 

Generation 20, 23, 33, 71, 101, 113, 124, 223, 226, 
258, 306, 332, 438, 446, 469, 522, 580, 582, 
584, 586, 600, 695, 731, 734, 740, 778, 793, 
799, 801, 827, 834, 837, 850, 874, 876, 886, 
896, 918, 933, 939, 943 f., 954, 998, 1005, 1022 

Geschlecht 12, 14, 17 f., 48, 83 ff., 98, 106 ff., 
116, 129, 181, 273 f., 278 f., 283, 288, 290, 310, 
320 f., 332, 352 f., 362 ff., 401f., 427, 443, 450, 
484, 533 Í.» 549, 557, 559, 633, 662, 705, 707, 
zı1ff., 736, 747, 770, 778, 784, 790, 799, 809, 
831, 834f., 850, 855, 958, 998, 1012, 1015 

gesellschaftliche Dauerbeobachtung 817 

gesellschaftlicher Wandel 92, 188, 570, 717 

Gesetzgebung 179, 424, 571, 605, 652f., 657 f., 
689, 902, 986 

gesundheitliche Ungleichheit 344ff., 358 ff. 

Gesundheitswesen 189, 289, 556, 603, 809, 917 

Gewalt 244, 249, 253, 272, 378f., 382, 446, 460, 
478, 483 ff., 608, 612, 620, 652, 708, 726, 758, 
761ff., 871, 890 

Gewerkschaft 20, 41, 45, 74, 214, 419, 422, 

425 ff., 637, 640, 660 f., 700, 722, 833, 850, 
852, 912, 915, 917 f. 

Großforschung 985, 988, 992 

Grundgesetz 302ff., 365, 368, 426, 464f., 609, 
652f., 683, 720, 845, 848, 869, 984, 986 

Grundherrschaft 507£. 

Gutsherrschaft 507f. 


H 


Handlung 46f., 400, 478 ff., 712, 870, 936, 947 
Handlungstheorie 830 
Haushalt 15, 25, 38, 41ff., 65, 68, 71, 75, 98, 105, 


112, 121, 126, 190, 199, 210, 213 ff., 229, 257 ff., 
266 ff., 279, 281, 301, 309, 319, 328, 371, 
389 ff., 438 f., 455 f., 501, 514, 521, 524 f., 527, 
544f., 548, 556, 558, 595, 603, 664 f., 724, 730, 
746, 778, 797, 808 ff., 832, 836, 861, 890, 901, 
905 f., 929 ff., 950, 955 ff., 969, 973, 978 ff., 
996 ff., 1003 ff., 1015, 1017, 1020, 1022 
Haushaltsform 71, 276, 389 ff., 401, 956, 
1000 ff., 1009 
Hochschule 127f., 322, 412, 602, 611, 983 ff. 
Homosexualität 705, 707, 713 
horizontale Integration 232, 241 
Humankapital 37, 45 f., 85, 177, 180 f., 208, 213, 
711, 990 
Hysteresis 37 


Identität 158, 161, 163, 165, 273, 441, 540, 589, 
625, 628, 639, 680 ff., 705, 717, 719, 733, 768, 
770, 846, 851ff., 939 

Imperium 160 

Individualisierung 12, 72, 172, 282, 306, 309, 
393, 436, 443, 465 f., 468, 472, 547, 624 ff., 
741, 745, 749, 768 ff., 782, 788, 790, 801, 861, 
883, 928 

Individualismus 333, 554, 624 ff., 871, 899, 916 

Individualität 326, 62 ff., 715, 860, 997 

Information 45, 65f., 80, 131, 144 ff., 152, 155, 
216, 263, 265, 292, 311, 357 f., 377, 392, 408, 
410, 415 ff., 423, 445, 504, 528, 533, 545, 

595 f., 647 f., 724, 745, 747, 749, 751, 753, 760, 
816 ff., 821, 823, 825 ff., 840 f., 886, 922, 968, 
1008 

Informationsgesellschaft 310, 408 ff., 816 

Infrastruktur 147, 151, 153, 210, 216, 279, 516 ff., 
522, 529, 630, 666, 816, 818, 835, 861, 868, 
898, 929, 1017 

Inklusion 60, 75, 559, 604, 763 ff., 844, 846 f., 
850 f., 855, 927, 951, 1022 

Institution 20, 41, 58f., 140, 162, 188, 195, 260, 
286, 291, 307 ff., 368, 372, 392, 423, 426, 451, 
453, 459, 465, 470 ff., 493f., 498 f., 554 f., 562, 
565, 571, 621, 624, 627, 630, 634, 651 ff., 680, 
684, 708 ff., 750, 758 ff., 771, 782, 794, 813, 
822, 827, 831, 835, 851, 855, 885 ff., 913, 949, 
961, 968, 970, 979 ff. 
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Interaktion 171, 188, 196, 269, 360, 481, 609 f., 
643, 661, 673, 714, 746, 749, 751, 839 

Interessenvermittlung 424, 660 

internationale Arbeitsteilung 171, 377, 385 

internationales Krisenmanagement 613, 620 

Internationalität 242, 380 

Internet 146, 311, 379, 399, 420, 446, 459, 485, 
566 ff., 577 f., 642, 647, 707 f., 761, 886, 890, 
1020 


Jugendkultur 306, 440, 445, 706 


K 


Kapital 41, 43, 74, 215, 220, 385, 409, 419, 541, 
548, 576, 596, 627, 632, 695, 700, 734, 751, 
776, 780, 886, 929, 959, 973, 976, 978, 980, 
1007 

Kapitalismus 28, 74, 185, 246, 252, 301, 335 f., 
410, 413, 417 ff., 624 ff., 753, 804, 813, 850, 
954, 967, 982 

Karrierewege 128, 135, 232, 235, 237 Í., 242 

Kernfamilie 261, 395, 397, 633 

Kinderlosigkeit 17, 103, 263 ff., 558, 561, 953 

Klasse 48, 58, 92, 119, 122 f., 128, 170, 181, 273, 
309, 322 ff., 332, 337, 437 f.» 444, 465, 540 f., 
553 f., 625, 630 f., 634, 715, 730, 733 f., 738, 
740, 761, 763, 769, 774 ff., 831, 833, 835, 

840 ff., 850, 855, 861, 868, 906, 945, 952 
Klassengesellschaft 308, 553, 630, 778, 784 
Klassentheorie 308 
Klimawandel 386, 506, 515, 517, 519, 898, 924 
kollektives Gedächtnis 161 
Kommunikationswissenschaft 568 ff., 637 
Konservatismus 806f. 

Konsum 171, 215, 321, 335, 337, 339, 405, 437, 
545, 628, 709, 721, 759, 799, 953, 968, 972, 
1011 

Körper 282, 446, 704, 708, 710 f., 714f. 

Korporatismus 660, 917 

Kultur 159, 163 f., 193, 205, 318, 321, 331 ff., 340, 
409 ff., 445, 456, 466, 492 ff., 539, 542, 545 f., 
570, 610 f., 620f., 624, 629, 640, 643, 647 f.» 
651, 657, 661, 682, 704, 711, 717, 720, 729, 


770f., 790, 800, 838 ff., 851, 862, 889 f., 912, 
915, 949, 984 

Kulturbegriff 492 

Kulturföderalismus 498f. 

Kulturhoheit 117, 281, 498, 500, 984 

Kulturnation 159 f., 492 f., 847 

Kulturpolitik 493 f., 498 ff. 

Kulturstaat 492f. 

Kulturstiftung 499 f. 


L 


Landes- und Bündnisverteidigung 609, 614 

Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft 
(LPG) 317 321, 510 f. 

Langzeitarbeitslosigkeit 32, 37, 74, 530 

Lebensalter 11 ff., 267, 278, 399, 436, 554 f., 581, 
690 ff., 790, 794 

Lebenserwartung 14, 16, 18, 42, 105 f., 114 f., 
171, 258, 345 ff., 438, 555 f., 690 f., 695 f., 790, 
796, 800, 945, 1012 

Lebensform 98, 103 f., 109, 112 f., 189, 257 ff., 
274, 278 f., 283, 306, 389 ff., 405, 454, 557 ff., 
626, 628, 632, 634, 673, 706 f., 713, 794, 861, 
888, 929, 952 ff., 998, 1009 

Lebensführung 14, 17 f., 186, 188, 282, 288, 436, 
447, 539, 543, 549, 624 ff., 779, 808, 813, 853, 
858, 861f., 996, 1012 

Lebensgemeinschaft 104f., 257 ff., 267, 269, 
279, 389 f., 395, 405, 558, 707 

Lebenslage 16, 62, 66 f., 177, 179, 309, 327 f., 
364, 524, 630, 804, 808, 929, 1015 

Lebenslauf 11f., 22, 75, 104, 232, 251, 261, 264, 
269, 392, 401, 439, 539, 552, 554, 558, 631, 691, 
730, 750, 804, 806, 831, 889 

Lebensphase 13, 18 ff., 279, 283, 397, 436, 439, 
442f., 460, 542, 553 ff., 689, 1016 

Lebensqualität 40, 339, 385, 392, 459 f., 486, 
515 ff., 521 ff., 672, 818 ff., 953, 979, 996 f., 
1012, 1019, 1023 

Lebensstandard 17, 60 ff., 65, 73, 220, 227, 288, 
339, 444, 521 ff., 541 ff., 630, 691, 697 f., 701, 
783, 832, 852, 897, 954 f., 958, 976, 997 

Lebensstil 309 f., 337, 369, 390, 392, 405, 437, 
443, 538 ff., 630, 708, 779 ff., 799, 801, 836, 
838, 840 f., 855, 858, 860 ff., 866, 905 f., 923, 
952, 1009 
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Lebensverlauf 15, 56, 71, 203, 348, 396, 552 ff., 
713, 831, 939, 945, 950, 1012, 1016 

Linksextremismus 245f., 250 

Lohn 35ff., 40 ff., 51, 71, 174, 176, 225, 227, 293, 
370, 626, 695, 701, 722, 976, 978 

Lohnquote 215, 219, 224, 974, 976 


M 


Markt 19, 41, 44f., 48, 54, 171, 178, 181, 192 f., 
293, 376 ff., 398, 405, 417, 426, 508, 514f., 548, 
554, 573 f., 630, 658 f., 686, 711, 728, 746, 752, 
768, 807, 811, 859 f., 914, 960, 967 f., 988, 996 

Massenkonsum 317, 380, 521 ff., 832, 906 

Massenmedien 474, 487, 565 f., 637, 639, 643, 

646, 715, 721, 758, 900 

Mediatisierung 436, 443, 566, 570 

Mediengesellschaft 565 f. 

Medienkommunikation 566 ff. 

Medienkultur 565f. 

Medienpolitik 571, 572, 578 

Mediensystem 570 ff., 641, 644 ff., 661 

Medienwissenschaft 568 ff., 637 

Medikalisierung 764, 766 

Meinungsfreiheit 434, 450, 571 

Menschenrechte 288, 340, 450, 571, 589, 627, 

724f., 846, 853 f., 877, 890 

methodologischer Nationalismus 176, 882 ff. 

Migration 15, 42, 100, 106, 109, 114, 177ff., 

580 ff., 594 ff., 664 f., 673, 730, 741, 767, 844, 

854, 885 f., 1005 

Migrationshintergrund 48, 71, 84, 88, gof., 
113 ff., 121 ff., 179, 202, 369, 445, 459, 580 ff., 
594, 600, 662, 673, 737, 764, 834, 888, 919, 
955 f., 1003 ff. 

Migrationspolitik 101, 581, f., 604 

Milieu 177 ff., 233, 307 ff., 332, 337, 445, 467, 
473, 539 Í.» 547, 634, 655, 661, 724 ff., 741, 748, 
750, 769, 779 ff., 801, 839 ff., 861, 906, 952, 
1001, 1007 

Mindestsicherung 68f., 822, 951 

Ministerium für Staatssicherheit (MfS) 321, 
324 

Moderne 210, 283, 286, 288, 317, 331 ff., 339 f., 
408 ff., 481, 521, 624 ff., 633, 714f., 790, 859 f., 
871, 883, 898, 912, 937, 946, 969, 1011 f. 

Modernisierung 12 f., 106, 139, 172, 244, 251, 


261, 275, 307 f., 372, 398, 466, 473, 547, 616, 
624 ff., 733, 741, 745, 749, 767 ff., 790, 878, 
884, 896 f., 903 f., 906, 922, 928, 952, 954, 
958, 1001 

Modernität 542ff., 624 

Möglichkeitsraum 922, 924, 930 

Monogamie 713 


N 


Nachhaltigkeit 142, 523, 824 ff. 

Nationaldemokratische Partei Deutschlands 
(NPD) 208, 248 f., 253, 655 

Nationalismus 159, 164f., 176, 581, 770, 846, 
848, 855, 882 ff., 890 

Nationalsozialismus 133, 159, 165, 248, 275, 
426, 477, 569, 597, 611, 705 f., 709, 720, 765, 
848, 999 

Nationalstaat 160, 164, 170 f., 181 f., 189, 382 f., 
411, 420, 425, 492, 580 ff., 593, 596, 662, 673, 
678, 682, 790, 831, 847, 852 ff., 881 ff., 890 f., 
929, 970 

Netzwerkforschung 745, 747 f., 750 

Netzwerkgesellschaft 408 

Normalbiografie 15, 278, 283, 555 


(0) 


öffentliche Verwaltung 90, 132, 139, 233, 237 f., 
336, 368 

Öffentlichkeit 22, 31, 33, 75, 113, 208, 260, 275, 
365, 423, 473, 481, 503, 566, 572 f., 610 f., 622, 
626, 637 ff., 659, 661, 726, 728, 758, 760f., 
764, 771, 793, 818, 822, 827, 846, 910 f., 982, 

.. 988, 997 

Ökologie 718, 727, 895 f., 903 

ökologische Modernisierung 896 f., 903 f., 906 

Organisation 131, 140, 151ff., 162, 172, 184, 186, 
194f., 199 f., 206 f., 214 ff., 247, 253, 259, 312, 
336, 368, 370, 372, 393, 399, 409 f., 417 f., 
422 ff., 464ff., 473, 496, 500 f., 565, 615, 624, 
630, 647, 653, 660, 717, 720, 727 f., 745 ff., 
752f., 761f., 768, 805, 820 f., 826, 850, 852, 
870 ff., 885 ff., 909 f., 914 ff., 968, 970, 982 ff., 
990 

Organisationsgrad 426, 430 ff. 
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P 


Paarbeziehung 257 ff., 713 

Parlament 134, 181, 248, 250 f., 426, 535, 614, 
637, 652 ff., 722, 822, 854 

Partei 161, 234 f., 237, 244 ff., 275, 301, 304, 307, 
317 f., 321, 324, 339, 423 ff., 566, 576, 637, 640, 
651 ff., 659 ff., 717 ff., 760, 852, 900 f., 910 ff., 
917 f., 937, 940, 951, 987 

Parteiensystem 655, 661 

Pendeln 109, 593, 598, 666 f., 672, 730, 929, 
1008, 1017 

Pluralisierung 278 f., 283, 309, 389, 393, 400, 
465, 468, 473, 597, 707, 727, 750, 768 f., 794, 
800, 861, 929, 1009 

Pluralismus 427, 472, 640, 643, 660, 898 

Policy-Netzwerke 754f. 

politische Kommunikation 570, 637 

politische Öffentlichkeit 275, 661, 846 

politische Rechte 846 

politische Rechten 768 

politische Sozialisation 939, 943 

politisches System 208, 253, 304, 310, 320, 
424, 428, 431, 433, 582, 637, 642 f., 646, 
651ff., 710, 719 f., 728, 760, 769, 848, 912, 
936, 960 

Polizei 249, 314, 477, 482, 484, 486, 508, 535, 
621, 726, 758 f., 878 

postindustrielle Gesellschaft 82, 718, 799 

Postmaterialismus 339 f., 719, 937 ff. 

Presse s571ff., 641, 644, 721 

Produktivvermögen 214, 216, 220 ff. 

Prognose 92f., 170, 182, 334, 603, 788 f., 799 f., 
931, 954, 961 


Q 

Qualifikation 33, 42, 46, 48, 80 ff., 93, 123, 131, 
132, 137 f., 180, 196, 204, 323, 326, 430, 443, 
525, 583, 587, 670, 738, 778, 793, 833 f., 924 

R 

Raum 107, 159, 171, 177, 179, 245 f., 249, 306, 


309 f., 316, 379, 401, 506 f., 514 ff., 540 f., 
567 f., 596 f., 664, 667, 673, 676 ff., 684 ff., 


724 ff., 741, 754, 804, 809, 860 ff., 881, 884, 
891, 898, 923 f., 998, 1002 ff. 
Raumwiderstand 924, 931 
Rechtsextremismus 245 ff. 
Rechtsradikalismus 727 
Rechtsstaat 652, 720, 846 
Regionalisierung 177, 181, 679, 680, 686 
Regionalpolitik 180, 679 f., 687 
Remigration 593, 600, 602 
Rentenalter 15, 22 f., 71, 318, 602, 698, 792 f. 
Republik 165, 247 f., 251, 253, 300, 303, 314 ff., 
425 ff., 509 ff., 615, 627, 629, 651 f., 657, 720, 
722, 724, 807, 850, 949 
residenzielle Segregation 589 
Retraditionalisierung 953, 957 f. 
Riester-Rente 697, 699, 809 
Routine 477, 481, 624, 751, 922, 947 
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